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A.  In  AUgendiieB. 

Bayern  gehört  zu  den  Staaten,  In  welchen  die  gegensei- 
tigen Rechte  der  Regierung  und  der  Stände  hinsichtlich  des 
Staatshaushalts  von  jeher  zweifelhaft  gewesen  und  auch  in 
neuester  Zeit  noch  nicht  hinlänglich  klar  geworden  sind;  so 
dass  man  fast  annehmen  könnte ,  das  Halbdunkel  und  der 
Zweifel  seien  der  bayrischen  Finanz wirthschaft  unentbebriicb. 
—  Werfen  wir  einen  flüchtigen  Blick  auf  die  Eragmm  t» 
Baifem  $eU  Anfang  des  laufenden  Mrkmukrte.  Bin  neaor 
Abschnitt  für  Bayerns  Regentenfamilic  begann  mit  der  Pro- 
klamation vom  1.  Januar  1806,  wodurch  der  Kurfürst  Maxi- 
milian, unter  dein  Schutze  des  Kaisers  der  Franzosen,  den 
KönigsUlel  annahm,  l^in  für  das  Land  wichtiger  Schritt  war 
die  unter  dem  1.  Mai  1806  geschehene  Anflöemig  der  iand- 
sehafOkken  KarpamHonen,  welcher  an  demselben  Tage  die 
Verleihung  emer  Konstitution  All*  das  Königreich  Baiem,  folgte.  - 
Die  damals  voigenommene  TerriiariaUEmtkeikmg  (1806  Jony 
21.)  ergab  in  15  Kreisen  1636  DMeilen  mit  3,232000  Bewoh- 
nern. Neben  vielen  andern  Maassregeln,  welche  die  neue 
Königswürde  zu  erfordern  schien,  wurde  auch  ein  Familien^ 
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guel»  erlassen  (1808  July  2&), -welches  jedoch  unter  dem  18. 
•Januar  1816  und  5.  August  1819  ergänzt  und  ersetzt  wurde. 
Das  Jahr  1810  war  das  Jahr  der  frmzösischen  Belohnungen, 
denn  am  7.  April  wurden  das  Fürstenihurn  Regensburg  und 
die  Markgrafschaft  Bayreuth,  am  19.  September  die  Fiirsten- 
thümer  Salzburg.  Bergdesgaden,  das  Inn-  und  Hausruck- Viertel, 
in  BesilsE  genommen;  w<^egen  Bayern  nur  den  Etsch-  und 
Eisak-Kreis  mit  280-^900000  Seelen  abtreten  musste.  Noch 
drei  Jahre  lang  blieb  die  Krone  Bayern  ihrem  Besdititzer 
getreu,  dann  aber  legte  eine  Proklamation  des  Königs  vom 
14.  Oktober  1813  die  Gründe  des  Bruchs  einer  achtjährigen 
Verbindung  mit  Frankreich  und  des  Einlnlt.s  in  ein  feindliches 
Bündniss  dar.  Auch  diesesmal  blieb  der  Lohn  einer  scharf- 
sichtigen Politik  nicht  aus,  denn  der  Verlust  des  früher  er- 
rungenen Tyrol  und  Vorarlberg  (1814  Juny  19.),  sowie  des 
Inn-  und  Hausruck-Viertels»  von  Salzburg  und  Vils  (1816  April 
30.);  wurden  reichlich  aufgewogen  durch  die  Erlangung  von 
Würzburg,  AschalTenburg  (1814  Juny  19.),  der  Fuldaschen 
Äemter,  von  Redwitz  und  der  Lande  am  linken  Rheinufer 
(1816  April  30).  — 

Die  deutsche  Bundesacle  vom  8.  Juni  1815  wurde  für 
Bayern  am  18.  Juni  1816  pubKcirt,  jedoch  erst  durch  das 
Regierungsblatt  von  1817  lur  allgemeinen  Kenntniss  gebracht. 
Die  Geschichte  ihrer  Entstehung  belehK  uns  dass  Deutschland 
vorzugsweise  der  Bayerschen  Regierung  die  häufige  Wieder* 
holung  des  Worts:  „souverain,**  sowie  die  Beseitigung  des 
Plans  eines  Bimdesgerichls ,  verdankt.  Das  grösste  Verdienst 
der  Krone  Bayern  um  die  Bundesacle  aber  ist  die  Fassung 
des  Artikels  über  die  iandständischen  Verfassungen.  Bayern 
erklärte»  in  treuer  Genossenschaft  mit  Württemberg,  schon 
damals:  dass  sie  dmxh  keinerlei  Bestimmungen  ihre  Gewalt 
Imsicfartich  der  innem  Verhältrasse  ihrer  Staaten  beengen  las* 
sen  würden.  =  Eine  verUeheue  Verfassvngsnrlamde  vom  26.  Hai 
1818  sollte  die  Vorschrift  des  Art.  i:i  der  Bundesacle  erfiillen. 
Ihr  Inhalt  hat  zu  forlgesetzten  Streitigkeiten  zwischen  Regie- 
rung und  Landätiinden  so  vieifadie  Veranlassung  geboten, 
dass  jeder  Landtagsabsckied  davon  Zeugniss  giebt;  ihr  Inhalt 
bü  Imer  die  Begiauiig  ia  den  Stand  gesetal  denLaMbtäiir 
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den  eine  Bdum^img  angedeihen  za  lassen,  welche  (mmde- 

stens  hinsichtlich  der  Foroi)  mir  sonst  nicht  vorgekom- 
meo  isL  — 

Der  König  MaximiHan  L  verstarb  nach  25jähriger  Regie^ 
rung;  König  Lndwig  trat  durch  Patent  vom  23.  October  1825 
die  Regierung  an,  legte  jedoch  noch  bei  Lebzeiten,  mittelst 
Patents  vom  20.  März  1848,  die  Krone  nieder  und  Maximi-- 
lianll.  bestieg  den  Königsthron.  Von  den  Ereignissen  seit  jener 
Zeit  sind  in  diesem  kurzen  Röckblick  nur  boch  die  KönigL 
Proklamation  vom  I.August  1846,  die  Ernennung  desJteicftt« 
9erwe8er9  betreffend ;  femer  die  Bekanntmachung  des  Königl. 
Ministerium  des  Aeussern  vom  19.  December  1848,  wodurch 
verschiedene  Reichsgesetze  verkündet  werden;  so  wie  aus 
dem  Jahre  1849  die  Bekanntmachung  vom  27.  April,  in  Be- 
treff der  Addresscn  wegen  Anerkennung  der  deutschen  Reichs- 
Verfassung  und  die  Erklärung  der  Regierung  gegen  die  un* 
veränderte  Annahme  der  von  der  deutschen  Reidisversamm- 
lung  beschlossenen  Verfassung  vom  l.May:  —  zu  erwähnen. 

Das  Königreich  Bayern,  welches  im  Jahre  1818 :  3,560000 
Bewohner  in  789191  Familien,  Ende  1834:  4,246778  Einwoh- 
ner zählte,  besitzt  nach  der  im  Dezember  1846  vorgenomme- 
nen Zählung  4,504874  Einwohner  auf  139 1,58  DMeilen ;  Ende 
1849:  1,006913  Familien  mit  4,520751  Köpfen.  Die  mittlere 
jährliche  Zunahme  der  Bevölkerung  bt  nur  0,51  %,  die 
höchste  fiir  einzelne  Landestheile  0,54  %,  die  geringste 
0,43  •/9f  Bayern  besitzt  auf  der  DMeile  durchsdinittlich  nur 
3230  Bewohner  und  hat  demgemäss  von  den  38  Staaten 
Deutschlands  nach  der  Volksdichtigkeit  erst  Nr.  29;  sein  Pro- 
zenianiheil  am  Flächengehaltc  Deutschlands  ist  12,15,  an  der 
Bevölkerung  10,81  Vo*  — 

Die  Quellen  aus  welchen  die  vorliegende  Arbeit  geschöpft 
ist,  sind  fast  ohne  Ausnahme  «»mittelbare.  Dahin  gehören: 
die  Gesetzsammlung,  das  Regierungsblatt,  die  Verhandlungen 
der  Landstände  und Landräthe,  das  Hof-  und  Staatshandbuch; 
sodann  die  vortreffliche  Sdirift  von  Rudhart,  über  den  Zu- 
Hatd  des  Köojgreicfas  Bayern  aadi  amtUohea  QueileiH  8  Bde., 
Briangen  tBavV;  dio  Topisd^  Geographie  voa  Bayern  von 
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Wakher,  München  1844  (die  einzige  Beschreibung  des  König- 
reichs seit  Rndharts  Schrift,  welche  ompfohlen  zu  worden 
vcrdiont,  da  auch  das  statistische  Büreau  für  che  Oeflenilichkeit 
gar  nichts  geleislel  hat);  ferner  Pözl,  Bayerisches  Slaatsver- 
fassungsrecht,  Würzburg  1847.  eine  gediegene  Arbeit  deren 
Gedrängtheit  jedoch  manche  Auskunft  vergeblich  suchen  lässt; 
die  zum  Nachschlagen  recht  nützliche  Handbiblia&ek  des 
bayernschen  Staatsbürgers,  5  Bde.,  Augsburg  f84V7.  In  Be- 
ziehung auf  den  Staatshaushalt  insbesondere  ist  aus  neuerer 
Zeit  gar  keine  Vorarbeit  vorhaiidcii,  Ascnn  man  nicht  etwa 
kleine  riugschriflen,  wie:  die  ständischen  Biidgetsmodifikatio- 
nen  und  die  Erübrigungen,  Mannheim  1843,  Bassermann;  dazu 
rechnen  will.  Dass  dieser  Umstand  bei  Beurtheilung  meiner 
Schrift  nicht  ausser  Beachtung  gelassen  werde,  wünsche  ich 
sehr.  — 

Von  den  hinsichtlich  des  Staat^amhaUs  im  Allgemeinen 

erlassenen  Gesetzen  und  Verordnungen,  sind  aus  dem  Jahre 
1808  :  die  Verordnung  wegen  künftiger  Einrichtung  der  Zen- 
Iralstaatskassen  und  ihrer  Filialkasseo  (August  8.);  das  Edikt 
wodurch  Kreis- Finanzdircklioncn  eingerichtet  wurden  (August  8.); 
und  die  Verordnung  über  die  Steuer-  und  Domainen-Sektion 
des  geheimen  Finanz-Ministeriums  (August  25.)  ztf  erwähnen. 
Schon  nnter  dem  T.Oktober  1810  wurden  die  beiden  letzten 
Verfügungen  abgeändert;  durch  Verordnung  vom  15.  April 
1817  wurde  der  Wirkungskreis  des  Finanzministeriums  wie- 
derum anders  bestimmt  und  eine  neue  Veränderung  erfolgte 
durch  Verordnung  vom  9.  Dezember  1825.  Eine  königliche 
Verfügung  vom  30.  September  1611  regelte  die  Formen  bei 
Veräussenmgen  von  Staaisägenlkum;  Titel  IB.  der  Verfassungs«- 
urkunde  handelt  vom  Staatsgute  und  ein  Gesetz  vom  9.  März 
1828  enthält  nähere  Bestimmungen  über  §.2,  Nr.'T  die  öffent- 
lichen Sammlungen  betreffend.  In  den  Landtagsabschicden 
vom  15.  August  1828  und  vom  17.  November  1837  linden 
sich  Bestimmungen  über  die  V(  i  wenduug  der  Kaufschillinge 
von  Staatseigenthom  und  den  Nachweis  davon  an  die  Stände. 
Ein  oberster  Reehnmg^f  wurde  schon  durch  Verordnung 
vom  20.  Oktober  1812  errichtet,  das  Finanzredmungswesen 
aber  neueriich  durch  Verordnung  vom  11«  lanaar  1826  gere- 


Digitized  by 


s  - 

gelt.  Das  Redwongsjahr  *  geht  vom  1«  Oktober  bis  legten 
September. 

Der  Anfheil  der  Stände  bei  Regelun<^  des  Staalshaushalls  ' 
ist  im  Titel  VII.  der  Verfassungs-{] rkuncie  §.  3  bis  16  in  sehr 
zweifelhafter  Fassung*)  bezeichnet,  und  dennoch  hat  seit  den 


*)  Die  WorCe  der  Verfassungsiirkiinde  sind: 

S.  3«  Der  König  erholt  die  Zustimmung  der  Stände  zur  Erhebung 
aller  directen  8lenern,  sowie  zur  F.rhebung  neuer  indirecten  Auflagen,  oder 
za  der  Erhöhung  oder  Veränderung;  der  bestehenden. 

$.  4.  Den  iitüuden  wird  daher  nach  Uirer  Eröffnung  die  g«naae  Ue- 
bersicht  des  Staat.sbediirAiisses,  so  wie  der  gesnmmten  Staats-Einnaliraei^ 
CBadget)  vorgelegt  werden,  welche  dieselbe  durch  einen  Ansschass  prüfeiiy 
und  sodann  niber  die  zu  erhebenden  steuern  in  Berathnng  treten. 

g.  6.  Die  zur  Deckung  der  ordentIf(;hen  beständigen  und  bestimmt 
▼orberzusehenden  Staats-Ausgaben ,  mit  Einacbluas  des  BOtiiweiuUgen  He* 
serve-Fonds,  erforderlicbeo  directen  Steuern  werden  jedesnnl  auf  eech« 
Jnbre  bewilligt. 

Um  jedoch  jede  Stockung  in  der  Staatshaushnitung  zu  vermeiden, 
werden  in  dem  Etatsjuhie,  in  welchem  die  erste  Stände- Versammlung  ein- 
berufen wird,  die  iudeia  vorigen  Etat^jalire  erhobenen  Staats-Auflageu  fort- 
entrich!et. 

§.  6«  Em  Jahr  vor  dem  Ablaufe  des  Termins»  fUr  welchen  die  fixen 
Ausgaben  festgesetzt  sind,  somit  nach  Verlauf  von  sechs  Jahren,  h'isst  der 
Kdaig  fQr  die  sechs  Jahre,  welche  diesem  Termine  folgen,  den  Ständen 
ein  neues  Budget  vorlegen. 

$.  7.  In  dem  Falle,  wo  der  König  durch  ausserordentfiche  nassere 
Verhältnisse  verhindert  isl^  in  diesem  Jetsten  Jahre  der  ordentlichen  Steuer* 
Bewilligung  die  Stande  zu  versammeln,  kömmt  Ihm  die  IteAignies  einer 
Forterhebnng  der  letatbewiUigten  ^Steuer  auf  ein  halbes  Jahr  su. 

8b  In  raien  eines  ansserordeatlichen  und  unvorhergesehenen  Be- 
darlhieses  und  der  Unxulftng^iehketl  der  bestehenden  Slaats-EinkOnlle  a« 
dessen  Deckung ,  wird  dieses  den  Stünden  jEur  Bewilligung  der  erftrder- 
lichen  ausserordentlichen  Auflagen  vorgelegt  werden. 

%.  9.  Die  Stände  können  die  Bewilligung  der  Stenern  mit  keiner 
Bedingung  verbinden. 

S«  10.  Den  Standen  des  He  Ichs  wird  bei  eliier  jeden  Versamuiliiug 
einegmaneNaehweisung  Aber  die  Verwendung  der  Staats-Sinnahmeu  vor- 
gelegt wurden.  (Jeder  Minister  bleibt  vemntworCilch|  die  für  seioea  Ge- 
aeUflakriis  fts%enetsleii  Suauneu  su  den  heatinniten  Zwueken  su  vor» 
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80  Jahren  der  Anwendung  man  nur  über  swei  Erläutemngen 

einig  werden  können;  nämlich: 
„dass  spätestens  neun  Monate  vor  Ablauf  des  sechsjährigen 
Bewilligungstermins  den  Ständen  ein  neues  Budget  vorge- 
legt werden  soll  (Gesetz  vom  15.  April  1840  "  und 
„dass  jeder  Minister  verantwortlich  bleibt,  die  für  seinen 
Geschäftskreis  festgesetzten  Summen  zu  den  bestimmten 
Zwecken  zu  verwenden  (Landtag^abecbied  vom  Angust 
1843)". 


wenden.  LnndtJi§i-Abickied  von  SÖ«  Augnst  1843,  3-  18,  GeietiUait 
6t.  VII,  6.61.) 

$.11.  Die  gesamite  StMitMolMilA  wM  miter  dte  GcwShirletaCiiiig 
der  Stande  geitellt. 

Zu  jeder  neaen  Staalaadiold,  wodiirch  die  zur  Zeit  bcgtalwiide  Scliul- 
denmasse  im  Capttalsbetrage  oder  dei^  jährlichen  Verzinsung  TWfrOflflcrt 
wJrd^  ist  die  aBimtiiiiwiniig  der  Stände  des  lleielis  erfi»rilerlic]i« 

3.  13.  Eine  sokiie  YermelUniQg  der  StaatsaelnddeB  hat  nur  für  jene 
dringenden  und  ausserordentlfclien  Staatoliedlirfnlsse  statt,  weleke  weder 
dvrek  die  ordentliehen  nocli  dnrcli  aiuserordentliclie  Beicräge  derVntertha- 
nen>  ekne  deren  zn  grosse  Beiaatnng  bestritten  werdm  kOnnen,  und  die 
tun  wairen  Natten  des  Landes  gereielMB* 

3.  13«  1^  Stünden  wird  der  Schnldentllgangsplan  TOrgelegt,  und 
eine  Ihre  Xnstinnnnng  kann  an  dem  ron  flnen  aiigenoninien  Plane  keine 
Abänderung  getreSbn»  noch  ein  sor  Sclialdentagang  bestininites  CkeMll  m 
irgend  einem  andren  Zweeke  verwendet  werden. 

3.  14.  Jede  der  beiden  Kammern  Imt  ans  ihrer  Mitte  einen  CUnmis^ 
«dr  zu  ernennen,  welche  gemeinsdiaftiich  bei  der  8chnldentiignngs*C^- 
miMion  Ton  aUen  ihren  Verhandlangen  genane  Kenntniis  in  nehmen«  und 
anf  die  Einhaltnng  der  feiitgeeetsten  Normen  an  wachen  haben. 

3*  15.  bi  ansserordentliehen  Füllen,  wo  drolMnde  äussere  Gefhhren 
die  Annothme  von  Ckpitalien  dringend  erfordern,  und  die  Binhemfting  der 
Stünde  darch  äossere  Verhältnisse  onmOglieh  gemacht  wird,  sott  diesen 
Gmmnissalrcs  die  Betagniss  anstehen,  an  diesem  Anleilien  im  Namen  der 
Stände  YorlünAg  ihre  Zastimnmng  na  ertheOen* 

Sobald  die  Vinberuftmg  der  Stände  mSgUeh  wird,  ist  ihnen  die  ganae 
Vertandlnng  Ober  diese  CapttnlsaaAmhme  vonolegen,  nm  In  dns  Stnats- 
sdtalden-Veraeichniss  eingetragen  an  werden. 

3.  13.  Ben  Ständen  wird  hei  jeder  Versammlnng  die  genane  Naeh- 
welnmg  des  Standes  4er  Staattnrimiden-Tngiingacaaie  vnrgel^  werden. 
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2Me  Landstäfftde  haben  ein  Mit  wirk  ungsrecht,  sowohl  bia- 
sichtfiob  der  F^esisleUimg  4ios  VoraasoMagi  det  BuMuteen 
und  der  Ausgaben,  als  hinsichtlich  der  Sicherang  des  Einhai- 
tens  des  verabschiedeten  Finanzefiats.  Der  geiammie  Staats- 
haushalt ist  also  der  ständischen  Prüfung  zu  unterwerfen  und 
es  scheint  kauin  begreiflich  wie  man  hat  imternebnien  ;kön- 
nen  die  s.  g,  Eiiilmginigen  [m\l  welchen  einige  Finanzperio- 
den hindurch  von  der  Begierung  ganz  wHIkürfich  gewirth« 
schaftet  worden  ist]  der  ständischen  Mitwirkung  zu  entziehen. 

Nachdem»  In  Folge  der  allgemeinen  und  unbestimmten 

Vorschriften  der  Verfassungsurkunde,  fiinf  und  zwanzig  Jahro 
hindurch  die  Staatsverwaltung  in  den  Stand  gesetzt  war,  jeder 
einigermassen  wh^samon  ständischen  Einwirkung  sich  zu  ent- 
ziehen; hatte  diese  üngebundenheit  zu  einer  Art  der  Benutzung 
der  Staatseinnahmen  geführt,  welche  den  damaligen  Mini- 
stem säh^  raCbsam  ersöheinen  liess  bestmöglichst  mit  der 
Vergangenheit  äbzuschliessen. 

So  .kam  es  im  Jahre  IS43  zu  dem  s.^«  Vet^fiustmgs^Ver' 
sländttm,^)  welches  jedoch  von  der  Kammer  der  Abgcordne- 


^)  Es  lautet  wie  folgt: 
$.1.  I>i«  Verfassiingflurkniide  TiL  VII.      :3  räumt  den  Ständoi 
das  WilligiiDgsreclit  ein  bezüglich 

A.  aller  directen  Steuern, 

B.  aller  neu  einzufilhrendeiij  zu  erhöheudeu  oder  abzuanderudea  iadi- 

recten  Auflagen; 
und  netzt  in  §.  4y  5  und  8  desselben  Titels  Fol^^endes  fest : 

L  Den  Ständen  wird  je  von  6  zu  6  Jahren  ein  Budget^  d«  h.  „eine 
fSMue  Vebereicht  des  smsdB'JiedüTfitUies  und  der  gMi«aten  Staata- 
•aiMialwwiB"  vorgeli^t» 

n.  Die  flttftade  tveten  naah  »vwgiiiglg't r 'PrtftMig  adiMmi. Budgets  über 
die  SteoerwilUgaiig  In  Berathnng  tmd  willigen  je  für  die  ■iehsCen  OJTahrej 

^ie  zur  Deckung  der  ordentlichen ,  beständigea)  bestimmt  vorherana^eD« 
den.(varhersehbaren)  Staatjiausgaben'',  dann  zur  Dotiruiig  «dea  nottwan« 
digen  Baaeivefonda  erforderlichen  Steuern.** 

III.'Sr8»t  aich  in  lAmUt  der  6'Mre  ein  «aaaervMlIshaa  «Mar» 
heigeatoea  maate  »Bedirfliiu^  «o  wird  dlaaea-4ea  ^tiaden  »iMr  -Willi- 
»fang  MttaeeWHPdentfiiher  Awangf n"  insofeme  vorgelegt,  ^«ala  die  haatohen- 
•deii  HlaataidaHah«M  au  daaaen  Deehmig  «MMagMch  alnd.** 
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teo  nur  bedingt  anerkannt  ist,  auch  keinesweges  alle  Zweifel 
beieitigi  Die ^VentaUimgs^  mid.iMimmguEimidldunffm  und 


§.  2.    Aus  diesen  Verfassungsbestiminungen  folgt: 
I.  lo  Absicht  auf  das  Budget ;  dass  dieses 

A.  das  gesaniinte  bestimmt  vorherzusehende  Staatsbedüriniss  und 

B,  alle  irgend  zu  erwartenden  Stafttseimiiüunen  voUBtändig  und  nach- 
haltig evident  stellen  muss. 

II«  In  Absicht  auf  die  Willigung:  dass  die  Stände  je  von  6  zu  6 
Jahren  nur  jene  Steuern  zu  ^villigen  haben^  die  nach  ihrer  Ueberzeugung 
erforderlich  sind,  um  die  DifTeren/  zwischen  dem  GesammtstaaLsbedürfhisse, 
d.  h.  zwischen  dem  „ordentlichen  beständigen,  bestimmt  vorherzusehenden''^ 
Staatsbedarfe,  einschliissig  des  nolh\\'endigeu  Heservefonds  einerseits,  und 
zwischen  den  von  ihrer  WUligung  unabhängigen  Deckungsmitteln  anderer- 
seits auszugleichen. 

III.  In  Absicht  auf  das  Verfügungsrecht  der  liegierung,  dass  diese 

A.  aus  den  Stantseinuahmen  nur  StaatsbedUrftiisse  und  zwar  nur 
solche  bestreiten  darf,  welche  entweder 

a)  als  ordentliche  beständige,  zur  Zeit  der  Willigung  bestimmt 
vorherzusehende,  a  Conto  des  laufenden  Dienstes,  oder  als  ausser- 
ordentliche, aber  zur  Zeit  der  Willigung  bestimmt  vorherzuse- 
hende ä  Conto  des  Heichsreservefouds  in  das  Budget  eingestclll 
und  mittelst  dieses  Budgets  ^^ständischer  Prüfung''  unterstellt 
wurden,  oder 

b)  ausserordentlicher  und  unvorhersehbarer  Weise  im  I/aufe  der 
Finanzperiode  sich  ergeben,  und  dass 

B.  Ausgaben,  welche  nicht  den  Charakter  des  Staatsbediirfnisses 
an  sich  tragen,  d.  h.  Ausgaben,  welche  die  Erreichung  des  Staats- 
zweckes nicht  gebietet,  resp.  wdite  dtt  wahre  liandeawohl  nicht  f»r* 
dert,  dann  StaatsbedOrflilase^  welche  ireder  vermOge  ihrer  Natur  als 
hestfauDt  YOriierzaseheiide  in  das  Budget  eingesteOt  wurden,  noch 
im  Lanib  der  Fiaanaperiode  ansserordentlicher  und  navorherseh- 
barer  Weise  eingetreten  sind,  aar  kraft  einer  Vereiabaroag  swi- 
sehen  Regiernag  nad  Stäadea  Plata  greifta  kttnaea. 

§.  3.  Stimmen  bei  Nichteinbringung  eines  Ftaaazgeaetzes  die  Stande 
mit  der  Regierung  sowohl  fiher  Natar  nad  OHlsse  der  «ordeatlicheB  be- 
ständigen ,  besttmait  TeiherBOseheaden  Staatshedftrfliisse**  oad  fiber  dea 
„BOthweadigen'^  Betrag  des  Reservefbadesy  als  über  Natur  und  YaranseUag 
der  Ten  flumr  WfUigang  unabhiagigea  DeekaagsmiCtel  fiheteiay  ho  siad 
tHAmsai  weder  hiaslehtUeh  des  ZUkn  der  aa  wUligeBdeB  BrgSamwga- 
'  aleiieni)  aodi  riicksiehtlksh  der  su  bestretteadea  Amgabea  deakbar«  Die 
Stiade  wOligeB  die  pastolirt»  Bleaeifrlisie»  «ad  dleKroae»  flr  weiche  das 
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Fmtnmtj  tragen  aadi  viel  dazu  bei  die  vollständige  Uebersicht 
aller  Theile  des  Staatshaushalts  zu  erschweren  und  dass  nicht 


vorgelegte  Budget  durch  den  Act  der  Steaerwilligung  in  qnRnto  et  quall 
Migatorisck  wird»  rwliairt  daa  gesammte  bndgetiaürle  StaatsbedarlliiM, 
Busammt  den  gesanunten,  tbeUa  übereinstimmend  beTOranscUagtei«  tlwilfl 
gcwiUigtAB  Deduiqpmittclii  in  geaetagemiiaAer  Weiae, 

%,  4»  IHnd  dagegen  Regierong  und  Stände  entweder 

n)  in  Aliaidit  nnf  ' Natur  und  Grösse  dea  ordentlichen  beatändlgen, 

bestimmt  vorherzusehenden  8taatsbedflrfliiaaes  Oder 

b)  in  Ahaieht  auf  Natur  und  QrOsse  der  von  einer  atandiachen  Wil- 
ligung unabhängigen  Decknngsmittel,  oder 

c)  in  beiderlei  Hinsicht  abweichender  Ueberzeugung ,  und  kommt  in 
Folge  des  durch  BeschlQsse  sich  aussprechenden  standischen  Bei- 
rathes  keine  Vereinbarung  zw  Stande ,  so  willigen  die  Stünde  be- 
greiflichermassen  an  ergänzenden  Steuern  nur  die  ihres  DHrürhal- 
tens  erforderliche  Grösse,  und  sofort  ist  zu  nuterscbeiden  zwischen 

a)  den  in  das  Budget  eingestellten  und 

b)  den  in  dasselbe  nicht  eingestellten  Ausgaben. 
Ausserordentliche,  zur  Zeit  der  Willigung  unvorsehbare,  sonach  in  das 

Budget  nicht  eingestellte  .Staatsbedürfnisse  finden  in  dem  Reichsreservefond 
und  sobsidiür  in  den  etwaigen  Ueberschussen  des  ätiiatseinkommens  auch 
in  diesem  Falle  ihre  gesetzliche  Deckung. 

Die  in  das  Budget  eingestellten  Ausgaben  aber  können  nur  in  soferne 
realisirt  werden^  als  sie  die  Natur  eines  zur  Zeit  der  Willigung  bestimmt 
, ^vorherzusehenden  Staatsbedürfnisses"  tragen»  und  sollten  die  Deckungs- 
mittel  nicht  zulänglich  jsein,  alle  in  das  Budget  eingestellten  Slaatabe- 
dOrAiiaae  an  decken  ^  ao  befHedigt  die  Begierung  zunächst  jene  unter 
dieaen  StnatabedikrAilaaen,  welche  anf  geaetsllcheB  oder  reebtticben  Ver- 
pAiebtungea  bertdien,  dann  jene,  welche  Ihr  genfiaa  Ihren  reginlnalen  Er^ 
■leaaena  als  die  dringendsten  eraeheinen. 

%*  5.  Die  Verfossnng  gebietet  ferner  im  Tit.  YII.  10:  ,,da8s  den 
Ständen  bei  jeder  Versammlung  eine  genaue  Nachweiaung  über  die  Ver-^ 
Wendung  dea  Suuitaeinkomaiens  vorgelegt  werde.^' 

§.  6;  Ans  dieser  YerAuMungsbestinmong  fblgt: 

1.  In  Absicht  auf  die  Nachweisungen  selbst:  dass  dieselben  alle  irgend 
wie  realisirteu  Staatseinnahmen  und  alle  irgend  wie  aus  Staatsmitteln  > 
(^namentlich  auch  in  Gemässheit  des  Tit.  YII.  8  der  Verfassuugsur- 
künde)  als  „ausserordentlich  und  unvorhersehbar'^  aus  Ueberschüsaeu  des 
bestehenden  Staatieinkomromens  bestrittene  Ausgaben  genau  und  vollstän- 
dig nachgewiiaen  (daeonientirt)  darlegen  miasea 

n.  IB  AbakAC  anf  die  Bafiigniaae  der  SÜndey  daaa  dieae  b«A|gt  aM, 
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aHm  der  FeiMMIdMmde  ntiler  4ie9im  BnfliiM  hMtü,  «rge- 
foen  die  Budgetbeitolite  md  Verfaandkingon  de^ich  genog. 

Die  Zentralstaatsrechnungen  zerfallen  nämlich  zunächst 
in  zwei  Haupttheile :  die  Rechnungen  über  die  Bestände  der 
Vorjahre  und  liir  das  laufende  Jahr;  Erslere  theilen  sixih  wie- 
der in  die  Rechnung  fiir  den  Beslatid  der  laufenden  Finan2- 
Periode,  sodann  der  früheren  Finanzperioden,  endlich  des  s.  g. 
Verlagskapitals»  welches  zur  eiii8lweitigen1)eckong  der  noch  nicht 
durch  Einnahmen  zu  bestreitenden  Bedürfnisse  des  lanfenden 
Dienstes  bestimmt  ist  und  in  onveränderlen  Beträgen  (6,904668 
Gulden)  einen  durchlaufenden  Posten  der  Staatsrecbncmg 
bildet.  — 

Ausserdem  aber  gibt  es  eine  Menge  Staatsfonds,  weldhe 
tin  Budget  nicht  enthalfen  sind,  *nän)]ich  (Vortrag  Vtom  5.  Fe- 
bruar 1850,  Beilage  LIV.«  Seite  564): 


die  Nachweistti^feR  einer  sorgfiUtigen  PrUlün^:  zu  nnterwertoij  and  soAtn 

sie  die  Ueberzeugung  aMfiitn,  es  seyen  entweder 

a)  die  StaatseiniiJÜiiaen  nicht  Tolletindig  und  »treng  gesetsmasslK 

verwirklicht,  oder  * 

b)  die  in  da«  Budget  eingestellten  ordentlichen  und  ausserordentliche! 
bestimmt  vorherzusehenden  Staats-Bedürfnisse  nicht  vollständig,  nicht  emb- 
sprechend,  oder  mit  Ueber»cbreitung  ihrer  bud^tnüsaigeu  Grösse  bestrit»- 
ten,  oder 

c)  sonstige,  nicht  in  die  Cntegorie  des  ausserordentlichen^  zur  Zeit  de  r 
Willigung  unvorhersehbaren  SiaAta-Bedürflusses  gehörigen  Ausgaben  be  « 
wirlit  worden. 

Diesen  Wahrnehmungen  mit  allen  Gegenmitteln  entgegenzutreten,  wozm 
ihre  verfassungsmässigen  Willigungs-,  Antrag-,  Beschwerde  und  An— 
liiagerechte  sie  ermächtigen. 

§.  7.  Erübrigungen  sind  nur  jene  Ueberschilsse,  welche  sich  bei  Ab- 
laufe der  sechsjährigen  Finanisperiode  nach  vollständiger  und  entsprechen- 
der Decicnng  aller  iu  das  Budget  eingestellten  ordentlichen  beständigeu, 
besimmt  vorherzusehenden  und  aller  tm  VMitt  itot  lioanzperfode  eingetre- 
traen«  nr  Mt  aer  WUligung  ubmfcfcH«MNit«n  uolhwciitttgea)  d.hbdoi^h 
ÜB  BntMung  des  Staiitmweekes  gebotenen,  Iresip.  «MrA  4as  walireUM- 
-tawtil  gefl»rd0rteii8taaiiAuag«lieDCSlialttMaiflMs^^  Sie  OMen 

▼«n  BeehlBwegeu  ^deh  Abii  CftaniAeetaiidM  «m4  AcHveii  aMer  An  Mi  4en 
Dedraigmiittelu  (StaaletaiuriniieB  der  MtmifMi  PeriMK)  «ttd  mtaseii  als 
solche  in  das  Bn^t  für  Stm  Periode  naeh  fll^  toUM  üirfhiiiie  tb- 
giotellt  mieB« 
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Nach  Tit.  III.  §.  3  der  Verfassungs-Urkunde  sind  saninilliche 
Bestandthcile  des  Staatsguts  auf  ewig  unvorimsserlich,  vorbc- 
halliich  der  im  §.  6  bezeichneten  Ausnahmen.  Dcmgemäss 
dürfen  nur  solche  einzelne  Yeräusserungen  von  Slaatsgütem 
Slalt  finden,  welche  im  Einklänge  mit  dem  Staatezweckc  zur 
Förderung  der  Landeskultur,  zur  Wohlfahrt  des  Staate,  zum 
Besten 'der  Staiatskasse  und  zur  Aufhebung  einer  nachthciligen 
Selbstverwaltung,  fiir  gut  gefunden  werden.  —  In  nllon  die- 
sen Fällen  jedoch  bestimmt  der  §.  7  ferner,  dürfen  die  Staats- 
Einkiinfle  nicht  geschmälert  werden,  sondern  es  soll  als  Er- 
satz entweder  eine  Dominikal-Rente»  womöglich  in  Getreide 
dafür  bedungen  oder  der  Kaufschüling  zu  neuen  Erwerbun- 
gen, zqr  zeitlichea  Aushülfe  des  Staatsschuldentilgungsfonds, 
oder  zu  andern  das  Wohl  des  Landes  betreifonden  Absichten 
verwendet  werden. 

Die  neuesten,  den  Landständen  vorgelegten  Rechnungs- 
abschlüsse ergeben  Nachstehendes: 

1845/6  1846/7 

Einnahme:  1,620680  fl   840194  11. 

Ausgabe:    1,065540          .........  807935 

Aküv-Reste:  555140  fl.     *  .  .   32559  fl. 

Die  Vetkävfe  umfassen  hauptsädilich  einzelne  Grund- 
stücke oder  durch  veränderte  Verhältnisse  überflüssig  gewor* 

dene  Dienstgründe  und  Wohnungen,  auch  Grundabtretungen 
zum  Eisenbahnbau  und  in  dcrl^falz  zu  Rhein-Durchstichen. — 
Auch  Gewerbe  und  dazu  gehörige  Gebäude,  welche  im  Besitz 
des  Staates  waren»  sowie  einige  LandwirtbschafUiche  Betriebe 
welche  keinen  entsprechenden  Ertrag  gewährten  und  deren 
Beibehaltung  nicht  durch  besondere  ttaatswirthschaftliche 
Rücksichten  räthlich  schienen;  finden  sich  unter  den  ver- 
kauften Gegenständen.  Die  Anhäufe  geschehen  vorzugsweise 
zur  Herstellung  nöthiger  Diensllokale  und  zur  Vermehrung 
und  Verbesserung  der  Staats- WaUlungen.  Die  letztere  Art  der 
Verwendung,  welche  für  Bayern  besondere  Empfehlung  ver- 
dient, wird  künftig  eine  bedeutende  Ausdehnung  eriialten 


I 
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könnra;  weil  die  Bertimromgen  des  §.  T  Tit.  III.  der  Ver- 
fassungsarkunde ,  hinsichtlich  der  Erwerbung  von  Dominikal- 

Renten,  in  Folge  des  Grandentlastungs-Gesetzes  vom  4.  luni 

1848,  ausser  \Yirksamkeit  treten,  weshalb  die  Kaufgelder  für 
veräussertes  Slaals-Eigenthuin  zur  Verbesserung  der  Staats- 
Waldungen  vorzugsweise  zu  verwenden  sein  dürften. 

2,  FoBis  StaafsgiMie-lltgiiiiei 

Die  Slaalsrogierung  hat  nach  den  traurigen  Erfahrungen 
der  Nothjahre  1816 — 17  jährlich  einen  Theil  ihrer  Natural- 
Geialle  in  Magazinen  niedergelegt,  welche  bei  ähnlichen  Un- 
iallen als  Hülfemittel  dienen  sollten.  Die  Erlöse  aus  verkauf- 
ten Vorräthen  der  Landesmagazine  wurden  bis  18Ä4 — 25  der 
laufenden  Einnahme  überlassen,  von  1825 — 26  an  aber  zu 
einem  besondern  Fonds  gesanmielt,  woraus  die  Bedürfnisse 
des  Magazins  erfolgen  sollen  (Stde  Verh.  v.  1831  Beil.  Bd. 
III,  Beil.  21,  S.  4).  Nach  der  ursprünglichen  Idee  sollten  diese 
Magazine  durch  Ansammlung  binnen  8  bis  10  Jahren  auf  den 
Beirag  eines  Jahr-Ertrages  an  Weizen,  Rocken  und  Fesen  ge- 
bracht werden.  (Stde  Verh.  v.  1840,  Beil.  Bd.  II.  S,  929  und 
von  1846  Beil.  Bd.  VI.  S.  596).  Durch  das  Ablösungsgesetz 
vom  4.  Juni  1848  wird  das  Bestehen  dieser  Anstalt  nach 
ihrer  bisherigen  Einrichtung  in  Frage  gestellt,  und  die  Staats- 
Begierung  wird  nunmehr  zu  erwägen  haben,  ob  unter  den 
jetzigen  Verhältnissen  Staatsgetreidemagazine  überhaupt  noch 
erforderlich  sind;  sowie  ob  der  Zweck  ihrer  Einrichtung  nicht 
anf  andere  Weise  besser  zu  erreichen  ist.  Die  Vorräthe  be- 
trugen in  sämmtlichen  Magazinen  am  Schlüsse  des  Jahres 
1847:  Weizen  1228  Schfl  ,  Rocken  9134  Schfl  ,  Fesen  2956 
Schfl.,  zum  Gesaminiiiiitiolworthe  von  99644  fl.  Der  Rcch- 
nungs-Abschluss  war  wie  folgt: 

1845/6  1846/7 
Einnahmen      110464  382224 
Ausgaben        49204  382189 
Ueberschuss     61260  —  35 

Der  Vermögensbestand  ergab  ausserdem  ein  bei  der 
Staatsscbuldenlilgungkasse  niedergelegtes  Kapital  von  1,105785. 
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S.  OiiinllliiiigrfM»  ilr  nuMkm  Mi  im  Mniftiliwwii 

und  zwar 

a)  der  eigentliche  UnlerstUlzungBfonds,  gegründet  am  1.  Ja- 
nuar 1826,  vornehnilich  zur  Unterstützung  derjenigen 

Staalsdioner  und  ihrer  Familien,  welche  keine  pragma- 
lischen liechle  i^oniessen.  Seine  jährlichen  Erträgnisse 
werden  gesammelt  und  bei  der  Staatsschuldentilgung^ 
kasse  zu  3'/s  ^/t  angelegt«  Er  bildet  sich  aus  dem  ihm 
zugewiesenen : 

1)  jährlichen  Zuschuss  von  10000  f!.  aus  den  Disposi- 
lionssummen  der  Ministerien  der  Justiz,  des  Innern 
und  der  Finanzen; 

2)  aus  den  Reinerträgnissen  der  Intelligenzblätter  in 
den  acht  Kreisen  des  Königreichs; 

3)  aus  dem  jährlichen  Betrag  der  Zinsen  aus  den  be- 
reits gesanmielten  Fonds  und 

4)  aus  ausserordentlicben  Zuflüssen.. 

Die  Gesammtsummcderfiiniiahmewar:  1845/6  1018020., 

9 

1846/7  93782  fl.,    Der  Vermögensstand  am  Schlüsse  des 

Jahrs  1846/7  betrug  765899  tl.  — 

b)  Der  besondere  Unterstützungsfonds,  früher  vom  Ober- 
Hofineisterstab  verwaltet,  wurde  in  Folge  §.  7  des  Fi- 
nanzgesetzes vom  28.  Dezember  1831  hinsichtlich  der 

Verrechnung  an  die  Zentral-Staatskasse  abgegeben.  Dieser 
Fonds  besitzt  ein  bei  der  Schuldentilgungskasse  nieder- 
gelegtes Kapital  von  21800  fl.  und  erhält  ausserdem 
von  der  Staatskasse  jährlich  18000  fl.  Seine  Einnahme 
betrug  im  Jahre  1845/6:  18803  0.,  1846/7:  19054  fl. 

c)  Fonds  für  augenblickliche  Unterstiiizungen  nothleidender 
Staatsdiener,  ihrer  Wittwen  und  Waisen,  auch  zu  ausser- 
ordentlicher Untei^tülzung  anderer  nothleidenden  Staats- 
angehörigen. Die  Gesanimteinnahme  war  im  Jahre  1845/6 : 
17814  fl.^  1846/7:  17895  fl.,  entstehend  aus  einer  in  den 
Etats  der  innem  Verwaltung  aufgenonapenen  Summe 
und  aus  Anwefeungen  auf  die  betreflbnden  Kreid£a8seD. 
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«eMffMo  WMwM  «Ii  WiisM. 

Durch  den  Landlags-Abschied  vom  29.  Dezember  1831 
wurde  bestimmt,  dass  der  bis  dahin  bereits  gesammelte  Fonds 
an  Wittwen-fieiträgen  erhalten,  verzinst  und  demnächst  der  zu 
bildenden  Pensions-Anstalt  zugewiesen  werden  solle.  Das  Ka- 
pital, welches  im  Jahre  1831/2  :  86784  fl.  betrug,  hatte  durch 
Zinsenzuschlag  bis  Ende  1846/7  auf  157077  fl.  sich  erhöht. 
Die  Einnahme  betrug  im  Jahre  1846/7 :  5377  fl.  — 

&  Hda-ZaUuigeB  «B  Yorsehössen  aas  dem  DispositionsfoBds  dcrlLfiaiBZ- 

MUit,  llr  iatetrie-ZwMkei 

\n  ^.  38  (los  Landtags- Abschieds  vom  Jahre  1831  wurde 
festgesetzt,  dass  diese  Vorschüsse  bei  erfolgender  Rückzahlung 
zur  Verbesserung  der  polytechnischen  Zentralschule  verwendet 
werden  sollen.  Am  Schlüsse  des  Jahres  1846/7  waren  noch 
9111  fl.  Aktiv-Ausstände  vorhanden. 


C  8iaBli*Aktif .KApitBHn. 

Ihr  Bestand  am  Schlüsse  1846/7  war: 

a)  Eigentliche  Staatskapitalien   .   .   .  ..   .   .  .    518121  fl. 

b)  Johanniter-OrdenskapitaKen   861681  » 

c)  Kapitalien  des  vormaligen  Donkapiteb  in  Re- 

gensburg  1IT494  ^ 

d)  Kapital  des  vormaligen  Karmeliter-Konvents   .      44877  „ 

e)  Kapitalien  aus  der  Verlassenschaft  der  Kurfürstin 

Elisabeth   6312  . 

1,458495  fl. 

f)  Donao-Maiii-KaDal-Aktien»  nach  dem  Nenn werthe  7.858500  fl. 
angekauft  aus  den  vom  Verkauf  von  Staats-E^^en- 

thum  herrührenden  Kapitalien  des  Sdiidden- 
tilgungsfoncfe.  Die  wirkliche  Summe  der  Ver- 
wendungen für  15707  Stück  Lud^igs-Kanal- 
Aktien  (  einschliesslich  des  vierten  Theils,  mit  wel- 
chem gleich  ursprünglich  nach  §.  2  des  Gesetzes 
vom  1.  Juli  1834  der  Staat  als  Aktionär  dem 
Unternehmen  beitrat)  6,6»3474  „ 
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*  wonach  sich  der  wirkliche  durchschnittliche  Ankaufspreis  der 
nachträglich  erworbeaoD  Aktien»  auf  77  \  des  Nenn  Werths 
berechnet.  Seitdem  sind  noch  weitere  150  Stück  AktieB  an- 
gekauft imdk  <yt  in Gemässbeit  §. 9  der  Statuten  vnm  MMärz 
1936  dasGcsammt-Aklien^Kapjtal  der  Gesellsdiaflt  aoa  8000Q 
Aktien  »tm  Nennwerihe  von  10,000000  fl.  besiebt,  so  bein- 
den  sich  in  anderen  Händen  nur  noch  4143  Aktien  zum  Nenu- 
werthe  von  2,071500  fl. 

7.  Ber  aügwiiiai  StinaÜMiJsiii, 

Die  Taxen  für  Eilhcilung  des  Adels,  der  Kammorherrn- 
und  KammerjunkerWiirdu ,  sind  durch  den  Landlags-Abschied 
von  1831  Nr.  III.  §.  62  zur  Bildung  eines  allgemeinen  Stipen- 
dien-Fonds bis  zum  Erscheinen  einer  neuen  Stempel-  und 
Tax-Ordnung  bestimmt»  Die  Einnahme  war  im  Jahre  1846/7: 
14130  fl.;  der  Vermögensbetrag  am  Schlüsse  dieses  Jahrs: 
161544  fl. 

Eine  Zusammenstellung  des  Vermögens  besonderer  Staats- 

Fonds  am  Ende  des  Jahrs  1846/7  ergibt  Folgendes: 
1)  Fonds  der  Kaufgelder  für  veräussertes  Staats- 


Eigenthum                    .   .   .  •   .  740987  fl, 

2)  Getreide-Reservc-Magazinen-Fonds  ....  1,105820  , 
and  Geldwerth  des  vorhandenen  Getreides  .  90644  „ 

3)  Unterstützungßfonds  für  Staatsdiener    .  .  .  787609  „ 

4)  Fonds  dir  Pensions-Anstalten   157077  „ 

5)  Vorschüsse  aus  dem  Disposilionsfond  der  II. 

Finanz-Periode  ,  9lll„ 

6)  Slaats-Aktiv-Kapitalien   9,311995  ^ 

7}  Allgemeiner  Stipendienfonds   161544  ^ 


zusammen   ld,373877  fl* 

&  Ms  KnMMlfc 

Diese  haften  für  die  Lasten  der  einzelnen  Regieruagsbe- 
arke^  so  weil  solche  nicht  aus  den  Mittel»  zunächst  verpflicb* 
teter  Stiftungen,  Gemeinden  oder  Distrikte  gedeckt  werde». 
Die  KroHfimds  Mim  sid^:  ok  an^  den  auf  bestehenden  be- 
sondern Rechtstitek  und  BewOliguBgen  berub^^ea  Fund»* 
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tk)D8>  und  Dofations-Beitfägen  des  Senate  oder  der  Gemoinden; 
b.  aus  den  budgelmSsagen  ZiMchösscn  der  Staatskasse;  c.  aus 
KreisumlageD ,  deren  Betrag  mit  Zustimmang  des  Landraths 
(der  Kreis  Vertreter)  alljährlich  vom  Könige  dasdi'den  Land- 

ralhsabschied  bestimnu  wird.  Das  Verhällniss  der  Kreisfonds 
zur  Zeniral-Staatskasse  ist  mehrfach  geändert  worden,  indem 
zunächst  das  Fin;inzi;esetz  für  die  3te  Finanzperiode  vom 
ttö.  Dezember  1831  (h'esen  Gegenstand  aufnahm;  ein  Gesetz 
vom  17.  November  1837  durch  Ausscheidung  der  Einnahmen 
und  Ausgaben  beider  Fonds  einen  geordneten  Zustand  begrün- 
dete; während  das  Gesetz  vom  23.  Ilay  1846  (über  dessen 
Auslegung  jedoch  mehrfache  Zweifel  erhoben  sind,  z.  v.  Land- 
lagsabschied  vom  25.  Juli  1850  jj;.  34.)  diese  Ausscheidung 
nicht  nur  formell,  sondern  auch  nialeiiell  in  allen  Einzelheilen 
durchfuhrt.  Die  Menge  und  der  Geldbetrag  der  Kreislasten 
ist  dadurch  zwar  sehr  verringert,  hat  aber  für  die  ZahU 
Pflichtigen  noch  immer  neben  den  Staalslasten  eine  drückende 
Bedeutung.  —  Von  den  Staatszuschüssen  wird  weiter  unten  ' 
die  Rede  sein. 

« 

Das  Gesetz  com  23.  May  iSiß  dessen  Wirksamkeit  mit 
dem  1.  Okiober  1849  begonnen  hat,  ])estimnil  die  Miiicirhung 
der  Landslände  beim  Kreishaushalt  nach  folgenden  Grund- 
Sätzen:  Die  einzelnen  Kreislaslen  sind  durch  das  Gesetz  be- 
stimmt. Das  Maximum  des  Kreisaufwandes  wird  jedesmal  im 
Budget  festgesetzt.  Lässt  dieses  Maximum  nach  Deckung  der 
gesetzlichen  Lasten  noch  einen  Ueberschuss.  so, können  auf 
den  Anfrag  des  Landraths  auch  noch  andere  dem  Gesaramt- 
in teresse  des  Kreises  zusagende  Zwecke  realisirt  werden,  — 
Die  Deckung  der  Kreislaslen  lliessl,  abgesehen  von  besonde- 
ren Haflungsgründen ,  vorzüglich  aus  den  Kreis-Umlagen  und 
aus  den  Zuschüssen  der  Staatskasse.  Jene  werden  mit  Zu- 
stimmung der  Stande  von  Finanz-  zu  Finanzperiode  für  jeden 
BegieroDgsbezirk  speciell  in  maximo  festgesetzt  Die  Zusdiüsse 
aus  den  Zentralfonds  werden  ins  Budget  eingestellt^  und  in 
so  weit  sie  budgetmässig  sind  geleistet. 

Die  Verhandlungen  der  Landrälhe  sind  jeder  Stände-Ver* 
Sammlung  vorzttlegeo* 
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Für  die  V.  Finailzperiode  betrug  das  Maximam  der  Kreis- 

umlagen  für  noihwendige  Zwecke  %  der  Steoerhaupt- 
sumrae;  für  fakultative  Zwecke  IV3  %  l  üi'  jedes  der  Jahre 
iH-^Vso  und  1 850/1  ist  das  Maximum  der  Kreisuirilagen  festge- 
setzt, für:  Oherbayern  auf  6  %,  Niederbaycrn  5  %,  Pfalz 
47  Vo,  Oberpfalz  und  Begensburg  7  Vo,  Oberfranken  8  %, 
MittelfraDkeu  5  Vo.  Unterfranken  uod  Aschalfenburg  6  V«» 
Schwaben  und  Neuburg  6  %;  —  der  Hauptsumme  der 
Grund-,  Haus-,  Domintkal-,  Gewerb-,  Kapitalrenten-  und  Ein- 
kommen-Steuer. ^ 

Aus  den  Kreisumlagen  der  Pfalz  ist  innerhalb  des  im 
Art.  1  Nr.  3  des  Gesetzes  vom  25.  Juli  1850  bestimmten  Ma- 
ximums, von  47  %,  auch  der  Ei*satz  zu  bestreiten,  welchen 
dieser  Regierungsbezirk  nach  Art.  12  des  Ausscheidungsgetzes 
und  auf  Grund  des  Finanz- Gesetzes  vom  25.  July  1850,  im 
Betrage  von  100000  fl.  jährlich,  an  die  Staatskasse  zu  lei- 
sten hat  * 

# 

Aus  Beilage  LV.  des  II.  Beilagenbandes  der  Ständever- 
handinngen  von  18^Vso  ist  der  nachfolgende  Ahsehhus  der 

Kreisfondsrechnungen  für  das  Verwaltungsjahr  184V7  genom- 
men. Jedoch  muss  bemerkt  werden ,  dass  die  im  Ganzen 
0,18  %  der  Roh-Einnahrnc  betragenden  Gewinnungskosten,  der 
Rein-Einnabme  und  der  Ausgabe  zugesetzt  sind. 


ThiiM-  (tttrtHftr 


Üigitized  by  Google 


-   18  - 


Gegenstaad 

der 

tf  t  n  n  a  h  m  e. 

Ober^ 
bayern. 

Nieder^ 
bayern. 

•* 

A. 

I.  für  notli\ven(lii;o  Zwecke  . 

II,  für  fakullaüvc  Zwecke  .  . 

923T84 

540737 

27  3fi(; 

576639 
17  320 

Summe 

1,016742 

568103 

OU3959 

GcgeiislaDd 

der 

Ausgabe. 

I.  für  nothwendige  Zwecke  . 

II.  für  fakultative  Zwecke  .  . 

1)27831 
14904 

545083 
14420 

552666 
10297 

Summe 

942795 

560109 

562963 

Für  die  Zentral-Slaatskasse  bestehen  nach  der  Verfassuns^s- 
Urkunde  sechsjährige  Finff;2z-Pen(;^/c«  von  1819  beginnend,  so 
dass  z.B.  die  II.  Finanz-Periode  (he  Jahie  1825  bis  1831,  die 
IV.F.-P.  die  Jahre  1837—43,  die  V,  F.-P.  die  Jahre  1843—49, 
die  VI.  F.-P.  die  Jahre  1849—55  enthalt  und  die  ständischen 
BewiUiguDgen  denselben  Zeitabschnitt  umfassen.  Es  bedarf 
keines  Beweises,  dass  auch  diese  ausgedehnten  Budgetperio- 
den dazu  beigetragen  haben  dem  Einfluss  der  Stände  fast 
alle  Wirkung  zu  nehmen  und  der  Ordnung  des  Staatshaushalts 
keineswegs  förderlich  gewesen  sind.  Diese  Thatsache,  so  wie 
die  augenblicklich  keineswegs  günstige  Lage  des  Bayernschen 
Staatsbaushalts  haben  einen  Antrag  des  Abgeordneten  Fürsten 
Oettingen- Wallerstein  veranlasst,  welcher  unter  dem  11.  July 
1850  eingebracht  wurde.  Eine  Kommission  sollte  ausStände- 
xnitgliedern  gebildet  werden,  behuf  genauer  Untersuchung  der 
finanzieUen  Lage  des  Landes,  behuf  durchgreifender  Revision 
des  Staatseinkommens  und  des  durchaus  nothwendigen  Auf- 
wandes in  allen  Zweimen  des  öH'entlichen  Dienstes.  Obgleich 
durch  Annahme  dieses  Antrages  nur  einem  bei  jeder  Bud- 
getberathung  seil  25  Jahren  gefühlten  Bedürfnisse  abgeholfen 
wäre;  obgleich  dadurch  noch  keines weges  gesichert  wäre,  dass 
das  alte  Uebel  nicht  widerkehren  könne;  obgleich  eine  wirk- 
^  same,  fortlaufende  Kontrolle  (welche  sogar  schon  nach  der  Ver- 
f 
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Oberpfalz 

and 

Hege  Os- 
burg:. 

Ober- 
firaolLtn. 

Alittcl- 
fraaken. 

Unterfran- 

keii  und 
Aschaffen- 

SdiwAben 

Mi 
Neuborg, 

1 

Smmt. 

fl. 

531695 
28782 

fl. 

513760 
12770 

fl. 

722466 
14407 

11. 

637566 
19450 

fl. 

683806 
18932 

fl. 

5,130453 
231985 

560477 

526530 

736873 

657016 

702738 

5,362438 

522790 
28190 

• 

502930 
11280 

716289 
15821 

631381 
18400 

678005 
22438 

5,077585 
135816 

5509Ö0 

514210 

732110 

649781 

700413 

5,213401 

fo56UDg9iirkunde  deo  Landstanden  zar  firfüUuug  der  ihnen  darin 
auferlegten  Pflichten  zoRtehen  mnss)  dadurch  noch  nicht  er- 
langt worden  wäre;  obgleich  in  andern  streng  monarchischeil 

Staaten  derartige Binrichtongerr  unbedenklich  zugelassen  sind: 
—  hat  doch  jener  Antrag  bei  der  Mehrheit  der  aus  allge- 
meinem Wahh  echt  hervorgegangenen  zweiten  Kammer  keinen 
Beifall  gefunden. 

B.  Staate-SiiiBalimen. 

»)  Im  All9em«lnen« 

Die  Zentral-Staatsrechnung  hat  für  die  Einnahmen  des 
laufenden  Jahres  folgende  Havptabiheilungen: 

I.  Direkte  Staatsauflagen,  welche  23  %  der  reinen  Staats- 
einnahmen bilden; 

II.  Indirekte  Staatsauflagen  43  %  der  Einnahme  aus- 
machend ; 

IIL  Staatsregalien  und  Anstalten,  fast  11  %  der  Ein- 
nahme; 

IV.  Staatsdomainen  22  V«. 

Y.  Besondere  Abgaben  0,16  %. 

VI.  Uebrige  Einnahmen  0,43  %. 

Eine  vergleichende  Zusammenstellung  der  Einnahmen  des 
bayernschen  Staatshaushalts  aus  der  IL,  IV.,  Y.  und  YL  Finunz- 
periode,  folgt  nachstehend, 

2* 
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E 
8 

B 

SR 
« 

•9 

a 

B 


Beicidulint  . 
tfttina^men. 


II.  Finanz- 
Periode 

1825—31. 
I  Jahr  Heln- 
einnnhme 
11.  rhein. 


IV.  Finanz- 
Periode 
1837—43. 

I  Jahr  Hein- 
einnähme 
fl.  rheio. 


A. 
I. 

1. 

2. 
3. 
4. 
5. 


6. 
7. 
8. 

9. 


u. 

1 

2. 
3. 
4. 


Im 
1. 

2. 
3. 
4. 
5. 
6. 
7. 


£ianahme  des  laufenden  Jahrs. 

Mrekto  Staattaiiligei. 

Gruiulsleuer  . 

llausstoiior-  Thür-  und  Fenster-  .  .  . 

Dominikalsleuer  

Gewerbesteuer  

Familien-  Besoldungs-  Personal-  und 

Mobiliar-Steuer  

Kapitalsteuer  

Einkommensleuer  

Wittwen-  und  Waisenfonds-Beitrage  . 

(fUr  die  zweite  Finanz-Periode  sieli*  A»  TL  ' 

Steuerbeischlag  der  Pfalz  .  .   •   .  . 

Zusammen 

'  Indirekte  Staatsaaflagen. 

Taxen   

Stempelgerälle  

Aufscnlagsgefälie  

Zoilgefälle  

Zusammen 

Staatsregalien  und  Anstalten. 

SaJinen  und  Bergwerke.  

Post  '  

Lotto  

Gesetz-  und  Be^ierungsblatt  .  •   •  . 

Uebrigc  ^laatsregalien  

Eisenbahnen  ......... 

Donau-Dampfschififahrt  

Zusammen 


5,898300 
391000 
457700 
766000 

754000 


4,220342 
484907 
321723 
713011 

343481 


53419 


8,270000 


2,038000 

802000 
4,620000 
2,060000 


9,610000 


1,916000 

352000 
1,190000 
liOOOO 


6,136883 


1,922266 

870766 
4,653612 
3,094772 


10,541416 


a,i840d6 

418403 
1,380569 
19823 
18498 


3,4780001  4,021319 
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V.  UniiDS'Periode 

184»/, 

5ttiittl)ausl)olt0rrd|itiiit0  fftr 


ErhebuDgfl- 
Verwaltung«- 
un/l  Belriebt- 
KoMtA. 


Reia- 


Gewin- 
nungft- 
Kotten 
Pro- 
zent« 
der 
Roh- 
Ein- 
nkbme. 


VI.  Finanz- 
Periode 
1849-65. 

Ein  Jthr  Rein- 
Einnuhme 
Voranschlag 
AAchAnlafe  B. 
des  FiuBS- 
Geselzes  vom 
tb.  July  1650. 


Vergleichung 
mit 
1825-31. 
-4-  Zunahme^ 
-T- AbnaluDe 


Pro- 
xcnt- 
Antheil 
an  der 

Ge- 
•amnit- 
Rein- 
•umme 
des laa-l 
fendea 
Jahr« 
von 


4,336983 

628143 
362740 
810036 

873529 


52125 


6,563556 


a,803905 
1,162704 
5,868476 
7,239009 


17,073094 


6,403916 
2,370675 
•6,573393 
28038 
32214 


121884 

17653 
10194 
22765 

10498 


4,215099 
610490 

352546 
787271 

363031 


52125 


2,81 
2,81 
2,81 
2,81 

2,81 


182994 


64054 
96227 
298507 
1,344738 


6,380562 


2,738851 
1,066477 
5,569969 
5,894271 


1,803526 


3,857764 
1,901261 
5,042567 
18145 
1282 


15,408236 


15,269568 


2,546152 
469414 
1,530826 
9893 
30932 


2,78 


2,29 
8,27 
5,09 
18,58 


10,56 


60,24 
80,19 
76,71 
64,72 
3,98 


4,623586 
592011 
262662 
818237 


550000 
750000 
51883 

100000 


-rl,274714 
+  198011 
-f-  195038 
+  52237 

-  754000 

+  550000 
4-  750000 
-i-  51883 

+  100000 


13,74 
1,76 
0,78 
2,43 


1,63 
2,23 
0,16 

0,29 


7,748379 


2,700000 
1,020622 
5,500000 
5,364648 


14,585270 


2,400000 
417482 

:^  16000 

20373 
800000 
1065 


10,8210191  4,587217 


70^231 


3,654920 


521621 


+  662000 
4-  128622 
+  880000 
4-3,304648 


4-4,975270 


+  484000 
4-  65482 
-r-l, 190000 
4000 
4-  20373 
800000 
1065 


-|-  176920 


23,03 


8,02 
3,03 
16,35 
15,94 


43,34 


7,13 
1,24 

0,05 
0,06 
2,38 
0,00 


10,86 
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c 

1  !•    JT  lll<lIliSi~ 

e 

E 

£ 
s 

SC 

Periode 
1825-31. 

Periode 
1837-43. 

kufende 

l  Jahr  Hein- 
einnahme. 

1  JahrHetn- 
eiiinahme 

fl.  rheio. 

fl.  rliein. 

lY. 

StaatsdomineiL 

1. 
Ä. 

3. 
4. 

Aus  oiaaisiorsien,  jasnon  uiiu  iiiiicn 
Aus  Oekonomion  und  Gewerben    .  . 
Lehen-  grund-  gerichls-  zins-  und  zehnt- 
herrliche Gefälle    »   .          •   •  • 
Zinsen  von  Slaats<-AktivkaDitdlien  .  • 

412300 

4,800000 
311200 

338039 

5,103955 
411168 

Zusammen 

7,567500 

8,100692 

V. 

BMO&dm  Abgaken. .... 

77100 

YI. 

UebiiKe  üimalimeii. 

1. 

2 
3. 
4. 
5. 

Aerdridii  enie  «us  uei  D<inK  iii  iMiiiiijeii^ 
Entschädigung  von  der  Krone  Oesterreich 

Wiltwen-  und  Waisen-Fonds- Beiträge 

ij  uuu 

100000 

72000 
0760 

/w  0\J\J\J 

100000 
10644 

Zusammen 

186760 

145628 

VII. 

KreisDinlage  für  nofliwaiidiKe  Zwecke 

— 

689435 

Gesammtsumme  der  Einnahme  des  lau- 

29, 11 2260 
13,440091 

29,712473 
13,707000 

42,572351 

43,419473 

B. 
C. 

Einnahme  aus  dem  Bestände  der  Vor- 

300000 
6,940668 
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V,  Finanz-Periode  • 

5taQtdljQUsl)nltsrr4)nun0  für 
184*/3 


Erhebunga- 
VerwahaDXs- 


BiBMlme. 


7,114406'  2,9r)r)5()0  A,147906 
740864      540970  199894 


6,972124 
486427 


15,313821 
67583 


46652 
100000 
2202 

12385 


888811 
17019 


4,413300 
11024 


161239 


6187 


6187 


6,083313 
469408 


10,90052 1 
'56559 


46(352 
100000 
2202 

6198 


155052 


54,587529  17,238050  37,349479 


12,411176 
6,940668 


Gewin- 
Bunga- 
Koiiteo 

Pro. 

Bcnte 
der 

Iloh- 

Ein- 
nahme. 


41,69 
73  02 

12,75 

3.50 


V^I.  FinanZ' 
Periode 

1849 /r>6. 

EinJalir  Rein- 
einnaliine. 
Voranxchlai; 
narli  Anlage 
dea  Finanz- 
eeaetsea  vnm 
«5.  Jnl7  1890, 


28.82 


16,31 


49,96 


3,84 


31,40 


33,649799 
14,647000 


48,296799 

300000 
6,940668 


Vergleiehnng 
mit 
1826—81. 

+  Zunahme, 
-f-  Abnahme. 


2,600000 

556000 

7,72 

« 

0,o7 

4,441744 

• 

358256 

13,20 

193798 

» 

117402 

0,59 

7,462884 

• 

104616 

22,18 

53173 

+ 

53173 

0,16 

40000 

+ 

35000 

0,12 

100000 

0,29 

^  826 

+ 

826 

0,00 

« 

72000 

4347 

• 
• 

5413 

0,01 

145173 

• 
• 

41587 

0,42 

+4,537539 


l'ro- 
Ecnt- 
Anlheil 
an  der 

Gc- 
aainmt- 
Rrin- 
«umme 
de»  lau- 
fenden 
Jahra 
von 
1849A5 


100 
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Die  Beineinnahmen  des  Zenfral-Fonds  Bayerns  sind  im  Jah- 
resdurchschnitte der  einzelnen  Finanzperioden  wie  folgt  gewesen. 

Reineinnahme    Einnahme  aus  dem 


Finam^Periode, 

des 

Bestände  der 

laufenden  Jahres, 

Vofjahre. 

I. 

1819—25 

32,362855 

999623 

1825 — 31 

29,799035 

475773 

m. 

1831—37 

28,129085 

.  420567 

IV. 

1837 — 43 

35,515339 

308840 

V. 

1843—49 

37,875866 

468384 

(zwei  Jahre) 

VI. 

1849—55 

32,603262 

300000 

(Voranschlag) 

1849—55  (Finanz- 

33,649799 

300000 

gesetz) 

Hieraas  ergiebt  sich,  dass  die  Staatseinnahmen  Bayerns, 

welche  von  der  IV.  Finanzperiode  an  in  starker  Zunahme 
waren,  jetzt  fast  auf  den  Betrag  zurück  gegangen  sind  wel- 
chen sie  vor  30  Jahren  lieferten.  Verfolgt  man  (unter  Zu- 
grundelegung des  ursprunglichen  Voranschlags  für  1849/55^ 
welcher  nur  auf  32,603262  fl.  Einnahme  rechnete)  den  Ver- 
gleich im  Einzelnen,,  so  stellt  sich  femer  heraus: 

Reitmahmeinß, nachdem^  Zunahme 
RechnungS"     Voran-    -r- Abnahme 
Einnahmetitei         ergebniss  für  schlage  für  in  Prozenten. 


1819-20. 

1849-50. 

1.  Direkte  Staatsauflagen 

8,801668 

7;558061 

14.71 

II.  Indirekte  Staatsauilagen 

9,312203 

14,136567 

4-  51,81 

HL  Staatsregalien 

3,292721 

3,379919 

+  2.65 

IV.  Staatsdomainen 

l.Forst-,Jagd-,  Triftgefälle 

2,196718 

2,467465 

.  +  12,33 

2.  Aus  Oekonomien  und 

Gewerben 

714196 

227343 

68,17 

3.  An  Gefällen 

4,803205 

4,441744 

-T-  7.52 

4.  An  Kapitalzinsen 

193798 

V.  Besondere  Abgaben 

VI«  Uebrige  Einnahmen 

2,230505 

14517?, 

Zusammeii 

31,411216 

32,603262 

-f-  3,80 
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Der  Aufwand  üir  die  noihwendigen  Staatsbcdiirfhisse  mus8 
gedeckt  werden;  die  Regierung  hat  das  Recht  dieses  zu  ver- 
langen, die  Volksvertreter  die  Pflicht  solches  zu  bewiHigen. 
Ueber  die  Frage,  ob  eine  Ausgabe  überhaupt,  oder  zur  Zeit, 
oder  zu  dem  vorgeschlagenen  Betrage  nothwendig  ist,  müssen 
Regierung  und  Stände  sich  verständigen,  oder  sie  müssen  von 
den  ihnen  g^esetzllch  zusiehenden  Rochion  dos  Zwanges 
und  beziehungsweise  Widerstandes  Gebrauch  machen :  — 
denn  die  Erhaltung  des  Staats  ist  ihre  höchste  Pflicht.  Als 
'Quellen  zur  Erlangung  von  Einnahmen  stehen  auch  in  Bayern 
zumächit  zu  Gebote,  das  Staatsgut  d.  h.  Domainen  und  Re- 
galien; eodann  erst,  msMlfsw^ee  die  Steuern.   Die  Regelung 
des  Steuerwesens  nach  den  jetzigen  Bedürfnissen  hat  in  Bayern 
zwar  früh  begonnen;  indem  schon  die  königl.  Verordnung 
vom  8.  Juny  1807  die  Gleichheit  der  Abgaben,  Sleuerreklifi- 
kation  und  Aufhebung  der  besonderen  landschaftlichen  Steuer- 
kassen bestimmt.   Allein  sie  hat  langsame  Fortschritte  ge- 
macht; denn  noch  im  Steuer-Gesetze  für  die  VI  Finanzperiode 
(also  40lahre  qiäter)  findet  sich  neben  einem  theilweisen  De- 
finitivoro,  ein  ausgedehntes  Provisorium*   Eine  Verordnung 
vom  20.  November  1807  setzte  die  provisorische  Steuorabgabe 
der  bisher  unbesteuert  oder  zn  orerins;  besteuert  gewesenen 
ReaHläten,  auf  Va  Vo  des  damaligen  Werths  derselben;  ein 
Steuermandat  für  die  Provinz  Bayern  wurde  unter  dem  14. 
Januar  1808  verkündet,  für  dasmal  mit  dem  Zusätze:  „nach  vor- 
läufigem Benehmen  mit  den  Verordneten  der  LandschaD**'  Am 
13.  May  1808  erschien  die  königl.  Verordnung  wodurch  ein  allge^ 
meines  Steuerprovisorium  eingeftihrt  wurde,  durch  einzelne  Verfü- 
gungen anwendbar  erklärt  für  alle  damalige  Theile  des  Kö- 
nigreichs.    Demnach  sollen  an    die  Stelle  der  bisherigen 
Abgaben  und  Leistungen  von  Grund  und  Boden  an  den  Staat, 
treten: 

1)  die  Grund*  oder  Rustikalsteuer, 

2)  die  Haussteuer, 

3)  die  Dominikalstener, 

4)  die  Gewerbesteuer. 

Grundlage  der  Besteuerung  ist  der  Kurrentwerth  der  Steuer- 
objekte.  Die  Vorarbeiten  sollten  bis  zum  1*  Oktober  1808 
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dergestalt  beendigt  sein,  dass  das  Steoerprovisorioiii  mtt  An- 
fang des  nächsten  Etatsjabrs  beginnen  könne.  —  Einstweilen 
sollte  das  mommtane  Steuerprovisoriaro  gelten,  dieses  blieb 
aber  noch  einige  Jahre  länger  in  Kraft;  denn  nach  dem 

Steuermandate  vom  22.  November  1811  war  das  allgemeine 
Sleuerprovisorium  nocli  nicht  allenthalben  eingefiilirf.  Dieses 
unifasste  folgende  direkte  Auflagen:  Grundsteuer  mit  % 
des  Steuerkapitals,  Haussteuer  mit  V4  Dominikalsteoer 
mit  Vs  %  des  Kapitalanschlags;  Gewerbesteuer,  Zugviehsteuer 
(Weggeld^Surrogaty  zar  Hälfte  des  vorigen  Tarifs  herabge- 
setzt), Familiensteuer  oder  Familienschutzgeld  nach  dem  Edikt 
vom  25.  iSovcmber  1808.  Ueber  die  Besteuerung  der  Geist- 
lichkeit war  bereits  unter  dem  19.  Juni  1810  Verfügung  ge- 
trofTen.  —  Die  Einfiihrung  der  definitiven  Besteuerung  begann 
mit  dem  Isarkreise  laut  Verordnungen  vom  21.  März  und  12. 
April  1814>  sie  ist  seitdem  langsam  weiter  fortgeschritten. — 
Von  den  nUgemeuun  Bestimmungen  Über  dat  Sienenoesen 
sind  noch  hervorzuheben :  die  Verordnungen  vom  25.  Oktober 
1819  und  24.  Januar  1832,  wegen  Festsetzung  der  Steueniele 
(Termine  der  Stenerzahlung)  und  das  Gosoiz  vom  1.  July 
1834,  die  Steuernachlässe  in  den  Kreisen  rechts  vom  Rhein 
betreffend ,  mit  Vollzugsinslruküon  vom  12.  Juny  1835. 
Diese  Vollzugsinstruktion  hat  zu  vielfachen  Klagen  Veran- 
lassung gegeben,  deren  Landstände  sich  angenommen  haben 
und  denen  in  den  Landtags-Abschieden  vom  23.  Hay  1846  und 
25.  July  1850  Abhülfe  zugesagt  ist«  Um  einen  Maasstab  für 
die  Steuerbelaslung  im  Anfange  des  laufenden  Jahrhunderts 
zu  erlangen ,  müssen  auch  die  ausserordentlichen  Abgaben  in 
Betracht  gezogen  werden.  Der  Zeitraum  des  Küniglhums 
begann  mit  einer  Kriegssteuer  von  V4  %  alles  Grundvermö- 
genswerlhs»  (1806  November  7.;;  eine  ausserordentliche  Um*  ' 
läge  Vs  Vo  desgleichen  betragend,  wurde  laut  Verordnung 
vom  15.  September  1808  erhoben;  widerholt  in  Gemässheit 
Verordnung  vom  1.  März  1809.  —  Auch  im  Jahre  1811  (Fe- 
bruar 19.)  wurde  zum  Unterhalt  des  Polizei-Kordons  eine  aus- 
serordentliche Abgabe  umgelegt  und  die  Jahre  1813  (Sep- 
tember 19.  und  November  26.)  und  1814  (März  30.  und 
Dezember  10.)  brachten  ausserordentliche  Kriegssteuern  (all- 
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gemeine  Steoerpflidit  und  Besteuerung  nach  Grösse  der  Eia- 
nahme)  und  ausserordentliche  MUitairverpflegni^- Beiträge. 
Die  Kriegskosten- Ausgleichungs-Umlagen  worden  bis  zum  Jahre 
1819  forterhoben,  wo  ein  Gesetz  (August  18.)  Ober  die  Ans* 

gleichung  erfolgle;  der  Abschluss  der  letzten  Rechnung  er- 
folgte erst  1821  und  der  üeberschuss  von  *5806  fl.  wurde 
zur  Tilgungskasse  abgegeben.  Es  scheint  als  ob  auf  diese 
W^ise  etwa  36  Millionen  fl.  ausserordentlicher  Steuern  binnen 
10  Jahren  erhoben  worden  sind. 

Der  AnßMdiar'eitaebim  Regi^riing9~Bemke  an  den  Staate- 
Einnahmen,  ergiebt  sich  för  ein  Jahr  der  VI.  Finanzperiode 

aus  nachstehender  vergleichender  Uebei-sicht  (Vorlage  des 
.Finanzministers  vom  31.  Dezember  1848).'*^) 


Seht  erMhwtreml  für  Vergleldningen  sind  die  nehrfacheu  Verunde- 
rangen,  welche  in  neacnter  Zeit  die  Budgetvinrlagenj  darcli  MinieCer-  oder 
Annicirtenweekeelj  enkhren  iMOien* 
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Ober- 

• 

Ober- 

Nieder- 

pfMa 

'S. 

bayern. 

bayern. 

Dikl« 

and  TAB 

« 

Regena- 

burg. 

* 

fl. 

fl. 

11. 

I. 

Direkte  Staatsauflageii     .  . 

1,143218 

849751 

802977 

652160 

II. 

Indirekte  StnalMUiflageii  .  . 

2,348419 

1,250165 

916493 

1,076166 

III. 

Staatsre^alien  und  Anstalten 

5715 

1900 

280471 

1376 

IV. 

Staatsdomänen  ..... 

2,951068 

1,903949 

1,351957 

1,512850 

V. 

Besondere.  Abgaben  .... 

8162 

6437 

18949 

3229 

VI. 

Uebrige  BinnidiiBen  •  .  .  . 

703 

358 

806 

1595 

Gesanmt-Sooinie  derEInaakmen 

6,457285 

4,012560 

3.371653 

3,247306 

Der  ProiBent-Antheil  der  einzelnen  Heg.- 
I      19,24|     11,95|      10,04|  9,67 

Der  Prozent-Antheil  der  einzelnen  Heg.- 
I     15,66|      12,07|      13,5l|  10,38 

•    '  Der  Prozent-Antheil  der  einzelnen  Reg.- 

I     22,3l|     13,92|      7,60|  12,49 

b)  Elnselne  St»ataeliinaliiiieii* 

aa)  Bamamal  und  HoheUs^Eumäkmen^  Monopole, 

1)  Äu«  StaatsfoTftcn,  3ofltrn,  Criftrn,  ©chonomirn,  ^norrbrn,  ©rfäUtn. 

Die  Staatsdomänen  (und  Regalien)  sind,  wie  bereits 
erwähnt,  durch  die  Verfassungs -  Urkunde  für  unveräusser- 
lich und  als  ente  Quelle  zur  Bestreitung  des  Staalsaufwandes 
erklärt  Das  Recht,  Steuern  zu  erheben,  darf  nur  ausgeübt 
werden,  wenn  die  Einnahmen  aus  dem  Staatsgute  nicht  aus- 
reichen. Alle  Salze  dieser  Abtlieiiung  haben  gegen  die  vorige 
Finanzperiüde  eine  bedeutende  Minderung  erfahren.  (Wenn 
ich  bei  diesen  Vergleichungen  die  ursprüngliche  Biidgetfassung 
für  1849  —  55  zum  Grunde  lege,  so  trete  ich  dadurch  der 
Ansicht  bei,  dass  die  später  vorgenommenen  Erhöhungen 
durch  das  Ergebniss  der  wirklichen  Einnahmen  demnächst 
lAöht  gerechtfertigt  werden  dürften.)  Die  Einnahme  aus  Staats- 
forsten,  Jagden,  Triften  ist  abwärts  gegangen  wegen  der  sehr 
gesunkenen  Preise  der  Forstprodukle,  in  Folge  des  Verlassens 
des  Versteigerungsweges  als  Verwcrlhungsregel  und  statt 
dessen  Einführung  der  Abgabe  um  die  Taxe,  dann  wegen 
Aufhebung  des  Jagdrechts  auf  fremden  Grund  und  Boden; 


Digitized  by  Google 


-   29  — 


Ober- 
frankeii 

Mittel- 
f r<iiikt>ii 

Unter- 
franken 

und 
Aschaf- 
fenburg. 

Schwa- 
ben und 
Xeu- 

Kl  1 1"  IT 

Durg. 

Bei  den 
crntrk- 
li^irlen 
Administra- 
tionen. 

Bei  der 
Central- 

kasae. 

C&rdQmint 
jS  11  in  Ulf 

fl. 

fl. 

• 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

604634 

791287 

918233 

986645 

6.748895 

6644 

16153 

6,771692 

90598 1 

1,318351 

726041 

1,361973 

9,903529 

6,735394 

5056 

16,643979 

3451 

1787 

4754 

3400 

302854 

15,123622 

15.426476 

1,903437 

2,060852 

2,549763 

2,295673 

16,529549 

485332 

17,014881 

57 

1205 

33950 

2107 

74096 

74096 

380 

1518 

3047 

729 

9142 

154747 

163889 

3,417946 

4,175000 

4,235788 

J,05üö27 

33,5()b005 

21,Ö(i5ü60 

66I28ö 

56,095013 

Bezirke  an  den  Einnahmen  ial  hiernach  : 
10,18|     12,44|     12,62|      13,86|  100| 

Bezirke  an  der  Bevölkerung  ist: 

11,13|     11,72|     13,14|     12,39|  100| 
Bezirke  am  Flächengehalte  ist: 

9,U|      9,90|      12,12|     I2,55|  100| 

ungeachtet  der  Vermehrung  des  Staatswaldareals  durch  An- 
kaufe beträchthcher  Privatwaldflächen.  Unter  Nr.  3  des  Etats  sind 
die  Geld^  von  den  Naluralge fällen  zu  trennen  und  bei  den  Erstc- 
ren  wieder  die  ständigen  und  zehntherrlichen  Gefälle;  welche 
durch  ihre  Ablösbarkeit  um  den  achtzehnfachen  Betrag  (Ge- 
setz vom  4.  Juni  1848)  grosse  Ausfälle  erleiden;  von  den 
unständigen  Dominikalgefälien  (Handlöhnen).  Die  Natural- 
gefälle bestehen,  ausser  Getreide,  in  Wein,  Hülsen-  und  Oel- 
fruchten,  Stroh,  Heu,  Hopfen ;  die  Getreideeinnahrae  aus  Gilten, 
Kornbodenzinsen  und  fixirten  Zehnten,  im  Jahre  1841  noch 
640738  Scheffel,  wovon  jedoch  nur  203283  Scheffel  in  Natura 
geliefert,  das  Uebrige  nach  den  s.  g.  Normalpreisen  in  Geld 
entrichtet  wurde.  Zu  jener  Zeit  war  der  Jahres-Vf erih  aller 
grund-zins-  und  zehntherrlichen  Abgaben  llViMill.  fl.,  welche 
den  auf  Grund  und  Boden  ruhenden  Steuern,  Kreis-,  Districts- 
und  Gemeinde-Umlagen  zugerechnet  werden  müssen  um  eine 
Gesammtübersicht  der  vom  Grund  und  Boden  getragenen 
Lasten  zu  erlangen. 

Ein  bisher  fehlendes  „Verzeichniss  aller  unter  den  Rech- 
nungsabschoitt :  Oekonomie  und  Gewerbe,  fallenden  Grund- 
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Stücke  u.  s.  w.*^  —  soll,  dem  Verlangen  der  Stände  ent- 
sprechend, künftig  eine  Budgetbeilage  bilden  (Ldtgs.  Absch. 

vom  25.  Juli  1850  §.  21). 

.Für  ein  Jahr  der  VI.  Finanzperiode  betragen 
A,  die  i^oft-Ein nahmen  aus  Forsten,  Jagden, 
Xrifiten  und  Holzböfen»  und  zwar  (S.  191) : 


a)  die  Forstgefalle   5,273498  fl. 

(wovon  4,987000  auf  die  Forst-Haupt- 
nutzung kommen.) 

b)  die  Jagdgefälle   22226  \ 

c)  aus  Triften  und  Holzhöfen   588739  ^ 

Zusammen  A  5,884463  fl. 

B.  Aus  Oekonomien  und  Gewerben  •  .  .  738719  „ 


(wovon  aus  Gewerben  und  Fabriken 
224712  fl. ,  aus  selbststiindis'en  Gebäu- 
den  169807  fl.,  von  der  Staatsgüter-Ver- 
waltung Schieissheim  156893  iil.) 

C  Lehen-Grundgericht-Zins-  und  zebniherr- 

liche  Gefälle  ..........  5,460319  „ 

(wovon  1,726494  fl.  Geld-  und  3,733835  fl. 
Naturalgefalle) 

D.  die  Zinsen  von  Staats-Aktiv-Kapitalien  .        6586  „ 

Zusammen  Staats-Domänen  12,090087  fl. 

Nach  der  abgelegten  Rechnung  iur  das  Jahr  1844/5  war 
die    Roheinnahme,  Reineinnahme,  also  die  Gewinnungskosten  « 


von  A.  7,114406  fl.,  4^147906  fl.  41,69% 

„    B.    740864  ^  199894  „  73,02  „ 

^    C.  6.972124  „  6,083313  „  12,75  „ 

»    D.     486427  ^  469408  ^  3,50  „ 

Zus.    15,313821  fl.  10,900521  »  28,82  % 


Emige  Maa$tregeln  der  Geseixgdnmg  und  Verwaltung  ver- 
dienen erwähnt  zu  werden.  Schon  im  Jahre  1807  (August  27) 
wurde  ein  oberstes  Forstamt  errichtet,  welches  als  Regel  bei 
Verwerthung  der  Forstprodukte  die  öffentliche  Versteigerung 
vorschrieb  (1808  Juli  15);  ein  System,  das  man  schon  wenige 
Jahre  nachher  verliess  (1813  September  25)  um  zu  bestimm 
men,  dass  die  Abgabe  des  Holzes  zu  festen  Preisen  gesche- 
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hen  solle,  welche  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  geregelt 
werden. 

Bioe  neue  Richtung  verfolgt  die  Verordnung  ijber  Abgabe 
und  Verwerlhung  der  Forstprodukte  aus  Staatswaldungen 
vom  19.  August  1849.   Sie  bestimmt  nämlich ,  dass :  alle  in 

Nähe  der  Waldungen  Wohnenden,  —  für  den  Hausbedarf, — 
fiir  die  KleiiiDkoiiomio,  [(Wc  nicht  mit  Dienstboten  arbeiten),  — 
für  die  Kleingewerbe  (die  nicht  über  20  Klafter  brauchen),—^ 
fiir  die  Gemeindeholzmagazine,  —  für  die  Hüttenwerke,  — 
das  benölbjgte  Brennholz  fiir  die  Taxe  zu  beziehen  haben, 
so  wie,  dass  auch  das  Werk-,  Bau-  und  Nutzholz  an  selbe 
um  die  Taxe  abzugeben  ist,  und  zwar: 

in  UnglücksfallL'ii  für  den  Gewerbbetrieb ,  ufid  für  den 
hergebrachten  Holzhandel. 

Sie  bestimmt  weiter,  dass  Wald-,  Kohlen  und  Torfbe- 
sitzer von  diesem  Benefizin ni  ausgeschlossen  sind,  sie  bestimmt 

ferner,  dass  der  übrig  bleibende  Holzrcst  zu  versteigern,  von 
der  Versteigerung  aber  die  Holzhändler  und  Waldbositzer 
auszuschliessen  sind,  so  wie  sie  endlich  die  Vertheilung  des 
vorräthigen  Holzquantums  der  Distnktspolizei,  den  Rentämtern 
und  Ortsverwaltungen  überlässt.  Im  Angesichte  solcher  Be- 
stimmungen und  solcher  Verwaltungsgrundsätze  (die  sich  aiich 
in  andern  Verwaltungßzweigen  Bahn  gebrochen  haben)  darf  es 
wohl  Niemand  wundem,  wenn  die  Begriffsverwirrung  über  das 
Verhältniss  der  Staatsangehörigen  zum  Staate  in  unserer 
Staatsgesellschaft  bedeutende  Fortschritte  macht. 

Nach  diesen  Bestimmungen  haben  die  Anwohner,  der 
Waldungen  ein  besseres  Recht  auf  deren  Benutzung  als  die  ent- 
fernten Staalsan2:ehöri«'en  und  unter  den  Anwohnern  selbst  ist 
wieder  unterschieden  zwischen  Bemittelten  und  Unbemittelten. 
Die  Unbemittelten  bekommen  das  Holz  wohlfeiler,  die  Be- 
mittelten theurer,  die  Holzhändler  aber  bekommen  es  gar 
nicht.  —  Die  zum  Theil  nachtheiligen  Folgen  dieser  BesHsn^ 
mungen  sind  in  einem  Kommissions-Berichte  des  Abgeordneten 
von  Koch  über  die  forstwirthschaftlichen  Verhältnisse  Bayerns 
vom  19.  Juni  1850  (Beilage  dl8)  ebenso  lichtvoll  als  über- 
zeugend entwickelt. 
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Eine  Verordnung  vom  14.  Juli  1818  betrifft  die  Beliand- 
.Uing  des  Forst-  und  Jagdwesens  bei  dea  Kreisregierungen, 
Kammern  der  Finanzen;  mittelst  Verordnung  vom  22.  Decbr. 
iB21  gesdiah  die  Porstbezirkseintheilang  und  äussere  Porst- 
diensteinrichtung in  den  Staatswaldungen;  die  Vorbildung  für 
den  Staatsforstdienst  ist  durdi  Verordnung  vom  14.  September 
1848  geordnet. 

Die  Venraliuny  der  Staats  forsten  ist  in  neuster  Zeit  um 
so  mehr  Gegenstand  öffentlicher  Besprechung  geworden,  weil, 
wie  aus  den  betreffenden  Kammerverhandlungen  und  Schrif- 
ten sich  ergiebt,  aiierdiogs  dabei  noch  Vieles  zu  bessern  ist.  ' 
Mftn  lese  nur  beispielsweise  eine  kleine  Flugschrift:  lieber  die 
bayerische  Forstverwaltung,  Augsburg  1849,  Jenisch  und  Stage, 
mit  bescheidenen  Ansprüchen  und  gerechtfertigten  Wünschen; 
um  sich  zu  überzeugen,  wie  viel  Aenderungon  allein  schon  in 
den  Verhältnissen  des  Pei-sonals  höchst  wünschenswerth  sind. 

Von  den  22,503808  bayern.  Tagwerkfläche  des  Königs- 
reichs (1  Tagwerk  =  1,334  preuss.  Mg.)  sind  7,253133  oder 
32,23%  dem  Waidbau  allein  gewidmet  Nach  einer  neueren 
Mittheilung  (in  den  Landtag^verhandlungen  von  1850  Beilage 
Bd.  IV,  Tafel  zu  Seite  227)  soll,  ohne  die  Forsten  des  Salinen- 
bezirks, die  Waldfläche  6,681002  Tagwerke  betragen  und  wie 
folgt  sich  vertheilen: 


B^gfsrngsbeiirk. 

Flloke 

der  Staats- 
W«l- 

der  Ge- 
meinde und 
Stiftiings» 

Wal- 
dungen. 

der  übri- 
gen Wal- 
döngeiu 

Summt, 

Oberbayern  .... 
Niederbayem  .... 
l*falz 

Oberpfalz  

Oberfranken  .... 
Mittelfranken  .... 
Unteriranken  .... 
Schwaben  

T»f«werke. 

T«|ew«rke. 

Tagewerke. 

Tufewerke. 

455326 
207422 
324409 
369012 

276236 
200686 
314671 
207687 

89430 
44594 
262553 
45505 

28760 
143456 
409276 
153523 

621276 
79421 5 
36046 

627304 

190878 
350638 
208877 
319222 

1,166032 
1,046231 
623008 
1,041821 

495874 
694780 
932824 
680432 

"l, 177097 

3,118156 
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Rndhart  sagt  (III.  46)  das8  im  Darcbscbnitt  die  Kosten  'der 
YerwaUmg  auf  27  Kc  vom  Tagwerke  anzoschlagen  und  dasa 
der  Remerirag  eines  Tagwerks  durchschnittlich  im  Isarkreise 
S4V4  kr.»  im  Unterdonankreise  35  kr.,  im  Regenkreise  49  kr,, 
im  Rezatkreise  52  kr.»  im  Untermain-  und  Rheinkreise  1  il.  11  kr., 
im  Obermainkreise  1  fl.  14  kr.,  im  Ganzen  43 »/^  kr.  sei. 

In  dem  bereits  erwähnten  Berichte  des  Abgeordneten 
vouKoch  (einem  der  besten  im  Laufe  der  letzten  Stände- Ver- 
sammlung erstatteten  Kommissions-Berichtc)  iindet  sich  nach- 
folgende Mittheilung  über  den  Ertrag  der  Fanten  in  neuster 
Zeil  Von  der  gesammten  Materialabgabe  aus  Staatswaldun- 
gen wurden  nach  dem  Rechnungsdurchschnitte  der  IV.  Finanz« 
Periode  vom  Bau-  und  Nutzholze  56%,  und  vom  Brennholze 
44  %im  Versteigerungswege  durch  freie  Konkurrenz  verwerlhet. 

Dieses  Verhältniss  berechnete  sich  in  den  5  ersten  Jahren 
der  V.  Finanzperiode  1843/48  beint  Bau-  und  Nutzholz  auf 
60  Vo,  und  beim  Brennholze  auf  47  %. 

Das  Jahr  1848/49,  als  letztes  Jahr  der  V.  Finanzperiode, 
hatte  neben  einem  sehr  bedeutenden  Sinken  der  Holzpreise^ 
namhafte  Vermehrung  der  Holzabgaben  um  die  volle  Forsttaa>e 
zur  Folge.  Beim  Bauholze  stieg  diese  Abgabeweise  auf  43433 
Klafter,  beim  ßrennholze,  einschliesslich  von  Stockholz  und 
Wellen  (100  Stück  Wellen  für  eine  Klafter  gerechnet)  auf 
2Si2089  Klafter,  während  der  Durchschnitt  der  5  Vorjahre 
IQ  der  V.  Finanzperiode  bei  ersterem  3:^267  Klafter,  und  bei 
letzterem  146890  Klafter  betrug.  Demnach  musste  sich  die 
Materialverwerthung  im  Versteigerungswege  kürzen,  tmd  be- 
trägt för  das  Jahr  1848/49  von  allem  in  den  Staatswaldungen 
abgesetzten  Holze  48  %  fiir  das  Bau-  und  Nutzholz,  und  39% 
beim  ßrennholze. 

Obgleich  das  zur  Versteigerung  kommende  Holz  in  der 
Eegel  nur  in  sehr  kleinen  Loosen  ausgeboten  und  der  Auf- 
rnfspreis  unter  der  Taxe  gehalten  wird,  so  ist  doch  in  der 
IV.  Finanq>eriode  die  Taxe  durch  den  Versteigerungserlös, 
durdischniitUch  beim  Bau-  und  Nutzholze  um  27  Vof  beim 
Brennholze  um  31  %  überboten  worden,  und  es  ergab  sich  fiir  . 
das  gesammte,  zur  Versteigerung  gebrachte  Material  ein  durch- 
schnittlicher Mehrerlös  über  die  Taxe  von  jährlich  939559  11. 

a«4tM  ViMBS-SUtütik.  8 
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Dieses  Veihiilliiiss  blieb  sich  in  den  drei  ersten  Jahren 
der  V.  Finanzperiode  1843/46  ziemlich  gleich,  sank  aber  in 
den  Jahren  1846/47  und  1847/48  gleichzeitig  mit  den  Holz- 
preisen beträchtlich  herab|  so  dass  nach  rünQährigem  Durch- 
schnitte das  Ueberbieten  der  Taxe  in  den  Versteigerungen 
beim  Bau-  und  Nutzholze  nur  10%,  und  beim  Brennholze 
16  7o  beträgt,  und  einen  durchichniUHchen  Mehrerlös  über  die 
Taxe  von  jährlich  627^26  fl.  zum  Ergebniss  hat. 

Ganz  abweichende  Resultate  liefert  das  Jahr  1848/49. 
Die  Hülzpreise  sanken,  wie  eben  bemerkt,  i;leich  den  Getreide- 
preisen, sehr  l)edeutend  herab;  die  ölFentlichen  Verkäufe  wa- 
ren häufig  ^dprch  tumultuarische  Auftritte  gestört,  und  die 
Meistgebote  erreichten  in  der  Mehrzahl  nicht  einmal  die  er^ 
mässigten  Taxansätze;  daraus  wird  es  erklärbar,  wie  in  die- 
sem  Jahr  das  Prozent verhältniss  der  Versteigerungserlöse  zu 
der  Holzlaxe  zum  Nachtheile  der  erstem  ausschlagen  konnte, 
welche  beim  Bau-  und  Nutzholze  um  l'/a,  und  beim  Brenn- 
holze um  ö  %  unter  den  Taxberechnungen  verblieben  sind. 

2)  j0crsl)aU|  jQüttrnbrtrUb,  dtaatt-iabriHctt. 

,  Ein  oberstes  Bergamt,  durch  Verordnung  vom  13.  Februar 
1807  errichtet,  erhielt  eine  völlige  Umgestaltung  durch  Ver< 
Ordnung  vom  30.  September  1826.  Die  Berggerichts- Verfas- 
sung beruht  auf  der  Verordnung  vom  14.  September  1809; 
die  Bermicrichle  II.  Instanz  in  den  6  alteren  Kreisen  wurden 
durch  Verordnung  vom  14.  Oktober  1823  gebildet;  der  Stu- 
dienplan und  die  Prüfungen  fiir  den  Berg-,  Hütten-  und  Sa- 
linen-Dienst sind  durch  Verordnung  vom  3.  November  1830 
festgesetzt. 

Die  AoAeinnahme  von  den  Salinen  war  im  Jahre  1644/5 

5,033122  fl.,  1845/6:  5,127057  fl.,  1846/7:  5,237369  fl.; 
die  /Jcmeinnahme  2,161276  fl.,  2,463954  fl.,  und  2,439543  fl.» 
die  Gewinnungskosten  betrugen  also  50,70,  51,94  und 
53,42  %  der  Roheinnahnie.  Für  ein  Jahr  der  VI.  Finanz- 
periode ist  die  Rohoinnahme '  nur  auf  4,836368  il.  veran- 
schlagt. Die  Salzerzeugungskosten  betragen  im  grossen  Durch- 
schnitt 2  fl.  16 kr.  für  den  Zollzentner,  wahrend  sie  in 
Preussen  duFchschnittlich  nur  89  kr.  (11 '/d  Sgr.)  aosmach^r 
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Der  Werth  des  Salinenvermö^ens  war  ohne  die  Salinewaldun- 
gen 1844/5:  5,838531  11.  und  die  Salzerzcugung :  an  Koch- 
salz 1844/5:  74,402965  Pf.,  1846/7:  724765  Ztr.,  1847/8; 
741324  Ztr.  (wovon  Berchtesgaden  132543,  Reichenhaü 
187614,  Traunstein  147637,  Rosenheitn  20861^5,  Kissingen 
17751,  Orb  41896,  Dürkheim  5256);  Viehsalz  1,903727  Pf., 
und,  13732  Ztr.  Dungsalz  1,376549  Pf.  und  16539  Ztr.  Der 
Salzverbrauch  auf  den  Kopf  ist  durchschmtthch  loy«  Pf.  (im 
ganzen  Zollverein  nur  17  Pf.j.  Ausserhalb  Landes  wurden  im 
Jahre  1846/7:  55513  Ztr.  Kochsalz  verkauft.  Der  Verkaufs- 
preis ist  für  den  Verkauf  im  Kleinen  unbestimmt  (er  scheint 
zwischen  4  und  5  kr.  für  das  Pfund  sich  zu  stellen)^  bei  den 
König].  Aemtern  und  Faktoreien  wechselt  er,  für  Kochsalz 
von  6  fl.  40  kr.  bis  zu  4  fl.  35  kr.  Iiir  den  bayrischen  Ztr. 
(im  Jahre  1806  nur  3  fl.  47  kr.  einschliesslich  der  Landes- 
Kollekte  und  der  Aufschlage};  Viehsalz  von  3  fl.  44  kr.  bis 
2  fl.  20  kr,;  Geweibssalz  von  3  fl.  30  kr.  bis  1  fl.  15  kr.; 
Backsalz  von  4  fl.  30  kr.  bis  3  fl.  46  kr.*;  Duugsalz  (für  68  Pf.) 
von  1  fl.  32  kr.  bis  zu  6  kr. 

Hinsichtlich  der  Art  des  Betriebes  ist  noch  Einiges  aus 
dem  sehr  gründlichen  Berichte  des  Abgeordneten  Dr.  von 
Eermatm  vom  24.  Februar  1850  (Beil.  Bd.  11  Beil.  53)  beiza-  ' 
bringen.  Die  grossen  Salinen  im  Süden  haben  eine  zur  Siche- 
rung ihres  Feuerungs-Bedarfs  ausgeschiedene  Waldfläche  von 
etwa  300000  Morgen ;  die  übrigen  kaufen  Brennholz,  Dürkheim 
jedoch  Steinkohlen.  Mit  1  Klafter  Holz  (oder  Holzsurrogat 
auf  Holzwerth  reduzirl)  wurde  im  Jahre  1846/7  an  Salz  er- 
zeugt, in:  Berchtesgaden  24  Ztr.  88  Pf.,  Reichenhall  20  Zti-. 
54  Pf«,  Traunstein  20  Ztr.,  Rosenheim  17  Ztr.  8  Pf.,  Kissingen 
11  Ztr.  90  Pf.,  Orb  12  Ztr.  50  Pf.,  Dürkheim  0  Ztr*  23  Pf. 
Diese  grossen  Verschiedenheiten  flnden  bekanntlich  ihre  Er- 
klärung grösslentheils  in  dem  Grade  der  Sättii^un^ ,  welchen 
die  Soole  beim  Verkochen  hat.  So  wird  in  Berchtesgaden 
gesättigte  Borgsoole  versotten,  auf  den  übrigen  südlichen  Sa- 
linen eine  23 '/a  prozentige,  gemischt  aus  Bergsoole  und  Rei- 
chenhaller  Quellsoole;  Kissingen  hat  nur  Soole  von  2V4% 
(man  hat  jedoch  jetzt  ein  Steinsalzlager  gefunden),  Orb  von 
3VsVo>  Dürkheim  von  1  %  za  verarbeiten, 

8* 
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Nimmt  man  alle  Auslagen  auf  die  Gewinnung  der  Soole, 
Brennstoff,  persönliche  Leistungen,  Reparatur  und  Nachschaf- 
fung an  Gebäuden,  Vorrichtungen  und  Geräthen  zusammen, 
so  betrugen  die  sämmtlichen  Ausgaben  auf  Erzeugung  und 
Verpackung  des  Salzes  pr.  Ztr. 

Im  Jahre 


Am  Uauptsalz-Amt 

1826/r 
fl.  kr.  pf. 

1836/7 
fl.  kr.  pf. 

1846/7 
fl.  kr.  pf. 

Berchtesgaden 

—  48  1 

1  20  3 

2    7  3 

Reichenhall  . 

.  —  58  1 

1  59  1 

2    2  3 

Traunstein  . 

,13  3 

1  —  2 

1  25  — 

Bosenheim  . 

.19  3 

1    5  2 

1  10  2 

Kissingen  .  . 

.    1  51  3 

2  13  3 

3  26  ^ 

Orb    •  .  . 

,    1  25-3 

2    3  1 

2  52  1 

Dürkheim  .  . 

.    3  34  d 

5  25  1 

4  44  _ 

Diese  auffallende  Erhöhung  der  Gewinnungskosten  wird 
in  dem  KomniihsiünsbericlUe  fast  ausschliesslich  dem  Steigen 
der  Preise  des  Feuerungsmaterials  zugeschrieben  und  dane- 
ben bemerkt,  dass  ohne  wichtige  Verbesserungen  des  Betrie- 
hes,  die  jetzige  Mehrausgabe  noch  ungleich  bedeutender  sein 
würde.  Indessen  findet  der  Bericht  doch  Veranlassang  zh 
einer  Reihe  von  Anträgen  welche  Ersparungen  in  der  Ver- 
waltung Bezwecken  (Erklärung  darauf  im  Ldtgs.-Absch.  vom 

25.  Juli  1850  g.  30). 

Das  Salz  gehört  in  Ba^eiii  zu  denjt'iiigen  Sachen  (ausser- 
dem Bergbau,  Jagd,  PerlenlisclKMci,  GoUlwascherei)  an  welche 
der  Staat  einen  ausschliesslichen  Anspruch  macht,  weil  entwe- 
der höhere  wirthschaftliche  Gründe  dies  fordern  oder  um 
einen  Ertrag  daraus  zu  erzielen.  Eine  andere  Klasse  von 
Regalien  in  Bayern  sind  gewisse  EriMrbsgesMipe,  wohin  ge- 
hören: das  Post-  (und  Eisenbahn-)  Regal,  Lottoregal,  die 
Bedaktjon  des  Gesetz  und  Begierungsblatts.  Das  Münzrecht 
bildet  kein  Finanzregal  mehr,  das  Tabacksmonopol  wurde 
durch  das  Zolli^ese tz  vom  22.  Juli  1819  aufgehoben» . 

Die  Roheinnahnie  von  6ei\  Kohlenbergwerken  derPfah  (z. 
V.  Beil.  Bd.  V.  Beil.  185  S*  4d)  ist  für  ein  Jahr  der  VI.  Fi- 
nanzperiode  zu  342116  fl.  angesetzt;  der  Reinertrag  nur  zu 
50000  fl.  —  Die  Roheinnahme  vom  BergkittteHiüesen  war 
1844/5:  ifimnü,,  1845/6:  1,217774 fl.,  1846/7:  1,227312 fl.; 
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die  Ausgabe  1,313340  fl.,  1,579761,11.  und  1,589416  fl.;  i3S 
ergab  sich  also  ein  Ausgabeiibcrschuss  von  250000  bis  360000  fl^ 
iveldies  Brgebniss  daaernd  bleiben  muss,  wenn  nicht  Ver- 
waltung und  Betrieb  anders  worden  (z.  v.  den  Bericht  des 
Abgeordneten  Dr/  von  Hermann  vom  24.  Februar  1850,  Beil. 
Bd.  II  Beil.  53  b  und  die  daselbst  gestellten  Anträge).  Die- 
selbe Erscheinung  zeigt  sich  in  mehreren  Staaten  Deutsch- 
lands, auch  bei  der  Nymphenburgei-  PorzeUan-V ixhrik,  welche 
fast  immer  mit  einem  Mangel  ahschliesst ;  wesshalb  die  stän- 
dische Kommission  deren  Verkauf  beantragt  hat. 

Das  GeiamnUvemögtn  der  Berg-  und  Hüttenwerke  des 
Staats  war  Ende  1845:  3,234233  fl.;  der  Werth  der  in  jenem 
Jahre  gewofinenen  Erzengnisse  (Eisen  und  Eisenwaaren,  Stein- 
kohlen, Thon,  Thonwaren,  Spiessglanz,  Glasgemälde)  1,248644(1. 
Für  ein  Jahr  der  VI.  FinanzperiofK?  ist  die  Roheinnahme  der 
Berg-  und  Hüttenwerke  zu  342116  fl.  aus  der  Pfalz  und  zu 
1,005451  fl.  aus  den  übrigen  Provinzen  veranschlagt.  — 

Die  Verbesserung  der  Bergbau-^eseiigebung  ist  ein  schon 
vielfach  aasgesprochener  Wunsch,  womit  die  Verringerung 
der  Bergwerksabgaben  im  genausten  Zusammenhange  steht 
Der  Landtags-  Abschied  vom  25.  Juli  1850  hat  im  §.  31  die 
Richtigkeit  fast  aller  Ausstellungen  der  Landstände  an  der 
Verwaltung  des  Bergwesens,  anerkannt;  auch  deren  Beseiti- 
gung zugestanden. 

3.  Port-HffloU 

Der  durch  den  Reichs-Deputations-Schluss  vom  25.  Fe- 
bruar 1803  dem  förstlichen  Hause  Thum  und  Taxis  bestä- 
tigte Besitz  und  Genuss  der  Posten,  wurde  für  Bayern  an- 
erkannt durch  eine  Königl.  Verordnimg  vom  14.  Februar 
1806,  welche  das  Poslregal  dem  Fürsten  von  Thurn  und  Taxis 
als  Thronlehen  verlieh.  Sehon  im  Jahre  1808  aber  (durch 
Verordnung  vom  1.  März)  wurde  jene  Belehnung  wieder  auf- 
gehoben und  die  Regie  sämmtHcher  Posten  von  dem  Fürsten 
auf  10  Jahre  in  Pacl\t,  dann  aber  gegen  Entschädigung  von 
der  Re^emng  in  eigene  Verwaltung  genommen.  Zugleich 
geschah  die  Errichtung  einer  (leneral-Direkiion  der  Königl. 
Posten,  welche  im  Jahre  1817  (Juli  31)  anderweit  geregelt 
wurde  und  im  Jahre  1847  (Mai  27),  durch  Verciniguni:  mit 
der  Eisenbahn -Verwaltung,  eine  neue  Gestaltung  empling 
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Eine  Verordnunp;  wegen  Bildung  der  Postverwaltungs-Bchör- 
den  ist  vom  31.  Dezember  1826;  die  Eintheilung  des  König- 
reichs in  5  Ober -Postämter  geschah  durch  Verordnung  vom 
12.  Juni  1834.  Die  inländische  Briefpastfaxe  wurde  (unter 
theilweiser  Abänderung  der  Verordnung  vom  3.  November 
1810)  durch  Verordnung  vom  13.  November  1843  ermässigt; 
ein  neuer  Briefjposttarif  vom  5.  Juni  1849  bat  nicht  nur  viel- 
fache Erleichterungen  gewährt,  sondern  auch  ein  besseres 
System  der  Ansiitze  ijeschLdron;  die  neuste  Beslimmunsr  über 
den  Fahrpost- Tarif  ist  vom  11  Mai  1818;  (He  neuste  Extra- 
poslordnung  vom  1.  April  1833,  hat  unter  dem  7.  April  1849 
verschiedene  Abänderungen  erfahren.  —  Hinsichtlich  des  Land- 
und  Wasser-Botenwesens  wurden  am  16.  November  1822;  in 
Beziehung  auf  die  Stellwagen  -  Anstalten  am  20.  Dezember 
1842  und  10.  Eebruar  1849  Vorschriften  erlassen.  Die  jetzt 
güUigen  Bestimmungen  über  die  Postportü  -  Freiheit  in  Amts- 
sachen sind  vom  23.  Juni  1829,  — 

So  wenig  günstig  das  frühere  System  der  Bayernschen 
Post  Verwaltung  dem^Verkebre  überhaupt  und  namentlich  dem 
geistigen  Verkehr  war,  so  anerkennenswerth  ist  was  man 
neuerlich  zur  Verbesserung  gethan  hat  lieber  die  Ergebnisse 
lässt  sich  begreiflich  jetzt  noch  kein  Urtheil  abgeben.  Was 
aber  ferner  noch  der  Besserung  bedarf,  ist  in  den  standi- 
schen Verhandhnii^cn  und  Beschlüssen  der  Versammlung  von 
1849/50  angedeutet,  z.  B.  die  Verfuehrung  und  Beschleuni- 
gung der  Briefveriheihmg  auf  dem  Lande,  die  Einführung 
fahrender  £isenbahn- Postbureaus,  eines  allgemein  gleichen 
Portosatze?,  Aufliebung  oder  mindestens  Beschränkung  der  für 
gewisse  in  dieser  Hinsicht  bevorzugte  Klassen  bestehenden 
Postportofreiheit,  Einrichtung  von  Passagier -Wartezimmern; 
aucli  die  Anlertiguni^  und  Vorlage  slafistischcr  Nachweisiwgen 
über  den  Umfang  der  Leistungen  der  Postanslalt,  weil  ohne 
dieselben  eine  erfolgreiche  Prüfung  weder  der  Postrechnungen 
noch  des  Postelats  möglich  ist  (Absch.  vom  25.  Juli  1850). 
Da  solche  statistische  Nachrichten  aus  der  Vergangenheit  man- 
geln, so  sind  die  LeisHtngen  der  Postanstalt,  mit  deren  Ein* 
nahmen  nicht  zu  vergleichen.  Man  muss  also  auf  eine  Ker- 
gleich ung  der  Erträgnisse  sich  beschränken,  welche  dem  Kom- 
missionsberichte Beil.  Bd  II.  Beil.      Seite  449  entnommen  ist. 


Digitized  by  Google 


—  39  - 


I.  Eianahmeii. 

1833-4 

1845— G. 

184G— 7. 

Pro- 
zent 
Au- 
(heil. 

n 

II. 

ü. 

Für  Frachtstücke  .... 

Von  Reisonden  

An  Zeitimgsp;erällon  .    .  . 
Transit porlo  fiir  geschlossene 

Beilräse  fremder  Posten  . 

r>  ^^^^^^ 

709605 
260142 
232887 
79207 

46t>S 

971190 
5  44695 
7b6405 
1 10215 

76898 
19385 

989929 
574469 
758703 
1 15702 

77696 
19810 

38,99 
22,62 
29,88 
4,67 

3,06 
0  78 

Zusammen  Einnahme 

1,2^6539 

2,o08<  88 

2,o39309 

100 

II.  Ausgaben  auf  Gehalte. 

A.  fOr  allgemeine  Dienstleistungen 

des  stabilen  Personals  .    .  j 
Besoldungen  des  nicht  sta  [ 
bilen  Personals     .    .    . ) 
Besondere  Funklionsheziige 
Für  das  Aushillspersonal  . 
Diäten  und  Reisekosten 

165472 

3148 

20655 
2841 

.  223394 

1     889 1 6 
4699 
3831 
1518 

222989 

96238 
4579 
4054 
1811 

Zusammen  auf  allgemeine 
Dienstleistungen 

192116 

322358 

329701 

B.  Auf  besondere  Regle. 

Portoanlheile  der  Expedi- 

Beförderunsskosten  .    .  . 

Wagen -Neuoau  

„     Reparatur .... 
Reisediäten  der  Kondukteure 
Plalzvergiitungen  derselben 
Monturen  der  Postillone  . 
Trinkgelder  derselben  .  . 

60480 
360855 
18882 
25563 
10282 
6352 
7561 
35552 

950  15 
993723 
61  100 
85688 
40531 
18131 
1  1512 
177652 

101835 
1,026229 
52117 
81101 
43249 
17401 
17395 
183770 

Zusammen  auf  besondere 

Regie 

525530 

1,187012 

1,526397 

Zusammen  auf  Gehalle 

717646 

1,809370 

1,856098 
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Hält  man  mit  diesen  Einnahmen  und  Ausgaben  die  Rein- 
erträgnisse der  Post  zusammen  nach  WegUuiung  der  Hafer- 
theuerungszulage  lür  184V7»  so  ergiebt  sich: 

183V4        184V6  184«/t 
Einnahme-l  cbcrschuss  380169  fl.  431127  fl,  425560  fl. 

wonach    ilic  Gewinnungs- 
kosten betragen  70,46  %    82,81  %    83,24  o/^ 

Die  Bevöllcerung  hat  im  Dezember  1834  :  4,246778,  im 
Dezember  1846:  4,504874  Seelen  betragen,  zeigt  also  eine 
Zunahme  von  etwas  über  5Vo.  Die  Reinerträgnisse  der  Post- 
anstalt haben  dabei  um  elwa  10  %  zugenommen.  In  ganz 
anderem  Verhähnisse  dagegen  die  Benulzung  und  die  Bedeu- 
tung der  Post  im  Verkehre.  Diese  lässt  sich  wohl  mehr  aus 
den  Ausgaben  auf  besondere  Regie,  als  aus  den  Einnahmen 
bemessen,  da  die  Ausgaben  auf  Beförderung  der  Briefe,  Gü- 
ter und  Personen  so  ziemlich  dieselben  geblieben  sind,  wäh^ 
rend  im  Tarif,  der  die  Einnahmen  bestimmt,  manche  Verän- 
derungen vorkamen,  welche  die  Vergleichung  der  Einnahmen 
minder  statthaft  machen.  Hiernach  sind  nun  die  Beförde- 
rungskosten im  VerhaUniss  von  6:  17  «estieircn,  die  Ausgaben 
auf  Wagen  von  6:  18,  die  Poslillonstrinkgelder  von  1:  5. 
ZiemHch  im  gleichem  Maase  wie  die  Beförderungskosten  ist 
die  Einnahme  aus  Frachtstücken  und  Reisenden  zusamroenge-  - 
nommen  gewachsen.  Die  Einnahme  aus  Briefjporto  aber  nur 
wie  7:  9.  Das  Briefporto  lieferte  183 V4  noch  V«  mehr  Ein- 
nahme als  Reisende  und  Güter  zusammen;  ISt«/?  nur  mehr 
%  des  I'^i  trags  der  beiden  Letzleren.  —  Üa  nun  die  Ausgaben 
im  \Yosenlliclien  im  tjh^ichen  Verhaltniss  mit  dem  Erlraee  der 
Fabrpost  gewachsen  sind,  die  Einnahme  aus  der  Briefpost 
aber  nur  um  V?  ihres  Ei  trags  im  Jahre  183»/»  zugenommen 
hat,  so  kann  auch  der  Einnahme-Ueberschuss  lange  nicht  so 
stark,  wie  die  Benutzung  der  Post  gewachsen  sein. 

Für  ein  Jahr  der  VI.  Finanzperiode  (IV.  106)  ist  der  Vor- 
anschlag des  ÄoÄertrags  2.408437  fl.  ^Briefporlo  960000,  Post- 
taxe für  Reisende  700000,  Porto  für  Frachtbriefe  500000,  Zei- 
tungs-Erlrägnisse  95000,  Transitoporlo  für  geschlossene  Brief- 
paketc  55860^  Taxen  für  Reisegepäcke  55000  u.  s.  w.  ;  der 
Ausgaben  1,990955  fl.  also  G.  K.  82,66  %  (Besoldungen  312135 
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allgemeine  Regie  97037,  besondere  Hegie  1,531373  wovon 
875000  Beforderangskosten,  Bauausgaben  17681,  Pensionen 
32129  fl.  u*  s.  w.);  des  Ueberschusses  417482  fl.  eine  Verrin- 
gerung welche  der  ausgedehnteren  Benutzung  der  Eisenbah- 
nen zugeschrieben  wird.  — 

4r  5latU-0tfrobal)nrn,  5toatf-jPatnpfr4|ifffal)rt,  5toot<-Crlr0TOfni. 

Das  System  der  Staatseisenbahnen  wurde  liir  Bayern  im 
Jahre  1843  angenommen,  wo  ein  Gesetz  vom  25.  Augnst  den 
Bau  einer  Eisenbahn  ans  Staatsmitteln  von  der  Reichsgrenze 

bei  Hof  bis  Lindau  anordnete  und  dafür  die  veranschlagten 
51,500000  fl.  bewilligte.  Eine  Seitenbahn  von  Lichtenfels  zur  Lan- 
desgrenze in  derRichtung  von  Koburg,  mit  einem  Koslenanfwande 
von  1,500000  fl^  wurde  durch  Gesetz  vom  23.  May  1846;  ein 
Schienenweg  von  Bamberg  über  Wörzburg  und  Aschaffenborg 
zur  Staatsgrenze,  (28,5  M.)  durdi  ferneres  Gesetz  von  demselben 
Tage  mit  29,000000  Kosjtenanfwand  angeordnet.  Auch  der  be- 
schlossene Ankauf  und  Ausbah  der  lfänchen«Augsburger  Eisen- 
bahn (Kostenbedarf  6,200000  fl.)  wurde  durch  Gesetz  vom  23. 
May  1846  verwirklicht.  Ein  Gesetz  vom  6.  Junv  1B50  be- 
Stimmt,  dass  Einleitungen  zur  Erbauung  einer  Eisenbahn  von 
Augsburg  nach  Ulm  (etwa  10  Meilen)  getroffen  werden  sollen« 
Welche  Ausgaben  auf  diese  Bewilligungen  bereits  Statt  ge- 
funden haben  y  wird  am  passendsten  unter  dem  Abschnitlf 
„Staatssebuld"  dargelegt  werden,  womit  der  Eisenbahnbau  in 
genauster  Verbindung  steht;  hier  genügt  es  zu  bemerken 
dass  gegen  das  Ende  des  Jahres  1850,  ausser  der  angekauf- 
ten München- Augsburger  Eisenbahn  (8,1  Meile),  bereits  die 
Strecke  zwischen  der  Landesgrenze  bei  Hof  und  Kaufbeuern 
[55,5  Meile)  vollendet  und  der^n  Fortsetzung  nach  Lindau  im 
Bau  begriffen  war. 

Eine  Verordnung  vom  7.  April  1845  regelte  die  Verwal- 
tung und  den  Betrieb  derStaatseisenbahnen;  die  Vereinigung 
der  Post-  und  Eisenbahn-Verwaltung  geschah  durch  Verord- 
nung vom  27.  May  1847;  eine  Verordnung  vom  14.  Septem- 
ber 1817  ordnete  die  Leitung  und  Führung  der  Staatseisen- 
hahn-Bauten. Der  provisorische  Tarif  vom  15,  May  1845  hat 
unter  dem  30. .  September  1849  Aenderongen  erfahren.  — * 
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Eine  EStmnkm  itom  Ebmibakibeiridfe  erscheint  mm  ersten- 
male  in  dem  Voranschläge  der  VI.  Finanzperiode  und  beträgt 
roh  für  ein  Jahr  1,944500  fi«  (Personengeld  1,390000,  Pracht* 

geld  340000,  Reisegepäck  96000.  Thieie  60000,  Reisewagen 
47000  U.S.  w);  die  Ausgaben  sind  1,254900  fl.  oder  64,54  Vo 
(Besoldungen  545000,  allgemeine  Regieausgaben  91000,  be* 
sondere  Regicansgaben  460000,  Bauausgaben  152000  u.  s.  w.); 
der  Ueberschuss  also  689600  fl.,  welche  nach  gesetzlichen 
Bestimmungen  der  Eisenbahnbau- Dotationskasse  zufliessen. 

Ein  Konimissionsboricht  des  Abgcordnclen  Dr.  von  Her- 
mann vom  5.  Februar  1850  (Reil.  Rd.  Tl..  Reil.  53c.)  enthält 
interessante  Einzelheiten  über  den  Eisenbahnbetrieb  im  Etats- 
jahre 1846/7,  woraus  Nachstehendes  entnommen  ist. 

Während  des  Elatsjahres  1846/7  sind  im  Betrieb  gewesen: 

1)  Das  ganze  Ktatsjahr  hindurch: 

a)  die  Rahn  von  München  nach  Donau- 
wörth mit  13,75  Meilen 

b)  die  Bahn  von  Nürnberg  nach  Lich- 
tenfels mit  19,50 

2)  Im  Laufe  des  Jahres  wurden  eröffnet  und 
dann  bis  zum  Schlüsse  des  Elatsjahrs  be- 
trieben: 

a)  am  15.  Oktober  1846  die  Bahnstrecke 
von  Lichtenfels  nach  Neuenmarkt  mit 
5,75  Meilen,  von  denen  also  auf  dieses 

Jahr  treffen  5,51  „ 

b)  am  I.September  1847  die  Bahnstrecke 
voii  Augsburg  nach  Kaufbeuem  mit  8 
Meilen,  von  denen  also  Vi»  mit  hier  in 
Ansatz  kommt     .  0.66 

zusammen   32,42  Meilen. 

Die  bis  zum  Schlüsse  des  Etatsjahres  1846/7  verausgab- 
ten Rau-  und  Einrichtungskoslen  erforderten  Pur  die  angeführ- 
ten Rahnen  in  ihrer  ganzen  Länge  14,512928  fl  ,  wo/m  dann 
noch  das  Kapital  kommt,  das  der  Ankauf,  Ausbau  und  die 
Verbindung  der  München-Augsborger  mit  der  Süd-Nordbahn, 
erforderte,  von  5,135892  fl.;  so  dass  das  ganze  aufgewendete 
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Kapital  19,648820  fl*  beträgt  ffiernaoh  ' kostete  eine  Meile  der 
bis  Bode  1846/7  theib  gekauften,  theils  vom  Aerar  selbst  ge^ 
bauten,  und  dem  Betneb  iibergebenen  Bahnstrecken  606070  II. 

Leber  die  Leistungen  des  Eisenbahndiensies  hat  der  Aus- 
scbuss  eine  Reihe  von  Fragen  an  das  Ministerium  gerichtet, 
aus  deren  Beantwortung  folgendes  herausgehoben  wird*  — 

An  Transportmitteln  waren  im  Laufe  1846/7  vorhanden 
und  im  Dienste : 

34  Lokomotiven  mit  Tender, 
188  Personenwagen, 
ibO  Lastwagen, 

Die  Gesammtzahl  der  von  den  Lokomotiven  znrfickgeleg- 

len  Meilen  betrug 

auf  der  südlichen  Bahnstrecke  39876 
auf  der  nördlichen  Bahnstrecke  40295. 

Beide  Summen  zusammen  geben  auf  1  Lokomotive  2358 
Meilen,  was  dem*  durchschnittlichen  Gebrauche  auf  deutschen 
Bahnen  gleich  ist.  Die  wirkliehe  Geschwindigkeit  nach  Ab- 
rechnung der  Halte  betrug  nenn  Wegstunden  in  einer  Zeit- 
slunde.  Diese  so  ziemlich  der  Fahrgeschwindigkeit  auf  den 
deutschen  Bahnen  gleichstehende  Leistung  hat  zuverlässig  am 
meisten  dazu  beigetragen,  auf  den  deutschen  Bahnen  die  Zahl 
der  Unfälle  auf  ein  Minimum  zu  reduziren.  Eine  UätersidU 
dir  B^asiting  der  l^enbahnwigensiige  im  Etatsjahre  1846/7 
zeigt,  dass  auf  der  südlichen  Bahnstrecke  auf  die  Nutzmeile 
durchnittlich  tieften  273,7  Zentner,  auf  der  nördlichen  198,5 
auf  beiden  Bahnstrecken  zusammen  234,5  Zentner  für  die 
iNutzmeile«  £ine  weiter  anliegende  Tafel  zeigt  den  Sta9id  und 
die  LeUiungen  der  Eisenbahnlnmsportwagenf  dann  das  mMere 
BdigewiM  der  WageMüge  m  Eua^jakre  1846/7.  Demnach 
treffen  auf  eine  Nutzmeile 

auf  der  südlichen  auf  der  nördlichen 
Bahnstrecke  Bahnstrecke 
NVagenmeilen     ...       12,8  Meilen      .        9,5  Meilen 
Gewicht  der  Wagen  .    1048,6  Zentner    .     798,5  2^ntner 

Belastung   273,7       „         .      198.5  „ 

Rohlast  l32Ji,3      „        .     997,0  „ 
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Im  DnrcbsdimU  beider  BahnslrecLeb  aber  erhall  man 

auf  die  Natzmeile 


Aus  der  Beilage  5  gebt  zugleich  hervor,  dass  beför- 
dert wurden 

auf  der  södKcben  Bahnstrecke  32025$  Personen^ 

auf  der  nördlichen  Bahnstrecke  474274 
Eine  Meile  haben  zuriickgelogt 
•    auf  der  südlichen  Bahnstrecke  1,938958  Personen, 
auf  der  nördlichen  Bahnstrecke  1,882686  „ 
Aus  derselben  Beilage  entziffert  sich,  dass  eine  Meile 
Zenlnerfracht  zurückgelegt  haben 

auf  der  siidlichen  Bahnstrecke  6,692l44  Zentner» 
auf  der  nördlichen  Bahnstrecke  4,830596 
Auf  die  Frage:  wie  sich  der  Brennmaterialverbrauch  fiir 
die  Meile  Fahrt  einschliesslich  und  ausschliesslich  der  Anhei- 
zung  und  der  Halte  berechne,  sind  Tafeln  des  Standes  und 
der  Leistungen  der  Lokomotiven,  dann  des  Brennmaterialver- 
braucbs  derselben  im  Btaisjahre  1846/7  mitgetheilt  worden. 
Hiemach  berechnet  sich  der  Verbrauch  an  Brennmaterial  für 
die  Meile 

1)  auf  der  südlichen  Bahnstrecke,  ohne  das  Anheizen 
und  Slationiren  auf  3,73  Kubikfuss  Holz  und  12,6  Ku- 
bikfnss  Torf,  mit  Einschluss  des  Anheizons  und  Stationir 
rens  5,95  Kubikfuss  Holz  und  16,4  Kubikfuss  Torf,  jenes 
mit  25,12  kr.,  dieses  mit  56,82  kr^  im  Ganzen  also  mit 
1  iL  21,94  Gddwerth. 

2)  auf  der  nördlichen  Bahnstrecke  beträgt  der  Veitrauch 
an  Brennmaterial  ausschliesslich  desAnheizens  und  Sta- 
tionirens  für  die  Meile  86,98  Pfund  Coaks.  mit  Einschluss 
beider  1  Kubikfuss  Holz  und  99,87  Pfd.  Coaks,  im  Geld- 
werthe  jenes  zu  6,19  kr.,  diese  zu  1  fl.  42,04  kr.,  zu- 
sammen 1  fl.  48,23  kr.  Beide  £rgebni.sse  dürften  im 
Vergleich  mit  dem  Bedarfe  anderer  deutscher  Bahnen 
ab  günstig  erscheinen. 


Wagenmeilen 
Wagengewicht 
Belastung; 
Rohgewicht 


11.1  Meile 
917,7  Zentner 
234,3  ^ 
1152 
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Der  Werih  des  Brennmaterial  berechnet  sich 
1)  anf  der  südliclien  Bahnslreeke 

fdr  1000  Kubikfbss  Holz,  auf   .  70  fl.  »0,75  kr. 

für  1000  Kubikfuss  Torf  auf    .   57  „  42,65  „ 

auf  der  nördlichen  Bahnstrecke 

für  1000  Kubikfuss  Holz  auf    .    S2  fl.    1,69  kr. 

für  1000  Kubikfuss  Coaks  auf  .  17  „  1,78  „ 
Es  wird  angeführt,  dass  über  die  Anwendbarkeit  der 
BraimkMe  zur  Lokomotivbeizung  (worüber  eine  besondere 
Frage  gestellt  war)  früher  mehr&che  Versuche  mit  verschie- 
denen Gattungen  angestellt  worden,  die  aber  zu  keinem  gün- 
stigen Resultate  führten.  Mineralkohlen  aus  dem  Bergbaure- 
vier Miesbach  wurden  neuerlich,  mit  Coaks  gemengt,  zui'  Lo- 
komotivheizung bei  Güterzügen  versucht,  was  besseren  Erfolg 
zu  versprechen  scheine. 

Beziehen  wir  die  Einnahme  und  Ausgabe,  letztere  wie 
sie  nach  der  oben  gegebenen  Berechnung  auf  den  laufenden 
Dienst  reduzirt  ist,  sowie  den  hiernach  berechneten  Rein-Er- 
irag  auf  die  Zahl  der  Zugmeilen,  auf  beiden  Bahnstrecken 
zusammeogenommen  (73634,5),  so  ergiebt  sich  für  die  Zugmeile 
eine  Roh-Einnahme  von    fl  11.40  kr. 
eine  Gesammtausgabe  von      8,33  ^ 
ein'Rein-Ertragf  von  .  .    „   3,16  „ 

Auf  die  von  den  Kammern  hinsichtlich  der  Verwaltung 
det  Eitenbahntcesens  geäusserten  Wünsche,  ist  zwar  eine  theil- 
weise  bewilligende  Erwiederang  in  dem  Landtagsabschiede 
vom  25.  July  1850  erfolgt.  Zu  bedauern  jedoch  ist  die  gleich- 
zeitige Ablehnung  von  Aenderungen  in  der  Form  des  Redi- 
nungswesens,  weil  in  der  That  das  schwerfällige  Schema  der 
bayernschen  Staaisrechnungen  nur  mit  Benachtheiligung  des 
Zweckes,  einem  Unternehmen  angepasst  werden  kann,  des- 
sen wesentlich  kaufmännische  Natur  sichtlich  gegen  einen  sol- 
chen Zwang  sich  sträubt 

Das  Donau^  Datnpf schiff fahris-llnlernehmen  wurde  nnl 
einem  Kostenaufvvande  von  890000  fl.  emorbcn,  (Gesetz  vom 
25.  May  1846),  von  einer  seit  1836  bestandenen  und  mit 
einem  40|ährigen  Privilegium  beUehenen  Privatgesellschaft ; 
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so  das8  jeder  Aktionär  für  100  fl.  nur  48  fl.  8V«  kr. 
empfing  und  ausserdem  *  ICjihrige  Zinsen  seines  Einlage- 
kapitals verlor.    Eine  Verordnung  vom  5.  Oktober  1846 

regelte  die  Geschäftsfilbrnng ,  eine  Verfugung  vom  ZO.  Juni 
1848  vereinigte  diese  Verwaltunj^  mit  der  der  Posten  und 
Eisenbahnen.  Der  Rohertragsanschlag  des  Betriebs  zwischen 
Re2;ensburg  und  Linz  ist  für  ein  Jahr  der  VI.  Finanzperiode 
11 5351  fl.  (davon  vonPei-sonen  und  deren  Gepäck  84565,  von 
Waarea  24d53  u.8.w.);  die  Ausgabe  114286  fl.  oder  99,08  Vo 
(Besoldungen  6616,  Regie  2739,  auf  den  Scbtffrahrtsbetrieb 
mit  den  Besoldungen  des  Personals  95144,  auf  das  Inventar 
9973  fl.  u.  s.  w.);  der  Uebei-schuss  also  nur  1065  fl.  Auch  die- 
ser Ueberschuss  dürfte  sehr  zweitelhafl  sein,  wenn  nicht  mit- 
telst eines  durchaus  kaufmännischen  lielriebes,  Belebung  des 
Geschäfts  und  Ersparungen  erreicht  wer<len ;  wozu  vielleicht 
die  Aufnahme  der  Strecke  Donauwörth-Regensburg  und  Ver- 
abredungen mit  der  Mitteldonau-DampfechiffTahrt,  beitragen 
können.  Nach  Inhalt  des  Landtags  -  Abschieds  vom  25.  July 
'1850  scheint  die  Regierung  diese  Richtung  verfolgen  zu  wol- 
len. An  Verzinsung  des  Anlagekapitals  aber  wird  dessenun- 
geachtet wohl  schwerlich  zu  denken  sein.  Sehr  interessanten 
und  beherzigenwerthen  Inhalts  ist  der  Koniinissions- Rericht 
des  Abgeordneten  Neuffer  vom  28.  Oktober  1849,  Beil.  Bd.  2, 
Beilage  49. 

Durch  das  Gesetz  .vom  6.  Juny  1850  ist  auch  der  Te/e- 
graf  in  die  Reihe  der  erwerbenden  Staalsanstalten  Bayerns 
getreten.  Danach  nämlich  soll  auf  Staatskosten  ein  telegra- 
phisches Netz  für  das  Königreich  hergestellt  werden ,  dessen 
Kosten  zu  500000  fl.  berechnet  sind.  (1  Meile  von  2540(3 
bayr.  Fuss  soll  mit  einem  verzinkten  Fisendraht  1810  fl.,  mit 
zwei  dergleichen  2*650  fl.  kosten;  fünf  Hauptlinien  sind  117, 
sechs  Nebenlinien  64  Meilen  lang).  Schon  vorher,  unter  dem 
23.  November  1849,  war  eine  Bekanntmachung  in  Betreff  der 
nächsten  Vorkehrung  für  den  Betrieb  des  Telegrafischen  Diens* 
tes  erlassen;  unter  dem  16.  nnd  23.  Dezember  1849  folgten 
provisorische  Bestimmungen  über  die  Benutzung  der  Staats- 
telegrafen von  Seite  des  Publikums.  Zu  erwähnen  ist  noch 
das  Gesetz  über  den  Schutz  der  Xeiegrafenanstalten. 
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5)  Eine  TaMtiregie,  zam  Vorlliei]  der  Staatssdiold,  wurde 
durch  Verordnung  vom  dO.  Aogost  1811  eingellihrt,  mit  Voll- 

zugsverfiigung  vom  14.  Oktober  1811.  Die  Erhebung  des 
Tabaksau fsehlages  wurde  durch  Verordnung  vonn  26.  July  181Ä 
verändert  und  die  Abgabe  selbst  hörte,  als  Folge  einer  Be- 
slimmung  des  Zollgesetzes  vom  22.  July  1819  §.  1,  auf.  Al- 
lein sie  hat  noch  jetzt  ein  mehr  als  geschichtliches  Interesse 
desshalb,  weil,  bei  den  finanziellen  Verlegenheiten  der  Aehr- 
sten  Staaten  Deotechlatds,  höchst  wahrscheinlich  eine  Erzen- 
gungs-  oder  Verbrauchs- Abgabe  von  Taback  zu  denjenigen 
Hülfsmitteln  gehören  wird,  zu  welchen  man  greifen  kann, 
ohne  die  Lasten  der  bedürftigsten  Yolksklassen  zu  ver- 
mehren. 

&  Sam-Mitupil, 
Das  genuesische  Zahlenlotto  (90  Nummern  im  Glücksrade, 
wovon  je  5  gezogen  werden ,  obgleich  eine  Quinteme  nicht 
gewonnen  werden  kann)  ist  vom  Kaiser  und  Kurfürst  Karl 
Albrecht  im  Jahre  1735  in  Bayern  eingeführt  und  wurde 
dann  im  Jahre  1773  auf  Rechnung  der  Regierung  übernom- 
men. Scboa  ein  Mandat  vom  10.  Oktober  1769  warnt  gegen 
Defraudationen.  Die  Gcneral-Lotto-Administralion  wurde  im 
Jahre  1807  (l.May)  errichtet;  durch  Verordnung  vom  Id.  Sep- 
tember 1843  aber  erhielt  die  Verwaltung  des  Lottowesens 
eine  neue  Einrichtung.  Jede  Ständeversammlung  seit  30  Jahren 
hatte  den  Wunsch  der  Aufliebung  dieser  Anstalt  laut  werden 
lassen;  die; Regierung  vei" weigerte  beharrlich  ihre  Zustimmung 
und  erst  in  der  im  Februar  1849  gehaltenen  Thronrede  ist 
die  Absicht  ausgesprochen  das  Lotto  aufzuheben.  Dessenun- 
geachtet begannen  die  Ziehungen  wieder,  obgleich  nicht  er- 
sichtlich war,  wohin  die  Einnahmen  davon  verrechnet  werden 
sollteh,  weil  im  Voranschlage  fUr  1849—51  keine  Rücksicht 
darauf  genommen  war.  Der  Vortrag  des  Finanzministers 
vom  8.  Oktober  1849  benieikte  nur,  dass  auch  der  Be- 
schluss  der  Lotio- Aufliebung  selbst  Gegenstand  der  land- 
tägigen  Berathung  werden  dürfte.  Dieses  ist  geschehen;  die 
Kammern  haben  den  Autrag  gestellt,  das  Lotto  mit  dem 
30.  September  1851  aufhören  zu  lassen  und  die,Regierung  hat 
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im  Landta^bschiede  vom  Zb,  JoU  1850  §.  25  diesem  An- 
trage entsprodien.  DessenuDgeachtet  bat  die  Mitthetlung  der 
Ergebnisse  des  Lotto  in  neuster  Zeit  ein  mehrfeches  Interesse 
Ce.  V.  BeiL  Bd.  a  BeU.  50). 

Einlagen.  Gemnnste. 

für  1841/2     6,213511  fl.  —  3,806043  fl. 

«  1842/3    4,973710^  —  2,671291  ^ 

•        ^  1843/4    5,351800  „  —  8,426840 « 

„  1844/5    6,580350 «  —  4,607511 « 

,  1845/6    6,451788  n  —  4,075088^ 

^  1846/7    6,583127  ^  ^  4,927648  ^ 

36,143295  fl.  —  23,534430fl. 

oder  durcliscbntUlich 

für  ein  Jabr   .   .   6,023,882V, «  —  3,022405  „ 

Die  Einlagen  gegen  die  Gewinnste  gebalten,  zeigt  sich, 
dass  die  Spieler  während  dieser  Zeit  12;608865fl.  nnd  durch- 
schnittlich in  einem  Jahre:  2,101477 Va  fl.  verloren  haben, 
oder  im  Verhältnisse  zu  den  Einsalzen  34  Vs  %  (nach  dem 
DurcbscbniU  der  Jahre  1819—37  sogar  38,8%). 

Die  rane  Einnahme  für  die  Staatekasse  stellt  sieb  für 
diese  Jabre  auf  10,340244  fl.  20  kr.  und  zwar: 

für  1841/2  ^  2,010788  fl.  41  kr. 

„  1842/3  —  1,962658  „   48  „ 

»  1843/4  —  1,565718  „   31  „ 

„  1844/5  —  1,530825  „24     „    *  * 

„  1845/6  —  1,963517  „  32'/«« 

^  1846/T  —  1.206735  „   23V,  ^ 

Zusammen  wie  oben  10,340244  fl.  20  kr. 

Die  Betriebskosten,  nämlich  tlie  Ausgaben  auf  Besoldungen 
und  Regie  etc.  betragen  für  die^e  6  Jahre  2,268621  fl.  oder 
durchschnittlich  für  1  Jahr  378103»/»  11.  also  6,27  %.  — 

Hier  ist  beiläufig  zu  bemerken»  dass  die  einzige  in  Bayern 
bestandene  SpUtbank  zu  Kissmgen»  bereits  im  Jabre  1840 

gescblofisen  ist^ 

7.  (ftnnalimrn  O0n  fonßt^tn  i^o\)t\tmi^Un  mtt  iHonepolrn. 
Dabin  geboren  das  Gesetz-  und  das  Regierungs-Blatt  mit 
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emem  Roherträge  von  30e5i  fl.,  einer  Ausgabe  von  tt2f9  fL 
{b%,94  %),  also'  14425  fl.  Ueberschnss.  Dahin  gehören  ferner 

a)  Einnahme  von  herrnlosen  Gegenständen.   .    .     5020  fl. 

b)  aus  der  Perlenlischerei  und  Goldwäscherei    .       256  „ 

c)  Nachsteuern  und  Auswanderungstaxen  .    .    .      ß\7  ^ 

d)  £rU*ag  der  Kreis-Inteiligenz-Bläller  (zur  Grün- 
dung eines  Unterstützungs  -  Fonds  für  Staats* 
diener  bestimmt  und  deshalb  durch  Einnahme 

und  Ausgabe  laufend)  .    16060  „ 

zusammen  21653  il. 

gegen  32214  fl.  im  Jahre  1844/5,  wovon  damals  1282  fl.  oder 
3,98  Vo  als  Gewinnungskosten  abgingen.  —  — 

Der  gesammie  Roherfrag  der  Dammial'  und  Hoheifs-'Bitn* 

nahmen  und  Staats-Monopole  (oder,  nach  der  Einlheilung  des 
Bavernschen  Etats,  der  Staats-Re^alien  und  Anstalten  III  und 
der  Staatsdomänen  IV)  berechnet  sich  für  das  Jahr  1844/5 
auf  30,722057  fl.,  1845/6  auf  33,741860  fl.  und  1846/7  auf 

34^706944  fl.»  nach  dem  Voranschlage  für  1849/50  aber' nur 
aof  22^990347  fl.  Der  Hetfiertrag  von  1844/5  auf  15,487738  ft, 
1845/6  auf  18,184006  fl.  und  1846/7  auf  16,716148  fl.,  1840/50: 
12,001281  fl.,  1849—55:  11,057804  fl.,  mit  1844/5  49,58 o/o, 
1845/6  :  46,11  %,  1846/7:  51,83  o/o  und  1849/50  mit  47,79  o/^, 
Gewinnungskosten. 

Diese  bedeutende  Einnahme- Fcr//imrfer««^  wird,  ausser 
dem  Einflüsse  der  Zeitverhälinisse,  durch  das  Auslassen  des 
LotlogeftÜls;  durch  die  Abnahme  der  ständigen  and  zehnt-» 
herrlidien  Geld  «Gefälle  in  Folge  ihrer  gesetzlich  ausgespro- 
cheneiv  Ablösbarkeit  für  den  ISfachen  Betrag;  durch  den  aus 
gleichem  Grunde  verminderten  Rechnungswerth  der  Natural- 
gefalle, durch  die  Veräusserung  mehrerer  unter  der  Abthei- 
lung :  aus  Oekonomie  und  Gewerben,  eine  Rente  abwerfender 
toitzthiimer;  durch  Verwendung  von  Staats-Aktiv- Kapitalien 
n.  s,  w.  —  erläuterte  Bedenklidi  dabei  aber  ist ,  dass  die 
^  jetzt  wahrgenommene  Einnahmeverminderung  zum  grossen 
Theile  dauernd  werden  dürfte.  — 

Zu  den  Einnahmen  von  Staatsanstalten  gehörten  früher 
die  Sirüi9m^Abif0lHiik  Sie  wurden  nach  $.  20  der  ZoUord- 
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niing  vom  15,  August  1828  (Bayern  und  Würtleniberg)  als 
Zollbeischlag  erbobeD;  der  Anschluss  an  den  grossen  Zollver- 
ein veranlasste  das  Gesetz  vom  1.  JuK  1834,  wodurch  ein 
mässiges  Chausseegeld  (Ertrag  1834/5:  101000  fl,)  eingeführt 
wurde:  allein  eine  Verordnung  vom  '24.  August  1840  stellte 
dessen  £rhel)ung  einstweilen  ein,  wobei  es  bisher  verblie- 
ben ist. 

bbj  Direkte  Steuern. 

Die  bunte  Zusammensetzunff  des  Königreichs  Bayern  aus 
Theilen  und  Theiichen  des  alten  deutschen  Reidis,  hatte  be- 
greiflich eine  mindestens  eben  so  grosse  Verschiedenartigkeit 
-der  Steuern  veranlasst,  was  (wie  oben  berdts  erwähnt)  die 

Nolhwendigkeit  einer  einheillichon  l'mbildiing  des  Steuer- 
systems um  so  dringender  erscheinen  li(\^s.  Niichdem  zuerst 
durch  die  Verordnungen  vom  7.  Juni  und  20.  November  1807 
die  alten  Steuerbefreiungen  aufgehoben  und  sorläufig.  gleich- 
sam nur  als  augenblickHches  Auskünftsmittel  die  bisher  steuer- 
freien oder  zu  gering  besteuerten  Besitzungen  mit  V«  %  des 
Werths  belegt  waren ;  wurde  der  Beschluss  geiasst  sechs  Ar- 
ten direkter  Steuern  an  die  Stelle  der  bisherigen  Abgaben  zu 
setzen.  Dieses  waren:  eine  allgemeine  Grundsteuer,  Hauser- 
steuer, Dominikai-  (guisherrliche  Keulen-)  vSleucr,  Gewerbe- 
steuer, Familienstener,  Zugviehsteuer  '^Surrogat  des  Weggeldes 
vom  inländischen  gewöhnlichen  Verkehr,  wieder  aufge- 
hoben). Dass  dadurch  keine  Steuererhöhung  erreicht  werden 
sollte,  wird  dur'ch  das  Ergebniss  dieser  Steuer -Ausgleichung 
bestätigt,  indem  die  sechs  neuen  Steuern  im  Jahre  1819/20: 
6,494826  fl.  ertrugen,  während  die  aufgehobenen  Abgaben  im 
letzten  Jahre  ihrer  Erhebung  7,403251  11.  geliefert  hatten.  — 

In  dem  Finanzgesetze  vom  25.  JiiU  1860  lautet  9.  weluber  di« 
direkten  Abgaben  betrifft,  wie  folgt: 

,,An  directeu  Steuern  sind  für  jedes  der  zwei  Jahre  vom  1«  October 
,,1849  bis  letzten  September  1861  zu  erbeben: 

»)  „Tn  denjenigen  Gebietstheilen,  wo  das  Steuerprovisorium  noch  Gil» 
„tigkeit  hxXy  mit  EinschliiM  de«  Regierungflliesirkfia  toii  Ober- 
y^bayern 

„vier  Simpla  der  Grundsteuer,  drei  Slmpla  der  Haussteuer, 
9>vier  Simfla  d^r  Dominicabrteaer  ^  die  gaoze  Gewerbtteaer^  dann 
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y^vnl  Simpla  der  CRplUürenteBateaer  und  dto  BiidUNinuifteiMr 
,piaeh  den  BeeÜmiiiDiigieii  des  Gesetzes  vom.  11.  Juli  1.  J. 

b)  ^,lm  Regleniiigaliesirke  der  PIUz 

i«40*/t%  (sechzig  ein  halb  Prozent)  der  Gewerbstener;' 
^der  StenerbeisoUag  mit  100000  fl.  naeh  Art,  xn.  des  Geseties 
„nun  23.  Hai  1846  über  die  Anssebeidang  der  Kreislästen  tob 
„den  Staatslasten  and  die  Büdting  der  Kreisfbnds; 

Oapitalrenten«  und  die  Einkomoiensteaer  wie  sab  Iii.  tu 

c)  ^Im  Regierungsbezirke  TOn  Unterfkanken  und  Asobalbnbui|; 

%  (sieben  und  siebenzig  Prozent)  der  Gmndsteaery 
„100  (hundert)  Prozent  der  Haassteuer, 

(achtzig)  Prozent  der  Dominicalsteuer, 
„die  Gewerbsteuer  nach  dem  bisherigen  Fusse  mit  Rücksicht  auf 
,,das  Gesetx  vom  25.  August  1843  über  die  Gewerbs-  und  Per- 
^soi^alauflagen    im  Begierungsliesirke   von  ünterflraokoi  und 
,,Aschaflenburg; 

„die  Capitalrenten-  und  Eiukoininefisteüer  wie  sab  lit.  a. 

d)  fflü  denjenigen  GebieUlheilen,  wo  die  definitive  Grund-  und  Hüuser- 
„sleuer   eingeführt  ist,    oder    während    der    VI.  Finanzperiode, 

y^resp.  der  ersten  zwei  Jahre  derselben  eingettihrt  wird,  richtet 
„sich  die  Erhebung  der  Grundsteuer  nach  den  Bestimmungen 
,^des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1834,  die  Abänderung  des  §.  114  des 
„Grundsteuergesetzes  betreffend,  die  Erliebung  der  definitiven 
„Häusersteuer  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  23.  Mal 
„1846,  den  Vollzug  der  Steuergesetze  vom  25.  August  1823  be- 
y^trelTead^  uud  pro  1850/1  werden  nach  den  Bestimmungen  des 
^Gesetzes  vom  heutigen  Tage,  die  Häusersteuer  betreffend,  sechs 
yjSImjpki  der  ArealsCeuer  und  zwei  Simpla  der  HietbsCeuer  er- 
j,boben;  die  deilnitive  Dominioalstener  wird  'mit  vier  Simpla,  die 
,,Gewerb-,  dann  Capltalrenten-  und  Sinkommensteaer  wie  aub 
<i,lit.  a.  eiboben* 

e)  ,,fn  sammtUchen  BogtmngBbezirkeo: 

die  den  Staatsdienern  and  andern  Angestellten,  dann  den  Qaieseen- 
,,Cen  und  Pensionisten  naek  der  Verordnung  vom  8,  Jnnl  1807  ob* 
fegenden  Wiiitwen-  und  Wal«enliondsbeitrfige  von  Ikren,  ans  den 
y^Staatskassen  Aeasenden  Beniigen.^^ 

1.  (Srunbflrufr. 

Hinsichtlich  der  Grundsteuer  und  der  mit  ihr  verbunde- 
nen Haus-  und  j^utsherrhchen  Rentensleuer,  haben  ein  provi- 
sorisches und  ein  definitives  System  sich  entwickeh..  Za 
Jenem  führte  die  Nothwendigkeit  der  Einheit  in  der  Form 
und  der  sofortigen  Beseitigung  der  grössten  Ungleichheiten 
(Bdict  vom  13«  Mflti  1808);  za  diesem,  die  Ueberzeugung  dass 


Digitized  by  Google 


—   62  - 

einer  bleibenden  Gestaltung  der  Grundsteuer  die  Vermessung 
und  Abschätzung  der  Grundstücke  vorangehen  mtlsse  (Ver- 
ordniinff  vom  24.  Januar  1908).    Die  fiir  das  Definitivnm 

besliminlo  Stouor^'csetz^ebiiug  vom  .Iahr(.*  1828  wurde  also 
zu  dem  Zwecke  einiK^fühi  l ,  (hunil  die  Ungleichheiten  in  der 
gcsammten  direkten  Besleuerung  aufhörten.  So  entstanden 
die,  ihrem  Wesen  nach  in  innigem  Zusammenhange  aufzu- 
fassenden beiden  Gesetze  über  Grund'  und  über  Häusersteuer 
vom  15«  August  18d8.  Beide  bezwecken  die  Ermittelung 
des  Ertrags  der  verschiedenen  Inimobiliar- Besitzlhümer,  um 
darnach  die  erstrebte  gleiche  Besteuerung  der  Immobilien  in 
allen  Theilen  des  Landes  herb»'izufiihren.  — 

Beziii^lich  der  Gnmdstencr  ging  man  tUil»(M  von  der  ge- 
^viss  richtigen  Ansicht  ans,  dass  nicht  der  Roh-  sondern  der 
Rein^Eiirag  die  Grundlage  der  Besteuerung  bihlen  müsse. 
Demzufolge  hat  man  von  dem  Ertrage  der  Aecker  in  Abzug 
gebracht:  die  Aussaat,  das  Stroh  des  Getreides,  die  Früchte 
der  Brache,  der  Weide  und  aller  sonstigen  ökonomischen 
Nebennutzungen;  ebenso  den  Mehrertrag,  welcher  sich  durch 
den  Anbau  anderer  Produkte,  als  des  Getreides,  erzielen  liisst; 
endlich  hat  man  den  Preis  dci'  verschiedenen  Getreidegatlun- 
gen  möglichst  niedrig  in  Anschlag  gebracht;  Grundsätze, 
welche  als  i^oicclil  erscheinen,  und  in  Beziehung  auf  welche 
nur  zu  bedauern  ist,  wenn  in  einzelnen  Fällen  durch  Unge* 
schicklicfakeit  dagegen  gefehlt  wurde.  — 

Bei  der  Berechnung  der  Bäusersteuer  dagegen  wird  that- 
sächlich  nicht  der  Rein-  sondern  der  ÄoÄ^Ertrag  zu  Grunde 
gelegt.  Das  allgemeine  Grnndsteiter -ijt'saiz  vom  15.  August 
1828,  hat  durch  die  Gesetze  voni  25,  August  1831  und  1.  Juli 
1834  einige  Abänderungen  erlitten.  Maassslab  der  Besteue- 
rung ist  der  aus  dem  Flächeninhalt  und  der  natii  iiichen  Er- 
tragsfähigkeit  erhobene  mitteljährige  Ertrag  eines  Grundstücks; 
die  Steuerverhäitnisszahl  stellt  den  jäbrli^en  Ertrag  in  Ach- 
telscheffeln Korn  oder  in  Gulden  dar;  jedes  Achtelsche&l 
Korn  oder  Katastergulden  des  Rustikal-,  Donnnikal-  und 
Zehnt-Ertrags  wird  mit  1  Kreuzer  als  Steuer*t/wp/öm  belegt 
Dieses  sogenannte  neue  Delinitivum  ist  jedoch  vollständig  erst 

in  der  Oherptaiz,  Mittelfranken  und  Schwaben  eingeführt; 
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in  Nidderbayern  und  Oberiranken  besieht  das  ProvisoriiuD, 
im  Tormafigen  karkreise  das  alte  Defioitivom  vor  1828,  in 
der  Pfalz  die  französische  Steuerverfassang,  in  Theiien  von 
Unterfranken  verschiedene  Sienergesetze,  älterer  Zeit,  Der 

durchschniltli('h(?  auf  das  Tagwerk  IreiTt^ndc  (iriindsleiierbetrag 
(Rustikal-  und  Dominikalstouei;  isl  In:  dpr  Pfalz  22Vi6.  Unter- 
franken und  Aschallonbur^  22 Vi 6,  Schwaben  und  Xeuburg 
20'y,6.  Mittelfiankon  il-Ao,  Oberfranken  l(5V,o,  Niederbayern 
Oberpfalz  und  Regensburg  13Vx6.  Oberbayern  11  Vis  kr.» 
in  ganz  Bayern  16  kr.  — -  Dies  würde  nicht  drückend  sein, 
wenn  nicht  ausserdem  die  Kreis-,  Distrikts-  und  Gemeinde- 
Umlagen  nach  dem  Maassslabe  der  direkten  Steuern  erhoben^ 
würden,  welche  zusannnen  noch  6  bis  8  Kreuzer  vom  Sleuer- 
gulden  l)etrai2;en;  auch  die  grund-zins  und  zehnlherrlichen 
Abgaben  sind  nicht  ausser  Hechnuni^  zu  lassen.  — 

Nach  dem  Finanzetat  für  die  II.  Finanzperiode  1825—31 
war  die  Soll-Roheinnahme  der  Grundsteuer  5,898300  fl.  nach 
der  Rechnung  von  1844/5:  4,336983  fl.,  1845/6:  4,39555d  fl., 
1846/7  :  4,465892  fl.;  nach  dem  Voranschlage  für  1849/50: 
4,762898  fl.  und  entspringt  die  Mehreinnahrae  des  letzten  Ab* 
Schnitts  aus  dem  Ablösungsgesetze  vom  4.  Juni  1848,  weil 
danach  die  Ablösenden  die  ihrer  seitherigen  Grundabgabe 
entsprechende  ( Dominika! -j  Steuer  mit  der  eintretenden 
Umwandlung  und  beziehungsweise  Ablösung  der  Gefalle  als 
Grundsteuer  zu  übernehmen  haben.  Der  Aemertrag  war  im 
Jahre  1844/5  :  4,215099  fl.,  1845/6:  4,271018  fl.,  1846/7: 
4,339513  fl.;  also  die  Geu>mnungsko$ten  nur  beziehungsweise 
2,81  Vo;  2,83  o/o  und  2,81  Vo,  nach  dem  Anschlage  för  1849/50 
aber  4,023586  fl.,  also  die  Kosten  der  Gewinnung  2.92%. 

.2.  jQauBllruer.   (Thür-  und  Fensterstener  in  der  Pfinlz.) 

Die  deßnitive  Häusersleuer  soll  nach  dem  Gesetze  vom 
15.  August  1828  gleicli  der  definitiven  Grundsteuer  im  gan- 
zen Lande  eingefiibrt  werden;  spätere  gesetzliche  Bestmimun- 
gen  sind  vom  28.  Dezember  1831  und  23.  May  1846.  Diese 
Abgabe  ist,  wegen  ;des  Grundsatzes  der  Versieuerung  des 
ÄoÄertrags,  und  wegen  der  Art  ihrer  Veranlagung,  Gegen- 
stand vielfacher  Beschwerden  geworden.    Die  Kammern 
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tragen  deshalb  im  Jahre  1846  auf  Revision  des  betreffenden 
Gesetzes  an,  welche  indess  der  Landtagsabschied  vom  84.  May 
1846  für  bedenklich  und  verfrüht  erklärte.  Neue  Klagen  im 

Jahre  1849  veranlassten  einen  erschöpfenden  Bericht  des  Ab- 
t^eordneten  Kolb  für  den  II.  Ausschiiss  vom  2.  Marz  1819  des- 
sen Inhalt  das  Ministerium  veranlasste  unter  dem  19.  Seplbr, 

1849  einen  Gesetzentwurf  über  die  definitive  Ilaussteuer  vor- 
'  zulegen.  Der  Vorschlag  desselben  war  die  Häusersteuer  mit 

der  Grandsteuer  zu  verbinden.  Nach  §.  35  des  Grundstener- 
gesetzes  nämlich  wird  die  Grandsteuer  aller  Wohn-  und 
Neben -Gebäude  sammt  Hofräumen  in  die  Klasse  der  bestm 
Grundstücke  der  Ortsflur  eingereiht.  Die  hiernaeh  ermittelte 
Grundsteuer-Anlage  sollte  zugleich  die  (irundlüge  der  Hiiuser- 
steuer  seyn  und  der  fünlTache  Betrag  derselben  das  Häuser- 
Steuer  Siraplum  bilden.  Als  dieser  Entwurf  im  Prüfungs-Aus- 
schusse  keinen  Beifall  fand,  einigte  man  sich  mit  dem  Finanz- 
minbterium  über  eine  andere  Grundlage  (Beil.  Bd.  ID.  Beil.  147 
S.  638),  wodurch  die  bedeutendste  Klage,  —  dass  die  Mieth- 
steuerkraflb  im  Verhällniss  zur  Bodensteuerkraft  zu  hoch  in 
Anspruch  genommen  werde;  —  beseitigt  \vor(i(;n  sollte.  Das 
hieraus  hervorgegangene  Gesetz  vom  25.  Juli  1850  bestimmt 
deshalb,  dass: 

1)  das  Verhällniss  der  Steuersimplen,  nach  welchem  die 
Erhebung  der  Miethsteuer  zur  Arealsteuer  künftig  Statt- 
finden solle,  auf  die  Verhältuisszahl  von  1  zu  3  festge- 

.  stellt  werde,  so  dass  künftig  auf  jedes  Shnplum  der 

Miethsteuer  3  Simplen  der  Arealsteuer  zu  erheben  sind. 

2)  Die  geringste  Ertragsfähigkeit  eines  der  Miethsteuer  un- 
terworfenen rT(4)äudes  von  5  H.  auf  9  fl.  jährlich  erhöhl, 
mithin  das  Simplum  des  geringst  besteuerten  Miethge- 
bäudes  auf  9  kr.  festgesetzt  werde. 

Ausserdem  ist  in  dem  Landtagsabschiede  vom  S5.  Juli 

1850  die  von  den  Ständen  beantragte  Umgestaltung  des 
Häusersteuer-Gesetzes  vom  15.  August  1828  zugesichert.  In 
dem  Etat  für  1825—31  steht  die  Haus-,  Thür-  und  Fenster- 
Steuer  mit  S94000  fl.  Rohertrag;  nach  der  Rechnung  von 
1844/5  sind  628143  fl  eingegangen,  1845/6:  <i31939fl,  1846/7: 
612050  il.,  nach  dem  Voranschläge  für  1849/50  werden  609387  fl. 
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erwarteL  Die  ReinemndAme  war  im  Jahre  1844/5 :  610490  fl., 
1845/6  :  614035  fl.,  1846/7:  594728  fl,,  und  wird  fiir  ein  Jahr 
der  VI.  Finaiizperiode  zu  502011  fl.  veranschlagt.  Die  Ge- 
winnungskosten sind  also  beasiehung^eise  2,81%;  2^83  %; 
2,83  Vo  und  2,85  o/^ 

3.  Die  Dominikaisteuer,  welclioim  Etat  für  1825 — 1831  mit 
457700  fl.  sich  findet,  hat  1844/5:  362740  11.  Rohertrag  ge- 
liefert (Gewin II ung^koslen  2,81%),  und  ist  für  1849  —  50  nur 
mit  269780  fl.  angesetzt,  wegen  des  Einflusses  der  bezügli- 
chen Bestimmungen  des  Ablösungsgesetzes. 

4)  €fninrbr-5t»ct. 

Obgleich  das  Gesetz  vom  15.  April  1814  berats  eine 

durchgängige  Verbesserung  der  bewerbest  euer  bezweckte, 
scheint  dieser  Zweck  doch  nur  theilweise  erreicht  zu  sein, 
denn  die  Beschwerden  und  Antrage  hinsichtlich  jenes  Gesetzes 
veranlassten  bereits  im  Landtagsabschiede  vom  1.  Juni  1822 
die  Zusicherung  einer  neuen  Revision.  Eine  desfallsige  Vor- 
lage geschah  im  Jahre  1828,  allein  die  Kammern  konnten 
sich  darüber  nicht  einigen  und  die  Sache  wurde  nun  mehr- 
fiich  wider  in  Anregung  gebracht,  z.  B.  durch  die  Verordnung 
vom  20.  Januar  1832,  bis  im[  Landlagsabschiede  vom  23.  May 
1846  die  Zusicherung  erfolgte,  der  Antrag  solle  in  nähere  Erwä- 
gung genommen  werden.  Einstweilen  sind  im  Verwallungswege 
einige  Verbesserungen  erfolgt.  Auch  dem  Landtage  1849/50 
lagen  verschiedene  Beschwerden  gegen  die  Gewerbesteuer 
vor,  auf  welche  man  nicht  einging,  weil  die  Regierung  mit 
Umgestaltung  derselben  beschäftigt  sei  (Beil.  Bd.  V,  Beil  187J. 
Diese  ist  im  Landtags- Abschiede  vom  25.  Juli  1850  noch- 
mals in  baldige  Aussicht  gestelh. 

Die  Bohansätze  dieser  Einnahme  waren  für  1825—31: 
766000  fl.,  die  Roheinnahme  1844/5  .  810036  fl.  (2,81  %  Ge- 
winnungskosten) fiir  1845/6  :  810743  fl.,  1846/7:  823265  fl. 
and  der  Anschlag  für  1849/50  ist  843267  fl«;  eine  Vermeh- 
rung, welche  als  Folge  theils  der  Vermehrung  der  Gewerbe^ 
iheils  des  Art.  20  des  Einkommensteuer-Gesetzes  sich  dar- 
stellt, wonach  die  freien  Erwerbsarten  gewerbssteuerpflichtig 
wurden. 

Von  den  direkten  Steuern  Üiessen  die  Grund  und  Dorai- 
nikcalsteuer  allein i  die  üaussteuer  zum  Ibeil  aus  demBoden. 
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Von  den  direkten  Steuern^  mit  Einschluss  der  Erhebungskosten 
und  Kreisumlagen,  treffen  auf  den  Kopf  in :  der  Pfalz  2  fl.  8  kr., 
Schwaben  und  Neuburg  1  fl.  58  kr,  Oberbayern  1  fl.  44  kr., 
im  ganzen  Königreiche  1  fl.  43  kr.,  in  Mittelfranken  1  fl.  40  kr., 
Niederbayern  1  fl.  39  kr«,  Unterfranken  und  Aschaffenbnrg 
1  fl.  39  kr.;  Oberpfalz  and  Regensburg  1  fl.  d6  kr.,  Oberfran- 
ken 1  fl.  17  kr. 

Mit  dem  Fortschreilcn  der  Einfiihrunej  der  definitiven 
Rustikal-,  Dominikai-  und  Uaus-Stouerii ,  weiches  durch  die 
Kataster-Arbeiten  bedingt  ist,  treten  gleichzeitig  (falls  solches 
noch  nicht  der  Fall  ist)  dsts  Gewerbestener^esciz  vom  15.  April 
1814,  das  FamiUensieuerf^eseiz  vom  10.  Dezember  1814,  die 
gesetzlichen  Vorschriften  vom  8.  Juni  und  20.  Juli  1807  über 
die  WUtwe»^  und  WaUm^JPjimdsbeiiräge  der  Staatsdiener,  in 
Kraft. 

5  unlr  6)  Äopitol-Slrurr  unT>  CJinhommtn-^tfUfr. 
Diese  beiden  auf  den  Gesel/cn  vom  4.  Juni  1848  beru- 
henden Steuern  wurden  nur  für  das  Finanz- Jalir  vom  1.  Ok- 
tober 1848  bis  1849  bewilligt;  jene  um  das  bis  dabin  steuer- 
frei gebliebene  Eigentham  zu  trefifen,  diese  um  den  Ausfall 
zu  decken»  welcher  durch  die  gleichzeitig  erfolgte  Aufhebung 
der  Familiensteuer  und  in  der  Pfalz  der  Personalsteuer  (360^ 
370000  fl.),  entstanden  war.  Beide  Abgaben  zusammen- 
genommen scheinen  den  Ertrag  von  1,000000  fl.  jährlich 
nicht  erreicht  zu  haben  und  wurden  für  1849 —  50  mit 
einem  Rohertrage  von:  Kapitalsteuer,  498434  fl.  Einkommen- 
steuer, 4S6912  fl.  und  beziehungsweise  1440ii  und  14262  fl. 
oder  2,89  Vo  und  2,91  Vo  Gewinnungskosten,  in  den  Yoran^ 
schlag  aufgenommen.  Bewilligt  sind  diese  Steuern  für  1849 
-«-50  nicht  (1849  Sitzung  am  23.  Oktober),  weil  der  Finanz- 
minisler  selbst  zugestand,  dass  eine  Revision  der  betrelTenden 
Gesetze  erforderlich  sei,  auch  die  baldige  Vorlage  entsprechen- 
der Entwürfe  zusagte.  Diese  ist  unter  dem  13.  Marz  1850 
erfolgt  (Beil.  Bd.  IIL  Beil.  92  S.  272)  und  aus  dem  Begleit- 
schreiben erhellt,  dass  die  Gesammtzahl  der  Kapitalsteuer- 
Pflichtigen  nach  dem  Gesetze  vom  4.  Juni  1848: 100S59  gewesen 
ist,  deren  Ansätze  einen  Kapitalrenten-Betrag  von  14,958020  fl. 
oder  einen  Kapitalstock  von  873,825500  fl.  bildeten.  Ferner, 
dass  zu  dem  steuerbaren  Einkommen,  von  1,005620  Familie^ 
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Bayerns  nur  201745  oder  etwa  >/•  Mch  bekannt  hat;  welches 
Ergebniss  zur  Absicht  des  Gesetzes  —  alles  Einkominen  zu 
träfißn  —  im  grellen  Widerspräche  steht. 

Nach  vielfachen  Verhandlongcn,  welche  mehrfach  an  ab- 
weichenden Beschlüssen  der  beiden  Kammern  zu  scheitern 
drohten,  ist  das  unter  dem  11.  Juli  1850  verbffonllichte  Ge- 
setz zu  Stande  gekommen  (Kommiss.-Berichte  im  Beil.  Bd.  III. 
Beil*  12G  und  127,  Bd.  Y.  Beil.  182  und  184).  Danach  soll 
vom  1.  Oktober  1849  ab : 

/.  Capitalrenten-Sfeuer, 

Art,  1.  Alles  rcntirende  bewegliche  Vcrmügen,  welches  unter  dem 
Xanen  von  Terzinslichen  Darlehen,  Schuldbriefen)  Staats»  oder  andern 
Obligationen,  Ewiggilten,  Hypothelc-Capitalien,  Kaufschillingscapitalien, 
Actien  und  dergleichen  begriffen  zu  werden  pflegt,  nach  seinem  Ertrage 
der  Capitalrentensteuer  unterliegen,  ohne  Unterschied ,  ob  es  inner  oder 
ausser  Landes  anliegt,  den  Fall  ausgenommen,  in  welchem  sckon  eine  Steuer- 
Entrichtung  ausser  Landes  nachgewiesen  werden  könnte. 

Von  der  steuerbaren  Capitalrente  dürfen  jedoch  die  von  den  Pflichti- 
gen zu  zahlenden  Passiv-Capitalzinsen  in  Abzug  gebracht  werden. 

Die  vertragsmässige  Uebernahme  dieser  Steuer  durck  den  Schuldner 
ist  imgiltig. 

Art.  2.   Ausgenommen  von  der  CapitalrenteBoSteuer  alnd: 

1)  der  Staat, 

2)  alle  Stiftungen  and  Anstalt«!  Ar  Wohltbatigkeit  oder  Vnterrickt, 
HUI^  md  Sparkaiaeii, 

3)  ddliiMliftungen,  wenn  ala  4mk  Batricfctuttg  dar  Stever  mm» 
Stand  gesetzt  wUrdan^  ihre  Zwecke  ToHatdadig  lu  erfWea,  woriHier 
te  Zweiftl  dia  alnacklagige  Kralaragierung,  Kaomer  dea  Inaeniy 
«iMa  Btmftwg  an  enCaekeideB  hM, 

4>  AaslalCen  oder  OeaaDaekaftaa,  wekha  irandea  Capitid  fai  Erwerba- 
geaekftfleB  verwalte«,  aa  llima  dia  Beste  der  Tkallkaber  bereite  war 
Capttalrentoiatener  gelogen  tat. 

Deal  bayeriseken  Staataverbaade  nicht  aagekOrige  ladividaen  uatarlia- 
gea  dieaer  8toaer>  wenn  aia  in  Bayern  einen  Wobaaits  haben,  nnd  nnr 
rficfcaichtlkih  deijenigen  Renten»  welche  aie  ana  Bayern  beziehen. 

Art  8.  Die  einfache  Steueranlage  CSteiier4BlBi|diiai)  beatebt  in  daen 
Ktanier  Tam  Gulden  des  jährlichen  Ertrag 

FQr  diejenigen  Steuerpflichtigen,  deren  reines  Einkommen  sich  —  nach 
den  festgestellten  EinJcommensteuerflissionen  —  nicht  wenigstens  auf  200  fl. 
beUiun,  hat  hiebet  eine  Ausnahme  in  der  Weis«  eiasatreten,  daas  deren 
Capitalrenten 

a)  wenn  sie  den  Betrag  von  20  fl,  nicht  erreicken,  von  der  Capitalsteuer 
ganz  frei  bleiben,  und  das« 

b)  wenn  aich  dieselben  zwar  «of  SOI.  oder  jn«hr  batMifa»,  jodoah  d<n  Jah- 
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resbetrag  von  100  fl.  iikht  cmiehei^  das  Steaershnplimi  Ucfllr  nur 
in  einem  halben  Kreuzer  vom  Gulden  des  jährlichen  Ertrages  beakkt. 
Die  Zahl  der  su  erhebenden  SimpU  aetat  daa  jedeneilife  FimuM^ 
aeti  fest. 

Art.  4.  Steuerpflichtig  ist  Jeder  am  Orte  seines  Wohnsitzes,  oder  in 
Ermangelung  eineR  solchen,  am  Orte  seines  gewohnlichen  Aufenthaltes. 

Der  Cnpitalrenten-Ertrng  wird  durch  Selbst^chätzun/»;  (Fatirung)  er- 
niittelt  und  hiebei  der  wirkliche  Ertrag  des  der  Selbatachätaung  imnittel- 
bar  vorhergegangenen  Jahres  zu  Grunde  gelegt. 

Im  Falle  des  nachgewiesenen  Verlustes  eines  Capitala  wird  der  darauf 
treffende  Steuerbetrag  sofort  ausser  Ansatz  gesetzt. 

Art.  5*  Die  Steuer  wird  in  der  Pfalz  in  monatlichen,  in  den  übrigen 
Kreisen  in  halbjährigen  Baten  und  zwar  am  15.  Januar  und  am  15.  Juli 
jeden  Jahres  erhoben. 

ML  0.  Mea  reine  Btnknnnneny  ohne  Unlcfnehied  ob  en  tm  einer 
der  übrigen  steuergnttungen  getroim  iat,  oder  nicht,  unterliegt  der  all' 

Einkommensteuer, 

Bei  Berechnung  des  reinen  Einkomniens  ist  allea  dasjenige  in  Anents 
in  bringen,  was  der  Stenerpilichtige  ans  der  Anlegung  seines  Vermögena, 
dann  als  Resultat  seiner  persönlichen  Arbeit  (aus  Dienstleistungen  oder 
andern  Prodtictivgeschäften),  endlich  aus  Hechtsverbinditchkeiten  oder  dem 
tVeien  Willen  Dritter  bezieht,  gleichviel  ob  der  Bezug  in  Geld,  Geldes- 
werth oder  Selbsthenützung  besteht,  ständig  oder  unständig  ist,  nach  Ab- 
zug jedoch  der  auf  die  Production  verwendeten  Kosten^  dann  der  ttfleot« 
licben  Lasten  und  der  zu  entrichtenden  Scbuldsinaen. 

Art.  7.   Von  dieser  Steuer  Dind  frei: 

1)  der  Staat, 

2)  das  Einkommen  der  Gemeinden,  der  Stiftungen  nnd  Anstallen  fiir 
Cultns,  Wohlthätigkeit  und  Unterricht,  Hilfs-  und  Sparkassen, 

3)  das  Einkommen  aller  Anstalten  oder  Gesellschaften  etc.,  welche  frem- 
des Capital  in  Erwerbsgeschäften  verwalten  ^  dessen  Ertrag  bereits 
Yon  der  Einkommensteuer  getroffen  ist, 

4)  jedei  Binkommcn»  wMea  den  «fhhreabetmg  Ton  M  i.  iriebl  llber^ 
ndmiiet,  in  ao  weÜ  nicht  die  Beatinunung  den  Art  \%  Anwendung 
findet, 

'  6)  die  oonacribirfen  Amen,  o,  a.  w.  o.  a.  w. 

Art.  10*  Die  Emittelnng  den  reinen  Einkoaiinena  benriit  nnf  Selbtt- 
•chilio^g,  and  nmr: 

a)  bei  dem  unatSndlgen  oder  wechaelnden  BfaikoninMn  mit  Zugmod- 
legnng  den  reinen  Einkomniena  ana  dem  der  SelbalaoUUxnng  unnUt- 
telbiur  Torhergegangenen  Jnhre: 
•  b)  bei  dem  atindigen  Blnkonunen  (Beaoldnngea ,  PAründen,  Lelbfenten, 
Appanagen,  Pewtonen»  Prtbenden  und  dergl.)  nach  dem  SIMe  dea 
MNNhüMnmm  mr  SBeit  dar  FMirnng* 
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Art.  11.  Jedes  reine  faCirte  EinlconOM  wird  Meh  feiüMl  ji^lickai 
BHnge  in  folgender  Weise  besteuert: 

1)  von  demselben  bleiben  immer  die  ersten  200  fl.  unbesteiierti 

2)  die  weitern  800  11.  werden  mit  einer  Steuer  von  '/^  °/0, 

3)  die  nüclist  weitern  4000  fl.  mit  einer  Steuer  von  1 

4)  die  hiernach  kommenden  5000  fl.  mit  einer  Steuer  von  i'/^  ^/^^ 

5)  endlich  jeder  weitere  Betrag  mit  2  **/q  >>esteuert. 

Es  besteuert  sich  sonath  einEinIcommen  von  12000  fl.  in  Tulgender  Weise: 
von  200  fl.  nichts,  von  600  fl,  mit  ^/^  %,  von  4000  fl.  mit  einem 
ganzen  Prozente ,  von  6000  fl.  mit  l'/t  %  '"^^  ^^'^  4^**  übrigen 
2000  fl.  mit  2  o/^. 

7.  Die  Wiitwen"  und  Waisen- Fonds-Beiträge  stehen  zuerst 
im  Etat  der  II.  Finanz -Periode  mit  72000  fl.,  ihr  wirklicher 
Betrag  ist  seit  1837  etwa  52  bis  53000  0,  jährlich  gewesen.— 

8.  Der  SieueiMtMag  dir  Pfah,  welcher  in  den  Voran- 
schlag für  1849 — 50  mit  einem  Beinertrage  von  253000  II. 
aufgenommen  war,  worde  auf  Grund  des  Ansscheidungs-Ge- 
setzes  vom  23.  May  1846  an  die  Staatskasse  entrichtet.  Die 
beireffenden  Artikel  11  und  lÄ  lauten  wie  folgt  (Gesetzsamm- 
lung von  1846  Seite  52). 

ArLii.  Vom  I.Oktober  1849  an  gehen  alte  öffentlichen 
Lasten,  welche  bis  zur  dritten  Finanz-Periode  als  allgemeine 
^taatslasten  behandelt,  und  durch  gegenwärtiges  Gesetz  nicht 
aosdiücklich  auf  die  Kreisfonds  tiberwiesen  worden  sind,  wie- 
der auf  die  Zentralfonds  über. 

ArL  i2.  Für  die  in  der  Pfalz  bisher  von  den  Kreisfonds 
getragenen  und  durch  Kreisuralagen  bestrittenen  Ausgaben, 
welche  in  Folge  des  gegenwärtigen  Gesetzes  auf  die  Zentral- 
Fonds  vom  1.  Oktober  1849  an  übergehen,  .ist  der  Staats- 
kasse von  eben  diesem  Tage  an,  der  entsprechende  Ersatz 
in  einem  den  bisherigen  Aufwand  nicht  übersteigenden  Betrage 
dorch  das  Gesetz  über  die  Erbebung  der  direkten  Steuern 
mittelst  verhältnissmässiger  Beischlags-Prozente  zu  dem  pfal- 
zischen Steuer-Contingente  zu  bestimmen. 

Der  Steuerbeitrag  der  Pfalz  würde  285470  fl.  betragen. 
Da  aber  durch  das  Ausscheidungsgesetz  vom  23.  May  1846 
nicht  nur  die  pfälzischen  Kreisfonds,  sondern  auch  die  Kreis- 
fonds der  übrigen  Regierungsbezirke  erleichtert  werden,  so 
ist  auch,  gleichfalls  ui^ter  Zugrundlegung  der  Voranschläge 
der  Kreislasteo  und  Kreisfonds  för  ein  Jahr  der  V.  Finanzpe- 
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riode,  der  Betrag  dessen,  was  jedem  der  diesseitigen  Regie- 
rungsbesirke  zu  Gute  geht,  za  berechnen,  und  von  dem  pfäl- 
zischen Steuerbeischlage  in  Abzug  zu  bringen. 

Die  Kreislaslcn  der  diesseiligen  sieben  Regierungsbezirke 
haben  nach  doiii  Voranschläge  der  V.  Finanzperiodo  boh*agen: 
4,194157  fl.  und  verlheilen  sich  nach  dem  Ausscheidungsge- 
setze vom  23.  Mai  1846  mit  Beginn  der  Vf.  Finanzperiode 
1849/51  zwischen  die  Staatsfonds  und  die  Kreisfonds  in  nach- 
stehender Weise. 


Auf  die 

Auf  die 

SCMta- 

Kreie- 

fbods. 

Amde, 

II 

f 

1. 

Avf  den  Etat  des  Jusii'imimsteriums 

JJ 

MI, 

M  MM  r           ^  A4        •         ,M  wn 

III« 

AUf  aeu  JSUu  wr  itßiiagcrtcMB  •   ,  . 

IV 

ji§Af  iÜMt  Vfnt  W!«t*  S§nnfmn!0k»in1tm» 

acn  jmCm  ucr  osaananM^vMCn 

o. 

cjTBMnung  UHa  ouaung 

i 

9 

/  k  V\  1  1  1  1  ^\  rx  M  A  mr«  ä'\         I      <^  KM^&flh 

O. 

ueuiscne  ocnuien  

Utk  A4  AO 

*• 

jjcHi  dgu  lur  uilcnilicut!  Ansiaiicii  •  • 

0. 

IUI 

42o 

h. 

Auf  uesunaneu 

1. 

Stadt-  und  Landserichts-Aerzte . 

141425 

2. 

2984 

3. 

503 

c. 

^w/  Wohlthütigkeitj  und  zwar  für  die 

19010 

Auf  Industrie  und  Kultur 

1. 

35185 

2. 

Kreifr-,  Land  wirthsohafts-  und  Gewerbs- 

sohulen,  incl.  Diäten  imd  Prüfungs- 

34050 

3 

Obstbaumplantagen  und  Viehzucht  . 

975 

c. 

Auf  den  Strassen^  und  Brückenbau 

1. 

Auf  die  Administration  

110375 

2. 

Auf  die  Unterhaltung  der  Strassen  und 

903740 

Avf  den  Landbau 

Auf  die  Unterhaltung  der  Gebäude  . 

217151 

Sununa  der  seitherigen  Kreislasten 

3,767337 

376820 
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Die  hiefür  gegebenen  Deckungsmitlei  (Kreisfonds)  zu: 
4,144157  fl.  vertheilen  sich  nach  dem  Au8i$cbeidung8- 
gesetzc  vom  93.  May  1846  folgendermassen : 


/. 
1 

2 
3 

IL 

III. 

IV.. 
V. 

VI. 


VII. 

vni. 


A  Ilyem c in  e  Sah  ukioiation 

Für  die  Sludienanstalten  

Für  die  Schullehrerseminarien  .    .  . 

Für  die  deutschen  Schulen  und  übri- 
gen Schulzwecke  

Besondere  fwidationmäisige  Reichnuse 
für  Eniekimg  und  Bikbmg  .... 

DwMaufender  Amtklag  der  DiensU 
wohnmgen  und  DieMtgründe  .   .  . 

AU^iememer  Netto^Acersalzutdiuss  .  . 

Zuschuss  für  den  Unterhalt  der  in  der 

III,  Sinan^FerwdeneugebauknSiaait^ 
Strassen  

Zuschms  für  dm  Unterhalt  der  in  der 

IV.  Finam-Periodeneugsbauten Staats- 
Strassen  

Zuschuss  für  die  polytechnischen  Schulen 
Kreisumlagen   • 


*  Summa  der  Deckungsmittel 
Werden  hiemit  die  vorstebendeo  Kreis- 
lasten zu  

abgeglichen,  so  ergiebt  sich : 
a)  für  die  Staatsfonds  eine  Mehraus- 


gabe von 


b)  für  die  Ki  eisfonds  eine  Minder- 
ausgabe von  


Auf  die 
Staats- 
fondü. 


Auf  die 
Kreüs- 
fonds. 


274811 


58597 

16195 
3,lltl58 


33481 


15066 
32786 


3,542094 


3,767337 


225243 


267788 


67377 


1521 


265376 


602062 
376819 


225243 


sobin  mit  7  getheilt  für  jeden  diesseitigen  Regierungsbezirk 
eine  Minderaosgabe  für  die  Kreisfonds  von  32178  fl.  Diese 
32178  sind  von  der  vorstehend  für  den  pfälzischen  Kreisfond 
ermillelten  Minderaiisgabe  zu  285470  fl.  nodi  in  Abzug  zu 
bringen,  virorauf  dann  ein  Steuerbeischlag  von  253302  fl.  oder 
in  runder  Summe  von  253000  fl.  verbleibt,  v^elcher  Betrag 
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audi  in  das  Budget  eingestellt  worden  war.  Schon  oben  jedoch 
(Seite  17)  ist  bemerkt  worden ,  dass  der  Beitrag  der  Pfalz- 
herabgesetzt  ist  nnd  zwar  für  die  zwei  ersten  Jahre  der  VI. 
F.  P.  auf  jährlich  100000  11.  durch  Gesetz  vom  25.  Jnli  1850. 

Der  Ansatz  für  die  Gesammisumme  der  direkten  Siaalsauf- 
lagen  ist  gewesen,  für  die 

IL  Finanzperiode    .  8,!»70900  iL 

m.  9  ;  3,568395  ^ 

lY.  ^  •  6,136863  ,1 

V.  ^  .  6,361254  „ 

VI.  „  .  7,775561  „ 


Die  Roheinnahme  sämmtlicher  direkter  Staats- 

rungsbezirke  im  Jahr 


Oberbayern- 

Nieder- 
bayem. 

Pfalz. 

Oberpfalz 
und 
Hegeiisburg. 

Ober- 

Mittel- 
fkraaken. 

S. 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

1,110192 

978345 

807205 

614724 

575443 

774600  * 

Der 

Prozcnl-Antheil  der 

einzelnen 

1  1 

14^63  1 

12,07  1 

ö,lö  1 

8,60     1  11^58 

Der  Prozent- A 

ntheil  der  einzelnen 

1   ^^fi^  1 

1!»,07  1 

13,51 

10,38  1 

11,13 

11,7» 

Der  Prozent-Antbeil  der  einzelnen 

1  22,31 

1    13,92  1 

l    7,60  1 

12,49  1 

1    9,11  1 

9,90 
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Die  GewinnuDgakosteo  der  neusten  Etatssumme  sind  za 
217500  fl.  oder  2J0  %  angesetzt,  die  Reineinnabme  wäre 
ako  7,558061  fl.  gewesen,  (nach  dem  Finanzgesetze  aber 
7,748379  fl.);  wovon  jedoch  (mindestens  flir  das  Jahr  1840 — 
50)  956682  11.  für  die  damals  nicht  bewilligte  Kapitalien-  und 
Einkommen- Steuer  abgehen.  Dann  bleiben  noch  6,601379  11., 
d.  i.  etwa  300000  11.  mehr  als  der  wirkliche  Ertrag  der  letzten 
Jahre  der  V.  Finanzperiode  gewesen  ist.  —  In  dem  Finanz- 
etat vom  25.  Juli  1850  (oben  Seite  21)  ist  die  seitdem  be- 
willigte Kapitalrenten-  und  Einkommetf-Steaer  mit  1,300000  fl. 
Reinertrag  angesetzt. 


aufläge»  eerikeUie  mch  auf  die  einzelnen  Regie- 
184V9  wie  folgt: 


UUerfhinkeii 
AidnfeiilMirg. 

Schwaben 
und 

Neuburg. 

5umiiir. 

Zentral- 
Staatekasse 
und  centrali- 
■irte  Stellen* 

Ocfsatnu- 
Summt. 

a. 

a. 

il. 

a. 

001577 

926900 

6,688986 

23484 

6,712470 

Regierungs-Bezirke  an  dm  Einnahmen  ist  hiernach: 
13,48      I      13,85      I       100  | 

Regierungs-Bezirke  an  der  Bevölkerung  ist: 
13,14     I      12^     I       100  I 

Regierangs-Bezirke  am  FlädimgMi»  ist: , 
12,12     I     12,55     I      100  I 


III» 
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ce)  ImdkrMe  SkuUtan^UigeB. 
I)  €«rc«. 

Grundlagen  der  Taxeinnahme  sind  die  provisorische  Tax- 
Ordnung  vom  8.  Oktober  1810  die  Verhandlungen  der  nicht 
konlentiosen  Gerichtsbarkeit  betreffend ,  dann  hinsichtlich  der 
kontentiosen  Gerichtsbarkeit  (für  welche  damals  eine  Reguli- 
rung  gleichfalls  in  Aussicht  gestellt  war)  eine  Menge  verschie* 
dener  Taxnormative.  Man  hat  der  Unthätigkeit  der  Gesetz* 
gebung  im  Wege  der  Verwaltung  nach  zu  helfen  gesucht, 
was  mindestens  finanzielle  Erfolge  gehabt  hat.  Dagegen  hat 
es  an  Klagen  und  Beschwerden  über  einzelne  Bestimmungen 
der  Taxordnungen  nicht  gefehlt.  Schon  in  den  Jahren  1827 
und  1831  haben  sogar  die  Landlagsversanimlungcn  Beschlüsse 
wegen  Verminderung  dieser  Taxen  gefasst,  jedoch  mit  keinem 
andern  Erfolge,  als  dass  auf  eine  demnäcbstige  Revision  des 
Gesetzes  hingewiesen  wurde.  Dabei  ist  es  bb  jetzt  verbKe- 
ben,  ein  erneuerter  Antrag  aber  der  Kammer  von  1850  (Korn* 
missions-Bericht  Beü.  Bd.  IIL  Beil.  97)  diurlie  nicht  so  wir- 
kungslos bleiben,  weit  schon  durch  die  neue  Geriditsgestal- 
tung,  eine  durchgreifende  Aenderung  der  Taxordnung  nöthig 
wird.  Einstweilen  hat  der  Landlags-Abschied  vom  25.  Juli 
1850  im  §.  44,  hinsichtlich  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  die 
baldige  Vorlage  einer  Taxordnung  mit  dem  Notariats-Gesetz- 
entwurfe,  zugesagt 

Die  Aetnertrags-Ansötze  für  Taxen  in  den  Etats  sind  ge- 
wesen fdr  die  n.  Finanzperiode  2,088000,  ßir  die  HI.:  1,6851 TO, 
IV.:  1,922266,  V.:  2.1T0O0O,  Vf.:  3,631809  ft,  im  R  G.  vom 
25.  July  1850  sogar  2.700000  fl. 

Die  bedeutende  Erhöhung  für  die  laufende  Finanzperiode 
ist  Folge  theils  des  gestiegenen  Ertrages,  iheils  des  Erwerbs 
der  Standes-  und  gutsherrlichen  Gerichtsbarkeit.  Die  Gewin- 
nungskosten sind  2Va  %• 

Von  der  Gesammtsnmme  von  8,809795  IL  wozu  Tur  die 
VI.  Finanz-Periode  die  JM-Einnahme  der  Taxen  ursprünglich 
veranschlagt  war,  betragen  uie  Taxen  durch  alle  Theile  der 
Gerichtsbarkeit  2,451730  fl.,  bei  den  Vcrwaltungs- Kollegien 
und  Aemtern  202228  (1.,  Geheime  Kanzieitaxen  41163»  11,  der 
Rest  besteht  aus  Strafgeldern. 
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hie  Stempel  Verordnung  vom  1.  März  1805  wurde  unter 
dem  19.  Oktober  ISIO  auf  die  neu  erworbenen  Landestheile 
ausgedehnt,  dann*  durch  eme  Verordnung  vom  18.  Dezember 

ibiZ  ersetzt,  \velchc  abermals  durch  (Jesetz  vom  11.  Septem- 
ber 1825  wesentliche  Abänderung  erhihr.  Unter  dem  Ein- 
flüsse dieser  Veränderungen  haben  die  Reinerträge  dieser 
Abgabe  sieb  gehoben,  denn  während  sie  im  Etat  der  III.:  Fi- 
nanzpenode nur  mit  819698  fl.  sich  findet,  enthalten  die 
Etats  der  IV.:  870766,  V.:  919880,  VI:  1,020622  fl. 
Die  Gewinnungskosten  belaufen  sich  auf  sy«  bis  B% 
Wegen  des  Spielkarten-  und  des  Kalender-Stempels  sind 
noch  besondere  Vorschriften  erlassen ;  namentlich  wnirden 
noch  im  August  1650  die  Spielkarlen  einer  neuen  Sleoipelung 
unterworfen. 

3)  Jitifr4itfl0f.erfiae. 

Nachdem  der  Fleischaufechlag  durch  die  Verordnung  vom 
31.  Januar  1813  gänzlich  den  Gemeinden  tiberwiesen  ist,  und 

der  Getreide-  und  Mehlaufschlag  auch  nur  für  Gemcindebe- 
diirfnisse  benutzt  wird ,  ist  der  Aufschlag  auf  das  jVal:>  übrig 
geblieben ;  dessen  allgemein  gleichartige  Regulirung  durch 
Verordnung  vom  28.  Juli  1807  erfolgte.  Dabei  wurde  die 
unter  dem  24.  September  1806  für  die  Provinz  Bayern  ange- 
ordnete Erhebung^art  beibehalten.  Der  Aufschlagsatz  war 
37  kr  2  pf.  fiir  jeden  Motzen  eingesprengten  Malzes  (6  Metzens 
1  Bayr.  Scheffel).  Damals  waren  im  Königreiche  4745  Bier- 
brauereien vorhanden,  welche  839171  Scheffel  eingesprengtes 
Malz  verbrauchten,  wovon  l)eispielsweise  auf  eine  Durchschuilts- 
familie  in  der  Provinz  Hävern  11  •/»Metze,  Aeuburg  10'/,  Metze, 
Bamberg  8V2  Metze,  Oberpfalz  8  Metze,  Schwaben  7  Metze, 
Ansbach  und  Nürnberg  5 Va  Metze  kamen.  Eine  Erhöhung 
des  Malzau&chlags  auf  4  Pfennig  für  das  bayernsche  Maass 
liegt  in  der  Verordnung  vom  25.  April  1811  die  Bierlaxe  be- 
treffend (Bezugnahme  auf  den  Erlass  vom  11.  Februar  1811, 
wodurch  der  Aufschlag  von  37 »/a  kr.  auf  50  kr.  vom  Metzen 
oder  5  fl.  vom  Scheffel  einges|)rengten  Malzes,  erhöht  wurde). 
—  Aus  5  Scheffel  Malz  und  15  Pfund  hoplen  müssen  35  Ei- 

EHmi  ViuM«8uiisUk.  5 
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mer  Winterbier;  aus  5  Scheffel  Malz  und  25  Pfund  Hopfen 
30  Eimer  Sommerbier  gefertigt  werden.  Ein  Cresetz  vom  23. 
Mai  1846  bat  die  Bestimmung,  den  Beschwerden  und  Gewalt- 
thäligkeiten  abzuhelfen,  welche  durch  die  frühere  Art  der  Re- 
gulirung  des  Bieipreises  hervorgerufen  ^waren.  Auch  der  Lo- 
kalmalz-Aufschlag  hat  zu  vielfachen  Streitigkeiten  Veranlassung 
gegeben,  welche  zu  beseitigen  eine  Verordnung  vom  10.  April 
1838  und  die  Verordnung  vom  11,  Januar  1847,  bestimmt  sind. 

Das  Quantum  des  in  Bayern  für  die  Bierverfertigung  zur 
Verwendung  kommenden  Malzes  beträgt  im  Durchschnitt  jähr- 
lich 1,134152  bayr.  Schelfel  im  Jahre  1847/8:  1.095103)  und 
nach  den  bestehenden  Fabiikalionsnormen  ergiebt  sich  hier- 
aus eine  jährliche  Erzeugung  von  mindestens  7,500000  bayr. 
Eimer  oder  450,000000  preuss.  Quart,  das  ist  auf  dm  Kopf 


Iiüfikto  StealMiligai. 

Ober- 
bayern. 

Nieder- 
bayero. 

derPIMz. 

Ober- 
pfldz 
und 

bürg.  , 

1. 

fl. 

S. 

«. 

1.  Taxen 

480993 

326291 

881418 

256132 

2.  Stempelgefälle 

219901 

131799 

192133 

100039 

3.  Aulöchlagsgefäiie 

1,545874 

772108 

588787 

a)  Przt.-Anlh.  an  den  ge-, 
sammt.  indireklenSiaaU'{ 
avflagen 

b)  Przt.-Anth.  an  den  Auf- 
schlaggefallen.  ' 

c)  Przt.-Anth.  an  der  Bevöl-- 
kerung 

d)  Przt»-Anth.  an  dem  Ftä- 

2,246771 
23,81 

29,57 

15,66 
22,31 

1,230198 
13,04 

14,77 

12,07 
13,92 

1,073551 
11,37 

0,00 

13,51 
7,60 

944958 
.10,01 

11,27 

10,38 
12,49 
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der  bayernschen  Bevölkerung  etwa  100  Quart  Bier  jährlich. 
Der  Reinertrag  der  Aufschlagsgefälle  moss,  nach  den  Gesetzen 
vom  22.  Juli  1819  und  28.  Dezember  1831,  zur  Verzinsung 
der  Staatsschuld  verwendet  werden. 

Die  Roin-Elalsansätze  für  Aiifschlagsgefälle  waren  in  der 
II.  Finanz[)enotle  4,620000,  in  der  III.:  '4,720000,  IV. :  4,653612, 
V.:  5,290000,  VI.:  5,327062  fl.,  welche  im  Finanzgeselze  vom 
25.  Juli  1850  auf  5,500000  fl.  erhöht  sind.  Die  Gewinnungs- 
kosten betrugen  im  Durchschnitt  5  %  der  Roheinnahme. 
Nicht  ohne  Interesse,  namentlich  hinsichtlich  der  Aufschlagge- 
föUe,  dürfte  die  nachstehende  t^ergleickende  Zunammetutei" 
hmg  der  Erträge  der  eimeinen  Regierimgsbezirke  im  Jahre 
1846/7  seyn.  " 


Ober- 
ftvoken. 

Mittel- 

fraoken. 

ünter- 
flnuiken 

und 
Aschaflen- 
burg. 

Schwaben 

und 

Zentr«!- 
StaalR- 
ka*pte  tind 
xeiiirali- 

iiii  tc 
Siallan.  . 

^rfanrait- 

5unimr. 

il. 

fl» 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

fl« 

227856 

103156 
461988 

306403 
150315 

769530 

197539 
143558 
307838 

335519 
155911 
78080(1 

3.012151 
1,196818 
5,22()93I 

13285 
1012 

3,025436 
1, 107860 
5,226931 

793000 

648935 

1,272269 

9,435930 

14297 

9,450*^27 

8,40 

13,00 

6,88 

13,49 

100 

8,84 

14,72 

5,89 

14,94 

100 

11,13 

11,72 

13,14 

12,39 

100 

9,11 

9,90 

12,12 

12,55 

100 

5* 
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Der  Reinerirag  der  ZoVgefäüe  (mit  Einschluss  der  25— 
30000  II.  betragenden  Rheinoktroi)  ^'w  für  Bayecn: 

Budget-  Wirklicher  Zunahme 

Vor  dem  Zollvereine.        Ansatz.      Ertrag.  in 

fl.  fl.  Prozenten. 

l  Finanz-Periode   a,5t2000  1.975307 

2,166099 

n.  Finanz  Periode  2,060000  2,052343 

2.639324 


1819/20 
1824/25 
1825/26 
1826/27 

1827/28 

Zolleinigung  mit  Württemberg. 
1828/29  „ 
1829/30 
1830/31 

1831/32  m.  Finanz-Periode  2,090000 
1832/33  „  „ 

1833/34  „  H 

Deutscher  Zollverbin 


3,069179  —  55,38 


3,094772 


1,621017 
2,109793 
1.908839 
2,127389 
2«076948 

2.823154  *-  42,92 
auf  den  Kopf  der 

Bevölkerung  40,09  kr. 
^,  3,992899 
4,040491 
4,067125 
4.614322. 
4,716534 
4.971026 

4,768922  —  141,43 

auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  1 11.  5,46jvr. 

„  4,980484 
5,613062 

V.  Finanz-Periode  4,156292  5.919797 

5,894270 
5,344265 

6,082598  —  207,93 

auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  1  fl.  21,01  kr. 

p.  p.  „  6,096692  /  annährend 
p.  p.  „         6,352895  i  berechnet. 


1834/35  III.  Finanz-Periode 
1835/36  „ 
1836/37 

1837/38  IV,  Finanz-Periode 
1838/39  H 
1839/40 

1840/41  „ 


1841/42 
1842/43 
1843/44 
1844/45 
1845/46 
1846/47 

1847/48 
1848/49 

1849/50  VI,  Finanz-Periode  5,257074  und  nach  dem  Finanz- 


n 


*> 


n 
n 

>» 


Digitized  by  Google 


—  69  — 

Gesetze  vom  25.  July  1850  5,864648  fl.  also  im  letzten 
Jahre  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  fl  1  8,98  kr.  - 

Was  diebayemschcSlooffitoM  dem  Zollvereine  verdankt 

ist  hierdurch  mit  Zahlen  (largologt;  von  den  materiellen  Ge- 
Avinncn  für  cb?n  Erwerb  wird  späU?r  die  Rede  sein.  Von  der 
Gesammteinoahoic  dos  Zollvereins  an  £tw^an^sabgaben  wer- 
den in  Bayern  (obgleich  Grenz-  und  Durchgangs-Land)  nur 
5,6  Vo  erhoben,  wührend  aein  Anlheil  bei  der  Vertbeilung 
15,3  %  ist  Dieses  von  den  Jahren  1845/6  und  1846/7  bei- 
^elsweise  dargelegt: 


1.  Eingangs-Zölle 

2.  Ausgangs-Zölle 

3.  Durchgangs-Zölle 

4.  Rübensteuer 
Die  Hereinzabtnng  der  ZoU- 


1*2: 

3  % 


1845/6  — 
fl. 

1846/7 
fl. 

Przt- 
AntL 

1,716185  — 

1,627550 

25,63 

25389  — 

333765 

5,25 

22437  — 

21424 

0.34 

4458  — 

4070 

0,06 

4,252155  — 

4.364500 

68.72 

6,020624  — 

6,351309  1  100- 

dürfte  unzweydoulig  genug  darlegen,  welches  Gewicht  man 
den  Aeusserungen  bayernscher  Parteyorgane  über  Bayerns  In- 
teresse am  Zollverein,  beizulegen  hat. 

Von  dem  Reinertrage  des  Jahrs  1846/7  kommen  auf  je- 
den Kopf  der  Bevölkerung  durchschnittlich  1»36  fl.  Die  Ge- 
vnnnongskosten  betrugen  18—19  %  der  Roheinnahme;  Jm 
Jahre  1846/7  waren  die  Erhebungskosten  etwas  über  1,020000 
fl,  worunter  auch  die  damaligen  Neubauten  in  Ludwigshafen 
begriffen  sind.  Die  Rückvergütung  an  preussischon  Rheinzöl- 
len betrug  während  der  Jahre  1845/7  42000  fl  ,  die  ZoU- 
Rück Vergütungen  an  die  akkreditirlen  Diplomaten,  an  die  Mit- 
glieder der  königl. Familie  und  an  die  Standesherren  betrugen 
über  36000  fl..  die  Nachlässe  an  Zöllen  nur  ungefähr  8000  fl., 
wovon  6000  fl.  auf  gemeinschaftliche  Vereins-Rechnung,  der 
Rest  auf  die  des  bavernschen  Staats  fielen.  (Zu  vergl.  die 
Kommiss.-Ber.  in  den 'Beil.  Bd.  II.  Nr.  50  S.  409,  IV.  Nr.  172* 
S.  93,  V.  Nr.  178.  Sil.) 

Für  die  VI.  Finanzperiode  ist  der  Voranschlag  der  Koh- 
einnahmen  6,762309  fl.,  worunter  32614  fl.  Rhetnschiffiihrts- 
Oktroigefalle. 

Die  Ständeversammlung  von  1849/50  hatte  hinsichtlich 
des  Zollweseus  verschiedene  Wünsche  an  die  Regierung  ge- 
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richtoU  Die  Erwiedt^'uns;  dnrauf  in  §  26  des  Landlarrs-Absch. 
\om  25  July  1850  lautet  vullig  befriedigend,  naiiienllich  wird 
der  Entfesselung  der  deutschen  Flüsse  und  di'r  Ausbildung 
eines  tüchtigen  Zollsystems,  die  kräftigste  Unterstützung  zuge- 


sagt. 


Die  Gesammtsumme  der  indirekten  Sfaatsav flogen  ist  nach 
dem  Etat  der  VL  Finans-Periode:  iSdf/einnahme  16.211306  fl., 
mrklirke  Aofteinnahme  16,079002  fl.,  i^miieinnahme  14.136567  (L 
Die  Crbebungs-,  Verwallungs-  und  Betriobs-Kosten  sind  also 
12.08  Vo  der  liehen  Robeinnahme.  Die  Jietiieinnahme  ist 
nadi  den  Etats  der  früheren  Finanz- Perioden,  filr  die  II.: 
9  630000,  III.:  9.307874,  IV.:  10,541416.  V.:  12.536172,  VI.: 
14.136567  fl.,  also  binnen  24  Jahren  eine  Vermehrung  von 
4,506567  fl*  d.  i.  46,79 


dd)  VerBekiedtne  Einnahmen, 

1)  Unter  der  Gesammtbezeichnung:  Besondere  Abgaben, 
befindet  sich  seit  1831  in  den  iJats  eine  Einnahme-Ablheilun^, 
"welche  für  die  IV.  Finanzperiode  folgende  Untersätze  enthält: 

a^  Binnenzölle   18401  fl. 

in  Besondere  Hobeitsgeralle    3451  „ 

C)  Geldbeiträge  zu  aen  Kosten  der  .  Verwaltung 

lind  der  Staatsanstalten  ........  18046  „ 

d)  Abgaben  von  geistlichen  Pfründen   ....  10215 

e)  Rekoi<iHiionen   Tür  besondere  Bewilligungen 
und  Zugeständnisse   .  .  13341 

zusammen  63454  fl. 
von  welcher  Roheinnahme  die  Gewinnungskosten  10281  fl. 
oder  16,20  Vo  betragen. 

2)  üebrige  Einnakmen,  welche  nach  dem  Voranschlag  fljr 
die  vi  Finanz-Periode  wie  folgt  sich  darstellen.  — 

wirkliche  Gemnr 

Roh'      nungS"  Bcbi" 
Einnahm»  Kosten  Einnahme 


9$ 


a)  Aerarialrente  aus  der  Bank  iu 

Nürnberg  

b)  Entschä(tigungen  von  derKrone 
Oesterreich   

c)  Erlös  aus  Mobiliarschaften 

d)  Vergütung  der  Kreisfonds  für 
niedere  Normalpreise    .    .  . 

e)  Sonstige  zufällige  Einnahmen 


fl. 


fl. 


40000  — . 


100000 
839 


8364 


13 


4017 


fl. 

40000 

100000 
826 


4347 


zusammen  149^203 


4030  145173 
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Die  Bankrente  ist  von  5000  fl,  in  der  II.  -FiDanz-Periode 
allmälilig  auf  40000  fl.  gestiegen. 

Die  Endsumme,  sowohl  der  Reineinnahmen  des  laufenden 
Jahres,  als  der  Einnahme  aus  den  Beständen  der  Vorjahre, 
ist  bereits  oben  für  alle  Finanz-Perioden  vergleichend  zusam- 
mengestellt. Für  ein  laufendes  Jahr  des  VI.  Finanz-Abschnitts 
beträgt  die  Endsumme  der  ^>o//-Einnahme :  47,335493  fl.,  der 
wirklichen  i?oÄeinnahme:  46,778789  11.,  der  Äemeinnahme : 
32,603262  fl.  (der  Letzteren  nach  dem  Finanz-Gesetz  vom 
II».  Joly  1850:  33.949799  fl.)  Von  der  Rohetniiahme  kom-> 
inen  aof  den  Kopf  der  6evö]kerung  Ende  1849  etwa 
10,22  fl. 


C.  Staats-Ansgaben. 

n)  Im  AllseHielMeii* 

Bei  den  Ausgaben  der  bayenuken  ZewIral'Staatdüttse  hat 
sich  eine  andere  JJrscheinung  gezeigt  als  bei  den  Eihnahmen, 
sie  sind  gestiegen  und,  wenn  man  die  ausserhalb  des  ordent- 
lichen Budgets  gemachten  Ausgaben  mit  in  Rechnung  zieht, 
sogar  sehr  bedeutend  gestiegen.   Sie  beliefen  sich  im  Jahre: 

1819/20:  31,373030'  fl.  \ 

1820/21:  31.712746  „  (  Durchschnitt 

1821/22:  32,355210      (  31,870222 

1822/23:  32,039991  „  ' 

1829/30  auf  28.841935  fl. 


1830^31 
1831/32 
1843/44 
1844/45 
1845/46 
1846/47 
1849/50 
(Anschlag) 

1849/55  !  0"'<*entKch 

}  ausserordentlich 


>» 


n 


t» 


30.807485 

27.095883 

38,390151 

34,189088 

40.013162 

41,945656 

38,693224 


»> 


tt 


Durchschnitt 
28,915101 


ohne  das  Verlags- 
Kapital  von 
6,940668 

33.675960  fL 
4,975514  „ 


(Finanz-Gesetz)  38.651474  fl. 

mithin  treffen  jetzt  von  den  Ausgaben  der  Zentral-Staatakasse 
durchschnittlich  8Va  fl.  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung. 

Die  nachstehende  vergleichende  Zusammenslellung  der  Ausr 
gaben  in  einem  Jahre  der  ILy  IV. j  V.  und  VI.  FinanzperiodCy 
wird  das  Verhällniss  und  das  Fortschreiten  der  Ausgaben  im 
Einzelnen  vor  Augen  bringen. 
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t. 

2. 
3. 
4. 

5. 

6. 
7. 

///. 

1. 
2. 
3. 
4. 
5. 


IV. 
V, 

VI. 

i. 
2. 
8. 
4. 

VIL 
1. 
2. 

3. 
4. 
5. 
6. 


Boeicliiiiiiif 
^  u  0    a  b  f. 


II.  Finanz- 
Periode 

1825—31. 
1  Jahr 
A.  rbeio. 


Abgaben-  Gewinnung a-Kostcn  p.  . 
Auf  die  Staahschuld  und  zwar 

Redarf  der  Zinskasse  

Tilgungs  Kasse  

Tilgungs-Kasse  des  Unterinainkreises  . 
Pensions-Amortisations-Kasse .  •  .  . 
Festungsbau-Dotaüonskasse  .... 

Eisonbahnbaukasse  

Ablösungskasse  

Zusammen 

Elai  de9  Königlkhm  Hauses  und  Hofes 

\uu\  zwar 

FesLstchendo  CiviUiste  des  Königs  .  .  \ 
Unit  I  halt  des  Kronprinzen    .   .   .  . 

Apanagen   

Wiltwengohalte  

Pcnsioneo  a  conto  heimgefallener  Apa- 
wagen  . 

Zusammen 

Etat  des  Staafsraths  .... 
Etat  der  SUindeuersammfung  tmd  des 
sfändischen  Arcliirs.      .    .  . 
Etat  des  Minisferlunis  des  KotügJ.  Hauses 

und  des  Aeussern  und  zwar 
Minisleriiim.  Haus-  und  Slaals-Archiv 
Gesandschaflen  und  Agcnlureit  .  . 

Sonstige  Ausgaben  

Pensionen  der  Staatsdiener  .   .  . 

Zusammt 

E/W  des  Justiz- Ministeriums  und  zwar 
Ministerium  .... 
Oberappellationsgericht 
Appellationsgerichte  . 
B«^zirlis- Gerichte 


Pro- 
zent- 
Ab- 

iheiL 


8,355000 


3,005000 


19,98 


7,19 


Soiisiige  Ausgaben    .   .  . 
Pensionen  und  Ruhc-Gehalte 


Zusammen  j  1,708000 
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IV.  Finanz- 
Periode 
1837/43. 
1  Jahr 
fl.  rhein. 

Pro-I 
zent- 
Au- 
theil, 

V.  Finanz- 
Periode 
1843/9 
Slaat.shaiKs- 
haUsrech- 
nung  von 
1844/5. 

fl. 

Pro- 

An- 
(hell. 

VI.  Finanz- 
Periode 
1849/55 
Voran- 

.schln;»;  für 
1  Jahr. 

n. 

Pro- 

fcV.  Iii" 

An- 
(hetl. 

A'ergleirhurjg 
der  Jahre 
1825/31 

und 
1849 '55. 
-|-  /iinahme 
—  Abnahme. 

1     i  U/UOÜ 

31, 3^ 

1  4 ,43bOo3 

33,04 

4  t  ti  4  ^  l\f\(\ 

1 4,64  <  Oüü 

30,31 

-f  1/^06909 

20,02 

4  0o4o9 1 
l,530o<  Ä 

7,90 

o,ä4o000 

4  n  fio 
12,93, 

+ 

991000 

J 00000 

— 

— 

2.700000 

5,25 

2,500000 

5,17 

20O0()0 

1.761780 

3,42 

— 

— 

800OO0 

1,66 

+ 

sooooo 

120000 

0  87 

I2o0(  >0 

20,02 

10,0o  (243 

4  i\  er 

19,55 

9,966000 

20,63 

-|-  1,<>I1U()0 

2,350580 

5,38 

2,350580 

4  57 

2,350580 

4,86 

 ^ 

120000 

\f,  dl  I 

230000 

0  45 

405000 

0  93 

485000 

0,94 

565000 

1  17 

312420 

0,72 

104317 

0,20 

28600 

0,05 

37828 

o,oe 

3,18h000 

7,30 

3,198503 

6,21 

2,953408 

6,11 

51592 

72000 

0,17 

69073 

0,13 

93421 

0,11 

f 

15124 

46500 

0,11 

5402 
64572 

0,01 
0.13 

400000 

0,8: 

350000 

480000 

1,09 

316938 
9785 
31155 

0.61 
0,02 
0,06 

213421 

0,4.; 

480000 

1,09 

422450 

42838 
16447 1 
13265 

0,82 

0,09 
0  32 
0,03 

4  I  3  ( <6  1 

1 

1 

0,4. 

320579 

1,158944 

2,65 

13274 

0,03 
0,011 
0,29 

1,305990 

2,70 

6539 
148646 

1,158944 

2,65 

389033 

0,77 

1  1,305990 

2,7oi 

402010 
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vni 

i. 

2. 

3. 
4. 

JX. 
X 

1. 


3. 
4. 
5. 

m 
1. 

2. 
3. 
4. 
5. 
6. 
7. 
8. 
9. 

10. 
11. 
12. 


Etat  des  MRsieriums  des  Jnnern 
und  zwar 
Mintsterioin  und  zugehörige  Zentral 

Behörden   

Regierungen,  Kammern  des  Innern 

Sonstige  Ausgaben  .  

Pensionen  der  Staatsdiener  .... 


,240000 


Zusammen 
Eua  der  Imidgeriehle, 


Etat  des  Fmanx^MmU^uim  und  zwar 

Ministerium  und  zugehörige  Zentral- 

Behörden   

Kreisregierungen,  Kammern  derFinan- 

zen  

Kreiskassen  

Sonstige  Ausgaben  

Pensionen  und  Ruhe-Gehalte.   .   .  . 

Zusammen 

Etat  desStaattmmiiterium  des  HatuMs 
u»d  der  i^eatiuAe»  Arb^en.  .  . 
Etat  der  Sfaatsatuiatten. 

Erziehang  und  Bildung  

Katholischer  Kultus  

Protestantischer  Kultus  

Auf  Gesundheit  

Auf  Wohlihätigkeit  

Auf  Sicherheit  

Auf  Industrie  und  Kultur  

Strassen-  Brücken-  und  Wasserbau  . 
Besondere  Leistungen  des  Staa(s-Ae- 

rars  fiir  die  Gemeinden  

Steuerkataster  

Zur  DisposilioQ  Air  Staats- Anstalten  . 
Münzanstalt  

Zusammen 


1,240000 


961000 


2,96 


2,96 


2.29 


961000  2,20 


755000 

1,81 

1,251000 

2,99 

152000 
118850 
160000 

66000 
1,272000 

0,36 
0,29 
0.38 
0,16 
3,04 

115150 

238600 
100000 

0,27 
0,57 
0,24 

4,228600 

10,12 
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IV'.  Finanz- 
Periode 
1837—43 
1  Jahr 
ü.  rlieii). 


V.  Finanz- 

Pro- 

Periode 

Pro- 

zeiit- 

1843  ,'9. 

Slaabihaus- 

zent- 

Au- 

haltsrech- 

An. 

nuti^  von 

theil. 

1Ö44/5. 

Ihcil. 

n.  1 

VI.  Finanz - 
Periode 
1849/55. 
Voran- 
schlag für 
1  Jahr. 


Pro- 
zent- 
An- 
tlieil. 


Vergleichung 
der  Jahre 
1825/31 

lind 
1849/55. 
-(-  Ziinahuie 
-r-  Abnahme. 


T56460  1,73 


148664 
377827 
75415 
291583 


756460  1,73| 
1,269966  2,91| 


7700001  1,771 


888489 
5G486 


177459 

421497 
61615 
5336 
78682 


0,27 

0,74^  1,075000 
0,15 
0.57 


1,73 
0,11 


0,H5 

0,821 
0,12^ 
0<01| 
0,15 


1.075000 
1,565992 


774678 


770000    1,77^  744619 


223 


2,23 
3.24 


1.60 


1,070733 
1,059544 
295673 
184504 
209812 
4841501 
191191 
1,688640 


2,45 
2,43 
0,68 
0,42 
0,48 
1,111 
0,44 
3.87 


311124 
1,119730 
334113 
38510 
168977 
671839 
119319 
632905 


109000  0,24  118938 
600000    1,37  600000 


5,8932471 13,49l  4,115455 


1,45 


0,60 
2,18 
0,65 
0  07 
0,33 
1,31 
9,23 
1,23 


0,23 
1,17 


8,00 


774678 
94777 

736765 
1,18(;631 
355631 
206202 
197565 
720031 
171434 
1,743983 

96003 
10350 


5.424595 


1,60 


0,20 


-:-  165000 
4-  1,565992 


+ 


1,52  . 
2,46' 

0,42 
0,41 
1,49 

0,36 
3,61 


0,20 


0,02 


11,22 


+ 
+ 
+ 

+ 
+ 


+ 


186322 
94777 

18235 

291262 

54202 
787151 
560031 
1054341 
471983 

19147 

238600 
100000 
10350 


-|-  1,195995] 
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B 

m 
9 

• 
■ 

■ 

^  u  0  g  a  1»  t. 

If.  VtaUE- 
Periode 

1825—31. 
1  Jahr 
fl.  rheiu. 

Pro- 
zent* 
An* 

theil. 

XIII 

1. 

2. 
a. 

b. 
XI  y. 

1. 

a. 

1). 

2 

3. 

4. 

5. 

ü. 
7. 

XV. 
XK//. 

Zuschüsse  an  die  Kreisfonds 
lind  zwar 
Geselzlich  hestimmle  A versa  1- Zuschüsse. 
Besondere  Zuschüsse  und  zwar  , 
wegen  höheren  Standes  der  Normal- 
gegen  die  Budget-Preise    .  .   .   .  j 
für  nachträgliche  aaf  (die  Krebfonds  ^ 
überwiesene  nicht  dotirte  Ausgaben. 

Zusammen 

MaUär-Etat. 

m  Naturalien  nach  den  Budgetpreisen. 

Topographisches  Bureau  

Zuschuss  an  den  Militär-,  invaliden- 

Wiltwen-  und  Waisenfonds 
Militär-Pensionen  und  Medaillen-Zula- 
gen  ,  , 

Unterhalt  der  Festung  Larulau  .    .  . 
Kosten  der  Militär-Kommission  in  Frank- 
furt   

1  6,700000 

540000 
50000 

— 

16,02 
1,30 

Zusammen 

Pensionen  der  Wit/wen  und  Waisen  der 
Slaafsdiener.  

7,290000 
845000 

72000 

17,44 

2,02 

0,17 

Gesammtsumme  der  Ausgaben  des  or- 

41,806691 

100 

Die  Gesammt-Ausgaben  des  ausserordentlichen  Budgets  be- 

geselze  vom  25.  July  1850  auf  

für  den  allgemeinen  Reichsreserve- 
für den  Reservefonds  der  Zinsge- 
zum  Betriebskapital  der  Ablösungs- 
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IV.  Finanz- 

A  tri  iwU\^ 

1837-43 
1  Jahr, 
fl.  rhein. 

Pro- 
zent- 
Au- 
theii. 

V,  Finanz- 
Perioilc 
1843/9 
.Staat.shans- 
haitjsrcch- 
nun«;  von 
1844/5. 
11. 

Pro- 
zeut- 
An- 
theil. 

VI.  Finanz - 
Periode 
1849/55. 
Voran- 
schlag für 
l  Jahr. 

n. 

Pro- 
zent- 
An- 
theil. 

Vcrgleichung 
der  Jahre 
1825/31. 

und 
1849/55. 

-h  Zunahme. 

-r-  Abnahme. 

3,919001 

7,62 

1 

— 

— 

<4o95 
17249 

1 

0,lo 

0,03 

345495 

\ 

0,72 

— 

— 

— 

4,010845 

7,80 

345495 

0,72 

345495 

5,341769 

12,23 

5,344769 

10,40 

6,095230 

12,61, 
1  ,öo 

+ 

300000 

\J  \J  Kß       KJ  1 

1  "SO 

(5^ 'S '2*^1 

\J  O  xß  Ii/  \J  1 

1  97 

G13976 

1,41 

638976 

1,24 

800000 

1,66 

+ 

260000 

50000 

0,12 

50000 

0,10 

50000 

0,10 

92000 

0,21 

92000 

0,17 

92000 

0,19 

92000 

■ '  " 

500000 

0,97 

600000 

1,24 

+ 

600000 

25000 

0,05 

25000 

0,05 

14000 

0,03 

14000 

0  03 

— 

— 

6,79497b 

15,55 

7,31997(3 

14,23 

8,542000 

17,68 

+ 

1252000 

531440 

1,21 

93073 

0,18 

350000 

0,72 

495000 

2  400000 

m ^  X\J\J\J\J  \J 

4  67 

276000 

0,63 

418431 

0,82 

571180 

1,18 

+ 

499180 

43,690827 

100 

51,427131 

100 

48,322060 

100 

4-  6,156269 

laufen  sich  nach  dem  Finanz- 

  4,975514  worunter 

fonds   800000  fl. 

währ  der  Bexbacher  Eisenbahn  .  .  200000  „ 
Kasse   300000  „ 


Zu  diesen  Summen  kommt  ein  regelmässiges  ausserordenf- 
Hches  Budget,  welches  für  das  Jahr  1849 — 50  in  nähere  Be- 
trachtung gezogen  werden  soll.  In  einem  Schreiben  vom 
30.  Januar  1849  wird  vom  Finailzmimster,  durch  die  bevor^ 
stehenden  wesentlichen  Aenderungen  welche  Deutschland  und 
Bayern  in  nächster  Zeit  erieiden  werde  und  durch  deren 
sehr  erheblichen  Einlluss  auf  die  Einnahmen  und  Ausgaben 
des  Staats,  gerechtfertigt,  dass  er  die  Voranschläge  nicht  für 
die  ganzQ  sechsjährige  Finanzperiode  sondern  nur  für  die 
Jahre  1849  bis  51  aufgestellt  habe.  Aus  ähnlichen  Gründen, 
sagt  ferner  der  Minister,  sei  auch  die  Theilung  des  Budgets 
in  ein  ordentliches  und  ausserordentliches  nothwendig.  In 
Folge  der  Bewegung  der  neusten  Zeit  hätten  sich  nämlich 
Ausgaben  gebildet,  die  als  bleibend  nicht  betrachtet  werden 
könnten.  (Der  grösste  Theil  davon  wird  jedoch  ohne  Zweifel 
dauernd  werden.)  Andere  altere  Ausgaben  würden,  so  wie 
die  Durchfübrung  der  neuen  £inrichtungen  vorschreite  und 
80  wie  ihr  Zweck  erllült  sei,  wegfallen.  Alle  Ausgaben  dieser 
Art  seien  in  das  ausserordentliche  Budget  aufgenommen,  wel* 
ches  aber  auch  noch  den  ferneren  Zweck  habe,  die  Verwen- 
dung der  am  Schlüsse  der  V.  Finanzperiode  noch  verfügbaren 
Erübrigungen ,  dann  die  während  der  VI.  Finanzperiode  etwa 
aufkommenden  Mehreinnahmen,  unter  Mitwirkung  der  Kam- 
mern, gesetzlich  zu  regeln  und  dadurch  zu  ermöglichen,  dass 
der  Bedarf  für  die  durch  die  Zeitereignisse  so  sehr  gesteiger- 
ten Ausgaben,'  ungeachtet  der  Einnahmeausfalle  an  Lotto, 
Forsten,  Jagden,  Triften,  Dominikalien,  ohne  Steuererhöhung 
aufgebracht  werden  könne.  In  das  mttserordeniH^  Budget 
9md  folgende  Amgabe»  für  1649/50  angenommen: 
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A.  Laut  Ministerial- 

Schreiben  vom 
30.  Januar  und  8.  Oc- 
toWr  1849* 

1)  Etat  dM  «Mtami- 
ntateriimis  de«  K6- 
ntgl.  Hanws  mid  de« 

Aeus«crn  .... 

2)  E(aC  des  Slautsmi- 
Disterittnt  der  Jotitlz 

8)  Etat  der  Staatsaii- 
stalten  und  awar: 

a.  für  Erziehung  and 
BUduogj.   .   .  . 


B.  Laat  NadUrag*  tooi     C.  NmIi  Beilage  C« 
12.  October  1849,        ^  Finanz-Gesetzes 

vom      Jttly  1850. 


3000  „ 

loeooo« 


b.  für  Kultus  .    .  . 

c.  für  Jndustrie  and 
Kultur  

d.  filr  Strassen- Bru- 
cken- n.  Wasser- 

Baa  1,294017  „ 

*  e.  benondere  Leis- 
tungen an  Gemein* 

den   50000  „ 

f.  ^'teuerkataster    .  600000,, 

4)  Militäretat  .  .  .  2,229102  „ 
6)  Landban-Elat  .   .  400684,, 

<6>  ReidwiMenrefbndj)    P  o  o  o  o  0  .. 


18390311  

3534  MtivktiarfiMMu 
wKAjt  «rrichUten  Mini- 

„  Merium»  de»  Innern 

fQr  Kircliea-  und 
Schul- Angelefea- 

47365  d], ff  j^ZuMchuM  «a  di«  fl*  77894 

SchuUchrer 

59096  » 


175000 
134864 


»  3000 
»144500 

„975758 


30000 
^550000 


Znaammen  5^7899021U2505t8ll. 

7)  Zuecliusse  sn  'den 

Kreisfonds  •^  .   •  . 

8)  HeichsresefTefonds 
Kinsgaraatie  def 
Bexbacber  Bahn 

9)  Zum  Betriebskapital 

der  AblÖ8ungskA8se   . 


1,781152 
„1,260000 

i>  aooooo 

V  800000 
I,  134498 


300000 


Zusainmm  11. 4,975614 


Weshalb  dieso  Sumuien:  atmerordentliches  Budget  ge- 
nannt werden,  ist  aus  den  begleitenden  Aktenstücken  nicht 
zu  enloehmeo;  aus  der  Natur  der  einzeloen  Ausgaben  aber 
isl  es  ebenso  wenig  zu  erklären,  weil  ein  grosser  Theii  der- 
selben gewöhnlich  und  fortdituemd  sein  dürfte« 

Die  Aufiiahaie  der  Ausgaben  täx  das  Steuerkataster  und 
den  Reichsreservefonds  ist  (auffidtenderweise)  mir  ieAaXb  ge- 
schehen, weil  es  im  ordentlichen  Budget  an  Deckungsniilteln 
fehlt!!  Der  bishengeSatz  von  500000  fl,  fiir  den  fieicÄ^rc^ertJc- 
fimdi  ist  ao(  8Q0000  fl.  erbpbi»  y^oil  eroterQ  SiwunjO  nach  de(i, 
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Erfahrüngea  und  Rechnungsergebnissen  niemals  ausgereicht 
hat  Die  Bestimmung  dieses  Fonds  ist»  dass  aosserordentUche 
und  unvorhergesehene  Bedürfnisse,  so  weit  sie  nicht  ans  den 

Einnahmen  des  laureiulen  Jahrs  bcslritlen  werden  können,  in 
diesem  Fonds  und  aushullsweise  auch  in  den  Erübrigungen  frühe- 
rer Jahre,  ihre  Deckung  finden.  Allerdings  verdiente  nvoI 
einer  Erläuterung,  woher  es  i^ommt  dass ,  bei  einem  reichhcli 
versehenen  ordentlichen  und  ausserordenthchen  Budget,  und 
ungeachtet  einer  langjährigen  finanziellen  Erfahrung»  dennoch 
jedes  Jahr,  so  viele  unvorhergesehene  Ausgaben  vorkommen, 
dass  dazu  fast  S'A  %  der  gesammten  ordentlichen  reinen 
Staatseinnahme  erforderlich  ist. 

Der  Bericht  des  Finanz  -  Ausschusses  der  Kammer  der 
Abgeordneten  über  die  Gesammt-Staatsausgaben  in  den  Jah- 
ren 1845/6  und  1846/7  (im  Januai'  1850  erstattet;  fälU  über 
die  Finansverwaüung  m  Allgemeinen  folgendes  .(ktheU: 

„Schon  in  diesen  beiden  Jahi^n/'  sagt  er,  „sahen  wir  die 
^traurigen  Folgen  kleiQltcher  engherziger  Sparsamkeit  auf  der 
„einen,  und  niaasloser  Verschwendung  auf  der  andern  Seite 
„sich  immer  fühlbarer  machen;  die  juischeinend  unerschöpHi- 
,,chen  Erübrigungen  des  Jahres  1843  sind  bis  auf  die  beschei- 
„dene  Summe  von  4y2  MilHonen  aufgezehrt,  die  Cassenbe- 
„stände  in  ebenso  rascher  als  beunruhigender  Weise  vermin- 
„dert,  ohne  dass  die  drückende  Lage  der  gering  besoldeten 
»Beamten  und  ihrer  hungernden  Wittwen  und  Waisen  we« 
f^cntlich  verbessert,  der  so  tief  gesunkene  Zustand  der  Unter- 
„richtsaDstalten ,  von  der  Volksschule  bis  zur  Universität,  ge- 
„hoben,  die  durch  fast  zwanzigjährige  Veru  ahrlosuni;  ganzlich 
„herabgekommenen  Strassen  und  Staatsgebäude  in  ii  gend  ge- 
„nügender  Weise  wieder  verbessert,  die  mit  unverhältniss- 
„mässigem  Aufwand  hinsichtlich  der  Hochgebäude  geführten 
,,Eisenbahnbauten  jene  raschen  Fortschritte  gemacht  hätten 
„welche  die  Grösse  der  zur  Verfügung  gestellten  Mittel  mit 
„Becht  erwarten  Hessen.  Die  Sorglosigkeit,  womit  die  recht- 
„zeitige  Herbeischaffung  weiterer  Gelder  zu  einer  Zeit  wo 
„bereits  der  Curs  der  SVs  %  Staatsschuld  unter  Pari  gesun- 
„ken  war,  und  sonach  Baa  ran  lagen  zu  diesem  Zinsfusse  nicht 
«mehr  zu  erwarten  waren ^  versäumt  wurde,  führte  vielmehr 
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^.eioe  Stockung  in  jenen  Bauten  herbei,  deren  verderbliche 
/.Folgen  das  viel  zu  spät  erfolgte  und  vollzogene  Gesetz  vom 
„29.  November  1847  in  keiner  Weise  mehr  zu  beseitigen  ver- 
„mochtc,  und  welche  Bayern  der  Vortheile  des  Besitzes  we- 
„nig:slens  einer  vollständigen  Eisenbahnverbindung  ein  ganzes 
^ahr  hindurch  beraubte,  während  dessen  dieselbe  rä  jeder 
».Beziehung  von  unberechenbarem  Vortheile  gewesen  sein 
».würde*  Da  indessen  die  Berathung  des  neuen  Budgets  Ver- 
•  ,,anla5sung  geben  werde  die  BedürTnisse  und  Wünsche  des 
„Landes  gründlich  und  umfassend  zu  besprechen,  so  glaubt 
„Referent  sich  hier  nicht  in  weitere  Erörterungen  einlassen, 
,,sondern  dieselben  bis  zu  jener  Gelegenheit  verschieben  zu 
„soUen/*  ... 

ad)  Gewinnungskosten. 

Die  Gewinnungskosten  sind  ungewöhnlich  hoch,  denn  sie 
betrugen  zwischen  31  und  32  %  der  Roheinnahme;  was  je- 
doch theilweise  davon  kommen  mag,  dass  darunter  manche 
Ausgaben  für  Erhebung,  Verwaltung  und  Betrieb  zu  seyn 
scheinen,  deren  Zweck  streng  genommen  nicht  die  Erlangung 
der  Einnahme  ist. 

Mit  Bezugnahme  auf  das  ■  bereits  bei  den  betreffenden 
Einnahmen  Gesagte,  bringe  ich  hier  nur  eine  Zusammenstel- 
lung vor  Augen,  für  ein  Jahr  der  VI*  Finanzperiode  (Vor- 
anschlag): 


B«i«M  FiMiui-8l»U*tik.   '  *  '  ^ 
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I. 
1 

2 

3 

4. 

5 

6 

7 

8. 

n. 
1 

2. 
3. 
4. 

I. 

a. 

3 
4. 
6 
6. 

IV. 
1 

1 
3 


? 

VI 
1. 

2, 

3 
4 


^  infttW»  ftliliifttflitfiii 

GruDdsteii^  I       ♦   k   .  •  . 

Hanssteiier    .    .    i  ',   v '  .        .  * 

Domiiiikaistener  

Geuerbestener  

Kapitabteuer  

Einkommensteuer  

Witlweu-  und  Waisenfonds -JJeiliage 
Steuerbeiscklag  der  Pfalz  .... 


Zusaininen  1. 

^    tadMkU  StulsMflagen. 

TaxGn  •    M       •  ^ -. 

Mempelgefälle    ...  .  • 

AufsühWsgefiiile  >   ,  . 

ZOUe       ,  .  .   .   .  . 


•   •  • 

■    •  • 


SSasaoimen  IJ. 

Ittitilegaltei  m  IMOtw,  - 

Salinen  und  BetgWtAt  

Eisenbahnen   

Post  

6€iMlfe-i  tmA  ftefdertiiigilika;  .   ^  .  < 

Donaudanipfscbiffnihrt  

Uebrige  SauitBr«galiea 


Zusamiii^  Ul. 
Staatsdomänen. 
Aus  Staatsftirsten,  Jagden' und  Trifteu  . 
OekoMmiea  und  Gewerben  

Lehen-  ,  g^rund-,  j[>erich(s-,  »Ins-  und 
zebntherrlirhe  Gefälle  incl.  Naturalien 
Aus  Zinsen  von  ISiaals-Aktiv-Kapitnlien 


Zusauiiuen  IV. 

Uebrige  Unnahinen. 
Aerarialrente  ant  4er  Bank  in  NOrn« 

berg   ....    »•  ,  ^ ....   .  . 

Entackadigung  von  der  Krone  Mler- 

reidi  

Erlös  nus  Mobiliarschaften  .  .  .  . 
ZulaUit!;e    Einnahmen    incl.  besonderer 

Krei8fouds-£iunabmen 


Zusammen  VI. 


SttOime  dea  lauleudeu  Jahres 
dem  Beataiide  Jar^Yeigabre 

■ — mm  


e 


Wirk- 
liche 
Hoh- 
Einoahme. 


ErbebuDfS- 

tuagt  und 

Betrieba- 


4,762898 
609387 
269780 
«48t67r 
498434 
486912 
51883 
253000 


7,773661 

2,623547 

1,U442S 

5,b3aa42 

6.707685 


16,079002 

6,183935 
1,944500 
2,408437 
80654 

115351 
21653 


10,704630 
5,686168 


139312 
1737b 
7118 
«56801 

14402 
14262 


217500 

91738 
93806 
806280 
1,450611 

1,942485 

3,946921 
1,254940 
1,990955 
16229 
114286 
1280 


7,324611 
3,212678 


wte- 

koitctt 

Pro« 
meaU 
derBok- 
ti«- 


2,92 
2,83 
2,64 

%^ 

2,89 
2,93 


2,80 

3,50 
8,42 
5,44 

63,82 
64,54 
82,66 
52,94 

99.03 
5.91 


68,42 


788450 

505168 

«41^88 

5,392201 

950457 

17,63 

202225 

8427 

4,18 

12,007039 

4,676670 

38,95 

63454 

16S6I 

40000 

160000 

839 

13 

' '  ''<6864' 

4617 

48,08 

t49»>8 

4630 

2.70 

46,778789 

14,175527 

30,31 

3000(K) 

47,07inf89 

14,175527 
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bb.  StaaUMehiUL  (z.  v.  Abtheiiang  D.) 
Die  Vermioderung  der  Summe  für  das  Schuldenwesen 
im  neusten  Voransdiiag  entsteht  durah  Erschöpfung  des  Kre- 
dits Ulr  den  Festnng^au  zu  Ingolstadt,  obgleich  fUr  die 
Eisenbahnbau-Dotationskasse  800000  fl.  und  tir  die  nach  dem 
Gesetze  vom  4.  Juny  1848  gebildete  Ablösungskasse  ein  jähr- 
licher Zuschuss  von  420000  fl.  neu  hinzugekommen  sind 
In  dem  Finamgesetz  vom  25.  July  1850  für  1849  —  50  lautet 
der  die  Deckung  des  Bedarfs  der  Staatsschulden»TUgungS''Än^ 

Umit  betreffende  §.  6  wie  folgt.  Es  werden  bestimmt 
« 

a)  der  schon  von  jeher  dieser  Anstalt  Überlassene  Ma1z> 

aufechlag  mit  dem  voranschlägigen  Reinertrage  zu  5,500000  fl.; 

b)  wegen  der  Verzinsung  des  durch  das  Gesetz  vom 
12.  May  1848  zur  Aufnahme  im  Wege  der  freiwilligen  Sub- 
skription genehmigten  Anlehens  ein  Zuschuss  von  der  KönigL 
Zentralstaats -Kasse  mit  jährlichen  700000  fl.  aus  den  im 
Art  HL  des  obigen  Gesetzes  bezeichneten  Staatsgeiailen, 

a)  Der  für  die  alte  Schuld,  excl.  der  Sparkassenkapitalien 
bestimmte  Tilgungsfonds  von  VsVo  in  der  bisherigen  Aversal- 
summe  von  jährlichen  880000  fl,  welcher,  insoweit  er  nicht 
aus  dem  üeberschusse  der  Zioskasse  gedeckt  ist,  durch  Zu- 
sdiüsse  der  Königl.  Zentralkasse  ans  den  schon  in  den  Ge« 
setzen  vom  11.  September  1825  und  28.  Dezember  1831 
bestimmten  Staatsgefallen  ergänzt  werden  soll 

b)  Eine  Dotations-Vermehrang  wegen  der  Entschädigungs- 
leistung  für  die  eingelösten  üeiichtsbarkeiten  durch  einen  auf 
jährliche  42000  fl.  veranschlagten  Zuschuss  der  Staatskasse 
aus  den  Taxgeialiea  nach  ArU  15  des  Gesetzes  vom  28  De? 
zember  1831. 

3«  jfüsju  9a|totti-Jtm0|ti(;itifailMi|e. 
Die  in  den  Gesetzen  vom  88.  Dezember  1831  und  II. 
Scftember  1825  hiezu  bestimmte  Summe  von  2J00000  IL» 
wird  für  die  Zeit  vom  1.  Oktober  1840  an  auf  2,500000  fl. 

ieslge&telU  und  zwar  1,800000  fl.  aus  den  Zollgefaiien  und 
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700000  fl.  aos  den  übrigen  Staategefällen,  nach  den  Bestim- 
mungen des  §.  7  des  Gesetzes  vom  11.  September  1825.  — 
Damit  hat  die  Pensions -Amortisationskassc,  ausser  den  auf 

ihr  bereite  dermalen  lastenden  Pensionen  und  Alimentationen 
und  der  Verzinsung  und  allniähligen  Abzahlung  der  noch 
bestehenden  Kapilalschuld  an  die  Tilgungskasse;  vom  1.  Okto- 
ber 1849  an  noch  weiter  die  Pensionen  und  Alimentationen 
fiir  das  zufolge  des  Gesetzes  vom  4.  Juny  1648  vom  Staate 
tilbernommene  Personal-  der  Standes*  ond  gotsherrKoben 
Gerichtsbarkeit  und  Polizeigewalt,  im  Maximalbetrage  von 
200000  fl.,  so  wie  die  den  Hinterlassenen  der  vorstehend 
erwähnten  Pensionisten,  auf  den  Grund  der  einschlägigen, 
beziehungsweise  gesetzlichen  Nuiinen  zu  bewilligenden  Pen- 
sionen und  Alimeolalioneu,  zu  übernehmen  und  zu  bestreiten. 

4.  iür  öic  (Sifrnböhnljnu-DotationshQfFc.  * 
Der  dieser  Kasse  durch  die  Eisenbahngeselzc  vom  25. 
August  1843  und  1^3.  May  1846  zugewiesenen  Netto-Ertrag  der 
Bahnrenie  im  veranschlagten  Jabresbetrage  von  800000  fl, 
aus  welchen  vorerst  die  Verzinsung  der  für  den  Eisenbahn- 
bau von  der  Schuldentilgungs-Kasse  vorgeschossenen  Gelder, 
so  wie  der  bei  Privaten  aufgenommenen  und  noch  atifeoneh- 
menden  Anlehen,  diuin  die  Tilpjung  derselben,  nach  iMaassgabe 
des  in  den  obenangehihrlen  Hiseiibahngeselzen  vom  23.  May 
1846  mit  Va  %  der  jedesmahgen  Anlehensgrösse  bestimmten 
Tilgungsfonds,  zu  bestreiten  ist.  Soll  die  erwähnte  Bahnrente 
hiezu  nicht  hinreichen,  so  ist  der  Mehrbedarf  aus  den  übri- 
gen Beständen  der  Eisenbahnbau-Dotations-Kasse  zu  bestrei- 
ten, im  entgegengesetzten  Falle  der  verbleibende  Rest  dem 
Eisenbahnbaue  zuzuwenden. 

zum  Völlzuge  des  Gesetzes  vom  4.  Juny  1848  über  die  Au^ 
hebung  der  Standes-  und  gutsherrlichen  Gerichtsbarkeit^  dann 
die  Aufhebung,  Fixirung  und  Ablösung  von  Grundlasten ,  einen 

jährlichen  Zuschuss  von  420000  fl.  aus  der  Zentralstaatskasse 
und  ausserdem  einen  einmali£;en  Zuschuss  zur  Bildunc:  eines 
Yerlagskapitals  von  600000  ü.,  mithin  für  jedes  der  beiden 
Jahre  1849/51  von  je  300000  fl.  aus  dem  Reservefonds.—-^ 
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Der  Bedarf  für  die  Staatsschuld  bildet  20,63  "/o,  also  mehr 
als  Vs  aller  Ausgaben  und  verschlingt  mit  den  GewinnüDgs- 
kosten  mehr  als  die  Hälfte  der  gesammten  Roheinnahme. 

CO)  Etat  des  königlichen  Hames  und  Hofes.. 

Die  feststehende  Zivilliste  beruht  auf  dem  Gesetze  vom 
1.  July  1834;  sie  ist  für  alle  Zukunft  auf  die  Summe  von 
2,350580  fl.  oder  fast  5  %  der  ü;osammtcn  Staalsausgaben  be- 
stimmt, ausdrücklieb  auf  die  gesammten  Staats-Domänen  ver- 
sichert und  wird  aus  derZentral-Staatskasse  in  monatlichen  Ra- 
ten gezahlt  Eine  grosse  Zahl  von  Gebäuden  and  Zubehör  in 
fast  allen  Theilen  «des  Königsreichs  ist  ausserdem  der  Zivil-. 
Ibte  überwiesen ;  sie  sind  in  einer  Beilage  zum  Gesetzblatt 
Nr.  2  vom  d.  July  1884  verceichnet. 

Den  Landständen  gebührt  seihst  nach  dem  Initiativgesetze 
vom  4,  Juny  1848  nicht  das  Recht  des  Antrages  auf  Vermin- 
derung der  Zivilliste;  allein  ihre  desfallsigen  Wünsche  haben 
sie  za  verschiedenen  Malen  ausgesprochen.  Die  Antwort  des 
Ministeriums  im  Jahre  1849  war,  dass  eine  Verminderung  um 
so  weniger  in  Aussicht  gestellt  werden  könne,  weil  derzeit 
zwei  Hofhaltungen  zu  bestreiten  seyen  (König  Ludwig  bezieht 
nämlich  500000  11.).  Die  Ersparung  an  den  übrigen  Sätzen 
ist  Folge  des  Wegfalls  der  Dotation  des  Kronprinzen  und  der 
Wittvvengehalte. — 

Die  Apanagen  vertheilen  siph  dergestallt,  dass  König  Otto 
von  Griechenland  80000.  fl. »  die  Prinzen  Luitpold  und  Karl 
jeder  100000  fl.,  Adalbert  60000  fl.  und  Herzog  Maximifian 
2^5000  fl.  empfängt,  —  Von  der  Erbschaft  del*  Kurfurstin 
Leopoldine  soll  dem  Konig  ein  Theil  zugefallen  seyn,  dessen 
Betrag  jedoch  nicht  bekannt  is(,  ebenso  wenig  als  überhaupt 
der  Bestand  des  tamilienvermögens  der  Königl.  Familie.  Der 
Gesammtaufwand  der  Abtheiiung  cc  bildet  6Va  Vo  alier  Slaats- 
adsgaben.  . 

dd)  Etat  des  Staatsraths* 
Die  Ausgabe  für  den  Staalsrath  ist  von  72000  fl.  m  der 

IV.  Finanz- Periode  auf  93434  fl.  gestiegen,  wovon  81157« 
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Besoldungen  und  Ruhegehalte.  Diese  Vermehrung  ist  vorzugs- 
weise der  Zunahme  der  Pensionen  beizumessen,  welche  beim 
Beginn  des  Jahres  i$48/9  bereite  die  hohe  Summe  vop  396700. 
beirugen*  — 

ee}  Etat  der  Stä%dtter$<mmlmg  md  det  ständiickem  Archivs. 

Die  Bedarfeotnme  des  Voranschlags  m  1 89990  fl,  ist  der 

Betrag  des  sechsjährigen  Durchschnitts  und  bildet  0,29  % 
aller  Ausgaben;  nach  dem  Finanzgeselze  vom  25.  July  1850 
aber  werden  400000  Q,  oder  0,83  %  aller  Ausgaben  erfordert, 
wegen  der  ausnahmsweise  langen  Dauer  und  raschen  Folge 
der  Versammlungen.  Die  Taggelder  der  Abgeordneten  be^ 
tragen  5  fl«  Nicht  ohne  Interesse  auch  fdr  andere  Zwecke 
dürfte  folgender  Nachweis  der  Versammhingsdauer  der  Land- 
stände sein»  aus  den  ständischen  Verhandlungen,  Gesetz- 
sammlungen und  Regierungsbliittei'n  zusammengestellt. 


Anfang  des 

Schluss  des 

Dauer- 

Landtags- 

Landtags. 

Landtags. 

Tage. 

Abschied. 

I.  1819  Februar  1 

Juny  20 

140 

1819  July  25. 

II.  1811  Januar  15 

May  28 

133 

1822  Juny  1. 

III.  1815  Februar  19 

Aug.  24 

186 

1825  September  11. 

IV.  H27  Novbr.  10 

1828  Aus:.  10 

274 

1828  August  15. 

V.  1831  Februar  20 

Dezbr.  20 

303 

1831  Dezember  29. 

VL  1834  Blars  l 

Juny  28 

120 

1834  July  1. 

VIL  1837  Mroar  % 

Novbr.  4 

275 

1837  November  17. 

TUI.  1839  DsKbr.  28 

1840  Aprfl  10 

104 

1840  April  15. 

IX.  1842  Novbr.  14 

1843  Aug.  20 

279 

1843  Anglist  25. 

jL  1845  DezW  1 

1818  May  18 

169 

1846  Blay  23. 

Xt.  1847  Septlir.  20 

Novbr.  80 

71 

aoMerordenlliclu 

XII.  1648  Märx  16 

Hay  31 

76 

XIII.' 1848  Jamnr  18 

Jany  10 

• 

145 

XIV.  1849  Septbr.  B 

1850  Joly  20 

820 

1860  Jvly  85. 

f)  Ausgaben  ehuelner  Dienstsweige, 

1.  etat  Ue  Aünifll.  JSßiitii^mwm,  tu  IUni0i.  jOaufc0  itttb  bt«  JUujIrrrtu 

Die  Ansätze  daföi*  sind  in  der  n.  Finanz-Periode  534000  fl. 
IV  und  y  je  480000  fl.;*  für  die  VI  nur  213491  fl.,  oder 
0,44  %  aller  Staatsausgaben,  —  Allein  diese  Ersparung  ist  nur 
scheinbar,  indem  175000  11.  in  das  ausserordentliche  Budget 
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aufgenommen  sind;  welche  Summe  man,  im  Falle  eines  eini- 
geo  Deutschlands ,  an  den  GesandUchafleo  ei'sparen  zu  kön- 
nen glaubt,  die  man  aber  anscheinend  nicht  ersparen  wird, 
so  lange  die  Wünsche  der  Kammern  hinsichtlich  des  Gesandt- 
gchaflswesens  so  wenig  Berücksichtigung  finden  ab  bisher.— 
Die  Bßtoldungen  dieses  Diensteweiges  erfordern  im  or- 
dentlichen Etat  der  VI  F.-P.  (nach  dem  Voranschlage) 

beim  Ahnisterium   49290  fl, 

bei  den  Archiven   2795  ^ 

und     2800  , 
bei  den  Gesandtschaften   .  .  76665  „ 

Ruhegehalte   51493  „ 

zusammen  183043  fl. 
oder  77,35  %  des  Gesammlatats  des  Ministeriums* 

%  9m  tt§  )tt|li3-iftiitiflrriiimt. 

In  den  früheren  Finanz -Perioden  waren  die  Etatssätze 
dieses  Ministeriums  für  die  II,;  1,708000,  III.:  245925,  IV.: 
1,158944,  V.:  389789,  dann  in  der  VI.:  1,305990  fl.  Wie  in 
der  V.  Finana-Periode,  die  Ausgabe  flir  das  Justizministeriom 
aus  der  Zmüt«/- Staatskasse  auf  389033  fl.  herabgegangen 
war,  -weil  dKe  Kr«tf fonds  mit  dem  grössten  Theile  der  Justiz« 
kosten  belastet  wurden;  so  ist  in  Folge  des  Gesetzes  vom 
23  Mai  1846,  welches  die  Justizausgaben  dem  Ze/i/ra/fonds 
überweist,  dieser  Etat  sehr  gewachsen.  Auch  auf  das  ausser- 
ordentliche Budi^ct  sind  im  Voranschlage  75941  fl.,  nach  dem 
Finanzgesetze  134864  fl.  i^esetzt,  fiir  aossergewöhnliche  Ge- 
haltsbezUge  welche  die  Einflihrung  des  neuen  Gerichlsver^ 
fiihrens  nöthig  gemacht  hat 

Der  durch  die  Verordnung  vom  15.  April  1817  -bestimmte 
AVirkungskreis  des  Justizministeriums,  empfing  seine  jetzige 
Gestaltung  im  Wesentlichen  durch  die  Verordnung  vom  9.  De- 
zember 1825  über  die  Bildung  der  Ministerien;  wogegen  die 
untergeordneten  Behörden  fiir  die  Rechtspflege  sehr  bedeu- 
tende Aenderungen  erfahren  haben.  Die  gutsherrliche  Ge» 
richtsbarkait  ist  durch  Gesetz  vom  4.  Jnny  1848  aufgehoben 
(z.  V.  die  Bekanntmachung  vom  %b.  Februar  1849);  das  Ge- 
sete  vom  3.  August  1848  über  die  Binluhrung  der  Schwnr- 
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gerichte,  hat  nicht  nur  gesetzliche  Abänderungen  (1848  Aug.  29 
und  Verordnung  vom  10.  November j,  auch  Gesetz  vom 
18.  November  [1849,  30.  Marz,  28.  May  und  25.  July  1850) 
vieler  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuchs  von  1813  May  16 
nöthig  gemacht,  sondern  auch  die  ümgestahung  der  Justiz- 
behörden, z,  B.  der  bisherigen  Kreis-  und  Stadt* Gerichte  in 
Einzelrichter,  Bezirks-Gerichte  und  Kreis-Gerichte,  durch  Ge- 
setz vom  25«  July  185.0.  7u  erwähnen  sind  noch  die  Bekannt- 
machungen: über  die  Funktionen  der  StaatsanwaUschaft  vom 
22.  Januar  1849  und  vom  31.  Januar  1849,  wegen  Aiifrecht- 
erhaltung  der  Würde  in  den  ölfentlichen  Gerichlssilzungen. 
Die  Ansätze  selbst  des  neusten  Voranschlags  sind  deshalb 
noch  sehr  wandelbar,  was  jedoch  nicht  hindern  soll  auch 
daraus  die  Abgabe  für  Besoldungen  hervorzuheben  (ordent- 
licher Etat). 


29852  fl. 

Ober  Appellations-Gerichte     .   .  . 

111431  „ 

Appellations-Gerichte  

341931  , 

Kreis-Stadt-Bezirks- Gerichte    .    .  . 

299403  „ 

Wechsel  und  Merkantil-Gerichte  .  . 

8864  „ 

18001  ^ 

36778  n 

215594  „ 

zusammen 

1.061854  fl. 

oder  81^31  %  des  Gesammlbedaris  des  Ministenums. 

3.   dai  if«  ittiniltfriumfi  'bts  3tincrn. 

Auch  beim  Ministerium  des  Innern  haben  die  verschiede- 
nen Aenderungen,  welche  hinsichtlich  der  Ausscheidung  der 
Kreislasten  vorgekommen  sind,  so  virie  mehrfache  Organisa- 
tions- Veränderungen,  ein  solches  Schwanken  der  Ausgaben- 
ansätze herbeigeführt,  dass  die  Vergletcbnng  dadurch  sehr 
erschw'ort  wird.  Für  den  vorliegenden  Zweck  genügt  nach- 
stehendo  Anp;abe  der  Sehl uss -Ji tatsummen  der  einzelnen 
Finanz- Perioden  : 

11  :  1,240000,  III.:  704000,  IV.:  756460,  V.:  888638,  VI. ; 
1,075000  fl.  oder  2,230/0  aller  Ausgaben.  Von  dieser  letzten 
Summe  kommen  auf  Besoldungen,  beim: 
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71193  fl. 

8528  ^ 

Regierungen,  Kammern  des  Innern     .  . 

2842T7  ^ 

13760  « 

16049  .it 

AonigK  iKomnuss&n&te  in  anaern  Dtaat^n.« 

1  Dil  VO 

Landkoinmissariate  in  der  Pflilz  •   .   •  . 

26833  « 

348315  n 

zusammen 

785352  fl. 

oder  73,87  %  der  Etalsumroe  des  Ministeriums.  Unfer  den 
sonstigen  Ansätzen  sind  1630  fl.  für  Militär- Konscriptions- 
kosten  in  der  Pfalz.  — 


Die  am  186000  fl*  höhere  Summe  des  neusten  Etats»  er- 
läutert sich  durch  den  Uebergang  mehrerer  Ausgaben  von 
Kreisfonds  auf  Staatsfonds,  durch  die  Pensionsmehrung  und 
durch  höhere  Naturalien -^Bndgetpreise;  welche  beiden  letz- 
teren Ursachen  auf  fast  alle  Etats  Einfliiss  geäussert  haben. 
Die  hierher  ijeliörigen  /-entralbehorden  sind  die  oberste  Bau- 
behörde und  das  allgemeine  Reichsarchiv, 

Die  erste  OrganitaiUm  der  IßnUlerim  unter  dem  Königs- 
thume  geschah  durch  Verordnung  vom  21.  November  1806; 
die  Bildung  des  Geheimmraths  erfolgte  durch  Verordnung  vom 

4.  Juny  1808,  während  sein  Geschäflsunifang  durch  Vcrlügung 
vom  8.  August  1810  vervollständigt  wurde.  Den  Geschäfts- 
gang beim  Ministerium  des  Innern  regelte  die  Verordnung  vom 
8.  Oktober  1810;  eine  Verordnung  vom  7.  desselben  Monats 
schuf  General-Kreiskommissariate,  deren  Geschäftskreis  durch 
die  Verordnung  vom  6.  August  1815  bestimmt  wurde,  wäh» 
rend  «dion  im  Jahre  1817,  in  Folge  der  Einthellung  des  Kö« 
nigreichs  in  8  Kreise,  durch  Verordnung  vom  27.  Marz  eine 
neue  Ordnung  der  obersten  Verwaltungsstellen  in  den  Kreisen 
geschah.  —  Das  Jahr  1817  brachte  eine  Menge  neuer  Orga- 
nisationen, z.  B.  die  Bildung  und  Einrichtung  der  obersten 
Stellen  des  Staats  betreffend  (Februar  2),  über  die  Bildung 
der  Staatsministerien  (April  16),  des  Staatsraths  (May  3)u.s.w.; 
der  Staatsrath  empfing  eine  revidirte  Instruktion  am  9.  Januar 
1821,  eine  neue  Instruktion  am  18.  November  1825.  Der  An- 
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iang  der  Regierung  des  -  Königs  Ludwig  wurde  durch  eine 
Menge  ton  UmgestaUunge»  b^ichoet,  wohin  beispielsweise 
die  im  Jahre  f  625  geschehene-  Neubildung  der  Minisferien 
(9Dezbr.)  and  der  obersten  Kreis-Verwaltungsstellen  (17. Desbr.) 

gehört.  .Das  Medizinal  und  das  iJaiiwesen  wurden  im  Jahre 
1830  geordnet  (z.  v.  jedoch  die  Verordnung  über  die  dienst- 
liche Stellung  der  obersten  Baubehörden  vom  30.  Dezember 
1848).  Im  Jahre  1836  unter  dem  29.  Dezember,  erfolgten 
Vorschriften  über  die  Geschäftsvereinfachung  der  innern  Ver- 
waltung überhaupt;  .am  d3.  November  1849  .eine  Verordnung  « 
wegen  Aufrechnung  der  Reisekosten  und  Tagegelder  bei 
Dienstreisen.  Die  jetzige  EinIhBihtng  des  Königreichs  in  8 
Kreise  mit  neuen  Benennungen,  geschah  durch  Verordnung 
vom  29  November  1837.  Dass  die  Jahre  1848  und  1849 
abermals  Aenderungen  im  Systeme  der  Verwaltung  brachten, 
ist  leicht  begreiflich;  hervorzuheben  sind  z.  B.  die  Königliche 
Proklamation  vom  6.  Marz  1848,  von  sämmtlichen  Prinzen 
mit  unterzeidinet ,  wodurch  eine  Menge  Zueu^ierungen  ertheiH 
werden;  die  Verordnung  vom  25.  März  1848  wegen  Umbil- 
dung des  Gesammt-Ministerioms ;  die  Verordnung  vom  11.  No- 
vember 1848  wegen  veränderter  Einrichtung  des  Staats- 
ministeriums. Die  wichtigsten  hierdurch  bezweckten  Maass- 
regeln sind  die  Wiedervereinigung  des  Ministerium  des  Kul- 
tus mit  dem  Bünisterium  des  Innern  und  die  Errichtung  eines 
besondem  Ministeriums  iur  Handel  und  öiifontliche  Arbeken. 
Die  Trennung  des  Kultus  von  der  innern  Verwaltung  hatte 
erat  seit  Februar  1847  Statt  gefunden,  war  jedoch  von  grossen 
Naditbeilen  gefolgt  gewesen,  die  durch  Vervielfältigung  der 
Arbeit  und  Verwicklung  des  Geschäftsganges  um  so  mehr 
hervortraten,  je  häufiger  die  Beziehungen  zwischen  den  Ge- 
meinde- und  den  Sliftungs- Angelegenheiten  sind.  Schon  ein 
Reskript  des  Ministenums  des  Innern  vom  10.  August  1848 
gib  den  mittlem  Verwaltungsbehörden  (Kreisregierungen, 
Kammern  des  Innern)  einen  *Tbeil  derjenigen  Selbitottfndig- 
keil  und  freieren  Bewegung  wieder,  wdohe  durch  eine 
Reibe  von  Jahren  das  System  des  Vielregierens,  der  Zen- 
tralisation und  der  drückendsten  Bevormundung,  ihnen  ge- 
raubt halte. 
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Die  Landgerichle,  dem  Einrichtting  durch  Verordnong 
vtm  24,  Ifära  1SÖ2  geschah»  vereinigen  in  sich  die  erste  In- 
stanz fast  aller  Geschäfle  der  Verwaltung  und  Rechtspflege, 
welche  doppelte  Stellung  auch  ihren  abgesonderten  Etat  er- 
läutert. Fernere  sie  betreffende  Verordungen  sind:  vom 
1.  März  1804  über  Landgerichts-  und  Rentämter- Brrichtung, 
vom  30.  August  1810-  über  die  Landgerichts verfassung^  im 
Inn^  und  Eisakkreise,  vom  18.  Jany  1810  die  Instruktion  für 
die  Landgerichte  u.  w.  In  •  Folge  der  Durchführung  der 
Trennung  von  Rechtspflege  und  Verwalt»ing,  werden  dem- 
nächst die  Bezirksgerichte  und  etwa  200  bis  220  Unterbehör- 
den fiir  Verwaltung  und  Polizei  in  die  Geschäfle  Hör  Land- 
gerichte sich  theilen  (Gesetz  vom  25.  July  1850).  Auf  dem 
Etat  der  Landj^erichte  stehen  für  die  III.  F.-P.  96942,  IV.: 
1,969066,  V.:  57902,  VI :  (Voranschlag)  1,420778  fl.  (Finanz- 
gesetz 1,565m  fl.)  oder  aller  Aasgaben  ^  l^orunter 
Betolthmgm  1,383588  fi.  oder  83,16%  und  flmer  bebpiek- 
weise  an  MilHair-Konscriptions-  und  Aushebun^skosten  18840  fl. 
Durch  das  üebergehen  der  Hauptsätze  dieses  Etats  von  den 
Kreisfonds  auf  die  Zentralfonds  ,  durch  die  höheren  Budget- 
preise, auch  durch  die  nöthig  gewordene  Personal  Vermehrung 
bei  mehreren  Landgerichten,  ist  diese  Ausgabe  so  ausseror- 
dentlich hoch  angewaohsen.  I>ie  Zahl  der  Landgerichte  ist 
821,  wovon  in  Ober*  Bayern  37,  Niedei^Bayem  88,  Oberpfehs 
ttod  Regensburg  27,  Ober  «Franken  80,  Mittel -Franken  88, 
Ufiter>Pninken  und  Asdiaftaiburg  38,  Schwaben  und  Nenburg 
32;  ausserdem  sind  4  Bezirksgerichte  mit  31  Friedensgerich- 
'  ten  in  der  Pfalz. 

5.  tftat  Urs  iinaiu-iKinl|kfTtums. 

Die  Etatsätze  für  dieses  Ministerium  sind  in  der  IL  FiuaiiB« 
Periode  861000,  IH.:  772000,  IV.:  778000,  V.;  755780,  VL, 
774678  fl.  oder  1,60     aller  Ausgaben.  Audi  die  Erhöhung 

dieses  Rtats  um  18000  fl,  findet  Erläuterung  durch  den  Mehr- 
betrag der  Pensionen,  die  Budgetpreise,  und  die  Vermehrung 
des  Re£jiehedarfs  der  Finanzkammern.  Zentralbehörden  unter 
dem  Finaozmioisterium  sind:  der  oberste  Rechnungshof,  die 
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Recßouogskammer  und  die  Zentralsfaattasse,  über  deren 
Einriohlang  bereits  in  der  allgemeinen  Einldtnng  das  Erfor- 
derliche gesagt  ist.  Die  ^Mol^m^tbeträge  der  einzelnen  fie* 

hörden  dieses  Etats  sind 

Ministerium  64390  fl. 

Oberster  Rechnungshof  2694t  ^ 

Rechnungskammer  .......   •  13891 

Zentral-Staatskasse  •  .  ,   15453 

Kreisregierungen,  Kammern  der  Finanzen  960451  ^ 

Kreiskassen    .  ;   48805  ^ 

Ruhestand  ,  .  .  .   .  93369 

zusammen  523290  11. 

oder  67,51  %  des  gesammten  Bedarfs  des  Ministeriums  der 

Finanzen» 

6.  Ctot  M  Siaatamini^t'mm  M  I^MtU  üb)  ut  iffritUiditii  JUbtiun. 

Der  Ansatz  dafür  erscheini  mit  94777  fl.  oder  0,20% 
aller  Ausgaben,  zum  ersten  Male  in  dem  Voranschläge,  weil 
diese  Behörde  erst  unter  dem  11.  November  1848  errichtet 
worden  ist,  durch  Abzweit^ung  einzelner  Theile  der  Ministe* 
rien  dos  Innern  und  der  Finanzen.  — 

Die  Leitung  der  Bau-,  Post-,  Eisenbahn-  und  Dampf- 
scbiffiahrt- Verwaltungen  ist  ihm  zugelheilt,  jedoch  fmdet  in 
dem  Geldetat  nur  der  Bedarf  fiir  die  oberste  Baubehörde 
besonders  sieb  ausgeworfen.  Eigentlich  sollte  diesem  Theile 
der  obersten  Verwaltang  Alles  zofallen  was  auf  den  Erwerb 
und  Verkehr  in  sämmtlichen  Verzweigungen  des  öftentlichen 
Lebens  sich  bezieht ;  insofern  es  von  andern  Verwaltungen 
ohne  Nachtheil  getrennt  behandelt  werden  kann.  Nur  durch 
die  innige  Verbindung  aller  Erwerbs-  und  Verkehrs- Arten, 
wird  die  sie  vertretende  Verwahiihg  hinreichende  Kraft  er^ 
langen;  einestheils  ihren  gerechten  Ansprüchen  gehörige  Gel* 
Ving  zu  verschaffen,  andererseits  aber  anch  den  jetzt  so  ge^ 
wohnlichen  mnem  Sim%  der  einzelnen  Zweige  der  Arbeit, 
des  Erwerbes  und  Verkehrs,  durch  Ausgleichung  zu  beseitigen. 

Auf  dem  Etat  dieses  Ministeriums  belindet  sich  der  Be- 
darf des  statistischen  Biireau  mit  3600  H.  (Beil.  Bd.  IV.  S.  75). 
Allein  auch  diese  für  ihren  Zweck  höchst  unbedeutende 
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Samme  hat  die  Kammer  nicht  genehmigt;  ob  aus  Missachtung  der 
Statistik  selbst,  oder  der  bisherigen  Leistungen  des  Münchener  sta- 
tistischen Büreaa  ist  ans  den  Verhandlungen  nicht  zu  entnehmen. 

BieBitokkmgm  und  Rubegehalte  dieses  Etats  belaufen  sic^ 
auf  69177  fl.  oder  75,37  %  des.  Gesammtbeds^riä  des  Ministerium^ 


7.  Ctot  itt  Smt9'j(inft<Attn. 

Die  Bayernsche  Staats-Rechnung  hat  das  eigcnthümliche, 
dass  sie  die  Etats  einer  Reihe  von  Staatsaristalten  seUfSittändig 
aufiiimmt  ohne  dieselben  einem  der  Ministerien  unterzaördnen. 
Einen  Grund  dafür  in  den  Ständeverhandlungen  oder  Regie- 
rungsblättern aufeufinden,  ist  mir  nicht  gelungen  und  ich  ver- 
mag deshalb  nicht  diese  Abweichung  gegen  den  VorNvurf 
der  UnZweckmässigkeit  zu  schützen.  'Die  Ministerien  des  In- 
nern, der  Finanzen  und  dos  Handels  Gnden  in  dem  Etat  der 
Staatsanstalten  Ausätze  welche  ihrer  Verwendung  unterliegen 
und  wofür  sie  verantwortlich  sind;  es  scheint  deshalb  als  ob 
diecielben  richtiger  auf  dem  Etat  des  betreiSenden  Ministeriums 
ständen.  Ausserdem  dürfte  der  Vorwurf  der  Inkonsequenz 
durch  die  Bemerkung  zu  rechtfertigen  seyn,  dass  dieser  Etat 
nicht  einmal  alles  umfasst,  was  man  zu  den  Staatsanstaken 
zählen  muss,  wie  deim  z.  B.  der  Landbuii,  die  Eisenbahnen,  die 
Dampfschifffahrt,  fehlen.  Die  nachstehende  Zusammenstellung 
der  Etatsummen  der  einzelnen  Staatsanstalten  in  der  II.  und  VI. 
Finanz-Periode,  wird  als  Grundlage  einiger  Bemerkungen  dienen* 


Staatsanstalten, 


IL  J^noM- 
Penade, 
755000  fl. 


1)  Ernehung  und -Bildung.   .•  . 

2)  Katholischer  Kultus  | 

3)  Protestantischer  Kultus  j 

4)  Auf  Gesundheit  ..... 

5)  Auf  Wohlthätigkeit  ,   .   .  -. 

6)  Auf  Sicherheit  

Y)  Auf  Industrie  and  KaHm»  .  *  . 
•)  Strassen-,  Brücken-  und  Was- 

Serba«  .  .  .  l^^TÄOOO-» 
9)  Besondere  Leistungen  des  Staats« 


1,261000  „  ^ 

152000  „  — 

118850  ^  — 
160000  « 

6«000.  — 


VI  Fitums^ 
Periode,  • 
736765  fl. 

1,186631  r> 
355631  „ 
206202  „ 
197565  „ 

'  720031  „ 
171434  « 


—  1,748983  „ 


ärars  für  die  Gemeinden 


115150^  ^  '  96003  „ 
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10)  Steuerkataster   238600  fl.  —  — . 

11)  Zur  Disposition  für  Staatsanstalteo  100000«  —  — 

la)  Münzanstalt   —      ^     10350  fl. 

ziiMinnen  4,328600  fl.  —  6,424595  iL 

(Finanzgesetz.) 

1«  JErjMftm  «Nil  MUthma» 

Dafiir  waren  im  Voranschlage  der  VL  F. -P,  746065  fl. 
verlangt,  die  Summe  ist  erhöht,  denn  das  ausserordentliche 
Budget  CDthält  noch  77894  fl.  Wie  wenig  übrigens  damit 
fiir  das  wirkliche  Bedürfniss  geschehen  ist,  ergeben  die  Kam- 
merverliandluttgen  z.  E  der  Aosschussbericht  Beil.  82  im  UI* 
Beil.  Bde.  S.  217  und,  IV.  S.  62.  Die  Briedigung  der  finan- 
ziellen Bessersteflong  des  Lefarerpersonals  ist  im  wesentlichen 
bis  zur  demnächstigen  Erledigung  eines  erwarteten  Unter- 
richtsgesetzes  verschoben.  Leider  finde  ich  in  keiner  Bud- 
gelvei  Handlung  vergleichende  Darstellungen  aus  denen  sich 
entnehmen  Jiesse  welchen  Antked  an  der  Erhöhung  oder 
Herabsetzung  die  Uebertragongen  von  einem  Fonds  (Zentral- 
imd  Kreis-Fonds)  auf  den  andern  haben  und  welcher  Anthett 
auf  Rechnung  des  Ifehr-  oder  Minderbedarfe  kommt  IMe 
Benrtheihing  der  Finanzwirthschaft  Bayerns  wird  dadurch 
ausserordentlich  erschwert.  — 

Die  wichtigsten  Ausgabeposten  des  Etat-Entwurfs  für  die 
VI.  Finaozperiode  sind  folgende: 

Gesammt'  Davon 
f  ErfordtT'  Besolduiv- 

mss*  gen, 

fl.  fl. 

L  Lyzeen,  Gymnasien  und  damit  ver. 
JMiidene  Lateinschulen,  dann  Schul- 
kdirer-*Seminarien     .  •  «  .  •    415TiM)  ^  SM38I 
E  Beitrag  an  das  TaubstumuMo-lnstitut 
,     z»  Mlinchen  •  «  .         .  ...       4)1^00  4500 
IIL  desgl.  för  das  Blindeninstitnt  zu 

München  .....      ...       4600  4500 
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üesammt-  Davon 

Erfordere  Besoldwu 

nUs,  gtn. 

fl.  fl. 

IV.  Beitrag  zur  Musik -Lehranstalt  zu 

München   6000  —  — 

V«  Zuschüsse  zu  öifenü*  Erziehungs- 

instiluten   25881  —  — 

VI  Akademie  der  Wissenschaften  und 
Gcneral-Konservaloriuni  der  wissen- 
schaftlichen Sammlungen.    .    .    .     92000  —  80000 
VII.  Akademie  der  bildenden  Künste  .     5^^000  40000 
VIII.  Zuscbuss  an   die  Erzgiesserei  in 


München  1316  —  — 

K.  Zuschoss  an  die  Landesuniversitfiten  112760  —  112760 

X.  Auf  ynnseniBchafUiche  und  praktische 

Ausbildung   5000  —  — 

XI.  Auf  Kunstausbildung     •   *   .   .   .     3624  —  1944 
XII.  Badei*schulen  —     —  — 

XIII.  Hebammenschulen  3497  2737 

XIV.  Veterinärschulen   16021  —  7003 

"  XV.  Uebrige  Unterrichts  und  Bfldungsan- 

stallen   300  —  — 

XVI.  Ständige  Bauausgaben  .....    4176  «-^  — 

XVIL  Umzugsgebüfaren  —     ^  ^ 


XVm  Pensionen  und  Alimentationen  .   .  —  w 

zusammen  746065  —  609781 

Die  B€9Mim0m  «rlördero  also-  81,73  «/•  des  Gesammt- 
bedaHs  der  Staatsausgabe  für  Erziehung  und  Bildung;  dieser 
9tw  war  in  der-  V.  Finanzperiode  nur  0,60  Vo*  und  ist  für 

die  VI.  Finanzperiode  nur  1,52  Vo  aller  Staatsausgaben.  Ob- 
gleich nun  durch  Stiftungen  und  Korporationen  eine  bei  wei-  ^ 
tem  grössere  Summe  für  Erziehung  und  Bildung  verwendet 
wird,  ist  dodi  eine  der  b^rundetsten  Klagen  hinsichtlich  des 
-Bayemsohen  l^nten-icfatswesens,  die  durobans  ungenügende 
BaaeUkuig  «famentUoh  dar  VoUcssohuUehrar.  AUein  VDok  Beseir 
tigung  dieses  Mangels  «Uein,  wire  keinetwogea  geholfen.  Das 
UnierncbtsweseA  in  Bayern  kann  nur  daim  den  Fesseb 
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entwinden,  welche  15jährige  Geistesknecbtschaft  um  dasselbe 

geschlungen  hat,  wenn  eine  ganzliche  Syitem9&nderung  durch 
Beseitigung  der  heslchendeii  Edikte  (z.  B.  von  1830  Miiiz  13, 
1832  April  1,  November  23,  1833  Noveml)er  30,  Dezember  18, 
1838  May  10,  1839  Mäi-z  16  u.s.  w.)  und  zugleich  eine  durch- 
greifende Vertcaltungumiermg  z.  B.  durch  Beseitigung  der 
Schulrälhe;  durcbgefiihrt  wird.  Von  diesen  Fesseln  befreit, 
wird  es  durch  eigene  Kraft  sehr  bald  gesunden,  jedoch  rei- 
chen begreiflidi  einzelne  Verfügungen,  wie  2.B.  vom  Dezem- 
ber 1847,  oder  gar  nur  schön  klingende  Instruktionen,  dazu 
nicht  aus.  Wie  wenig  geneigt  übrigens  die  Regierung  zu 
wirklichen  Systemsanderungen,  oder  auch  nur  zur  Erwägung 
desfallsiger  ständischer  Wünsche  bis  zum  Jahre  1848  war, 
beweisen  die  §§..44  und  45  des  Landtagsabscbieds  vom  23. 
May  ld46. 

Das  Bayemsche  Unterrichtsministerium  ist  während  den 
letzten  Jahren,  nachdem  es  aufgehört  hatte  ein  Theil  des  Mi- 
nisteriums des  Innern  '(Organisations- Verordnungen  vom  15. 
September  1808  und  17.  Dezember  1825)  zu  sein,  vorüber- 
gehend und  aus  persönlichen  Hiicksichien,  den  Ministerien  der 
Justiz,  der  Finanzen  und  des  Aeussern  angehängt  gewesen; 
kurz  vor  dem  Regierungsanlritt  des  Königs  Max  ist  es  selbst- 
ständig geworden  (15.  Dezember  1846)  jedoch  ganz  neuer- 
lieh  wid^r  zum  Ministerium  des  Innern  zurückgekehrt.  Ob- 
gleich ich  nun  bei  der  Ansicht  beharren  muss,  dass  ein  Staat 
von  Bayerns  Grösse  eines  eigenen  Ministeriums  für  Kultus 
und  öffentlichen  Unterricht  nicht  bedarf;  versteht  sich  doch 
von  selbst,  dass  in  einem  andern  Ministerium  diesen  Verwal- 
tungszweigen eine  so  unabhängige  öteiiung  und  solche  Mittel 
gegeben  werden  müssen>  dass  sie  ihrem  Berufe  vollständig 
geiiügen  können. 

'  Das  Jahr  1840  hat  .  einige  hierher  gehörige  Verordnungen 
gebracht  nämlich  vom  16.  März  4lber  die  oberste  Leitung  der 
Kirchen-  und  Schulangelegenheiten  und  vom  25.  März,  die 
organische  Einrichtung  der  Akademie  der  Wisse nschaiten  be- 
treffend. Unter  dem  14.  Januar  1850  erging  eine  Bekannt- 
machung wegen  Errichtung  von  drei  Gymnasien  in  München. 

Noch  zwei  besondere  Gegenstände  müssen  hier  minde- 


Digitized  by  Google 


stens  angedeutet  werden,  weit  sie  ein  finanzielles  Interesse 
äaben.  Durch  Rescript  vom  18.  May  1803  war  ein  Abxug 
von  allen  frommen-  Vermächtnissen ,  stim  Besten  der  Scknlen 
md  Armen,  (Ür  Altbayern  verfugt.   Diese  s.     Quarta  schola- 

rum  et  paupei  um,  welche  durch  Verordnung  vom  31.  Dezem- 
ber 1810  auf  ganz  Bayern  ausgedehnt  war,  wurde  auf  Antrag 
der  Stände  durch  Landtagsabschied  vom  15.  April  1840  auf- 
gehoben« Es  verblieb  dabei;  ungeachtet  der  zur  Widerher- 
stellang  auf  dem  Landtage  von  1845—6  gemachten  Anstren* 
*  gangen,  welche  den  Zweck  hatten  emen  Theil  der  Vermächt- 
nisse aus  denen  hunderte  von  Abteien,  Klöstern,  Hospitien, 
Motterhäusem  und  Filialen  entstanden  waren,  für  Schul-  und 
Armen-Anstalten  zu  erlangen.  — 

Eine  Verordnung  vom  28.  Mai  1817  i)estimmt  das  Pri- 
inlegium  des  Schnlhiicherverlags  in  München,  .s|)atere  Verfügun- 
gen haben  dieses  Privilegium  im  Interesse  der  freieren  gei- 
stigen Bewegung  beschränkt,  allein  ein  Ministerial-Erlass  vom 
9.  März  1888  setzte  es  in  alle  frühere  Befugnisse  wider  ein*  Eni 
das  Jahr  1849  hat  in  der  nachstehenden  Bekanntmachung  vom 
%\,  July  jene  Anstalt  auf  einen  Standpunkt  zurückgeführt; 
auf  welchem  man  sie  zwar  iibci  lliissig  halten  kann ,  wo  sie 
jedoch  keinen  geistigen  Zwang  mehr  ausübt. 

„Staatsminiöterium  des  Innern  für  Kirchen-  und  Schul- 
angelegenheiten. Sr.  k.  Maj.  haben  in  Folge  der  mehrfach 
in  Anregung  gebrachten  Beschwerden  der  Buchhändler  und 
Bochdrucker  des  Königreichs  gegen  die  Anstalt  des  Zentral- 
scholbücherverlags  in  HUnchen  auf  den  von  dem  unterfertig- 
ten Königl.  Staatigninisterium  gestellten  Antrag  zu  verfügen 
geruht,  wie  folgt: 

I.  Die  Stiftungsansialt  des  Zentralschuibücherverlags  hat 
nach  wie  vor  die  Aufgabe  zu  crliillen,  zur  Erzielung  mög- 
lichst wohlfeiler  und  gleichmassiger  Lehrmittel  für  die  deut- 
schen Schulen  sowohl,  als  für  andere  höhere  Lehr-  und  Un~ 
terrichtsanstalten  alle  planmässigen  Schulbücher,  so  wie  andere 
zur  Erziehung  und.  zum  Unterrichte  dienliche  Schriften,  Ta- 
beOen,  Landkarten  und  dergleichen  zu  drudten  und  zu  ver- 
legen. II.  Ein  Monopol  steht  ihr  jedoch  hierbei  nicht  zu, 
vielmehr  können  in  den  Lehr-  und  Unterrichtsanstaiten  auch 
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andere  als  die  in  dem  Zentralschulbücherverlage  erschienenen 
Ausgaben  gebraucht  werden,  soferne  die  bei  reffenden  Behör- 
den solche  als  zweckmässig,  insbesondere  korrekt  und  dem 
Gesichtsvermögen  der  Jugend  als  unschädlich  erkannt  haben, 
III.  Der  Zentralschulbücherverlag  hat  sich  jedes  Tausch-  und 
Kommissionshandels,  sohin  alles  Verkehrs  fremder  Artikel  zo 
enthalten,  auch  allen  ausländischen  Vertrieb  seiner  Produkte 
lediglich  den  Buchhandlungen  zu  überlassen.  Die  vorrSthigen 
Exemplare  der  in  auswärtigen  Veiiagsliandliingen  erscliieiicnen 
von  dem  Zentralsehulbiicherverlag  angekauften  Schul-  und 
Lehrbücher  können .  unter  Rückerstattung   der  Kosten  und 
Spesen  von  den  inländischen  Buchhandlungen  gegen  baare 
Bezahlung  abgelöst  werden.   IV.  Der  Detailverkauf  der  Er- 
zeugnisse des  Zentralschulbücherverlags  wird,  wie  bisher,  durch 
Filialverleger  bewirkt,  wozu  aber,  vorbehaltlich  einer  durch 
besondere  Umstände  gebotenen  Abänderung,  nur  Buchhändler 
und  diejenigen  Buchbinder,  welche  mit  dergleichen  Lehrmit- 
teln Handel  zu  treiben  befugt  sind .  gewählt  werden  dürfen, 
üebrigens  bleibt  jedem  Buchhändler  und  zum  Verkauf  der 
Lehrbücher  berechtigten  Buchbinder  auch  die  unmittelbare 
Bestellung  und  Abnahme  von  Artikeln  aus  dieser  Anstalt,  je- 
doch nicht  unter  dem  Werthe  von  fl*  25,  mit  ^nem  Rabatt 
von  20  %  gestaltet.   V.  Der  Zentralschulbücherverlag  hat 
jährlich,  wenn  sich  Rechnungsüberschtisse  ergeben,  an  jede 
Kreisregierung  eine  Anzahl  von  Schulbüchern  zur  unentgelt- 
lichen Verlheilung  an  arme  Schulkinder,  und  zwar  für  jeden 
Kreis  bis  zu  dem  Betrage  von  11.  150  — ,  also  in  Summe 
fl.  1200  —  abzugeben;  die  weiteren  üeberschüsse  sollen  zur 
Unterstützung  der  Wittwen  und  Waisen  der  Schullehrer  ver* 
wendet  werden,  und  zwar  für  die  einzelnen  Kreise  nach  Ver- 
hältniss  der  Grösse  des  Schullehrerpersonals  und  mit  beson- 
derer Rücksicht  auf  den  gegenwärtigen  Stand  der  Dotationen 
der  Unterstützungs  vereine." 

Der  Ausschuss  des  Vereins  bayerischer  Buchdrucker  und 
Buchhändler  hat  aber  in  Folge  dieser  Verordnung  über  den 
Zentralschulbücherverlag  eine  Berathung  gepllogen,  in  wel- 
cher beschlossen  worden  ist:  dass  1)  fragliche  Verordnung 
ihren  Beschwerden  wegen  Gewerbsbeeinträchtigung  in  keiner 
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Weise  genüge;  2)  die  Gewerbsleute  mit  dem  Staate  in  Kon- 
kurrenz nicht  zu  bestehen  vermögen;  3J  der  Staat  kein  Recht 
habe,  büigerhche  Gewerbe  zu  treiben  ,  weshalb  4)  die  Klage 
gegen  den  K.  Zentralscbulbücherverlag  aufrecht  zu  erhalten, 
vor  die  Kammer  zu  bringen  und  mit  aller  Energie  die  Auf- 
hebong  fraglicher  Staatsanstak  za  betreiben  sei. 

2*  Katholischer  Kultus  und 
9»  Protestantischer  Kuüus, 

Die  wichtigsten  .  Ansätze  des  Etatentwiir&  der  VL  Finanz- 
periode sind: 

jf*  EMoKstker  EuUua* 

Gesammi'  Jhvan 
Erfarder-  Besoidm- 


nk0  gtn, 

I.  Reichnisse  des  Staats  an  die  Dom-      fl.  fl, 
kapitel  bis    zur  Ausweisung  der 

iormhchen  Dotation  ......   343803  ^  282055 

II.  Leistungen  dos  Staats  an  organisirte 
Klosterpfarreien   413772  —  377792 


III.  Leistungen  des  Staats  an  Sekular- 

pfarreien  .    .   T   289844  —  267183  ■ 

lY.  Fundationsmässige  Reichnisse    .   .      0344  —   

V.  Unterstützungen  der  Sekuiar-Geist- 

lichkeit  86298  —  64315 

VI  Reichnisse  an  Stifte  und  Klöster   .     11224   — 

Vn.  Dispositionsfond  zur  Deckung  beson- 
derer  Bedürfnisse  vormaliger  Stifts- 

und  Klosterkirchen   6000  — 

Zusammen  katholischer  Kultus  1,160085  —  991345 
B.  ProiukmHseh€f  KüUus.   '  ' 

L  Oberkonsistorium   26903    23253 

n.  Kreiskonsistorien   25749  ^  19511 

DL  Leistungen  des  StaatsSrars  an  pro- 
testantische Kirchen  und  Pfarreien     187908  —  181595 

IV.  Auf  Generalsynoden   7130  —  — 

V.  Disposition  für  ausserordentliche  Be- 
dürfnisse, nämlich  Anschalbi^  von 

Orgeln,  Uhren,  Glocken   .  .  »  .      1000  —  — 

7* 
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Ge$ammt'  Davon 

fdts,  fftn, 
fl.  fl. 

VI.  Auf  Unlersliitzungen    74391  —  74391 

VII.  Umzugsgeb  Uhren   —     —  — 

Ylil.  Pensioneo   —  — 

zusammen  protestantischer  Kallas   328081  —  298750 

zusammen  A  und  B  1,483166  —  1,290095 

Die  Staatsausgaben  für  den  Kultus  sind  3,19%  aller  Aus- 
gaben und  von  dem  Etatsbedarf  nehmen  die  Besoldungen 
86,98  o/o  weg.  Der  Staat  sichert  jedem  Geistlichen  das  zu 
seinem  Lebensunterhalt  erforderliche  Einkommen  (die  Con- 
grua)  zu;  es  soll  nach  den  Verordnungen  vom  lO.Jnny  1810 
und  29.  May  1812  fiir  einen  Pfai  rer  .  600  11.  (falls  er  verehe- 
licht 800),  für  einen  Benefiziaten  400  fl.  mindestens  betragen. 
Auch  trägt  die  Staatskasse  die  den  Geistlichen  treffende  Grund- 
und  Häusersteuer  ganz  oder  tbeilweise,  je  nachdem  er  seine 
Congrua  nicht  vollständig  oder  nur  gerade  vollständig  besitzt. 
Der  Unterhalt  der  Geistlidikeit  erfolgt  aus  dem  geeigneten 
Stiftungsvermögen,  aus  der  Gemeindekasse  (Verordnung  vom 
22.  July  1819),  durch  Kreisfonds  oder  durch  Staatszaschilsse. 

4.  AufQesundM. 

Die  Schlusssummen  der  einzelnen  Kapitel  dieses  Etats- 
Entwurfs  für  die  VI.  Finanz-Periode  sind: 

Gesammt-  Davon 
Erfordert'  Besoldtm' 
niss.  gen* 
fl.  fl. 

I.  Obermedizinal -Ausschuss  bei  dem 

Königl.  Staatsministerium  des  Innern       400  —  400 

II.  Medizinal  Komitöes  an  den  Universi- 
täten München,  Würzburg  und  Er- 
langen    .   3685  —  3335 

IE.  Soppleanten  der  Kreismedizinahräthe       400  —  400 

IV.  Stadtgerichtsärzte  10583  —  10588 
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Gesummt-  Davon 
Erforder-  Besoldun- 
niss,  gm 
fl.  fl 

V.  Landgerichtsärzte     .   •   •   •   •   •   131986  —  131986 
VI.  Kantoosärzte   ........     15746  —  16746 

m  Thierärate   260  —  WO 

vin.  Gerichts*  und  PoKzeiwundärzte  •  .      1817  —  1817 
IX«  Wasenmeister   146  146 

X.  Hebammen  •  .   .    .    .      9367  —  — 

XI.  Auf  Vorkehrungen  gegen  Epidemieen 
und  Viehseuchen,  auf  Schutzpocken- 
iinpfung  und  andere  sanitätspoiizei- 

liehe  MassregelB  16J10  —  — 

XIL  Funktions  •  Remonerationeo.  fiir  die 

Verwesmig  von  Physikaten  .  •        1500  —  1500 
Xm.  Auf  Heilbäder  .......       12010  —  10 

XIV.  Umzugsgebühren   —  — .  .  — 

XV.  Pensionen   —     —  — 

•  _ 

zosammen     197000  —  166173 
mitbin  bilden  die  Beioidvngen  84,35%  des  ganzen  Bedarfe.— 

Die  bedeutende  Vermehrung  im  neusten  Etat  kommt 
daher,  dass  zur  Zeit  der  V.  Finanz -Periode  diese  Ausgaben 
last  allein  aus  den  Kreisfonds  hostritten  wurden.  Nachdem 
zuerst  im  Jahre  1808  das  Medizinal wesen  eine  durch|;reifende 
Organisation  erfahren  hatte,-  wurde  durch  Verordnung  vom 
16.  April  .1817  ein  Ober-Medizinal- Kollegium  errichtet^  welches 
man  jedoch  schon  im  Jahre  1825  (November  27)  wider  auf- 
löste,  um  am  24  July  1830  einen  Ober-Medizinal-Ausschuss 
an  dessen  Stelle  zu  setzen. 

Das  Jahr  1836  brachte  eine  Medizinal  -  Taxordnung  (3U 
März)  und  Schulen  für  Baader  (28.  Juny);  im  Jahre  1842  am 
27.  Januar  wurde  eine  Apotheken-Ordnung,  am  SO.MiBy  1843 
eine  Verordnung  über  das  Studium  der  Arznei-Kunde,  am  21. 

Juoy  1848  ein  Baader-Gesetz,  erlassen. 

5*  Juf  WolMäUgkeU. 
Einzelne  Ansätze  des  Etatentwurfs  der  VI.  F.-P.  sind 
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Gesctmmt-  Davon 

Erforder-  Besoldun- 

niss.  gen. 

fl.  fl. 

I.  Beiträge  an  Ansialten  der  Annea> 
und  Krankenpflege  1015j6i  —  — 

II*  Unterstützung  der  in  Zenlral-Kon- 
venten  noch  lebenden  Mitglieder  ehe- 
maliger Bettelordenklöster    .   •  .      3824  —  3824 

ni  Zur  Bildung  eines  allgemeinen  Un- 
terslützungsfonds  fiir  SCaatsdiener 
und  deren  Relikten  26060  —  26060 

IV.  Für  augenblickliche  Unterstützungen 
Hülfsbedür  fiiger  und  deren  Relikten 

in  den  Kreisen  21000  —   2t  000 

V.  Besonderer  Unterslützungsfonds    .     18000  <—  18000 
•VI.  Auf  die  Verpflegung  und  den  Trans- 
port der  Ileimathlosen   31620  —  — 

VIl.  Uebrige  Unterstützungen   ....      —     —  — 
VIU*  Pensionen   

zusammen  fl.  201565  —  68384 
Die  Vermehrung  im  neusten  Etat  ist  Folge  des  Ueber- 
gangs  der  Versorgung  der  Heimathlosen  von  den  Kreisfonds 
auf  die  Zentral-Staatskasse. 


6.  Auf^herheU^ 

Die  Abschlüsse  der  einzelnen  Kapitel  des  Etatentwurfs 
der  VI.  F.-P.  sind 

Gesammf-  Davon 
JErforder-  Besoldun- 
fliss.  gen, 

fl.  iL 

L  Polizeiliche  iMaassregeln  zur  Handha- 
bung der  Sicherheit   •  ^  107144  ~  — 
IL  Auf  Untersuchung  der  wegen  Vei^ehen 

und  Verbrechen  Angeschuldigten    .    317982  —  — 
DL  Auf  Verwahrung^und  Verpflegung  der 

Sträflinge  •  .   •  ,   286180  ^ 
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Gesammt-  Davon 
Erfordere  Besoldiui' 
niss.  gen, 
fl.  fl. 

IV.  Belohnungen  für  Aufbringung  gefähr- 
licher und  verdächtiger  Menscheo, 
für  Hülfeleislung  bei  Feuersbriinslen 
oder  aadern  Elementar- Ereignissen, 
endlich  fdr  den  Fang  oder  Töd- 
tung  von  Raubthieren   1600  —  — 

V.  Beaufsichtung   und  Wahrung  der 
Landgrenzen    .   4125  —  — 

VI.  Pensionen    .   •   •   —     —  — 

zusammen  fl.  717031  —  — 

Die  forlgesetzte  Zunahme  der  Ausgabe  fiir  Strafrechts- 
pflege und  Strafvollziehung,  liegt  lediglich  in  dem  gestiegenen 

Bedarfe.  Leider  werden  amtliche  statistische  Nachweise  über  ' 
die  Ergebnisse  der  Straf-  und  Polizeirechls-Pflege  noch  immer 
veimisst;  nur  hinsichtlich  der  Pfalz  sind  von  Zeit  zu  Zeit 
ausseramtliche  kurze  Berichte  verölientlicht  und  in  Beziehung 
auf  die  andern  Landestheile  finden  sich  zerstreut  einzelne 
Nachrichten  über  einige  Jahre. 

7.  jäuf  Industrie  und  KuÜur» 
Die  Ansätze  im  Etat  der  VL  F.-P.  sind  fiir 

Bedarf,  Besoldun- 
gm. 

Polytechnische  Schulen   35185  --«pp  30000 

Zur  Unterstützung  polytech.  und  landwirth. 

Vereine    5000  —  — 

Auf  Prämien ,   Mustermaschinen ,  Boden- 
kultur, IndListric-Ausslellungen  .   .  t  .    20000  —  — 

Auf  das  Landgestüt   104000  —  pp  12000 

zusammen  164185"— pp  42000 
oder  etwa  Vs  Vo  aller  Staa(«ausgaben. 

Die  Ausgaben  fhr  die  polytechnischen  Schulen  in  Mün- 
chen, Augsburg,  Nürnberg,  sind  mit  Beginn  doi-  VI.  Finanz- 
penode auf  den  Zentralfonds  übergegangen,  welches  die  Er- 
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höhung  veranlasst.  Im  ausserordentlichen  Budget  finden  sich 
für  Industrie  und  Kultur ,  namentlich  für  den  Landhau  und 
die  Verbesserung  der  Landgestüte  noch  144500  fl.  (z.  v.  Aus- 
8chus8  Ber.  Beil  Bd.  IV.  Seite  76). 

Einige  Andeutungen  aus  der  Geschichte  der  hierher  gehih 
rigen  Staatsanstalten. 

Eine  Zentral- Vetcrinärschule  ist  bereits  durch  Verordnung 
vom  1.  Februar  1810  errichtet,  eine  Bestimmung  über  die 
Prüfung  der  Armenärzte  ist  vom  3.  May  durch  Verord- 

nung vom  18.  Juny  18.18  geschah  die  erste  Einrichtung  des 
Lfmdges;lÜt9iesi&o»t  welches  zweimal  umgestaltet  ist,  nämlich 
mittelst  Verordnungen  vom  27.  September  1829  und  19.  Februar 
1844  (Ständische  Berichte  über  die  Pferdezucht  finden  sich 
beispielsweise  in  den  Verhdl.  von  1850  Beil.  Bd.  V.  S.  142  und 
145).  Die  ersten  Satzungen  des  landirirOkschafUichen  Vereins 
sind  unter  dem  9.  Oktober  1810  genehmigt  und  schon  durch 
Bekanntmachung  vom  24.  August  1812  wurden  Staatsprämien 
für  die  Landwirthschaft  ausgesetzt  ;  Umgestaltung  oder  Abän- 
derung der  Statute  des  landwirth.  Zentralvereras  erfolgte 
durch  die  Verordnungen  vom  I.Oktober  1835  und  S.August 
1839*  Die  erste  landfcirthschaftUche  LehranstaU  wurde  in 
Schieissheim  1822  (April  27)  errichtet;  sie  erhielt  durch  Ver- 
ordnung vom  20.  November  1839  eine  veränderte  Einrich- 
tung, eine  neue  Umgestaltung  milleist  Verordnung  vom  18.  April 
1849;  seit  1837  sind  in  allen  bedeutenderen  Städten  Land' 
wirthschafts-  und  Gewerbs- Schulen  gegründet* 

^Die  Genehmigung  des  polytechnischen  Vereins  erfolgte 
unter  dem  22,  August  1816;  durch  Verordnung  vom  IS.Härz 
1822  wurde  eine  allgemeine  poKiechnische  Saromlong  er- 
richtet; gewerbliche  Aufgaben  und  Prämien  sind  zuerst  mittelst 
Verordnung  vom  14.  Januar  1827  ausgelobt  und  in  demsel- 
ben Jahre  wuide  eine  polytechnische  Zentralschule  in  München 
errichtet  (September  27);  die  Errichtung  von  Gewerbs-  und 
polytechnischen iScAwto  an  sonstigen  geeigneten  Orten  ist  durch 
die  Verordnung  vom  16.  Februar  1833  angebahnt.  Die  An- 
ordnung von  Mustrie" Ausstellungen,  welche  alle  3  Jahre 
widerkehren  sollten;  geschah  durch  Verordnung  vom  16.  Au- 
gust 1830;  Leinvv dnd^Schauanstalten  wurden  in  Gemässheit 
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einer  Verordnung  vora  7.  July  1836  eingerichtet  und  die  Ver- 
ordnung vom  3.  August  1848  führte  eine  Gewerbskammer  ein. 
-*  UmdeUkammern  hatte  schon  im  Jahre  1842  eine  Verord- 
nung vom  19,  September  ins  Leben  gerufen,  jedoch  wurden 
einige  Bestimmungen  derselben  unter  dem  8.  August  1848 
abgeändert;'  eine  Neugestaltung  von  Gewerb  -  und  Handels- 
Kammem  erfolgte  mittelst  Verordnung  vom  27.  Januar  1850. 
Beslimmuncen  hinsichtlich  der  unter  dem  18,  Junv  1835  er- 
richteten  Hypolheken-  und  Wechselbank  sind  am  25.  November 
1836,  3.  Februar  1839,  4.  Februar  1841,  23.  May  1843  und 
6.  Januar  185  0  erlassen.  —  Der  Landlags-Abschied  vom  25 
July  1850  bat  in  den  §.7,8  und  41  nachstehende  diesen 
Ausgabeabschnitt  betreifende  EntSchliessungen  gebracht. 

S  7.  Wir  werden  dafür  Sorge  tragen  lassen,  dass  dein  von  den 
Kammern  ausgesprochenen  Wunsche  gemäss,  die  Positionen  für  Landes- 
kultur und  für  landwirthschaflliche  Zwecke  überhaupt  von  ihrer  bisheri- 
gen Verbindung  mit  jenen  für  die  Industrie  fortan  getrennt  und  in  allen 
Vorlagen  für  sich  bestehend  aufgeführt  werden. 

S.  8.  Auf  die  Bildung  von  Wiesenbaumeistern ,  sowie  auf  die  Er- 
richtung von  Ackerbauschiilen  soll  nach  Maassgahe  der  verfügbaren 
Mittel  vorzugsweise  Hücksicht  genommen  werden,  wobei  Wir  nicht  un- 
erwähnt lassen  können,  dass  namentlich  in  letzterer  Beziehung  wegen 
Errichtung  von  sogenannten  Privat-Ackerbauschulen  neben  den  bereits  be- 
stehenden Öffentlichen  Anstalten  dieser  Art  bereit«  seit  längerer  Zeit  um- 
fassende Einleitungen  getroffen  worden  sind.  — 

§.41.    Die  Unterstützung  der  Gewerbe  betreffend«  — 
Wir  finden  Uns  bewogen,  den  von  den  Kammern  in  Betreff  der  Un- 
terstützung der  Gewerbe  an  Uns  gelallten  Anträgen  entsprechend,  Nach- 
stehendes zu  verordnen: 

1)  Die  bei  Erlassung  des  Gesetzes  vom  12,  May  1848,  die  Aufnahme 
eines  Anlehens  im  Wege  der  freiwilligen  Subscription  betreffend,  für 
Unterstützung  der  Industrie  und  Gewerbe  bestimmte  Eine  Million 
Gulden  ist  diesem  Zwecke  zu  erhalten  und  als  ein  besonderer  IndU' 
strie- Unter siützungs fonds ,  —  dem  auch  die  Zinsen  sowaiAsm, 
weliAe  bei  den  blelMr  daraii««  geleistete«  Uatent&tiiuigen  nn  indn- 
■trieUen  Zwecken  bereite  bedangen  sind,  oder  bei  kllnftigeu  Untei^ 
etatBaogen  bedungen  werden,  —  dörob  Unser  Staatsininiflterliiiii  dee 
Htmdela  und  der  Offentlicbeii  Arbeiten  jbu  Terwalten,  — 

2)  Die  für  Bauten  aus  der  erwUnteo  Million  yerwendeten  104441  fl 
elnd  MS  den  betrttbnden  State  eobald  alt  ndgUeb  dem  obigen 
Maetrie^ünientlltMBgiilDaie  avIflIaHnntnIlMi. 


\ 
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Die  ftir  Rechnung;  dieser  Million  erworbenen  oder  noch  zu  erwer- 
benden Actien  sind  flir  Unterstützung  der  Industrie  verwendbar  zu 
machen  und  zu  verwenden. 
3}  Jede  Unterstützung  aus  diesem  Industrie  •  UnteratÜtzangsfimde  soll 
'  wo  möglich  nur  unter  der  Bedingung  der  RQcksaUoBg  und  gegen 
geuQgende  flicherfeeit  gewührt  werden« 

Bei  Unlentlllzongen  nn  einselne  Gewerbe  oder  an  Vereiae  von 
Gewerbetreibenden  kann  «war  nach  Maaeegebe  der  obwalfenden 
Verhällniaae  von  der  Auflage  der  Bileknahlang  an  denlndnatrieflnidei, 
answeleben  sie  iieseen,  Umgang  genommen,  es  mnss  jedoch  in  allen 
aolehen  FAllen  die  Bedingung  gesetst  werden,  dass  dieUntentÜtznngi. 
somme  als'  ein  Stammkapital  des  betrellbnden  Geweih  oder  Ver- 
eines TO  eibalten  sei,  wofAr  diese  Gewerbe  und  Vereine  die  Baltnn|^ 
nn  fibemebmen  haben. 
4)  Bei  Verthettnng  soleber  UnterstQtsnngen  sidlen  die  Begiemngebesirko 
naeh  Maasigabe  Ihrer  Industrie  »ttglichst  gleichförmig  behandelt 
werden«  In  der  Pfiilx  Ist  die  Verthellnng  und  Verwaltung  der  die- 
sem negieningsbesirke  zur  Unterstützung  der  kleineren  Gewerlie 
zufallenden  Soaune  einem  iMsonders  zu  bildenden  Unterstiitzungsver- 
ein  und  in  Ermangelung  eines  solchen  der  dortigen  Kreisreglemng 
nadi  jedesmaliger  Vernehmung  des  Landrathes  sn  ilberlassen« 

8.  Strassen'  Brücken-  und  Wasserbau,       '  * 

Die  einzelnen  Ansätze  des  Etats  der  YL  Finanzperiode 
sind: 

Gesammt-  Davan 
Bedarf»  Besoldungen. 

fl.  fl. 

/.    Auf  die  Administration 


1)  Für  den  äussern  Baudienst    .  . 

122733  — 

122733 

Z)  Stipendien  für  Baupraktikanten  . 

1000  — 

//«   Auf  die  ünierkalhmg 

i)  der  Strassen  und  Brüdken  .  .  . 

1,00«657  — 

150000  — 

///.    Auf  Neubauten 

80000  — 

82000  — 

3)  der  Wasserbauten  

140000  — 

/F.  HaupilMm',  Reserve-  und  Huifsfond 

161593  — 

zusammeo  1,743983  — 

1S2733 

Die  Sdilasssumme  dieses  Etats  ist  3,61  %  aller  Staats- 
aasgaben und  ausserdem  stehen  im  ausserordentlichen  Budget 
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975758  fl.  Im  Jahre  1808  geschah  die  erste  Regelang  des 
Landbaawesens  und  durdi  Yerordnang  vom  91.  September 
1809  wurde,  als  Sektion  des  Ministeriums  des  Innern,  eine 

General  -  Direktion  des  Wasser -Brücken-  und  Strassen  -  Baas 
errichtet.  Bei  Gelegenheit  der  allgemeinen  Organisationen  im 
Jahre  1825  wurde  auch  über  die  Leitung  des  Bauwesens 
eine  YerordnuDg  unter  dem  26.  Dezbr.  erlassen ;  allein  schon 
durch  Verordnung  voro  14.  Februar  1830  wurden  die  ober- 
sten Baubehörden  und  deren  Geschäftsführung  anderweit  ge* 
regelte  Einige  dei^elben  Bienstzweig  betreffende  Instruktionen 
erschienen  in  diesem  und  den  folgenden  Jahren,  so  wegen 
der  Prüfungen  für  das  Bauwesen  unter  dem  27.  May  1830, 
abgeändert  am  29.  April  1841;  über  die  Verdingiini^  der 
öffentlichen  Bauten  unter  dem  29.  April  1833.  —  Die  Ver- 
ordnung über  die  Beschaffenheii  des  die  Kunststrassea  befah- 
renden Fuhrwerics  vom  16*July  184Q,  ist  durch  Gesetx  vom 
95  July  1850  zweckmässig  abgeändert,  unter  Milderung  der 
unnötbigen  Härten  (z.  v.  Beil.  Bd.  III.  Beil.  109  und  V.  Beil.  175> 

Schon  mehrfach  ist  der  Wunsch  ausgesprochen,  die  Be- 
stimmungen über  die  Eintheilung  der  Strassen,  die  Last  des 
Unterhalts  u.  s.  w.  einer  durcl^greift^nden  Revision  unlerwor- 
fen  zu  sehen.  Ein  Antrag  des  Abgeordnelen  von  Lerchenfeld 
in  der  Versfi^mmlung  von  1850  (Bd.  III.  Beil.  65),  welcher  die 
Abhülfe  dieser  Uebelstande  bezweckte,  hat  bis  jetzt  keine 
Folgen  gehabt. 

Von  grossem  Interesse  würden  verghMmuU  NaehweUtm' 
gen  iiber  die  Kosten  des  Neubaus  und  des  Unterhalts  der 
einzelnen  Arten  der  Staatsbaulen  verschiedenen  Zeiten, 
sevn;  allein  in  den  gedruckten  ständischen  Aktenstücken  fin- 
det sich  durchaus  kein  Stoff  dazu,  wie  es  denn  überhaupt  kaum 
dürftigere  Quellen  geben  kann  als  die  Vorlagen  der  Bayern- 
sehen  Finanzverwaltung* 

Der  Abgeordnete  wmKoeh  in  seinem  Berichte  Über  diese 
Aosg^be-Abtheilung  vom  8.  Juny  1850  (Beil.-Bd  IV.  S.  180  ff.) 
ist  bemüht  gewesen  so  viel  Licht  in  diese  verwickelten  An- 
gelegenheiten zu  bringen;  als  das  vorliegende  Material  nur 
irgend  gestattete.  Aus  dem  Inhalt  des  Berichts  wird  deshalb 
Einiges  mitgetheilt. 
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Der  Gesammtbetrag  dessen  was  fiir  ein  Jahr  der  VI.  Fi- 
nanzperiode  zum  Strassen-  Brücken-  Wasser-  und  Landiiaa 
verlangt  wurde,  belief  sich  im  ordentlichen  und  ausserordent^ 
liehen  Budget  auf  3^891050  fl.  (wovon  auf  den  Landbau-Btai 
745000  fl.  kommen). 

Die  auf  den  Bau  -Etat  verwendete  Summe  betrug  jähr- 
lich: 

Im   L  FinanzabfichniU  .  .  .  2,045000  IL 

.    II*     «        n      ...  2,Ul(m  , 

„  m.     „        „       .   .   .  1J6865« 

„  IV   «,««0080 

M    V.      „  „        .    .    .  1,930000 

Letzteres,  weil  bei  Yertheilung  der  Eiübrigungen  der  frü- 
heren Finanzabschnitte,  in  Beiucksichtigong  der  Ersparnisse 
des  V.  Finanz-Abschnitts  und  der  Zuschüsse  aus  dem  Reichs-  > 
reservefonds,  fSr  die  Strassen-,  Brücken-  und  Wasserbauten 
ein  jährlidier  Zuschuss  von  «80000  fl.  für  die  Hochbauten  von 
300000  fl.,  bewilligt  worden  war;  wodurch  die  Gesammtsumme 
der  Verwendungen  auf  jährlich  2,510000  fl.  sich  stellte. 

Ungeaditet  dieser  sehr  erheblichen  langjährigen  Bauver- 
wendung und  obgleich  Ueberschüsse  und  Ersparnisse  nicht 
mehr  zu  verausgaben  sind,  wurden  doch  fiir  den  VI.  Finanz- 
abschnitt fast  400000  fl.  jährlich  mehr  als  früher  für  Bauten 
gefordert. 

Eüistdne  ÄJMäine  de$  Eiat$  des  VI  FmoMObsehniUs  sind: 

1)  Personalkosten  etwa   178000  fl. 

während  nach  dem  Durchschnitt  der  Jahre 
1845/7  jährlich  nur  14«07«  fl.  ausgegeben 
wurden.  — 

«)  für  den  Unterhalt  der  Strassen   1,407450  fl. 

Nach  dem  Durchschnitt  von  1845/7  jährlich 
nur  941487  fl.  An  eigentlichen  Staats-Stras- 
sen  sind  1834  Stunden  1«8  Ruthen  Länge 
vorhanden,  deren  Unterhalt  1,«866«8  fl.  erfor- 
dern soll ,  also  jede  Wegestunde  im  Durch- 
schnitt 701  fl.    Für  50  Wegestunden  bis- 
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heriger  Dislrikls-Slrafiseri,  welche  aof  den 
Zentralfonds  übernoimneii    werden  soHen, 

werden  zum  jährlichen  Unterhalt  35592  fl, 
gefordert;  was  für  die  Wegestunde  im  Durch- 
schnitt 700(1.  beträgt.  Endlich  sind  85230  fl.  zur 
Unterslützung  desünterhalts  voa335  ^egestuo- 
den  verschiedeaerDislrikts-Slraasen  gefordert. 

3)  Für  den  ünterhaU  der  Brücken  sind  .  .  .       90580  fl. 
begehrt;  während  die  Ausgabe  dalur,  welche 

frtihei*  aas  Rreisfonds  bestritten  wurde,  im 
Durchschnitt  der  Jahre  1845/7:  65361  fl.  ge- 
wesen ist.  Der  Bericht  bemerkt,  als  etwas 
besonders  Auflallendes,  dass  fast  sämmtliche 
Brücken  des  Königreichs  als  gleichzeitig  re- 
paraturbedürftig aufgeführt  seyen.  — 

4)  Der  üiUerkdt  ihr  WauerhrnOem  soll  in, einem 
Jahre  der  YI.  Finanzperiode  einen  Aufwand 

von   314470  i. 

nöthig  machen,  während  von  1845/7  durch- 
schnittlich nur  165787  fl.  verwendet  wurden. 
Von  der  letzteren  Summe  kamen  auf  die 
Unterhalts- Bauten  an  der  Donau  56729  fl., 
am  Main  30dao  fl.,  am  Rhein  7400  fl«,  an  der 
Isar  21177  fl.,  am  Inn  19565  fl,,  an  der 
Sakadi  7843  fl.,  an  dem  Lech*  5700  fl,,  an 
der  nier  8930  fl.,  an  der  Naab  9400  fl. 
u.  s.  w.  Der  Unterhalt  der  Schieissheim  er 
Kanäle,  welche  für  1845/7:  4009  fl.  erforder- 
ten, sollen  jetzt  4705  fl.  bedürfen. 

5)  für  den  Neubau  von  Strassen  wurden  von 
1845/7  durchschnittlich  128788  fl.  ausgegeben, 
während  flir  1  Jahr  des  VI.  Finanzabschnitts    198313  A. 
verlangt  smd.  Der  Bericht  ans  welchem  (fiese 
Nachrichten  entnonunen  sind,  enthält  zwar 

leider  keine  Angaben  über  die  durchschnitt- 
lichen Kosten  einer  Wegestunde  Strasse; 
bemerkt  jedoch,  dass  dieselben  mit  zu  grossem 
Kosten-Aofwande  hergestellt  Seyen,  in  den  Jah- 


—  HO  - 

ren  1819 — 1825,  hat  die  Erbauung  einer  We- 
gesUinde-Länge  durchscbnitllich  19— 20000 fl. 
gekostet.  (Rudhart  a.  a.  O.  11.  S.  188);  was 
allerding?  den  früheren  höchst  roangfelhaften 
Zustand  der  Bay  emsdien  Stilatsstrassen,  hin* 
reichend  erklärl;  selbst  wenn  man  davon 
absieht,  dass  damals  auf  den  jährlichen  Unter- 
halt im  Durchschnitt  nicht  über  400  fl,  ver- 
wendet wurden. 

6)  Für  den  Neubau  von  Brücken  sind  (mit  Ein- 
schluss  von  59000  fl.  fdr  die  zerstörte  Brüdce 

In  Ludwigshafen}  «   .   .     218240  fl. 

verlangt,  während  von  184S/7  durchschnitt« 
lieh  nur  415582  fl.  verwendet  sind. 

7)  Der  Neubau  mm  Wasserbauten  soll  für  1  Jahr 

der  VI.  Finanzperiode  .    ,   586670  fl. 

erfordern.  Nach  dem  Durchschnitt  der  Jahre 
1845/7  sind  dafür  273503  fl.  verausgabt. 

8)  Für  den  Unterhalt  der  GOäude  (welche  hier 
im  Zusammenhange  erwähnt  werden»  obgleich 
der  betreffende  Etat  im  Budget  erst  unter 
Nr.  XV.  vorkommt)  betrug  die  Verwendung 
in  den  Jahren  1845/7:  217269  fl.,  welche 
damals  durch  die  Kreisfonds  geschah.  Ge- 
genwärtig werden  für  den  Unterhalt  von  2974 
Gebäuden  345660  fl.,  dann  aU  Rcservefond 

weitere  10  also  im  Ganzen  •  .  ,  .  380220  a 
verlangt,  mithin  ihr  jedes  Gebäude  im 
Durchschnitt  125  fl.,  während  für  1845/7  die 
jährlichen  Unterhahskosten  nur  73  fl.  betru- 
gen. Die  Gebäude  der  Rentämter  (903), 
der  Forstämter  (525)  und  der  Staats-Oeko- 
nomien  (84),  also  zusammen  1512  Gebäude, 
erforderten  jährlich  56000  fl.,  mithin  für  ein  Ge- 
bäude 37  fl.  zum  Unterhalt*  Wenn  man  erwägt» 
dass  ausserdem  noch  die  Gebäude  der  Salz-^ 
Bergwerks-,  Zoll-,  Post-,  Eisenbahn«  und 
Damp&chiff-TerwaltoDgea  zu  onterbaltai 
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sind ;  so  ist  eine  ungefähre  Ansicht  der  jähr-  - 
-  licbeo  Ausgaben  aaf  den  Bao*Etat8  za  erlan- 
gen. —  Ausserdem  tadelt  der  Bericht  mit 
Recht  den  sehr  weitläußgen  und  kostbaren 

Geschäftsgang  in  diesem  Dienstzweige. 
9)  Für  den  A^ew6cfM  von  Gebäuden  wurden  iSi5/7 

durchschnittlich  jährlich  410052  fl.  verwendet. 

Der  Voranschlag  des  VI.  Finanzabschnitts 

verlangt  für  1  Jahr   4093S3  fl. 

obgleich  anter  den  Verwendungen  der  Jahre 

1645/7  nur  126000- fl.  aus  den  ordentlüdien 

Budget^Mitteln  bestritten  wurden.  — 
Zu  vergleichen  sind  auch  die  ferneren  den  Bau-Etal 
betreffenden  Aktenstücke  Beil.  ßd.  11.  S.  655  und  lY.  S.  206 
und  249. 

Aus  sonstigen  Quellen  kann  noch  roitgetheilt  werden,  dass 
nach  einem  Durchschnitt  der.  Jahre  1843/8  der  Kostenaufwand 
lur  Erkiütung  der  StMfbarkeit,  auf  dem  bayernschen  Antheile 
am  Rhein  48006  fl.,  am  Main  00934  fl.,  an  der  Donau  147160  fl. 
zusammen-  also  206000  fl.  betrug;  wovon  etwa  Vio  för  den 
Unterhalt  des  Fahrwassers,  Vio  für  die  Leinpfade  und  Vio'  für 
die  Uferwerke,  soweit  der  Staat  dieselben  erhalten  muss,  ver- 
ausgabt sind. 

Der  Landtags-Abschied  vom  25.July  1850  bezeichnet  im 
§,  33  dasjenige,  was  zur  Verbesserung  der  Verwaltung  des 
Bauwesens  geschehen  wird.  Es  beschränkt  sich  auf  die  Zu- 
sicherung der  vensuchsweisen  Verdingung  des  Strassennnter- 
halts  in  einem  grösseren  Distrikte,  auf  die  sehr  verklauselte 
Genehmigung  der  Anschaffung  von  Strassenwalzen ,  und  auf 
die  Erklärung,  dass  ein  Gesetzentwurf  in  Beziehung  auf  die 
Ufer-Scbutzbauten  bald  möglichst  vorgelegt  werden  solle. 

0^  Besondere  Leistungen  des  Staats-Aerars  an  die  Gemeinden^ 

Im  ordentlichen  Etat  der  VI.  Finanz-Periode  finden  sich 
dafür  06003  fl.,  qnd  die  Loistnogen  bestehen  in  den  Beitrli^ 
gen  zu  den  Kosten  der  Polizeiverwaltung,  in  Beleuohtungs-, 

Sicherheils-,  Verschönerungs-Beihülfen.  Im  ausserordentlichen 
Budget  standen  ursprünglich  20000  fl.  Beitrage  zu  den  Poli- 
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zeiverwaltongskosteii  und  $0000  fl.  Beihülleii  an  die  Gemein- 
den fiir  Scbneescbaufeln  auf  den  Staatsstrassen.  Das  Finanz- 
gesetz  bewilligt  nnr  30000  fl. 

10.  Die  Ausgabe  für  das  Steuerkataster  ist  mit  550000  fl. 
io  den  ausserordentlichen  Elal  übergeganj^on. 

11,  Die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Haupt-Miinzatnts 
für  ein  Jahr  der  VI.  Finanz-Periode  ergiebt,  nach  den  ein- 
zelnen Kapiteln,  der  nachstehende  Auszug  (Zuschuss  der  Staats- 
kasse 10350  fl). 

fÜllfMlillllM. 

I.  Aus  der  Ausmilnznng  fl.  2,929536 

II.  Einnahmen  der  Münzanstalt  „  4355 

III.  Erlös  aus  Ei-zeugnisseo  und  Abfallen    •    „  56774 

IV.  Uebrige  Einnahmen     •  .  .  .  >  ,  .    „  9255 

zusannnen  fl.  2,999920 

Äuigabm. 

L  Material-Ankauf  fl.  2,048129 

IL  Administrationskosten  „  20515 

III.  Betriebskosten     ....   ......  41626 

zusammen  fl.  3,010270 
Die  Thätigkeit  der  Münzanstalt  hinsichtlich  der  Ausprä- 
gung von  Fef'etniffiüfiscn  seit  dem  Münzvertrage  vom  25.  August 
1837  und  sonstiger  grober  Münzsorten,  ist  wie  folgt  gewesen: 
Halbguldenstticke    ....    5,144480  fl. 

Guldenstiicke   26,656401  „ 

Zweiguldenstücke  ....  13,261874  „ 
Vereinsmünzen  von  3V2  fl.  •     4,390217  „ 

zusammen  49,452972  fl. 
In  den  übrigen  sechs  Münzstätten  des  süddeutschen  Münz- 
Vereins  sollen  bis  Ende  1849  seit  dem  Vertrage,  etwa 
46,670000  fl.  gleicher  Münzsorten  ausgeprägt  seyn. 

8.  MWW»  tu  lie  teü^t. 
Naoh  Beilage  17  zum  L^ndtags-Absohied  vom  25.  August 
1843  betragen  die  Kreislasten  flir  ein  lahr  der  V.  Finanz- 
Periode  4,642669  fl.  und  an  Einnahmen  sind  den  Kreisfonds 
zugewiesen  721824  fl»;  folglich  waren  durch  Rein-Aversalzu- 
sdiüsse  3,920845  fl.  zu  decken,  weiche  den  budgetmässigen 
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Betrag  der  Leistang  des  Zentralfonds  darstellten,  jedoch  wie 
die  Rechnung  für  1844/5  ergiebt,  nicht  vöHig  Terbraucht  sind. 
In  Folge  des  Ausscheidungsgesetzes  vom  26.  May  1846  hat 
der  Betrag  der  ordentlichen  Zuschüsse,  wie  der  Ansatz  im 
neusten  Etat  (345495  11.)  ergiebt,  sich  sehr  bedeutend  gemin- 
dert, jedoch  sind  dafür  die  betrelFenden  Abtheilungen  der 
Ministerien  nnd  Staatsanstalten  entsprechend  belastet.  Auch 
im  ausserordentlichen  Budget  sind  134408  fl.  für  die  Kreisfonds 
ausgeworfen. 

9.  ftrirsf-Ülinillrrittm.  (Milltfir.EteO 

Wie  aus  der  früher  milgetbeiltcn  Vergleichung  erhellt? 
belief  sich  der  Gesammtbedarf  des  Militäretats  jährlich  in  der 
m.  F.P.  auf  6,255976  fl.,  in  der  IV.  F.  P.  auf  6,794976  fl ,  in 
der  V.  F.P.  auf  7,319976  fl.,  in  der  VI.  F.  P.  auf  8,54ii000  fl. 
Diese  Summe,  welche  mit  1,250000  fl.  im  ausserordentlichen 
Budget  die  geizige  Bewilligung  fUr  das  Heerwesen  bildet;  wird 
\on  der  Regierung  noch  nicht  für  ausreichend  gehalten,  wie  aas 
nachstehender  Erklärung  im  Landlags-Abschied  vom  25.  July 
1850  §.  35  hervorgeht:  „Wir  müssen  Uns  aber  dabei, —  nachdem 
„die  Kammer  der  Abgeordneten,  statt  der  von  uns  und  der 
^Kammer  der  Reichsräthe  als  nothwendig  erkannten  Summe 
,»von  10,4ji9402  fl.  für  die  akUve  Armee,  den  Betrag  von 
^8,250000  iL  fiir  ausreichend  erklärt  hat,  ausdrucklich 
»^vorbehalten,  wenn  nicht  möglich  seyn  sollte»  die  Armee  in 
„cfem  Stande,  in  welchem  es  die  KrAillung  Unserer  Begenten- 
„pflichten  erfordert,  mit  der  Summe  von  8,250000  fl.  zu  er- 
„hallen;  dem  nächsten  Landtage  die  etwa  crfürderlichen  Vor- 
klagen wegen  Deckung  des  Mehrbedarfs  zu  machen/*  —  Die 
ausserordentliche  Höhe  des  Erfordernisses  für  die  Streitmacht 
soll/  nach  den  Ministerialerklarongen ,  in  den  Zeitverhältnissen 
und  den  grösseren  nothwendigen  Bedürfnissen  ihre  Rechtfer- 
tigung finden.  Auch  schon  in  der  V.  Finanzperiode  hatte  der 
Militäretat  sehr  bedeutende  Zuschüsse  aus  dorn  Reichsreseve- 
fonds  und  den  Erübrigungen  der  IV.  Finanzperiode  empfangen, 
zum  Theil  in  Folge  der  durch  den  Landtagsabschied  vom 
25.  August  1843  zugestandenen  Gewähr  der  Preise  für  den 
im  Voranschläge  stehenden  Bedarf  von  Korn  und  Hafer. 

mUtm  FiMM-SMlMik.  8 
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'Die  Mihtär^DieMtpßM  und  die  Ergänzung  des  stehenden 
Heeres  sind  durch  das  Gesetz  vom  15.  August  1828,  mit  Voll- 
zu^verordnung  vom  13.  März  1830»  geregelt;  nachdem  für 
fi  üliore  Zeiten  die  Verordnungen  vom  7.  Januar  1805  und  . 
29.  März  1812  «geltend  gewesen  waren.  Ein  gewöhnliches 
Ergänzungs-Yerfahren  Uefert  9000  bis  10000  Mann. 

.Ueber  das  Bequariierungs- ,  Verpflegungs-  md  Vorgpann- 
wesen  sind* eine  Menge  von  Verfügunsen  ergangen,  wovon 
ich  hervorhebe:  das  Reglement  vom  19.  Juny  1808,  abgeän- 
dert theilwebe  durch  die  Verordnungen  vom  30.  März  1824 
und  14.  May  1848,  ferner  die  Verordnung  vom  U.November 
1816.  Die  jetzt  gültigen  Beslimniiingen  enthält  ein  Gesetz 
vom  25.  July  1850,  über  dessen  Entstellung  die  ständischen 
Verhandlungen  von  1850  Auskunft  geben,  namentlich  Beil. 
Bd.  III.  Seite  29,  297.  314,  706  und  Bd.  V.  S.  10.  Ein  7m7i- 
iärisches  Strafgeselzbuch  ist  vom  19.  Antust  1813,  ein  Gesetz 
über  die  Mililärgerichtsbarkeit  in  bürijcilichen  Rechtssachen, 
vom  15.  August  1828,  dessen  Bcurlheilung  in  einem  Antrabe 
des  Abgeordneten  con  Lerchen  fehl  vom  Februar  1850,  Beil. 
Bd.  III.'  Beil.  80  S.  209  enlhalten  ist.  Die  Verwaltung  der 
Militärfoiids  ist  durch  Instruktion  vom  6.  Dezember  1822  ge- 
regelt Die  Einrichtungen  des  Kriegsmißisteriumi  (so  vi^ie  über- 
haupt die  Gestaltung  des  Heerwesens  —  z.  v.  Radhart  a.  a.  O. 
m.  &  849)  haben  seit  30  Jahren  mehr  Veränderungen  erfah- 
ren als  man  vennuthen  sollte,  denn  es  giebt  Organisations- 
verordnungen» aus  den  Jahren  1817^  1822,  iS%9  und  1829 
(Januar  31).  Ein  Antrag  des  Abgeordneten  Nor  vom  30.  De- 
zember 1849  (Beil.  Bd.  III.  Nr.  68  S.  30),  wegen  Verleihung 
pragmatischer  Rechte  an  die  Offiziere  und  Beamte  des  Heers, 
hat  keine  Folge  gehabt;  seine  Bogriindung  aber  lässt  über 
die  Nothwendigkcit  der  Umgestaltung  und  Ergänzung  der  be- 
stehenden Gesetzgebung  oder  vielmehr  Verwaltungs-Verfü- 
gungen)  namentlich  des  Pensions-Regulativs  vom  12.  Oktober 
1822  keinen  Zweifel  Theilweise  erledigt  durch  §.  16  des  Land- 
tagsabschieds vom  25. July  1850).  Im  Jahre  1821  ;1  I.August) 
wurde  eine  Spezialkuiuniission  zur  Unter  suchung  der  unent' 
behrlichen  Kosten  für  die  Armee  niedergesetzt;  welche  Ergeb- 
nisse daraus  hervorgegangen-sind  ist  mir  nicht  bekannt^  erwäh- 
nenswerth  jedoch,  dass  seitdem  die  Ausgabe  für  Strdtmacht  um 
4,817000  fl.  geiüegen  ist  (z.V.  die  unten  folgenden  Tafeln). — 
Ausser  dem  stehenden  Heere  wurde  durch  Verordnung  vom 
3.  April  1807  ein  bürgerliches  Militär  geschaffen;  die  noch 
vorhandene  Landwehr  entstand  im  Jahr  1816  (April  17).  Die 
Landwehrordnunff  vom  7.  März  1826  ist  unter  dem  14.  März 
1848  auf  die  Pfalz  ausgedehnt;  eine  Verordnung  vom  9«  De- 
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zember  1848  ändert  die  Besetzung  der  Offizier-  und  Unterof- 
fizier-Stellen. (Zu  vergleichen  wegen  der  erforderlichen  Um- 
gestaltung, Brägel,  des  Königreichs  Bayern  Landwehr,  Erlan- 
gen 1 848,  und  Entwurf  einer  neuen  Landwehr-Ordnung  u.  s.  w«, 
München  1848). 

Zu  den  auch  in  Bayern  dringend  gewünschten  Verbesse- 
rungen, gehört  die  Neugestaltung  der  militärischen  Gesundheits- 
pflegCy  worüber  Näheres  enthalten:  Letzet,  Feldausrüstung  der 
Bayernschen  Militär-Sanität,  München  1848,  und  MiUUbauer, 
das  Hilitär-Medizinalwesen  Bayerns,  Erlangen  1849. 
Die  BntandlheUe  der  bayernschen  MtHtärmoM  sind: 
1)  das/stehende  Heer,  in  welches  (nach  dem  Heers-Eraän- 
Zangsgesetz  vom  15*  August  18iS8)  jeder  Bayer  in  aem 
Kalenderjahre,  in  welchem  er  sein  21.  Lebensjahr  zorück- 
gelegt  hat,  für  die  Dauer  von  6  Jahren  einzutreten  ver- 
pflichtet ist.  falls  er  diensttauglich  ist  und  durch  das  Loos 
an  die  Reihe  kommt.   Ersatz  durch  taugliche  Einsteher 
ist  zulässig. 

Z)  Die  Reservebataillone,  welche  sich  aus  den  Männern  bil- 
den, die,  ohne  sich  bereits  im  stehenden  Heere  zu  befin- 
den, militärpflichtig,  diensttauglich,  unverheirathet  und 
noch  nicht  40  Jahre  alt  sind. 
3)  Die  Landwehr,  aus  denjenigen  an  sich  diensttauglichen 
Männern  bestehend,  welche  das  60.  Lebensjahr  noch  nicht 
zarückgelegt  haben  and  weder  im  stehenden  Heer  noch 
in  der  Reserve  sich  befinden.  — 
Ueber  die  Reohie  und  Pßiehten  de»  Heere  enthält  Rad- 
hart a*  a.  0*  Bd.  II*  S.  371  ff.,  eine  höchst  lesenswerthe  Dar- 
stellung, wodurch  er  zn  dem  Schlüsse  gelangt»  dass  auch  der 
Soldat  den  Verfassungseid  zu  leisten  habe,  wozu  selbst  die 
Verfassungsurkunde  von  1818  verpflichte.  Damit  stehen  aller- 
dings die  Kriegs-Ministerial-Reskripte  vom  -7.  September  und 
26.  September  1848,  welche  die  Rechte  und  Pflichten  des  ste- 
henden  Heers  auslegen,  nicht  allenthalben  im  Einklang. 

Die  Streitmacht  besteht  im  Jahre  1850/1  aus  92808  Köp- 
fen oder  2,05%  der  Bevölkerung  von  Knde  1849  (4,520751). 
Die  Mannschafts-  und  Kosten-Veriheilung  ergiebt  sich  für  die 
Jahre  1819—24,  1844/5  und  1850/1  aus  nachstehender  Tafel, 
deren  Einzelheiten  den  staadischen  Aktenstücken  entnom- 
men sind. 
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betrag 
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Durch- 
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20. 
21. 
22. 

23. 
24. 
25. 
26. 


27. 

28. 


29. 
30. 
31. 


32. 


Leibgarde  der  Har(.schiere  .  

Infanterie:  16  Liiiien-HegimeJiterl    i8i9/n  Infanterie 
„  4  Jä;y;erbataiIlons     )  Allgemeinen. 

Kavallerie  J  2  Kürassier-Keffiineuter  / 

„         6  Chevauxlegers-liegimeDter)  desiK 

ArtlUMie  and  Fuhrwesen  

Heitende  Artillerie  mit  Fuhrweaen  ...... 

Genie-Regiment     •    .    .   •  . 

2  Ouvrier-KouiX)Hgniea   . 

Feldmarachall  und  General-Inspecior  des  Heera 

F'eldzeiigmeister  

General-Ouartferincisterstab 

General-  und  Flügel- A^jutauteu  *  . 

Armeekorps-Kommandos,  Inftmterie-  and  Kaval- 

lerie-l)ivi»iunskommandos ,  dann  Inteoterle-  und 

Kavallerie- Brigade-Kommandos 
Artillerie-Korps-Koniuiando.s  . 

Ingenieur-Korps  

Kommandantenschaflen 
Kriegs-Ministeriuni 
General-Aiulituriat  (einscliliissig  des  Fiskala(s) 

Haui)tkriegskassc  (siehe  ».  42)  

Gewehrflibrik-Direktion  C1844/5  Gewehrftibrik)  [ 
Zeughaushauptdirektton  mit  Filialen  und  demGiesa- 

und  Bohrhanse  

Armee  Moutur-Deput-Komwission  

Kadetten-Corps  

Garnisons-Kompagnien 

Unterhalt  der  Festungen,  festen  l'l:it/.e  (ansschlics.sl. 
Landau),  Kasernen,  .Magazine  etc.  (1844/5  Lan- 
dau eiubegrifleiO  

Marsch«,  Vorspanns-  und  Umsugskosten,  Diäten  etc. 

Dotation  des  Militlbrwifax-Joseph-Ordens  .... 


Disposition»-  resp.  UoterstüUungsfonds  .  .  .  . 
militär-Kommission  in  Fraakflirt  a.  M.   .   .   .  ! 

Konservation-Nachschaffnng  und  Vermehrung  der 
njaieriellcn  Vorräthe  au  Geschütz,  grossen  Waf- 
fen, Alunition  etc  

Abhaltung      Uehangslagern  (alle  8  Jahre  eins)  . 


76176 
2,479751 


359002 


121 
48702 

8990 

8149 
1250 


31457 

2 

33459 

23 

30562 

7 

264825 ' 

60 

13497 

1  ^ 

88204 

83 

(inNr.l4) 

164 

87196 

51 

39314 

17 

11 

•* 

6 

294108 

92 

7 

57495 

4 

88946 

1075 

176524 

45053 

CMedaiUe- 

sulage  ein- 

befriffian.) 

7000 

391556 

5,789740| 

68811 
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1850/e>l. 

Ver^fleichniig 
des  Kostenbe- 

Durch- 

Pr*t.- 

IMann- 

Durch- 

Prxt.- 

trags  von 
1844/5  und 

Kostenbe- 

Kchnittlich 

Antheil 

xiihl 

Kostenbe- 

Rchnitdirh 

Antheii 

1850;51  in 

trag  in 

■  uf  den 

nm 

mit  den 

Iritg  in 

*uf  den 

am 

n. 

fl. 

Kopf. 

Kosten- 

Offi- 

n. 

Kopf. 

Kosten- 

-f-  Zunahme 

R. 

betrag. 

zieren. 

betraf; . 

—  Abnahme, 
fl. 

76735 
2,234039 

,  634,59 
51,12 

0,98 
28,42 

121 

^49616, 
f  5500. 
1  2485 
7449, 

1,477500 

164,35 

18,79 

416728 

51,14 

1  5,30 

6590. 
878' 

103564 

86,85 

i 

1,38 

1055  i 
1    304 1 

1. 

10000 

5000,00 

0,13 

43767 
16987 

1902,91 

2426,71 
• 

0,57 
0,22 

23! 
9 

! 

160573 
20608 
63231 

131098 
91366 
30706 
9351 
86671 

3211,46 
2944,00 
761,82 
799,39 
1791,49 
1806.24 
895,54 
14446,17 

2,04 
0,26 
0,80 
1,67 
1,16 
0,39 
0,12 

1,10; 

89 
13 

75; 
267 
6I| 

11 

12| 

200874 
4305I 
51931 

2183,41 

12982,75 
80,03 

2,56, 
0,66 

1,09; 

113 
1 1 

5| 
1098 

268968 
45536*) 
30000 

3,42i 
0,58\ 
0,33 

7000 
13262 

1 

0,09 
0,17 

_  j 
49680 ' 

t 

-  1 

0,G3 

5,692279 

1 

72,4  Ij 

75793 

797071 
3,557002 
3S4594 
5656121 
1,592903 
755884 ! 
216706 
182290 
45988 


1U19 

57262 
30471 


2200161 
29839 
81496' 
253819. 
I l 139) 
37)99; 
12715; 
83521 
I 

720271 
1 1671 


658,74' 
71,70 
69,93 

227,62 1 

212,51 

114,87 

216,81 

172,79 

151,27 

11119,001 

2489,65 
3385,661 


2500,18' 
2295,311 
1086,48' 

950,63' 
1826,15 
2211,71 
1158,64 

696,00 ! 

637,41  i 
106  »,001 


546201  10925,00 
166974  152,07 


290000 
73000 
30000 


1,64 

0,22 
0,61 
1,89 

0,83!'+ 
0,28  -I- 
0,10  + 
0,06  j-H 

0,54 
0,09  — 
0,41  -h 


I 


7000 
14000 


150000 

64676 


1,24 


2,08 
0,54 
0,22 


0,05 
0,10 


1,12 

0,48 


68,10 


+ 


13495 
13484 


59443 
9231 
18255 
122721 
20029 
6893 
2894 
78319 

12S847 
31380 
2689 
80935 


11032 

73000 
30000 


7000 
738 


150000 
14996 


3,457078 


^)  Diese  Zahlen  sind  auch  schon  in  andern  Titelsuinnien  enthalten,  ohne 
davon  getrennt  werden  zu  können. 
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Transport 

Löhnuns:  und  Rrod,  als  neiseeatflchidigllllg  fttr  Ur- 
laiibsiage  der  Mannschaft  »  ^- ,  , 

lieyervefund  für  Alenage  und  Bierzulage  der  VMm- 
Mlmfl    

MftmiUdi«  Penfionen  aud  HedalUeaulagen   .  .  . 

Gensdarmerie   . 

MiliCftrieck-topographlicliM  Boreaa  ...... 

Hiilitär-Wtttwen-  ond  Waisen  and  der  Invaliden- 

fonds    • 

Für  spezielle  Gebiihrcii  und  Rüsten  des  erhühleu 

Standes  der  Mannscliaft  und  Pfprde  

Auf  allgeni.  Kosten  wegen  neih  i  i  r  Anordnung  be- 
züglich der  Kons«  ription ,  Beurlaublor  u.  s.  w, 
aussergewöhnl.  zu  haltenden  und  gehaltenen  höhe- 
ren PrasenzslHud  au  Mannschaft  und  Pfinrdm  .  • 

6am Isens  Verpflegongs-Comnissionen  .... 

General-Lazarcth-Inspection  bis  19X2,  dann  Kran- 
kenhaii«<-Inspe((i()tieii  ......... 

Oberadniinislratious-Cüilef;iiini  (spater  Miiiliirhaupt- 
Icasse  und  Bncbbaltunu)  Zentral-Ausgaben,  der 
Hanpt-Kilegskasse  (si*  iu  \r.  JO»)    .    .    .    .  • 

Haiipt-Conserva((iriiiiii  der  Armee  ...... 

Stipendien  für  Veterinär-Zöglinge  

L  ebt- ige  iu  vorsleheuden  Titeln  nicht  enllialtene  Ans- 
gaben    .............  ^  

HanpCnminie 


Kosten- 
betrag 
naeb  dem 
Durch- 
schnitt 
der 

^Aibre 


Mann- 
skhl  mit 

Offixir- 
r«a. 


33. 

34. 

35. 

36. 
37. 

38. 

39. 


40. 

n 

42. 


43. 
44. 
45. 


5,789746  Mll 


6108191 

528403 
449199 


1955 


3957 


78791 

1771 


1^  : 


1^^ 


:8,6 18971 

057ift 

oder 

oder 

27,04«/o 

•,450/o 

aller  Aus* 

der 

gaben* 

Bet- 

völke- 

(Nach  einem  Durchschnitt  der  Jahre  1818 — 21  war  der  wirkliche  Be- 
stand des  bayernschen  Heers  43664  ,  hIso  l,2l®/o  damaligen  Hevöl- 
kerung,  nach  Abzug  der  Kranken  uud  üeurJaubten  aber  nur  23221  Mann 
und  7718  Pferde,    Das  bayernscke  Btmdea-KontlngenC  noU  aus  einer 
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1814/3. 

1830/31. 

Vergleichiing 
des  Kosteu  be- 
trage von 

UIMI 

1850/51  in 
fl. 

Zunahme 
-f-  AbiMliine. 

ü. 

iMf 
f. 

Durch- 
•chaHlHeb 

«uf  den 

Kopf, 
fl. 

Prst.- 

Km 

1 

Kosten- 
betrag. 

Mann» 

mit  den 
Offizie- 
ren. 

trag  in 
i. 

■ckBiulick 

mif  den 
Kopf, 
fl. 

Prct.- 
Aatbeil 

•m 
Kosten- 

fcelrag  | 

85000 
489932 

650327 

92O0O 


5tt)fi00 
62926 


178085 
3825 


7,861515 
oder 

«Her 

Staats- 
uus- 
gaben. 


882,64 


119,64 


72,41 


1,08 
6,43 

8,27 
0,61 

1,17 


7,24 
0,67 


2,27 
0,05 


100 


75793'  9,149357 
30000 


2304 
68 


14653 


50000 
600000 
0.  200000 
792950 
50000 

92000 


2,472000 


78475 
oder 
1,740/0 
der 

vöike- 
rnng. 


13,4'i6307 
oder 

84,760/o 

aller 
Staats- 
ausgaben. 


344,16 
862,07 


168,70 


171,22 


68,10 

+ 

3,457078 

0,22 

4- 

1 

80000 

0,37 

• 

35000 

5,95 

+ 

310068 

5.90 

4- 

142623 

0,37 

4- 

2359 

0,69 

lA  40 

4- 
1 

2<472000 

669500 

62926 

■ 

178085 

• 

3826 

100 

4- 

5,574792 

oder 

70,91% 

1 
1 

Zunahme. 

«)  StfCfw  vom  Staad  der  B««rUabtM  wieder  ab  14064  md  krank  M9  in  Sanne  14888. 

aktiven  Macht  von  35600  Mann  und  einer  Heserve  von  17800  M.  besteben^ 
Vielehe  Zahl  durch  den  Kriegsftus  bis  auf  66266  H*  eiMbt  wird.  — 
Budhard  a.     O.  III.  248.) 
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Man  ersieht  daraus  dass  die  Gesammtaungahe  Bayerns 
auf  alle  Theile  der  hewajfnetcn  Macht  jedoch  ohne  die  aus  be- 
sonderen Fonds  erfol-endi'n  Ausgaben,  'so  wie  ohne  den  Kosten- 
önlheil  an  den  gerneinsamen  Ausgaben  des  deutschen  Bundes, 
endlich  ohne  die  Ausgaben  für  die  Landwehr  u.s,  w.)  zu  be- 
rechoen  ist,  für:  ' 

1819—24  durchscfaoUlIich  auf;   8,618971  fl. 

oder  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  2,42  fl,  ' 

und  27,04  Vo  aller  Staatsausgaben ; 
1844/5  ....   t,861515  « 

oder  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  1,74  fl. 


1. 

2. 
3. 
4. 

6. 

6. 
7. 


8. 

9. 
iO. 
11. 

12. 
13. 
14. 
15. 

16. 

17. 
18. 
1». 
20. 
21. 


a. 
b. 


Besoldung,  Löhnung;,  Zulage 
Urod  und  Fourage     .    ,  . 
Kleidung  (31ontur)     .   ,  , 
BewaAiuiig,  RäaCiing  .  . 
Musik  


Keniontirung  

Sattelzeug  u.  übrige  Erfordernisse  der  Dienst- 
pferde   

Käsern-  und  Wachtbedilrfniase 

Kraukenpflege  

Gariiisonkirchen  ,  Kapellen 

Kadetten-Korps  

RegimentMchaleii 

Schreibmaterialien»  Bureaa-Bedürltaiaee  .*   \  \ 

Raukosten  

Marsch-  und  ürazugskostcn,  Duiten,  Heisekosten 

Dotation  des  Max-Joaeph-Ordens  

Pensionen,  und  MedaOlejqüagen  

Omzier-Unterstulznoggfoud  

Lagerkosten  

Unvorhergesehene  Ausgaben  

Reduinngiideliekte  ♦  .  •  •  . 


Hiezu  noch 
Militär-Kominlaaion  Frankfurt 


Summe 


Femer  noch 

die  in  den  Nachtrügen,  Beilage  ZiÜ^r  II.  und  HI. 

enthaltenen  Beträge  In  runder  Summe 

Für  die  Armee .  ,  , 

fiir  Pensionen  


Gesaauntsiunnie 


fl. 


3,146946 

944249 
448375 
247602 
5995 
118645 

99742 
280373 
136111 

1500 
54308 
10347 
40767 

200000 
53500 
30000 

270009 
7000 
27500 


6,072760 
1460Q 


6,086760 


ti,0d(»760 
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22,99  %  aller  Slaatsausgaben  und  fiir  jeden 
Kopf  der  bewafifoeten  Macht  auf  119,54  fl. 

1850/1    13»43tf307  fU 

oder  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  2,97  il , 
31,76%  aller  Staalsausfj:aben  und  fiir  jeden 
Kopf  der  bewaffneten  Macht  auf  171.22  fl. 
Die  Ävsgabe-Vermehrtwg  beträgt  5,574792  fl.  oder  70,91  %. 
In  der  nachstehenden  Tafel  ist  die  Ausgabe  der  angege- 
benen Jahre  nach  den  Rechmngs ^  Ahtheüungen  vergleichend 
zusammengestellt.   Der  Unterschied  der  Endsumme  ist  da- 
durch zu  erläutern,  dass  in  dieser  Tafel  die  Nummern  36,  37 
und  38  der  ersten  Tafel  fehlen. 


Prozent- 
ADCkeU. 

II  / 


51,70 
15,51 

7.37 
4,07 
0,10 
1,95 

1,64 
3.78 

0,02 
0,89 
0,17 
0,67 
8,«9 
0,88 
0,49 
4,44 
0,11 
0,45 


0,t8 


Wirklielie 
Autgiriw 

in 

1842/43^ 


fl. 

3,104534 
1,878849 
366050 
1121318 
4808 
168081 

62561 
197890 
135450 
1962 
57533 
675 
46507 
240910 
68790 
30000 
439070 
7000 


nm.,.  7,071144 


10673 


ltMf.M..7A»1817 


Wirklielie 

Ausgabe 
in 

1846/47. 


fl. 

3,361802 
2,210240 
490688 
255914 
5000 
126840 

75579 
23707 L 
183112 
2962 
64791 
477 
43951 
244103 
47818 
30000 
526743 
7000 

450 
2697 


X^7244 
13081 


7,860825 


7,880325 


Badgetsati 
IQr  l  Jahr 

von 
1849/51. 


5,093412 
1,501658 

722913 
303130 
7843 
156602 

130734 
403575 
226720 
2500 
546*20 
9893 
55588 
280000 
74500 
30000 
600000 
7000 
64676 


Prozent- 
.VnlbeU« 


9,815359 

78,52 

14000 

0,11 

9,829359 

Samme  tmi 
9,829102 
CwailiKlb  irt  »teilt  SU 

2,472000 

200000 

78,63 

19,77 
1,60 

12,501102 

100 

40,74 
12,73 

5,78 
2.43 
0.06 
1,25 

1,05 
3,23 
1,81 
0.02 
0.44 
0,08 
0,44 
2;24 
0,60 
0,24 
4.80 
0,06 
0,52 
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Der  Bestand  der  Armeepferde  war  im  Jahre  1844/5  6900 
und  zwar  OfBzierpferde  1120,  Kiirassierpferdc  1250,  leichte 
Kavallerie und  Artillerie  Pferde  3865.  Artillerie -Zugpferde 
665;  r-  1850/51  dagegen  zusammen  9929  und  zwar  Offizier- 
pferde 1481,  KUrassierpferde  ISjSO,  leichte  Kayallerie  und 
Artillerie  Pferde  441K6,  Artillerie -Zugpferde  898  (nach  einem 
dem  Präsidium  der  Kammern  übersendeten  Nachtrage  vom 
14.  März  1850};  ferner  als  bleibend  880  Dienstpferde  und  als 
vorübergehend  261  Reit-  und  663  Zugpferde. 

Im  Jahre  iBH/b  wurden  von  den  GettUlen  an  die  Re- 
gimenter abgegeben  142  Ktirassierpferde  zu  310  fl.,  (1846/7: 
184  zn  810  fl.),  372  leidite  Rettpferde  zu  820  fl.,  (1846/7:  868 

zu  220  fl.)  und  67  Zugpferde  zu  250  fl.  (1846/7:  70  zu  250 

und  260  fl.)  das  Stück.  — 

MUUär-Pensionen  haben  im  Jahre  1844/5  empfangen  452 
Offiziere  und  Beamte  (420227  fl)  und  815  Unteroffiziere  und 
Gemeine  (61848  iL};  MedmUeMiUagen  empfingen  28  Offiziere 
und  21  Sanitäts-Beamte  (4870  fl.),  sowie  59  Unteroffiziere  und 

Soldaten  (2868  fl  ). 

Im  Jahre  1846/7  war.  der  Stand  der  Pensionisten: 
501  Offiziere  und  Miiilärbeamte 
915  Unteroffiziere  und  Soldaten 

Medaillen  Zulagen  empfingen 
26  Offiziere 

42  Unteroffiziere  und  Soldaten 
15  Sanitäts-Beamte 

1499  zusammen 

Die  JnmUdm  Miiitär'^H^Uiwm  und  WaUenkasse  weldie  im 
Jahre  1815/16  ein  Vermögen  von  2,378629  fl.  bei  321636  fl. 
Einnahme  und  140883  fl.  Ausgabe,  halle,  besass  1846/7: 
5,078806  fl.  Vermögen,  eine  Einnahme  von  369741  fl.  und 
eine  Ausgabe  von  364484  (1. 

Im  Jahre  1815/16  war  die  Zahl  der  Wittvven  und  Wai- 
sen 1414,  die  Zahl  der  Invaliden  und  bedürftigen  Militärs 
173,  im  Jahre  1846/7  nach  30jährigem  Friedenszustande  2021, 
mid  beziehungsweise  1476.  — 

Die  Regie 'Emnahmen  der  Militärverwaltung  beliefen  sich 
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auf  511640  IL,  welche  man  der  Aufwandsamme  fiir  das  Mili- 
tair  zurechnen  moss;  gleich  den  auf  den  Etats  des  Ministe- 
riums  des  Innern  und  der  Landgerichte  befindlichen  Kosten 
der  Blilitair-Konskription  und  Aushebung  mit  14995  fl.;  ebenso 
die  Kosten  der  Landgestiite  weldie  an  die  Militairverwaltong 
übergegangen  sind,  mit  104000  fl.  (wenigstens  zum  p;rössten 
Theile) ;  sodann  den  Unterschied  der  wirklichen  und  der 
Budgetpreise  für  Korn  fl844/5  :  40146  Scheffel  Rocken,  1850/51 : 
54888  Scheffel  Rocken)  und  Hafer  (1844/5:  98902  Scheffel, 
1850/1:  109554  Scheffel;)  1844/5  mit  3223910;  (1850/1  mit 
904770  fl.);  auch  die  Ausgabe  för  die  Festung  Germersheim 
1844/5  mit  319191  fl.;  (1846/7:  746599)  endlich  den  Beitrag 
iiir  Ulm  und  Rastadt  mit  214494  fl. 

Eine  sonstige  ständige  Einnahme  bilden  85,000  fl.  Zinsen 
des  bei  der  Staatsschulden -Tilgungs- Hauptkasse  liegenden 
Arraee-Reservefonds-Kapitals  von  2,125000  fl.  —  Zählt  man 
diese  Posten  (mit  Ausnahme  des  Letzteren)  dem  Etat  der 
Militairverwaltung  zu,  so  würde  dessen  findsumme  fiir  1844/5 
auf  etwa  9,393000  fl.  steigen,  was  97,97  Vo  der  Gesammtaus- 
gäbe  des  entsprechenden  Jahrs  beträgt.  Der  Ansatz  för  den 
Militairetat  im  Voranschlage  des  ordentlichen  und  ausser- 
ordentlichen Budgets  für  1850/1  ,  würde  durch  einen  Theil 
obiger  Ansätze  gleichfalls  um  etwa  1,85000011.  sich  erhöhen 
mitbin  auf  etwa  15,286000  fl:  anwachsen.  Dieses  wären  39,55% 
der  Gesammt ausgaben  und  es  kämen  davon  durchschnittlich 
auf  den  Kopf  des  stehenden  Heeres  194,79  fl.,  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung  3,38  fl. 

Zur  Deckung  dieser  auf  eine  Besorgniss  erregende  Höhe 
hinaufgeschrobenen  Ausgabesumme  fUr  die  Streitmacht,  soll, 
ausser  den  durch  die  gewöhnlichen  Staatseinnahmen  zu  erlan- 
genden Mitteln  ein  Anlohen  von  7,000000  fl.  gemacht  werden; 
laut  Gesetzes  vom  22.  May  1850.  Ueber  die  diesen  Gegen- 
stand betreffenden  ständischen  Verhandlungen  sind  Beü.  Bd. 
IIL  Seite  271,  440  und  IV.  S.  109  zu  vergleichen*  

Der  SchStzungswerth  der  zur  MUHärvenoaUung  gehörigen 
Gäfäude  und  Grundstücke  war  am  Schlüsse  des  Jahrs  1846/7: 
5,80M)79  fl.  (Beil.  Bd.  H.  Seite  776). 
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Noch  einige  EkaeUiheUen  Uber  dU  Afugahm  ßt  dieStreU- 

L  Per8oial*Ko8teD. 

A.  Infanterie. 


16  Regimenter  Jnfanlcne. 

■ 

4  Jägerbatallione. 

kosipn  rinf« 

i  / 

Mjn  II  1 . 

JahreA- 
koaicB  •in«*  . 

da  fo  VI 
Sold 
odf  r 
lioh- 
nunc.  i 
>•  j 

Ü. 

dit  ton 
Sold 
oder 

Löh- 

16 

Obnst    .    .  . 

3111 

2000j 

16 

ObrltttlMHMttii 

2811 

1600 

4 

ObristlleaUuult 

2611 

-1600 

Ott 

.Hi'ijor 

2111 

1400 

4 

Major    .    ,  . 

2111 

tm  a  a  a 

1400 

16 

Majorisirender 

'  2 

Adjutant     .  . 

1005 

1  Vf  »./  L# 

600 

Ilaiiptinauu  I.  Kl. 

1705 

1000; 

1  2 

Adjutant    .  . 

y05 

500 

16 

Hegints.->A4iiitant 

1005 

4 

JiiBker  .'^  •  . 

360 

812 

32 

Balan.-A^iolwil 

905 

500 

1  8 

BatalIions«Arat 

700 

600 

32 

Junker.  .    .  . 

312 

8 

Tiiler-Arzt 

600 

ftod 

8 

Keg.-Arzt  I.  Ki. 

1200 

1000, 

Uatalliun.s  -  Quar- 

8 

Heg.- Arzt  II.  Kl. 

1000 

800 

1  ^ 

tier-Heister  . 

700 

600 

8 

Heg.  -  Quartier- 

4 

BataU.-Aadltor 

700 

.Meister  I.  Kl.isse 

1200 

1000 

4 

ünterqiiarfier  - 

8 

desgl.  II.  Kl.  . 

lÜÜO 

800 

1 

.Mei.sier  II.  Kl. 

400 

328 

o 
o 

ileji;.-*  Auditor  l»Ki« 

1200 

looo; 

4 

Auditor.  Aktuar 

275 

219 

o 
9 

deflgl.  II.  Ktime 

1000 

800 

4 

Stabshomlit  . 

277 

219 

48 

Ba(allioii.s-Ar/.t 

700 

600 

4 

BiiclKsenmacher 

107 

55 

32 

Lnterarzt  1.  Kl. 

600 

500 

4 

Profoss  .    .  . 

275 

219 

16 

Lnlerquartier- 

4 

Profossgehülf  . 

107 

55 

Hewier  II.  Kl. 

400 

328 

Regimes«- Aktuar 

360 

312 

t '  ■ 

16 

Auditor. -Aktuar 

275 

219 

lo 

Mu.sikmeister  • 

280 

219; 

16 

Heg.-TafliDoar  • 

881 

219 

• 

32 

195 

1341 

96 

Ilauthoist  I.  Kl. 

194 

1341 

192 

Hautboist  II.  Kl. 

170 

109 

s  1 

16 

Büchsenmacher  . 

107 

65 

16 

Profo«  .  .  . 

276 

219 

16 

Profossgehnif  . 

107 

5d 

120 

Hauptmann  1.  Kl. 

1200 

1000 

1! 

Ilauptmann  I.  Kl. 

1200 

1000 

120 

desgl.  II.  Klasse 

1000 

800. 

Uauptmann  II.  Kl. 

1000 

800 

240 

ObertleatiiKal 

700 

600 

32 

Oberlieutnant 

700 

600 

676 

UnterlientnaH 

600 

500' 

64 

(JoterlieutiNUit 

600 

500 

288 

Feldwebel  •  • 

279 

219 

32 

Oberja^er  , 

279 

219 

676 

Sergeant    .  . 

103 

134 

64 

Secondjagcr 

193 

134 

17S9 

Korporal 

169 

109 

192 

Korporal    .  . 

169 

109 

1152 

Vice-Korporal 

139 

79 

128 

Viee-Kor|M>r«l  > 

139 

79 

48 

Horni.st  I.  Klasse 

166| 

109] 

Ilorrii.st  I.  Klaue 

166 

109 

96 

desgl.  II.  Klasse 

1501 

97| 

►  S 

desgl  II.  KlMte 

150 

97 

Jalires- 

Jahren- 

koMlen 

ein«s 

koKten 

einen 

Mannes. 

Mannet. 

Zahl. 

fl 

Sold 
oder 

Zahl. 

9(3etd)nung. 

fl. 

Sold 
oder 

Luh- 
iiiin((. 
fl. 

r  ;vk 

niing. 
fl. 

240 

Tambour  1.  Kl. 

113 

Gl 

480 

de.Hgl.  II.  Kliisse 

107 

117 

61 

576 

Pionier   .    .  . 

1 17 

61 

64 

Pionir     .    .  . 

2304 

Gefreiter    .  . 

117 

Ol 

256 

Gefreiter     .  . 

117 

61 

4032 

Gemeiner,  yrä- 

448 

Gemeiner,  //rö- 

55 

sent     .    .  . 

III 

seilt     .  . 

III 

also  (äj^liche  Löh- 

im einzelneu  Avic 

nung  9  kr ;  —  für 

nebenstehend. 

Brod  n.20  32  kr  , 
also  täglich  S'/s 

kr.;  —  für  Klei- 

> 

dung  (1.  19  46  kr.; 

—    fiir  Waffen 

fl.  4.  —  Kaserni- 

rung  11.11  30  kr. 

13824 

Genieiner,!  Monat 
präsent  u.  1 1  Mo- 

1536 

Gemeiner,  1  Monat 
priUent  u.  1 1  Mo- 

nat  beurlaubt. 

1 1  fl.  54 

4  tl.  30 

nat  beurlaubt. 

1  Iii.  54 

4  n.  30 

B.  Reiterei. 


Rogimenler  Kiiiassire.      ii  6 


Regimenter  Chevauxleger. 


2 

ObrisC    .    .  . 

3589 

2000 

6|0brist    .    .  . 

3522 

2000 

2 

Obristlieutnant 

2567 

1600 

tilobristlieutnant 

2516 

1600 

4 

Major     .    .  . 

2367 

1400 

12 

Major     .    ,  . 

2316 

1400 

2 

Adjutant     •  . 

1144 

500 

6 

Adjutant     .  . 

1111 

500 

6 

Junker   .    .  . 

360 

312 

12 

Junker    .    .  . 

360 

312 

2 

Reg.-Arzt  II.  KI. 

1000 

soo' 

6 

Reg.-Arzt  II.  Kl. 

1000 

800 

2 

Regiments -Ouar- 

6 

Regiments  -  0"ar- 

tieruieister  II.  Kl. 

1000 

800 

tiermeisterll.KI. 

1000 

800 

2 

Heginienta  -  Audi- 

6 

Reg  i  m  Is.  -  Aud  itor 

1000 

800 

tor  II.  Klasse 

1000 

800 

2 

Batallions-Arzt 

700 

600 

6 

Batallions-Arzt 

700 

600 

4 

Cnter-Arzt  II.  KJ. 

600 

500 

12 

Unterarzt  1,  KJ. 

600 

500 

12 

Cuterquartiermei- 

ster  II.  Kl. 

400 

328 

2 

Regimenta  -  Vete- 

3 

Regimts.- Veteri- 

rinäi-Arzt. . 

1000 

800 

när-Arzt  .  . 

1000 

800 

3 

Üivisions-  Veteri- 

när-Arzt .  . 

700 

600 

2 

ünCer-Veteriuär- 

3 

Unter-  Veterinär- 

Arzi  II.  Klasse 

400 

328 

Arzt  I.  Klasse 

600 

500 

2 

Veterinär  -  Prak- 

5 

Unter-  Veterinär- 

tikant  .    .  . 

360 

312 

Arzt  II.  Klasse 

400 

328 

4 

Dnterquartier- 

4 

Veterinär-Prakti- 

MeLiter U.  Kl, 

400 

.  328 

kant     .   .  . 

860 

312 
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Jahrea- 

Jahrr^- 

koBien 

cinea 

koatcn 

eines 

Mannea. 

Mannea. 

Zahl. 

fif  tttdinuna. 

davon 
Sola 
oder 

n  II  n  ff 
nulig  • 

fl. 

Zahl. 

iScuidinuna. 

tintOH 

8ol4 
oder 

Tut. 

Löh« 
nunc 

fl. 

H 
II« 

11. 

1 
1 

iieffiints.-AKHiar 

360 

312 

•3 
O 

llpiririita  «.AktilAr 

l%vil  1  III  ffklilClI 

360 

312 

Aiiuiiür.-AKiuar 

280 

219' 

o 

Aiiililiir  «Aklii>ir 

282 

219 

Z 

üiiaRDs- 1  ronipeier 

286 

219 

o 

287 

219 

Z 

Büchsenmacher 

123 

67, 

l) 

lliW*hcf>iiriiiiph#>l* 
inidik3\.^lilili«uiil;i 

124 

67 

X 

Profoss  .    .  . 

280 

219 

ü 

1^1*1  b  Fl  KV 

282 

219 

0 

z 

r  rOIÜS>.HgenHII  • 

123 

67 

TJ 

Prof iissp^i'hiilr  - 

124 

67 

14 

iiiiinieisier  .  • 

1644 

1000 

4* 

161 1 

1000 

1  1 

■    B               ■*  1  ■         A  1       ft«  9^  W 

i/bei iieiiinaiii  . 

1144 

600 

4  Z 

{ )tiprlipii  t  iiHtit 

1111 

600 

Ott 

L'  iiicriieiiuiiiiii 

1044 

500 

O-i 

1 ;  IllHrltl'lltllUlli  « 

1011 

500 

1 4 

1.  >\  acniiiiei&ier 

296 

2ii, 

4Z 

1     W'sii'ht  iii^^i^f  PI* 

1*  <lVlllIllvl3l^K 

297 

231 

4Z 

II.  \\  acnuiieiiiier 

211 

146 

1  ZO 
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212 

146 
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122 

OOu 

K  nrnorul 

■  «.Ul  l'VI  IVA           •  • 

188 

122 

oo 

\  ice-norporHi 

156 

67 

l  Oo 

V*ii*p*Kornn  rfll 

V   1  V  V     AK  Vf  1  l'VflUA 

157 

6? 

14 

I.  Trümpeter 

202 

140 

A  ■> 

203 

140 

1  !•  1  rüiiipcicr  • 

172 

109 

4  * 

1 1   Truiiinelcr  • 

173 

109 

14 

2^cniiiidi  ,    •  • 

169 

113 

4Z 

169 

113 

14 

aaltier   .    •  • 

214 

158] 

4Z 

SnI  l]pr 

215 

158 

119 

^  a  f  wo  S  t  AI* 

iieireiier  • 

133 

67 

f»pfrt*i(er 

133 

67 
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ZÖDZ 

tfvplilpilipr  .  'iiVii'^ 

ü  Ul  \^  t  II  V  A    ft  /" 

seilt     .    .  . 
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67 
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67 

«IISU  LiUDlIUIlg  'ag~ 

Rimi  lji*)htuinu'  tüii^-^ 

lieh  1  1  Irr  •  für 

lieh  1 1  kr.*.  —  für 

uroa  zu  ii.  oz  Kr.j 

Hroii  20  II  .'^2 kri 
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für  Waffen  fl.  4  ; 

30  kr. ;  —  Ka- 

—  Kaseriiiruug 

sernirung  fl.  11 

fl.  U  30  kr.  — 

30  kr.  — 

459 

Gemeiner,  l'/j 
Monat  präsent 
10' Monat  be- 

1377 

1 

Gemeiner,  l'/, 
Monat  präsent 
10^  i 2  Monat  be- 

urlaubt. 

16n.44  7  fl.  42; 

urlaubt. 

16  fl.  45 

7fl.  42 

C.  Artillerie  (ohne  Fuhrwesen). 


2  Fuss-Ärlillerie  Regimenter.  1 

1  Regiment  reitende  Artillerie. 

2 

Obrist     •    .  . 

3111 

2000 

1 

Obrist    .    .  . 

3522 

2000 

4 

ObrisUieutnant 

2311 

1600 

1 

Obristlieutnant 

2516 

1600 

6 
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2111 

1400^ 

2 
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2316 
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6 

Adjutant     .  . 
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600) 

1 

A(\jutant     .  . 

1211 

600 

8 

Junker   »    .  . 

360 

312i 

2 

Junker   .    .  . 

360 
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2 

Heg.-Arzt  II.  Kl. 

1000 

800' 

1 

Heg.-Arzt  II.  KI. 

1000 

800 

4 

Batallions- Arzt 

700 
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BaUillions-Arzt 

700 

600 

Unterarzt  II.  Kl. 

400 

328| 

2 

Unterarzt  U,  Kl. 

400 

328 
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JiihreA- 

JahreK- 

koalrn  eine« 

kc^ten  eines 

Mannen. 

Mannes. 

Zahl. 

Sold 

Zahl. 

davon 
Sold 

oder 
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fl. 

fl. 

oder 
Löh- 
nung, 
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2 

Heg.  -  Quartier- 

1 
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.Meisler  II.  Kl. 

1000 

800 

1lt>istor   II  Kl 

1000 

800 

4 
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400 

328 

1 
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400 
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4 
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312 

1 

1 
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4 
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i 
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1000 

800 

II  Kl'iuca 

Ii.  ivitisse  <  • 
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2 
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2 

Profoss 
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219 
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1000 

1  VW 

800 

2 
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61 

1 
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30 

Hauptmann  1»  Kl. 
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1000 
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500 

30 
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600 
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1 
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360 

312 

60 

Uiiterlieutnaiit  . 
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500 

1 

1 

-Aiiuiior.— AKiiKir 

281 

219 

30 

Oberfeuer  werker 

345 

280 

1 

oirtrtüsirumpeicr 

281 

219 

84 

Feuerwerker  . 
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207, 

1 

B 

281 

219 

Ar  1  V 
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Korporal 

204 

140 

] 

Prnffxxio'pliiil  f 
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61 

30 
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82 

4 
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61 
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4 
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24 
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A 
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10 
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ff 
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215 
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56 
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86 
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IM 

70 

61 
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präsent,  10  Mo- 
nat beurlaiiht. 
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IiKfIU'PIIQ  TIA. 
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Oberkanonier.  2 
31 1.  präsent ,  10 
Monat  beur- 
laubt  .    .  . 

24fl.34 

13fl.30 

UCUc^  ICIlcUtli 
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Unterkanonier,  2 
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Mt.  priisent ,  10 
Monat  beur- 

1 
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IL  Bekleidnngskosten. 


1^ 


Kosleabeliag  eines  einzelnen  Mannes: 


l 


imtnnung 

liÖflturstücke. 


Linie 
und 
leirhtc 


leric. 


I.i-ichle 


Artille- 
rie und 
terlini- 
8che 
Koni- 
pa|;nir. 


Dauer 

der 


1  Rock  oder  Kollet    .  . 

1  Spenser  

1  Schiimmülzo  .... 
1  iteitho^e  ^ii  LedeH^esaiz 
1  paa^  Ordonhanzstiefe]  . 
1  H  Vorschob  lacJ.  Auf- 
näherlo&n  .  .  ... 
1  paar  Bundschoh  .  .  . 
1  Hosenträger  .... 

1  paar  Handschuh  .  •  • 
1  ilalsbintle  .  .  .  .  . 
t  tiichcne  Parilalon  .  . 
1  Ordunnanzhose  .  .  . 
1  Reithose   mit  doppeltem 

Besatz  

1  Spenser   

1  paar  Kanjaschen  .    .  . 
1    „    Bundschuhe    .  . 
1  leinene  pantaion  .  .  . 
i  fiaar  Mnäne  Kamaschen 
1    „    Balbstiefel  ,  .  . 
1  Unterhose   .   .  .  .  . 

1  Hemd  ...... 

1  paar  Schuh  .... 

1    „    Sohlen  mit  Fleck 


f1. 

kr. 

II. 

kr. 

H. 

kr. 

(1. 

kr. 

5 

45 

5 

56 

6 

42 

5 

39 

i 

j. 

5  0 

1 

i 
j 

1 

i 
1 

1 

tl 

9 



8 

32 

— 

— 

2(1 

q 

1  o 

I  o 

o 

1  'S 

1 ") 

O  Ii 

Q 
« j 

1  'S 

i 
1 

40 

1  V/ 

10 

1  0 

10 

29 

3 

57 

2 

59 

4 

22 

8 

t2 

4 

32 

54 

54 

1 

34 

3 

1 

44 

25 

25 

3 

55 

42 

42 

42 

42 

1 

14 

1 

14 

1 

14 

1 

14 

1 

45 

1 

45 

36 

— 

38 

30 

36 

3  Jabi 


2  Jahr 


Jahi 


m.  Waffen. 

1  Zündhütchenilinte  •   .   •   Stück  fl,  20 


1  Zündhütchendomstulzen 
1  Zündhütchen-Karabiner  . 
1  Zündhütchen-Pistole  .  . 
1  Infanterie-Säbel  neuer  Art 
1  Kürassiersäbel  .... 
1  Chevauxlegersäbel  .  . 
1  Husarensäbel  .  •  ,  .- 
1  Säbel  für  Artillerie  .  . 
1  Säbel  für  Genietruppen 


n 
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99 
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n 
n 
», 
n 

9> 
99 

n 

M 
i9 


30 
13 

10 

8 

8 
4 
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IT.  Wagen,  Requisiten,  Lederwerks-  und  sonstige  Ansrflstnngs-ClegensUUidA. 

1  Munitionswageo  ZU  646  fl. 

1  Feldschmiede  ^  .    ^  900  „ 

1  Batteriewagen  ^  29Ö  „ 

1  EisenmoDitions  Transportwagen  .   .       „  S60  „ 

1  Filial-Apotheke  und  Ambulance-Wagea  „  273  „ 

t  Leiter  wagen  ecu  »  145  „ 

1^  Kaseminmgs-  und  Lazaretlis-Gegenstinde. 
1  Beulade  ^.   ..11.  6.  36  kr. 
1  Decke .   -   .   .    ^  7.  48  ^ 
1  Leinluch  .    .   .    „1,    7%  „ 
1  Strohsack    «  .   ^  1.  54  ^ 
1  Kopfpolster  .  .  „  ^  24V2  « 

Tl.  Feslmgi-Aif rllsti]igs-6egeiitli4e. 

t  25plünder  lange  Batterie-Haubitze   fl.  5500 

i  25    ^       kurze       „          ^        ^    •   ,    .    .    .  ä  2300 

1  10    „      lange      »         ^    ^  2600 

1  10    ,      kurze      ^          „       *   .   1   »  ^  .  ^  1700 

1    7    0      schwere  Feldhaubitze    »  •  «  •  •  v  ^  1500 

1  10    „      Mörser                         1  ..  %  4  ^  900 

1  FeldJaffete  (verschiedene  im  Durcbschnitt)  .  »  ^  ^  373 

1  Festuig?-  und  Belagerungslaffete    .  •.  .  ^  .  „  696 

1  Mönserlaffste  •  118 

4  Geschützrahmen    .   *   .   .  ^   „  242 

1  Hebzeug  i   ..  ü  323 

1  Wurst-,  Munitions-  und  Batterie  Wagen  »  ;  .  t  ^  648 
1  Yierrädiger-  oder  zweirädiger  Block-  auch  andere 

Wagen  im  Durschnitt   „  219 

OSu  vergleichen  die  Aktenstücke  im  Beil«  Bd.  III,  BeiL 

19a  bis  181  und  IV.  Beil.  172»  S.  108  ff.) 

Schliessen  wir  diesen  Abschnitt  mit  folgenden  Worten 

Rudharts  (a  a.  O.  III.  8.  945)  eines  bayemschen  Be^mmgs^ 

Direktors: 

„Stehende  Heere  sind  zwar  do  gewiss  ein  Uebel,  als  ea 
ndec  Krieg  selbst  ist;  gewiss  aber  kein  so  grosses,  als  wenn 
„in  jedem  Kriegpfeile  nicht  iiur  diejenigen,  welche  ftir  Alle 
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„das  Kriegswerk  übernehmen,  sondei  n  die  ganze  Nation  auf- 
„geboten  uad  der  Staat  auch  im  Frieden  in  ein  allgemeines 
^Feldlager  umgewandelt  würde.  Die  Nationen  würden  sicher- 
„Mch  bald  in  die  Barbarei  des  Mittelalters  zarückfallen.  Die 
fiStehenden  Heere  werden  jedoch  ein  noch  grösseres  Uebel, 
nwenn  sie  so  übermässig  ausgedehnt  werden,  dass  'man  durch 
„ihre  Unterhaltung  den  Krieg  im  Frieden  über  die  Klüfte  er- 
„nähren  muss  und  jener  diesen  aufzehrt,  oder  wenn  dieselben 
„auf  eine  solche  Art  zusammengesetzt  sind,  dass  sie  der  öf- 
„fenllichen  Freiheit  gefährlich  werden.'' 

10.   LandbaU'Etat  Cschon  obeii  unter  ikbscliuitt  7  Nr.  S  erledigt}. 

Nachträglich  jedoch  sei  hier  erwähnt,  dass  im  September 
1850  die  N.  Münchener  Zeitung  eine  aktenmässige  Aufeählung 
enthielt  der  Kosten  welche  König  Ludwig  während  seiner 

23jährigen  Regierung  auf  Bauten  vnd  Kunstunternehmungen 
aller  Art  aus  seiner  Kabinetskasse  verwendete.  Aus  dieser 
Darstellung  ist  ersichtlich  dass  jene  Unternehmungen  nicht 
40— 50  Millionen --.wie  das  Gerücht  sagte —sondern  nur  gegen 
ii  MilHmm  kosMen,  so  dass  auf  jedes  Regiening^jahr  die  Summe 
von  500000  fl.  für  Kunstweiice  trifft,  welche  der  König  allerdings 
bei  den  bekannten  Einkünften  der  Kabinetskasse  bestreiten 
konnte,  ohne  dass  ausserordentliche  Zuflüsse  nothwendig  ge- 
wesen wären.  Ich  hebe  aus  genanntem  Artikel  nur  die  Haupt- 
rubriken hervor,  und  erwähne  dass  während  seiner  Regie- 
rungszeit vom  König  8,390776  fl.  auf  Bauten,  1,465391  auf 
Skulpturen  und  Malereien,  333551  11.  für  Glasmalereien, 65567 jftfl. 
für  Meubel,  und  753150  fl.  für  Kunsterwerbnngen  aus  aflen 
Fächern,  verwendet  wurden: 

11  EismtMnen^  JkmipfschigfiArt. 

Eine  Nachweisung  der  Ausgaben  welche  durch  den  Be- 
Jrieb  der  Slaats-Eiscnbahnen  und  Staats-DampfschilFfahrt  ver- 
anlasst sind,  findet  sich  nicht  hier  sondern  nur  summarisch 
unter  den  Gewinnungskosten.  Dort  sowohl  als  unter  der 
entspredienden  Einnahme  Abtheilung  ist  das  für  den  vorliegen- 
Zweck  Erforderliche  bereits  dargelegt.  Auf  den  Eisenbahn* 
ba»  komme  ich  unter  dem  Abschnitt  Staatschuld  zurück. 
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IS.  iVfMt0Mii  tUr  WUinm  und  Wiauen  der  SkutUdutur. 

Die  Etat-AnsStze  hierliir  v^aren  in  der  II.  Finanz-Periode 
72,000  fl.,  in  der  III.:  170000  fl.,  IV.:  276000,  V.:  448714, 

VI:  571180  n.  oder  1,18%  aller  Staatsausgaben.  Der  Mini- 
ster sagt  zur  Rechtfertigung  dieser  Vermehrung  nur  Folgen- 
des: »Für  diesen  Etat  musstcn  auf  den  Grund  der  in  der 
^bisherigen  Weise  hergestelllen  Pensionsberechnung  557662  fl. 
^{Entwurf,  später  za  der  obigen  Summe  erhöht)  eingestellt 

«»werden.*  

Die  etnseMeii  Ansätze  des  Etatentwürfe  der  Wittwen-  und 
Waisen-Pensionen  für  die  VI  F.-P.  nach  den  Behörden  zu* 
samniengesteÜt,  sind: 

I.  Auf  die  Erhebung  und  Terwftltmig. 

1)  Bei  den  sämmtlichen  Verwaltungsämtern  in  den 
Kreisen  (sind  in  dem  Etat  des  Finanz-Ministe- 
riums enthalteui  bei  welchem  dieselben  auch  in 
der  Nachweisong  über  die  Verrechnung  der 
Staatseinnahmen  vorkommen)  

2)  Bei  der  General-Bergwerks-  und  Salinen-Admi- 
nistration   216T7 

3)  Bei  der  Königl.  Generalzoll-Administration    .   «  44665 

4)  Bei  der  Generalverwaltung  der  Königl.  Posten 

und  Eisenbahnen    ...  *  91895 

5)  Bei  der  Donau  Dampfechifffohrt- Verwaltung  .  .  ftS 

6)  Hauptmünzstempel,  dann  Stempelverwaltung-  und 
Verlags-Amt  .   90 

7)  Staatsgüter-Administration  Schieissheim    .  .  ,  85 

zusammen  88485 

IL  Auf  4n  SUati-AafWaB«. 

1)  Etat  des  KönigL  Hauses  und  Hofes   1S96 

%)  Etat  des  Ki^ni^«  Staatsratbs   10975 

3)  Etat  der  Stände-Versammlung   565 

4)  Etat  des  Königl  Staatsminisleriums  des  Königl. 
Hauses  und  des  Aeussern   17463 

5)  Etat  des  Königl.  Staatsministeriums  der  Justiz   .  108724 

6)  Etat  des  KönigL  Staatsministeriums  des  Innern*  45943 
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7)  Etat  des  König).  Siaalsrninisteriams  des  Uaodels 
und  der  öffentlichen  Arbeiten    .      .  .  .  «  — 
(Sind  unter  dem  Stande  der  übrigen  Staatsmini- 
sterien, aus  denen  dieses  gebildet  wurde,  begriffen.) 

8}  Etat  des  Könisl.  Staaisministoriums  der  Finanzen 
incl.  der  sämmtlichen  Verwailungsämtcr  in  den 
Kreisen  •   ♦   .  171203 

9)  Etat  der  Landgerichte  .  70763 

10)  Etat  der  Staatsanslalten  ......  \  .  «  32075 

11)  Etat  des  Bauwesens  ,  •  •  /  10120 

12)  Militatr-Etat  resp.  zivildienerschaftl.  Individuen 

des  topografischen  Büreau   — 

(Sind  unter  dem  Stande  der  Wittwen-Pensionen 
und  Waisen- Alimentationen  derZentralstaalskasse 
bei  dem  allgemeinen  Finanzetat  begriffen)»   

zusammen  460227 
zusammen  I.  und  II.  557662 

D.  iStaatsflokild. 

In  den  Hauptbüchern  über  das  Bayernsche  Staatsrecht 
ist  die  Geschichte  der  Staatsschuld  entweder  gar  nicht  oder 
sehr  oberflächlich  behandelt;  die  Handbibliothek  des  Bayern^ 
sehen  Staatsbürgers  liefert  nur  die  noch  gültigen  Bestimmun- 
gen; Maiers  geschichtliche  Darstellung  des  Staatsschulden- 
wesens, Erlangen  1839,  ist  leider  mir  jetzt  nicht  zur  Hand 
und  ich  bin  deshalb  auf  die  Auslese  beschränkt,  welche  ich 
für  die  frühere  Zeit  aus  Hudharl  a.  a,  O.  HL  1  (1..  dann  aus 
ständischen  Akten,  den  Kegierung^lättern  seit  1806  und  der 
Gesetzsammlung,  gemacht  habe* 

Bayern  gewann  neben  der  Königskrone  zwar  eine  Menge 
schöner  Gebiete  mit  tüchtigen  Bewohnern,  aHein  die  an-  . 
fängliche  Vorstellung  von  den  augenblicklichen  bedeutenden 
finanziellen  Vortheilen  welche  dadurch  zugleich  erlangt  würden  ; 
ergab  sich  als  sehr  iibertrieben.  Einmal  war  der  Ertrags- 
wei:tli  der  durch  den  Reichshauptschluss  zur  Verfügung  ge- 
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kommenen  Stifter  und  Klöster  ungleich  geringer  (wenigstens 
in  den  Händen  des  Staats)  als  man  gehofft  halle;  dann  aber 
gingen  mit  den  neuen  Besitzungen  auch  grosse  Lasten  auf 
Bayern  über. 

Es  nihte  auf  denselben  die  Verbindlichkeit,  die  ehemali- 
gen Stifts-  und  Klosterschulen,  die  Bissthümer  und  Pfarren 
zu  dotiren;  es  lastete  auf  denselben  eine  Menge  von  Pensio- 
nen, deren  Betrag  sich  ursprünglich  nahe  an  4  Millionen 
jahrlich  belief  (im  Jahre  1819/20  noch  3.271000  (I  )  und  för 
welche  vom  Jahre  1802  bis  1823/24  üj,2b3858  fl.  aus  b«Tyern- 
sehen  Staatskassen  bezahlt,  woiden  sind.  Es  haftete  endlich 
auf  denselben  eine  Summe  von  Schulden,  deren  auf  die 
Krone  Bayern  überwiesener  Betrag  bei  manchen  Besitzungen 
mediatisirter  Uäoser  den  Kapitalwerth  der  gewonnenen  Rente 
ifffi  das  Doppdie  überstieg  und  im  Ganzen  an  Kapital  und 
Zinsrückständen  sich  auf  ungefähr  50  Millionen  Golden  belief. 

Zu  diesen  besondern  Schulden  der  einzelnen  zum  König- 
reiche Bayern  vereinigten  Länder,  kam  in  den  Jahren  1801 
bis  1611  eine  grosse  Menge  neuer  gemeinsamer  Schulden  aus 
gemeinschaftlichen  Staatsbedürfnissen  herrührend*  Eine  Reihe 
von  Kriegsjahren  veranlasste,  ausser  bedeutenden  ausseror- 
dentlichen Abgaben,  namentlich  folgende  Anlehen,  Zahlungen 
und  Schulden: 

1801  —  3,000000  fl«  zu  6   «/o  (Litt.  A) 
^    —    500000  „    „  4%% 

1802  —  1,000000  „  ^'  5  Vo 
iS04  —  500000  ^  „  5  % 
1804  —  1,000000  „  „  5  o/o 
1806  —     450000  «  »50/0 

1808  —  4,000000  „  \,  6    Vo  (Litt,  ß.) 

1809  —  8,760900  «    »  5   %  (gezwungenes  Aniehn} 

1809  —  1,600000  Livres  loum.  Kassenbons 

1810  —  25,000000  Frkn.  Zahlung  an  die  französische  Regie- 

rung und  Honatäre  ftir  die  Domänen  des 
Fürsten thunis  Bayreuth. 
1810  —  j  *.300000  fl.       j  veranlasst  durch  die  Erwerbung 
i  1,000000  Frkn.  (  des  Fürstenlhums  Regensburg. 


Digitized  by  Google 


—  134  - 

Diese  im  Verbaitniss  zu  den  Kräften  des  Landes  sehr 
grossen  Lasten,  waren,  neben  den  obnebin  ansserordenllicb 
gestiegenen  laufenden  Ausgaben,  weder  durch  die  Einnahmen 
noch  durch  Anleihen  zu  bestreiten;  weshalb  eine  solche  Fi- 
nanzverwirrung entstand,  dass  die  dringendsten  Ausgaben 
(z  B.  fiir  die  Wittwen  und  \Yaisen,  für  die  Staalsdiener}  nicht 
mehr  geleistet  werden  konnten.  Im  Jahre  1811  betrugen  die 
Kapitalzins- Rückstände  mehrere  Millionen;  die  Zahlungsrück- 
stände für  den  laufenden  Dienst  ferner  beliefen  sich  auf  mehr 
als  19  Millionen  Gulden  und  die  dafür  ausgestellten  Staats- 
kassentratten waren,  obgleich  6Vo  tragend,  gleich  bei  der 
Ausgabe  nur  mit  20  Vo  Verlust  verkäuflich.  Sehen  wir  was 
die  Slaatsregierung  bei  dieser  Lage  der  Verhältnisse  ihat. 

Die  erste  wichtige  Maassregel  der  neuen  Königl.  Regie- 
rung im  Gebiete  des  Staatshanshalls,  war  die  Verordnung 
vom  8.  Juny  1807,  die  Gleichheit  der  Abi^abon,  Steuerreklifi- 
kation  und  Aufbebung  der  besondem  JandschailUchen  Steuer- 
kassen betreffend.  Zugleich  wurden  dadurch  eine  Zentral- 
Schulden-Etats-Komroission  und  Schuldentilgungs-Kommission 
in  jeder  Provinz  errichtet.  Ein  Hauptgeschäft  dieser  Behör- 
den war  die  Licjüidation  der  zur  l^obertragung  auf  die  Slaats- 
tilgungsfonds  geeigneten  Schulden  oder  Ansprüche  der  früheren 
Reichsunmitlelbaren  einzelner  Landestheile.  der  Gemeinden,  der 
Korporationen  u. s*  w,  Inden  folgenden  Jahren  geschahen  eine 
Menge  Uebertragungen  auf  diesem  Wege;  ein  gezwungenes 
Anleben  musste  wie  bereits  erwähnt  im  Jahre  1800  gemacht 
werden  (Verordnung  vom  20.  July  und  18.  August)  dessen 
Rückzahlung  nach  6  Jahren  beginnend,  dann  binnen  8  Jahren 
geschehen  sollle.  Alles  drängte  zu  einer  neuen  durchgreifen- 
den Organisation  des  Finanzwesens.  Sie  erfolgte  mittelst  Ver- 
ordnung vom  20.  August  1811  welche  eine  allgemeine  Staats- 
8chulden*Tilgung)s-Kommission  errichtete  und  ferner  bestimmte 
dass 

i)  eine  getrennte  Schuldentilgungs-Kasse  geschaflfen; 

%)  in  dieselbe  der  Reinertrag  des  Malzau^chlags,  die  Aktiv- 
kapitalien aller  Staatskassen ,  der  YAos  aus  verkauften 
Domänen  (Verordnung  vom  18.  September  1810  und 
spätere  Verordnung  vom  16.  Oktober  1818),  der  Ertrag 
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einer  neoen  Tabacksregie ,  ein  besonderer  Konenmtions- 
Aafschlag.  fliessen; 

8)  die  Tilgung  binnen  30  Jahren  beendigt  seyn  soWe. 
Eine  besondere  Staatsschulden  -  Liquidalions  -  Kommission 
wurde  durch  Yerordnunp;  vom  17.  November  1811  errichtet, 
zugleich  aber  die  wichtige  Maassregel  der  Umwandlung  der 
älteren  Schuldurkunden  in  s-  g,  ;ifo^/t««ftfitft«>0)bfijWitiofiM 
getroffen. 

Hiermit  war  die  Gegenwart  von  der'  Vergangenheit,  der 
laufende  Dienst  von  den  Zahlungsrückständen  und  von  den 

Staatsschulden  getrennt;  auch  die  ordentlichen  Ausgaben  mit 
den  reselmässicen  Einnahmen  ins  Gleichgewicht  £2:ebracht. 
Zugleich  war  dadurch  eine  bestimmte  Rcihefolge  für  die  Rück- 
zahlung getroffen.  Als  am  1.  Oktober  1811  die  Geschäfte 
der  neuen  Anstatt  begannen,  betrug  das  derselben  überwie- 
sene Kapital  und  die  sonstigen  Zahlungsrückstände  der  dn- 
nuOs  bekannten  Staatsschuld  118.230605  0.  Dafür  soHten  jähr- 
lich im  Durchschnitt  4,600000  fl.  verwendet  werden,  wovon 
für  die  laufenden  Zinsen  3,050000  fl.,  zur  Tilgung  1,550000  fl. 
Wenn  die  Zeitvei  haltnisse  einen  ruhip;  fortschreitenden  regel- 
mässigen Abtrag  zugelassen  hätten ,  so  wären  diese  Mittel 
mehr  als  hinreichend  gewesen,  allein  ein  sehr  grosser  Theil 
.der  Schulden  war  so  dringend,  dass  die  Kommission  mehr 
als  einmal  in  peinliche  Verlegenheiten  gerieth.  Dazu  kamen 
die  grossen  Geldbedürfnisse  tür  den  fortdauernden  Kriegszu- 
stand und  die  Nothwendigkeit  der  damals  ausgegebenen 
Lotterieanlehnloose ,  Hypothokaranwcisungen,  Kommissionsan- 
lehnpapiere, bedarf  daher  keines  Beweises.  Selbst  die  40,527799 
Franken  (18,751965  fl.)  Antheil  Bayerns  an  den  700  Millionen 
Franken  Kontribution  welche  Frankreich  zu  zahlen  hatte, 
halfen  nur  wenig,  weil  sie  für  besondere  namentlich  militä- 
rische Zwecke  verwendet  wurden;  auch  kamen  mit  den  neu 
erworbenen  Landestheilen  eine  Menge  neuer  Verpflichtungen. 
So  geschah  es  denn  ganz  natürlich,  dass  das  im  Jahre  1817 
antretende  Ministerium  das  gesammle  Finanz-  und  Rechnungs- 
wesen in  einer  kaum  glanblichen  Verwirrung  fand :  wofür 
ak  Maassstab  dienen  kann  dass  die  Staatspapiere  auf  50,  ja  theil- 
weise  sogar  auf  40%  ihres  Nennwerthes  herabgesunken  waren. 
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Die  wichtigsten  Aktenstücke  ans  dem  nunmehr  folgenden 

Zeitabschnitte  sind  das  Edikt  vom  26.  May  1818  (Beilage  IV. 
zur  Verfassungs-Urkundo)  im  §.  60,  weil  dadurch  hcslimmte 
Arten  von  Schulden  vormaliger  Reichsslände  auf  den  Staat 
übernommen  wurden;  ferner  die  Gesetze  vom  22.  July  1819 
und  1.  Juny  1822,  welche  die  Formen  des  Uebergangs»  die 
Art  der  Schuldenverwaltang,  den  Gerichtsstand  der  Anstalten, 
die  Vorlage  der  Ergebnisse  der  Liquidation  an  die  Landstände, 
die  üeberweisung  fernerer  Fonds  zur  Tilgungr  u.  s.  w.  be- 
stimmten. Sodann  die  verschiedenen  Vorschriften  über  die 
Nichtigkeits- Erklärung  (Amortisation  der  Staatspapiere,  in  den 
Verordnungen  vom  10.  Oktober  1810,  17.  August  1813  und 
12.  März  1817.  Nachdem  schon  im  Jahre  1819  (11.  Dezbr.) 
die  Staatsschulden -Liquidations- Kommission,  weiche  ihre  Ge- 
schäfte beendigt  halte,  aufgehoben  war;  erfolgte  das  für  das  . 
Staatssdiuldenwesen  wkhüge  Getel»  vom  iL  Sqtiember  1825. 
Dadurch  wurde 

1)  der  aus  den  Rechnungen  der  Staatsschulden- Tilgungs- 
Kasson  sich  ergebende  Bestand  der  Schulden  und  Ver- 
wendungen genehmigt. 

2)  Der  Tilgungs-Anstalt  ferner  überwiesen :  der  Mehrbetrag 
der  Stempelgefälle  welcher  aus  einer  gleichzeitig  erlassenen 
Stempelordnung  erwartet  wurde ;  ein  Beitrag  von  jähr- 
lich i  50000  fl.  aus  den  Lottogefällen  für  den  Lottostem- 
pel; der  Staatsantheil  am  Ertrage  der  Bank  zu  Nürn- 
berg; ein  Zuschuss  von  708000  fl.  jährHch  aus  der  Zeo- 
tral-Staatskasse. 

3)  Neben  der  Haupt -Scbuldentilgungs-Kasse  und  abgeson- 
dert von  derselben,  jedoch  unter  Mitverwaltung  der 
Schulden-Tilgungs-Kommission^  wurde  eine  Pensions-Amor- 
tisations- Kasse  errichtet.  Sie  wurde  gleichfalls  unter 
die  verfassungsmässige  Gewährleistung  der  Stände  und 
Mitaufsicht  ständischer  Kommissären  gestellt;  auch  em- 
pfing sie  eine  Dotation  aus  bestimmten  Staatseinnahmen.  * 

4)  Auf  diese  Pensions- Araorlisations-Kasse  gingen  am  1.  Ok- 
tober 1825  über: 

a)  die  schon  bisher  von  der  Tilgungs-Anstalt  bestrittenen 
Pensionen; 
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b)  an  Pensionen  des  Säkularisatioiis-  und  MediatiisiningB' 
Etats  jährlidi  330000  fl.; 

c)  sämmtKohe  übrige  aaf  dem  Pensionsetat  der  Staats- 
kassen befindlichen  Zivil-Pensionen  und  Unterstötzungen 

mit  2,100000  fl. 

d)  sämmtliche  Militär-  und  Gensdaranerie-Pcnsionen  mit 
780000  fl. 

e)  die  Pensionen  der  Universitäten  mit  32000  fl.,  der 
aufgelösten  Stiftangs-Yerwaltungen  mil  30000  fl. 

0  ein  Mehrbetrag  von  150000  fl.  für  Erhöbungen,  auch 

sonstige  auf  Rechtstiteln  beruhenden  Zugängen. 
In  dem  gleichzeitigen  Etat  der  n.  Finanz -Periode  ist  die 
Pensions-Amortisations-Kasse  mit  2,700000  fl.  dotirt. 

5)  verordnet,  dass  alle  Forderungen  an  die  Staatschulden-- 
Tilgungs- Kassen  binnen  3  Jahren  vom  Tage  der  Zahl-* 
barkeit  an  erlöschen  sollten. 
Ein   ferneres  'wichtiges  Gesetz  vom  28.  De^tmber  i83i 
enthält  folgende  wesentliche  ßestimmungen : 

1)  die  bis  dahin  noch  selbstständig  bestandene  Sdiulden- 
ttlgungs-Änstalt  des  Untermainkreises  wurde  aufgehoben ; 

2)  Zur  Deckung  der  Staats-Schulden-Tilgungs- 
Anstalt  wurden  bestimmt,  und  zwar  für  die 

Zinskasse  4^522669  fl. 

Tilgungskasse  Va  %  der  gesammten  Staats- 
schuld mit  einer  Aveisalsumme  von    •  *     878000  « 
die  Pensions-Amortisationskasse  widerum  mit  d JOOOOO  ,» 
jedoch  wurden  derselben  femer  für  mehr  als 

1M)0000  fl.  neue  Lasten  auferlegt; 

3)  das  Verfahren  bei  der,  bereits  durch  Verordnung  vom 
17.  November  1811  vorgeschriebenen  Mobilisirung  der 
älteren  Schuldurkunden  wird  näher  bestimmt  (Zinsfuss 
4Voi  ausgenommen  von  der  Verpflichtung  nur  die  auf 
besondern  Verträgen  beruhenden  Dotations-  und  Dona-* 
tions-Kapitalten,  die  bereits  bel^|ten  Kautionen). 

Wenn  man  nun  zurückgeht  auf  den  Gang  welchen  die 
Staatsschuld  in  Zunahme  und  Abnahme  bis  dahin  verfolgt 
hatte,  so  findet  man  zunächst  dass  (ausser  dem  bereits  er- 
wähnten Zwanganiehn  von  1809)  am  1*  Februar  1810  ein 
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allgemeined  Landesanlehn  genadit  (Rest  anirttckbeKahlt  An- 
fangs 1828);   dann  im  Jahre  1812  der  Versuch  gemacht 

wurde,  in  Form  von  Lotterie-Anlehen  12,000000  11.  verzins- 
h'ch  zu  4  %  und  6,000000  fl.  unverzinslich  zu  erlangen.  Weil 
jedoch  dieser  Versuch  den  gewünschten  Erfolg  nicht  hatte, 
80  wurde  durch  Verordnung  vom  14*  Februar  1813  abermals 
ein  Zwanganlehn  ausgeschrieben ,  unter  Beibehaltung  jedoch 
der  Lotteriepläne.   Für  die  Theilnabme  wurden  8  Klassen 
gebildet,  woraus  z.  E.  fiir  ein  Vermögen  von  «000  bis  4000  fl. 
die  Verpflichtung  entstand  ein  unverzinsliches  Loos  von  10  fl. 
zu  nehmen.  Befreit  waren  nur  Diejenigen  deren  schuldenfreies 
Vermögen  nicht  2000  11.  betrug,  oder  deren  Besoldung  und 
Pension  unter  600  fl.  blieb.    Das  verainsliche  Anlehn  von 
IJ&.OOOOOO  fl.  wurde  durch  Ausgabe  von  24000  Loosen  von 
500  fl.,  binnen  16  Jahren  von  .  1816  beginnend  zurückzuzahlen, 
verwirklicht;  das  unverzinsliche  von  6,000000  fl.  durcb  «40000 
Loose  von  100,  25  und  10  fl.,  nach  19  Jahren  von  1816  be- 
ginnend zurückgezahlt.  Die  erste  Ziehung  dieser  beiden  Lot- 
lerieanlehen  geschah  im  May  1815,  die  dritte  Verloosung  im 
.  September  1817,  die  zwölfte  im  August  1826;  die  unverzins- 
iichen  Loose  von  10  fl.  wurden  1834  eingelöst;  die  unver- 
zinslichen 25  fl.  Loose  mit  der  21.  Verloosung  im  Jahre  1835 
getügt;  die  2d.  und  letzte  Verloosung  flir  die  noch  rückstän- 
digen unverzinslichen  100  fl.  Loose,  geschah  im  Joly  1835. 

Im  Jahre  1617  mussle  zum  Ankauf  von  Getreide  ane 
*%  Anleihe  von  3,000000  fl.  gemacht  werden,  welche  bin- 
den 6  Jahren,  vom  1.  Februar  1818  beginnend,  wider  abge- 
^'*^gen  seyn  sollte.    Obligationen  von  lo'oo,  500  und  100  fl., 
lobaber  oder  Namen.  Der  KapUaUBelrag  der  StaaUschuid 
^^«^  nach  der  Reclmong  fiir  1817/8:  97,566004  fl. 

loa  Jahre  18^0  (May  9)  erschien  eine  Verordnung,  vre- 
d^rch   die  Umwandlung  der  Schulden  aus  Staats-  und  Perso- 
nal-Verhältnissen in  neue  auf  den  Inhaber  lautende  Papiere 
verfüget  und  deren  Tilgungsplan  festgesetzt  wurde;  Bekannt- 
machungen der  Tilgungs  -  Kommission  zur  Ausruhrung  dieser 
Vorschriften  sind  vom  1.  September  1821  und   16.  Oktober 
1829.    Am  30.  Juny  \S2Z  machte  die  Tilgungs-Kommission 
bekaont»  dass»  vok%  Hülfe  der  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
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22.  July  1819  (z.  v.  oben)  gemachten  Privatanlehen ,  sämmt- 
liche  5  %  Kapitalien  zurückbezahlt  seyen;  dass  von  jetzt 
an  nur  Anleiheo  gegeo  4  %  angenommen  würden ;  dass  je- 
doch die  Verzmsong  der  Amlsbürgscbaften  (Verordnung  vom 
19.  Febroar  1819),  so  wie  der  Einstandskapilalten  (Verord- 
nciDg  vom  31.  Oktober  1819)  nacb  wie  vor  mit  5  %  gesche- 
hen werde.  Auch  die  Geldüberschilsse  der  Sparanstalten 
sollten,  nach  einer  Verordnung  vom  26.  Februar  1823,  gegen 
50/0  Verzinsung  belegt  werden  können. 

Einen  nicht  unbedeutenden  Zuwachs  erhielt  die  Staats- 
schuld im  Jahre  1826  durch  die  bayernscben  V«  der  Rhein- 
pfälzischen  Staatsanlehen  Litt  D  und  b;  einen  geringfügigen, 
durch  die  im  Jahre  1899  ausgleichungsweise  übernommenen 
Sakburger  Passiv- KafkitaUen,  Damals  war  der  KapUalbetrag 
der  StaaiäsekM  schon  auf  19t,755890  II.  gewachsen  (Rech- 
nung von  1829/30), 

Die  Tilgungs-Kommission  schritt  jetzt,  neben  umfang- 
reicherer Abtragung  der  Schuld,  zur  regelmässigen  Forlsetzung 
der  Zinsenherabse izung.  So  sollte  im  Jahre  1830  (Bekannt- 
machung vom  14,  Januar)  der  Rest  der  mobilisirten  5  %  Staats- 
schuld entweder  baar  zarück  bezahlt,  oder  in  4  Vo  Papiere 
verwandelt  werden.  Im  Jahre  183&  (April  3.)  machte  die 
Tilgungs-Kommission  bekannt,  dass,  nachdem  die  bevorzugten 
Klassen  der  Staatsschuld  beseitigt  seien,  mit  Verloosung  der 
4  Vo  mobilisirten  Obligationen  vorgegangen  werden  solle ,  nach 
einem  beigefügten  Plane;  insofern  nicht  die  Gläubiger  es  vor- 
ziehen sollten  dafür  neue  zu  3»/»  %  mobilisirte,  also  von  Sei- 
ten  der  Gläub^er  unaufktindbare  und  verloosbare  Staatsschuld- 
Obligationen,  anzunehmen.  Die  erste»  nach  Vorschiift  des 
Schuldentilgungsplans  vom  IT.  November  1811,  vorgenom- 
mene Verloosung,  beziehungsweise  Umwandlung,  solcher  4% 
mobilisirter  Obligationen,  geschah  sofort  im  Jahre  1835  mit 
3,000000  fl.  und  wurde  dann  wie  folgt  fortgesetzt: 

1835  Dezember  10.    2 te  Verloosung  von  3  MilL  iL 

1836  Juny  15.  3te  «  «  3  «  « 
1838  Januar  4.  4te  «  «  3  <  « 
1838  Juuy  13.  5te  «  t  4  t  « 
1838  Oktober  97.     6te      «        «  4  «  t 


Digitized  by  Google 


140 


1839  Januar  i6, 
1839  MfiR  27. 
1839  Jany  13. 


1840  März  30. 
1840  Juny  12. 


1839  September  7 

1840  Januar  15. 


7te  Veriooaobg  Voo  5  MiU.  fl. 

8te  «  «  5  «  «' 

9te  «  «6c« 

lote  «  «■  3   «  « 

Ute  «  «   6   «  « 

12te  «  «    6    «  « 

13tc  <r  «    6    «  « 


1840  Okiober  22.    14te  und  letzte  Verloosang 
des  Rests  der  mobilisirten  4V«  Staatsschuld ,  welche  hiemach 
eioen  Betrag  von  nahe  an  70  Hillionen  fl.  gebildet  hatte. 

DevKapUal'BehagderSlaatischuldwRrdamdAs  128,000204  fl. 

Hiernach  schritt  man  zu  den  3%  %  Papieren  and  eine 
Bekanntmachung  der  Tilgungs-Kommission  vom  31.  Oktober 
1840  bestimmte,  dass  die  seit  dem  Jahre  1830  ohne  Zinsab- 
schnitte ausgestellten  Obligationen»  säromtlich  zur  Umwand- 
lung in  3Vj  %  Staatsschuldscheine  oder  Rückzahlung  aufge- 
kündigt würden;  mit  Ausnahme  folgender  die  noch  zu  4  %  . 
stehen  bleiben  könnten: 

1)  Kapitalien  der  Sparkassen  und  milden  Stiftungen.  * 

2)  Militär-Einstands-Kapitalien. 

3)  Lehen-  Konsens-Kapitalien  und  die  Entschädigungen  ftir 
Abtretung  der  Gerichtsbarkeit. 

Nach  einer  ferneren  Bekanntmachung  der  Tilgungs-Koni- 
mission  vom  8.  August  1842  sollte  auch  mit  Rückzahlung 
durch  Verloosung  derjenigen  3%  Vo  Staatsschuld  begonnen 
werden;  über  welche  seit  dem  Jahre  1835  Obligationen  von 
1000»  500  und  100  fl.,  auf  den  Inhaber  oder  Namen  ausge-^ 
stellt  waren.  Im  Oktober  1842  geschah  die  2te  Verloosung 
der  S'/a  %  Mobilisirnngs-Obligationen ;  wann  fernere  Verloosung 
Statt  gefunden  haben  ist  mir  nicht  bekannt. 

In  dieser  Zeit  (1840  Dezbr.  22.)  fällt  auch  eine  neue  Ver- 
ordnung über  die  Behandlung  der  gerichtlichen  nnd  Verwal- 

iungS'Depositen,  wovon  der  §.  28  die  Bestimmung  enthält,  dass 
die  verfügbaren  baaren  Gelder,  den  bestehenden  Vorschriften 
(Verordnung  vom  3.  Dezember  1811)  gemäss  an  die  Slaats- 
schulden-Tilgungs-Kasse  eingesandt  werden  sollen.  Das  Gesetz 
vom  7.  März  1843  setzte  die  Zinsen  von  den  bei  derTilgnngs- 
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kaase  belegten  AnUMr^^mdiaftm  (Verordg.  v.  19.  Febr.  1819} 
auf  3Vs  Vo  herab.  — 

Eine  Vermehrung  der  Staatsschuld  geschah  durch  Ueber- 
nabme  der  Gewähr  eines  Zinsenertrages  von  4%  aus  dem 

Anlage-Kapital  der  Ludwigshafen-Bexbacher  Eisenbahn  (Gesetz 
vom  25.  August  1843),  auf  25  Jahre  vom  Tage  ihrer  Eröff- 
nung; wogegen  nach  29  Jahren  von  demselben  Zeitpunkt  an, 
die  Eisenbahn  dem  Staate  unentgeUlich  zufallt.  — 

Das  wichtigste  Gesetz  der  neuesten  Zeil  vom  30.  No- 
vember 1847,  betrifft  den  Zinsfuss  der  Eisenbahn-Anlehen  und 
beziehungswdse  die  Verzinsung  der  Staatssdiuld»  Es  lautet 
wie  folgt: 

Wir  habeu  nach  Veroehmtuig  Unserem  ^taatsralhes ,  mit  Beirath  und 
Zustimmung^  Unserer  Lieben  und  Getreuen,  der  Stände  dea  Heichea',  be- 
acUosaen  und  verordnen,  was  folgt: 

Art.  I.  Der  Bedarf  für  die  Fortsetzung  dea  Eisenbahn-Baues  in  Folge 
der  Gesetze  vom  25.  Augast  1843  und  23.  May  1846  wird  für  die  Jahre 
18^^/4f  und  18^*/4f  auf  die  Summe  voa  20  (zwanzig;  Millionen  Gulden 
▼emifibliigt 

Art.  n.  Dieter  Bedarf  aoil  gedeckt  werden: 

1)  dnrA  die  budgetaMge  Ootetteo  von  jiUirtioleB  1^906000  i.|  ' 
9}  doiehdieteCtamdaMtd«iI«andlaga-AMiedeeT(Hn35^Aiv;^ 
184a  kiefUr  beitimmlen  Uebendrilaie  der  V.  FlnaM-Feriodei 
•a>  dnci  die,  mmA  Brfttlnig  den  im  Oeeelse  vom  1.  Joiy  1834 
lilr  dea  Festoogeban  in  Iqgolatadt  beallmmlen  Creditea  vM 
.  18,310000  i.  fkei  gewordene  Ootatioa  deeeelbra  i 
4)  dardi  dleBrmftcbtignng  fOr  dleStaats-Seinildeii-TUgungKCtai- 
miaalOB,  an  der  Teraiige  der  CtaeetM  rem  38«  August  1848 
md  88-  May  1846  bewilligten  Oe8ammt>Anlebew*8amne  einen 
Betrag  von  10>500000  i.  bis  an  4«/|^  Veninauqg,  aelbatnater 
dem  Nominal- Werthe,  aufzunehmen; 
ft)  das  Finanz-Ministerium  ist  mit  Uinweisung  auf  Tit.  III.  %.  7. 
der  VerfassuDgfl-Urknnde  berechtigt,  die  durch  Ablösung  von 
GfondlaaCen  dem  Staate  aaMienden  Betrige  dem  EiaeabahiH 
baue  zuzuwenden. 
Art.  III.   Da»  Finauz-Miuisterium  ist  ferner  ermächtiget,  verzinsliche 
Kaäsa-Aüweisungeu  im  Miuimal-Betrage  zu  II.  35  j  bezüglich  20  Thaler, 
bis  zum  Betrage  von  6  Millionen  Gulden  su  emittireu,  zu  dereii  Annahme 
jedoch  Niemand  verpflichtet  ist. 

Die  Kasse-Anweisungen  sollen  bei  allen  Staats-Kassen  au  Zahlunga- 
statt  angenommen,  und  bei  mehreren  zu  bezeichnenden  Anstatten  oder  Per-* 
aoaen  steta  gegen  baaree  Geld  umgeweehaelt  werden  kOimeo.  . 
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Der  Gesamnt-Aufivand  für  dieses  Unternehmen^  einschliiM^  derVer* 
ziiisuni;,  darf  in  keinem  Falle  3 Vi  ®/o  übersteigen. 

Art.  IV.  Endlicli  ist  die  Staats-Schulden-Tilgungs-Kommivsion  ermach- 
tigetj  ein  Arrosirungs-Anlehen  von  4"/o  aufzunehmen,  wol>ei  dem  Dar- 
leiher nicht'  nur  für  den  baarbezablten  Geldbetrag  4prozentige  Staats- 
Schuldscheine  auszustelleu  sind,  sondern  ihm  auch  ein  gleicher  Betrag  an 
älteren  3^/^rozentigea  Obligationen  auf  den  Zinsfiiss  von  4^/0  erkOht 
wlf«. 

Art,  y.  Iii  Rllckiiiiht  nUfHokitov  Siehenuig  der  «Um  flNaati-GUiii- 
Mgvr  vor  Verloaten,  ist  die  bialwr  eoBtrabürle  StaaUedmld  tob  der,  be- 
bnfii  des  Eia^bahnbanes  ItoMrUn  «iftmiebawndea  neoeii^  YoUatindig  zu 
scbeiden,  and  der  alten  Sebald  die  ibr  durch  die  Geaetie  tob  11.  Noren« 
ber  18t5  und  18,  Desembcr  188t  BHgewIcaeiie  Dotatton  der  TUgnogi-Keaaa 
(ait  Einecbiaaa  ftree  GaCbabeas  an  die  Peailene-Aiaefftiaatioaf  Kaeie) 
aoMcblieMUeh  aosawendea. 

Art.  VL  Dem  Biobelen  Ijaadlage  soll  der  Nachweis  Ober  das  Ver- 
hfiltniss  der  tob  der  Staats-Schalden-TUfaDfi-Aiistalt  bisber  aaia  Fieca 
bahnbaa  anilgeiKMiwenen  S'/ipraaeiitlgMi  Sebald  voisaiegt,  und  die  für 
die  Siaeabababan-Scbald  dnreb  Art.  UL  des  Geeetaes  to«  tL  JUy  1848 
(dea  Anaban  der  LadwIis-SO^^rerdbaba  belreiM),  daaa  dnrek  Art  T. 
des  Gesetses  de  eodem  (den  Bau  einer  Eisenbahn  von  LicbtenMs  an  die 
Meichsgrenze  bei  Coburg  betreffend),  und  durch  Art.  V.  des  Gesetzes  de 
eoden  (den  Bau  einer  Eisenbahn  von  BaaritorgfilMrWörB bürg  und  Aschaffen- 
bnrg  an  die  Heiebagrenae  beireffend)  —  ftatgesetnte  Xilfnags-DotatiMi 
ermittelt  werden. 

Art.  Vir.  Das  Finanz-Ministerium  ist  nüt  dem  VoUsoge  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  beauftragt. 

Gegeben  MiUichea  den  30.  November  1847. 

Die  Vorgänge  mit  der  Staatsschuld  seit  Anfang  des  Jahrs 
1848,  ergeben  sich  aus  dem  folgeadeu  Abschnitte. 

ft)  CI««*ninbt-9elviNi  .«uMI  «ImsIm  A»tsn  Amt 

StMitsscIittUI» 

Ute  SiaaiiiekM  Bayern»  betrug  nach  der  Redinong  und 

dem  Rechenschafts-Berichte  für  das  Jahr  184 Vt  am  1.  Okto- 
ber 1847:  126,138338  fl,  was  durchschnittlich  28  {].  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  ist  und  zum  reinen  Staalseinkommen 
ein  Verbältniss  ergiebt  wie  3,87 :  1.  Ungleich  nachtheiliger 
jedoch  stellt  sich  dies  Verbältniss,  wenn  die  übrigen  Zweige 
der  Schuld,  (Peosioni-Aiiiorltfatiaiig-Kasse,  EisenbabiuchoH 
FestttngBbauRdiald)  mii  in  Beohnnng  gezogen  werd«fi.  Gläa- 
biger  jenes  Kapitals  waren  die 
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Zentral-Staats-Kasse  mH  .  .  •  MOftS^d  iL  oder 

Militär-Aerarial-Fonds  mit  .   .  .  9,990400  <    c      1,81 « 

Militär-Stiftungs- Fonds  mit.    .    .  4,971855  t     «      3,94  er 

Stiftungen  und  Gemeinden  mit  .  34;889800  «     «     27,66  « 

Privaten  mit   45,825515  «     «     36.33  « 

Obltgationen  auf  den  Inhaber  mit  33^762400  <    «    99^7  « 

Von  diesem  Kapitale  waren  fm  venintm  mit 
5   %    1.745375  oder  1.89Vo 
4    Vo  40,800274    „     39,34  ^ 

3'AVo  75,836983     „     60,12  „ 
3'/3%  2250     „  - 

3    0/^      304134     ^  0.24,, 
2»/|0/o      245265     ^     0,20  „ 
9    Vo    6,944153     ^  4,95^ 
unverzinslich  959904  ^  0,76« 

Unter  den  4  und  3V2  «/o  Staatsschulden  waren  2,009743 n. 
An^tsbürgschaften,  unter  den  2  %  3,796068  fl.  Depositen.  — 

Die  AkÜDlu^^Ualim  des  TUgangsfonds  betrogen  29,630465  0. 
worunter  Haftungen  der  Pensions -Amortisationskasse  an  Vor- 
schüssen 11,916646  fl.,  Darlehen  an  die  Eisenbahnbao-Dota- 

tionskasse  10,135127  fl. 

Die  Gesetze  vom  11.  September  1825  und  98*  Dezember 
1831  haben  der  Pension$mAmorHsationska$$9  an  Pensionen 
ilberwiesen  5,584869  fl.;  am  1.  Oktober  1847  betrug  der 
Stand  der  Penstonen  1,195979  fl.,  mithin  waren  heimge* 
fallen  und  erloschen  4,448883  fl.  oder  79  %  der  überwie- 
senen Summe.  Die  gesetzliche  Dotationssumme  ist  2,700000  fl., 
wovon  aus  Zollgefällen  1,800000  fl.  erfolgen.  Nach  demunter 
dem  30.  Januar  1849  vorgelegten  Gesetzentwürfe  über  das 
Staatsschuldenwesen,  soll  diese  Kasse  ihre  Wirksamkeit  nicht 
nur  aaf  «He  in  Folge  der  neuen  Organisation  eintretende  Pen- 
sionen aosdelmen,  sondern  auoh  ein  mm  Eisenbahabau  ver- 
wandtes Darlehn  von  7^900000  fl.  den  Beständen  der  Iii* 
gungskasse  verzinsen  and  ayntifihlig  erstatten. 

Zweck  und  Mittel  der  Festungsbau^Dolationskasse  bestimmt 
das  Gesetz  vom  1.  July  1834  über  die  Kosten  zur  Wieder- 
hersteilung  der  Festung  Ingolstadt^  bestätigt  durcb  den  Land* 
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tagsabschied  vom  25.  August  1843  für  die  Dauer  der  V.  Fi- 
naozperiode,  mtihin  jetzt  abgelaufen. 

Der  gesammte  Kredit  betrug  18,310000  fl.  und  ist  durch 
Gesetz  vom  30.  November  1847  der  Eisenbahn -Baukasse 
überwiesen. 

Die  Eisenhahnbau  -  Dotationskasse  ist  in  Folge  des  Art.  \ 
des  Gesetzes  vom  25.  August  1843  über  den  Bau  einer  Eisen- 
bahn aus  Staatsmitteln  von  Hof  nach  Lindau,  dann  den  be- 
stätigenden Bestimmungen  der  Gesetze  vom  23.  May  1846 
über  die  Eisenbahnbauten ,  bei  der  Staatsschuldentilgungs- 
Kommission  gebildet  und  hat  ihre  Dotation  nach  diesen  Ge. 
setzen,  so  wie  nach  dem  Gesetze  vom  30«  November  1847, 
aus  den  ßrtibrigungen  der  IV.  und  V.  Finanz-Periode,  aus 
dem  budgetmässigen  Zuschüsse  von  1,200000  fl.  jährlich  wäh- 
rend der  V.  Finanzperiode.  aus  dem  Reinertrage  der  Bahn- 
rente, aus  aufzunehmenden  Darlehnen  und  der  heimgefalle- 
nen Festungsbau  -  Dotation  zu  empfangen.  Die  Ausgaben  auf 
den  Bau  selbst  werden  von  der  Eisenbahnbau -Hauptkasse 
besorgt,  welche  die  Röthigen  Summen  von*  der  Eisenbahnbao' 
Dotationskasse  empföngt.  Die  Rechnung  der  letzteren  Kasse 
fbr  das  Etatjahr  1846/7  ergiebt  als  Einnahmen : 
1)  den  budgetmässigen  Zuschuss  der  Staats- 
kasse mit  ,    .    .    .   .    1,200000  fl. 

.2)  den  Zuschuss  aus  den  Mehreinnahmen  der 

V.  Finanzperiode   4,436440  « 

3)  den  UeifläSaU  des  Rests  der  Festung^bau« 

Dotation   •   ,  •  •   1,112574  ^ 

4)  den  Reinertrag  der  Bahnrente  fiir  1846/7  .  92307  ^ 
5}  Darlehen  derStaatsschulden-Tilgungs-Anstalt  2>367904  ^ 

zusammen  9,209225  fl. 

Bis  zum  Schlüsse  des  Etatsjahrs  1846/7  betrugen  die  für 
den  Eisenbahnbau  angewiesenen  Summen  34,087950  fl.  bis 
Ende  1848/9:  45,184477  fl.  und  die  Ausführung  der  Vorhände« 
Ben  und  bereits  beschlossenen  Schienenwege  .soll  im  Ganzen 
80,552409  B.  gekostet  haben  oder  noch  erfordern«  . 

In  einan  sehr  lesenswerthen  Beridile  des  Abgeordneten 
X)on  Hermann  Beil.  Bd.  HI.  Beil.  117  S.  405  ff.  vom  12.  April 
1850  st^ht  hierüber  Folgendes: 
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Fasst  man  den  ganzen  Bedarf  der  Süd-Nordbähn  von 
51,500000  fl.  mit  dem  tiberhohen  Anschlag  der  Ludwigs-West- 

hahn  von  29,052109  11.  zuvanmieii,  so  wiire,  wenn  der  letztere 
nicht  Ermässigung  geslallele,  der  Gesaniinthedarf  80,552409 11. 
dazu  die  München-Augsburgerbahn  mit  0,400000  11.  giebt  im 
Ganzen  die  Summe  von  86,052409  il.  Von  dieser  Summe  ist 
aus  den  laufenden  Staatseinnahmen  nahezu  drei  Achtel  be- 
reits bestritten.  Nur  drei  Sechzehntel  wurden  durch  Anlehen 
gedeckt 

Auf  Ankauf  und  Bau  derBaiinen  sind  verausgabt  44,1632980: 
IIV4  kr.,  also  mehr  als  die  Iliilfle  des  ganzen  Bedarfes,  be- 
sonders wenn  bei  der  Westbahn  der  Elat  angemessen  re- 
duzirt  wird.  Leider  hat  dieser  günstige  Stand  des  Eisenbahn- 
baues nunmehr  ein  Ende.  Die  früheren  üeberscbüsse  und 
Mehreinnahmen,  die  Heirafällo  der  Festungsbau-Dolation  sind 
verwendet;  aus  laufenden  Staatseinnahmen  sind  forthin  keine 
UeberschUsse  zu  erwarten,  ja  die  Staatskasse  zeigt  schon,  ab- 
gesehen von  dem  Bedarf  des  Eisenbahnbaues,  ein  Defizit. 
Selbst  die  durch  Gesetze  von»  26.  May  lb4()  und  vom  30. 
November  1847  eröÜhelen  Kredite  waren  schon  weu;en  des 
eingetretenen  höheren  Zinsfusses  gegenwärtig  nicht  mehi'  an-> 
wendbar. 

lieber  die  UerbeischaiTung  der  dazu  erforderlichen  Geld' 
mittel  wurde  im  November  1847  standisohereeits  verhandelt 
und  laat  Gesetzes  vom  30.  November  1847  eine  Anleihe  von. 
IOV'2  MilK  fl  zu  4%,  ein  Arorsirungsanlehn  von  4%  (wobei 

dem  Darleihe!'  nicht  nur  für  den  baai  bezahlten  Geldbetrag 
4  %igo  Staatsschulden-Scheine  auszustellen  sind,  sondern  ihm 
auch  ein  gleicher  Betrag  an  alteren  3%7oigcn  Obligationen 
auf  den  Zinsfuss  von  4%  erhöht  wird)  die  Verwendung  der 
durch  die  Ablösung  der  Gnmdlasten  der  Staatskasse  zuflies« 
senden  Gelder  und  die  Ausgabe  von  6  Mill.  fl.  verzinslicher 
Kassenanweisungen  beschlossen. 

Im  Verlaufe  dieser  Darstellung  wird  von  dem  fern^  fUr 
den  Eisenbahnbau  bewilligten  Anlehn  \on  10  Mill.  11.  die  Rede 
scyn.  Sonstige  ALtenstUcke  über  das  Eisenbahnwesen  befin- 
den sich  im  Beil.  Bd.  11.  S.  778,  Ül.  S,  J861,  270,  m,  4JJ9, 
6W,  633  und  IV.  S.  106.  

»     RdlfM  riMUM-StaOMik.  10 
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Auch  die  Staatskasse  bedurfte  im  Laufe  des  Jahrs  1848 
aosserordendicher  Hulfsmittel,  weshalb  durch  Gesetz  Vom 
12.  May  1848  ein  5Vo  Anlehn  von  7,000000  fl.  im  Wege  frei- 
williger Unterzeichnung  verfiigt  und  auch  zusammengebracht 

wurde.  Ein  Gesetz  vom  4.  Juny  1848,  die  bei  der  Staats- 
schuldonlilgungsanslalt  liegenden  Sparkassen-Kapitalien  betref- 
fend, bestimnnt  dass  auf  Abschlag  des  Guthabens  der  Spar- 
kassen jährlich  1  Mill.  11.  heraiisbezahlt  werden  soll  und  ein 
Gesetz  von  demselben  Tage  dotirt  die  bei  der  Schuldentil- 
gungsanstalt errichtete  Ablönmgtkaut  mit  jährlich  220000  fl. 
(Bekanntmachung  der  Schulden-Tilgongs- Kommission  vom  7, 
April  1849,  wegen  Ausgabe  der  Obligationen  dieser,  zur  För- 
derung der  Zwecke  des  Gesetzes  vom  4.  Juny  1848  einge- 
richteten Grundrenten -Ablösungs-Kasse.  —  4%  Stücke  von 
1000,  500,  100  und  25  fl.}.  Unter  dem  28.  September  1849 
beantragte  das  Ministerium  die  ständische  Ermächtigung  zu 
einem  Anlehn  von  abermals  7  Mill.  fl.  und  rechtfertigte  sol- 
ches in  einem  Vortrage  aus  welchem  ich  einen  Abschnitt 
hervorhebe ,  weil  dadurch  der  DlidL  in  die  Finanzwirthschafl 
Bayerns  während  eines  sehr  kostbaren  Zeitraums  eröffiiet 
wird. 

^ie  darcb  die  Zelterelanlase  gdtotene  HobUmachiiiig  des  bayermchen 
^fleane  und  die  mit  demeii  fJnCerliaUuog  in  der  erldrderliclieii  Stiilce  ob- 
^ysertreimlicli  yeiknlipfleii  ansserordenttiehen  Ansgaben  und  yeraehrten 
,,Voetett  kaben  bereits  wat  den  Landtage  des  J.  1848  die  Notbwendigfceit 
^^nferieft  bebnfb  derBestretting  dieser  auasergewÖhDliehea  Ausgaben  durch 
y^dasGeseti  Tonl2.llay  1818  aaebaasserordenaiebeCWdandifUlbsiierSff- 
„neO)  und  es  sind  demzurolge  von  der  in  diesem  Gesetse  bewilligten  An- 
^^ehenssamme  von  T^OOOOOO  fl.  (nach  Abzug  und  Hinwegreelmung  der  IQr 
,,die  Ludwigs-Eisenbahn  in  der  Pfalz  und  au  Unterstützungen  der  inUin- 
^jdischen  Industrie  etc.  ausgesetzten  Betrage  von  800000  fl.  und  1,000000  fl.) 
j^mitBerflcksichtigung  der  zur  Zeit  noch  nicht  vollends  bekannten  Anlehens- 
yykosten  ungefähr  5  Hill,  fl,  zu  obigen  Zwecken  für  das  Militär  bestimmt, 
y^nnd  resp.  veiTiigbar  geblieben.  Diese  Summe  ist  inzwischen  voUstündig 
,,realisirt,  und  ihrer  liest  im iiuing  gemäss  aut  die  ausserordentlichen  Zu- 
jjschiisse,  welche  die  KrfüJhmg  der  mehr  bezeichneten  militärischen  Zwecke 
,,im  Verlaufe  des  Juhrs  1847/8  und  in  der  ersCon Hälfte  des  gegenwärti- 
,,gen  Elatsjahres  1848/9  erheischten,  verwendet  worden,  so  dass  sie  von  den 
„solch üdJsigen  Anweisungen  bis  zum  ISchlusse  des  Monats  März  1849  auf- 
,;gezehrt  war.   £ine  Reduktion  des  Ueers  und  resp.  Verminderang  der 
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„hayeriflchen  TropfCBmacht  erschien  aber  danuüs  unter  den  g:egebeiwB 
^Verhältnissen  ebensowenig  als  seither  bis  zum  jetzigen  Momente  als  thiin- 
„lich  und  ausführbar.  Die  dadurch  fortdauernd  vermehrten  Ausgaben  der 
„Kriegskasse  und  nnverineidlichen  Zahlungsleistungen  für  die  über  den 
j^uust  gewöhnlichen  Präsenzstand  aufgestellten  Truppen,  wozu  zunächst 
,^uch  die  für  das  schleswig'sche  Corps  gehörten,  konnten  jedoch  ohne  die 
,)Fortsetzung  der  ausserorden(Il<;hen  Zuschüsse  nicht  bestritten  werden, 
weshalb  die  Nothwendigkeit  für  die  llerbeischaßung  der  vom  April  I.  J, 
„au  und  sofort  weiter  erforderlichen  Mittel  auf  verfassungsmässigem  Wege 
„Sorge  zu  tragen,  den  bethciligtcn  k.  Staatsmiuisterien  schon  damals  kei- 
,,neswegs  entging.  Allein  die  wirkliche  Einbringung  des  zu  diesem  Be- 
„huf  während  der  vom  7.  Slärz  bis  15.  May  1.  J.  andauernden  Vertagung 
„der  Kammern  vorbereiteten  Gesetzentwurfs,  wurde  durch  die  unterm 
Juny  1849  eingetretene  Auflösung  des  Landtags  vereitelt.  Bei  die- 
ser Saite  Uieb  nldito  anders  Qbrig  ala  alle  HiUf^quellen,  weldio  dieBin- 
^jiialunen  des  laaf^nden  Dienstes  und  das  ▼ennrendbare  YermOgen  der 
yiStaatskasaenbestinde  zur  Benützung  darboten,  auf  das  sorgfältigste  in 
yjBatli  m  zfeken^  nnd  es  ist  hiedureh  and  mittelst  eines  dorck  stttweiliga 
),HiDt«rlegang  der  zu  den  Bestdbdon  nnd  dem  Yerlagskapital  der  Zentral- 
yyStnatdUMse  gekSrigen  Effekten  und  resp.  Obligationen  abgeseblossenen 
yyLeik-  und  resp.  I>ejio<gesckfifits  nrit  der  bayrischen  Hypotheken-  und 
^Wcchselbank  zum  Betrag  von  1,548000  II.  bis  kleher  gelungen  den  ge- 
„ateigerten  Anforderungen  an  die  Slaatskaase,  ohne  xu  strenge  Belastuig 
y^der  Ahgnhen-  und  Zakln^gspfliehtigeo,  denen  bei  gesunkenen  Credit  ke- 
j^ndera  In  Bezug  kuf  die  ansstiDdigen  bedenCenden  Hoizgeldcr>  nofkwen- 
^^dig  Sckonung  und  Nachsickt  gegeben  werden  nusste^  gOMraehsen  sn  Mei- 
„ben,  80  dass  neben  der  vorschnssweisen  Befriedigung  des  auaserordent- 
,Jichen  Aufwandes  auf  das  Heerwesen,  wofiir  die  vom  Monat  April  kla 
„Eadt  Aujpist  1.  J.  bei  der  Zeutralstaatskasse  erfolgten  Zuschnssanwei- 
„sungen  und  resp.  Zahlungen  an  die  k.  Hauptkriegskasse  die  Stumme  von 
,,2,500000  fl.  beziffern  und  neben  namhaften  Vorauszahlungen  an  denjenl- 
„gen  uuaufschieblichen  Leistungen  uud  Ausgaben,  wofür  die  Deckungsmit- 
„tel  in  dem  elngangserwähnteu  auf  dem  letzten  Landtag  unerledigt  gelassenen 
„Gesetzentwurf  über  Kihebung  von  ^steuerpflichtigen  etc.  flüssig  gemacht 
„werden  sollten,  dennoch  jede  {Stockung  der  Zahlungen  auch  in  den  übri- 
„gen  Zweigen  difs  Staatshaushaltes  fern  gehalten  werden  konnte.  Nun- 
„raehr  aber  ist  die  Uerbeischaft'ung  der  Deckungsnutlel  für  deu  ausseror- 
„dentiicheu  Slilitäraufuand  und  resp.  Uedarf  in  den  Monateu  April  bis 
,,8eptember  1.  J.  und  zugleich  für  die  in  dem  niehrgedachten  Gesetzent- 
„wurf  vom  24.  Februar  1849  aufgezählten  Koslenbetnige  ^dringend  gebo- 
„ten.  Nach  der  zu  diesem  Uehuie  bei.  dem  k.  Kriegsmiuisterium  aufge- 
„steliten  Berechnung  der  beiläufigen  Kosten,  welche  sich  in  Folge  der 
„Vermehrung  und  grosseren  Aufstellung  der  Armee  mit  ihren  Attributen 
„gegen  deu  arUhern  Staad  bezifieru  und  als  ausserordeniUcke  Ausgaben 
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yyfätef  das  Budget  herausfitellen beträgt  ausschliesslich  der  Eisenbahn- 
,,transportkosten  fÖr  das  In  S(  hles\vig  nist  indene  Corps  mit  etwa  140000 fl. 
„das  Poslulat  fiir  einen  Muiiai  dnrcbscluiiltlich  800000  fl.;  sonach  mit  Ein- 
,,schltiRs  obiger  TraiiMportkostenrorderimg  für  die  seclia  Monate  Ayril  bia 
„September  1849  in  niiKk'r  Zahl  4,940000  fl." 

Im  Dezember  1649  nafunen  die  Kammern  den  (jlesetzenlnntrf  in 
fblgendei'  Fassumj  an : 

„Nr.  \i,  3Iajeslä(  haben  zum  Zwecke  der  Deckung  des  Mehraiifwan- 
„des  für  den  erhöhten  Militaretat  in  den  Monaten  April  bis  September  1849 
„eiuschliissig ,  und  der  beitrage  und  Leistungen  ;in  die  deutsche  National- 
„versammlung  und  ZentraJgewaJt ,  naeii  \  ernehniung  Ihres  JStaatsroths, 
„mit  Beiralh  und  Zusiijiiiiiung  der  hainnier  «ler  lieichsriithe  und  der  Kaui- 
j^mer  der  Abgeordneten  l>e.srliJussen  und  verordnen  Mas  folgt: 

yyArt.  1.  Die  Ermächtigung^  welche  durch  das  Gesetz  über  die  Aaf- 
„nahne  eines  AuJehens  im  Wege  der  frei w  iiiigen  iJubacripiiou  von  ISwHay 
9^1848  dem  Staatamiiiialer  der  Fioansen  zori  AoAiaine  einea  ▼erxinsUelwn 
y^Anlflfiiia  von  7  MUI  Golden  ertiieilt  worden  lat^  wird  unter  den  im  oU- 
^ygenOeaeCie  endultenen  Beatinuiibngen  aafdie  weitere  Anlehenaaomme  von 
9,7  mu.  Gnldea  al  pari  mit  der  alieinigen  ModUlkation  ansgedelint^  dass 
„die  Aber  dieae  ADlebenasumme  lant  Art  %  des  ONtegedaciiten  Geaetsea 
^^aoasaftrtigendeil  Staatsadinldacheioe  je  nach  Umatftnden  nad  Bedttrfkiiaa 
^^di  auf  liöbere  Betrige  als  100  fl.  lauten  kftnnen,  ood  dass  der  Im 
yfkft,^  daaellMt  in  den  Jaliren  1850/61  und  61/5i  anberanmteBiolSsonga— 
f^mA  resp«  Verlosangstermin  fOr  diesen  weiteren  Anlebenstlieil  auf  die 
y^MUt  l8öft/58  bis  1854/&5  binaosgerilckt  aey.  Art.  %  Der  Staala- 
9,m!nister  der  Finai|Ben  ist  mit  dem  Vollzuge  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
jjbeauflragt." 

und  das  Gesets  wurde  am  23.  Dezember  1849  verkfindet. 
Die  Voüzugtverordmmg  lautet  wie  folgt: 

,,Nackdem  durch  das  Gesets  vom  23.  Desember  1849  CC^esetzblatt 
Nr.  5  8.*  88)  die  durch  das  Gesetz  Vom  12.  May  1848  dem  fitaaCsmiaister 
der  Finanzen  ertheilte  Ermächtigung  auf  ,die  Aufhahme  einer  weiteren 
Anlehenssamme  von  7  Mill.  fl.  al  pari  ausgedelmt  worden  ist,  so  werden 
zur  Kenntaissnahme  derjenigen  >  welche  sich  bei  diesem  zweiten  freiwilli- 
gen SnbscripUons-Aniehen  betheiligen  wollen ,  nachstehende  Volizugs-An« 
Ordnungen  bekannt  gegeben:  1)  Behufs  der  Auflialime  dea  AnAhens  wer^ 
den  5®/o  Schuldscheine  j  und  aswar  vorläufig  zu  1000  fl.  500  und  100  fl« 
Im  24' flFusse  ausgegeben  und  nach  dem  Wunsche  des  Darleihers  ent- 
weder auf  den  Inhaber  oder  auf  den  Namen  gestellt.  Die  Zinsabschnitte 
dagegen  lauten  durchgängig  —  sowohl  bei  au  porteur  —  als  bei  Nonu- 
nal-Obligalionen  —  auf  den  Inhaber.  2)  Die  Obligationen  sind  auf 
weissem  Papier  in  llogenrormat  auf  halben  Bogen  gefertigt,  und  mit  vier 
Zinscoupons  für  die  Jahre  1851  bis  1854,  Termin  1.  July,  versehen. 
Dieselben  werden  luil  einer  lä^erie-  oder  liaupi-r<iummer  und  mit  einer 
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Kassa-Kataster-Niimmer,  erstere  in  rolher,  Jetztere  in  schwarzer  Farbe, 
bezeichnet.  Jede  Serie  umfasst  einen  Kapitalbetrag  von  ,1000  fl.  3")  Die 
au  porteur-Obligatiunen  werden  durchgängig  auf  die  Staats-Schnldentil- 
giings-Specialka.sse  Hegensbnrg,  die  Noniinal-OMigalionen  auf  die  einzel- 
nen fSpeziiilknssen  na<h  dem  Ktipitalanfalle  J)ei  jeder  derselben  ausgestellt. 
4)  Die  Anfiiabine  der  Anmeldungen  sowie  die  l'niissioM  der  Schuldscheine 
wird  durch  die  Kreiskassen  und  durch  sämniiliche  allgemeine  llentämter 
des  K()nigreichs  besorgt.  5)  Dem  Darleiher  steht  es  frei,  zugleich  mit  der 
Anmeldung  das  Geld  zu  erlegen,  worauf  demselben,  sofern  er  au  porteur- 
Obligationen  zu  erhalten  wHnscht,  dieie  sofort  aosgehäiidigt  werden )  ver- 
langt der  GläaMger  dagegen  die  Awwtelliiiig  der  SohiddidwiBe  mt  Iii" 
nen^  so  wird  demselben  bis  wm  EIntrefen  der  von  der  eioacUägigen 
ScfcnldeBtilgiings-SpezialkaMe  anssufertigenden  NominaUObligaCioneo  ein 
Interimasdieiii  fiber  die  geeclieliene  Kapitals -Erläge  ertheilt.  Sollte  in 
ersCeren  IMle  ein  Amt  niciit  in  dem  Besitze  einer  ausreichenden  Anahl 
oder  der  gewitaisehten  Gattung  von  an  porteur-SdinIdscheinen  sich  befindeui 
so  bat  dasselbe  gleichfidls  einstweilen  einen  Haftschein  auszustellen,  und 
für  die  schlennige  Erholung  der  betrelTenden  Obligationen  Soige  zu  tra- 
gen. 6)  Für  diejenigen  Darleiher,  welche  die  Gelderlage  nicht  sofort  mit 
der  Anmeldung  oder  unmittelbar  nach  derselben  bewirken,  sondern  sieh 
Anleheo  auf  kurze  Termine  sichern  wollen,  sind  die  Kreiskassen  undBimt. 
amter  zur  Eröflhung  von  Subscriptionslisteii  sowohl  ffir  au  porteur-  als 
Nominal'Obligattonen  angewiesen,  deren  Schluss  voridufig  auf  den  I.März 
1850  festgesetzt  ist,  iasofern  die  geset^siiche  Anlehenssumme  von  7  Miilio» 
nen  nicht  schon  früher  aufgebracht  sein  sollte.  (Schon  unterm  12.  Februar 
1860  wurde  bekannt  gemacht^  dass  da^  Anlehn  durch  Unterzeichnungen 
gedeckt  sey.)  Den  Darleihern  steht  es  frei,  das  Geld  innerhalb  dieses 
Zeitraums  in  einer  beliebigen  Zeit,  welche  bei  der  Einzeichnung  anzuge- 
ben ist,  7A\  erlegen.  Der  Subscribent  macht  sich  übrigens  zur  rechtzeiti- 
gen Einzahlung  der  gezeiclinetcj»  Summe  verbindlich.  7)  Zur  Vermeidung 
von  Irrungen  bei  Ausfertiguiiii  der  Nonnnal-Schuldscheine  ist  noih wendig, 
dass  von  Seilen  des  Darleihers  der  Vor-  und  Zuname,  Sland  und  Wohn- 
ort, und  bei  Stiftungen  und  Vereinen  deren  IJenennung  ricblig  und  genau 
angegeben  werde.  8)  Die  Zinsen  laufen  von»  Tage  der  Kapitals-Erlagc 
an,  und  sind  die  von  diesem  T;ige  bis  incl.  30.  Juny  1850  treffenden  Zins- 
ralen  sugleicU  \  on  den  Künigl.  Hentenäiutern  und  beziehungsweise  Kreis- 
kasse ,  bei  weichen  die  Gelderlage  stattfindet ,  baar  zu  bezahlen.  9}  Die 
Zius-Coupons  werden  bei  allen  Staats^Schuldentilguiigs-Kassen  und  Ober- 
anftchlagümtem^  so  wie  bei  jedem  Rentamte  eingelösst,  und  bei  allen 
K6aigL  Kassen  und  Aemtem  an  Zalilungsstatt  angenommen,  10)  Sdiuld- 
scheine  und  Coupons  geniessen  bei  der  Versendung  mit  der  Königl.  Post 
dieselbe  Porlo-Begfinstignng,  wie  die  Banknoten  der  bayrischen  Hjrpotheken- 
und  Wechselbank.  MOncheU)  den  28.  Dezember  1849.  KOnigl,  Staats- 
ministerium  der  Finanzen/' 
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Ein  drittes  Unterzcichnungs-Anlehen  von  abermals  T,000000 
fl.  ist  durch  Gesetz  vorn  22.  May  1850  verkündet.  Seine 
Grundlage  sind  die  Beslimmangen  der  Gesetze  vom  12.  May 
1848  und  23.  Dezember  1849,  jedoch  wird  der  Anfang  der 
Einlösung  beziehungsweise  Verloosung  auf  die  Jahre  185*/«  und 
185 Vr  hinausgerückt. 

Ansserdem  ist  durch  Gcselz  vom  3u.  .Iniiy  1850  ein  5nro- 
zentii^es  Anlehen  von  10,000000  fl.  angeordnet,  zur  Ausfüllung 
des  Bedarfs  zum  Eisenbahnbau,  welcher  für  die  zwei  Jahre 
18«V5i  auf  12,500000  fl.  veranschlagt  und  bewilligt  ist.  Heim- 
zahlung im  Wege  der  Verlosung  vom  1.  Oktober  1851  be- 
ginnend mit  jährlich  VsVo  des  Anlehnkapitals.  Zur  Ausfüh- 
rung dieser  Anleihe  erlios  die  Staatsscholden-Tilgungs-Kom- 
mission  unter  dem  17.  August  1850  nachstehende  Bekannt- 
machung: 

Zam  ToUmg  des  G«aet2e8  vom  80.  Jnny  d*  J«,  die  Aufbriiigang  des 
Bedarfs  fSr  den  Eieenbahnban  ia  den  Jahren  1819—60  und  1850—51  be- 
treflf^end)  wird  gemfisB  hSduter  EntachliesaaDg  des  königU<Aen  Staatani- 
niateriums  der  Finanzen  vom  22.  July  und  15.  Augnst  d.  J.  bckannC  ge- 
maebt:  1)  daaa  die  königlichen  Stantsschnldentilgonga-Specialkassen  ange- 
iviesen  worden' sind,  das  in  den  nokanntamcliuiigen  vom  2.  und  29.  Januar 
1848  (Itegiernngsblatt  5  und  49)  näher  tie^eichnete  Kisenbahn-Arro- 
sirungsiinlehen  von  jetzt  an  in  der  Art  fortzusetzen ,  da.s.s  für  jedes  baare 
Darlclien  ä  4®/^,  welches  für  den  Eisenbahribaii  zur  Einzahl uii;i^  kommt, 
dem  Darleiher  gleich zeidg  statt  des  bisher  einfachen  der  doppelte  lielrag 
von  3V2**/o  Obligationen  der  alten  Schuld  im  Zinsfuss  auf  4  ^^/^  erhöht 
wird.  Wer  demnach  z.  B,  ein  Darlehen  von  100  11.  u  4  ®/o  einzahlt, 
erlangt  zugleich  die  Erhöhung  des  Zinsfusses  für  200  11.  Obligationen  der 
alten  Schuld  von  S*/^  auf  't^lo\  sohin  für  die  Baarerlage  von  100 fl. 'einen 
weiteren  Zinsgewinn  mittelst  der  Arrosirnng  von  1  ^/q  und  hierdurch  eine 
Gesammtverzinsung  von  o^/o-  O'«-'  fraglichen  Anlehen  können  nur  bei 
königlichen  Schuldentilgungs-Spei  iaikassen,  nicht  aber  auch  wie  früher  bei 
den  königlicbeu  Rentämtern  erlegt  werden ;  das  Verfahren  hierbei  wird 
wie  bisher  beibehalten.  Diejenigen,  welche  an  dem  vorbezeichneten  An- 
lehen Theil  nehmen  wollen  nnd  etwa  erat  npiler  in  den  Baalts  der  erfl>r- 
derlichen  Banrachaft  gelangen,  kOnnen  aich  deren  Annahme  dorch  Sab- 
acription  bei  den  königlichen  SeholdantUguiigs-SpecialkaaBen  bia  zum  letzten 
November  dieses  Jahres  sichern. 

Ferner  wurde  genehmigt:  2)  dass  nebst  dem  ein  zn  fünf  vom  Hun- 
dert verzinsliches  auf  die  Eisenbahnen  und  die  BahnreuCe  za  veraichemdea 
Anlehen  aafgenommen  werde. 
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Dieses  Anlehen  wird  in  Obligationen  zu  1000  fl.  500  fl.  und  100  11. 
aofgeDomincn  j  jedoch  vorerst  nur  auf  Obiigatiooeu  auf  den  Inhaber  (au 
portenr}  betohrfinkt»  DI«  anmuldlMideB  Obligationen  haben  (mit  Ausnahme 
des  ZiinAiMefl)  dieselbe  Vorm  und  Vignette^  wie  die  flrtthereii  dproientigen 
EiaeDbaluibaii-(H»1{galionen,'  werden  am  1.  August  jeden  Jaluree  venfaist 
and  lind  mit  18  Coupons  vom  !•  Augost  1851  bin  1.  Angmit  1868,  daim 
einer  Anweianng  (Talou)  für  kftnAlg  aonzusteilenden  Coopons  Teneben.  Die 
Zlaneonponn  werden  nur  VerlMIseit  bei  allen  8choldenti|gaiigM|ieeialkaMen, 
dea  kttnigUehen  Olteraulbeblagfimtem  und  fcüniglielteii  Rentämtern  ^  fowle 
aoeh  bei  dem  Handlongsbanfie  H.  A,  von  Bothechild  nnd  SCbne  in  Frank- 
furt a.  M.  baar  eingdSnt. 

Die  HeimsaUnng  wltolgt  In  der  im  Gesetse  vom  80*  Juoy  1.  J.  vor» 
geschriebenen  Weise  im  Wege  der  Verlosong.  Indem  vontehende  Be- 
stimmungen zur  allgemeinen  Kenntniss  gebmdit  werden,  bemerlft  die  nn- 
terseiebnete  Kommission  ,  dass  über  die  Art  der  allgemeinen  Betheiligung 
an  dem  fflnf)prosentigen  Anlehen  die  weiteren  Aiiordnongen  nachfolgen 
wofden« 

Das  Anlehen  ist  von  der  bayernschen  Hypotheken-  nnd 

Wechsel bank  übernommen.  / 

Ausserdem  ist,  ungcachlet  aller  Steuererhöhnngen  und  An- 
leihen, für  die  nächslo  Zeil  ein  jährliches  Defizit  von  fast 
4,000000  fl.  vorhanden. 

Unter  diesen  Umstanden  kann  es  nicht  befremden,  dass 
die  Schuldenlilgung  nicht  gleichen  Schritt  mit  der  fortwähren- 
den Schaldenvermehrung  gehalten  hat  and  dass  ausserdem 
allmähligf  eine  Art  von  schwebender  Schuld  entstanden  ist, 
die  mit  der  eingetragenen  Slaalsschuld  in  so  vielfaehem  Zu- 
sammenhange steht,  dass  man  eigentlich  zu  einem  klaren 
Abschlüsse  über  die  Höhe  der  Letzteren  nicht  gelangen  kann. 
Dieses  ist  in  den  ständischen  Verhandlungen  ebenso  oft  schon 
gerügt  als  man  über  die  mangelhafte  Kontrolle  und  die  durch- 
aus ungenügende  Einwirkung- der  ständischen  Kommissarien 
geklagt  hat;  ohne  dass  die  Regierung  diesen  Mängeln  abge- 
holfen hätte.  Das  gesammte  Staatsschuldenwesen  bedarf 
wesentlicher  Reformen  und  es  ist  sehr  zu  wünschen,  dass 
der  nächste  Landtag  mit  der  Revision  des  Verfassungsgesetzes 
eine  gründliche  Verbesserung  des  Staatshaushalts  verbindet.  — 

Einige  Verbesserungswönsche  sind  einstweilen  bereits  er* 
fiillt,  indem  nach  einer  Bekanntmachung  der  Staatsschulden- 
Tilgungs-Konunissioii  vom  2.  Juny  18dO  die  seit  iSi%  unter- 
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broclien  p;CNvcscnc  Yei  losung  der  altern  SVaprozenligen  Staats- 
schuld, wieder  l)CL^onnen  hal  drille  Vorlüsung  der  auf  Inhaber 
lautenden  und  erste  der  auf  Namen  ausgestelhen  Schuld- 
scheine); sowie  durch  Trennung  der  schwebenden  von  der 
unter  Verwaltung  der  Tilg.  Komss.  befindlichen  Schuld.  Letz- 
teres ist  durch  das  Gesetz  vom  25.  July  1850,  die  Ueberwei- 
sung  der  Depositen  und  Einstands-Kapilalien  von  der  Sts. 
Schld.  Tiln;.  Anstalt  an  die  Konid.  Bank  zu  NürnberG;  bc- 
tretrend  (Vollz.  Inslr.  in  Nr.  51  des  Reg-Bl.);  I)ewirkt.  Jene 
•  werden  mit  2%,  diese  mit  ^'/a  %  jährlich  verzinst. 

.    Unter  dem  25.  July  1850  ist  nachstehendes  GeseU  über 
das  Siaatsschuldmwesen  ergangen : 

Wir  haben  in  Ansehnng  des  StaatsAehiddenwefleiui  nach  Veroehmong 
ünaerea  Staatsrathes  unter  dem  Beiratlie  und  der  ZusUnunnog  der  Kam-, 
mer  der  Reiclisrfttlie  und  der  Kammer  der  Abgeordnelen  be«icbloeMn  und 
verordnen,  wie  Iblgt: 

$.  1«  Zur  Deckung  der  StaatflschuldentUgungs- Anstalt  werden  be- 
stimmt^ und  zwar: 

1«  Für  die  Zinskasse. 

a)  Der  schon  von  jeher  dieser  Anstalt  flberlassene  Malssanfwhlag 
mit  den  flir  die  nftehste  Finanzperiode  im  Durchschnitte  veran- 
schlagten and  isu  jährlichen  Zinsbedarf  mehr  als  hinreichend 
deckenden  Reinertrag  zn  6,500,000  II. 

b)  Wsgen  der  Verzinsung  der  durch  die  Gesetze  vom  12*  May 
1848  ,  23»  Dezember  1849  und  22«  May  1850  zur  Aufnahme  Im 

^  Wege  der  freiwiUigen  Subseription  bewilligten  Anlehen  ein  Zur 
schusB  von  der  k.  Zentralstaatskasse  mit  jährlich  700,000  II. 

*  2.  Für  die  Tilgiiiio:skasBe. 

a)  Der  rür  die  alle  Schuld  besliiiunte  Tii^ngsfond  von  '^/j  l'rozent 
in  der  bisherigen  Aversalsuiiime  von  jäh  dielten  880,000  fl,  wel- 
cher, —  insoweit  er  nicht  aas  dem  Ueberschnsse  der  Zinskasse 
gedeckt  ist  —  durch  Zuschüsse  der  ZentraKStaatskasse  ans  den 
schon  in  den  Gesetzen  vom  U.September  1825  und  28* Dezem- 
ber 1831  bestimmten  StaatsgefiRUen  ergänzt  werden  solL 

bj  Eine  Dütation.smehrinig  wegen  der  Enlschädigiingsleistnng  für 
die  eingelü.slcii  Gericbtsbarkeilen  durch  einen  nach  Art,  15.  des 
Gesetzes  über  die  Rechtsverhältnisse  der  auf  die  Geriditsbarkeit 
freiwillig  verzichtenden  Standes-  und  Gutsherrn  vom  28.  Der 
zember  1831  aus  den  TazgefäUen  zu  sch&|rt^enden  und  auf  jfibr- 
liehe  42,00<>  i«  veranschlagten  Zoschnss  der  SCaatskaase. 
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3.  Für  die  PensionsamortisationslUMse. 
Anstalt  der  in  den  mehrgedachten  6e«et8eo  TOm  11.  September  1825 
und  28.  Dezember    1831   hiefiir  angenommenen   und  bisher  geleisteteo 

2,700000  II.  —  von  nun  an  die  Summe  von  2,500000  fl. ,  —  welche  aus 
den  dortseihsf  »:onaiii)teu  St!ia(.sn;enillea  erhoben  und  UÖlhigen  Falls  von 
der  Zentralslaatskasse  eri^änzC  \s-ir(l. 

4)  Für  die  Kisenbahnbaudotationskasse. 
Der  dieser  Kasse  durch  die  Eisenbalingesetze   vom  25.  August  1843 
und  23.  May  1846  zugewiesene  Netto-Ertrag  der  Lehenrente  mit  dem  vor- 
aiischlagigen  Jahresbetrage  /.u  800000  fl. 

5.  Fiir  die  Abliisungskasse. 
Ein  zum  Vollzüge  des  Gesetzes  vom  4.  Juny  1848  über  die  Aufhebung 
der  Standes-  und  gutsherrlichen  Gerichtsbarkeit,  dann  die  Aufhebung, 
Fixirung  und  Ablösung  der  Grundlasten  aus  der  Zentralstaalskasse  zu 
leistender  Znschuss  von  jährlichen  420,000  fl.  nebst  einem  von  eben  dieser 
Kasse  aus  dem  Heservefonde  zu  leistenden  und  als  Hetricbsfund  der  Ab- 
lüsungskasse  dienenden  einmaligen  Zuschüsse  von  600000  fl. 

§•  2.  Die  Deckungsmittel  fiir  die  Summe  von  1,000000  fl.,  welche 
die  StaaUschuldentilgniigsanstalt,  JEUfolge  des  Arr.  2.  des  Gesetzes  vom  4. 
Juny  1848,  die  VerhalCnisM  der  Sparknaaen  und  hesfehongswelae  die  bei 
der  SmataaciiiideD ti Igungsanstalt  mli^nden  SparkAsaakfipitallen  betrel^dy 
jihrlieh  an  die  Sparkaasa-Verwiiltonfeii  pro  rata  ihres  Guthabens  heinnsn- 
besahlen  hat,  erhftit  die  Tilgnogskasse  durch  die  AnlSUe  an  Zinsen  und 
KapitalsrfiekxaUungen  ihrer  Actlren. 

8.  Auf  die  Pensionaamortisationskaase  werden  au  den  auf  derselben 
bereits  dermalen  lastenden  Pensionen  nnd  Alinentationen  vom  1.  October 
1819  an  noch  weiter  ttberwiesen: 

-  a)  die  Pensionen  nnd  Alimentationen  für  'das  auft»lge  des  Gesetses 
vom  4.  Juny  1848  vom  Staate  flbernommene  Personal  der  Stan- 
des- und  gutsherrliehen  Gertehtsharkeit  and  Poliselgewalt  bis 
snm  Belaulh  der  Maxlmalsmnme  von  300000  II.; 
b)  die  den  Hinterlassenen  dieser  überwiesenen  Pensionisten  auf  den 
Grand  der  einschlägigen  und  bealehungsweise  geaetalichen  Nor- 
men zu  bewilligenden  Pensionen  nnd  Alimentationen« 
i).  4    Die  Pensionsamortisationskassa  hat  ferner  die  Verzinsung  und 
allmähliche  Abzahlung  des  noch  bestehenden  Hesles  ihrer  in  Gemässheit 
des  S«  8«        Staatsschuldengesetzes  vom  11.  September  1825  bei  der  Til- 
gungskassa haftenden  Kapitalschnid ,  von  welcher  übrigens  der  bisherige 
Zinsliiss  von  4  Procent  in  Conformität  des  Zinses  der  alteren  Staatsschuld 
auf  3'      Prozent  herabgesetzt  wird,  fortan  zu  pflegen  und  beziehungsweise 
*    fortzusetzen,^ wogegen  ihr  bis  zur  gänzlichen  Erfüllung  ihrer  Verbindlicli- 
keiten  die  sub  §.  1.  Nro*  3.  aufgeführte  Dotation  verbleibt, 

§,  5.    Von  der  der  Eisenbahnbaudotationskassa  sub  §.  1.  Nro.  4.  zuge- 
wiesenen Dotation  hat  diese  Kasse  zuvörderst  die  Verzinsung  sämmtliche'' 
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Ar  den  BifenbalHilAMi  liei  PthUtm  na^semmmimm  md  noek  aiiftiiMkn«i- 
ta  DarMmi ,  4am  4ie  Tilgung  diaMr  Anleken  nadi  Hrm  den  In  den 

Kleenbahngesetzen  Tom  28.  Bby  1646  mit  Procent  der  leweillgen  An» 
lehensgrSem  beeCfannten  Tilgungsfonds  zu  bestreiten  y  wodurch  die  im  Art 
6»  den  Gesetzes  vom  30.  November  1847j  den  Zinsfuss  der  Kisenhahn-An- 
leliMl  und  beKtehungsweise  die  Verzinsung  der  Staatsschuld  bctreflend) 
wegen  Ermittlung  der  für  die  Eisen bahubauschnld  festgesetzten  Tiigungsc^o- 
tntkm  enthaltene  Bestimmung  den  entsprechenden  Vollzug  erhält. 

Ferner  hat  die  Eiseubahnbaudotationskasse  zum  Vollzüge  der  Art.  5 
und  6  des  oben  angezogenen  Gesetzes  vom  20.  November  1847  die  Ver- 
zinsung des  ans  den  Reständen  der  Schuldentilgungäkasse  entnommenen 
und  dem  Eisenhahnbau  zugewendeten  Darlehens  a  S'/j  Prozent  nach  dem 
llechnungsstaode  von  18'*V49  voranschlägiger  runder  Summe  von 
9,770000  II.  zu  übernehmen  und  sofort  den  Irellenden  Zinsbetrag  nebst  der 
jährlichen  Tilgungsquote  von  Prozent  des  oben  erwähnten  Schuldbelra- 
ges  an  die  Schuldentilgungskassa  zu  leisten. 

Die  Tilgung  der  Eiseubahnbauschuld  und  resp.  Kapitalsheimzablung 
findet  im  Wege  der  Verloosung  statt. 

Der  an  den  EinDahnuiniUCeln  der  Eieeubahnbaudotationskasse  nach  Er- 
fBUung  der  obigen  Anlehens-,  VertinMings-  and  KapitalheknxnUungs-Ver- 
blndlichkelten  noch  verbleibende  ttent  int  dem  Bisenbnknbnn  snnnwenden. 

Unser  Stantaminlnter  der  FInnnaen  M  mit  der  Yollniehuog  dee  ge- 
genwnrtigen  Gesetsen  bennftmgt. 

Ständisehe  AktensHicke  Über  die  Staatsschuld  sind  im  Beil. 
Bd.  III.  S.  50,  94,  126,  150,  229,  342,  383;  lY.  S.  23  und 
Bd.  V.  S.  99,  118,  140. 

Die  s  g.  Griechische  Forderung  betreffen,  ausser  dem  im 
besondern  Abdruck  ei-schienon  Berichte  des  Abgeordneten 
Kolb,  im  Beil.  Bd.  III.  Beil.  70      126  und  Beil.  110  S.  383. 

Nach  den  General -Rechnangen  der  Staatsschulden -Til- 
gungs-Anstalt war  der  KapUal'- Betrag  der  StaaUn^M  am 
Schlüsse  des  Etatjahrs; 


1817/8  — 

97,566003 

n. 

also 

Zunahme 

1827/8  — 

117,830513 

j> 

20,264510 

n. 

18W/8  — 

126,044611 

r) 

« 

28.478608 

r) 

1841/2  — 

131,298895 

n 

33,732392 

« 

1842/3 

127,701089 

rt 

1» 

30,135086 

n 

1843/4  _ 

126,865807 

9 

« 

28,709804 

» 

1844/5  — 

125,542627 

« 

27,976624 

1845/6  — 

126.186743 

» 

n 

28,620740 

1846/7  — 

126,138338 

n 

28,572335 

» 

1848/9  — 

128,998399 

n 

31,432396 

9 

1  zwar  mit  folgenden  eimselnen  Theiien : 
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stand  Ende 

September 
1849. 

BeBerkuqg. 

A.  Alle  Schild. 

Nominaloblisationen  zur  Mobilisirung 
Lebendolations-Kapitalien  .... 
Zivil-  und  Militärrctardaten    .  .  . 

1,073894 
9,079982 

Summa  A. 

10,158876 

B.  lYene  SeliitM. 

l  Aufkiimdbar* 

Staats-Realitäten,  Kaiifecbillinge  .  . 

Staatskasse-Effekten 
Staats  Aktivkapitniicn-Fond     .   .  . 
Subscriptions-Anlehen  zu  5  %     .  . 
Amlöbürgscbaften  zu  4  %  .  .   .  . 

Fnverzinslicher  Vorschuss  der  Staats- 
Lntscnauigung  lur  einzelne  iirenciiis*' 

5,136255 
2,560500 
1,351569 
2,339211 
6,988080 
1,217176 
774001 
2,929573 

— 

Summa  ü.  1. 

23,296308 

//.  Vertoosbar. 

Zu  4  Vo  a.  ohne  Coupons  .... 

b.  Stiftungen  und  Gemeinden 
ZuSVaVoa.  auf  den  Inhaber  •    .  • 

c.  ohne  Coupons  .    .    .  . 

d.  Slifluni^en  und  Gemeinden 

h.  Stiftnnsen  und  G6m6inden 

1,588621 
30,669700 
33,330800 
10,721100 
15,783946 

VaV 1 OO 

205900 
2,308300 

Summa  B.  ]I. 
»»      »j  ^* 

9^,548155 
23,296368 

oder  Sab*crtp> 

Gesamml-Betrag 

118,844523 

6,988080 

Totai-Summa  | 

128,998399 

und  alte  Schuld 

122,010319 
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Am  Schlüsse  des  Jahrs  1860  bctnig  mithin  der  ftmdirte 
Theil  der  Bayemschen  StaaUschnld  nahe  an  153,000000  fl. 
(ohne  die  aus  Gewäbrscbaflcn  u.  s.  w.  dem  Staate  obliegen- 
den Lasten,  was  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  33^84  fl. 
durchschnittlich  beträgt  und  ein  Verhältniss  zur  reinen  Staats- 
einnahitio  wie  1,63  =  1  cri^iebt.  — 

Stoff  zti  Vori^hMchiini^'on  l>ioiot  nachstehende  Ani^abe  des 
Schul demtandes  sämmtlicher  Stadt- ,  Markt-  und  Landgtme'mdcn 
des  Königreichs  dar,  nach  dein  (letzt  veröfTenthclilen)  Bech- 
nungsabschluss  des  Jahres  1847/8.  Auf  Oberbayern  treffen 
3,034264,  Niederbayem  497163,  Pfalz  32203,  Oberpfalz  und 
Begensburg  155665,  Oberfranken  6 33646,  Mittelfranken  1,037854, 
Unterfranken  und  Aschaffenburg  3,497094,  Schwaben  und  Ncu- 
burg  1,378072(1.,  zusammen  10,286151  11.  oder  auf  den  Kopf 
der  Hevölkeruiiii;  2,28  H.  Auch  (Ilm"  bayernschen  Ilt/pulhcken- 
uod  Wechsel-Bank  werde  mit  einigen  Worten  20(hichl.  Ihr 
Aktienkapital,  welches  joi/t  13  Miü.  .iL  betragt,  kann  bis  zu 
20  Mill.  erhöht  werden;  ihr  Statut  ist  vom  17.  Juny  1835. 
Ab  Ergebniss  ihres  Geschäftsbetriebs  vom  Jahr  1849,  dem 
vierzehnten  ihres  Bestehens,  zeigt  sich  ein  Beinerträgniss  von 
670278  fl.  11  kr.,  wovon  63119  fl.  32  kr.  dem  Reservefonds 
zuliescillagen  w(udeii  bind,  die  übrige  Summe  aber  unter  den 
Aktionären  zur  Vertheihmg  kommt.  Die  Gesammtdividende 
des  abgewichenen  Jahres  beläuft  sich  mit  dein  Beitrag  zum 
Reservefonds  auf  27  fl.  48  kr.  per  Aktie,  ungefähr  5>/2%  des 
ursprünglichen  Binlage-Kapitals.  Der  Reservefonds  der  Bank 
bestand  am  31.  Dezember  v.  J.  in  736543  fl.  50  kr.  die  aus- 
gegebene Summe  der  Banknoten  in  5,200000  fl;,  welche  fort- 
während in  ungestörtem  Umlaufe  sich  beluiden  und  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  1,15  fl.  ausmachen. 

e)  Staats-Hredlty  Hiirs  der  Stnatsiiaiiierc 

Auch  die  bayernschen  Staatsschuldpapiere  sind  durch  die 
Ereignisse  der  letzten  Jahi*e  starken  Kursschwankungen  un- 
terworfen gewesen.   In  den  Jahren  1820  bis  1825  (wovon 

Verzeichnungen  in  den  Regierungsblättern  sich  finden!  war 
der  Stand  der  Staatsschuld-Papiere  im  Durchchuilt  folgender: 
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4  % 

ß  % 

1890  zwischen  70  und  78  — 

80  und 

89 

iSZi 

72    „   76  - 

80 

tf 

92 

1822 

77    „    88  — 

93 

»> 

99 

1823 

84    „    91  - 

98 

i> 

100 

1824 

93    „    96  — 

101 

>» 

103 

1825  ' 

93         94  - 

101 

»» 

102 

Die  vei'loosbaren  3Va  % ,  welche  am  häufigsten  an  die  Böi'se 
kommen,  standen  im  July  1847  noch  zu  92,  während  sie  im 
Anfange  des  Novembers  1847  auf  82,  itfi  July  1848  sogar 
aaf  73  gefallen  waren.  Ende  Dezember  1848  hatten  sie  sich 
erst  auf  70  gehoben,  waren  bis  July  1849  langsam  auf  80 
horangesliogen  und  standen  luide  August  1849:  82.  Seitdem 
sind  auch  4  %  und  5  %  häufiger  zum  Verkaufe  gekommen 
und  ihr  mittlerer  Kuisstand  lässt  sich  etwa  wie  folgt  angeben 


3»A% 

4% 

5% 

1849  Mitte  Oktobers  80 

—  93 

—  101 

n 

»» 

Novbrs. 

84 

—  90 

—  100 

t* 

Dezbrs. 

83% 

—  92 

1850 

>» 

Januars 

83 

—  94 

— 100% 

n 

t> 

Februar 

82 

—  90 

—  looVö 

»> 

tt ' 

März 

803/, 

—  86 

-  997« 

»»• 

II 

April 

8OV4 

~  86  V2 

—  1003/4 

n 

I* 

May 

84 

—  88% 

—  1013/8 

t* 

II 

Juny 

843/« 

^  89 

—  looy« 

n 

n 

July 

83% 

-  89»/, 

—  loov* 

ft 

n 

August 

84% 

—  90 

—  100% 

»» 

Septbr. 

84% 

-^89% 

—  looy« 

yerns 

Iliilf 

s({uellen 

sind  so  gross , 

dass  weder  das 

jetzige  Ausgabcbudi^et  noch  die  Staatsschuld;  für  den  Augen- 
blick etwas  Bedenkliches  haben.  Allein  einen  unwiderleg- 
lichen Beweis  erheblicher  Mängel  im  Systeme  des  Abgaben- 
wesens liefeiir  das  durchaus  ungenügende  Fortschreiten  ge- 
rade derjenigen  Einnahmezweige  welche  Zeugniss  von  der 
erfreulichen  Entwickelung  des  Erwerblebens  geben  müuten; 
wenn  der  Maassslab  richtig  angelegt  wäre.  Auf  der  andern 
Seite  dürfte  (ganz  abgesehen  von  den  grossen  Summen  welche 
ausserdem  ausgegeben  sind),  die  bedeutende  Zunahme  der 
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Auigaben  des  ordmiHchen  Budgets,  keinesweges  im  richtigen 
Verhältniss  stehen  mit  den.  entsprechenden  Leistongen  und 
Ergebnissen  der  Verwaltung.  Endlich  scheint  es  als  ob  eine 
wahre  nnd  wirksame  Kontrolle  des  Staatshaushalts  erst  dann 

eintreten  kann  und  auch  in  Bayern  gute  Früchte  tragen  wird, 
wenn  man  auf  der  einen  Seite  den  guten  Willen  und  auf  der 
andern  Seite  die  Kraft  bethätigt,  das  Hauptubel  an  der  Wur- 
zel anzugreifen.  Dieses  liebe!  ist  der  Mangel  cm  Offenheit.  — 
Man  muss  das  schwer  zu  durchschauende^  täuschende  Rech- 
nungswesen aufgeben ;  die  bUreaukratische  Weitschweifigkeit 
abstellen;  die  Kosten  der  Einnahme-Gewinnung  in  mehreren 
Zweigen  der  Verwaltung  vermindern;  unnütze  und  theuere 
gewerbliche  Staatsanstalten  in  Privathände  "übergehen  oder 
aufliören  lassen ;  die  Ausgaben  vermindern  wo  solches  mög- 
lich ist,  was  hinsichtlich  der  Kosten  der  Streitmacht  keines 
Beweises  bedarf;  die  schwebende  Schuld  gänzlich  beseitigen 
und  nicht  wider  enstehen  lassen  u.  s.  w. 

Man  wird  überhaupt  genöthigt  seyn  die,  im  allgemeinen 
und  in  mehreren  widitigen  üienstzweigen ,  sehr  vemach- 
iNssigte  Staatswh^thschaflt,  nicht  wie  bisher  sich  selbst,  dem 
Zufall  oder  dem  guten  Willen  und  der  Einsicht  der  augen- 
blicklichen Leiter  zu  überlassen;  wenn  —  Bayern  eine  Stel- 
lung erringen  soll,  wonach  seine  Regierung  so  eifrig  ringt»  — 
den  Einfluss  einer  Grossmacbt  Deutschlands. 
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XU  Seite  3. 

Nach  den  fast  vollständig  bekannten  Ergebnissen  der  Spczial- 
Vermesnmg,  enthält  das  Königreich  Bayern  in  seinen  acht  Regie- 
rangsbezirken 1394,58  geogr.  OMeileii,  bildel  also  etwa  i2% 
des  Flächengehalts  von  ganz  Deutschland.  Von  sanen  21^,508808 

Baycrnschen  Tagwerkfläche  (1  Tgwrk.  =  1,334  prenss.  Mor- 
gen) kommen  etwa  1,297000  oder  5,81%  auf  Unland,  d.  h. 
Gebäude,  Wege,  Gewässer,  unbaufähiger  Boden,  13,968052 
Tgwrk.  oder  62,07  %  sind  dem  Land-  und  Gartenbau  allein, 
7,253133  oder  32,23  Vo  dem  Waldbau  allein,  gewidmet.  In 
Beziehung  aof  dio  ZerttüMmg  des  Bodens  Hegen  nur  aus 
dem  Jahre  1839  Nachrichten  vor  und  damals  war  die  Ge- 
sammtzahl  der  Parzellen  17,090216,  wonach  abO' aof  jede 
□Meile  durchschnittlich  12255  Parzellen  und  auf  jede  Par- 
zelle 1,32  Tagwerk  kommen  (in  Oberbayern  2,01,  Nieder- 
bayern 1,88,  Pfalz  0,96,  Unterfranken  0,55);  auf  jede  dem 
Bodenbau  gewidmete  Parzelle  aber  nur  1,20  Tagwerk.  — - 

Die  QeeammtUmge  der  Greme  des  Königreichs  ist  mit 
allen  Krümmungen  etwa  732  geogr.  Stunden,  wovon  geipen 
das  Ausland  (Prankreich)  etwa  27  Stunden  kommen.  — 

Die  Bevölkerung  enthielt  am  Sohluss  des  Jahrs  1818: 
787818  Familien,  Ende  1846:  1,005620  und  nach  der  Zäh- 
lung vom  Dezember  1849:  1,006913  Familien ;  also  im  letzten 
Jahre  auf  einer  DMeilc  durchschnittlich  722  Familien,  wäh- 
rend auf  jede  Familie  im  Durchschnitt  22,35  Tagwerk  kamen. 
Der  Kopfzahl  nach  besass  Bayern  Ende  1834:  4,246778,  Ende 

1846:  4,504874  und  1849  :  4,520751  Bewohner,  mithin  hatte  eine 
mittlere  Durchschnittszunabme  von  0,51  Stattgefunden,  welche 
für  einzelne  Kreise  auf  0,54%  sti^  und  zu  0,43%  herabsank*  Der 
Antheil  Bayerns  an  der  Bevölkerung  von  ganz  Deutschland  ist 

10,8lo/o;  auf  der  DMeile  befinden  sich  durchschnittlich  1846: 
3230  und  1849:  3241  Bewohner,  Bayern  nimmt  daher  nach 
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der  Volksdichtigkeil  unler  den  deutschen  Staaten  erst  die 
29le  Stelle  ein. 

Bayerns  Bevölkerung  Ende  1849  verlheüte  sich  nach  Ge- 
schlecht und  Alter  wie  folgt: 

Kinder   Przt.-  Personen  Przt.-  Zusammm  Pi-zt.- 
mterH  Antheil.  über  i4  Antheil  Anlheil. 
Jahren  Jahre. 
Männlich    684963    14,05    1,570017    84,72    2,204980  48,77 
Weiblich    649573    14,37     1,ÖCÜ198    36,80    '.i.3i5771  51,23 

1,284536    28,42    3,236215    71,58    4,520751  100 
Der  Erwerbiori  nach  zerfiel  Ende  1840  die  Bevölkerung 

(4,370977)  in: 

ausschlicsslicli  L<U)d-  oder  Forst- 
wirdischaft  betreibende,  Gutsbe- 
sitzer, Pachter,  Verwalter  und 
solche,  welche  zugleich  Gewerbe 

betreiben   422466  Foim/L  1,786534  ITci^/lß 

Landbau- Taglöhner  mU  Grund- 
oder Haus-Besitz   96876      „     375003  „ 

zusaninieu  also  mit  dem  Land- 
bau beschäftigte  selbständige  .    519342  Foim/.  2,161537  If^/« 
Landbau-Taglöhner  ohne  Grund- 
oder Hausbesitz    .   «   .    .   .     8392,1     „       241614  „ 
Gesinde  aller  dieser  Klassen  .      2429    „      465978  „ 
Cfesammfzahl  der  Bodenbau  trei- 
benden Bevölkerung  ....    üObGdZ  Famii  2,869129  Äöp/'c 

Prozentantheil  derselben  an  der  Gesain mt-BevÖlkerung  65,64  %. 

Von  der  bebauten  Gesammtfläche  kommen  im  Durch- 
schnitt auf  jede  dem  Bodenbau  sich  widmende  Familie  36,5 
Tagwerke;  von  der  zum  Garten-  und  Feldbau  benutzten  Land-- 

flache  22,7  Tagwerke;  von  dem  Waldbauboden  11,8  Tgwrk. 
Von  den  vorhandenen  Parzellen  treffen  durchschnittlich  auf 
jede  Bodenbau  treibende  Familie  28,2.  Dem  Ackerbau  ge- 
widmet sind  etwa  41  Vo  des  gesamraten  Flüchengehalls,  einer 
geregelten  Wiesenkultur  14%,  dem  Waldbau  30%,  dem 
Gartenbau  1  %,  dem  Weinbau  0,1  %,  das  natürliche  und  un- 
kultivirte  Weideland  bQtiüg  4%.  Die  durchsdmitdichQ  Getreide- 
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erzeugung  wurde  im  Jahre  1837  amtlich  berechnet  zu  2,963000 
Scheffel  Korn  oder  Rocken  (22  bayernsche  Scheffel  =  89 
preuss.  SchefTel),  1,359000  SchefFel  Weizen,  1,379000  Scheffel 
Dinkel,  1,927000  Scheffel  Gerste,  2,751000  ScheflTel  Hafer.  Eine 

Angabe  lur  das  Jahr  1833  ferner,  veranschlagt  den  Kartoffel- 
erlra^  zu  ll,282UiX)  Scheftei,  die  Futterkräutererndte  zu 
33,821000  Zir.  — 

Nach  der  neusten  bekannt  gewordenen  Thier -Zählung 
von  1840  waren  349688  Pferde,  2,625294  Stück  Hornvieh, 
1.889888  Schafe,  842851  Schweine,  107236  Ziegen  und  213644 
Bienenstöcke  vorhanden. 

Die  Zahl  der  im  Jahre  1846  in  Bayern  befindlichen  Ge- 
meinden  isi  8125,  der  Ortschaften  44590,  in  8  Regierangs- 
Bezirken  mit  28  Kreis-  und  Stadt-Gerichten,  221  Landgerich- 
ten, 38  HeiTschaftsgerichten  und  31  Kantonen  mit  Friedens- 
gerichten;  mithin  sind  im  Durchschnitt  auf  der  □  Meile  5,82 
Gemeinden  und  31,97  Ortschaften.  Es  treffen  ferner  auf  jede 
Gemeinde  124  Familien  556  Bewohner,  2103  Parzellen,  2776 
Tagwerke  (1840  in  Oberbayern  4719,  in  Oberfranken  2136). 
Im  Jahre  1840  zahlte  Bayern  647172  Privatwohn^cödWe  (auf 
eins  derselben  durchschnittlich  6,87  Bewohner)  und  667490 
sonstige  Privatgebäude. 

Zu  Seite  4. 

Von  der  Hamüribhoihek  des  Bayemschen  Staatsbürgers  ist 
Ende  1850  em  Supplement>Band  ersdiienen. 

Zu  Seite  4. 

Als  erste  VeroH'entlichung  des  seit  1809  bestandenen,  seit 
1839  dem  jetzigen  Vorstände  (Dr.  von  Herrmann)  anvertrau- 
ten statistischen  Bureau,  sind  im  Herbste  1850  „Beiträge  zur 
Statistik  des  Königreichs  Bayern^"  in  den  Buchhandel  gekom- 
men. Es  sind  dies  58  Tafeln  über  Bevölkerungs- Verhältnisse 
des  Königreichs,  weldie  für  den  grossem  Leseiicreb  höhem 
Werth  haben  würden,  wenn  sie  mehr  enthielten  als  nackte 
Zahlenreihen.  — 

Zu  Seite  32, 

^Zusätze  und  Bemerkungen"  zu  der  Schrift  über  die  Bayern- 
sche  Fmf-Verwaltung,  sind  in  Hof  bei  Grau  1850  erschienen. 
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Königreichjs  Württemberg. 


L  Im  AUgeaeinoi. 

Auch  der  jetzige  Staat  Württemberg  ist  auf  and  aas  den 
TrümmerD  des  alten  deutschen  Reichs  entstandefn.  Sein  Be- 
herrscher warde  Kurfürst  durch  das  Reichsgesetz,  welches 

die  deutschen  Zustände  nach  Abtrotnni'  des  hnken  lUicinufers 
ordnete;  «ler  ReichsdepiUalionsrezcss  von  1803  verlieh  ihm 
eine  neue  einflussreichere  Stellung;  der  Frieden  von  Press- 
burg brachte  am  26.  Dezember  1805  dem  neuen  Kurftirslen 
die  Königswürde  und  die  Souveränetät,  welches  ein  Manifest 
des  Königs  Friedrich  II.  (regierend  seit  d3.  Dezember  1797) 
vom  1.  Janaar  1806,  dem  Lande  verkündete.  Schon  als  Her- 
zog und  Kurfürst  hatte  Friedrich  II.  in  beständigen  Streitig- 
keiten mit  den  viclberechligten  Ständen  des  allen  Landes 
Würtlcniljeri;  gelebt,  er  enizoi^  deshalb  die  neu  erworbenen 
Lande  der  ständischen  i^nwirkung  gänzlich;  ging  aber,  nach 
erlangter  Königswürde,  noch  weiter,  indem'  er  durch  Edikt  vom 
30.  Dezember  1805  die  ständische  Verfassung  des  alten  Lan- 
des gänzlich  aufhob*  Acht  Jahre  unumschränkter  Regierung 
folgten  hierauf,  denn  der  Eintritt  in  den  Rheinbund  (am 
12.  July  1806)  beengte  den  König  in  dieser  Richtung  nicht, 
und  erst  der  Sturz  des  Protektors  Napoleon  nöthigte  die  Re- 
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gieriing,  auch  der  ständischen  Rechte  wider  zu  gedenken. 
Viel(3  wichtige  Aondenini^en  fallen  in  den  Zeitraum  des  un- 
umschränkten Regiments,  z.  B.  über  Art  und  Grösse  der  Ab- 
gaben; die  Vereinigung  der  Kammerwrwallung  und  Landet' 
haeu  zu  einer  lediglich  zur  Verfügung  des  Königs  stehen- 
den Staatskasse;  ein  Eausguet»  vom  1.  Januar  1808  (Reg. 
Blatt  von  1810);  die  Einziehung  des  reichen  Vermögens  der 
altwiirltembergischen  protestantischen  Kirche,  ohne  dass  sol- 
ches durch  den  Reichs-Depulalions-IIauptschluss  oder  sonst 
nur  irgend  zu  rechtfertigen  war  u.  s.  w.    Die  VenpaUung 
wurde  nach  den  Grundsätzen  des  Realsystems  umgebildet; 
zuerst  im  Jahre  1807  auf  Grand  des  Organisations-Bfanifests 
vom  18.  März  1800;  dann  im  Jahre  1811  durch  Anordnung 
eines  Staatsraths  (July  1)  und  durch  die  neu^  Organisation 
der  Departements  des  Innern  und  der  Finanzen  (July  1); 
durch  die  Geschäftsbcstimniungen  für  das  PoHzei-Ministerium 
(1812  Februar  12)  u.  s.  w.  Auch  die  entsprechenden  Einthei- 
lungen  des  Landes  geschahen  in  den  Jahren  1807  (July  7) 
und  1810  (April  11).   Der  Protektor  des  Rheinbundes  war 
schon  theil weise  besiegt,  als  durch  das 'Manifest  vom  6.  No- 
vismber  1813  deir  König  von  Württemberg  seine  innige  Ver« 
bindong  mit  Frankreich  lösste  und  dem  Bunde  der  Gegner 
sich  anschloss  (Vertrag  vom  13.  November  mit  Oeslerreich). 
Auf  dem  nach  dem  Siege  Statt  findenden  Wiener  Kongresse 
verlangten  bekanntlich  Preussen  und  Hannover  die  Einfüh- 
rnng  landständischer  Verfassungen;  allein  die  Könige  von 
Bayern  und  Württemberg  widersetzten  sich  jedem  derartigen 
Einflüsse  auf  ihren  Willen.  Als  sodann  die  Gewissheit  vor- 
lag, dass  die  Bondesakte  derartige  Bestimmungen  enthalten 
werde,  verliess  der  König  von  Württemberg  im  Januar  1815 
den  Kongress  und  erliess  unter  dem  11.  Januar  1815  ein 
Manifest  mit  der  Ankündii^un^  einer  von  ihm  zu  verleihenden 
Verfassung  und  ständischen  Vertretung.   Diese  erschien  un- 
mittelbar nachher  (29.  Januar)  in  ihren  Grundziigen',  wurde 
am  15.  März  einer  ganz  willkürlich  zusammengesetzten  Stände- 
versammlung als  Gesetz  übergeben,  auch  sofort  vom  Könige 
beschworen;  jedoch  unmittelbar  nachher  von  der  Versamm- 
lung einstimmig  zurückgoviesen.   Nunmehr  erfolgten  Unter- 

11* 
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handlangen;  Vertagung  (26.  July);  Manifest  des  Königs  (5.  Au- 
gust); Wiedcrbcrufung  der  Versammlung  (15.  Oktober) ;  kom- 
missarische Arbeitrn  ii.  s.  w.,  bis  zu  dem  am  30,  Oktober 
1816  erfolgten  Tode  (ks  Kömgs  Friedrich^ 

König  Wilhelm,  die  Verhandlungen  auf  erweiterter  Grund- 
lage fortsetzend,  berief  die  Versammlung  zum  24.  November, 
vertagte  sie  jedoch  schon  am  6.  Dezember  um  Zeit  zur  Be- 
schaffung der  Vorarbeiten  für  die  neue  Verfassung  zu  ge- 
winnen. Den  am  S.  März  1817  wieder  versammelten  Stän> 
den  wurde  der  daraus  hervorgegangene  Entwarf  vom  Könige 
selbst  vorgelegt;  die  Versammlung  verwarf  nach  vielfachen 
Unterhandlungen,  auch  das  ihr  gestolhe  Ultimatum;  wurde 
deshalb  am  4.  Juny  1817  aufgelöst  und  der  König  Wilhelm 
regierte  nunmehr  gleichfalls  unumschränkt  bis  zum  25.  Sep- 
tember 1819.  Die  Regierung  hatte  in  einem  Manifeste  die 
Ursachen  des  Zerwürfnisses  und  ihre  Rechtfertigungsgriinde 
dargelegt;  auch  eine  Art  von  Berufung  an  das  Volk  selbst 
vorgenommen,  ohne  dass  solches  die  gehofften  Erfolge  ergab. 
Deshalb  erschien  unter  dem  10.  Juny  1819  eine  Königl.  Pro- 
klamation wodurch,  zum  nochmaligen  Versuche  der  Verein- 
barung, eine  neue  Stiindeversanmilurii;  l)ernfen  wurde.  Vom 
13.  July  bis  23.  Septbr.  uaterhaudelte  man  und  am  2ö.Septbr. 
1819  erschien  die  aus  einem  Verlrage  des  Königs  mit  den 
Ständen  hervorgegangene  Verfassungs-Urkunde  (z.V.  R.  Mohl, 
die  Geschidite  der  Wtirttembergischen  Verfassung  von  1819, 
in  der  Zeitschrift  fiir  die  gesammte  Staatswissenschafi  1849 
Jahrg.  VI.  Heft  1). 

Mit  kräftigen  Worten  sind  die  Grundzüge  der  so  eben 
angedeuteten  Zustände  und  Ereignisse  in  der  vortrefflidien 

Darstellung  des  Staatswirthschaftlichen  Zustandes  in  den  deut- 
schen Bundesstaaten  von  Bosse,  Braunschweig  1820  Seite  556  ff 
geschildert.  Er  sagt  unter  andern:  König  Friedrich  herrschte 
mit  Machtvollkommenheit  in  Schwaben,  über  alte  Erblande» 
und  neues  Besitzthum;  Geschmack  und  Prachtaufwand  an 
seinem  Hofe;  Einsicht  und  Ordnung  in  der  Verwaltung»  deren 
Behörden  grösstentheils  zu  Stuttgart  vereinigt»  und  nicht  hn 
Lande  verthellt  waren.  Steuern  und  Frdinen  lasteten  schwer 
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auf  dem  Lande,  Seufzer,  Erinnerung  an  das  alte  Recht,  unter 
dem  Württemberg  das  hovölkertste  deutsche  Land  geworden, 
der  Wünsche  und  der  Worte  Vereinigung  wurden  streng  be- 
wacht Als  aber  das  ruhende  Recht  zwischen  Herrn  und 
Ständen  wieder  Lebensbewegung  zeigte,  konnte  es  damit  doch 
nicht  zum  Durchbruch  kommen,  weil  die  Arbeit  bei  dem 
Mangel  gemeinschafdichen  Vertrauens  in  die  Verwicklungen 
der  Anwaltskunst  gerieth.  Indess  die  Vater  über  die  eintre- 
tende Verfassung  mit  unübertroffenem  Aufwände  von  Gelehr- 
*  samkeit  und  Scharfsinn  stritten,  und  bei  verweigerter  Steuer- 
zahlung der  Verkauf  der  Kostbarkeiten  der  Krone  beschlossen 
wurde,  führte  der  jetzige  König  die  Söhne  Württembergs  zu 
Schlachten  und  zu  Siegen;  der  Ruhe  vor  den  Feinden  gewiss, 
wenn  er  nur  die  ihrige  nicht  störte.  Und  als  er  den  Thron 
bestieg,  wollte  er  den  Verfassungsstreit,  gleich  einer  Schlacht, 
zur  raschen  Entscheidung  bringen,  nahm  dazu,  wie  der  Augen- 
blick gekommen  schien,  die  ganze  Kraft,  d.  h.  Alles,  was  er 
nachgeben  wollte,  zusammen,  und  stellte  das  Seyn  der  Ver' 
Fassung  auf  Ja  oder  Nein.  Doch  gingen  noch  zwei  Jahre  hin, 
bis  dass  die  Verfassung  aus  gemeinschaftlicher  Berathüng  unter 
dem  Freadenrof  des  Volks  hervorging. 

In  diesen  beiden  Jahren  hatte  sich  die  Verwaltungsweise 
und  noch  mehr  Geist  und  Stimmung  verändert.  An  der  Spitze 
der  Verwaltung  stand  ein  verantwortlicher  Geheimerath;  die 
Behörden  waren  nach  Kreisen  in  dem  Lande  vertheilt;  die  .  . 
Gemeinden  hatten  ihre  Verwaltung  und  Güter  zurückbekom- 
men; die  Stiftungen  desgleichen.  Die  Absonderung  des  evan- 
gelischen Kiröhenguts  im  vormaligen  Herzogthom  ward  vor- 
bereitet, und  der  katholischen  Kirche,  worfIber  zu  Rom  eine 
gemeinschafdiche  Verhandlung  mit  andern  Hofen  statt  hatte, 
wie  der  reformirten  Kirche,  eine  besondere  Ausstattung  zuge- 
sichert. Die  Anstalten  und  Vereine  für  Wohlthätigkeit  nahm 
die,  nun  verklärte,  Königin,  nach  alterthümlicher  Sitte,  in  ihre 
Obhut.  Der  König  sparte  an  den  Prunkkosten  des  Hofs  zum 
Resten  der  Kunst.  Er  kleidete  seinö  Krieger  nicht  in  Gold 
und  Silber,  aber  geschmackvoll,  und  auf  Wind  und  Wetter 
berechnet,  üeberhaupt  ward  das  Strafrecht  milder  in  Wort 
und  Vollzug.   Seine  Freiheit  erhielt  der  Gedanke  in  Rede  und 
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Schiifi.  Wegen  der  gatsherrlicheii  Gefalle  und  ihrer  Ablös* 
barkeit  erfolgten  Bestimmungen.  Es  eröffiiete  sich  eine  land- 
wirtbschafiltche  Schule,  die  mit  einem  Gute  zur  Husterwirth- 

Schaft  ausgestattet  wurde.    Die  Proisvertheihing  des  landwirlh- 
schaftlichen  Vereins  j^eschnh  zu  Kanstatt  in  Gegenwart  des 
Königs.    Nach  der  Weise  jenes  landwirthschaftlichen  Vereins 
entstand  ein  Handels-  und  Gewerbverein,  mit  dem  Recht  An- 
träge zu  machen.   Der  Wollmarkt  zu  Kirchheim  ward  durch 
Steuerfreiheit  befördert.  Bei  den  Posten  die  Bewahrung  des 
Geheimnisses  versichert,  und  ihre  Verwaltung  mit  aller  Znbe* 
hör  an  Thurn  und  Taxis  übergeben.   Auch  mit  den  iibngen 
Standesherren,  die  hier  am  zahlreichsten  sind ,  ordneten  sich 
allmählig  die  Verhallnisse,  welche  so  viele  schwierige  Geschäfts- 
berechnung veranlasst.    Klar  und  lichtvoll  sollte  die  ganze 
Verwaltung  seyn;  mit  zwei  Uebeln,  nämlich,  dass,  statt  der 
Beamten,  die  Schreiber  und  oft  mit  schmutzigen  Händen  die 
Geschällie  führen,  so  wie  dass  die  Geschäfte  nicht  vorwärtSi 
sondern  in  Rückstand  kommen,  mit  diesen  Uebeln  sollte  ein 
schnelles  Ende  werden;  alles  aber,  was  dem  Staate  in  Geld^ 
und  Gut  verrechnet  wird,  ebenso  übersichtlich  als  zuverlässig, 
der  ganze  Rechnungshaushalt  in  sich  zusarnnK^nhangend ,  der 
Au£skht,  wie  der  Nachsicht  des  Rechnungshofes  unterworfen 
seyn.  (So  weit  Bosse).  — 

Wenn  die  Regierung  Württembergs  zu  jener  Zeit  die 
Zügel  der  innem  Verwaltung  nicht  selten  etwas  straiF  anzog, 
so  muss  man  doch  auch  gleiche  Entschiedenheit  hinsichtKdi 
der  äussern  Beziehungen  mit  Anerkennung  erwähnen ;  obgleich 
dem  guten  Willen  die  Kraft  der  Ausführung  mangelte.  Im 
Anfang  der  1820iger  Jahre  trat  die  Absicht  der  Grossmächte, 
die  Angelegenheiten  Europa's  ohne  Zuziehung  der  Staaten 
zweiten  Ranges  zu  leiten  und  zugleich  die  Beschränkungen 
der  freien  Bew^uog  der  Völker  systematisch  weiter  auszu- 
bilden, immer  deutlicher  hervor.  Eine  Wiederstandspartei, 
aus  den  grösseren  Regierungen  Deutschlands  (mit  Ausnahme 
einiger  norddeutschen  Staaten)  bestehend,  deren  Mittelpunkt 
Württemberg  war,  aibcitete  den  Entwürfen  der  Grossmächte 
entgegen  [z.  v.  die  würltembg.  Zirkularnote  vom  2.  Januar 
1823).  Der  Bundesbeschluss  vom  24.  Februar  1823  entsprach 


Digitized  by  Google 


167 


desbaib  den  Erwartungen  der  Grossmächte  nicht,  welche  eine 
unumwnndene  BcistimmuDg  des  deutschen  Bundes  zu  den 
Bescbltisseo  des  Kongresses  von  Verona  beansprucht  hatten; 
wiewohl  Württemberg  mit  seiner  die  vollste  Unabhängigkeit 
wahrenden  Abstammung  allein  stehend  blieb.  Die  württem- 
bergische Regierung  setzte  diesen  Kampf  für  die  Unabhängig- 
keit noch  eine  Zeit  lang  fori  ,  obgleich  sie  durch  Abberufung 
der  Gesandten  Oesterreichs,  Proussens  und  Russlands  (2.  Juny 
1823)  gestraft  wurde ;  obgleich  man  sie  zwang  die  Karlsbader 
Presszwangbeschltisse  in  Vollzug  za  bringen;  obgleich  man 
darch  Intrigen  aller  Art  den  Darmstadter  Handelskongress 
sprengte;  obgleich  ihre  Bemühungen  fiir  die  Rechte  ^bteios 
gegen  den  dänischen  Gewalthaber  ohne  Erfolg  blieben.  Anf 
die  Dauer  aber  war  diese  vereinzelte  Stelhmg  unhaltbar;  Herr 
von  Wangenheim,  dieser  ausgezeichnete  Vertreter  freisinniger 
Bestrebungen,  wurde  deshalb  von  seiner  Regierung  abgerufen 
mid  so  war  der  im  November  1823  wider  zusammentretende 
Bandestag  geeignet  ein  willenloses  Werkzeug  in  der  Hand 
der  .Grossmächte  2u  bilden,  eine  Aufgabe,,  weldie  seitdem  mit 
fortgesetztem  Erfolge  gelöst  ist. 

Die  wichtigsten  seit  der  Verfassungs-Urkunde  ergangenen 
Verordnungen j  welche  Verfassungs^Verhültnisse  bctrelfen,  sind: 
die  Königliche  Deklaration  der  staatsrechtlichen  Verhaltnisse 
des  vormals  reichsunmittelbaren  Adeis  vom  S.Dezember  1821; 
das  Königliche  Hausgesetz  vom  8.  Juny  1828;  dann  die  Akten- 
stücke des  Jahrs  1849.  Hinsichtlich  der  Letzteren  ist  zu  be- 
merken, dass  am  3;  April  1849  die  Regierutig  einen  Gesetz- 
entwarf über  die  Einberdfung  einer  Versammlung  von  Volks- 
vertretern zur  Berathung  einer  Revision  der  Verfassung ,  den 
Ständen  vorlegte;  zur  Vollziehung  des  deutsdn^n  Reichsge- 
setzes vom  27.  Dezbr.  1848  die  Grundrechte  des  deutschen 
Volks  betreffend,  (Art.  8.)  und  in  Gemässheit  der  den  Ständen 
bei  Eröffnung  des  Landtags  ertheitten  königl.  Zusicherung. 
Am  25.  April  1849  erfolgte  die  Erklärung,  wodurch  derKämg 
mibedingt  die  Rdchsverfasiung  und  das  Betdiitoahlgßsef»  a»- 
nahm  und  das  Regierungsblatt  vom  2.  July  1849  brachte  das 
am  Tage  zuvor  erlassene  Gesetz  über  die  Einberufung  einer 
Versammlung  von  Volksvertretern  zur  Berathung  einer  Revision 
der  Verfassung  (Vollzug-Instruktion  vom  9.  July).   Der  letzte 
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Landtag  nach  der  Verfassung  von  1819  wurde  am  11.  August 
1849  geschlossen;  die Einberufiing der vf rfassongsrevidirenden 
Versammlang  geschah  unter  dem  iZ.  November,  deren  BröfF- 
nuDg  am  1»  Dezember.  Allein  die  Erscheinungen  der  Jahre 
1815  and  1817  erneuerten  sich;  man  konnte  wiederum 
nicht  einig  werden,  weil  die  grosse  Mehrheit  der  Versamm- 
lung einem  Ministerium,  welches  auch  vor  (len  Märztagen  des 
Jahrs  1848  verwaltet  hatte,  das  verlangte  Vertrauen  nicht 
gewähren  wollte.  Das  £rgebniss  bestand  abermals  in  der  am 
22,  Dezember  1849  erfolgten  Auflösung  der  Versammlung. 
Die  Anordnwig  neuer  Wahlen  geschah  bereits  im  Januar  1850» 
ein  »weUer  Versuch  der  Einigung  zwischen  Regierung  und 
Volk  fand  vom  15.  März  bis  3.  July  1850  Slalt.  wo  die  Ver- 
sammlung mit  der  öncnfüchoii  Erklaiung  dos  Königlichen  Miss- 
fallens (4.  July  1850]  niifi^elöst  wurde;  um  der  dritten  f?cr- 
fassmgberafhendm  Vei^ammiung,  gleichfalls  aus  allgemeinem 
Wahlrechte  hervorgegangen»  Platz  zu  machen,  welche  am 
4*  Oktober  zusammengetreten  hU  Missüngt  auch  dieser  Ver- 
such, so  kehrt  man  vielleicht  zu  einem  Regierungssysteme 
zurück,*)  welches,  nach  den  bisherigen  Erfahningen  Aussicht 
gewährt,  wenigstens  einige  Jahre  Stand  halten  zu  können. 

Von  1820  bis  1839  haben  zehn  Landtage  Statt  gefunden 
(die  Versammlung  von  1820  und  1821  als  Einen  Landtag,  und 
die  kurze  Sitzung  im  Spätherbste  1835  als  zum  zweiten  Land- 
tage von  1833  'gehörig  gerechnet),  nämlich  in  den  Jahren 
1820  und  21;  1823  und  24;  1826  und  27;  1828;  1830;  1833 
(ihrer  2);  1836;  1838;  1839.  Von  diesen  waren  die  Landtage 
von  1828  und  1838  ausserordentliche,  zu  Gesetzgebungsar- 
beiten bestimmte;  der  erste  von  1833  wurile  bald  aufgelöst: 
alle  übrigen  \n  aren  ordentliche,  zur  Festsetzung  eines  je  3jäh- 
rigen  Tinanzetats  zunächst  nothwendige-  Auf  dem  Landtage 
von  1821,  1823/4  und  1828  erschien  die  erste  Karomer  nicht, 
so  dass  die  Ständeversammlung  npr  aus  Einer  Abtheilung  be- 
stand. In  der  Regel  fanden  während  der  Dauer  der  Land- 
tage längere  Vertagungen  Statt,  um  den  Kommissionen,  beson- 
ders der  Finanz-Kommission,  Zeit  zur  Vorbereitung  ihrer  An- 
träge zu  lassen. 

^  ^)  Ut  bereits  bei  AuMniiif  anob  dieser  Venammiaog  am  a.  NoTenber 
geechehn. 

« 
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Der  Zusammentiiti  der  LandtagsversammluDgen  folgender 
Jahre  gesdiah : 

1841  am  23.  Oktober, 
1845  am  30.  Januar, 

1847  am  5.  Januar  (ausserordentlich), 

1848  am  22.  Januar, 
1848  am  13.  März, 

1848  am  20.  September,  ^  ^ 

1849  am  1.  Dezember, 

1850  am  15.  März, 

•  1850  am  4.  bktober. 

Eine  dem  würltembcrgischen  Ständewesen  eigenlluimliche 
Einrichtung  si  nd  die  Berichte  des  ständischen  Ausschtisses  und 
deren  Berathung  in  den  Kammern.  Sie  ist  sehr  empfelilens-  . 
Werth,  nicht  Dur  aJs  getreues  Bild  des  Ganges  der  Staalsver- 
waltang,  sondern  auch  als  das  einzig  wirksame  Mittel  um  die 
TerfessoDgS'BestimmiiDgen  überMinisterverantwortlichkeit  prak- 
tisch aosführbar  und  ntttzHch  zu  machen. 

Hinsichtlich  der  ThäHgkeit  der  Gesetzgebung  und  Verwal- 
tung sind  einzelne  Jahre  besonders  hervorzuheben,  z.  B.  das 
Jahr  1821  wegen  dos  Gesetzes  über  die  Verhältnisse  der  Zivil- 
staatsdiener vom  28.  Juny,  ferner  wegen  der  Organisation 
der  Gemeinde  Verfassung,  Oberamtsverfassung,  Rechtepflegei 
Kreisstellen  und  Notariatsverwaltung;  das  Jahr  1825  wegen 
der  Verordnung  vom  23.  August  über  den  Wirkungskreis  und 
Geschäftsgang  der  gemeinsdiaftttchen  Oberämter;  das  Jahr 
1889  wegen  des  Polizei-Strafgesetzes  vom  2.  Oktober,  mit 
Vollzugverordnungen  in  den  folgenden  Jahren ;  die  Jahre  1848 
und  1849  wegen  einer  Menge  Verordnungen  im  Sinne  der 
Statt  gehabten  Volksbewegung. 

Württemberg  hat  in  den  ersten  14  Jahren  des  laufenden 
Jahrhunderts  »einen  FUkkmis^ttoaehi  mit  etwa  718000  Bwohr 
iiem- erlangt,  wogegen  es  etwa  100000  Seelen  abtreten 
mnsste.  Da  seine  Bevölkerung  Ende  1816:  1,398680  Köpfe 
betrug,  so  werden  die  Erwerbungen  auf  nahezu  die  Hälfte 
der  Einwohnerzahl  von  1814  zu  berechnen  seyn.  Nach  der 
provisorischen  Bundesmatrikei  soll  Württemberg  im  Jahre 
1818  nur  1,395462  Bewohner  besessen  haben;  ein  Wider- 
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1816 ,  welcher  pur  dorch  eine  (zu  jener  Zeit  unwahrscheinli- 
che)  Abnahme  der  Bevölkerung  zo  erklären  seyn  würde. 
Ende   1822   besass  Württemberg    1,445901,  Ende  1846: 

1,752538  Bewohner  auf  354,278  QU.  Die  miülere  jähr- 
liche Zunahme  der  Bevölkerung  ist  seit  1834:  1,12  %.  die 

höchste  für  einzelne  Landestheile  1,35  Vo,  die  geringste  0,83  Vo- 
Württemberg  besitzt  auf  der  QM.  durchschnittlich  5024  Be- 
wohner und  bat  deshalb  in  Deutschland  nach  der  Volksdicht- 
heit Nr*  10 ;  sein  Prozentantheil  an  dem  Flächengehalte  Deutsch- 
land Ist  3,09  Vo  an  der  Bevölkerung' 4^7 

Der  arbeUsfäkige  Tbeil  der  Bevölkemng  enthielt  in  den 
Altersklassen  von  14  bis  60  Jahren  1,061715  Köpfe  oder  etwa 
60  Vo;  die  streitbaren  Altersklassen  der  Männer  zwischen  20 
und  60  Jahren  enthielten  423137  oder  24  %;  die  waffen- 
p^tcA%e  Mannschaft  von  20  bis  25  Jahren  begrifl*  75188  Köpfe 
oder  4,99  %  der  ganzen  Bevölkerang.  Die  ländkeke  Bevöl- 
kerung wird  zu  I9366I89  Köpfen  berechnet,  mitbin  kommen 
auf  je  100  Städter,  354  ortsangehörige  Landbewohner. 

Einzelheiten  über  die  Bevölkerungs- Verhältnisse  des  Lan- 
des enthalten  namentlich  die  Wiirtlembergischen  Jahrbücher 
in  den  Jahrgängen  1834  S.  114;  1846  S.  8,  98;  1847  S.  94; 
1848  S.  33  und  223.  Die  Zählung  vom  Dezember  1849  hat 
eine  Abnahme  ergeben,  indem  nur  1,744595  Einwohner  vor^ 
gefunden  sind,  welche  nach  Geschlecht  und  Altersklassen  wie 
folgt  sich  verdieUen: 

Xinder    Frsf.-    Pen&nm  Prsl.-  JRrsl.- 
unter      Antheil.   über  i4   Antheil.  Zutanmen.  AntheiL 
Jahr.  Jahr. 
Männlich  278442    15,96      569915    32,67       848357  48,63 
Weiblich  987669    16,49      608569    34,88      896238  51,37 
566111    32,45    1,178484   67,55    1,744595  100 

Diese  auf  375904  Familten  vertheilt,  ergeben  fiir  eine 
Dnrchschnittsfamilie  4,64  Köpfe.  —  Von  der  ertragfähigen 
Grundfläche  sind  6OV3  %  angebaut ,  wovon  43  o/q  Ackerland, 
13V3%  Wiesen,  IV3  %  Weinberge,  2V3  %  Baumgüter,  Gär- 
ten u.  s.w.;  ungebaut  dagegen  sind  39V3V0.  worunter  3iy»Vo 
Wald,  7V8  %  Weide  und  V«  %  Steinbrüche* 
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Die  Zahl  der  in  Württemberg  befindlichen  Gemeinden  ist, 
nach  dem  Staatshandbuch  für  1847  Seite  535,  in  4  Kreisen 
mit  64  Oberämtern,  1893;  mithin  sind  auf  der  QM.  im  Durch- 
schnitt 5,34.  £$  treffen  ferner  auf  jede  Gemeinde  durch- 
schnittlich 202,39  Familien,  925,60  Bewohner,  2274,66  Morgen 
Bodenraum«  Die  Zahl  der  Wohnplätze  ist  9606.  wovon  194 
Städte,  1236  Pfarrdörfer,  447  Dörfer,  121  Pfarrweilcr.  3059 
Weiler,  2537  Höfe,  1974  einzeln  stehende  Schlösser,  Wohn- 
sitze u.  s.  w.  Die  wirkliche  Zahl  der  Gebäude  im  Lande 
dürfte  sich  an  410000  belaufen;  deren  Werth  auf 355,000000  fl. 
zu  schätzen  ist.  — 

Der  Gumaaimmik  der  Hauaßiere  soll  nach  den  neusten 
Dorchsdinitts-- Berechnungen  45  bis  46  Hill.  fl.  betragen.  — 
Ihre  Zahl  am  1.  Januar  1850  ist  im  amtlichen  Kalender  wie 
folgt  angegeben: 


auf  der  QM, 

Pferde     .  . 

.  103837 

—  293 

Rindvieh  .  • 

.  850123 

~  2399 

Schafe    .  . 

.  576284 

—  1627 

Sdiweine 

.  210702 

—  595 

Ziegen    .  . 

50988 

—  144 

Bienenstöcke 

90974 

—  257 

Für  den  Staalshaushalt  und  das  Abgabenwesen  dos  König- 
reich Württemberg  giebt  es ,  auch  ausser  den  Aktenstücken 
der  Landes  Vertretung  und  ausser  dem  Regierungsblatt,  meh- 
rere .besonders  gute  Quellen,  z.  B.  Mo^l,  Staatsrecht  des  Kö- 
nigreichs Württemberg  2  Bde.  Tübingen  1846  (jedoch  nur  bis 
einschliesslidi  1839  bearbeitet);  Berdegtn,  Württembergs  Staats- 
haushalt Stuttgart  1848;  Keckeitm,  das  Steuer-  und  Kataster- 
wesen Siuii^H  iSiS]  W^rHmbergische  Jäkrhüeher  des  sta- 
tistisch-topographischen Biireau  (leider  sehr  verspätet  erschei- 
nend). Ferner  sind  geh^gentlich  benutzt:  das /To/*-  und  Staats- 
Handbuch,  Memmingers  IJeschreibung  von  Württemberg,  3te 
Auflage  Stuttgart  1841  (eine  der  besten  Darstellungen  ihrer 
Art,  besonders  in  der  vorliegenden  Gestalt,  wovon  eine  neue 
Auflage  zu  wünschen);  Betc^reibmiff  des  Königreichs  Würt- 
temberg, herausgegeben  vom  statististich-topographischcn  Bü- 
reaa  (für  jedes  Amt  ein  Heft,  gediegene  Arbeiten);  Moaer, 
vollständige  Beschreibung  von  Württemberg,  2  Bde.  Stuttgart 
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1848  uiid  von  demselben  Verlasser  die  verdienstlichen  Bei* 
träge  zur  ZeiMuip  det  Veremi  für  deutsche  StaUx^,  Jahrg. 
1847  S.  151,  202,  424,  1848  S.  47,  112,  447;  Griesinger,  Uni- 

versal-Lexikon  von  Wiirltembcrg ,  2.  Auflage  Slull^art  1841; 
Festschrift  zur  Juheileier  der  25jährii;on  Regierung  <ies  Königs 
Wilhelm,  Ludwigsburg  1841;  Roller,  [landbuch  für  württbg. 
Ortsvorsteher  u.  s.  w.  Stuttg.  1834;  Roller,  das  würltbg.  Poli- 
zeirecht,  2te  Aufl.  Stuttg.  1841 ;  RieMer,  der  Handels-Xk>nsa-» 
lent  für  Württemberg,  Stuttg.  1846.  — 

Das  Kapitel  YIII.  der  Wiirttembergischen  Verfassungeur- 
künde  vom  25.  September  1819,  welches  vom  Ftnamwesen 
handelt,  stellt  den  in  andern  Staaten  streitigen  Grundsatz  fest, 
dass  sunächst  der  Ertrag  des  Staatsguts  für  die  Bedürfnisse 
der  Staatsgenossenschaft  verwendet  werden  müsse,  und  dass 
nur  der  dann  noch  bleibende  Aiisgaheiiberschuss  durch  Umlagen 
auf  das  Vermögen  der  Bürger  zu  decken  sey.  Der  Haiipt- 
Finanzetat  soll  nach  §.  112  der  Verfassung  in  der  Regel  auf 
3  Jahre  gültig  seyn ,  allein  die  Bestimmung  des  §.  188,  wo- 
nach jedes  Jahr  der  Finanzminister  mit  dem  ständischen  Aus- 
schüsse den  Etat  des  künftigen  Jahrs  zu  berathen  hat,  bewirkt, 
dass  für  jedes  Jahr  die  Ausgaben  und  Einnahmen  besonders 
festgesetzt  und  berechnet  werden  und  erst  durch  deren  An- 
einanderfügung  der  dreijährige  Etat  entsteht.  Der  Haiipt-Fi- 
nanzetat  wird  eigen thünilicher weise  von  der  Ober- Rechnungs- 
kammer entworfen,  jedoch  ohne  Verbindlichkeit  für  das 
Ministerium;  die  Etatsjahre  beginnen  und  enden  mit  dem 
1.  July;  die  vier  Hauplabtheilungen  des  Etats  sind:  Darlegung 
des  Staatsbedarfs,  Nachweisung  des  Ertrages  des  Kammerguts, 
Bezeichnung  der  Steuern  zur  Deckung  des  Abgabenüberschus- 
ses, Restverwaltung.  Die  in  andern  Budgets  vorkommende 
Eintheilung  in  stehende  und  veränderliche  Ausgaben  und  Ein- 
nahmen,  findet  sich  nicht,  weshalb  jeder  einzelne  Posten 
'  neuer  Prüfung  und  Bewilligung  unterliegt. 

Ein  wichtiger  allgemeiner  Grundsatz  ist,  dass  alle  Ausga- 
ben des  Staats  aus  der  Staatshauptkasse  geleistet  werden, 
welche  dieses  Geschäft  durch  lokale  Ausgabekassen  oder 
durch  Berechnung  mit  den  Einnahmekassen  erledigt. 
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'  Als  einzige  Ausnahme  werden  die  EkmenUtrhoOm  der 
Einnahmen  von  den  betrefSenden  Einnahmekassen  nnniittelbar 

und  ohne  Berechnung  gegen  die  Staatshaiiptkasse  bestritten; 
was  allerdings  keineswegs  ein  nachahniungswerthes  Verfah- 
ren ist.  Schon  im  Jahre  1833  vei"suchte  der  Abgeordnete 
PßekkreTf  durch  einen  gründlich  ausgeführten  Antrag  auf  ver- 
fassnng^mässige  Verabschiedung  des  Elementar -Aufwandes, 
diesen  Uebelstand  zu  beseitigen.  Er  wiess  namentlich  nach, 
dass  (abgesehen  von  den  Bestimmungen  der  Verfossung^ur- 
künde,  welche  hinsichtlich  der  Steuern  den  Landständen  das 
Recht  der  Bewilligung  unzweifelhaft  beilegt)  durch  Vorab- 
nahme der  Gewinnungs-Koston  von  den  Einnahmen,  den  Stän- 
den die  nöthigc  Einsicht  und  Prüfung  eines  bedeutenden  Theils 
des  Budgets  (damals  schon  4  —  5  MiU«  fl.)  entzogen  und  da- 
durch die  Möglichkeit  irgend  einer  verbessernden  Einwirkung 
benommen  werde.  Dazu  kommt  noch,  dass  von  der  mrldickm 
Höhe  der  Staats -Einnahmen  und  Ausgaben  dadurch  eine 
durchaus  irrige  Vorstellung  verbreitet  wird.  Ungeachtet  diese 
Gründe  überzeugend  genug  scheinen,  hat  jener  Antrag  keine 
Folge  gehabt;  was  indess  mich  nicht  verhindern  soll  die  der 
Wiäurkeü  entsprechenden  Zahlen  vorzuführen*  — 

Das  ist  der  jetUge  Ztutand;  gehen  wir  auch  hier  etwas 
in  die  VergangetUkeii  zurück. 

Das  Finanzministerium  erhielt  schon  in  den.  Jahrpn  1806 
his  1811  dreimal  eine  verschiedene  Organisation;  am  18.|ß[rz 
1806  und  4.  Juny  1807  kollegialische  Einrichtungen,  im  Jahre 
1811  büreaukratische  Formen.  Am  4.July  1816  erschien  eine 
Geschäftsordnung  für  das  Finanz-Departement  und  unter  dem 
11.  May  1817  eine  Königl.  Erklärung  über  die  Grundsätze 
hinsichtlich  des  Finanzwesens.  Schon  durch  Patent  vom  3.  Sep- 
tember 1815  hatte  die  Regierung  dargelegt,  weldie  Hioder« 
nisse  die  Uneinigkeit  mit  den  Landständen  der  Feststellung 
des  Staatsbaushalts  in  den  Weg  lege;  so  wie  weldie  Mass- 
regeln einstweilen  zu  treffen  seyn  würden.  Daraus  geht  her- 
vor, dass  die  Gesammtsumme  der  Steuern  1808:  2,100000  fl.; 
1810:  (durch  den  Beitrag  der  neu  erworbenen  Landestheile) 
Si,300000fl.;  1813  aber  2^400000  fl.  war,  weil  dann  die  Steuer 
von  den  der  DomänQnkammer  gdlörigen  Orten,  der  Staats- 
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kasse  ttberiassen  •  worden.  Pttr  das  Etatsjahr  von  Georgi 
1817/8  betrag  die  Staatasteaer  8,6400000.  —  Das  Jahr  1817 
Ist  fbr  die  ältere  Pinanzgesetsgebung  wichiig. 

Den  18.  November  1817  verkündete  eine  Reihe  königlicher 
Edikte  mehrfache  Abänderungen  in  den  Staatsverwaltungs- 
grundsätzen und  eine  gänzliche  Umbildung  der  bisherigen 
Verwaltungsformen.  Mit  der  Einleitung  einer  gleichen  Steuer- 
vertheilung  wurde  zugleich  die  (später  wirklich  erfolgte)  Er- 
lassung mehrerer  Aoflagen  in  Aussicht  gestellt  und  mit  der 
Gestattong  der  Ablösung  von  sogenannten  Feudalabgaben  die 
Aufhebung  der  persönfidien  Leibeigenschaftsgefsille  verbunden. 
Die  neuen  Verwaltungseinrichtungen  vcMbreiteten  sich  über 
die  Ressortverhäl misse  des  Geheimenraths ,  sowie  der  Minis- 
terien der  Justiz,  des  Innern  und  der  Finanzen,  welche  nach 
der  neugebildeten  Eintbeilung  des  Königreichs  in  vier  Kreise 
mit,  nach  gleichen  Grundsätzen  verwalteten,  ProvinzialsteUen 
versehen  wurden.  Die  Staatsverwaltung,  bisher  meistens  bttreau- 
kratisch,  ward  mehr  kollegiaKsdi  eingeriditet. 

Eines  dieser  Patente  ordnete  eine  neve  (hgankoHon  der 
Finanzverwaliung  an;  ein  zweites  betraf  die  Staatskontrolle; 
ein  drittes  die  Einrichtung  einer  Ober-Rechnungskammer  (deren 
Wirkungskreis  jedoch  schon  mittelst  Edikts  vom  13,  Dezbr. 
1818,  durch  Uebertragung  der  Geschäfte  der  Staatskontroile, 
erweitect  wurde);  ein  viertes  die  Rechnungsformen,  nament- 
lich die  Trennung  der  früheren  Rückstände  von  den  laufen* 
den  Einnahmen  und  Ausgaben.  Unter  dem  Id.  September 
1817  war  ein  königliches  Dekret  über  die  Zivilliste  erfolgt^ 
dessen  Abänderung  jedoch  bereits  durch  ein  Gesetz  vom  20. 
Juny  1820  geschah.  Gleichzeitig  mit  Einführung  des  Etat- 
wesens in  der  Ötaatshaushaltung,  wurde  die  Anfangzeit  des 
Rechnungsjahrs  vom  Georgitag  auf  den  1.  July  verlegt  (17.  Juny 
1818);  ein  Rechnungisabsohnitt  welcher,  hinsichtlich  der  6e* 
mmde-  und  Korporationsrechnungen,  versdiiedentlidi  zu  Aus- 
stellungen Veranlassung  gegeben  hat.  Die  Bestimmungen  der 
Verfassung sur künde  (Kap.  8  §§  102  bis  123)  hatten  mannig- 
fache Verbesserungen  hinsichtlich  der  Finanzeim  ichtun  gen  zur 
Folge,  z.  B.  die  Eingabe  und  Erledigung  der  Forderungen  an 
die  Staatskassen  ionerhalb  des  betreffenden  Etatjahrs;  die 
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regelmässige  Vorlage  und  Bewilligung  der  Pmanzgesetze ;  ein 
Gesetz  vom  22.  Juny  1820,  über  die  Zuweisung  verschiedener 
Fonds  an  die  Finanz  Verwaltung;  die  Errichtung  besonderer 
Ministerialkassen,  durch  Verordnung  vom  17.  Juny  1822;  eine 
Diensiinstniktion  furKreis-<FiDanzkammern,  unter  dem  17.  Januar 
1823  B.  s.  w.  Von  spätem,  aaf  den  Slaatshanshah  im  AHge- 
metnen  bezüglichen  Bestunmangen  sind  nur  noch,  die  Ter^- 
gung  vom  14.  Juny  1836  wegen  der  SkuMoufm  und  das 
Gesetz  vom  20.  Oktober  1889,  die  Bestrafung  der  Verfehl 
lungen  gegen  die  Finanz-  und  Foi'stgesetze  betreffend;  hervor- 
zuheben; endlich  die  neue  Gestaltung  der  Finanzverwaltung 
im  Jährte  1850.  Sie  erfolgte  u\  Gemässheit  der  Verordnung 
vom  21.  November  1849,  wodurch  nicht  nur  die  Vereinftiehung 
imdfirBparung  im  Finanzdepartement  des  Ministeriums,  sondern 
auch  die  Auihebung  der  Kreisfinanzkammern  verfugt  wurde, 
an  deren  Stelle  eine  Oben-Finanzkammer  getreten  ist  (Abthei*  . 
hingen  für  Domänen,  Forsten  und  Bauten).  — <•  —  Für  das 
genauere  Studium  der  Geschichte  des  Staatshaushalls,  so  wie 
für  die  Kenntniss  vieler  damit  zusammenhängender  Verhält- 
nisse, sind  die  Berichte  der  Finanzkommissianen  der  Kanmer  der 
Abgeordneten  von  grosser  Bedeutung.  Der  Staatshaushalt» 
welcher  beim  Eintritt  der  Verfossung  einen  nicht  onbetrftcfat^ 
Hohen  Einnahmemangel  zeigte  und  nur  durch  Störung  des 
Schaldentiigungsplans  {z,  v.  unten),  dureh  den  Yttrbrauch  von 
Grundstockveiniügen  (d.  h.  Verkauf  von  Domänen)  und  durch 
Ergänzungssteuern,  ins  Gleichgewicht  gebracht  werden  konnte; 
hat  durch  strenge  Sparsamkeit  und  Ordnung,  so  wie  durch 
den  Einfluss  von  27  Friedensjahren,  sehr  sich  gebessert. 
Regierung  und  Stände  haben  gemeinsam  dahin  gewirkt,  dass 
bis  zum  Jahre  1847  (den  Eisenbahnbau  abgerebnet),  ungeadi!» 
tet  der  gänzliohen  Aufhebung  oder  Venninderung  mancher 
Stenern ,  ungeachtet  der  Uebernahme  bedeutender  Schulden 
aus  früheren  Regieiungs-Zeiten,  ungeachtet  mancher  kostspie- 
ligen Verbesserung  der  Staatsanslalten ,  doch  in  den  letzten 
Etatsabschnitten  erhebliche  Ueberschüsee  vorhanden  waren. 
Dass  übrigens  trotz  dem  die  Ausgaben  sich  vermehrt  haben 
md  die  eineehien  Sienern  gewacinen  sind,  liefert  einen  Ber 
weis  dafiur,  wie  sdiwierig  es  isl  an  den  .AaBgabea  an  eifatm, 
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oder  die  Abgaben  zu  vermindern ;  sobald  alte  Schaden  zu  verbes- 
sern sind  und  gleichzeitig  die  Zeitverfaältnisse  die  Verbesserung 
und  rasche  Entwiokelung  der  Staatsanstalten  erfordern.  Im 
Einzelnen  hiervon  Anwendung  zu  machen,  wird  im  Folgenden 

mehrfach  Gelegenheit  seyn.  Hier  aber  ist  noch  bemerklich 
zu  mach(;n,  dass  leider  die  ausserordentlichen  Ausgaben  seit 
Anfang  1847  das  Ersparungßweck  der  Friedensjahre  gewaltig 
erschüttert  haben. 

üeber  die  Ursachen  dUser  fiiumsUeUe»  Verkgenheiim  sprichi 
das  Finanzministerium,  in  seinem  Vortrage  neben  dem  Ent- 
warf des  Finanzgesetzes  für  1.  July  1849  bis  52,  (abweichend 
von  der  oben  geäusserten  Ansicht)  wie  folgt  sich  aus  : 

„Nicht  eigentlich  die  jüngst  verflossenen  Theuerungsjahrc, 
'„wie  schon  manchmal  behauptet  worden,  so  sehr  dieselben 
„auch  die  Kräfte  der  Staatskasse  in  Anspruch  nehmen  mussten, 
«noch  die  bald  darauf  durch  innere  und  äussere  Bewegnngen 
«hervorgerufene  Militäraufetellung  haben  die  jetzige  Finanzbe- 
«drängniss  herbeigeführt.  Beidem  konnte  das  för  solche  Noth- 
„fölle  aus  früheren  Finanzüberschüssen  angesammelte  Restver- 
„mÖgen  genügen,  ohne  das  Gleichgewicht  zwischen  Einnahmen 
„und  Ausgaben  zu  stören.  Es  sind  hauptsächlich  zwei  dem 
„Strome  der  Zeitrichtung,  jedenfalls  auf  einmal  zu  freigebig, 
„vom  Staate  gebrachte  Opfer^  der  Eisenbahnaufwand  und 
„der  durch  die  Grundentlastungen  entstehende  Einnahmeaus- 
„fall,  —  welche  nidit  nur  die  finanzielle  Bedrängniss  der  Ge- 
,,genwart  steigern,  sondern  auch  die  Zukunft  unseres  Staats- 
„haushalts  dermassen  noch  zu  erschweren  drohen,  als  die 
„durch  eine  begeisterte  Auffassung  jener  grossen  Unterneh- 
„mungen  an  dieselben  für  die  Interessen  der  Staats- und  der  Volks- 
„wirtbschaft  geknüpften  UoÜiiungen  unerfüllt  bleiben  könnten. 

„Die  Ausgaben  für  die  wegen  des  Eisenbahnbaues  auf 
Mmehr  als  das  Doppelte  gegen  vorher  vermehrte  Staatsschuld: 
iJassen  sich  durch  Ersparniss  nicht  vermindern  und  ebenso 
„müssen  die  durch  die  Grundentlastungen  eintretenden  Aus- 
,,fälle  an  den  Slaals-Domanialgefällen,  so  weit  deren  Betrag 
„für  darauf  fundirte  und  gesetzlich  nothwendige  Ausgaben 
„nicht  entbehrt  werden  kann,  durch  Eröfiaung  anderer  Ein- 
„nabmequeUen  ersetzt  werden/^ 
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B.  StaatraniialuMi. 

Die  Bestrebungen  zur  Herbeiführung  eines  geordneten 
Steuersystems  haben  in  Alt-Württemberg  (rUher  begonnen  ab 

in  den  mehrsten  übrigen  Staaten  Deutschlands«  Die  erste 
Errichtung  eines,  auf  das  Vermögen  begründeten  Steuer- 
fusses  dadirt  aus  dem  Jahre  1554;  neue  Instruktionen  und 
neue  Umlagen  erfolgten  in  den  Jahren  16ö2  und  1705.  Im 
Jahre  1713  verliess  man  das  bisherige  System  und  ging  bei 
der  neuen  Veranlagung  im  Wesentlichen  von  dem  Grund- 
satze der  JSirlr<i^«besteuerung  aus.  Auch  dann  erneuten  sidi 
die  Klagen  und  Beschwerdön  über  Ungleidiheit  der  Steuer, 
man  machte  Versuche  verschiedener  Art  z.  B.  im  Jahre  1T86 
mit  einer  allgemeinen  Vermögens-  und  Familien-Steuer,  kam 
jedoch  wider  auf  das  alte  Verfahren  der  Besteuerung  des 
Ertrages  zurück,  worauf  der  Steuerfuss  vom  Jahre  1741  be- 
ruht. Die  Mängel  der  ersten  Veranlagung  und  Vertheilung 
erreichten,  durch  willkürliche  Aenderungen  in  den  Ober-Amts- 
Katastern,  sowie  durch  nicht  gehörige  Fortführung  derselben, 
eine  bedenktiche  Höhe;  wie  beispielsweise  aus  den  im  Jahre 
1797  vor  dem  Landtage  geführten  Verhandlungen  erhelH.- 
Die  Zeitereignisse  licsson  aber  weder  eine  Aenderung  des 
Steuersystems  zu,  noch  gestatteten  sie  die  Verminderung  der 
Elinnahmen;  vielmehr  machte  der  Krieg  gegen  Frankreich  in 
den  Jahren  1798  und  1799  eine  allgemeine  Vermögens-  und 
Besoldungssteuer  nöthig.  Als  jedoch  in  den  Jahren  1803  bis 
1806  Württemberg  durch  eine  Menge*  Stückchen  des  deut- 
schen Reichs  vergrössert  wunde,  von  denen  fast  jedes  seine 
eigenthümliche  Steuerverfassung  mitbrachte,  während  das 
Steuerkaiaster  des  Stammlandes  zu  mangelhaft  war  um  auf 
die  neuen  Gebietstheile  angewendet  werden  zu  können;  er- 
griff man  das  Auskunftsmittel  eines  ziemlich  willkürlichen 
ProvUoriums  (7«  May  1807)  unter  Zusicherung  eines  baldigen 
besseren  Definitivums.  Die  Ausführung  dieses  Ventprechens 
war  in  den  nächsten  Jahren  nicht  möglich,  allein  es  erfolgte 
eine  andere  Mäassregel  von  der  folgenreichsten  Wichtigkeit; 
nämlich  die.  Aufhebung  aüer  bis  dünn  bestandenen  Steuer- 
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befreiungen.  In  den  Jahren  1808  und  1809  angeordnet,  im 
Jahre  1810  vollzogen,  wurde  diese  Maasregel  durch  ein  Gesetz 
vom  13.  Dezember  1812,,  vnter  Ausschliesaufiy  aller  und  jeder 
desfailsiger  Entschädigung  der  vonnals  Exemten,  in  Beziehung 
sowohl  auf  direkte  als  indirekte  Slaatsabgaben ,  bestätigt. 
Dieser  zur  Zeit  des  absoluten  Königthums  aufgestellte  Grund- 
satz, wurde  dann  durch  §.  21  der  Verfassungsurkunde  aner- 
kannt» weshalb  eine  Verordnung  vom  14.  Juny  1893  den  Ge- 
richten die  Annahme  jeder  hierüber  angebracoten  Entschädi* 
^ungsklage  widerholcnd  untersagt  Dass  dessen  ungeachtet, 
iiinsichtlich  der  Mediatisirten  und  cles  ritterschaftlichen  Adels,  ein- 
zelne verhältnissmässig  geringfügige  Ausnahmen  bestehen  blie- 
ben oder  wider  entstanden  (Gesetz  vom  15.  July  1821  §.  3 
litt,  e  und  Dekret  der  Katasterkommission  vom  18.  April  1822}; 
verdient  mindestens  Erwähnung.  Mit  dem  Jahre  1813  trat 
ein  ganz  anderes  ßesteuerungssystem  ein ;  der  Grundsatz  der 
Ertragsbesteuerung  wurde  verlassen ,  und  wider  eine  allge- 
meine  Vermögensstener  zu  Deckung  dei'  Kii(>gsl)edürfnisse  etc. 
eingeführt,  welcher  das  sämmtliche  Grundeigenthum,  die  fah- 
rende Habe  aller  Art,  die  Kapitalien  und  Gefälle,  iedoch  nur 
nach  Abzug  der  Passiven,  unterlasen.  —  Mit  dieser  Ver- 
mögensstener war  anch  eine  Besoldungs*  und  Pensionsstener 
in  Verbindung  gesetzt«  Diese  drückende  Vermögensteuer 
dauerte  jedocn  nur  bis  zum  Jahr  1815;  von  da  an  kehrte 
man  theils  wieder  zu  den  früheren  Grundsätzen  der  Erhe- 
bung und  Umlegung  der  Steuern  zurück,  theils  wurden  neue 
Normen  für  die  Besteuerung  und  die  Vertheilung  der  Steuern 
festgestellt,  theils  neue  Steucrquellen  eröffnet,  nach  welchen 
provisorischen  Grundsätzen  etc.  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  wo 
Württemberg  eine  neue  Landesverfassung  erhielt,  ein  neues 
Steuersystem  bearbeitet  und  ein  neues  Steuerkatasler  errich- 
tet wurde,  die  Steuern  entrichtet  sind. 

Der  Zeitabschnitt  von  Erhebung  des  Landes  zum  König- 
reiche bis  zu  dem  Zeilpunkte  der  Anwendung  des  gegen- 
wärtig bestehenden  provisoi  Ischen  Steuerkatasters  (sagt  Keck- 
eisen a.  a.  0.)  war  eine  drückende  für  den  Württemberger, 
ipdem  die  Gattungen  der  Abgaben  vielfach,  diese  fast  uner- 
schwinglich und  dabei  die  Grundlagen  znr  Unteranstheilung 
der  Steuern  höchst  unsicher,  mangelhaft  und  ungleich  waren. 

Zur  Deckung  der  aiissorurdenllichen  Bedürfnisse  wurde 
in  den  Jahren  1808  bis  1812  eine  Kapitalsteuer  von  Va  bis 
V2  °/o,  ohne  Abzug  der  Passivschulden,  umgelegt;  in  den  Jahren 
1813  und  1814  eine  allgemeine  Vermögenssteuer.  Auch  im 
Jahre  1818  erfolgte  eine  nochmalige  ausserordentliche  Umlage 
von  5791^  fl.  zor  Dedcang  des  AusfeUs.  welcher  durch  Ge- 
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treide «Einkäufe  zam  Besten  der  bedürfUgen  Einwohner  ent- 
standen war.  — • 

Bald  nach  dem  Regierungsantritt  des  Königs  Wilhelm 
geschahen  ernstliche  Schritte  zw  Verbesserung  des  Steuerwesens. 
Nach  der  in  dem  Königl.  Reskripte  vom  7.  August  1818  u.  s.w. 
erlheilten  Zusicherung,  sollte  ein  neues  geordnetes,  gleichför- 
miges Steuersystem  eintreten,  nach  welchem  zwar  das  Grund- 
Eigenthum  y  die  Gewerbe  und  Gebäude  gleicliialls  die  Gegen- 
stände der  ordentlichen  direkten  Besteuerung  bilden  sollten; 
allein  für  jeden  dieser  Gegenstände  sollte  ein  eigenes  Kataster 
angelegt  und  jeder  nach  den  ihm  eigenthümlichen  Grandsätzen 
bebandeli  werden.  Durch  diese  Kataster  sollte  ferner  Gleichheit 
in  der  Besteuerung  nicht  nur  unter  den  einzelnen  Bezirken,  son* 
dem  auch  unter  den  einzelnen  Gemeinden  jedes  Bezirk^, 
und  ebenso  unter  den  Steuerpflichtigen  jeder  Gemeinde  er- 
zielt werden.  Es  wurde  daher  schon  im  Jahre  1818  eine 
eigene  Kalastor-Kommission  zur  Ausfiihrnng  dieses  grossen  Plans 
bestellt,  unlei"  dei  en  Leitung  die  Nachrichten  für  das  Gebäude- 
und  Gewerbesteuer -K'd\.^s\.Qv  gesammelt,  und  die  Grundsätze 
und  .  Regeln  für  das  neue  Steuersystem  bearbeitet  wurden. 
Zugleich  wurde  aber  auch  die  —  fiir  die  Errichtung  des 
Grundsteuer- Katasters  nolhwendige  —  Parzellar- Vermessung 
des  ganzen  Landes  begonnen.  Bei  den  direkten  Steuern  das 
Nähere  hierüber* 

Nach  den  Rechnungs- Abschlüssen  der  Staatskasse  haben 
die  iteiiieinnahmen  betragen  im  RechnongEjahre: 

1820/1 :  M22010  fl.  Also  Zunahme  in  Prozenten. 

1830/1:  10.651220  „  13,05 

1840/1:  10,947308  „  16.19 

1847/8:  11,591107  „  23,02 
1849/50:    9,774139  3,74  (Voranschlag.) 

Die  Einnahmen  werden  unter  4  Uauptabtheilungen  ge- 
bracht: I.  Ertrag  des  Kammerguts,  46'/2  bis  47 Vi  Vo  der 
gesammlen  Reinenmahme  bildend;  II.  direkte  Steuern  I9V4V0; 
III.  Indirekte  Abgaben  32%  bis  33'/2  IV.  Beiträge  der  Rest- 
verwaltung von  uem  üeberschuss  früherer  Etatsperioden.  Unter 
^QV ersten  Abtheilung  lindet  man  als  einzelne  Titel  der  Einnahmen: 


1)  Bei  den  Kammeralämtern  21  —  22 

der  gesammten  Reineinnahme 

2)  Aus  den  Forsten,  dem  Flossrecht^  Jagden  15      16  % 

8)  Aus  Holzgärten  •  0,1  % 

4}  Von  den  Berg-  und  Büttenwerken  •  •  .  IV3  % 

5)  Von  den  Salinen   7%  % 

6)  Postregal   0,6  % 

7)  Verschiedene  Hinahmen   0,5  % 

Die  nachstehende  Tafel  enthält  eine  vergleichende  Dar- 
stellung der  Einnahmen  des  wilrttembergische»  SUuUshaushaUs 
in  verschiedenen  Rechnuugssibschnitten.  i^* 
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a 

m 

a 


Bezeichnung 

der 


Durchs 

schnitt- 
licher 
wirk- 
lielier 

Betrag' 
1830/3 
Heineia- 
nfthme. 

II 


Pro- 
zent- 

An- 
theil. 


Durch- 
schuitt' 
licher 
wirk- 
licher 
Betrag 
1839/42. 
Heiuein- 
nfiliine. 
n. 


Fro- 
zen t- 
An- 
theil. 


Betrag 

der 
Reiaein- 

niduiie 
1847/48 


I. 
1 


3. 


4. 


5. 


6. 


7. 


8. 


II. 
1. 


2. 
3. 


Ertrag  des  Kammergats : 
Bei  den  Kammeralämtem 

Aus  d«n  Forsten  demFlOfls- 
reehtuDd  Jai^den  •  .  . 


Am  Holfgirtai   •  •  . 

Von  d«u  Berg-  nnd  Hüt- 
fenimkiiiiindCbis  1836) 
dem  Mflniregal   •  .  • 


Von  den  Salinen  .  *  . 


Poetregal, 


▼eiaoliiedeae  BIiuialiiDeD 
bei  der  Staaleluttse  nn- 
miUelbar.  .  •  •  •  « 


Znaammen 


fiHtaate-Eiflenbahneji  . 


Direkte  Steven. 

Grnnd-,  Gefäli-,  Ciebände- 
dnd  Gewerbe-isteaer 


Kapital-Steuer  . 


•   •  • 


Besoldnngs- und  Penaioi 
Steuer    ,  •  «  • 


2,569056 


832604 


41880 


119607 


773620 


70000 


5994 


4,402261 


2,600000 


302986 


60783 


2,868760 


25,44 


8*28 


0,41 


1,19 


7,70 


0,69 


0,06 


43,77 


26,85 


2,02 


0,60 


28,47 


2,499419 


1,776069 


642 


152450 


888169 


13069 


5,349808 


170459 


62280 


22,21 


15,78 


0,01 


1,86 


7,45 


0,62 


0,12 


47,54 


17,77 


1,51 


0,47 


^22278•|l9,75 


2,472849 
1,735558 
16163 

161401 

886708 

70000 

67748 


5,406427 


V 


II  IUI 


239187 

68636 


2,29782» 
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Pro- 
zent- 
An- 
Iheil. 


Verglei- 

chuiig 
der  Jahre 
1830/3 

und 
1847/48 
-f-  Zunahme 
—  Abnahme 


Jahr  vom  1.  Jiily 
1848/9 
in  fl.  rhein. 

Rrin- 
einnalime 
nach  dem 
i)  Voran- 

schlagi", 
9")  Finan%~ 
grsettf, 

rechnung. 


Roh. 

einnähme 

nach  dem 
Voran- 
ichlage. 


Ge- 
win- 
nungB- 
konten 
Pro- 
•  enle 
der 
Roh- 
*  in- 
nahnie 
nach 
dein 
Vomn- 
9c!iIr)( 


Voran- 

Voran- 

Voran- 

schlag 

schlag  des 

schlag  der 

der  Hoh- 

Klementar- 

Hein- 

Einnahme 

Aufwands 

Ei  nuahme 

für 

für 

für 

1849/60. 

1849/50 

1849/50 

infl.rhe'm. 

in  /Z,  rhein. 

in  ß.  rhein. 

21,33 
14,97 
0,14 

1,39 
7,61 
0,60 

0,59 


^  86207 

+  902954 

4-  26217 

-h  41794 

-h  1 12088 


+  61754 


2,400367 


2,3537 


430944 


I 


1,548065 


1,654615 


70000 


23057 


s 


1,9003G1 
1,8i727S 
1,S6S2S2 
838736 
S3S736 
1,1 7  90  ÖS 
3400 
3  WO 
f-  4/474 

96300 
110000 
110000 
847000 
850000 
87S53'y 
70OC0 
70000 
700(H) 

23057 

26007 


20,83 
64,37 
99,21 

93,78 
48,81 


2,010487 
2,108908 


1,324035 


1,535735 


70000 


14970 


437089 


1,368827 


1,211235 


671315 


1,573398 
740Ö81 


112800 
864420 
70000 

14970 


46,66 


+  1,006166 


8/480762 


250000^ 

CRein.) 


3,778854 
3,7m)Sl 
ii, 120900 
250000 

27)0000 
248071 


17,26 

2,06 
0,51 


-;-  600000 


-f  36201 


^  2148 


1,700000 
l  400000 
\  1,700000)  300000 
400000  2/100000 
300000i  2,000000 
(  2,000000 
500000 
515000,^  550000 
580935 
185000 
1863001  20OOOO 
25S73S 


19,83 


565947 


3,101300 


55,41 


2,91 


0,70 


7,064135 


250000 

(Rein.) 


2,000000 


590223 


258390 


3,688466 
90000 


3,375669 
-  90000*) 


3,778466 


3,285669 
250000 


(Ohne  Auf- 
IT  und  für  die 
Sinatskttuse 
von  den  Obcr- 
nmlspflegpn 
erltoben  und 
abgeliefert.) 

15223 


1390 


2,000000 

575000 
257000 


3,085000 
2,810000 
2,8i5G73 


0,53 


2,848613 


16613 


2,832000 


«)  Amts-  und  Geiueinde-Anlagen,  welche  aus  den  Bcisilzuogen  des  Staat«  zu  bezalilen  Bind. 


t 
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1     EinBKhnie  Abtlieilung.  | 

Bezeiehnong 

der 

schnitt- 
licher 
wirk- 
Udier 
Betrag 
1830/3 
Reinein- 
nabuie. 
fl. 

Pro- 
zent- 

An- 
theil. 

Dureh- 

schuitt- 
licher 
wirk- 
licher 

Betrag 

1839/12. 

Reinein- 

fl. 

Fro- 
zen t- 
An- 
theil. 

Betrag 

der 
Reinein- 
nalme 

1847/48 
fl. 

m. 

IniUrekte  Abgalten. 

1 

Zolteiimtliiiieii  .  •  .  . 

783632 

7,79 

1,961666 

17,44 

2,206824 

2. 

606307 

6,0i 

214667 

1,91 

179582 

3. 

Auflage  auf  Hunde   .  .  i 

.  22045 

0,20 

23060 

4. 

"Vl^rtfMiaflnbgiibeii .  * 

987969 

9,82 

1,125428 

10,00 

1,126221 

5. 

416842 

4,14 

366669 

3,16 

349170 

ZaHUBmen 

2,793150 

27,76 

8,679465 

32,71 

8,884867 

Gesammtsninme  der  Ein- 
nalneBdeslaafenden  Jalira 

10,959180 

100 

11,252012 

100 

11,591106 

IV. 

Beiträge  der  Rest -Ver- 
waltung von  demUeber- 
■okoae  flrfiherer  Etats- 

411862 

B>>  JEinzelne  StAats-HIniialimeii. 

oa)  DomanialT  imd  Hoheiif^Emnalmm,  Monopole. 

Die  EiDwirkang  der  Stände  bei  VertoalHmg  des  StaatsffuU 
^Hissert  sich,  hinsichtlich  der  Erhaltung  des  wesentlichen  Ver- 
mögensbestandes durch  Prüfung  der  in  dev  „GrundsfocHverwal- 
tm^*  sich  darstellenden  Veränderungen  der  Vermögensbesland- 
Iheile;  hinsichtlich  der I><w/ia«ta/- (Ertrags-)  Verwaltmg  aber  durch 
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Pro- 
zent- 
All. 
Iheil. 


Verglei- 

chung 
der  Jahre 
1830/3 

und 
1847/48 
-f  Zunahme 
—  Abnahme 


Jahr  vom  1.  July 
1848/9 
in  fl.  rhein. 

Rfin. 
rinnaliniF 
nach  drm 
i)  Voran- 
schläge, 
«)  Finan%- 

3)drrSlaatt. 
rechnunif. 


einnähme 

nach  dem 
Voran- 
tchiage. 


Üe- 

win- 
nung«- 
kosten 
l'ro- 
sente 
der 
Hoh- 
eiii- 
nahine 
nach 
dem 
Voran- 
4c)ilag 


Voran- 
schlag 

der  Iloh- 

Einnahnie 
fiir 

1849/50. 

inß.rhe'm. 

Voran- 
schlag des 
Elementar- 
Aufwands 
für 

1849/50 
in  jl,  rhein. 

Voran- 
schlag der 

Hein- 
Einnahme 
für 
1849/50 
in  fl.  rnem. 

2,150000 

219685 

1,930315 

134600 

12580 

122220 

431G0 

25630 

22470 

1,244530 

212390 

1,032140 

301325 

2000 

299325 

19,04 


-I-  1,423192 


1,55)—  402665 
0,2oi 


9,71 
3,01 


+  138852 
—  C7672 


2,170000 


200000 


47300) 
) 

1,285130 


331000 


1,950000 

J,9GMKH) 
1,091 '113 
18G000 
ISGOm> 
1-21267 
20000 

2  um 

22330 
1,063915 

i,niü()7:} 

I,22'i7j 
328900 

32Sm) 
3201  Vi 


10,14 
7,00 
57,72 
17,21 
0,90 


33,51 


+  1,091707 


)  3,518815 
4,033430  3/m!)7:> 
)  3,079977 


12,04 


3,878755 


472285 


3,406470 


100 


-h  1,531926 


10,062609 
1 5,865492  / 0, 4  7 JO.lf)  3 1 ,72 
\lO,S9'}rySI 


14,041503 


4,267364 


9,774139 


/  1,040797 

(  1,H277-)5 

I 

Beaufsichtigung  seiner  vorlheilhafiesten  Benutzung.  Nach  Aus- 
scheidung des  Familienfideihommissgufs,  welches  im  Jahre  i819 
zu  200000  fl.  Reinertrag  jähHich  berechnet  wurde  und  nach  der 
Verfassungsurknndc  Privaleigenthum  der  königlichen  Familie 
ist;  hat  das  Staafskammergiit  (ohne  die  Regal-  und  Monopol- 
Einnahmen)  einen  Kapifalwerfh  Tür  die  Gegenwart)  von  etwa 
120,000000  fl.  Den  bei  weitem  wichtigsten  Ertrag  davon 
liefern  di.e  bei  den  KameralänUern  zur  Einnahme  gelangen- 
den Geld-  und  Naturalgefalle,  im  Voranschlage  für  1848/9 
mit  2,400000  fl.   roh   und  1,900000  rein,  angesetzt/  mithin 
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90,88  %  Gewinnungskosten  eiforderad.  Die  BuiandtkeUe  die- 
ses 8.  g.  fammergui$  im  ^gera  Sinne  sind: 
1.  GßidUotsene  Omer  und  Meiereien  (am  1.  July  1844}  . 
16161  Morgen. 

».  Einzelne  Feldgüter  mit  10516  Morgen  Ackerland,  7098 
Morgen  Wiesen,  644  Morgen  Gärten,  77  Morgen  Wein- 
berge, 205  Schafvveideberechtigungen,  268Ä  Morgen  Seen 
und  Weiher,  365  einzelne  Fischwasser.  — 

3.  Gebäude,  mit  und  ohne  Gewerbe,  in  Keltern,  Brauereien, 
Mühlen  n.  d*  gl.  bestehend,  5406. 

4.  Gnmdäbgahm  und  Gefälle  und  zwar 

a.  Hoheits-  und  obrigkeitliche  Rechte  (Geldstrafen,  Kon- 
zessionsgelder ,  Patentabgaben,  Neubruchzehnten) 
102000  fl-i  für  1849—50  nur  noch  33075  fl.  Rein- 
ertrag. 

b.  Zehnten  und  Theilgebühren  1,446000  fl.  (glatte  Früchte 
33239  ScheiTel.  Dinkel  145924  Scheffel,  Hafer  72828 
Scheffel;  Wein  436  Eimer,  kleine  und  Obstzehnten 
135000  fl.,  Heu-  und  Oehmdzehnten  25000  fl«.  Wein- 
zehnten 89000  fl.,  Blut-  oder  lebendige  Zehnten  495  fl., 
Zehntsurrogate  32000  fl.)  für  1849—50  nur  nodi 
476363  fl.  rein. 

c.  Lehen-  und  Zinsgüter  594000  fl.,  für  1849—50  nur 
noch  rein  236379  (1. 

5*  Zmßen  von  Aktivkapitalien  des  Grundstocks  (fristenweise 
zu  zahlende  GefällsaLlösungs-Kapitalien,  oder  Kaufschil- 
linge) 85000  fl.,  1849—50  dagegen  797445  fl. 
6.  Vermischie  Einnahmen  30000  fl. 
HieBemOxumg  der  Staatsguter  geschieht  r^elmässig  durch 
Verpachtung  im  Wege  öffentlicher  Versteigerung  und  der  Roh- 
ertrag der  unter  den  Nuninicrn  1,  2  und  3  bezeichneten  Ge- 
genstände  ist  369000  fl.,    wovon    eine  i?cmein nähme  von 
263000  fl.  bleibt.  Der  Abgang  betragt  mithin  mehr  als  28  % 
der  Roheinnahme  und  ist  im  Berichte  der  Finaozkommission 
über  den  Hauptetat  von  1848/9  einzeln  nachgewiesen,  wäh- 
rend in  den  früheren  Etats  der  gesammte  Elementar«Aufwand 
nur  als  durchlaufender  Posten  bei  den  Einnahmen  vorkam» 
unter  den  Ausgaben  aber  gar  nicht;  wodurch  wie  bereits 


-Digitized  by  Google 


^  186  ~ 

bemerkt  hinsichtlich  der  von  den  Staatsangehörigen  aufzu- 
briogenden  und  von  der  Staatsverwaltung  verbrauohten  Gel- 
der eine  arge  Selbsttäuschung  entstand,  wie  man  sie  noch  bei 
andern  Abtheilungen  der  Wiirttembergisdien  und  andern  Staats- 
baushaltsrecfanungen  findet. 

Der  Ertrag  des'  Kammerguts  ist  begreiflich,  schon  wegen 
der  wechselnden  Fruchtpreise,  in  den  einzelnen  Jahren  ziem- 
lich verschieden.  So  war  z.  B.  in  den  6  Jahren  1829  bis  35 
der  Unterschied  zwischen  der  höchsten  und  niedrigsten  Ein- 
nahmesumme  nicht  weniger  als  522000  11.,  eine  Erscheinung 
die  auf  die  Ordnung  im  Haushalte  störend  einwirkt.  In  die- 
ser Hinsicht  ist  der  Einfluss  der  Ablösungen  als  auch  för  die 
Staatskasse  günstig  zu  betrachten,  woneben  die  dadurch 
ermöglichte  GeschSftsvereinfechung,  so  wie  der  sich  daran 
schliessende  Verkauf  einzelner  Domanialstiicko  und  das  Auf- 
hören der  Naluralhowirtlischaftung;  eine  bctriichtliche  Vermin- 
derung des  Vcrvvaltungsaufwandes  möglich  machen  wird.  Auf 
den  Ertrag  dagegen  ist  die  Vollziehung  der  Ablösungsgesetze 
von  den  nachtheiligsten  Wirkungen,  indem  manche  Gefalle 
unentgeldlidi  aufgehoben,  Andere  nadi  einem  geringeren 
Maassstabe  abgelöst  werden  ab  die  frühere  Einnahme  davon 
voraussetzen  liess.  Die  Einnahme  .der  Domänen  bei  den 
Kameralämtem  steht  deshalb  nach  dem  Voranschlage  für 
1849  —  50,  gegen  den  Durchschnittsertrag  von  1844/7  3.104000), 
um  etwa  IVaMill.  fl.  zurück,  lieber  die  früheren  Verhallnisse 
des  Domanium  ist,  ausser  der  mehrerwähnten  Schrift  von  Her- 
degen, „Hoffmann,  die  Domanial-Verwaltung  des  Wüi  ttembg. 
„Staats  nach  den  bestehenden  Normen  und  Grundsätzen,  Tu- 
«bingen  1843  zu  vergleichen.  Der  neuste  Bericht  einer 
iandständischen  Finanz-Kommission  steht  im  BeO  Bd.  IL  S.  301 
der  zweiten  verfassungberathenden  Versammlung. 

2.  ior|tiotrti)fd|aftlid|e0  C^rttitbri^rntijunri  3a0ti,  itfdirrri. 

Von  der  gesammten  Waldßäche  Württembergs,  welche 
am  1.  July  1844  auf  1,860631  Morgen  berechnet  war,  gehör- 
ten 581033  oder  31,23%  dem  Staat,  17971  oder  0,97  »/o  der 
Hofkammer,  244467  oder  13,14  Vo  Standes-  und  Gnindherr- 
schaften,  632581  oder  33,99  Vo  Gemeinden,  55993  oder  3,01% 
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SUftuDgen,  328586  oder  17,66  %  einzelnen  Privatbesitzern. 
Auf  einen  Bewohner  kommen  also  im  DurcbschniU  des  gan- 
zen Landes  1,09  Morgen  Wald,  im  Jaxtkreise  aber  sogar 
i,37  Morgen.  Von  der  jetzigen  Staalswaldfläche  können  etwa 
350000  Morgen  als  Nadelwald,  200000  als  Bnchenhochwald, 
und  30000  Morgen  als  Miltelwald  gezählt  werden.  Der  reine 
Geldertrag  der  Staatsforste  ist  für  den  Morgen  im  Jahre 
1819—20  nur  46V6  kr.,  im  Jahre  1843/4  aber  3  fl.  20  kr.  ge- 
wesen, was  neben  besserer  Bewirthschaftung  vorzugsweise 
dem  ganz  aussergewöhnlicben  Steigen  der  Hoizpreise  zozu-, 
schreiben  ist,  welches  seit  1800  betrug:  ftir  1  Klafter  Brenn- 
holz und  zwar  buchen  von  5  fl.  20  kr.  auf  18  fl.  33  kr«,^ 
tannen  von  3  fl.  2  kr.  auf  8fl.  50  kr.;  für  1  Kubikfuss  Nutz- 
oder Stammholz,  eichen  von  7,2  kr,  auf  13,6  kr.,  lannen  von 
3,5  kr.  auf  8,2  kr.  Durch  dieses  nachhaltige  Steigen  der  Holz- 
preise ist  das  Missverhältniss  des  Acker-  und  Waldbodcns  im 
Ertrags-  und  Kapitalwerlh  einigermassen  gehoben  und  der  in 
dem  böbern  Werth  des  Ersteren  hauptsächlich  begründet  ge- 
wesene Reiz  zum  Waldausroden  sehr  vermindert  worden. 
Uebrigens  erscheint  der  Ertrag  der  Waldfläche  im  Vei^leidi 
mit  anderweiter  Bodenbenntzung  nicht  übermässig  wenn  man 
bedenkt,  dass  hierin  zugleich  die  Zinsen  aus  dem  Kapital- 
werth des  Holzes  begriffen  sind,  dessen  mehrjährige  Ansamm- 
lung auf  dem  Stamme  zur  Erlanp;ung  eines  angemessenen  Ma- 
terialertrages erforderlich  ist.  Die  Zunahme  des  Ertrags  der 
Fälhmge»  ist  übrigens  sehr  bedeutend  gewesen»  indem  sie  im 
Jahre 

1822/3:  187606  Klafter 
1832/3:  210797  « 
1842/3:  291064 

1847/8:  336050  „ 
(und  9,405000  Wellen)  betrug. 
Der  wirkliche  Erlös  aus  Bauholz,  Nutzholz,  Brennholz,  Rei- 
sag;  Stumpen»  Rinden,  Weiden,  Spähnen,  Holzersatz  von  Forst- 
strafdebenten  und  Holzmacherlöhnen  betrug:  nach  dem  Durch- 
schnitt von  1842/8:  3,218347  fl.,  1847/8  :  3,162077  fl.;  dage- 
gen nach  dem  Voranichlag  für  1849  —  50  nur  1,920398  fl. 
(wovon  aus  dem  Nec&arkreise  14,79  Vo,  Schwarzwaldkreise 
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29,05  Jaxtkreise  34,78  Vo;  Donaukreise  2 1,S8Vo),  für  1850/1: 
2,208458  fl.  Das  Pinanzministeriam  sagt  jedoch  dass  'der  Forst- 
ertrag welcher  durch  die  Ungunst  der  Zeit  und  die  minder 

günstigen  VerhSUnisse  des  Holzhandels  gegen  die  früheren 
Jahre  um  mehr  als  eine  halbe  Million  zurückgegangen  war, 
wieder  zunehmen  werde,  nachdem  eines  Theils  der  auswär- 
tige Handel  mil  Langholz  und  Schnittwaaren  sich  wieder  gün- 
stiger zu  stellen  scheine  und  andern  Theils  die  strengere 
.  Uebung  der  Forstpolizei  den  Holzentwendongen  zu  steuern 
bemttht  ist,  durch  welche  in  den  letzten  Jahren  gar  viel  ent- 
wendetes Holz  um  Spottpreise  zum  Verkauf  gebracht  wor-  . 
den  war.  ^ 

Die  Roheinnahmen  des  Einnahraetitels  von  den  Forsten, 
dem  Flossre  cht  und  den  Jagden  (Jagden  8000  fl.)  ist  für 
1848/9  zu  2,354000  fl.,  die  Reineinnahme  zu  839000  fl,  ver- 
anschlagt; die  Gewinnungskosten  betragen  also  mehr  als  64%, 
was  ein  verhältnissmässig  zu  grosser  Antheil  ist.  Die  in  der 
Absicht  der  Regierung  liegende  und  von  den  Ständen  bean- 
tragte Reorganisation  des  Forstwesens,  wird,  ungeachtet  der 
nothwendigen  Verbesserung  der  Lage  des  nhtem  Forstperso- 
nals, sehr  bedeutende  Ersparungen  in  dem  Gewinnungsauf- 
wande  herbeiführen  können,  (z.  v.  Entwurf  einer  Forstorga- 
nisation in  Württemberg.  Bearbeitet  von  dem  durch  die  Or- 
ganisations-Kommission niedergesetzten  Ausschuss,  July  1B49; 
auch  einen  zu  Reutlingen  im  Jahre  1848  erschienenen  Ent- 
wurf, ferner  einzelne  Aufefttze  im  Hohenbeimer  landw.  Wo- 
chenblatt und  im  Schwäbischen  Merkur).  Frühere  Bestim- 
mungen zur  Organitaiion  der  Forstverwaltung  sind  vom 
7.  Juny  1818,  21.  Januar  und  28.  Februar  18M  und  24.  Ja- 
nuar 1840.  Hinsichtlich  der  Verwerthmg  der  Walderzeugnisse 
(Verordnungen  vom  S.März  1833.  30.  November  1836,  8.  Fe- 
bruar 1842,  I.Februar  1845  und  6.  Februar  1849),  ist  in  neu- 
ster Zeit  zwar  als  Regel  das  System  des  Verkaufs  durch  öf- 
fentliches Meistgebot  angenommen;  dessen  Wirkungen  aber 
durch  strenge  Vorschriften  baarer  Zahlung  und  Bürgschafts^ 
leistung  geregelt.  —  Sehr  wichtig  Air  den  Holzhandel  ist  das 
Recht  zu  flössen^  welches  der  Staat  als  Folge  seines  Wasser- 
regals in  Anspruch  nimmt  und  dafür  5—6000  fl.  Konzessions- 
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gelder  erhebt.  —  Obgleich  die  Sfaatsholzgärten  (Holzmaga- 
zine) in  Stuttgart,  Waiblingen,  Neckarrems,  Bietigheim,  Bis- 
singeD,  Vaihingen,  Nagold  und  Friedrichshall  nur  einen  Rein- 
ertrag von  4000  (1.  liefern,  der  nicht  einmal  die  Zinsen 
des  baaren  Betriebsfonds  deckt;  (im  Jahre  1847/8  war  sogpr 
260<H)fl.  Ausfall);  bat  die  Regierang  doch  geglaubt»  dieselben 
im  staatspolizeilichen  Interesse  beibehalten  zu  müssen.  Die 
zweite  Kammer  halte  beantrag!,  die  Anstalt  der  Holzgärten  auf- 
zuheben und  fijr  die  Anschaftung  des  Holzbedarfs  der  Zivilliste, 
der  Staatsanstalten  und  sonstiger  Berechtigten  auf  andere  Weise 
zu  sorgen. 

Ein  ähnlicher  Antrag  wurde  hinsichtlich  des  Siaatn^Köh" 
termweiens  gestellt,  weil  dessen  Betrieb  mit  Verlust  fdr  die> 
Staatskasse  geschehe,  ohne  durch  sonstige  tiberwiegende 
Gründe  gerechtfertigt  zu  werden.  Die  Einnahmen  und  Aus- 
gaben von  den  seit  1844  für  Rechnung  der  verschiedenen 
Hüttenwerke  dos  Staats  eingeführten  Köhlereien,  erscheinen 
im  Jahre  1849—50  zum  erstenmal  abgesondert  auf  dem  Etat, 
mit  60687  fl.  Einnahme  und  66603  fl.  Ausgabe:  nachdem  in 
früheren  Jahren  nur  die  Aufsich isgebUhren  des  Forstpersonals 
(5833  fl.  für  1849— «50)  vorgeführt  wurden,  indem  man  an- 
nahm dass  tibrigens  Einnahme  und  Ausgabe  der  Köhlerei 
sich  ausgleiche. 

Als  wichtiger  Akt  der  Forstgesetzgebung  ist  das  Gesetz 
vom  7.  July  1849  über  den  Schutz  des  Waldeigenthums  zu 
erwähnen.  Zu  vergleichen  ist  ferner  Beil.  22  im  II.  Beil.  Bde. 
von  1850,  den  Bericht  der  Finanz-Kommission  enthaltend. 

8.  $tt6!kau  un)  jQüttritbrtrUb. 

Der  Voranschlag  för  1848/9  enthält  wm  den  Berg-  und 
HmenweHten  1,548000  fl.  Roh-  und  nur  96000  fl.  Reraein* 

nähme.  Hiernach  würden  die  Gewinnungskosten  auf  94V2  % 
sich  stellen  und  selbst  bei  dem  höheren  Ansätze  von  110000  fl. 
welchen  zweite  Kammer  gemacht  hat  noch  immer  fast  93% 
bleiben;  was  ein  so  ungünstiges  Yerhaltniss  ist,  dass  der  An- 
trag auf  genaue  Untersuchung  der  Verwaltung  und  des  Be- 
triebes der  Hüttenwerke  woi  gerechtfertigt  erscheint  Die  unter 
Leitung  des  Bergraths  (Dienstinstruktion  vom  6.  Februar  1835) 
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stehendea  fiarg.*  und  Hüttenwerke  liefern  fast  nur  Ei$en  md 
EnseugiU$$e  am  Ekm;  es  sind: 

K&mgtibratm  mit  hdberg.  —  t  Hohofen,  9  Flammöfen^ 
wovon  je  1  im  Betriebe  steht,  ebenso  $  Weissebendfen,  t 

Frischfeuer,  wovon  6  im  Betrieb,  und  1  Kleinfeuer  mit  4 
Grosshämmern  und  4  Kleinhammern ,  1  Kleineisenwalzwcrk, 

1  Blechwalzwerk,  1  Walzendreherei,  —  Stuferzgriibe  bei 
Aalen,  Bohnerzgiuben  bei  Nattheim  und  Oggenhausen.  — 
Torfgrube  Wilhelmsfeld  bei  Langenau. 

Unierkochen.  —  1  Frischfeuer  oftd  zor  Aushülfe  1  Klein- 
feuer, 3  Puddelöfen»  wovon  je  8  im  Betriebe  stehen,  aber  . 
nicht  mehr  wie  früher  mit  Torf,  sondern  mit  Holz  betrieben 
werden,  1' Walzwerk  mit  1  Grobeisenstrasse,  1  Hitteleisen- 
Strasse  und  1  Kieineisenstrasse,  nebst  2  Schweissöfen  und  1 
Glühofen.  — 

Wasseralfingen.  —  3  Ilohöfen  wovon  je  3  im  Betrieb 
stehen,  1  Kupolofen ^  1  Gasofen  mit  Generator  Itir  Metall- 
und  Bronce-Guss,  auch  nenerdiag»  zum  ümschmelzen  von  Roh- 
eisen benutzt  (i  weitere  Gasöfen  wurden  naoh  ünterkodien 
versetzt),  i  Emaillirhütle^,  1  mecfaamsdie  Werkstätte.  —  Stof- 
erzgrube  bei  Wasserallfingen,  Bohnerzgraben  bei  Michelfeld 
und  Dorfmerkingen.  — 

Abtsgmünd,  —  5  Frischfeuer,  Z  Kieinleuer  mit  4  Gross- 
bämmern  und  2  Kleinhämmern. 

Friedrichsthal.  —  1  Hohofen«  3  Frischfeuer,  3  Gross- 
hämmer, 1  Kleiafeuer,  1  Kleineisenwalzwerk,  1  Pfannenfeuer 
nebst  Pfannenhammer ,  3  Breithämmer  ndlMl  9  Feuern,  .1 
Zainhammer  mit  Feuer,  3  Rohstahlfener,  2  Rohstahlhämmeri 

2  RafBnirfeuer  mit  3  Hämmern,  1  Schlichthammer  mit  mehre- 
ren Handfeaern,  Vorrichtungen  zur  Gussstahlfabrikation.  — 
Stuferzgruben  in  Neuen  bürg,  Bohnerzgrube  in  Wiilmandingen, 
Grunderzgruben  in  Fluorn.  — 

hudwigsthoL  —  1  Hohofen,  1  Kupolofen,  Z  Frischfeuer, 
und  1  Streck-  und  Zainfeuer  nebst  Häomierti,  1  Klein-  und 
Nageleisenwalzwerk,  letzteres  erst  im  Bau. 

WUhOmdmi  — ?  i  Hohofen,..!  Kupolofen. 

Obemdorf.  —  A.  HanUnerwerk'  mit  1  Frischfener  und 
1  Kteinfeuer  nebst  Hämmern.  B.  Gewehrfabrik. ..  .  . 
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Der  Erwerbrchich  dieser  Werke  belief  sich  auf  jährlich 
4811500  Ztr.;  das  erforderliche  Brennmaterial  in  Holz  berech^ 
net  auf  45300  Klafter  (wovon  etwa  900  Klafter  durch  Torf 
ersetzt  worden) ;  die  Zahl  der  Arbeiter  war,  ohne  Fahrieote, 
etwa  1800. 

Das  Erzeugniss  der  Hüttenwerke  im  Jahre  i847/8  war 
(Stde.  Yerhd.  von  1850  Beil.  Bd.  II.  S.  239}: 

Masseieisen  104367 
Hammerzeog  9987 
Heerdguss  13942 
Ladengtiss  68632 
Lehnii'uss  1205 

ö  ___________ 

Zusammen  Ztr.  198133 
Zu  506787  Ztr.  Erzen  wurden  103504  Ztr.  Zuschlag  und 
127587  Zuber  Kohlen  erfordert.    1  Ztr.  Erz  gab  im  Durch- 
schnitt 32,4  Pfund  (30,3  bis  37,1)  Eisen  und  1  Ztr.  Eiden  er- 
forderte 15,5  Kubikfuss  Kohle  (13,4  bis  19,3). 

Materiaieusen .  •  .  43239  Ztr. 

Grobeisen     .   .   .   20503  « 

Klein  und  Bandeisen  16943  „ 

Zaineisen  ....    14497  „ 

Blech  1178  „ 


Zusammen  53121  Ztr. 
Der  Gesammterlös  der  Werke  betrug  1844/5:  1,428000  fl., 
1845/6:  1,407000  fl.,  1846/7:  1,469000  0.,  1847/8:  1,316000  fl. 
Grund-  und  Betriebs-Kapital  war  nach  dem  Durdischnitt  die- 
ser Jahre  (ohne  Abzog  der  Veiinnditchkeiten)  2,663000  fl> 

Die  Jahresrente  von  dem  Grund  und  Betriebs -Kapital 
war  in  den  Jahren : 

1820/32  12,5  %    davon  zur  Staatskasse  11,7% 

1835/8    15.40/0  ^  ^  ^  10,50/0 

1838/41  11.40/0  ^  ^  „  10,5% 

1841/4   6,88  V«  ^  t»  ,  m% 

iSU/1    6,13%  „  „  „  5,10% 


1847/8    8,31  % 


n  » 


1848/9    4,740/,         ^      „  „  4,090/0 

Für  das  Elatsjahr  1849/50  ist  nach  dem  Voranschlag 
Uber  den  Ertrag  der  Eisenwerke  des  3taats^  das 
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Grundkapital 
Betriebskapital 


1,035927  11. 
1,578866  4 


Laufende  VerwaUimg: 

Einnahmen  i   •  *  

VerwaUong$kosten  • 

Kosten  der  Rohstoffe  

Fabrikationskosten  

Rabatt,  Preisvcrminderung,  Verluste, 


1,324035  fL 


78692  ^  6^4%d.Ai 
635071  ^  53,68  0/od.A. 
308651  „  33,70  Vod.A 


ausserordentliche  Ausgabe  .  . 
Gesammtaus2;abe  


70548  „  ö,98Vod.A* 
1,182862  „ 


I  cberschuss   141172  ^ 

Ablieferung  zur  Staatskasse     .   .      112800  „ 

Diese  Werke  stehen  dem  Staate  nicht  als  Aosfluss  seines 
Bergregals  sni,  sondern  sind  *  Privatantemehmangen  der  Do- 
maine  zur  Verwerthung  und  Veredlung  ihrer  rohen  Erzeug- 
nisse. Veräusserungen  oder  anderweitige  Benutzung  wäre 
deshalb  Pflicht  der  Verwaltung,  falls  dadurch  für  den  Staat 
eine  vortheilhaftere  Verwerthung  erreicht  werden  könnte; 
allein  die  desfallsigen  Verhandlungen  auf  den  Landtagen  von 
1833  und  1836  haben  die  Ratbsamkeit  solcher  Maassregeln 
noch  nicht  ausser  Zweifel  gestellt. 

Die  Finanz -Kommission  äussert,  in  ihrem  Berichte  über 
den  Voranschlag  für  1840—50,  über  diese  Frage  sich  folgen- 
dermassen : 

„Seit  längerer  Zeit  ist  bei  jeder  Ständeversammlung  die 
Frage  zur  Sprache  gekommen,  ob  es  nicht  zweckmässiger 
wäre,  die  Hüttenwerke,  entweder  alle,  oder  wenigstens  ein- 
zelne derselben,  dem  Verkauf  auszusetzen.  Ihre  Kommission 
glaubt  aber  dass  in  keinem  Falle  jetzt  der  geeignete  Zeit- 
punkt dazu  wäre,  auch  scheint  es  ihr,  abgesehen  von  volks- 
wirthschafUichen  Rücksichten,  immerhin  sehr  zweifelhafl,  ob 
die  Summen,  welche  für  Hüttenwerke  wie  V^asseralfingen, 
Königsbronn,  Unterkochen,  Abtsgmünd  und  Friedrichsthal  er- 
löst werden  würden,  für  den  Staat  nutzbringender  angelegt 
werden  könnten.  Was  die  übrigen  betrifft,  so  werden  zwar 
Ludwigsthal  und  Wilhelmshütte  bei  den  hohen  Preisen  der 
Materifl^lien»  die  sie  verarbeiten,  und  bei  ihrer  kleinen  Pro- 
duktion ^nf  dio  Dauer  kaum  orhalten  wollen  könnw;  aucb 
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ist  nicht  za  verkennen,  dass  eine  Konzentration  unserer  Efsen- 
fabrikalioB  in.  dem  Kocher-  und  Bren^thale  in  vielfacher  Hin- 
sicht mit  wesentlichen  Vorlheilen  verbanden  'wäre.  Ihre  Kom- 
mission hölt  aber  bei  der  jetzigen  Sachlage,  und*  namentlich 
vor  Anstellung  der  beantragten  Untersuchung  diese  Frage 
noch  nicht  für  spruchreif,  und  stellt  daher  den  Antrag,  über 
die  Verkaafsfrage  diessmal  ohne-  Erörterung  zur  Tagesord- 
nung überzugehen  — 

Dagegen  stellt  sie  den  Antrag: 

die  Regierung  wiederholt  zu  bitten,  die  Hüttenwerke 
einer  sorgföldgen  und*  strengen  Untersuchung  zu  un- 
terwerfen, um  dadurch  sowohl  in  finanzieller  Hin- 
sicht, als  auch  hinsichtlich  des  technischen  Betriebs 
eine  olfene,  klare  Einsicht  in  die  Ertragsfähigkeit  des 
in  denselben  niedergelegten  Kapitals  zu  erhalten,  und 
diese  sodann  der  Landes -Versammlung  vorzulegen. 
Der  K.  Bergratli  sagt  in  seinem  Beibericht  zu  dem  Etat» 
dass  die  ungünstigen  Verhältnisse  des  Eisenhandels  fortdauern, 
dass  wenig  Aussicht  auf  Besserang  derselben  vorhanden  sey, 
und  dass  die  Konkurrenz,  welche  die  K<  Hüttenwerke  mit 
mehreren  ausländischen  Hütten,  namentlich  in  Oberschwaben 
und  am  Rhein,  zu  bestehen  haben,  in  Folge  der  erleichterten 
Kommunikation  durch  Eisenbahnen  und  Dampfschifffahrt  künf- 
tig noch  im  höheren  Maasse  zu  erwarten  sey."  — 

Zur  Bestätigung  dessen  fügt  die  Finanz-Kommission  noch 
bei,  dass  die  Eisenpreise  in  sämmtlichen  Sorten  innerhalb  der 
letzten  zehn  Jahre,  nämlich  von  1839  bis  1840»  um  nicht 
weniger  als  13 16  Prozent  abgeschlagen  haben  und  fort- 
während noch  im  Sinken  begrifi^n  sind,  worüber  die  Kom- 
mission geschriebene  Tabellen  vorlegt.  —  Die  unter  diesen 
Umständen  im  Ganzen  immerhin  noch  ertrap;lichen  Ergebnisse 
der  beiden  Jahre  1847/8  haben  hauptsächlich  darin  ihren 
Grund,  dass  der  namhafte  Abschlag  in  den  Verkaufspreisen 
durch  den  gleichzeitigen  Abschlag  der  Einkaufepreise  für 
Kohlen  und  Holz  zum  Theü  wieder  ausgeglichen  wurde.  Da 
man  aber  der  Hoffiiung  sich  nicht  hmgeben  könne,  dass  die 
l'reise  der  Brennmaterialien  auf  Ihrem  jetzigen  niederen  Stande 
bleiben,  vielmehr  vorauszusehen  sey«  dass,  wenn  Handel  und 
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Gewerbe  wieder  besser  gehen,  der  Verbrauch  und  in  glei- 
chem Verhällniss  der  Preis  der  Brennmaterialien  wieder  stei- 
gen wird,  so  könne  man  sich  auch  nicht  verhehlen»  dass  der 
gegen  früher  viel  ungünstigere  Stand  der  Hüttenwerke  kein 
vorübergehender  seyn  wird,  sondern  seine  bleibende  Ursache 
grossentheils  in  den  Preisen  der  Rohmaterialien  hatte,  welche 
bei  einem  Theil  der  Werke  um  ein  bedeutendes  höher  sind, 
als  bei  den  mit  Steinkohlen  betriebenen  Hüttenwerken  des 
Niederrheins.  — 

Daraus  ergiebt  sich,  das  der  ungünstigere  Stand  der 
Hohöfen  in  Fried richstbai,  Ludwigsthal  und  Wilhelmshütte  ge- 
genüber von  Königsbronn  und  Wasseralfingen  vorzugsweise 
auf  dem  höheren  Preis  der  Rohmaterialien,  namentlich  der 
Erze,  beruht,  was  seinen  Grund  hauptsächlich  darin  hat,  dass 
z.  B.  in  Friedrichsthal  die  Beifuhr  der  Stuferze  nicht  weniger 
als  ein  Drittel  der  Kosten  derselben  ausnuicht.  Es  ergiebt 
sich  lerner  cRiraus,  dass  die  wiirttembergischen  Werke,  bei  der 
Fabrikation  von  geschmiedetem  und  gewalztem  Eisen  den 
mit  den  viel  billigeren  Steinkohlen  arbeitenden  Werken  ge- 
genüber in  •  bedeutenden  Nachtheil  stehen. 

Eine  Abhülfe  Ist  hier  natürlich  nicht  in  der  Madit  der 
Hüttenverwallung.  Dagegen  wird  es  eben  dadurch  um  so 
nothwendiger,  in  allen  andern  Dingen  einerseits  auf  möglichste 
Ersparniss  in  der  Produktion  hiiizuarbeilen ,  und  andererseits 
auf  Vermehrung  des  Werths  der  Fabrikate  durch  bessere 
Qualität  und  durch  brauchbare,  gefällige  und  schöne  Form. 

Die  Salzerzeugung  der  Staatnaiswerke  Hall  (70000  Ztr.), 
•     Friedrichshall  (62000  Ztr.),  Wilhelmshall  (228000  Ztr.),  Solz 

(15000  Ztr.),  Clemeiishall  (60000  Ztr.)  und  Wilhelrasglück 
(175000  Ztr.  Steinsalz  von  einem  3— -4  Lachter  mächtigen 
Lager  aus  332  Fuss  Tiefe),  ist  485000  Ztr  Kochsalz  (wovon 
203000  Ausfuhr)  159000  Ztr.  Steinsalz  (wovon  19000  ausge- 
führt») 17000  Ztr.  Viehsalz  und  4000  Ztr.  Dungsalz. 

Eine  Verordnung  vom  14«  Dezember  1S07  enthält  (neben 
Einsetzung  einer  neuen  General-Salz-Administration)  die  Grund- 
lagen des  dem  Staate  vorbehaltenen  AUeinverkau&  des  Sal- 
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zes  aus  erster  Hand  und  das  Verbot  der  Einfuhr;  sie  ist  durch 
Verfügung  vom  30.  Dezember  1833  erneuert,  auch  die  fernere 
YerbindHchkeit  der  Gemeinden  zur  Aufetellong  von  Sate-Ver- 
schleussem  widerholend  ausgesprochen  durch  Erlass  des  Berg- 
raths vom  14.  Februar  1834.  Die  früheste  in  dem  Regie- 
rungsblalt  befindliche  Veiordiinng  wegen  Salzfaktoreien  und 
wegen  des  Salzpreises  ist  vom  20.  Februar  1814  (für  das 
Nettopfund  Engrospreis  SVg  k«'..  Detailpreis  4  kr).  Seit  dem 
1.  Februar  1834  ist  der  Preis  des  hochsahes  von  4  kr.  auf 
•  3  kr. ,  des  Steinsalzes  von  2'/9  auf  IV2  kr.  für  das  Pfund  in 
der  Art  herabgesetzt,  dass  es  im  Verkauf  aus  letzter  Hand  in 
keinem  Orte  des  Landes  höher  zu  stehen  kommen  darf.  Bei 
unmittelbarer  Abnahme  auf  den  Salzwerken  von  mindestens 
1  Zentner  findet  noch  Preiserniässi^unü  bis  zu  2V2  kr.  im 
unverpackten  Zustande,  Statt.  —  Zufolge  einer  Bekanntma- 
chung vom  6.  April  1832  müssen  die  Kochsalzfässer  ein  glei- 
ches Nettogewicht  von  606  Pl'und  Salz  habeq,  neben  Beibe- 
haltung  der  bisherigen  Durchschnittstaxe  von  50  Pfund  als 
Brattogewicht  des  Fasses.  Obgleich  durch  jene  Ilaassregel 
den  Verbrauchern  eine  jährliche  Geldersparong  von  etwa 
Vs  Mill.  fl.  erwachsen  ist,  hat  doch  gleichzeitig  die  Reinein- 
nahme der  Staatskasse  sich  vermehrt  und  zwar  um  14  bis 
15  %,  als  Folge  gestiegenen  Verbrauchs  und  verminderter 
Kosten.  Der  durchschnittliche  jahrliche  Verbrauch  an  Salz 
berechnet  sich  jetzt  für  den  Kopf  auf  12,6  Pfund,  ist  also 
noch  bedeutender  Steigerung  fähig.  Der  erheblichste  autwär- 
tige  Abioi»  geht  in  die  Schweiz  mit  210000  Zentner,  nach 
zehnjährigem  Durchschnitt,  jedoch  ist  der  damit  verbundene 
Vortheil  durch  die  Konkurrenz  der  neu  errichteten  "Schweizer 
und  Baden  sehen  Salzwerke  sehr  verringert;  indem  das  Fass 
von  etwa  700  Pfund  Nettogewicht  frei  in  die  verschiedenen 
Lagerstätten  geliefert,  im  Jahre  1844/5  mit  14  fl,  36  kr. 
(1  Ztr.  2  fl.  5  kr.),  im  Jahre  1847  8  aber  nur  mit  Hfl.  35  kr. 
(i  Ztr.  1 H,  39  kr«;  bezahlt  wurde.  Für  das  Inland  wird  Koch- 
salz auf  den  Salinen  zu  4  fl.  10  kr.  der  Zentner  abgegeben^ 
damit  es  zu  5  fl.  flir  den  Zentner  allenthalben  verkauft  wer- 
den  kann.  In  Beziehung  auf  den  Dungsah -Yerkaui  ist  eine 
Veiiligung  vom  14.  September  1836  vorhanden  (50  kr.  für 
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den  Ztr.  auf  der  Saline);  das  Salz  zu  gewerblichen  Zwecken 
soll,  nach  der  Verfügung  des  Finanz-Ministeriums  vom  7  .Juny 
1848,  auf  18  kr.  fiir  den  Zentner  im  Gutgewichte  von  101  . 
Pfund  ohne  Yerpackang,  herabgesetzt  werden.  BieS^gikasten, 
ohne  Berücksichtigung  jedoch  des  Grund-  und  Betriebs-Kapi- 
tals und  der  Verpackung,  waren  nach  dem  Durchschnitt  der 
Jahre  1844/7  för  den  Zentner  Kochsalz:  bei  der  Saline  Hall 
44  kf,  Friedrichshall  49,2  kr.,  Sulz  36,5  kr.,  Wilhelmshall 
27  kr,;  Steinsalz  7,2  kr.  —  Die  Ablieferungen  an  die  Staats- 
kasse aus  dem  Erlrage  des  Fahrikatiousgewinnes  und  der 
Salzsteuer  waren  im  Jahre:  1819/20:  489000  fl.,  1823/6: 
725000  fl.  (1824  kam  Viehsalz»  1825  Steinsalz  in  den  allge- 
meinen Verkehr),  1829/32:  826000  fl.,  1832/5:  736000  fl. 
(Herahselzung  des  Salzpreises)*,  1835/8  :  862000  fl.,  1844/7: 
999000  fl,  Nach  der  Staatsrechnung  von  1848/9  haben  nur 
Siaatskcuse  abgeliefert: 


Prozente 

der  End" 

summe. 

1.  Friedrichsball  . 

164202  fl. 

—  18,69 

2.  Hall  .... 

334934  n 

—  38,12 

3.  Sulz  .... 

48236  „ 

—  5,49 

4.  Wilhelmshall  . 

167952  „ 

—  19,12 

5.  Clemenshall 

163211  „ 

—  18,58 

Zusammen 

878535  fl. 

—  100 

Die  Gewinnungskosten  sind  48  bis  49  %  der  Roheinnahme. 
Unter  den  Anträgmt  welche  die  zweite  Kainmer  hinsichUicb 
der  Einnahme  von  den  Salinen  zum  Hauptfinanzetat  von 
1848/9  gestellt  hat,  finden  sich  die  Bitten:  bei  Dnrchflihrung 

eines  gemeinsam  deutschen  Handelssystems  auf  Beseitigung 
der  Salzsteuer  hinzuwirken;  den  Preis  des  Steinsalzes  auf 
1  kr.  für  das  Pfund  und  des  Viehsalzes  zu  gleichem  Preise  herab- 
zusetzen ;  die  Steinkohlen- Feuerung  bei  der  Salzerzeugung 
anzuwenden  a  s.  w. 

5.  9iijl-iU0fll* 

Als  die  Wttrtieinborgi$che  Regierung  in  Folge  der  Ereig- 
des  Jahr^  1805  Soiiverän^tätsrech  ^  «4angt  hatte,  hielt 
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sie  sich  durch  die  Verfögungen  des  deutschen  Kaisers  auch 
hinsichtlich  der  Posten  nicht  mehr  verpflichtet  (llohl  Staats- 
recht II.  606).   Sie  hob  die  Taxischen  Posten  und  zugleich 

das  Landbote n^vc.sen  gänzlich  auf,  übernahm  die  Post  in  ei- 
gene Verwaltung  und  erlicss  eine  Anzalil  entsprechender  Ver- 
fügungen, z.  B.  die  Postdienst- Instruktion  vom  25.  April  1807, 
die  Hauderer-Oi^dnung  vom  23.  April  1811;  Brief-  und  Post- 
wagen-Tarife unter  dem  2.  Juny  1814;  schloss  auch  am 
29.  März  1819  einen  Postvertrag  mit  Hohenzollern-Sigmarin- 
gen  ab.  ^ 

Sodann  aber  wurde  das  System  gänzlich  verändert,  in- 
dem durch  eine  königl.  Verordnung  vom  9.  Scpibr.  1819  die 
Würde  und  das  Amt  eines  k.  würltembergischen  l'jbland- 
Postmeistei*s  mit  dem  nutzbaren  Eigenlhum  und  der  Verwal- 
tung der  Posten  im  Königreich  als  Erb-Mann-Thron-Lehen  an 
den  Fürsten  von  Thurn  und  Taxis  übertragen  wurde*  Das 
Obereigenthum  der  Posten,  die  Bestätigung  aller  Poststellen, 
das  Recht  der  Gesetzgebung  und  Post-Polizei,  die  Gerichts- 
barkeit und  Straf- Rechts -Pflege  (mit  Ausnahme  der  ein- 
geräumten Disziplinar-Straf-ßefugniss)  in  Postsachen,  und  die 
Vertretuns;  der  Post-Anstalt  in  Verhältnissen  zu  andern  Staa- 
ten;  bleiben  als  unveräusserliche  Hoheits-Rechte  der  Regierung. 
Z.  V.  auch  Klüber  öffentl.  Recht  III.;  Art.  1,  2,  3,  §.  440, 
S.  612.  Mobi  württemb.  Staats-Recht  II.  S.  607.  — 

Das  Fostregat  ergiebt  nach  diesem  Vertrage  eine  jähr- 
liche Reineinnahme  von  70000  fl.;  ausserdem  die  Postfreiheit 
für  bestimmte  Anstalten,  Personen  und  Gegenstände  (z.  v.  Be- 
kanntmachung vom  2.  August"  1822)  und  ein  Weggeldaversum 
von  4500  fl.  Von  den  hierher  gehörigen  Verordnungen  sind 
noch  die  Vcrordnunor  vom  16.  Februar  1821,  wegen  Wieder- 
Einführung  des  Landboten-  und  Güterfuhrwesens,  und  eine 
Extrapost- Dienst-Ordnung  vom  24.  August  1832  zu  erwähnen. 
Dann  finden  bis  1849  Postbestimmungen  in  dem  Regierungs- , 
blatt  sich  nicht. 

Unter  dem  16.  Februar  1849  erschien  eine  Minist.  Ver- 
fugung, wodurch  die  Extraposttaxe  für  den  Zeitraum  vom 
1.  März  1849  —  50,  auf  1  11.  20  kr.  für  ein  Pferd  und  eine 
Station  festgesetzt  wuide.  Ein  Gesetz  von  i;?.  Dezember  1849 
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hebt  den  zwischen  dem  Staate  und  dem  Fürstl.  Hause  Thum 
und  Taxis  besiehenden  Posl- Lehn- Verband  einseitig  auf  und 
eine  Verordnung  vom  20.  Dezember  1849  enthält  Bestimmun- 
gen wegen  Uebemahme  der  Posten  in  die  unmittelbare  Ver- 

waltunfi;  des  Staats. 

Rci'ieruni^  und  Stände  von  Wiirllcmberfi:  hatten  schon 
mehrfach  und  noch  in  neuster  Zeit  mit  Auflösung  dieses  Ver- 
hältnisses sich  beschäftigt,  ohne  dass  ein  Erfolg  erzielt  war. 
Das  eben  gedachte  Gesetz  versuchte  eine  einseitige  Entschei- 
dung der  Streitfrage.  Es  ist,  bei  dem  Widerspruch  des  Lehn- 
trägers, der  vorgängige  vereinbarte  Feststellung  der  Entschä- 
digung begehrte,  bisher  nicht  zur  Ausführung  gekommen. 
Mag  man  über  die  l?^tofrage  denken  wie  man  will;  mag 
man  die  Bestrebungen  Württembergs,  s»iinen  Eisenbahnen 
durch  Verbiudmig  der  Postverwahung  mit  denselben  einen 
sonst  nicht  zu  hotVenden  angemessenon  Reinertrag  zu  ver- 
schaffen, billigen.  Immerhin  aber  wird  man  zugestehen  müssen, 
dass  ein  konstitutioneller  Staat  vor  Allem  den  RechUyveg 
nicht  abschneiden  darf,  bei  einem  vom  Gegner  behaupteten 
Rechte;  dass  eine  konstitutionelle  Regierung  während  ob- 
schwebender  Verhandlungen  keine  Eingriffe  in  solche  Rechte 
(durch  Landbotcnweseu,  Zeltungsversendung  u.  s.  w.)  sich  er- 
lauben oder  gestallon  soll;  endlich  dass  es  warlich  kein 
Fortschritt  zur  deutschen  Einheit  genannt  werden  kann,  wenn 
das  Thum  und  Taxissche  Post  gebiet  in  ein  Dutzend  kleiner 
Postverwaltungen  zersplittert  wird.  —  (Ausser  den  Stände- 
•  Verhandlungen,  enthalten  die  Ober- Postamts -Zeitung,  der 
Schwäbische  Herkur  und  die  Allgemeine  Zeitung  von  1847 — 49, 
eine  Menge  diesen  Gegenstand  betreffenden  Verhandlungen, 
welcher  auch  in  Rollers  wiirltemb.  Polizeirecht,  Stengels 
Schrift  über  das  deutsche  Postwesen  S.  193,  Görges  Post- 
almanach  von  lö4(>  u.  s^  w.  ausrubrlich  erörtert  ist.) 

6.  CSt]ittat)mc  »Ott  fonilifitn  j^ot)ritsred|t(n,  iHono{)olrn  u.  f.  m* 

Die  letzte  Nummer  der  Einnahme-Abtheilung :  Ertrag  des 
Kammerguts,  enthält  verschiedene  wuniUelbare  Emnahme»  der 
Siaatshtsse,  z.  B  von  der  Kalenderpacht  4050  fl.,  (Kalender- 
monopol aufgehoben  durch  Gesetz  vom  19.  Aug.  1849;  z.  v. 
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jedoch  die  Verfiigung  vom  13.  Februar  1850  wegen  Heraus- 
gabe eines  amtlichen  Kalendera);  den  Ueborschiiss  vom  £r- 
trage  des  Regierungsblatts  mit  2500  fl.,  einen  Beitrag  der 
Oberpostkasse  zum  Unterhalt  des  Landjägerkorps  von  120011. 
1300  fl.  Beitrag  von  HohenzoUern -Siegmaringen  für  die  Be- 
nutzung des  Oberlribunals  als  Ober-Appellationsgericht  (dieses 
Verhältniss  ist  im  Jahre  1850  aufgelöst)  u.  s.  w. 

Hinsichtlich  der  Gnmdsforlc  -  Verwaltung  ist  noch  zu  er- 
wähnen, dass  ihre  Einnahmen  in  den  Erlösen  aus  unfreiwilli- 
gen (durch  AUodifikation  und  Ablösung)  oder  freiwilligen 
Veränsserungen  von  Theilen  des  Staat^uts  bestehen  (z.  v. 
Gesetz  vom  14.  April  1848  und  Vollzugß-lnstruktion  vom  1* 
September  1848,  die  Gefälle- Ablösongs- Kasse  betreifend)« 
Gegenstände  der  Ausgabe,  sind  Erwerbungen  fiir  das  Staats- 
gut und  Entlastungen  desselben  mittelst  Verwendung  obiger 
Einnahmen. 

bb)  Direkte  Steuern* 

Die  Abtheilung:  direibfe  Steuern  bildet  sich  aus  den  ver- 
einigten Grund-,  Geföll-,  Gebäude-  und  Gewerbe-Steuern,  der 
Kapital-Steuer  und  der  Besoldongs-  und  Pensions-Steuer,  de- 
ren Reinertrag  nach  dem  Durchschnitt  von  1830/3:  2,864000  11., 
1839/42:  2.223000  fl.,  1847^^:  2,298000  fl.  war,  während  sie 
für  1848/9  zu  einer  Roheinnahtne  von  3,101000  fl.  und  einer 
Reineinnahme  von  3,085000  fl.  veranschlagt  sind  (wirkliche 
Reiueinahme  nur  2,845673  fl.).  Fiir  das  Jahr  1849/50  ist  der 
Voranschlag  der  Roh-Einnahme  2,848613  fl.,  des  Blementar- 
auf^andes  16613  fl.,  des  Bein-Ertrages  2,832000  fl.  Weshalb 
die-  Gewinnungskosten  der  StaatsVes&e  nur  einen  Aufwand  von 
0,51  %  verursachen,  wird  weiter  unten  dargelegt. 

1.  (S^run^-,  CDrfäU-,  ^rb&u^e-  unli  Orisrrbe-Stcuer. 

Eine  Bekanntmachung  des  Finanz -Ministeriums  vom  27. 
August  1818,  wodurch  eine  Kataster- Kommission  zur  Errich- 
tung eines  neuen  Grund-,  Gewerbe-  und  Häuser -Katasters 
niedergesetzt  wurde,  war  Vorläufer  des  Gesetzes  vom  15.July 

1821,  die  Herstellung  eines  provisorischen  Steuerkatasters  be- 
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treffend.  Der  Gang  i^elchen  seitden^die  Katastrirung  genonrn 
men  hat,  ist  für  das  Studium  der  direkten  Besteuemng  im 
Allgemeinen  von  grossem  Interesse  und  da  hier  nur  Andeu- 
tungen darüber  gegeben  werden  können,  so  verweise  ich  auf 
die  sehr  gute  Schrift  von  Keckeisen  :  das  Steuer-  und  Katasler- 
wesen  besonders  in  Württemberg,  Stuttgart  1848.  — 

In  den  Jabren  1826  und  1833  legte  die  Regierung  Gesetz- 
entwürfe über  die  Richtigstellung  des  provisoriBcben  Steuer- 
katasters  vor,  ohne  dass  jedoch  dadurch  die  Sache  erledigt 
worden  ist.  — 

Durch  Verordnung  vom  4.  April  1828  wurde  bestimmt, 
dass  die  Parzellar- Vermessimg  wie  bisher  fortgesetzt  und  als 
ordentlicher  Aufwand  dafür  die  Summe  von  jährlich  90000 fl. 
in  das  Budget  aufgenomnicn  werden  solle.  Inzwischen  sind 
mehrfach  Hepitianen  xangeordnet  worden ,  z.  B.  durch  Verfii- 
gang  vom  30.  Joly  1840  flir  das  Gebäude- Steuer •  Kataster; 
für  das  Gewerbe -Steuer -Kataster  durch  die  Instruktion  vom 
31.  März  1829,  Verfügung  vom  13.  Dezember  1834  (welche 
die  Sleuervcrhallnisszahlen  von  302514  fl.  auf  361627  fl.  er- 
höhte \  Verfü2unu  vom  26.  Oktober  1836  ('c;ewerbmässi2:e 
Wein-  und  Holzhänüler;,  Verfügung  vom  7.  July  1837  (defini- 
tive Umlage  für  1836/7,  wonach  das  ganze  Gewerbekatasler 
am  1.  July  1836:  370881  fi.  betrug)  u.  s.  w.  Für  die  Erhe- 
bung und  Fortführung  der  Priroär-Kalaster  und  Fhirkarten  zu 
sorgen,  ist  Bestimmung  der  Minist.  Verfügungen  vom  12.  No* 
vember  1840  und  12.  Oktober  1849. 

Die  vom  Boden,  von  Gefällen,  Gebäuden  und  Gewerben 
zu  entrichtenden  Steuern  bilden  nach  dem  Gesetze  vom  15. 
July  182t  in  so  fern  ein  Ganzes,  als  durch  das  FinaD^^etz 
flir  diese  verschiedenen  Steuergegenstände  eine  Summe  ausge- 
worfen wird;  welche  zufolge  der  Verfassungsurkunde;  nach 
einem  (und  zwar  filr.  jede  der  vier  Arten  besonders)  durch 
Katastrirung  aller  steuerpflichtigen  Gegenstände  aufgefundenen 
Maassstabe,  auf  die  Amtskörperschaften  ausgeschrieben  wird. — 
Von  diesen  wird  ihr  Anlheil  ferner  auf  die  Gemeinden  (und 
Gutsbesitzer)  nach  demsolben  Kataster,  und  von  den  Ge- 
meinden wider  auf  die  einzelnen  »Steuerpflichtigen  veriheiU) 
Letzteres  jedoch  nach  einem  keineswegs  überall  gleichartigen 


Digitized  by  Google 


—  200  - 

Steuerfasse,  ungeachtet  mehrfältiger  Versuche  der  obersten 
Steuerbehörde  solches  zu  bewirken,  z.  B.  durch  den  Erlass 
vom  27.  März  1823.  Die  Einvle^ung  der  Abgabe  geschieht 

in  jeder  Gemeinde  durch  einen  besondern  Stcnereinbringer, 
welcher  Mitglied  der  Gemeindopflego  ist  und  oIik?  billige  Ein- 
ziehungsgebiihr  erhält.  Die  Amispflege  empfängt  die  Quote 
der  Gemeinde  vollständig  und  liefert  den  Steuerbetrag  des 
ganzen  Oberamts  gleichfalls  ohne  Abzug  und  ohne  Rückstand 
an  die  Staatskasse.  Auf  diese  Weise  wird  dem  Staate  eine 
feste  Einnahme  gesichert,  die  Gewinnungskosten  werden  zu- 
gleich  auf  einen  möglichst  geringen  Betrag  zurück  geführt 
und  ein  die  Verhältnisse  der  einzelnen  Steuerpflichtigen  mehr 
berücksichtigendes  Verf\ilnen  eingeschlagen.  Schon  in  fiühe- 
ren  Mittheilungen  habe  ich  eine  derartige  Betheiligung  der 
Gemeinden  und  Steuerzahler  selbst  für  alle  direkte  Steuern 
dringend  angerathen  und  ich  glaube  die  Erfahrungen  Württem- 
bei^  können  zur  Empfehlung  meines  Vorschlags  dienen.  Die 
zur  Zeit  der  Erlassung  des  (noch  gültigen)  provisorischen 
Katastergesetzes  von  182i  in  einer  Summe  von  2,400000  (1. 
bestandene  Steuer;  wurde  nach  dem  Maasstabe  von  "/a^ 
auf  das  Grundeigenthum,  auf  die  Gebäude  und  V24  auf 
die  Gewerbe,  vertheilt  und  dieser  Maasslab  ist  unverändert 
geblieben,  obgleich  dieSteuersunimn  von  1821/4  um  100000  il. 
von  1824  bis  1836  um  fernere  100000  fl.  vermehrt,  dann  wider 
auf  2,40000a  fl.  und  seit  1839  auf  2,000000  fU  vermindert 
wurde.  Die  im  Voranschlage  für  1848/9  beabsichtigte  Er- 
höhung auf  2,400000  fl.  ist  nicht  zur  Ausfuhrung  gekommen. 
Die  Unveränderlichkeit  dieses  Theilmaasslabs  wird  indess  auf 
die  Dauer  nicht  beibchaUen  werden  können  ,  weil  (ganz  ab- 
gesehen von  der  ursprünglichen  Richtigkeit  der  Ermittelung) 
die  Veränderungen  in  den  einzelnen  Steuerarten  keinenfalls 
glieichmässig  erfolgt  sind.  Das  bisherige  flinderpiss  einer  blei- 
benden Katastergesetzgebung  scheint  ohnehin  durch  die  Been- 
.  digung  der  Landesvermessung  beseitigt  und  ein  Vortrag  des 
Finanzministers  vom  1.  Februar  1848  stellt  die  endliche  Ord- 
nung der  direkten  Staatssteuor  in  nahe  Aussicht;  obgleich 
gleichzeitig  anerkannt  wird,  dass  das  Verhältniss  der  drei 
Steuerquellen,   auf  oberflächlichen  Notizen,  auf  unsichern 
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Schätzungen  beruhe,  obgleich  ferner  zugestanden  wird,  daos 
deshalb  eine  neue  Gesetzgebung  erforderlich  sei,  welche 
einen  neuen  Rataster-Aufwand  von  1,050000  fl.  filr  den  Staat 

und  75000  11.  für  die  Gemeinden,  nölhig  machen  werde.  — 

Die  binnen  20  Jahren  in  den  Kaiastern  vorgej^angcnen 
Aeuderungea  ergeben  sich  aus  oacbstehender  Yergleichung. 


Reinertrag  des 
G  rundeigen  thu  ms 

Reinertrag  der  Ge- 
falle   

Eingeschätztes  Ge- 
bäude-Kapital . 

Gewerbe-Kataster 
Ansatz  •   •  .  . 


Stand  der  Kataster 
im  Jahre 

1826 


15,795339 

1,006111 


16,801450 
145,008359 

303iil3 


i84ß. 

9 


16,001456 


878328 


16,879784 
183,770122 
400594 


Ver- 

Tun 
nac. 
Fro- 
zen' 


h 


0,5 

20 
32 


ÄuflOOfl.Rein^ 
ertrag 


1826. 


11  0. 

kr. 
10911. 
57  kr. 


18^ 


8  fl. 

23  kr. 

11V6 

kr. 

62  n. 

24  kr. 


Die  Verminderung  der  Steuer  seit  1826  macht  also  bei 
der  Grund-  nnd  Gefälle-Steuer  24  %,  bei  der  Gebäudesleuer 
36,5%,  bei  der  Gewerbesteuer  43%.  Zu  erwähnen  ist  je- 
doch dass,  bei  Vorlegung  des  Budgets  dir  1849—52,  die  Re- 
gierung abermals  den  Versuch  gemacht  hat;  diese  vereinig- 
ten direkten  Steuern  vom  Jahre  1850/1  an  wider  auf  ihren 
ursprünglichen  Betrag  von  2,400000  fl.  zu  bringen.  Der  Fi- 
nanzministcr  sagt ,  diese  Erhöhung  erscheine  um  so  begrün- 
deter, weil  seit  der  ersten  Steueranlage  die  Erzeugung  überhaupt 
sich  bedeutend  erweitert  habe,  insbesondere  aber  das  land- 
wirthschailliche  Gewerbe  nicht  nur  durch  Aufhebung  und  Ab- 
lösung von  Grundlasten  sehr  erleichtert  werde,  sondern  sich 
auch  ferner  der  Verschonung  von  der  auf  dasselbe  zurück- 
wirkenden früheren  Abgabe  der  Frucht-,  Wein-,  Holz-  und 
Vieh-Accise,  zu  erfreuen  habe. 

Auf  der  andern  Seite  ist  bei  Beurlheilung  der  Höhe  die- 
ser Belastung  auch  nicht  aus  den  Augen  zu  verlieren,  dass 
an  die  Grundsteuer  noch  Abgaben  für  Oberamis-  Korporation 
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und  Gemeinde;  an  die  Gebäudesteuer  ausserdem  noch  die 
Abgabe  an  die  unfreiwillige  Brand versichcrungsanslalt  mit  4 
bis  6  kr.  von  100  fl.  sich  anhangen.  Hinsichtlich  dieser  Aus- 
gaben wird  übrigens  einige  Erleichtei'ung  durch  das  Aufhö- 
ren der  bisherigen  Exemtion  des  Staatseigenthunis,  der  Guts- 
herren. Kapitalisten  und  Besoldeten,  eintreten. 

Diese  doppelten  Lasten  machen  zur  besondern  Pflicht 
bei  der  bleibenden  Steuergesetzgebung  in  genauste  Erwägung 
zu  ziehen,  ob  der  Steueranschlag  der  Grundstücke  wie  bisher 
nach  dem  Reinerträge,  oder  nacn  dem  Rohertrage,  oder  nach 
der  Erzeugungs-Fähigkeit  wie  in  Bayern,  oder  nach  dem  Kapi- 
talwerth der  Grundstücke  wie  in  Baden  und  Nassau,  zu  be- 
stimmen wäre.  — 

Dass  das  Grundeigenthum  durch  seinen  Beitrag  von  17/24  % 
überbürdet  ist,  unterliegt  keinem  Zweifol  und  namentlich  im 
Jahre  1845  hat  die  Stände  Versammlung  um  Vorlegung  eines 
Gesetzentwurfs  zur  Abhülfe  dieses  Hebels,  gebeten,  auch  un- 
ter dem  5.  Oktober  1848  einen  ähnlichen  Antrag  widcrholU 
(z.  V.  die  Verhandlung  vom  30.  April  1849). 

Die  jetzige  Bewerbesteuer  ruht  1.  auf  dem  Kapitalgewinn 
derGewerbtreibenden,  (deren  Gewerbskapital  aus  oemWerthe 
ihrer  Waaren  und  Geräthschaflen  und  aus  dem  Betriebsfonds 
sich  bildet)  ohne  Abzug  der  Schulden  und  2*  auf  demArbeits- 
Yerdieust  derselben,  wie  er  aus  der  eigenen,  der  Gehiilfen- 
oder  der  Maschinen-Arbeit  hervorgeht.  — 

Die  Vertheilung  der  Grund-,  Gefall-,  Gebäude-  und  Ge- 
werbe-Steuer auf  die  KreUe  des  Landes  ergiebt  Folgendes: 

Hofy  Bo- 
Schwarz^  mänen" 


Neckar- 

JaxÜtreis,  Donau" 

kammer- 

Jahr. 

kreis* 

kreis. 

Urea, 

u,  Staats- 
kasse- 
Renten. 

/r. 

fl- 

/r. 

1821/2  .    .  . 

738666 

562531 

575781 

616521 

6500 

1834/5  .    .  . 

690861 

563M6 

579879 

743864 

22250 

1847/8  .    .  . 

535852 

435724 

437482 

573184 

17758 

Prozcntantheil 

1847/8  .  . 

27.03 

21,98 

22,07 

28,92 

Prozcntantheil 

V 

am  Flächen- 

Gehalt  •  . 

17,12 

24,55 

26,30 

32,03 

?n>zentantheii 

an  der  Be- 

völkerung « 

27,91 

27,10 

22,11 

22,8a 
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AuuerardentHdie  direkie  Steuern,  gewöholidi  Ergänznngs- 
Steuern  genannt,  sina  die  Kapital-,  Bc^oldangs-  and  Pensions- 

Sleuer.  Nachdem  die  Erträge  derjenigen  Kapitale,  welche 
in  Grund  und  Boden,  in  Gebäuden  und  in  Gewerben  ver- 
wendet sind,  durch  die  vereinigte  direkte  Steuer  belastet 
worden  waren,  der  Slaatsbedarf  aber  noch  anderweite  Zu- 
flüsse erforderte;  blieb  die  Zinsrente  von  ausgeliehenen  Ka- 
*  pitalien  Doch  Gegenstand  der  Besteuerung.  Beim  Eintritt  der 
Verfassung  von  1819  war  die  erste  Handlung  ständischer 
Steuerverwilligung  (ür  das  Jahr  1819/90,  die  von  der  Regie- 
rung beantragte  direkte  Besteuerung  der  Aktivkapitalien,  der 
Grundgefalle  und  Renten,  der  Besoldungen  und  Pensionen  zu 
beschliessen.  Man  ging  dabei  von  dem  unzweifelhaft  richti- 
gen Grundgedanken  aus',  dass  alles  Einkoramen,  in  einer  sei- 
ner eigenthümlichen  wirthschaftlichen  Natur  entsprechenden 
Weise,  zur  Besteuerung  heranzuziehen  sey.  Dass  aber,  bei 
der  abweichenden  Art  wie  das  Einkommen  sich  erzeugt  und 
vertheiiti  bei  der  Verschiedenheit  der  Bedingungen  unter  de* 
Den  jede  Gattung  von  Einkommen  entsteht;  dieses  mir  m 
seinen  eingehen  Qnellen  gehörig  erfiisst  und  nur  durch  eine 
abgesonderte  Belegung  einer  jeden  einzelnen  Quelle,  —  wenn 
auch  nicht  vollkommen,  doch  annähernd  richtig  und  gleich- 
massig  —  besteuert  werden  könne.  Deshalb  die  gesonderte 
Besteuerung  des  Grundeigenthums  und  der  einen  Theil  des 
Grundertrages  bildenden  Gefälle,  der  Gebäude,  der  Gewerbe, 
der  Kapitale  (im  engern  Sinne],  der  Besoldungen  und  des 
sonstigen  gleichgeachteten  Einkommens«  —  In  dem  Abgaben- 
gesetz  vom  29.Juny  iS%i,  (welches  ausserdem  die  Apanagen 
zur  Steuer  herbeizog),  wurden  för  1820/8  die  Aktivkapitalien 
wie  im  Jahre  vorher  mit  20  kr.  von  100  fl.  Kapital,  ohne 
Rücksicht  auf  höheren  oder  niedern  Zinsfuss  oder  auf  Schul- 
den, der  Besteuerung  unterNvorfen.  Bis  zum  Ende  des  Fi- 
nanzjahrs 1830  wurde  die  Steuer  im  gleichen  Betrage;  für 
1830/3  mit  10  kr.;  für  1833/6  mit  12  kr.;  seit  1836  mit  6  kr. 
bewilligt;  im  Finanzgesetz  vom  29.  July  1849  för  1848/9,  isi 
Erhöhung  auf  15  kr.,  von  100  fl.  Kapital  verfugt.  Bie  Steuer . 
betrug  mithin  von 
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1819/30  —  eVs  Vo  des  Zinsertrages 
1830/33  —  3Vs%   «  .» 
1833/36  -  4  ^  ^ 

1836/48  —  2    Vo    „  „ 

einen  Zinsfuss  von  5  «/o  angenommen;  seit  dem  1.  July  1848 
ist  sie  5  Vo  des  Zinserl ra2;es. 

Die  Kapitalien  der  Ablüsi]ii£rskassen  waren  durch  aus- 
drückliche Gesetze  steuerfrei  gelassen;  das  ebengedachte  Fi- 
nanzgesetz hält  dieses  zwar  aufrecht,  hinsichtlich  der  Aktiven 
der  Ablösungskassen,  unterwirft  aber  diejenigen  Ablösungs- 
Kapilale  welche  an  die  Stelle  der  aufgehobenen  Grundgefalle 
treten  (Art  %  und  4  des  Gesetzes  vom  14.  April  1848)  der 
Kapilal-Stener.  In  demselben  Gesetze  werden  die  Apanagen, 
Suslentationsgelder,  Nadelgelder  und  Wilthunie  der  Miti^lieder 
des  königlichen  Hauses,  sowie  die  qus  der  Staatskasse  zu  ent- 
richtenden über  600  11.  betrai^endeii  Gehalte  der  bereits  in 
dem  Ruhe-  oder  Pensionsslande  beiindlicheD,  oder  auf  den 
Gmnd  der  seitherigen  gesetzlichen  Bestimmungen  in  den- 
selben zn  versetzenden  GviU  und  Militär-Staatsdiener  einer 
Steuer  unterworfen,  welche  bei  einem  Einkommen  dieser  Art 
von  601  bis  700  fl.:  3  fl«  vom  Hundert  beträgt,  und  stufen-  . 
weise  mit  jedem  um  Einhundert  Gulden  höheren  Einkommen 
um  einen  halben  Gulden  vom  Hundert  des  ganzen  Einkom- 
mens sich  erhöht,  jedoch  mit  der  Beschränkung,  dass  im 
höchsten  Fall  die  Steuer  ein  Fünftheil  des  steuerbaren  Ein- 
kommens nicht  übersteigen  soll.  Auch  darf  eine  Pension 
durch  den  Abzug  der  Steuer  einer  höhern  Stufe  nicht  tiefer 
herabgesetzt  werden ,  als  auf  den  Betrag  der  höchsten  Pen- 
sion in  der  nächst  niedrigeren  Besteuerungsstufe  nach  abge- 
zogener Steuer.  — 

Verfiigungen  welche  auf  die  Kapital-  und  Bcsoldungs- 
Steuer  sich  beziehen,  sind  vom  26.  üezbr.  1823,  13.  July  1830, 
30.  Dezbr.  1833,  22.  July  1836,  1.  März  1846.  — 

Die  der  Staatskasse  von  dieser  Steuer  zur  Last  fallenden 
Gewinnungskosten  (Kosten  der  Kapitalienaufnahme,  Berech- 
nung und  Einbringung  der  Steuer)  betrugen  seit  1836,  &  bb 
6  Vo  der  Roheinnahme;  für  1848/9  sind,  des  hohem  Ansatzes 
wegen,  nur  3  %  veranschlagt.  Die  Vermehrwig  der  Reinein- 


Digitized  by  Google 


-  305  - 

nähme  von  der  Kapitalsteuer  seit  1836  ist  beträchtlich,  denn 
während  die  Staatskasse  im  Jahre  1836/7  nur  140430  fl.  (ei- 
nem Steuerkapitalc  von  140,430000  fl.  entsprechend)  empfieng; 
betrug  die  Einnahme  1846/7  bereits  235285 fl.,  1847/8:239187  il. 
(Sleuerkapital  239,187000  fl.),  1848/9  586935  fl«,  wonach  das 
Sleuer-Kapital  anf  234^774000  fl.  sich  berechnet« 

Die  Besoldungssteuer  ist,  gleich  der  in  den  zehn  Jahren 
1820/30  ihr  zur  Seile  gestandenen  Apanagesteuer,  eine  s  g. 
Progresswsieaov ,  d.  h.  der  die  Steuer  dai\>lellende  Quotient 
des  steuerbaren  Kinkonimens  vergrössert  sich  stufenweise  mit 
dem  Ansteigen  der  Einkommenssumme,  welche  der  Steuer 
unterworfen  ist.  Die  im  Abgabengesetze  vom  29.  Juny  1821 
vorgeschriebenen  Steuersätze »  wurden  Air  den  Rechnungsab- 
schoitt  1830/3  auf  die  Hälfte  vermindert,  fiir  1833/6  aber 
wider  bis  auf  V»  des  ursprunglichen  Betrages  'erhöht.  Das 
Finanzgesetz  vom  22.  July  1836  bestimmte  den  bis  auf  die 
neueste  Zeit  gühigen  Maasstab  dahin,  dass  row^e  iOO //.  steuer- 
baren Einkommens  der  Staats-  Gemeinde-  und  Privatgchalte 
und  Pensionen,  so  wie  des  Einkommens  dei'  Aerzlc,  Advokaten 
u.  s.  w.  von  ihrer  Beschäftigung,  bei  300  bis  600  fl. ,  30  kr.; 
(oder  Va  %)  von  dera  Mehrbetrag  bis  auf  1200  fl,  1  fl.;  bis 
auf  1800  fl.  1  fl.  30  kr.j  bis  auf  2400  fl.  1  fl.  45  kr,;  bis 
auf  3600  fl.  2  fl.;  bis  auf  4800  fl.  2  fl.  15  kr.;  von  dem 
Weiteren  2  (L  30  kr.  (oder  2Vt%),  gezahlt  werden  müssen. 
DerRegierungs-Entwurf  des  Finanzgesetzes  für  1848/9  erhöhte 
diese  Satze  dergestalt,  dass  beispielsweise  von  je  100  fl.  bei 
einem  Einkounnen  von  300  bis  600  fl.  1  fl.  20  kr. ;  von  4200 
bis  4800  fl.  9  fl.;  also  von  i'/a  bis  fast  5Va%  gesteuert  wer- 
den sollte.  Auch  das  Einkommen  von  Zeitschriften  sowie  von 
schnftsteilerischem  Erwerb,  überhaupt  auch  der  Werth  der 
.  Amtswohnungen  (bis  dahin  befreit  gewesen)  sollten  zur  Steuer 
herangezogen  werden«  Das  Fmanzgesetz  vom  29.  July  1849 
ordnete  Nachstehendes  an: 

Art.  7.  Von  säimmtlichen  Besoldungen,  Gehalten  und  Pen- 
sionen, mit  Ausnahme  der  im  Art.  8  bezeichneten  Quiescenz- 
gehalte  und  Pensionen,  und  von  dem  Einkoramen  der  aus- 
übenden Aerzte,  der  Advokaten',  Handlungs-Commis,  so  wie 
der  Künstler  und  yterateni  endlich  der  Eigenthümer  und 
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Herausgeber  von  Zeitschrifteo ,  wird  die  Steuer  nach  folgen- 
der Abstufung  erhoben: 

a)  Diejenigen,  deren  Einkommen  den  Beirag  von  300  fl. 
nicht  Ubersteigt»  haben  zu  entrichten :  von  je  100  fl. 

1)  wenn  das  Einkommen  nicht  über  100  |l.  beträgt  10  kr. 

%)  wenn  dasselbe  tiber  100  fl.  beträgt,  bis  zu  dem 
Betrage  von  200  fl  20  „ 

3)  wenn  es  über  200  fl.  beträgt,  bis  zu  dem  Be- 
trage von  300  fl  30  „ 

b)  Dagegen  ist  zu  entrichten  von  einem  Einkommen,  das 
mehr  als  300  fl.  beträgt: 

1)  bis  auf  600  fl.  von  jedem  100  fl.  .   .  .   1  fl.  20  kr. 

2)  von  mehr  als  600  fl.  bis  1200  fl.  : 

von  dem  Betrage  bis  600  fl.  =  .  •  .  1  „  20 

von  dem  Weiteren  =   .  2  40 

von  jedem  100  fl.; 

3)  von  mehr  als  1200  fl.  bis  1800  fl.: 

von  dem  Betrage  bis  1200  fl,  =  ,  .  .  2  „  40  „ 
von  dem  Weiteren  a  4     —  „ 

von  jedem  lOO  fl. ; 

4)  von  mehr  als  1600  fl.  bis  2400  fl.: 

von  dem  Betrage  bis  1800  fl.  s=  •  .  .  4     —  ^ 

von  dem  Weiteren  =  5  „  20 

von  je  100  fl. ; 

5)  von  mehr  als  2400  fl.  bis  3000  fl  : 

von  dem  Betrage  bis  2400  fl,  =  .  .  .  5  „  20  », 
von  dem  Weiteren  =  6      40  „ 

von  je  100  fl. ; 

6)  von  mehr  als  3000  fl.  bis  3600  fl.:  .  . 
von  dem  Betrage  bis  3000  fl.  ==  .  .  .  6  ^  40  „ 
von  dem  Weiteren  »•.^....8„»w 
von  je  100  fl,; 

7)  von  mehr  als  3600  fl.  bis  4200  fl.: 

von  dem  Betrage  bis  3600  fl.  =  .   .   ,   8  „  —  „ 
von  dem  Weiteren  «  .  .  .   .  .       .  9      20  „ 

von  je  100  fl.; 

8)  von  mehr  als  4200  fl.  bis  4800  fl.: 

von  dte  Betrage  bis  4200  fl.  eas  •  »  .  ^  »>  ^  n 
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von  dem  Weiteren  s=5  iO  fl.  40  kr. 

von  je  100  fl.; 
9)  von  mehr  als  4800  fl. : 

von  dem  Betrage  bis  4800  fl.  =  .  .  .  10  „  40  „ 
von  dem  Weiteren  =.,.,...  12  „  —  ^, 

von  je  100  fl. 

Im  Uebrigen  ist  diese  Steuer  ganz  nach  den  bisherigen 
Normen  zu  erheben. 

Die  Remeitmahme  der  Besoldangs-  und  Pensions-Steuer,  welche 
nach  demDurchschnitt  von  1830/3:  60788  fl.,  1889/4d:  52280  fl., 
1847/8:  58635  fl.  betrug,  tstimlahre  1848/9:  258738  fl.  ge- 
wesen (Gewinnungskosten  0,7  %)  und  für  1849—50  auf  257000  fl. 
veranschlagt.  Dies  scheint  ein  im  VerhäUniss  zur  Höhe  der 
Steuersätze  wenig  bofriedi-ondes  Ergebniss,  und  es  dürfte 
desshalb  schon  ralhsara  seyn,  die  sämmtlichen  das  Einkommen 
treffendea  Steuerarten  einer  Revision ,  behuf  ihrer  engeren 
Verbindung  und  gegenseitigen  Kontrolle,  zu  unterwerfen.  — 
Die  Regierung  hat  dazu  den  Anfang  gemacht  durch  Vorlage 
eines  Gesetzentwurfs,  welcher  den  Zweck  einer  neuen,  wei- 
tere verwandte  Einkommensquellen  beiziehenden  Regelung  der 
Steuern  aus  Kapital  und  Diensleinkoimnen,  errullen  soll.  Die 
beigefügte  Begründung  (Aktenstücke  der  Sldo.  Vers,  von  1850 

Beil.  Bd.  I.  Beil.  47  S.  202)  ist  musterhaft  ausgearbeitet.  

Zu  erwähnen  ist  noch,  dass  unter  dem  29.  July  1849  ein 
Gesetz,  mit  Instruktion  vom  6.  Septbr.,  erlassen  ist,  welches 
das  Maas  der  flir  GemeMen  und  Amt$kikrpw9dusfUn  wmKapi' 
toHen  wid  Be$oldungen  sti  m'Menden  Steuer,  bestimmt. 

cv)  Jnäirekle  Abgaben. 

Die  indirekten  Abgaben  haben  seit  10  Jahren  32'/«  bis 
33V2  %  der  gesammten  reinen  Slaatseinnahme  gebildet  und 
verursachen  etwa  12  Vo  Gewinnungskosten.  Sie  sind  von 
2,793000  fl.  nach  dem  Durchschnitt  von  1830/3  auf  3,679000 
in  den  Jahren  1839/43  und  auf  3,888000  fl.  im  Jihre  1847/8, 
also  um  gestieged;  im  Jahre  1848/8  aber  haben  sie 
der  ZekVerfaäknisse- wegen  nun  3,680800  fl.  RefiMrtfag  gelie- 
feeU  Von  der  m  Jahve  1847/8  Statt  gehabten  Reineinnahme 
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hetrugon  die  Zölle  2,206824  fl.  oder  19,01%.  1830/3  , Verein 
mit  Bayern)  nur  783632  fl.  oder  7,79  o/^  d.  i.  Zunahme  194°/o, 
1826/7  (Vor  der  Vereinigung  mit  Bayern)  nur  654239  fl.  d.  u 
weniger  als  1847/8:  237,31V  Die  ilccwe  und  die  Auflage 
auf  Hunde  war  1847/8:  202642  fl.  oder  1,75«/«,  1830/3  da- 
gegen  605307  fl.  oder  6,01  \,  d.  i.  Abnahme  66 o/^;  die 
Winhschaftsabgaben  1847/8:  1.126221  fl.  oder  9,71  •f^,  1830/3 
nur  987369  fl.  oder  9,82%,  d.  i.  Zunahme  14  "i^,,  die  Spar- 
fehl  1847/8:  349170  fl.  oder  3,01  O/^,  1830/3  aber  416842  fl. 
oder  4,14  7o«  (i-  i-  Abnahme  um  last  14  %. 

I)  ($rrn3-;2lb0obrn. 

In  dem  Roherlrage  des  Zolls  sind  enthalten:  der  Antheil 
Württembergs  und  der  Hohenzollernschen  Fürstenthümer  an 
den  Vereinszoll-Einnabmen  und  die  privative  Einnahme  des 
Königreichs  fiir  Wasserzölle  und  Wasserweggelder  auf  den 

Flüssen  Nagold  und  Enz  (werden  auf  dem  Neckar  seit  liinge- 
rer  Zeil  nicht  erhobeu , ,  Krahnen-  Wag-  nnd  Niederlage-Ge- 
bühren (8 — 9000  fl.),  Chausseegeld-Aversum  der  Thurn  und 
Taxisschen  Oberpostkassc  4500  fl.  Die  gemeinschaftlichen  Aus- 
gaben des  Zollvereins,  welche  im  Jahre  1834  noch  16  bis  17  % 
der  Roheinnahme  verzehrten,  sind  seit  1845  bis  auf  8 — 9% 
vermindert  (1826/7  betrogen  die  Verwaltongskosten 
woneben  noch  auf  die  einzelnen  Vereinsstaaten  besondere 
Verwaltungskosten  kommen,  die  in  Württemberg  etwa  ^*U% 
des  Reinantheils  an  der  gemeinsameti  Zollsumme  betragen 
(für  Züik'i hebungssteilen  im  Innern,  Vereinsbevollmächligle 
und  Kontrolleure,  Zollriickvergülungen  u.  s.  w.).  Der  Antheil 
der  Fürstenthümer  Hohenzollern  betrug  80  bis  90000  fl.  Die 
Uebergangsabgaben,  welche  wiirltembergischer  Seits  nur  von 
Bier,  Branntwein  und  Malz  erhoben  werden ,  kommen  unter 
WirthschaAsabgaben  zur  Verrechnung*  — 

Beispielsweise  die  Eriragsbereehmmg  de$  Zolle  u.  s.  w« 
nach  der  Staatsrechnung  von  1848/9  : 
a)  Roheinnahmen  der  württembergischen  Staatskasse: 

aa)  Antheil  an  den  VereinszollgefäUen  «   .    2,237864  fl« 

bb)  Gefalle  des  Staats   14197  ^ 

Zusammoa  2,252061  fl. 
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b)  Amgahm: 

aa)  Von  den  Vereins-Zollgefallen : 

1)  AntlieüderHohenzollem*8chenF(ir8tenthöroer  fl.  7951 i 

2)  Beitrag  zum  Zolldieneralimentirungsfonds   .  »  2720 

3)  ZüU-Rück- Vergütungen   »  38654 

4)  Eigene  Verwallungskosten   »  56676 

5)  Kosten  der  Hafen-Direktion   «  4 

6)  Baukosten   „  26786 

7)  Ausserordentliche  Ausgaben  ^  883 

8}  Yorsdiiisse  auf  Wiederersatz   »  9iS90 

9)  Abgang  .   .  .   .  *   ^  618 

10)  Lieferung  zur  Staatskasse  1,982060 

1 1)  Rückersatz  für  zu  viel  berechnete  Kunkel- 
rübenzuckersteuer   «  iSißZ 

fl.  8,837864 

bb)  Von  den  Gefallen  des  Staats: 
1)  Wasserzölle  und  Wasserweggelder  fl  603 

2j  Krahnen-,  Waag-  und  Niederlagsgebühren  .   .   „  3697 

3)  Von  ausserordentlichen  Einnahmen  ,  484 

4)  An  die  Staatskasse  abgeliefert  ^  9413  > 

zusammen  fl.  14197 
Die  reine  Einnahme  beträgt  somit  1,991473  fl. 
Von  den  1,983060  fl.,  welche  von  den  Vereinszoilgerallen 

an  die  Staatskasse  geÜefert  wurden,  wurden  derselben 

a)  baar  übergeben  fl.  1,775015 

b)  mittelst  üebergabe: 

1)  der  am  SO.Juny  1849  für  Rechnung  des 
Staats  angeborgten  Zollgefälle  bei  dem 

Hauptzollamt  Gannstadt  fl.  16885 

Friedrichshafen  ^  11381 

Heilbronn  „  118097 

Stuttgart  „  40368 

Ulm  *  »  26393 

zusammen  fL  805584 

2)  des  Ausstandes  bei  dem  Hauptzollamt 
Friedrichshafeii  bis  30.  Junv  1849  für 
Rechnung  der  Greozauiseher    .  .      •  fl.  243 

at4tM  FiMu-SUtutik.  14 
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3)  der  Abgaben  von  dem  Rankelräbenzucker 
bis  30.  Jany  1849  bei  dem 

Hauplzollaml  Friedrichshafen    .   .   .   .   „  11711 
n        Heilbronn  ^  7729 

fl.  19440 

Hiervon  wegen  Herabsetzung  der  Steuer 
vom  Rankelrübenzucker  filr  1*  Septbr. 
1848/9  auf  die  Hälfte  „  18162 

bleibt  noch  fl.  1278 
Die  Aolrechnongsposten  zusammen  betragen    fl.  207045. 
Die  Gefm  de»  SlaaU,  deren  Roh-Einnahme  14197fl.  be- 
trog» hatten  folgende  Ausgaben  • 

1)  Wasserzölle  und  Wasserweggelder  fl.  603 

2)  Krahnen-,  Waag-  und  Niederlagsgcbüliron     .    .    „  3697 

3)  Bei  den  ausserordentl.  Einnahmen  (Verwaltungs- 
kosten)  ,  484 

zusammen  fl.  4784 

Der  Rest  von  9413  fl.  wurde  baar  zur  Staatskasse  ge- 
liefert. ' 

Die  reinen  Einnahmen  betragen  somit  im  Ganzen : 

1)  baar     .    .    fl.  1,784428 

2)  im  Rest    .    ^  207045. 

zusammen  fl.  1,991473 
Nach  dem  Voranschläge  waren  dieselben  berech* 

net  zu    .  .'   .  .  .  fl.  1,965000 

Der  Erlrag  war  somit  höher  um  „  26473 

gegen  den  Ertrag  des  vorhergehenden  Jahrs  ge- 
ringer um  fl.  215351 

gegen  den  £rti*ag  von  1846/7  geringer  um  •  •  v»  428106 
Nach  einer  den  preussischen  Kammern  mitgetheilten 
Uebersicht  über  die  vom  1.  April  1841  bis  zum  31«  August 
1849  in  den  einzelnen  Zoilvereinsstaaten  zur  AtmftelriSfreii- 
midterfidfrikaUon  verwendeten  rohen  Rüben  betrug  die  Menge 
der  in  den  zwei  württembergischen  Fabriken  verbrauchten  Rü- 
ben im  Jahre  1841 — 42  (vom  1.  April  des  ersten  bis  Ende 
März  des  zweitgenannten  Jahres)  20917G  Zollzentner  14  Pfund^ 
1842  —  43  122853  ZU\  81  Pfd.,  1843  —  44  81700  Ztr.  4  Pfd.) 
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vom  1.  April  1844  bis  Ende  August  1845  55868  Ztr.  2i  Pfd., 
vom  1.  Sept.  1845  bis  Ende  Augast  1846  59981  Ztr.  1846— 4T 

141366  Ztr.  28  PId.  ,  1847—48  270381  Ztr.  92  Pfd.  1848—49 
207569  Ztr.  89  Pfd. 

Die  Accise,  geregelt  durch  die  Verordnung  vom  18.  May 
1808,  welche  indess  im  Jahre  1821  bedeutend  beschrfinkt 
worden  war;  ist  nach  dem  Gesetze  vom  18.  July  1894  eine 

Auflage  auf  den  innern  Verkehr  mit  Markt  und  Handelswaaren 
Auswärtiger,  auf  Lotterien,  Theater,  Vei-steigerungen ,  Wein 
und  Getränke,  Schlachtvieh,  Fleisch,  Vcräusserung  von  Gü- 
tern, Grundgefällen  u.  s.  w.  Allein  das  ^ccwegesetz  vom 
18.  July  1824  hat  so  viele  Abänderungen  erlitten  (unter  dem 
26.  Dezbr.  1833,  18.  August  1836,  13.  July  1839),  dass  jeCzt 
diese  Auflage  nar  noch  die  Markt  und  Handelswaaren  ausser- 
vereinsländischer  Handelsleute  (900  fl.);  Lotterien,  Theater, 
und  ausgestellte  Seltenheilen  (3000— 4000  fl.);  und  den  Kauf-* 
preis  von  liegenden  Gütern  und  Gefällcü  (305000  fl.  roh, 
188000  fl.  rein;,  trifft.  Die  Ministerial- Vorlage  über  das  Fi- 
nanzgesetz für  1849—50  beantragt  eine  Erhöhung  des  Steuer- 
satzes vom  Kaufpreis  bei  Güterveräusserungen  auf  den  frü- 
heren Betrag  von  1  %• 

Die  seit  dem  Jahre  1809  (6.  July)  bestehende  Auflage 
auf  Hunde  ursprünglich  2  fl.  jährlich  vom  Stück  betragend, 
ist  mehrfach  verändert.  Durch  Verordnung  vom  26.  Oktober 
1818  wurden  die  Hundetaxen  den  Gemeindekassen  über- 
lassen, mittelst  Gesetzes  vom  18.  July  1824  aber  wider  zur 
Staatskasse  gezogen;  dann  durch  das  Finan^esetz  vom  1 
July  1839  anl  die  Hülft^  herabgesetzt;  endlich  mittelst  Ge* 
setzes  vom  3.  Jnly  1849  wie  sie  jetzt  bestehen  geregelt.  Von 
dieser  Staatssteuer  empfangen  die  Ortsarmenkassen  die  Hälfte. 
Sie  zerfällt  in  3  Klassen  von  je  4  fl.,  1  fl.  und  24  kr,  jähr- 
lich für  den  liund.  — 

14* 


DigHized  by  Google 


-  212  — 

4.  5trm|trlob00lirii  iint  5ti0rttlti. 

Unter  der  Benennung  Sporfein  vereinigle  das  Gesetz  vom 
23.  Juny  1828  eine  Anzahl  Abgaben,  welche  nicht  sowohl  als 
indirekte  Steuern,  sondern  vielmehr  grossentheils  entweder 
als  unmittelbare  Ersatzleistungen  der  Abgabepflichtigen  für 
bindere  durch  sie  in  Anspruch  genommene  Akte  der 
Staatsverwaltung/ oder  als  Beiträge  zu  den  Kosten  öffent- 
licher für  Privatzwecke  benutzter  Anstalten,  oder  auch  als 
Anflage  auf  Luxusgegenstände,  zu  betrachten  sind.  Dahin 
gehören  die  gerichtlichen  Sportein  und  Stempel  (37000  fl.) 
,  ■  die  Sportein  in  Ehesachen  (24000  fl.),  die  Verwaltungssporteln 
und  Stempelabgaben  von  Zeitungen,  Spielkarten,  Kalendern, 
Reisepässen  u,  s.  w.  (130000  fl);  die  Notariatssporteln  für 
Handlungen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  (157000  fl.). 

Eine  durchgängige  Prüfung  der  (wie  schon  ihr  Ertrag 
zeigt)  im  allgemeinen  mässigen  Sportelsätze  kann  erst  bei 
der  vorbehaltenen  Umgestaltung  der  Gesetze  Über  das 
zivilrechtliche  Verfahren  erfolgen.  Einstweilen  jedoch  beab- 
sichtigt die  Regierung  einige  Zusätze,  welche  eine  Erhöhung 
der  Abgabe  von  Kollateral  -  Erbschaften  und  eine  den  Mili- 
tärpflichtigen, welche  bei  der  jährlichen  Aushebung  durch 
das  Loos  von  dem  Aktivdienste  befreit  werden,  bei  die- 
sem Anlass  aufzulegende  Sportelagabe»  bezwedcen.  Ein 
entsprediender  Gesetzentwurf  nebst  Begründung  steht  in 
den  Stände-Verhandlungen  von  1850  Beilage  Bd.  I  S.  231. 
Durch  Gesetz  vom  9.  Juny  1849  ist  die  Abgabe  von  politi- 
schen Zeitschriften  aufgehoben  (Vollz.  Verdg.  vom  4.  July). 

Das  ümgeld  und  die  übrigen  "Wirthschafts- Abgaben  wurden 
unter  der  KönigL  Regierung  zuerst  durch  die  General-Verord- 
nung vom  31.  July  1807  geregelt;  deren  Ergänzung  durch  VeN 
Ordnung  vom  4.  März  181 5  geschah.  Das  Gesetz  vom  19.  May  1821 

versuchte  ein  anderes  System,  durch  Verlheilung  einer  Aversal- 
summe  von73C150  fl.  auf  die  einzelnen  Oberämter  und  sodann  auf 
die  einzelnen  Wirlhschaftsgewerbe,  wobei  für  die  Wirlhschafts- 
gewcrbe  der  Guts-  und  Standesherrschaften  besondere  An- 
ätze bestimmt  wurden.  Auch  für  die  folgende  Finanzperiode 
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setzte  man  diesen  Versuch  fort,  beslimrate  jedoch  die  Aver- 
salsumme  auf  579060  fl.  (Gesefz  vom  18.  July  1824).  Durch 
Gesetz  vom  9.  July  1827  (Vollzug  Verordnung  vom  11.  De- 
zember 1827)  sind  die  Wirlhschartsahgabcn  theils  eine  Steuer 
auf  die  Wiithschaften  and  Gelränkeanslalten  als  solche  geworden, 
theils  eine  Auilage  auf  die  in  den  Wirthschaflen  abgesetzten  gei- 
stigen Getränke  insbesondere.  In  ersterer  Beziehung  trifft  sie: 
Schild-,  Speise- Schenkwirthschaften,  Bierbrauereien,  Branntwein- 
brennereien, Essigfabriken.  Die  zu  versteuernden  Getränke  aber 
sind:  Wein, Obslmost,  Bier,  Branntwein,  Likör,  Essig.  Es  finden 
nicht  nur  verschiedene  Ansalze,  sondern  auch  ganz  verschie- 
dene Bchandlungsweise  je  nach  der  Art  des  Getränks  Statu 
Die  Besteurang  der  Wirthschaften  und  Getränkefabriken  zer- 
fällt wieder  in  zwei  Abgaben,  in  das  Konnetnomgeld  (bei 
Eröffnung  der  Anstalt  zu  entrichten),  und  in  das  BekoffHÜionsgeld 
(fär  die  Erhaltung  des  Rechts  bezahlt).  Auch  diese  Anordnungen 
.  sind  durch  eine  Reihe  späterer  Bestimmungen  verändert  und 
gewöhnlich  ermässigt,  z.  B.  unter  dem  26.  Dezember  1833, 
30.  Dezember  1835,  22,  July  1836,  13.  July  1839.  Ausser- 
dem sind  einzelne  VoIIzags-Instruktionen  eifoli^t,  z.B. wegen  der 
Bier -Vorraths 'Aufnahme  am  20.  Oktober  1845  und  wegen 
des  Verfahrens  bei  Ausmittlung  der  umgeldfreien  Hausbrauchs 
und  Abgangs  der  Wirthe  an  Wein  und  Obstmost,  unter  dem 
22.  November  1845.  Das  Finanzgesetz  vom  29.  Jaly  1849 
hebt  im  Art.  9  die  Ausschankabgabe  von  Essig  gänzlich  auf. 

Der  Roh-Ertrag  der  einzelnen  Zweige  dieser  Abgabe  nach 
dem  Durchschnitt  der  Jahre  1844/7  war  (spätere  Jahre  stan- 
den unter  dem  £influ8S  aussergewöhnlicher  Ereignisse). 


1)  Konzessionsgeld   19062  fl. 

2)  -Rekognitionsgeld  von  ruhenden  Vierth- 

Schäften  '  .  .  i  .  «  .       1949  , 

3)  Strafen   21930  „ 

4)  Ausschanksabgaben  von  Wein  und  Obst- 
most zu  10  %   510933  i 

5)  Vom  Branntwein: 

a.  FabrikatioDssteuer  •    27601  ^ 

b.  Ausschanksabgabe  '.      83331  « 

6)  Vom  Essige  Ausscbanksabgabe  (jetzt  auf- 
gehoben)   6908  9 
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7)  Malzsteuer  zu  Bier,  Branntwein  und  Essig     786917  11. 

8)  Uebergangssteuer : 

a*  von  fremdem  Bier   7868  ^ 

b.  von  gesclirotencm  Malz     .   •   •   .  ^ 

c.  von  fremdem  Branntwein  .  .  .  •  42618  „ 

9)  Zufällige  Einnahmen  .  .  .    >   .   .   .  üsi  ^ 

Zusammen  1,512883  fl. 

Die  Gewinnungskosten  betragen  nach  dem  Veranschlage 
für  1848/9:  17,21  %. 

Die  Wirthschaftsabgaben  haben,  (besonders  ausAnlass  des 
Gehässigen  und  Belästigenden  der  Kontrolle)  fast  auf  jedem 
Landtage  Aiaträge  hervorgerufen,  welche  Aufhebung  oder  Ver- 
änderungen bezweckten;  allein  einen  Beschluss  darüber  hat 

die  zweite  Kammer  erst  am  26.  May  1845  dahin  gefasst: 
dass  die  Staatsregicrang  in  Erwägung  ziehen  möge,  ob  das 
jetzige  System  der  Besteurung  der  Gelränke  nicht  zu  verlassen 
und  durch  ein  anderes  System  oder  durch  eine  andere  Steuer 
za  ersetzen  sey.  Der  Finanzminister  hat  in  einem  ausführii- 
eben  Vortrage  vom  3.  Februar  1848  die]  Gründe  entwickelt 
aus  denen  das  jetzige  System  der  Getränkebesteuerung  niehi 
verlassen  werden  könne,  die  zweite  Karomer  (1849)  aber 
dennoch  beschlossen  die  Staatsregierung  zu  ersuchen  zur 
nächsten  Etatsberathung  einen  Gesetzentwurf  „über  ein  zeit- 
„gemässes  und  gerechteres  Abgabensystem,  namentlich  in  Be- 
«ziehung  auf  die  Wirthschaftsabgaben,  einzubringen.^  — 

Das  ist  nun  allerdings  leichter  ausgesprochen  als  ausge- 
führt, vorzüglich  wenn  keine  Einnahme  entbehrt  werden 

kann  und  gebieterische  Rücksichten  auf  Vereins-  und  Nach- 
barstaaten vorliegen.  Allein  beim  spätem  Verfolg  dieser 
Schrift  werde  ich,  in  der  Hoffnung  dass  die  ersehnte  Einigung 
Deutschlands  sich  verwirklicht,  Veranlassung  zu  ausführliche- 
rer Besprechung  der  Abgaben  von  Erzeugung  und  Verbrauch 
finden.  — 

Für  jetzt  hat  die  Regierung  schon  einen  wichtigen  Schritt 

gethan  durch  Vorlegung  eines  Gesetzentwurfs  (Beil,  Bd.  I.  der 
Stde.  Verhandl.  von  1850  S.  211)  zur  Verbesserung  des  in 
mehrfacher  Beziehung  mangelhaften  Systems  der  Bramtweiu^ 
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besleuerung.  In  der  sehr  lesenswerthen  Begründung  wird  na- 
mentlich nachgewiesen  welche  Anwendung  man  aus  den  Er- 
fahrungen anderer  Staaten  machen  will.  Der  dadurch  gehoffie 
Aiehrerlrag  ist  jährlich  250000  0. 

Zq  den  Erwerbszweigen  welche  in  Württemberg  früher  als 
Mompol  der  Regierung  behandelt  wurden,  gehören  die  Tatoeft-  u. 
Salpeler- Verfertigung.  Lelztcrc  ist  im  Jahre  1821  aufgegeben; 
von  ErstercT  noch  einige  Zeilen,  weil  ich  die  Ueberzeugung 
hege,  dass  die  Idee  einer  Fer6iY/«c/iÄabgal)e  von  Taback  (von 
mir  schon  mehrfach  angeregt)  verwirklicht  werden  niu9$  und 
wäre  es  auch  nur  weil  man  kein  anderes  Mittel  weiss  um  den 
finanziellen  Verlegenheiten  abzuhelfen.  Ein  althergebrachtes 
Monopol  dessen  AnsUbungim  Jahre  1770  aufgehört  hatte,  lebte 
im  Jahre  1808  wieder  auf,  indem  durch  die  Verordnung  vom 
26.  November  der  Tabacksibait(fol  einer  Regie  unterworfen 
wurde.  Der  Regieverwallung  allein  wurde  Einkauf  und  Ein- 
fuhr des  Tabacks  vorbehalten,  sie  konnte  jedoch  dieses  Recht 
durch  Konzessionen  übertragen.  Zugleich  wurden  die  beste- 
henden Taba^ksfabriken  unter  ihre  Aufsicht  gestellt,  und  die 
Ertheiiung  neuer  Konzessionen  zur  Fabrikation  ihr  vorbehal- 
ten. Zwei  Verordnungen  vom  l.Septbr.  ^813  Über  den  Tabacks- 
bau  und  wegen  der  Fabrikation  und  des  Handels  mit  Taback, 
bildeten  das  System  weiter  ans,  welches  jedoch  durch  Gesetz 
vom  27.  Jurty  1821  dergestalt  geändert  wurde,  dass  nur  eine 
Auflage  auf  den  TabacksAa«rfc/  übrig  blieb.  Um  jedoch  den 
Ertrag  dieser  Steuern  zu  sichern,  geschah  die  Vertheilung  der 
festgestellten  Reinsumme  von  40000 11.  (das  alte  Monopol  hatte 
150000  fl.  Reineinnahme  geliefert)  auf  die  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen; wozu  die  fiekanntroachung  vom  7.  Januar  1893 
und  das  Gesetz  vom  l8.Ju]y  1824  erlassen  wurden  (Vollzogs- 
Instruktion  vom  21«  August). 

Die  Abgabe  ist,  im  Hinblick  auf  die  Zoll  Verbindung  mit 
Bayern,  durch  Gesetz  vom  12.  Juny  1827  gänzlich  aufgeho- 
ben. Nach  den  Fassionen  der  Tabacks fabrikauten  betrug  die 
Gesammtsumme 

des  Verkaufs  des  Erlöses 

1821/2  9077  Ztnr.  —  223608  fl. 
1822/8    S929     »     —  170&51  , 
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Die  öffentlichen  Land- Verbindungswege  Württembergs  sind 
Staatsstrassen,  NachbarscbaAs-  (Vicinal-)  Strasseo  und  Staate- 
Eisenbahnen. 

Bis  zum  Jahre  1810  erhob  der  Staat  Chaussee-,  Weg-  und 
Brückengelder  durch  Erhebnngsstättea  an  den  Chausseen  und 
Brücken  und  zwar  zuletzt  nach  einer  Chausseegelds-Ordnung 
vom  13.  April   1808.    Ausserdem  waren  den  Gemeinden 

Strassen-Konservationsbeiträge  auferlegt ;  auch  hatten  einzelne 
Bezirke  und  Gemeinden  die  Konzession  (oft  schon  vor  Hun- 
derten von  Jahren)  erhalten ,  auf  ihren  Strassen  oder  Brücken 
Weg-  oder  Brückengelder  zu  erheben. 

Unter  dem  9.  Septbr.  1810  und  5.  Oktbr.  1810  wurden 
im  Interesse  des  Verkehrs  die  Chaussee-.  Weg-  und  Brücken- 
geldsstfitten  des  Staats  und  die  von  ihnen  erhöbet^  Abgaben 
durchgängig  aufgehoben »  und  die  Strassenbau-Konservations- 
Beiträge  der  Gemeinden  zur  Staatskasse  abgeschafft.  Dagegen 
wurden  Chausseegeldspatent-Ahgaben  auf  die  Besitzer  von 
Zugvieh  und  von  Schaafen  gelegt  (s.  Reg.-Bl.  v,  1810  S.  435  ff.)  — 
Die  von  den  Gemeinden  und  Bezirken  fiir  eigene  Rechnung 
bisher  erhobenen  Weg-  und  Brückengelder  Hess  das  Gesetz 
von  1810  bis  auf  Weiteres  fortbestehen  (g.  3). 

Unter  dem  28.  Juny  1821  aber  wurde  folgendes  durch 
ein  neues  „Gesetz  über  die  Strassenbau-Abgaben*'  bestimmt: 

„§,  1.  Die  bisher  im  Innern  des  Königreichs  aufgehobe- 
„nen  (für  Rechnung  der  Staatskasse  früher  unterhaltene)  Chaus- 
„see-,  Weg-  und  Brückengeldstätle  und  die  mit  denselben  zu- 
„vor  verbunden  gewesenen  Gebühren  bleiben  aufgehoben» 
„ebenso  unterbleiben  auch  künftig  die  von  einzelnen  Gemeinden 
fßüT  allgemeinen  Strassenbaukasse  geleisteten  Strassenbaubei- 
„träge.  Zi^letcft  werden  die  wm  den  Gemeinden  und  AmtMr^ 
,4wechapen  (Oberamts-Bezirken)  auf  VtcmaUlrnssen  (tiAer  er^ 
yfiobenen  Weggelder  gegen  eine  denselben  aus  der  Staatskasse  zu 
„leistende  Entschädigung  aufgehoben ;  die  örtlichen  Thorsperr-, 
„Pflaster-  und  Brückengelder  aber  bleiben  wie  bisher  bestehen. 

Im  üebrigen  enthielt  das  Gesetz  v.  1821  Bestimmungen 
über  neue  Normirung  der  Patent- Abgaben  von  Pferden,  Zug- 
Ochsen,  Zugstieren,  Eseln,  Maulthieren  und  Schaafen.  — 
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Der  Zollvertrag  mit  Bayern  bestimmte  das  Aufhören  des 
Weggcldes  beim  innern  Verkehre,  weshalb  unter  dem  28.  Sep- 
tember 1828  verordnet  wurde,  dass  die  Straasenabgaben  vor- 
läufig Dicht  mehr  erhoben  werden  sollten«  Bestätigt  durch 
das  Finanzgesetz  vom  1.  Joly  1830/3  (Reg.-Bl.  S.  185) ,  inso* 
fem  dasselbe  diese  Abgabe  nicht  mehr  enthält. 

Mit  dem  Erscheinen  derKönigl.  Verordnung  vom  28,  Septbr. 
1828  hörte  also  in  Württemberg  jede  Staalsabgabe  Air  den 
Slrassenbau  auf,  —  mit  Ausnahme 

a)  des  durch  die  bayrisch-wiirttemberg.  Veroinszollordg, , 
vom  26.  Septbr.  1828  auf  Einfuhr-Gegenstände  bestiami'> 
ten  ZoUbeischlags  (§.  20  Reg.-Bl.  S.  731.) 

b)  des  durch  eben  dieselbe  Zoll-Ordnung  anf  Durchfuhr- 
Gegenstände  gelegten  Weggeldes  (§.  20  Reg.-Bl.  S.  732.) 

Der  i^ere  Verkehr  des  bayrisch-wiirttembg.  Zoll- Vereins 
blieb  von  beiden  frei  (§.  21  Reg.  Bl.  S  732.) 

Diese  beiden  Gattungen  von  Abgaben  (Zollbeischlag  und 
Weggeld)  fielen  aber  beim  Eintritte  dei'  Verschmelzung  des 
bayr.-württ  mit  dem  preuss.- hessischen  Zollverein  gleichfalls 
weg.  Im  Art.  13  des  Zollvereinigüngsvertrags  vom  22.  März 
18^3  (Reg.-Bl.  S.  418)  wurde  zwar  die  Erhebung  von  Zollbei* 
schlag  und  Weggeld  in  Bayern  und  Württemberg  innerhalb 
eines  gewissen  Werthes  für  zulässig  erklärt.  Da  aber  diese 
Abgaben  im  bayr.-württ.  Vereine  auf  der  Zoll-Ordnung  be- 
ruhten und  letztere  mit  Einführung  der  Zollgesetze  des  neuen, 
grösseren  Vereins  (in  Württemberg  durch  die  prov.  Zoll-Ord- 
nung vom  15.  Dezbr.  1833  Reg-Bl.  S.  439)  ihre  gesetzliche 
Krafit  verlor  und  da  diese  Abgaben  nach  Aufhebung  der  Bin- 
nen-Zolllinten  zwischen  den  süd-  und  norddeutschen  Staaten, 
ohne  die  Errichtung  besonderer  Erhebstellen,  nicht  mehr  zum 
Einzüge  hätten  gebracht  werden  können;  so  fielen  sie  gänz- 
lich weg,  zum  grossen  Vortlieile  des  Verkehrs. 

Es  bestehen  nunmehr,  seit  dem  Jahre  1833,  in  Württem- 
berg keinerlei  Staats-Abgaben  für  die  Chausseen,  weder  Chaus- 
seegeld  (was  ohnehin  schon  sehr  lange  aufgehört  hat),  noch 
eine  Abgabe  auf  das  Vieh,  noch  ein  Zollbeischlag  oder  Weg- 
geld von  Gfitem,  ^  mit  Einem  Worte  die  Strassen  werden 
lediglich  aus  der  Staatskasse  erhalten,  ohne  liegend  eine  Geld- 
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erhebung  dafür,  sei  es  von  dem  Verkehr,  sei  es  von  dem 
Vieh,  sei  es  voo  den  Waaren  oder  FenoneH. 

Ehensowenigr  darf  auf  den  Strassen  der  Oberamisbezirke 

und  Gemeinden  eine  Abgabe  erhoben  werden,  sondern  die 
Bezirke  und  Gemeinden  haben  ihre  Strassen  auf  eigene  Kosten 
zu  erhahen;  wie  dieselben  auch  bereits  viele  Millionen. aus 
eigenen  Mitteln  auf  deren  Anlegung  verwendet  haben. 

Seit  jener  Zeit  finden  sich  im  Begierungs-Blatt  nur  noch 
folgende  Gesetze  und  Verordnungen  über  das  Strassenwesen : 
vom  11.  Dezember  1833,  die  Baiilast  der  in  den  Staatsstrassen 
liegenden  Brücken  botrefTend;  vom  14.  July  1839  über  die 
•  Benutzung  der  Kunstslrassen;  vom  30.  November  1848,  die  Ver- 
waltung des  Staatsstrassen-  und  Wasserbau-Wesens  betreffend. 

Das  Gesetz  über  den  Bau  von  Slaafs-Eisenbahnen  ist  vom 
18.  April  1843  und  unter  dem  15.  Juny  desselben  Jahrs  wurde 
eine  Zentralbehörde  für  das  Eisenbahnwesen  errichtet»  welche 
unter  dem  Finanzministerinm  steht.  (Yerordnnngen  vom  29.' 
September  1844  und  28.  July  1850.)  Sonstige  äestimmungen  .r 
über  die  Staatsseisenbahnen  sind  enthalten  in  dem  Gesetz  gegen 
Verietznngen  vom  2.  Oktober  1845  über  die  Eisenbahn-Polizei 
und  in  der  Bahnordnung  von  demselben  Tage.  —  Der  im 
Jahre  1844  begonnene  Bau  der  Nord-Süd-Linic  ist  durch  Er- 
Öffnung  der  letzten  Strecke  am  7.  July  1850  im  Wesentlichen 
beendigt.  Der  KapUalaufwand  für  die  68  V2  Stunden  (Heil- 
bronn-Stuttgart 14V2,  Stultg.-Ulm  26.  rim-Friedrichshafen  28) 
lange  Bahn  beträgt,  nach  dem  Vortrage  des  Finanzniinisters 
zum  Budget  für  1849 — 50,  theils  aus  Grundstocksmilteln,  Iheils 
aus  der  Restverwaltung,  theils  durch  Staatsanlehen  (einschliess- 
lich von  etwa  700000  fl.  Geldan.schaffungskosten)  nicht  weni- 
ger als  25,578000  fl.  Dies  bringt  im  'Durchschnitt  für  die 
Weffestunde  373401  IL.  oder  far  eme  geogr.  Heile  390571  Thir. 
(2  Stde.  =  V/4  geogr.  Meile).  Dieser  Aasgabe  ist  indem  Vor- 
anschlage, sogar  für  das  »weite  Betriebsjahr  in  ganzer  Länge 
(185*/,),  kein  höherer /{etnertrag  gegenübergestellt  als  400000  fl.; 
was  für  die  Wegestunde  5840  fl.,  für  die  geogr.  Meile  4171  ThIr* 
und  zur  Verzinsung  des  Anlage-Kapitals  1,56  ergiebk 

In  dem  Voranschlage  für  1848/9  steht  eine  Reineinnahme 
von  250000  fl.  aus  dem  Ertrage  der  Staats  eis  enbahnen;  abge- 
liefert an  die  Staatskasse  wurden  248971  fl.  die  Gewinnungs- 
kosten derselben  betrugen  im  Jahre  1846/7:  66,3%  der  Roh- 
einnahme, müssen  aber  und  werden  sich  ansehnlich  vermin- 
dern sobald  das  Eisenbahnnetz  seiner  Vollendung  näher  ge- 
rückt ist. 

lieber  die  Herstellung  einer  unmittelbaren  Verbindung 
%wuehem  dem  boferUekm  «mf  w§rttembergisckm  JEiioiMfim 
(Anscblussponkt  Ulm)  ist  miter  dem  95,  April  1850  ein  Vertrag 
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abgeschlossen,  welcher  in  den  Stand.  Aktenstücken  Beil.  Bd.  I. 
als  Beil.  53  sich  findet.  Eine  ähnliche  Uebereinkunfl  mit  Baden 
fehlt  noch;  die  dann  aber  mögliche  Anlage  der  Oslwestbahn 
und  daneben  die  Ueberschüsse  der  Poslanslalt,  werden  in  der 
Folge  ohne  Zweifel  auch  den  württembergischen  Staalscisen- 
bahaen  eioen  angemessenen  Reinertrag  verschaffen  (Zu  vergl 
den  Al»schnitt:  Staatsschuld). 

dd)    Äussergewöhnliche  Einnahmen. 

Als  ausserordenthche  Einnahme  endlich  finden  sich  in  dem 
Voranschlage  für  1848/9:  1,040797  Ii.  Beiträge  der  liestcer- 
toaltmg  von  dem  Ueberschusse  früherer  Elatsperiodcn.  Das 
Restvermögen  bilde!  sich  ans  den  bei  dem  Rechnungsabsdilosse 
der  einzelnen  Etatsjahre  noch  unberichtigten  Resten  von  Ein- 
nahmen und  Ausgaben,  sowohl  aus  der  Staatsguts-  und  Steuer- 
Verwaltung  als  aus  der  Verwaltung  des  allgemeinen  Staats- 
aufwandes. Unter  den  Lasten  der  Restverwaltung  befindet 
sich  also  auch  die  s.  g.  schwebende  Schuld.  >  Der  neueste 
Bericht  der  Finanz- Kommission  über  die  Rest  Verwaltung  des 
Voranschlags  für  1849^51  befindet  sich  im  Beü.  Bd.  II.  von 
1850  S.  266. 

"Werfen  wir  am  Schlüsse  der  Einnahme-Abtheilung  einen 
Blick  auf  die  Bewegung  der  Gesanmtsmtmen  der  Einnahme ^ 
so  ergiebt  sich  Folgendes.  ^Dic  iloAeinnahmc  des  laufenden 


Jahres  war 

1820/1:     9,362381  fl.  a/#o  Zmakm  in  ProimiXm 

1829/30 :  10,016842    6,99 

1830/3:    12.458868  ........  33,07  (Malchus.) 

1845/46:  12,831767  ,   37.05 

Die  Beüieinnahme  aber  betrug 

1830/3:     8.957049  fl.  aho  Zmokme  m  Prozenten 
1839/42:  11,252012  „    „         „  25,28 
1847/8:    11,591106    29,41 


Leider  sind  die  Ergebnisse  der  genau  entsprechenden 
Jahre  mir  nicht  zur  Hand  gewesen ,  allein  dessenunt^cachtet 
dürfte,  sowohl  das  sehr  un^leichmässige  Forfschreiten  (1er  Boh- 
und  der  Rein-Einnahme,  als  die  geringe  Zunahme  der  Letz- 
teren überhaupt  Aufmerksamkeit  erregen. 

C.  Staatf-AugaboiL 

»)  Im  Allffemeiiien  und  elnlffe  DleMtewttlffe  4kw 
•h«PBiem  fltMlsvenmltuiiiP  MMiSMidl« 

Aus  der  von  mir  gemachten,  vergleichenden Zutammmsteüung 
der  VoranMchläge  der  ardmiUdken  ÄutgtAm  des  wUrtteaUtergi^ 
teil«»  Staatshaushalts  in  den  letzten  20  Jahren,  lassen  sieh  bei- 
spielsweise folgende  Ergebnisse  ableiten.  Zunächst  eine  sam- 
marische Übersicht  der  14  Rechnungs-Abtheilangen* 
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rittdeFa- 
mille. 


H.  Auf- 
wand der 
Schul- 
den ver- 
pflichtun 
gen  des 


III.  Pen- 
sionen 
und 

Unter- 
stützun- 
gen. 


m 

Staate- 


V.  Ge- 
heimer- 
Hath. 


VI.  De- 
parte- 
ment der 
Justiz. 


VII.  De- 
parte- 
ment der 
auswär* 

tigen 
Angele- 
genhei- 
ten. 


1830/31 
1831/32 
1882/33 
1833/34 
1834/35 
1835/36 
1886/37 
1837/38 
1838/39 
1839/40 
1840/41 
1641/41 
1842/43 
1843/44 
1844/45 
1845/46 
1846/47 
1847/48 
Lld48/49 


1,164516 
1,164516 
M64516 
1,124578 
1,126282 
1,126382 
1,097646 
1,103008 
1,105777 
1,091124 
1,101714 
M24420|l 
1,128977 
1,134457 
1,134457 
1,131033 
1,129933 
1,135879 
1,167338 


1,491975 
1,490D?5 
1,492108 
1,463265 
1,457147 
1,457147 
1,440504 
1 ,440504 
1,440504 
1,404221 
1,384221 
,884221 
1,38214'^ 
1,382 14S 
1,382148 
1,229662 
1,491529 
1,681960 
2,216693 


705110 

3137G 

31562 

691693 

198304 

702U6 

31466 

31562 

691613 

198304 

699116 

81876 

81562 

691613 

198304 

651053 

29348 

38087 

691844 

200004 

629G39 

29348 

38087 

691614 

I 85004 

612b05 

29348 

36087 

691614 

185004 

638246 

28839 

38179 

711449 

202404 

622746 

28839 

38179 

709999 

204554 

607246 

28839 

38179 

710229 

206704 

521457 

29039 

42953 

781174 

213108 

507457 

29039 

42953 

781174 

215258 

493457 

29669 

«2953 

780944 

210958 

501190 

42038 

842298 

403538 

487685 

29239 

42038 

842298 

405688 

474385 

29239 

42038 

842298 

401388 

517976 

27889 

42638 

864323 

304046 

506189 

27889 

42638 

866153 

300196 

494403 

27889 

42638 

865573 

301896 

559316 

14065 

21575 

931525 

208145 

Entwurf  des  Fiuauz-Etats  wie  solcher  der  IStäudeversammluug  am  4.0k- 
1848/49  |1,155229|2,201193|  6768691  12811 


Nach  dem  Finaniigesetie  vom  29.  July  1849 


21406 


(1848/49  |M58174|2,200139|  669559|  12711 
Nach  der  Staatsrecbnung  (x.  v.d.  Hechenschatisbericht 


21525 


916548 


732156 

(einschl. 
610804 
Auiseror- 
dcatl.  fOr 


11819/50 J  1,139731  |2,4974U|  570611  11456 
|Begler.-Entwurf  des  Voraniichlageg. 

ogAntheii(  9^46  I  20,73  I  4,74  0,10 
i  an  der  Endsumme  uhie  die  Gewinnungskosten. 

o;o  Anth.il  I  6,99  I  15,31  |  8/60  |  0,07 
I  an  derEndMinuiie  mit  den  GewlnnongslcMten. 


21525 

0,18 
0,13 


der  B«a> 

916984  72916» 

des  AusschuMetf 
917050  189687 


5,62 


1,16 
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VIII,  De- 


ment des 
^  Inneni. 


IX.  De- 
parte- 
ment des 
Kirchen- 
u.  Schal- 
wesena. 


X.  De- 
parle- 
ment  de» 
Kriegs- 
wesens 
(«iijM» 

•cUuM  der 

in  Abth.m 

Militär- ren- 
siOB«n  etc.) 


XI.  De- 
parte- 
ment 
derFi- 

iian- 
zen. 


XII. 

Land- 
ständi- 
scbe 


tenla- 
tions- 
Kasse. 


Xlll. 

XIV. 

Allge- 

Ke- 

meiner 

Kanz- 

serve- 

le(- 

Auf- 

fonda. 

Avand. 

UAHJlt- 

Siiuiei 


XV.  G«wfor 
Bongskosten. 


1,277932  944382 
1,282819  943141 
l,278l2d  942804 
1,158658  945602 
1,098644  944149 
1,080168  945432 
2,257179 
2,253308 
2,287889 
»,818846 
2,491771 
2,502808 
'  S^«65085 
2,659229 
2,671188 
,  2,871516 
2,861141 
2,866793 
1,788884^^ 


2,195661 
1,093101 
1,993161 
1,9IM8 
1,912017 
1,911817 
2,038716 
2,059716 
2,007216 
2,158083 
2,107083 
2/109083 
2,501330 
2,429930 
2,403230 
2,409861 
2,406863 
2,463863 


4|2,470406|871141 


720412 
719412 
718412 
705879 
740059 
703379 
719322 
718822 
718322 
803037 
801037 
844037 
85006 
853255 
847455 
88108S 
884238 
883738 


lober  18i%^^^fM»pl«i^^u'rde. 


1^63715 


U74953 


8,199785 


2,472182 


2,495620 


865312 


818189 


40918 
40211 

1304604 
130840 

40300 
126050 

45250 
100100 
172570 

40500 

40550 
172820 
115860 

40810 
173180 

42610 

42660 
1749.'^0 
190773 


230773 


229621 


85000 
85000 
85000 
85000 

05000 
♦i5000 
65000 
65000 
65000 
65000 
65000 
65000 
75000 
75000 
75000 
75000 
75000 
75000 
125000 


125000 


108717 


der  Landesversanimlung  vom  14.  März  1850). 


1,709560 


10,48 


1,474858 


12,24 


2,476063 


15,18 


8,04 


754842 

V 

6/28 
4,62 


160318 

1,33 

0,99 


90000 

0,75 
0,55 


35175 
35175 
35175 


9,617022 
9,409470 
9,491735 
9,152815 
8,957291 
8,972234 
9,282736 
9,344777 
9,337927 
9,668545 
9,567259 
9,759742 
10,686783 
10,381777 
10,476006 
10,478641 
10,640429 
11,014562 
11,903466 
200000 

'an  d«r  Civil- 

liste  Gi-URReu. 

17^03  4 66 
12,548265 


12,460010 


33000(12,045903 

K- 200000 

(wie  obrn.' 


0,27 
0,20 


11,845903 
100 

73,84 


p.  p.  4,354800 
p.  p.  4,354800 
p.  p.  4,3548U0 
4,199182 
4,199182 
4,199182 
3,711268 
3,711268 
3,711268 
4,328282 
4,328282 
4,328282 
4,746253 
4,746253 
4,746253 
4,909508 
4,909508 
4,909509 
5,202824 


5,202824 


6,202824 
4,267364 


26,16 


100 


M  7tiTMl«ff«chligt«  ftür  tii^thAkrat  ••■■raclile. 


V 
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Die  Gesammtsamme  der  toirUiehm  Ausgaben  eines  /atf- 
fefiden  Jahrs  (jedoch  ohne  die  Einnahme -Gewinnungskosten, 
welche  bekanntlich  die  Etats  vorweg  an  den  Einnahmen  ab-* 
setzen)  war: 

1820/21 :   9,396609  fl.  also  Zunahme  in  Prozenten 
im  Durchschnitt  1830/33:   9,560415      ,  .   .  1,74 
^  ^        1840/41:10,611420  ^    .    .    .  12,93 

1847/48:  12^186677  «    .    .   .  29,69 
(Reg. Entwurf)  1849/50:  11,845908  ,   .       .  96,06 

1850/61:  ll,659li93  „    .   .   .  24,01 

1861/52:  11,748591  „  ,  .  .  25,03 
Nach  dieser  neusten  Vorlage  erfordert  der  Aufwand  für 
die  regierende  Familie  (ständige  Zivilliste  850000  fl.)  1,140000  fl. 
oder  fast  7%  aller  Ausgaben,  wovon  jedoch  zeitlich  200000  fl. 
nachgelassen  sind.  Mittelst  Verordnung  vom  13.  März  1850 
bat  ausserdem  der  König,  die  Ausgabe  für  das  geheime  Ka- 
binet und  den  auf  dem  Etat  des  Finanzministeriums  befindli- 
chen Dispositionsfonds  fhr  geheime  Ausgaben,  gänzlich  auf  die 
Zivilliste  Übernommen.  Der  Aufwand  f&r  Sehuldeimerpflichtun' 
gen  des  Staats,  wofür  im  Jahre  1846/7  nur  1,492000  fl.  ver* 
ausgabt  wurden,  ist  jetzt  zu  2,497000  fl.  oder  15>/3  %  der 
G.  A.  veranschlagt,  jfuf  Pensionen  und  Unterstützungen  (ohne 
das  Militär)  kamen  im  Jahre  1847/8  nur  494000  fl,  während  für 
1849/50:  571000  fl.  gefordert  werden,  was  3  >/«%  der  G.A.  ist« 
Die  Pensionsverminderungen,  welche  das  neue  Gesetz  vom 
7.  Septbr.  1S49  bezweckt^  .werden  begreiflich  erst  in  der  FoIge- 
zeit  allmählig  eintreten.  Bei  den  Ruhegehalten  tritt  för  die  nSch* 
slen  Jahre  sogar  eine  Vermehrung  ein,  in  Folge  der  Aufhe- 
bung der  Patrinionial  -  üerichtsbarkeit  und  Polizeiverwaltung, 
sowie  durch  diePei*sonalbeschränkungen  in  der  Staatsverwaltung 
(z.  V.  Komm.  Ber.  1850  Beil.  Bd.  II.  S.  45).  Anträge  der 
Landstände  auf  Revision  der  Besoldungsetais  der  ZivUstaats^ 
üeMT  sind  von  der  Regierung  als  Eingriff  in  ihre  Befugnisse, 
zurückgewiesen  (z*  v.  Komm.  Ber.  1850  Beil.  Bd.  I.  S.  186). 

Die  Kosten  des  in  neuster  Zeit  als  inkonstilutionell  ange- 
griffenen Staats  ^Sekrelariat,  (bisher  S7  bis  80000  fl.)  finden 
sich  im  Voranschlage  für  1850/1  nicht  mehr;  auch  die  Kosten 
des  Geheimenraüis  sind  von  43000  fl.  im  Jahre  1847/8  auf 
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29000  fl.  ermissigt  Die  Ausgabe  lör  den  Gesdiäfiskre»  des 

Justiz^Depariements  ist  seit  1830  um  24,54%  gewachsen,  denn 
sie  ist  von  692000  fl.  auf  917000  11.  oder  5,62«»/^  aHe,-  Aus- 
gaben gestiegen.  Die  Ausgaben  des  Ministeriums  der  auswär- 
tigen Angelegenheit^ ,  obgleich  die  Kosten  der  Erfüllung  der 
Bundespflicht,  fiir  den  Lehnralh  und  für  Archive  darunter 
steckten,  haben  niemab  mehr  als  3 Vi  V»  der  Gesammt- Aus- 
gaben betragen;  lur  1849/50  sind  nur  1900000.  oder  1.16% 
berechnet  Für  da^  Departement  dee  Innern  enthält  die  Staats^ 
rechnung  (ur  1848/9  beispielsweise  folgende  Ansätze: 

Bereits  ver-  vorbe- 
ausgabt.  halten. 
I.  Ministerien  und*  Kollegien  ...  11.  188449 

IL  Landämler  »  d0d906 

\\L  Reise-  und  Umzugskosten  .....  5730 

IV.  Regiroinal-  und  Poliseeiverwaitung 

1)  Für  polizeificfae 

Zwecke   .   .    .   .   fl.  20928 

2)  für  die  Sicherheits- 
polizei    ....    „202693     .   .   .    .   fl.  2351 

3)  fiir   die  Residenz- 
polizei   ....    „  7950 

4)  Beschäfltigungs*- An- 
stalten   ......  7942 

5)  för  die  Medizinal- 
polizei    .   .   .    .    „    31420    «34 

6)  für  die  Landwirth- 

Schaft       ......  108020    1983 

7)  Gewerbe  u.  Handel      767324   ,  189399 

für  milde  Zwecke  4043  „  1,150320  „  45957 

V.  Dispositionsfonds  >    .   6^77  „  » 

VI.  Vorübei^ehender  Aufwand  förGe- 
fäll-Ablösungen   18032  — 

Zusammen  1,855506  fl.;  flir  1849/50  sind  1,710000  fl.  oder 

10%  %  der  G.  A.  gefordert.  Das  Departement  des  Innern  hat  sei- 
nen Bedarf  gegen  die  letzte  Verabschiedung  hauptsächlich 
durch  Ausscheidung  der  Gehalte  der  Angehörigen  des  Dcpar- 
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tements  des  Kirdien-  und  Schulwesens,  durch  Erspaning  am 
Aufwand  fllr  die  Pferdezucht  ^n  Folge  Verlegung  der  Land- 

beschiiler  auf  die  Gestütshöfe),  durch  geringeren  Aufwand  fiir 
den  Strassenbau  und  die  NeckarschiflTafut ,  vermindert;  auch 
den  im  vorigen  Jahre  zur  Unterstützung  der  Auswanderer  aus- 
gesetzten Fonds,  nicht  mehr  io  Anspruch  genommen.  Ande- 
rerseits ist  in  den  Etat  des  Innern  ein  neuer  Aufwand  für  die 
Bürgerwehr»  ein  vermehrter  Bedarf  för  den  Flussbau  und  ein 
vorübergehender  Mehraufwand  för  die  Behörden  der  Geföll- 
ablösung  und  zur  Vollziehung  des  Gesetzes  wegen  Ausdehnung 
des  Genieindeverbands  auf  sämmtlichc  Theile  des  Staatsge- 
biets, gekommen.  —  Das  bis  auf  die  neuste  Zeit  mit  dem  Mi- 
nisterium des  Innern  verbunden  ^Qv/esene  Depariemmt  de»  Kit" 
chen-  und  Schulwesens,  erfordei'te  für  1848/9: 

Bereits 

voraus*  vorbe- 
gabt halten. 


I.  Für  Besoldungen  der  Geistlichen  und  i 
Lehrer  )  gg^Qgg 

II.  Für  Beiträge  der  Gemeinden  zu  den  ](BooMft.Mi. 
Gehalten  ihrer  Schulstellen    .   •   .   f  ^SHÜ^^ 

III.  Beiträge  an  Gemeinden  zu  Kirchen-, 

Pfarr-  und  Schulbauten    •   .  .  •  •  11955 
JV.  Aufvirand  auf  die  Kirche 

1)  evangelischer  Konfession     .  .  .     87638  28it 

2)  katholischer  Konfession  ....  122930  16 
V.  Für  Unterrichts- und  Erziehungsanstalten 

.     1)  ünivei-sität  Tübingen     .    fl.  97576 

2)  Unterstützung  zu  wissen- 
schaftlichen  Reisen  und 

Itir  Studirende^    .  .  •    ^     1950  550 

3)  Staatsstipendien    •  •  •   »  5551 

4)  Oe&ndlche  ra>liothek-. 
Münz-,  Kunst-  und  Natu- 

ralien-Kabinet  .  .   .   .    „  15132 
(Transport:  fl*  120209 
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Terau»-  vorbe 
gabt,  halten« 
(L  ü. 

Transport  126209 

5)  Kunstschule,  Kunstsamm- 
lungen und  Unterslülzun« 

gen  zu  Kunstreisen  .    .    „    10435  2345 

6)  Kalharinenstift  .    .    .    .    „  1000 
7J  Gymnasien,  Lyceen  und 

andefe  lateinische  Lehran- 
stalten .  .  «  ,  91677 

8)  Polytechnische  Schale  in 

Stuttgart  „    24140  700 

9)  Realschulen     .    .    .    .    „    31106  »36 

10)  Land-  u.  Forstwirtbschafl- 
liehe  Akademie  zu  Hohen- 
heim   .    «  6390 

11)  Thierarzneischule 


12)  Elementar-Schulwesen 

13)  Erziehungshäuser  .  . 

VL  Dispositionsfonds 


„  5700 


51788  8873 
59001  401446 

.    .  5144 


Zusammen  1,344246 fl.;  für  1849/50  sind  1,4750000.  oder 
9  Vo  der  ganzen  Ausgabe  angesetzt.  Die  Erhöhung  ist  durch 
Uebernahme  der  Besoldungen  vom  Etat  des  Innern  und  durch 
den  Vorschlag  von  Besoldungszulagen  für  Einkommenverluste 
der  Kirchen-  und  Schuldiener  durch  Gefällablösungen,  bewirkt. 
Von  1850/1  an  kommt  dazu  der  Aufwand  für  eine  im  Schwan- 
watdkreise  neu  zu  errichtende  Ackerbauschule,  welchier  das 
Kameralgut  Kirchberg  (Ober-Amts  Sulzl  zur  Bewirthschaftong 
und  Benutzung  in  derselben  Weise  überlassen  werden  soll, 
wie  dieses  bei  den  Ackerbauschulen  in  Ellwangen  und  Och- 
senhausen der  Fall  ist  Die  Departements  des  Innern  und  für 
Kirche  und  Schule  zusammengenommen  nehmen  also  jetzt 
19V2  Vo  der  Gesammt- Ausgabe  in  Ansprndi,  während  sie  frü- 
her nur  17  bis  18  %  erforderten.  — 

Das  Depariement  des  Kriegswesens  ist  zwar  von  3,134000  fl. 
oder  26  %  Ausgabe  im  Jahre  1847/8  im  Voranschlag  fiir 
1849/50  auf  2,476000  fl.  oder  20,56  %  der  Ges.- Ausgabe 
ohne  und  15,18  %  mit  den  Gewinnungs-Kosten  zurückge- 
gangen; welches  nahe  dem  Verhältniss  von  1830/3  ent- 
spricht {21,48  %),  obgleich  die  Ausgabesumme  damals  nur 
%fibiOW>  fl,  war.  Allem  wir  werden  später  sehen,  dass  die 
ausserordentlichen  Bewilligungen  für  den  Militärelat  bei  weitem 
grössere  Summen  betreftn  ab  diese  sohdnbare  EiBparang« 

15 
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Die  Ausgabe  fiür  das  Departement  der  Finanzen  (ohne  die  Ab- 
eabengewinnungskoston)  hat  sich  früher  zwischen  T'/j  und  8% 
d.  Ges.  Ausg.  bewegt,  ist  al)er  dennoch  von  1830  bis  1847 
von  773000  fl.  auf  905000  fl,  also  um  17  %  gestiegen.  Für 
1849/50  ist  die  Gesammtsumme  nur  755000  fl.  oder  6,26  o/o 
der  Gesamml-Ausgabe  ohne  und  4,62  %  mit  den  Gewinnungs- 
kosten. Davon  kamen  nach  der  Rechnung  1848/9:  auf  Mini- 
sterium und  Kollegien,  zugetheilte  Diener,  Ablösungsanslalt, 
Reise-  und  Umzugskosten  282221  fl.,  auf  Gebäudekosten 
435545  fl.,  für  Sleuerkataster  und  Landessiatistik  90428  fl., 
auf  Steuemachlässe  3938,  für  den  Bergbau  1530,  für  die  Münze 
— ,  auf  "den  Dispositionsfonds  u.  s.  w.  4527  fl.  Die  verein- 
fachenden Aenderungen  in  der  Verwaüung  dieses  DepartemeiUe, 
welche  durch  die  Verordnung  vom  31.  Novbr.  1849  verfügt 
worden  (und  bereits  in  der  Ausfuhrung- begriffen  sind,  insofern 
dadurch  das  Bestehen  der  nur  im  Gesetzsebungswege  zu  än- 
dernden verfossungsmässigen  Slaalseinricntung  nicht  berührt 
ist),  werden  eine  jährliche  Ersparniss  von  70000  fl.  an  Besol- 
dungen und  Kanzleikosten  zur  Folge  haben ,  w  eiche  sich  im 
Jahre  1850/1  erstmals  gellend  macht.  Zugleich  tritt  bei  den 
Kosten  des  S/ewerA'«/r/.s7erA*  mit  Beendigung  der  Landesvermes- 
sungsarbeilen eine  ansehnliche  Vej  minderung  ein,  welcher  noch 
weitere  Beschränkungen  folgen  können,  wenn  die  Arbeiten 
der  Erhaltung  des  Grundsteuerkalasters  nach  und  nach  sich 
vereinfachen. 

Auch  der  Bedarf  für  Gebäudekoslen  ist  gegen  frühere 
Jahre  bedeutend  herabgesetzt,  indem  die  Zahl  der  zu  erhal- 
tenden Gebäude  besonders  durch  den  Verkauf  von  Zehnt- 
scheuecn  sich  fortwährend  vermindert  und  in  Ansehung  der 
Kosten  mehrerer  schon  seit  einigen  Jahren  angefallenen  kirch- 
lichen Neubauten  von  der  Voraussetzung  ausgegangen  wird^ 
dass  dieselben  insoweit  aus  der  GrundstoCKSverwaltung  bestrit- 
ten werden,  als  der  dem  Grundstock  verbleibende  Kapital- 
werth  des  mit  der  Baulast  behafteten  Zehnten  höher  als 
der  künftige  Neubaufond  sich  darstellt,  wenn  nämlich  die 
Finanzverwaltung,  welclie  ve?*möge  des  Zehntahlösungs- 
gesetzes  zum  Zweck  der  Abwälzung  der  Baukosten  den  Zehn- 
ten aufzugeben  befugt  wäre,  diesen  aus  besondern  Rücksich- 
ten mit  Leistung  der  Baupflicht  gleichwohl  beizubehalten  sich 
veranlasst  findet. 

Dagegen  ist  in  dem  Etat  als  vorübergehender  Aufwand 
zum  Voll  zuge  der  Grundenllaslungen  der  Betrag  neu  einge- 
bracht, welchen  tbeils  die  Ablösungskassen-Kommission,  unter 
deren  Verwaltung  die  Privatgefall-ADiösungskasse  und  die  Zehni- 
ablösnng^kasse  gestellt  sind,  theils  die  w  die  StaaCsdomaoial- 
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gefalle  und  Zehnten  bestellte  AblOsungsvollzugs-Kommisakm 

erfordern. 

Für  die  landständUcke  SuMtenHationskasse  (aus  welcher  auch 
die  Verwallungskosten  der  Staatsschuld  bestritten  werden) 
sind  1848/9:  229621  fl.  ausgegeben,  1849/50:  160318  11.  ver* 
anschlagt;  für  den  Reservefonds  war  die  Ausgabe  1848/9: 
108717  n.,  der  Anschlag  für  1849/50  ist  90000  fl.  oder  ^55% 
der  Gesummt-Ausgabe* 

ib)  SUuelae  Anamgmhmn  «ImieUtev  Dl«Mteipeif«t ' 

ad)  Getcinnimgskosten.    ~ ' 

Die  Bestimmungen  für  das  Slaats-Etatwesen  Württembergs 
sind  in  dem  Edikt  vom  18.  Novend>er'lS17'and  in  der  In- 
stmküon  vom  17.  April  1819  zusammengestellt  (z.  v.  Schmid- 
lin*s  Handbuch  des  Kassen-Etats  und  Rechnungswesens,  Stutt- 
gart 1823  und  Mosers  Sammlung  der  Wärttembg.  Finanzge- 
setze  Bd.  III.).  Die  erste  Vorschrift  in  materieller  Beziehung 
ist,  dass  der  Etat  iämmtUche  Quellen  otfer  Einnahmen  und 
Ausgaben  vollständig  anzugeben  hat.  Daraus  folgt,  dass  nicht 
nur  die  Em-  und  Aussflüsse  der  Haupt-Staatskasse,  sondern  die 
i?oA- Einnahme  jeder  Spezial  -  Kasse  des  Staats  und  auf  der 
andern  Seile  auch  jeder  Eleraentar-Aufwand  durch  die  Rech- 
nung der  Haupt-Staatskasse  laufen  muss.  Die  Erfüllung  dieser 
Vorschrift  geschah  bis  zum  Jahre  1833/4  beim  Württember- 
gischen Haupt -Finanzetat  so  wenig,  dass  er  nur  die  Amein^ 
nähme  vor  Augen  brachte,  die  -Gewinnungskosten  also  fest 
sämmtlich  in  den  Rechnungen  der  Elementarkassen  verscliwan» 
den.  Jetzt  ist  diesem  Uebelstende  allerdings  theilweise  ab- 
geholfen,'indem  nur  noch  wenige  Elementar-Einnahmen  oder 
Ausgaben  versteckt  bleiben,  und  in  dem  Einnahme -Etat  ist 
auch  die  sehr  zweckmässige  Trennung  der  eigentlichen  Ver« 
waltungs- Ausgaben  von  den  sonstigen  Gewinnungs- Kosten 
durchgängig  bewirkt.  Allein  In  den  Endabschlüssen  finden 
die  Gewinnnngs-Kosten  sich  weder  in  Einnahrae  noch  in  Aus-  . 
gäbe,  was  begreiflich  ein  unrichtiges  Bild  von  den  Lasten  des 
Staatshaushalts  bewirkt.  Um  eine  Vergleichung  zicischen  Fer- 
gangenheit  und  Gegenwart  auch  hinsichtlich  der  GewinnungS" 
kosten  vorzulegen,  lasse  ich  die  Boh-Einnahme,  die  Verwal- 
tungsausgaben, die  sonstigen  Elementarkosten  und  beider 
Prozenlantheil  an  dem  Rohertrage,  hinsichtlich  der  Etatsjahre 
1833/4  und  1848/9  nach  allen  Einnahmeabtheilungen  hier 
folgen. 

15» 
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1. 
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IF. 


Bei  den  Kanimeralamtern 
Aus  den  Forsten,  dem  Floss- 
recht und  Jagden  •  .*  .  • 
Aas  Holzgärten    .  .  .   •  • 
Von  den  Berg-  und  Hütten- 
werken (^Ik  1988)  dem  Mdnz- 
regal  •   •  •       •  • 

Von  den  Salinen  .  .... 
Postregal    ^  • .  ♦  •  *  •  • 

Verschiedene  Einnahmen  bei 
der  S^aatsl^asse  unmittelbar 

Zasaniinen  1. 
Staats-Eisenbahnen  •  1  .  * 

Dii'ekie  Steuern. 

Grand-»  X^efall-^  Gebäude-  jond 
Gewerbe-Sileiier    .  .  .  • 

Kapital-Steuer  

Besoldungs-  und  Pensipns- 
Steuer  .      .     .«..,•  • .  • 

Zusammen.  II. 

Indirekie  Steuern, 

ZoHcahikabme  .  .  .  /  .  . 

A  ccise    ...  .  .  ... 

Auflage  auf  Hunde  •  •   ;  . 

Wirthschaftsabgaben  *  .  . 

rteln,  • ,  ;v  •  •  • 


.     Zusammen  HL 

Haupteumme 

BeUri^e  äer  ReetvenetOtungen 
um  dem  Udfereckuee  früherer 
Etaie-Perioden. 
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'  bbj  Departement  der  Justvi^), 

Schon  zur  Zeit  der  anoroschränkten  Königl.  Regierung 
war  fiir  die  ^echispfiege  in  einer  Weise  gesorgt  worden  (In- 
struktion für  das  Ober.Appellations-Gericht  vom  8«  May  1806, 
Nolariats-Ordnung  vom  92.  März  1806  mit  Zusätzen  vom  25. 
Oktober  1808^  Verordnung  über  die  Patrimonial-Gerichtsbar- 
keit  vom  10.  May  1809 ,  Instruktion  fiir  die  untern  Zivil- 
gerichts-Stellen  vom  19.  Oktober  1811,  Instruktion  wegen 
Ausübung  der  Kriminalgerichtsbarkeit  vom  18.  Novbr.  1811) 
welche  für  die  damalige  Zeit  genügt  haben  muss;  weil  die 
wesentlichsten  Grundsätze  der  betreffenden  Verordnungen  noch 
längere  Zeit  nachher  Geltung  behielten.  In  demselben  Zeit- 
ranme  geschah  die  Organisation  des  Justiz-Departements  durch 
Verordnung  vom  28.  September  181T;  hinsichtlich  der  höhe- 
ren Zivil -Gerichte  erfolgte  die  (noch  gültige)  provisorische 
Vorschrift  vom  22.  September  1819;  bei  den  untern  Instanzen 
hatte  das  IV.  Edikt  vom  31.  Dezbr.  1818,  die  Trennung  der 
Bechtspflege  von  der  Verwaltung,  durch  Einrichtung  der  Ober- 
amtsgerichte (z.  V.  Abschied  vom  30.  Juny  1821),  bewirkt. 
Eine  empfehlenswerthe  Quelle  von  dieser  Zeit  an  bis  1841, 
ist  Mohl's  Geschichte  der  Rechtsgesetzgebong  während  der 
ersten  25  Regierangsjahre  König  Wilhelms  (in  der  Fest- 
schrift zur  Jubelfeier).  Württemberg  besitzt  kein  Gesetzbuch 
des  bürgeriichenr  Rechts  und  kerne  bürgerliche  Prozessord- 
nung, allein  einzelne  Theile  desselben  sind  durch  besondere 
Gesetzgebung  geordnet,  z.  B.  das  Pfand wesen  durch  Gesetze 
vom  15.  April  1825  und  21.  May  1828;  auch  die  an  demsel- 
ben 15.  April  erlassenen  Prioritäts-  und  Exekuti,ons- Gesetze 
gehören  dahin.  —  Die  Rechtsfiirsorge,  welche  d,  s.  willkür- 
liche Gerichtsbarkeit  und  das  Pflegsschaftswesen  umfasst» 
wurde  nach  der  Einrichtung  vom  31.  Dezember  1818  den 
Gemeindeobrigkeiten  überlassen;  indem  man  jedoch  die- 


*)  FOr  eiiMn  TkeQ  der  oaelisteheDdeii  Dantellang  der  einseloen  Dlensl- 
feweige  nod  Aiiet«lteD>  liefern  das  BeglerungablRtt,  die  Berichte  des  eCftn- 
diMhen  Aussehaeses  mid  der  Finaos-Konnliiioiieii,  so  wie  Herdegoi  In 
Mer  Sehrift  Uber  WSrtlemberge  SlMfeiiMiiluat;  Tortreinickei  Miiterial. 
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jenigen  Geschäfte,  welche  schwieriger  zu  behandeln  oder  za 
denen  besondere  RechlskennUiiss  erforderlich  war  besondem 
(Gerichte-  and  Amte-)  Notaren  zuwies.  Das  Notariatewesen, 
früher  durch  Edikt  vom  29.  August  1619  und  Verordnung 
vom  24.  May  1826  geregelt,  bekam  seine  jetzige  Verfassung 
durch  Gesetz  vom  14.  Juny  1843,  mit  Vollzugverordnung  von 
denisclljt?n  Tage.  In  neuster  Zeit  haben  für  die  bürgerliche 
Gerichtsbarkeit  Verbesserungen  bis  jelzt  nur  vorbereitet  wer- 
den können,  indess  sind  Gesetze  vom  4.  July  1849,  wodurch 
die  Patrimonial •  Gerichtsbarkeit  aufgehoben  wurde,  und  vom 
17.  August  1849  y  die  Aufliebung  der  befreiten  Gerichtsstände 
aussprechend;  ein  wichtiger  Anfang.  Für  die  Kenntniss  der 
bestehenden  Verhältnisse  ist  Reiscfaer's,  gemeines  und  wiirt- 
tembergisches  Privatrecht,  dessen  8ter  und  letzter  Band  im 
Jahre  1848  erschien,  zu  empfehlen.  Die  Landesversammhmg 
hat  unter  dem  24.  May  1850  Bei!.  Bd.  II.  S.  321)  der  Re- 
gierung einen  Gesetzentwurf  zur  Einführung  der  OefTentlich- 
keil  und  Mündlichkeit  im  bürgerUchen  Prozesse  vorgelegt. 

Im  Gebiete  des  Sfrafrechtt  ist  zunächst  das  Strafgesetas- 
buch  vom  1.  März  1889  zu  ei*wähnen,  welches  seitdem  be- 
reits mehrfochen  Revisionen  unterworfen  wurde,  wesentliche 
AMnderungen  aber  durch  Gesetz  vom  13.  August  1849  er- 
fahren hat;  dann  die  Slrafprozcss Verordnung  vom  22.  Juny 
1843,  welche  schon  bei  ihrer  Finführung  als  provisorisches 
Gesetz  bezeichnet  ist.  Beide  haben  durch  Einfuhrung  des 
öflfentlichen  mündlichen  Verfahrens  und  der  Schwurgerichte, 
die  wesentlichsten  Veränderungen  erlitten ,  "worüber  in  nach- 
bezeicbneten  Schriften  Belehrung  zu  finden  ist:  SiAwab,  das 
Strafgesetzbuch  fär  das  Königreich  Württemberg,  nebst  den 
Abänderungen  desselben  durch  das  Gesetz  vom  13«  August 
1849  n.  s.  w.;  Gesetz  über  das  Verfahren  in  Strafeachen, 
welche  vor  die  Schwurgerichtshöfe  gehören  vom  14.  August 
1849,  nebst  der  Verfiii^uni;  vom  20.  Oktober  1849  über  die 
Schwurgerichtsbezirke  und  Schwurgerichlssitze,  und  der  Ver- 
ordnung in  BelrelT  der  Entschädigung  der  Geschwornen  für 
den  Reisekosten -Aufwand  vom  13.  Dezember  1849;  jReiff#, 
Gesetze  über  die  Schwurgerichte;  Bolumger,  die  Schwurge- 
richte in  Württ^berg;  u.  s.  w.  Zu  vergl.  auch  die  Monats- 


DigHized  by  Google 


—  232 

schrifl  für  Justizpflege  in  Württemberg,  Ludwigsburg,  bis  jetzt 
17  Bäpde. 

Ein.  P^ilisuiu^afgesih  von  1839  and  die  Verordnung  vom 
SW.  Joly  1848,  das  mündliche  und  öffentliche  Anklage^Ver- 
fahren  in  Press 'Prozesssachen  betr^nd ;  sind  noch  zu  er- 
wähnen. 

Das  Sporielwesen  betreffend,  so  sind  die  Gerichtssporteln 
zunächst  durch  Gesetz  vom  26.  Juny  1821  geregelt;  dann 
erfolgte  unter  dem  23.  Juny  1828  ein  allgemeines  Sporteln- 
Gesetz,  mit  Vollzug  -  Instruktion  vom  21.  Februar  1829;  die 
Notariatssportehi  jedoch  sind  durch  Gesetz  vom  4.  July  iS4Z 
festgestellt. 

Die  Kosim  der  B$cht9pflege  sind  schon  durch  die  Tren- 
nung der  Justiz  von  der  Verwaltung,  neben  den  einmaligen 

Ausgaben  für  die  Anschaffung  eigener  Oberamtsgerichls-Ge- 
bäude,  durch  die  Anstellung  des  erforderlichen  Gerichlsper- 
sonals  bedeutend  vermehrt;  dann  hat  auch  das  Erforderniss 
einer  stärkeren  Besetzung  der  höheren  Gerichte  und  die  Er* 
höhung  der  Besoldungen,  den  Aufwand  für  diesen  Dienst- 
zwdg  gesteigert  Eine  Verstärkung  des  Gericht^erisonals 
überhaupt  aber  war  insofern  erforderlich»  als  seit  mehreren 
Jahren  die  unerfrenliche  Erscheinungsich  wiederholt,  dass  die 
Geschäfte  der  Gerichte  im  Kriroinalfache  sowohl,  als  im  Zivil- 
fache, in  merklich  stärkerem  Verhältnisse  als  die  Bevölkerung 
zunehmen.  Nach  dem  ersten,  den  Ständen  vorgelegten  Etat 
von  1819  —  20  hatte  der  jährliche  Aufwand  für  das  Justiz* 
departement  (ohne  die  Kosten  der  vorübergehend  bestande- 
nen Retardatenkommission)  auf  420585 iL  sich  belaufen;  wor- 
unter jedodi  Kosten  (ür  die  Strafanstalten  nicht  begriffen 
waren.  Der  auf  die  Periode  von  1845/8  verabschiedete  Etat 
stellt  die  Ausgabe  för  dieses  Departement  im  Durchschnitt  auf 
jährlich  865349  fl. ;  werden  hievon ,  der  Vergleichung  wegen, 
die  Kosten  der  Notariate  mit  164125  fl.  und  der  gerichtli- 
chen Strafanstalten  179411  fl.  ausgenommen,  so  bleibt  gegen 
jenen  ersten  Etat  immer  noch  eine  Ausgabenvermehrang  von 
jährlichen  101228  iL 

Audi  die  neusten  ond  die  noch  bevorstehenden  Veränderun- 
gen m  der  Reditspflege  sind  mit  einer  dauernden  Ausgaben- 
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vennehiung  veri>anden,  wie  fdr  das  Jahr  1S49— 5Ö  der  nach- 
folgende Etatsauszug  zeigt  (z.  v.  Ber.  der  F.-K.  Beil  Bd.  E 
von  1850  S.  65). 

Der  Haupt-F'inanz-Etats-Entwarf  fiir  1849  bis  1850  for- 
dert für  den  ordentlichen  Dienst  im  Justiz- Departement  917050  fl* 
und  zwar: 

1)  Besoldungen  Air  das  Ministeriam  und  die 

Kollegien  fl.  1100960 

7^)  Kanzleilcosten  für  dieselben  18150 

3)  Besoldungen  für  die  Bezirksgerichte     .  .  •  „  1^61160 

4)  Kanzleikosten  (br  dieselben   „  102030 

5)  Gerichtliche  Strafanstalten   „153150 

6)  Kriminalkosten  ,   ^  176800 

7)  Reise  und  Umzugskosten   «  2500 

8)  Dispositionsfonds   „  2200 

9)  Vorübergehender  Mehraufwand   «  100 

fl.  917050 

In  Vergleichung  mit  dem  verabschiedeten  Etat  von 
1847/B  als  dem  letzten  Jahre  der  vorausgehenden  Penode, 
weUÄer  nach  dem  Finaozgesetze  vom  15.  August  1845  be- 
trägt   865578  fl. 

ist  der  jährliche  Bedarf  höher  um   51477  « 

In  Benehang  anf  sonstige  Eincelheilen  sind  die  ansftihr-. 
liehen  und  gründlichen  Berichte  der  Finanz- Kommission  zu 
vergleichen. 

cc)  DepartemeiU  de*  Imem» 

Dieses  Ministeriom  hat  (auch  abgesehen  von  der  Abthei- 
lung fthr  dasKtrohen-  und  Schulwesen)  die  mehrsten  und  ver- 
schiedenartigsten Verzweigungen.  Die  Abtheilung  des  Innern 
vereinigt  in  sich  die  gesammte  Regiminal-  und  Polizeiverwal- 
lung; in  den  Wirkungskreis  dieser  Minist erial-Abtheilung  fallen 
daher:  einestheils  die  Wahrnehmung  der  Hoheitsrechte  des 
Staats,  die  Handhabung  der  staatsrechtlichen  Verhältnisse 
sämmtlicher  Staats -Angehörigen,  die  Staatsauistdit  über  die 
Gemeinden  und  Körperschaften;  anderthetb  die  Sorge  fihr 
Wohlstand  und  Sicherheil  duroh  die  Leitung  und  Beaubidi- 
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ligung  der  MedizinalanslaUen ,  der  Wohltlialigkeilssliflunj^en 
und  des  Armenwesens,  durch  ScliulzaDStallen  fiir  Personen 
und  Eigenlhum,  durch  Vorkehrungen  für  allgemeinen  Erwerb 
und  Verkehr,  namentlich  durch  Anstalten  zu  Beförderung  der 
Landwirtbschaft,  des  Handels,  der  Fabriken  and  Gewerbe  und 
durch  die  Leitung  des  Strassen-,  Brucken-  und  Wasserbau- 
Wesens.  Unter  dem  Ministerium  bestehen  fiir  einige  Staals- 
anstalten  eigene  Zentralbehörden ;  im  Allgemeinen  aber  sind 
demselben  für  die  Vorwaltung  in  regimincller  und  polizei- 
licher Beziehung  vier  hreisregierungen  unmittelbar  untergeord- 
net, welche  je  nach  den  Kreisen  abgelheilt  den  (64)  Ober- 
ämtem  vorgesetzt  sind,  — 

Der  ganze  Bedarf  beträgt  fiir  1849/&0:  1,694046  fl.  und 
zwar  (Ber.  d.  F.-K.  1850  Beil.  Bd.  II,  S.  09) : 

1)  für  Ministerien  und  Kollegien.    ,   .    .   .    .    fl.  180685 

2)  Landämter  „  204310 

3)  Reise-  und  Umzugskosten  «  6400 

4)  Für  die  Regiminal-  und  Polizeiverwaltung  .   „  1,262967 

5)  Dispositionsfonds  „ '  5500 

6)  Vorübergehender  Aufwand  f.  Gefall- Ablösungen  34184 

zusammen  fl.  1,694046 
.  .  Für  die  letzte  Etalsperiode  von  1845/8  sind  verabschiedet 
gewesen  durchschnittlich  jahrlich    ......  fl.  I,&16i22. 

Es  werden  also  fdr  1849/50  wdter  gefordert  als  für  1845/8 
jährlich  verwilligt  gewesen  sind  177924  fl. 

Aus  der  Abtheilung  4  noch  einige  Einzelheiten  fjedoch 
nach  dem  Voranschlag  für  1848/9,  weil  davon  ein  ausführ- 
licher Bericht  vorliegt). 

t)  Für  polaeiUcke  Zwedn  ^berkm^^  Unter  diesem  Aus- 
gabe-Kapitel sind  die  Kosten  der  Grenzberichtigungen,  der 
Anschaffung  und  Erhahnng  der  Landes-Orenzstöcke,  der  Legal- 
Inspektionen,  der  Medizinal-Visitalionon.  der  Untersuchung  der 
Brandfälle,  Leitung  der  Löschanstallen ,  der  Untersuchung  der 
Polizei  -  Versehen  in  den  durch  die  bestehenden  Vorschriften 
bestimmten  Fallen;  die  Diäten  und  Reisekosten  der  Ober- 
ämter für  die  Vornahme  der  Ruggerichtc,  die  Botenlöhne  der 
Ober-  und  Dekanat- Aemter  in  dringenden  Dienstsachen,  die 
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Kosteo  des  Kalendera,  'wddie  allein  mit  900  fl.  unter  der  an- 
gesonnenen Summe  aufgenommen  sind  n.  s.  w. 

Für  diese  Ausgaben  warefi  verfangt  und  verabschiedet 

für  1844/5    fl.  18000 
^    1845/6    „  20600 

„  1846/7  „  21000 
„    1847/8    „  21000 

2)  Die  Ausgaben  für  Sicherheits-Polizei  zerfallen :  in  den 
Aufwand  für  das  Landjäger -Korps  mit  170669  fl.  und  für 
Gefangenen  Transportkosten  mit  20000  fl.  Das  nach  der  Ver- 
ordnung vom  Juny  1823  mililärisch  org^nisirte  Landjäger- 
karp»  (früher  Gensdarmerie  genannt)  ist  zu  Handhabung  der 
öffentlichen  Ordnung  und  Sicherheit  im  Innern  aufgestellt, 
daher  in  allen  seinen  Dienstverrichtungen  (lfm  Ministerium  des 
Innern  und  der  Leitung  der  Kreisregierungen  untergeben. 
Dasselbe  besteht  aus  einem  Kommandanten  und  ei«m  funk- 
tionirenden  Slabsofüzier ,  beide  in  Stuttgart  wohnend,  rier 
als  Bezirkskommandanten  in  den  Kreisstädten  wohnenden 
Offizieren,  einem  Stabsfourier,  einem  Montirungsverwalter,  vier 
Bexirksfourieren,  64  Stationskommandanten  (UnterofBziercn) 
und  370  Landjägern,  welche  in  den  Oberamtsbezirken  nach 
Dedürfniss  vertheilt  sind.  Die  Mannschall  ist  theils  aus  vor- 
maligen Soldaten,  theils  aus  dem  Linienmililär  gewählt,  wird 
aber  besser  als  dieses  bezahlt;  namenllieh  erhalten,  neben 
Montirung,  Armirung  und  Wohnung,  täglich  an  Löhnungs- 
und  Yerpflegungsgeld ,  die  Stationskonimandanten  nach  drü 
Klassen  iL»  i.  6  kr.,  fl.  1.  oder  54  kr»,  die  Landjäger  nach 
MMi  Klassen  48  oder  42  kr. 

3)  F§t  die  ReeOeiupolhd  sind  in  dem  Voranschlage  für 
1848/9:  509»  fl.  begehrt  nachdem  der  Ansatz  bis  dahin  8800  fl. 
gewesen  war;  ein  Residenz -Polizeiniinislcrium  kostete  im 
Jahre  1818/9  noch  31951  fl.  Da  die  Edikte  vom  31.  Dezbr. 
1818  und  1.  März  1822  den  Gemeinden  ohne  Ausnahme  die 
Ausübung  auch  der  Orlspolizei  einräumten,  so  beruhte  die 
Handhabung  der  Polizei  in  .Stuttgart  durch  die  kön%Kche 
Stadtdirektion  seit  dem  lahre  iB%%  auf  einem  eigenen  Ver- 
trag zwischen  dem  Staat  und  der  Stadt,  bis  (zur  Beseitigung 
dieses  in  der  Kammer  der  Abgeordneten  wiederholt  ange- 
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fochtenen  VeriragB}  eio  Gesetz  vom  12.  April  1843  die  un- 
mittelbare VerwaltuDg  einzelner  Zweige  der  Polizei  in  der 
Reademstadt  Shügart  und  in  der  UniverBitätstadt  3WKfi$re» 
durch  einen  Eegierungsbeamten  genehmigte,  und  diese  Stadt- 
gememdm  auf  die  Verwaltung  der  Feld-  und  Waidpolizei,  der 
Rechtspolizei  (Geschäfte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeil)  und 
die  gesetzlich  den  Kirchenkonventen  zustehende  Kirchen-, 
Schul-  und  Sittenpolizei  beschränkte. 

In  den  Jahren  1848  und  1849  hegte  man  die  Hoffnung 
der  Rückgabe  der  Polizeiverwaltung  an  die  Stadt ;  ob  dieselbe 

sich  jetzt  noch  verwirklichen  wird,  weiss  ich  nicht. 

4)  Die  Männerbeschäftigung S' Anstalt  in  Vaihingen  an  der 
Enz  und  die  Beschäftigungs- Anslalt  für  das  weihliche  Ge- 
schlecht in  Rottenburg»  welche  in  Folge  des  Polizeistrafge- 
setzes  vom  2*  Oktober  1839  (Art.  96)  zu  Aufnahme  der  in 
dieselben  polizeilidi  einzusperrenden  arbeitslosen  oder  arbeits- 
scheuen Gefangenen  errichtet  wurden,  sind  als  Unterhalts- 
kosten jahrlich  9953  11.  in  Ansatz  gebracht,  gegen  6728  fl. 
für  1845/6.  Die  Zahl  der  Eingewiesenen  war  in  Vaihingen 
68,  der  tägliche  Verpflegungs- Aufwand  für  den  Kopf  12  kr.J 
in  Rotten  bürg  war  die  Zahl  40  und  der  Aufwand  für  die  Ver- 
pflegung 14  kr. 

5)  Kottm  der  Medixinal'PolU^}  wohin  gehören: 

a}  Für  die  JrrenanstaUen  24980  fl.  gegen  18600  im  Jahre 
1844/5:  Die  Heilanstalt  Winnenthal  enthält  119  Personen 
und  lässt  sich  von  182  bis  438  fl.  Verpflegungs-Gelder 
zahlen  (von  öffentlichen  Kassen  nur  100 fl.);  in  der  Pfle- 
geanstajt  Zwiefalten,  woselbst  sich  160  Kranke  befinden, 
werden  von  195  Personen  bis  365  fl,  für  die  Verpflegung 
bezahlt  (ans  öffentlichen  Kassen  nur  100  fl.)  Nur  etwa 
der  vierte  Theil  der  vorhandenen  Geisteskranken  befindet 
sich  in  diesen  Anstalten. 

b)  Zu  den  Kostete  von  Menschensmokm  Hfki  Viehseuckm 
10000  fL  als  geseUliche  Beiträge  zu  dergleichen  (übri- 
gens von  Privaten  oder  Gemeinden  zu  deekenden)  Aua- 
gabeo. 
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c)  Für  die  HtlmmmmiclmU  in  Stuttgart  3000  fl.,  anstatt  der 
für  die  bis  dahin  beslatidenen  zwei  derartigen  Anstalten» 
angesetzten  8800  fl.  Indem  das  Gesetz  vom  88.  Jaly 
18Se  über  die  VerbindHehkeit  def  Gemeinden  hinsichtlich 

der  Geburlshülfe  vorschreibt,  dass  die  auf  Kosten  der 
Ortssemeinden  anzustellenden  Hebammen  ihren  Unterricht 
in  einer  öffentlichen,  mit  einem  Gebärhause  in  Verbindung 
*  gesetzten  Hebamnnenschule  empfangen  sollen ;  ist  zugleich 
die  unentgeldliche  Ertheilung  dieses  Unterrichts  in  einer 
solchen  vom  Staate  zu  unterhaltenden  Schule  zugesagt. 

d)  Für  arthopädUdke  ümtoedte  werden  den  Anstalten  in 
Stattgart  und  Kanstatt  1800  fl.  gezahlt 

» 

6.  Ffir  die  Landwirthschaft  enthält  der  Etat  von  1848/8 

folgende  Ansätze. 

a)  ZuntraUielle  des  landwirthschaftlichen  Vereins  8000  fl., 
anstatt  5000  fl.  in  1844/5  und  6200  fl.  in  1845/6.  Die  Be- 
stätigung dieses  (auch  für  technische  Gewerbe  wirken- 
den) Vereins  als  eines  Privatuntemehinens  erfolgte  mittelst 
Verfügung  vom  U  August  1817;  die  Zentralstelle  hat  un- 
ter dem  88.  July  1848  eine  neue  Organisation  erhalfen. 
Der  Verein  hat  sich  allmählig  in  eine  Staatsstelle  mit  ein- 
zelnen besoldeten  Dienern  verwandelt,  indem  derselbe 
nicht  nur  den  Staatsbehörden  über  landwirthschaflliche, 
technische  und  industrielle  Gegenstände  Gutachten  erstat- 
'  tet,  und  den  Verkehr  der  in  den  Oberamtsbezirken  be- 
stehenden landwirthschaftlichen  Bwrknerekie  mit  der 
Regierang  vermittelt»  sondern  audi  unter  der  Leitung  des 
Ifinisleriams  des  Innern  die  land-  und  forstwirihschafUiche 
Akademie  und  Versuchsanstalt  in  Hohenheim  (errichtet 

•  21.  August  1818)  und  die  mit  ^jen  Zinsen  aus  der  Jubi- 
läunisstiftung  von  1841  unterhaltenen  Ackerbauschulen 
zu  Ellwangen  und  Ochsenhausen  beaufsichtigt.  Die  vor- 
gedachte Summe  wird  übrigens  nicht  ganz  auf  Besoldun- 
gen und  Kanzleikosten,  sondern  zum  Theil  auch  für  Bü- 
cher-, Naturalien-  und  Modellsammlangen  und  für  den 
Bau  eines  Venudisgartens  und  eines  Weinbergs  zo  KÜhlhau* 
sen  am  Neckar  verwendet»  wdehe  beide  Gnmdstllcke  ab 
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•  Slaatseigenthum  dem  Verein  zur  Benützung  überlassen 
sind.  Die  Zentralstelle  giebt  ein  werihvolles  Wochenblatt 
für  Land-  und  Hanswirthschaft  heraus,  wovon  eine  Minist. 
Verfügung  vom  7.  Januar  1849  bandelt. 

b)  Für  das  seil  1818  alljäbrlieh  im  September  in  Kannstadt 
^  abzobaltende  landwir^t^pHdie  Fett  4300  fl. 

c)  Für  dieAfiMipfeAsticibfund  zur  Beförderung  landwirthschaft- 
Hoher  Zwecke  überhaupt  13000  fl. 

d)  Für  die  Pferdezucht  waren  in  einem  Jahre  der  letzten 
Etatsperiode  90000  fl.  verwendet,  für  1848/9  wurden 
76625  11.  verlangt.  Davon  sollten  im  Einzelnen  verwen- 
det werden:  als  Zuschuss  an  den  LandbeschälerstaU  in 
Stuttgart,  welcher  120  Hengßte  zählte,  50500  fl.;  fiir  das 
MiOtergeMm  Marbtu^  mit  dem  Siuünkof  in  OffMauim, 
bei  einem  Stand  von  90  Zuchtstuten  und  120  Fohlen, 
25400 fl.;  für  den  Uengstfohlenhof  in  Güterstein  bei  einem 
Stand  von  120  Hengslfohlen  und  4  Arheitsstuten,  13000  fl. 
Nach  dem  Berichte  der  Finanz-Kommission  über  den  Etat 
fiir  1849/50  (Beil.  Bd.  II.  S.  III)  sind  im  Jahre  1848/9 
wirklich  verwendet  75325  fl.;  für  1849/50  wurden  nur 
56890  fl.  verlangt,  allein  der  Bestand  der  Pferde  hatte 
auch  bis  auf  120  Beschäler,  75  Stuten/ 73  Hengstfohlen 
und  60  Stutenfohlen  sich  vermindert*  — 

Eines  weiteren  Hebels  erfreut  sich  insbesondere  die 
Züchtung  edlerer  Pferde  an  dem  in  Verbindung  mit  den 
Meiereien  auf  den  hofkammedicben  Domänen  Klein-Ho- 
henheim,  Schamhausen  und  Weil  bestehenden  königlichen 
Prioatgestüt ,  in  welchem  besonders  orientalische  Ra^en, 
zunächst  für.  Reitpfei*de  bestimmt,  gepflegt  werden,  wäh- 
rend das  Landgestiit  sich  mehr  auf  die  Verbesserung  des 
Schlags  der  Zugpferde  i^erl^  .  s 

Die  eigene  Emnakme  an  Besohälgeldern,  flir  ausgemus- 
terte Pferde  u.  s.  w.  der  Landgestüt-Anstalt  (neben  einem 
Flächengehalt  der  Gestiitgüter  von  2160  Morgen)  betrug 
16846  fl.  (welche  in  der  Haupt-Staatsrechnung  nicht  vor- 
kommen)^ die  Gesammtausgabe  ist  mithin  93471  fl.  Ob* 
gleich  nun  eine  nicht  unbedeutende  Verminderung  der 
Etataammo  Statt  gefu]ld^q  hftt,  (wielche  im  Jahre  1819/dO 
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so^r  lB5iK>3  fl.  betrug);  ist  doch  jetzt  abermals  in  der 
Ständeyersamoilung  die  bereits  im  Jabre  1839  angeregte 
Frage  verhandelt  worden:  ob  nicht  in  irgend  einer  Art 
eine  dem  Zwecke  der  Anstalt  und  d^  Staatskasse  vor- 

thoilhafle  Aenderung  mit  dem  Landgestiit  vorgenommen 
werden  könne  fz.  v.  über  die  Einzelheiten:  Herdegen 
a.  a.  O.  Seite  233  und  Berichte  der  Finanzkoramission 
für  1848/9  Seite  15,  für  1849'>50  Seite  Iii). 

Beitrag  zur  Hagel ^  Versichermgs  -  Anstalt  15000  il.  Der 
Bericht  der  linanzkommission  für  1818/9  enthält  Seite  16ff. 
darüber  eine  interessante  Miltheilung,  woraus  namentHch 
hervorgeht,  dass  wahrend  im  Jabre  1840  die  Zahl  der 
Versicherten  4410»  die  Versichemngssumme  2,530171  fl. 
war;  im  Jahre  1847  bemts  14,588081  fl«  von  28463  Par- 
teien versichert  wurden.  Da  man  den  Rohertrag  des 
Acker-,  Garten*,  Wein-  und  Obst-Landes  auf  fast  60  Hill.  fl. 
schätzt,  so  wäre  bereits  etwa  der  vierte  Theil  der  zu  ver- 
sichernden Gegenstände  betheiligt  gewesen.  Die  ange- 
regte Frage,  ob  dieses  Unternehmen  zu  einer  Siaats- 
und  Zwang-Anstalt  zu  machen  wäre,  ist  noch  unent- 
schieden. 

7)  Für  Gewerbe  und  Hamlet  unil  zwar:  a)  für  die  neu  zu 
errichtende  Zentralstelle  12000  fl.  Schon  im  Jahre  1819 
wurde  eine  Zentral-Steile  des  Handels-  und  Gewerbe- Ver- 
eins gebildet,  welche  jedoch  eigentlich  gar  nicht  ins  Leben 
trsM»  mindestens  thatsächlich  längst  sich  aufgelöst  hat. 
Diese  Lücke  auszufüllen  war  die  im  Jahre  1830  ^flstan- 
dene  Gesellschaft  zur  Beförderung  der  Gewerbe  in  Würt- 
temberg bemüht  und  ihre  Bestrebungen  verdienen  alle 
Anerkennung.  Die  Ansprüche  an  deren  Ausschuss  nahmen 
indess,  in  Folge  der  Entwicklung  des  Gewerbewesens ,  so 
sehr  zu,  dass  er  im  Jahre  1847  die  Hülfe  der  Regierung 
beanspruchte;  welche  davon  Veranlassung,  anfänglich  zu 
einer  Geldhülfe,  dann  zur  Neugestaltung  des  Ausschusses 
als  Staatsbehörde  nahm»  Letzteres  mittelst  llinisterial-Ver- 
Tugung  vom  7.  August  1848  (z.  v»  die  auslÜhrHche  Bar- 
stellung im  Berichte  der  Finanz-Kommission  flir  1848/9). 
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Obgleich  ohne  direkte  Verbmdung  mit  der  Slaatsverwal^ 

tung  und  ohne  eine  finanzielle  Unterstützung  von  Seiten 
derselben,  ist  doch  der  im  Jahre  1843  gegründete  Verein 
der  Mitglieder  des  HandeU"  und  Fahrikanteti-Standes  (Han- 
delsverein) nicht  unerwäbot  zu  lassen;  weil  er  mit  eben- 
soviel Umsicht  als  Erfolg  gewirkt  hat.  Er  theilt  sich  in 
vier  Bezirksvereine,  an  deren  SjHtze  die  Handebkaramern 
zu  HeUbronn«  Reutlingen,  Stuttgiu't  und  Ulm  stehen,  welche 
auch  als  Handels-Schiedsgerichte  wirksam  sind.  Sehr 
wönsehenswerth  dir  die  fernere  Wirksamkeit  dieser  An- 
stalten ist,  dass  man  denselben  einen  staatsaratlichen 
Karakter  beilegt  (z.  v.  den  Bericht  in  Nr.  149  der  Schwä- 
bischen Kronik  von  1850). 

b)  Gtwerbe^üinlettHUsii^ng  wofür  im  Etat  für  1848/9  zum 
erstenmale  ftOOOO  fl.  beantragt  werden;  zu  gewerblichen 
Forschungen,  zur  Bearbeitung  einer  Gewerbs-  und  Hau- 
dete-Statistik  daraus,  zu  gewerb-  und  handelswirthschaft- 

lichen  Reisen,  zur  Einführung  neuer  und  Verbesserung 
bestehender  Erwerbszweige,  zu  Darlehen  behuf  Förde- 
rung der  Gewerbe  u.  s.  w.  (z.  v.  den  oft  angegebenen 
Bericht  Seite  20). 

c)  8lra$$m^  md  Brüekmbatu  Für  diesen  Zweck  wurden 
verwendet  im  Jahre  1844/5  :  545000  0.,  1845/6:  650000  fl., 
1846/7:  663660  fl.,  1848/»:  852281  fl.  Im  Etat  des  letz- 
teren Jahrs  wurden  für  die  bisher  unierhaUiMH  Strassen 
gefordert  694281  fl.  und  zwar: 


2)  Ansicht  und  Verwaltung 

3)  Untwhalt  der  Strassen 

a)  ordentliche  Unterhaltung ... 

b)  ausserordentliche  Ausbesserung  der 
Strassen,  Brücken,  Dohlen  u.  s.  w.  . 

c)  Steinbi*iiche,  Kiesgruben  

4)  Beiträge  zur  Strassen- Unterhaltung  an 
Amtskörperschaflen  und  Genoeinden  ,  < 

5)  fUr  nicht  vonosehende  Fälle  .  •  *  • 


3500 

1) 

32681 

II 

578301 

1> 

46251 

n 

5571 

II 

4977 

«1 

23000 

694281. 
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Der  Ansatz  3a  zerfällt  in 

aa)  Material-fieischaifang  .      .  .  .  fl.  M3407 

bb)  Warte  der  Strassen     ......  1^32137 

cc)  Reinigung       Grüben  ^  ^'^^'^ 

fl.  578301 

Die  laufende  Ruthe  von  10  Fuss  des  Materialbedariii, 
ist  zu  durchschnittlich  23  Kreuzer  berechnet 

Die  zweite  Anforderung  im  Etat  flir  1848/9  ist 
19000  fl.  für  neu  zu  uber?ieh/nende  Sirnssen,  zur  Ausführung 
des  Al  t.  2  des  Eisenhahnbau-Gesetzes  vom  18.  April  1843. 

Nach  Angaben  vom  Jabre  1843  war  die  Gesamnit- 
längc  der  Kunstsirassen  (Chausseen)  in  Stunden  zu  1300 
zehnschuhigen  Ruthen  (=  Vs  Meile)  auf  610  Stunden 
Staaststrassen  und  1853  Stunden  Vizinalstrassen  berech- 
net. Die  Länge,  welche  von  deji  Letzteren 'zum  Unter- 

'  halt  mit  den,  dem  Fonds  vorläufig  zugelegten  73000  fl. 
auf  den  Staat  übernommen  werden  soll,  ist  zu  78%  Stun- 
den angegeben  worden.    Es  blei  bt  also  zur  Auswahl  für 

.  künftige  Uebernahnien  auf  den  Grund  des  Eisenbahn- 
gesetzes, ganz  abgesehen  von  Neubauten,  noch  eine 
schöne  Zahl  übrig* 

Im  Voranschlage  der  Regierung  für  1840—53  wer- 
den fiir  die  Verwaltung  und  ftir  den  Unterhalt  sämmtli* 
eher  Staatsstrassen  2,103785  i1    verlangt,  also  durch- 

schnilllich  jährlich  701261  11.  \on  den  Kosten  des  eigent^ 
liehen  Unterhalts  zu  1,938632  11.  oder  im.  Jahresdurch" 
schnitt  646211  fl.  kommen  auf  den: 

1)  Neckarkreis,  mit  142  Sid.  952  Rth.  (1  Std— 1300 

Ruthen  k  10  Fuss»  2589,928  Ruthen»!  geogr. 
Meile)  184189  fl.,  also  auf  1  Längenstde  dhsqhtl. 
1290  fl. 

2)  Schwarzwaldkreis,  mit  166  Std.  1132  Rth,  12440811., 

also  auf  1  Längenstde.  dhschtl.  746  fl. 

3)  Jaxtkreis,  mit  154  Std.  94  Rth.  142791  fl.,  also  auf 

1  Längenstde.  dhschll.  926  fl. 

4)  Donaukreis,  mit  223  Std.  903  Rth.  194823  fl.,  also 

auf  1  Längenstde.  dhschtl.  871  fl. 
a«iMf  vinti-ataiiiiilK. 
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Im  Ganzen  kostet  der  Unterhalt  von  687  Stunden 
481  Ruthen  Staalsstrassen  jährlich  obige  646211  fl.,  also 
1  Langenstunde  im  Durchschnitt  940  fl.  (Nach  dem  Ber. 
der  F.-Kom.  BeiJ.  Bd,  IL  S.  115).  Die  einzelnen  neile 
des  Aufwands  auf  den  Strassenonterhait  sind . 

für  Materialbeischaffung    •  .  .  337929  fl.  53,44o/o 

„  Wartung  der  Strassen     :    .  %29b9S  „  =  37,42% 

„  Reinip;ung  der  Graben    .    .  1764  „  =  0.29% 

besondere  Ausbesserungen  .  50560  „  =  8,24% 

„  Steinbrüche  und  Kiesgruben.  3725  „  =  0,6 17« 

zusammen  613j(71  fl. 

d)  Neckar-Schiff  fahrt,  wofür  im  Klat  von  1848/9  als  ordent- 
licher Aufwand  16000  fl.,  als  ausserordentlicher  12000  fl. 
beansprucht  waren  und  auch  bewilligt  sind.  Für  1849/50 
werden  gleicbfoUs  16000  fl.  begehrt.  In  der  Schrift  von 
Herdegen  finden  sich  darüber  S.  238  folgende  Bemerkungen: 
„So  lange  der  Verkehr  auf  der,  ohnehin  erst  unmit- 
telbar vor  dem  Ausflusse  über  die  württembergische 
Grenze  schifTbaren  Donau  nicht  gerci^elt  und  die  Schiff"- 
strasse  nicht  besser  fahrbar  gemacht  ist,  besitzt  Würt- 
temberg den  Neckar  als  einzigen  Fluss»  auf  welchem  die 
Schifffahrt  flir  das  Land  von  grösserem  Belang  seyn 
kann.  Als  auf  einem  Nebenflass  des  Bhems  finden  auf 
dem  Neckar  die  gleichen  Bestimmungen  wie  auf  jenen 
Strom,  Anwendung,  von  dem  völkerrechtlichen  Grundsatze 
ausgehend,  dass  die  Schifffahrt  zu  Gunsten  aller  Nationen 
im  ganzen  Laufe  des  Stroms  von  dem  Anfange  seiner 
Schiflbarkeit  bis  in  das  Meer  in  der  Abfahrt  und  in  der 
Auffahrt  (zu  Thal  und  zu  Berg)  frei  sei.  Insbesondere  ist 
die  Anwendung  der  bestehenden  Rheinschiflfahrtsordnung 
auf  den  Neckar  durch  eine,  von  Württemberg  mit  den 
beiden  andern  Uferstaaten,  Grossherzoglhum  Heuen  und 
Grossherzogthum  Baden,  im  Jahre  1835  getroffene  Ueber- 
einkunft  gesichert  und  diesen  mittelst  der,  durch  könig- 
liche Verordnung  vom  9.  Februar  1843  verkündeten,  ge- 
meinschafllichen  Neckarschifffahrtsordnung  vollständige 
Ausführung  vcrschaift  worden.  Da  überdies  vermöge  der 
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Zollvereinsbeslimmungen  die  badischen  NeckarzÖile,  welche 
theils  durch  deii,  der  NeckarschiiiTahrtsordnung  ange- 
hängten Waarenzolllarif  theils  durch  den  unterm  18«  Septbr, 
.1845  verkündeten  HolzzolUarif  neu  regulirt  wurden,  bis 
|tuf  ein  Drittbeil  des  tarifniässigen  Betrags  erlassen  sind 
nnd  bei  dem  Uebergang  ans  dem  Rhein  in  den  Neckar 
WaarenüberlacJungen  von  Bord  yai  Bord  stattfinden;  so 
liat  in  neuerer  Zeit  die  Neckarschiffahrt  sehr  an  Fre- 
quenz gewonnen  und  eine  direkte  Fahrt  zwischen  den 
Neckarhäfen  und  Holland  sich  gebildet.  Der  Eröffnung 
der  Neckarstrasse  bei  Heilbronn  durch  einen,  im  Jahr 
1821  gebauten  Kanal  mit  Schleussen,  nach  dem  Namen 
des  köntgl.  Stifters  „Wühelmskanai"  genannt,  ist  die  Hög* 
lichkeK  der  direkten  Schifffohrt  aus  dem  Rhein  bis  Kann- 
statt zu  verdanken. 

Sonstige  Bestimmungen  über  den  Neckarverkehr  ent- 
halten die  Minist.  Ver%.  vom  25.  May  1847,  die  Unter- 
suchung des  Zustaudes  und  der  Ausrüstung  der  zum 
Gütertransport  auf  Neckar  und  Rhein  zu  verwendenden 
Schiffe  betreffend;  die  Minist.  Verfügung  von  demselben 
Tage  wegen  der  bei  der  Schifffahi^t  zu  beobachtenden 
Vorsichtsmassregeln  und  die  Minist^yerfg.  über  das  Maass 
und  die  Ausrüstung  der  Flösse  auf  dem  untern  Neckar- 
vom  8.  Februar  1849. 

e)  Die  im  Etat  von  1848/9  für  Flussbauten  ferner  geforder- 
ten 14000  11.  werden  vorziiü;svveise  zur  Unterstützung  der 
Bauten  bedürftiger  Uferbesitzer  verwendet.  Für  jedes 
der  Jahre  1850  —  53  sind  28000  11.  verlangt,  wegen  der 
vermehrten  Gesuche  der  Gemeinden  und  Flösserschaften 
um  Unterstützung  im  Fiussbau,  wodurch  auch  namentlich 
der  Wiesenbau  sehr  gefördert  wird.  —  Anträge  auf  eine 
allgemeine  Landes^Kulturr.  und  Flussbau-Gesetzgebung  sind 
schon  mehrfach  gemacht* 
8)  Für  milde  Zwecke. 

a)  Beiträge  für  Zwecke  der  ZenlraUlellc  des  Wohlthätigkeiis- 
vereim. 

Die  in  Württemberg  bestehenden  allgemeinen  An- 
.  ..stalten  für  Armenpflege  sind  die  unter  das  Ministerium 

16* 
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des  Innern  geslelllo  Armenkommission,  welcher  die  Sorge 
für  gleichmässige  .Bchandlurii^  dos  Armen-Beschäfligungp- 
nnd  Industrie -Wesens  obliegU  Dieselbe  ist  für  das  ge- 
sammte  Annen -Wesen  eine  bloss  berathende  SieHe;  lUr 
die  Leitung  der  Beschäfligungs-  und  Industrie -Anstalten 
sowohl  der  Erwachsenen  als  der  Kinder  aber  berathend 
und  vollziehend  zugleich  (V.  16.  May  1818.  Instruktion 
für  die  k.  Armen- Kommission  v.  27.  Juny  1818). 

Ferner  der  im  Jahre  1817  von  der  Königin  Katha- 
rine  gestiftete  WohUhätigkeiis-Verein,  welcher  unter  einer 
in  Stuttgart  sicFi  befindenden  Zenlral-Leilung  sieht,  und 
durch  betemdere  Oberamii-  und  LakaUVereim  seine  Wirk- 
samkeit äussert,  und  dessen  Zweck  vonEtiglich  dahin  geht, 
die  öffentlichen  Armen-Versorgungs-Anstalten  theils  durch 
freiwillige  Beiträge,  theils  durch  unenfgehliehe  Dienstlei- 
stungen zu  unterstützen  und  die  Lücken  derselben  mög- 
lichst zu  ergänzen  (V.  7.  Januar  1817). 

Der  Eintritt  nicht  obrigkeitlicher  Personen  in  den 
Wohlthätigkeits- Verein  bleibt  zwar  Sache  freier  Willkür, 
jedoch  müssen  in  den  Oberamis^L^Uungen,  der  Obcramt- 
mann,  der  Dekan,  der  Oberamts-Arzt,  der  Stiftungspfleger 
und  Amtspfleger»  Dienste  leisten,  die  Lokai^ Lahmgen 
müssen  vom  ersten  geistlichen  und  weltlichen  Vorsteher 
jeden  Orts  und  den  gewöhnlichen  Kirchen -Konvents- 
Mitgliedern  besetzt  seyn  (Verf.  15.  April  1817). 

Für  die  Zentralstelle  des  Wohlthätigkeilsveicins  sind 
im  Jahre  1842/5:  23000  fl.,  im  Jahre  1846/7:  26374  fl. 
bewilligt,  für  1848/9  werden  als  ordenlliclior  Beitrag 
12000  fl.  und  ferner  zur  Verbesserung  des  sittlichen  und 
ökonomische  Zustande»  der  ärmsten  Orte  (durch  Indu- 
strieschulen, Klemkinderschulen,  Beschäftigungsanstalten 
B.  8-  w.)  14394  fl.  gefordea 

Der  Ansatz  der  Regierung  für  1849/50  »t  29O0O  fl., 
also  eine  fernere  Steigerung,  welche  noch  nicht  ihr  Ende 
erreicht  haben  wird,  denn  die  Verarmung  scheint,  unge- 
achtet der  starken  Auswanderung,  in  manchen  Landes- 
iheilen  fortzuschreiten.  Schon  seit  längerer  Zeit  liegt  bei- 
spielsweise in  20  ganz  armen  Ortschaften  der  Unterhalt 
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der  Bedürfligen  und  eines  Xheils  der  Gemeiadeausg^aben . 
der  Staatskasse  zur  Last. 

Ii)  Bmiräge  zur  VnterslüUmg  der  AM^iwanderun(f„  &0000  fl. 

Zur  Begröndung  dieses  1848/9  zum  erstenmal  er- 
scheinenden Etaissatzes  sagt  die  Regierung  Folgendes: 

„Die  Answanderungsfrage  müsse  immer  mehr  Gegen- 
«stand  der  ernstesten  Fürsorge  der  Regierung  seyn,  die 
«sich  zu  bemifhen  habe,  die  Wege  zu  finden»  wie  die 
«regelmässige  Auswanderung  von  jährlich  vielen  Tausen- 
«den  von  Hilbürgern  zum  Besten  des  Vaterlandes  und 
«der  Auswanderer  gelenkt  werde.  Die  gegenwärtigen 
„Verhältnisse  Deulschlands  gestalteten  zwar  noch  nicht 
„einen  festen  Plan  in  dieser  Hinsicht  zu  fassen  und  zu 
«verfolgen,  dagegen  machten  sie-  es  dringend  nöthig>  die 
«ürmeren  Gemeinden  in  ihrer  Thätigkeil, —  sich  armer  An- 
«gehöriger  welche  ihnen  entweder  schon  wirklich  zur 
«Last  foUen  oder  für  ktinitig  von  ihnen  unterhalten  wer- 
«den  zu  müssen  befiirchlen  lassen  zu  entledigen;  aus 
«Staatsimtteki  zu  nnCerstiilzen. 

«Leider  sind  im  Vaterlande  derzeit  eine  Menge  ar- 
„beitsßihiger  Personen»  welche  aus  Mangel  an  ArbeiCsge- 
„legenheit  sich  nicht  zu  ernähren  vermögten»  und  des- 
^».halb  nicht  nur  ihren  Gemeinden  zur  Unterhaltung  oblä- 

„gen.  sondern  auch  die  übrigen  Staatsgenossen  beläslig- 
„ten  und  gefährdeten.  Das  Staatswohl  in  gleichem  Grade 
„wie  Rücksichten  der  Menschlichkeit  geböten,  solchen 
»»Personen  die  Mittel  zu  verschaffen,  durch  Auswanderung 
„in  einem  andern  Lande  eine  bessere  Existenz  zu  ge* 
„Winnen,  und  es  hätten  auch  schon  sehr  viele  Gemeinden 
„beträchdidie  Opfer  gebrachl«  Aber  manche  Gemeinden, 
„und  zwar  gerade  solche,  bei  denen  die  Auswanderung 
„eines  Theils  ihrer  Angehörigen  besonders  wünsohens* 
„Werth  wäre,  seyen  wegen  ihrer  Armulh  ausser  Stande, 
„die  Auswauderung  ohne  Unlerslulzung  zu  bewerkslelli- 
,.gen.  Die  im  Etat  vorgesehene  J^uuune  soll  nun  neben 
„den  Mitteln  der  treiwiiligen  Wohllhatigkeit,  welche  etwa 
„hinzufliessen  würden,  zu  Beiträgen  an  solche  arme  6e- 
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„meinden  in  ihrer  Unterstützung  des  Auswanderns  armer 
„Angehöriger  verwendet  werden."  — 

Von  jenem  Kredite  von  50000  n.  sind  im  Jahre 
1848/9  nur  4043  fl.  verwendet  und  später  noch  etwa 
10000  ü,;  dann  scheint  man  diete  Art  der  ünterstützang 
der  Auswanderung  aufgegeben  zu  haben. 

c)  Beiträge  zu  den  Stvltgarter  Kranketum$taUm  3000  fl. 

d)  Piüljenden  fiir  das  evangelisch-adlige  Damen^Stift  Obri^ 
stenfeld  (im  Jahre  1803  an  Württemberg  gekonnmen  wo 
aus  dessen  Einkünften  Präbenden  gestiftet  wurden) 
9832  fl. 

dd)  Deparlemeni  des  Kirchen^  und  Schulwesens. 

Nimmt  man  sagt  Minist.  Herclegeu;  die  oiiizehien  Abthei- 
lungen  der  Ausgaben  für  das  gesatmiUe  Kirchen-  und  Schuld 
Wesen  mit  EinschUiss  der  Kosten  des  evangehschen  Konsisto- 
riums, des  katholischen  Kirchenralhs  und  des  Studien raths 
sowie  der  freiwifligen  Beiträge  zu  Kirchen-^  Pfarr-  und  Schul- 
hausbauten zusammen,  so  ergiebt  sich,  dass  liir  dasselbe  nicht 
viel  weniger  als  die  Hälfte  (etwa  48«/«%)  des  ganzen  Jahres- 
fonds  des  vereinigten  Departements  auszugeben  ist;  woneben 
noch  ein  grosser  Theil  des  von  dem  Finanz-Departement  ver- 
walteten Hochbaufonds  auf  Kirchen-,  Pfarr-  und  Schulgebäude 
verwendet  wird.  — . 

Die  meisten  der,  den  Zwecken  der  Kirchen  und  Schulen 

gewidmeten  Ausgaben  sind  jedoch  als  Grunrilasten  (Realver- 
bindhchUciton)  des  Staatsguts  und  inkamerirten  Kirchenguts 
zu  betrachten;  daher  auch  schon  wiederholt  von  kirchlicher 
Seite  die  Ausscheidung  der  so  begründeten  Ausgaben  von 
dem  periodisch  zu  verabschiedenden  Budget  beantragt,  jedoch 
zu  Vermeidung  der  hierbei  möglichen  Schwierigkeiten  bisher 
insofern  unterlassen  worden  ist,  als  unter  der  hergebrachten 
formellen  Behandlung,  das  Recht  selbst  nicht  leiden  kann, 
und  das  der'  ständischen  Bewilligung  unterliegende  Budget 
noch  manche  andere  Ausgaben  begreift,  welche  ebenfalls  auf 
privatrechllichen  Titeln  beruhen.  — 
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Ohne  die  Besoldungen  des  evangelischen  Konsistoriums, 
des  kalholischen  Kirchenraths,  des  Stuclieiiralhs,  der  Kommis- 
sion für  die  Erziehungshäuser,  welqhe  bisher  noch  auf  dem 
Besoldungs-Etat  des  Ministeriums  des  Innern  liefen  und  ohne 
die  Ausgaben  für  die  Oberleitung  des  ersl  seit  dem  Anlange 
des  Jahrs  1848/9  selbstständig  gewordenen  DepartementSp 
^'''^he  in  diesem  Jahre  ebenfalls  vom  Etat  des  Mimsterioms 
^^^'^**'-n  noch  nicht  ausgeschieden  waren,  beträgt  der  Be- 

«  J^'^ol-FliM.i^^-Piats  für  das  Departement  des  Kirchen- 
und  Schulwesen»  im  Jahre  184b/»  m-o.,^^^  ^  ^^^  1,39080  4  fl. 

Fvir  das  Jahr  war:  1,256416  fl.  und  für  diebiau»- 

periode  \^  1845/B  waren 

a)  1.385632  fl. 
'  b)  1,338287  „ 
c)  1.350563  „ 
somit  dordischniUlich  1,328161  fl.  bewilligt.  — 

Die  mrkHehe  Ätagabt  im  Jahre  1846/7  betrug  1,344054  fl. 
Die  Efhöhung  des  Ansatzes  rührt  hauptsächlich  von  drei 
Posten  her: 

a)  von  der  Aufnahme  einer  Summe  von  30000  fl.  zur  Auf- 
besserung der  Volksschullehrer-Gehalle,  welche  in  den 
Jahren  1845/8  aus  Miltein  der  Restverwaltung  bestritten 
wurde; 

b)  von  der  Uebemahme  der  Position  Air  Beiträge  an  Ge- 
meinden za  Kirchen-,  Pfarr-  und  Scholhausbauten  mit 
12000  fl  vom  Etat  des  Minbteriums  des  Innern; 

c)  von  der  Einbringung  eines  von  dem  Etat  des  Ministe- 

riuras  des  Innern  gesonderten  Elatssatzes  von  1500  fl» 
zu  einem  eigenen  Disposilions-Foikds,  der  dort  in  Abzug 
gebracht  ist. 

Für  das  Jahr  1849/50  verlangt  die  Regierung  Tür  (Beil. 
Bd*  II.  S.  123) : 

« 

1)  Ministerium  und  Kollegien  persönliche  und 
sachliche  Ausgaben;  •  •  .  *  65916  fl. 
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2)  Beiträge  an  Gemeinden  zn  Bauten  . 

3)  Dispositionsfonds  


12000  „ 
1500 

69416  0. 


B,  Aufwand  auf  die  Märckm. 
a,  EvangeJiscfaer  Konfession. 

I)  Besoldungen  der  Geistlichkeit     ...  4T7P^ 
8)SeBiinare  (in  Tübingen,  Blaubeuren.  Maul- 

bronn,  Schönthal,  Urach)  nn*?i-«oticxarDe''  83524 

3)  Für  kirchli^»»*  •^•««•^tungen    ,    .     .  ^   ,  9135 

V       gottesdienstliohe  Zwecke  aooo  l 

h.  Katholischer  Konfession.  ^^^^^  ^ 
1)  Besoldungen  . 

2  B.S  hum  0.  Pnester-Seminar  (a.  a.  0.  S,  1 28)  47864  , 

3)  Wilhelmsstift  und  niedere  Konviktö  (zuEhin- 
gen and  Rottweil)  .   .          .  ^445^ 

4)  Für  kirchliche  Einrichtungen  .  \  \  \  \  ,484  l 
0;  *ur  gottesdienstliche  Zwecke   6947 

307162  f] 

c  Beitrag  zur  israelitischen  Kirchenkasse  .   .  ,  3600  ,* 

Zusammen  B.  884269  fl. 

C.  Außnfand  fSr  Zmeke  der  tolkmidimff. 

•     1)  Landesuniversität  (dazu  aus  eigener  Ein- 
nahme 32842)   955^ 

2)  Zu  wissenschaftlichen  Reisen   ,   ,   .   .   .  %^oo 

3)  Staatsstipondien  ....                 *   *  kukh  " 

III   5550  „ 

4  Bibliothek  und  Sammlungen   15I80 

5J  Kunstschule.  Kunstsammlungen,  Kunstreisen  13046  ' 

6;  Lateinische  Lehranstalten    90079  " 

7)  Polytechnische  Schule  Causser  2746  fl. 
eigenen  Einnahmen)   23864 

8)  Winter- Baugewerks- Schule   in  Stuttgart* 
(ausser  2353  11  sonsligen  Einnahmen)  .   .  700 

9;  RealschuJwesen                       .   .   .   .  33700  " 
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fO)  Uüd  and  Foretwiilischr"^^^  Akademie 
M  Hohenheim  (/tosser  d^^^  Einnahmen 

a3$5T  fl.)  .  .  .  .     .......  «31M) 

11)  Ackerbauscbole  in  FChberg   »400  ^ 

12)  Thierarzneyschule   ^"^^  n 

13)  SchuIIehrer-Semir'*^  W  "»^  Pnvat-Leh- 
lerbildung  .    .    49975  „ 

14)  Volksschulen   115380  „ 

15)  Waisenhäuse  2"  ^^""8^''^  und  Weingarten  53028  „ 

16)  Taubetamn*^       Blinden-Anstalten    .  .  9798  „ 

Zusammen  C  523140  fl. 

Die  Geso^^^f^ff^  ordentlichen  Bedarfs  des  Depar- 
tements Omy  das  Kirchen-  und  Schulwesen  ist  hiernach  für 
1949/50  veanschlagL  zu  1,476835  fl. 

Noch  inige  Bemerkungen  über  die  Etatsätze  der  einzelnen 
Kapitel  (an  den  Berichten  för  1848/49). 

f.  BeMungen  der  Geistlichen  und  Scballehrer. 

a)  Ordenlicher  Etat. 

aa)  Fvangelischcr  Konfession  480000  fl.,  schwankend 
iwischen  46Q000  und  500000  fl.  wegen  der  Preise 
\on  Frucht  und  Holz  aus  denen  die  Besoldnogen 
teilweise  bestehen.  — 
bb)  Xitholischer  Konfession  161000  fl. 

Winschenswerth  war  in  den  Etats  die  Besoldungen 
der  lleistlichen  und  der  Schullehrer  getrennt  zu  halten, 
auch  die  in  der  Besoldungssurame  befindlichen  Natura- 
lien genauer  vor  Augen  zu  bringen.  Dies  ist  in  den  An- 
lagen des  neusten  Etats  mit  grosser  Genaui^eil  geschQ- 
heB  (z.  V.  Beil.  Bd.  II.  von  1850  S.  la»). 

b)  Awserordentlkher  Bedarf  zur  Y.erbesserung  von  Schul*' 
lehrergehalten  30000  fl.,  seit  1845  aus  den  |litteln  der 
Restverwaltung  bewilligt,  um  schon  bis  zur  geschehenen 
Revision  des  Schulgesetzes  das  Einkommen  der  geringst- 
besoldeten  Schullehrer  bis  auf  250  fl.  zu  erhöhen.  (Ist 
in  der  Summe  fiir  1849/50  C  14  bereits  als  ordenllicher 
Ansatz  enthalten). 
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DerobigeWz  mrBe80.,„g,^      Geistlich.. „„d  Schul- 
lehren  .st  geschehen  ohne  be,  ^-^^^  ^.^  ^^^^  ^.hnu.., 
bei  den  K.rchond.enem  rhe  Nat.^,^^,„^^       ^^^^  2,ehu 
len  und  Gefalle  in  Anschlag  zux^^       ,^  ^ 
durch  die  allmählig  fortschreiteno  Verwandlung  dieser  Be- 
soldungstheile  in  Geld  die  vorged^j^  Besoldungsausgabe 
von. Jahr  zu  Jahr  erhöht,  während  v,,  Ertrag  eingezo- 
genen Besoldungsgttter  und  . Gefalle  Domanialeinnahme 
Cbei  dem  Staatsgut)  zuwächst.   Die  Ver^^dlung  dieser  für 
minder  geeignet  erkannten  BesoldungslheiK  gowie  des  über 
den  eigenen  Bedarf  der  Besoldeten  gehende  xheils  der  Ge- 
treide- und  Holzbesoldungen  wurde  schon  im|a||,.e  \Q29  im 
Einverständnisse  der  Kirchen-  und  Finanzbehörfc^n  begonnen, 
und  inzwischen  für  die  einzelnen  Stellen  je  bei  xit^tretenen 
Dienstveränderungen  vollzogen.  Nach  dem  seit  linigen  Jah- 
ren der  laufende  Preis  des  Getreides  den  der  %wandlung 
zu  Grund  gelegten  Geldanschlag  übersteigt ;  so  ist  lie  anfäng- 
lidi  nu't  Befriedigung  aufgenommene  Besoldungsixirung  in 
Geld  neuerlich  Gegenstand  der  Unzufriedenheit  aif  Seite  der 
Kirchendiener  geworden.    Der  Grund  dieses  Misslandes  ist 
der  nämliche  ,  welcher  auch  in  Ansehung  der  Gelibesoldun- 
gen  der  Staatsdiener  obwaltet,  nämlich  der  Mangel  eines  Vor- 
behalts, die  nach  dem  mehrjährigen  Stand  der  Gelreidepreise 
zur  Zeit  der  Gehaltsregulirung  festgestellten  Geldliesoldungen 
nach  dem  Verhältnisse  der  stattfindenden  Preisverinderungen 
periodisch  zu  regeln.  Unabhängig  von  der  Besddungsvcr- 
wandlung  besteht  übrigens  schon  seit  länger,  der.  iurch  Gc- 
haltsübertragungen  von  einer  Stelle  auf  die  andere  virkende, 
Besoldwigsceibessernngsfonds,  welcher  den  Zweck  hit,  theils 
das  Einkommen  zu  gering  besoldeter  geistlichen  Stellen  stän- 
dig zu  bessern,  theils  persönliche  Zulagen  solchen  Geistlichen 
zu  gewähren,  welche  auf  einträglichere  Stellen  nicht  .wohl 
befördert  werden  können.  Die  Mittel  bestehen  in  dem  Ein- 
kommen aufgehobener  und  in  Abzügen  von  dem  Einkommen 
besser  dotirter  Stelleo.  Aus  den  dem  Fonds  anfallenden  und 
nicht  sogleich  auf  andere  Stellen  übertragenen  Einnahmen, 
und  aus  den  Interkalargefällen  (Einnahmen  von  erledigten  Stel- 
len) nach  [Abzug  der  Verweserei-  und  anderen  Kosten,  bildet 
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sidi'  der  UnftrM^simgsfaHdi,  welcher  bestinimt  ist,  bedürftigem 

Geistlichen  durch  zeitige  Zulagen  eine  Hülfe  zu  gewähren. — 
Der  Abschluss  dos  Besoldnngs  -  Verbesserungs-Fonds  war 
für  1847/8:  Einnahme  23206  fl.,  Ausgabe  21211  0.,  Vermögen 
73812  fl.  (Ueberschuss ,  welcher  alljährlich  an  den  iieistlichen 
Unterstützungs-Fonds  abgegeben  wird;.  Der  Unlerstützungs- 
fouds  schloss  1845  Martini  (für  1842/5)  mit  einer  Kinnahme 
von  279415  a.  Ausgabe  274382  fl.,  Vermögen  447515  fl.  — 
Eine  ausserdem  vorhandene  WiUwenkaeee  der  evangelischen 
Gebtlichen  hatte  im  Jahre  von  Marlin  t845/6:  108162  fl.  Ein- 
nahme, 101989  fl.  Ausgabe,  868711  fl.  Termögen  und  482 
Unterstützte,  wovon  109  Waisen. 

Bei  den  katholischen  Kirchenstellen  herrscht  das  Pfründen- 
system vor,  w^onach  dieselben  Grundeigenthum,  Rechte  und 
Gefalle  in  eigener  Verwaltung  besitzen,  deshalb  erscheint  ein 
grosser  Theil  des  Dienstein kom mens  der  katholischen  Geist* 
liehen  nicht  auf  dem  Staatsfinanzetat.  Was  dieselben  vom 
Staate  empfangen  sind  grösstentheils  Kompetenzen»  welche 
er  als  Besitzer  vormaliger  Klostergüter  zu  leisten  hat.  Eine 
bedeutende  Httll^oelle  besitzt  die  katholische  Kirche  Wflrt- 
tembergs  in  dem  sogenannten  Interkalarfonds ,  welcher  unter 
der  Verwaltung  des  katholischen  Kirchenraths  bereits  ein 
grösseres  Kapital  angesammelt  hat.  Neben  den  Zinsen  hier- 
aus bestehen  die  Einnahmen  des  Fonds  in  Ersparnissen  an 
den  Gefällen  erledigter  Kirchenslelien,  deren  Wiederbeseüsung 
gewöhnlich  lange  über  die  Zeil  von  30  Tagen  ansteht,  auf 
welche  das  vakante  Einkommen  dem  Dekan  als  Besoldung 
zufliesst.  Das  Vermögen  des  Interkalarfonds  ist  hauptsächlich 
bestimmt:  zu  gering  dotirte  Pfarrstellen,  in  Ermangelung  nä* 
herer  Quellen,  auf  die  Kongrua  zu  verbessern,  zu  Haltung 
ausserordentlicher  Vikare  und  zu  nolhwendigen  Pensionirungen 
von  Pfarrern,  Beiträge  zu  geben;  auch,  wie  schon  erwähnt 
worden,  neu  zu  weihenden  Geistlichen  den  kanonischen  Tisch- 
titel  zu  gewähren.  Der  Abschluss  des  Interkalarfonds  war  flir 
das  Jahr  von  Georgi  1847/8  in  der  Einnahme  16445  f|..  Aus* 
gäbe  36361  fl.,  Vermögen  460308  fl. 

2)  Beiträge  an  Gememden  st»  den  Gehalten  ihrer  Foült- 
SchulsteUen,  31000  fl,  Ueber  die  Verbesserung  des  Einkorn- 
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mens  der  Volksschullehrer  haben,  namentlich  seit  Anfang 
1846,  vielfache  VerhandloDgen  Statt  gefnadeo.  Weseotltche 
Ergebnisse  sind  das  Gesetz  vom  14.  Aagmt  1949  und  die  vor- 
läufigen Bewiüigungen.   Sehr  interessanle  Einzelheiten  über 

die  finanzielle  Stellung  der  Lehrer  finden  sich  in  den  ständi- 
schen Aktenstücken  von  1S50,  Beil.  Bd.  l  S.  ISO  und  II. 
S.  139) 

3.  Beitrüge  an  Gemeinden  iu  Kirchen-,  Pfarv-  und  Schuld- 
Baushauien,  12000  fl.  Diese  Beiträge  werden  vom  Ministe* 
rium  als  Unterstützang  an  darum  nachsuchende  Gemeinden 
gewöhnlidi  im  Betrag  von  10  V«  des  Aufwandes  bewiy^t, 
wenn  die  Nothwendigkeit  und  Zweckmässigkeit  des  Baues 
nachgewiesen  worden,  niobt  ein  Dritter  zu  Ueberoahme  der 
Kosten  privatrechtlich  verpachtet  und  äi»  Gemeinde-  oder 
Stiftungskasse  die  Baukosten  sowenig  zu  bestreiten  im  Stande 
ist,  dass  zu  Anlehen  oder  UuJagen  auf  die  Gemeindeglieder 
geschritlea  werden  mnss,  — 

Liegen  dem  Staate  zu  dergleichen  Leistungen  rechtliche 
Verpflichtungen  ob,  so  werden  die  betreffenden  Summen  auf 
dem  Uochbauetat  des  Fioanzministeiiunis  verredmet 

4.  AufHMMnd  für  di»  iRrehm  tMefOfidSer«. 

a)  EowngeUMm'  Kanfeaum, 

aa)  Seroinarien  und  Landexamen  BfMOO  ü ,  wovon  fUr 
das  höhere  Seminar  in  Tübingen  mit  122  Zöglingen 
40635  fl ,  für  die  Vorbereitungs-Seminaren  zu  Blau- 
beuren, Maulbronn,  Schönthal  und  Urach,  mit  je 
30— 32  Zöglingen  12000— 12590  i1.  Im  Jahre  1849/50 
kommt  ein  Zögling  im  Durchschnitt  auf  363  fl. 

bb)  Für  kirobUche  Einrichtungen  (Synoden»  Yisitations- 
nnd  Dispntationskosten)  8785  fl. 

cc)  Für  gottesdienstUche  Zwecke  SlOO  fl. 

b)  KaihoHü^er  Emfesnou. 

aa)  Bisthum  und  Priester-Seminar  ^Bulle  Provida  solers- 
que.  Reg.  Bl.  von  1827  S.  45ü  und  Sliflungs-Urkundc 
vom  14.  May  1828;.  Die  Dotation  des  Bisthums  be- 
trägt jahrlich  50032  fl.  worunter  80&2  fl.  für  das 
Priester-Seminar  in  der  Art  begriffen  sind,  dass  der 
Mehrbedarf  für  diese  Anstalt,  soweit  derselbe  nicht 
durch  Ersparnisse  unter  andern  Rubriken  des  Bis- 
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ihums  gedeckt  wird,  durch  Zuschüsse  aus  der  Slaats- 
kasse  zu  bestreiten  ist.    Von  der  Dolaiions-Summc 
gehen  jedoch  im  Finanz -Etat  ab  —  der  Erlrag  der 
>   mit  dem  Bisthum  verbundenen  Lokal-Kirchenpfrün- 
den mit  2954  fl.  und  die  Zulage  für  die  vorerst 
niekl  besetzte  General- Vikars-Stelle  mit  1700  fl.  — 
4654  fl.,  worüber  verbleiben  45368  fl»  Der  Bedarf 
des  Priester -^Seminars  wird  berechnet  nach  Maass' 
gäbe  eines  Standes  von  50  Zöglingen  auf  12249  fl. 
gleich  der  Exigenz  für  1845/6.  —  In  Beziehung  auf 
die  Kostpreise  im  Priester -Seminar  ist  zu  bemerken, 
dass  nach  dem  Spezial-E(at,  die  trockene  Kost  da- 
selbst aut  aS'Vio  kr.  für  die  Pereon  berechnet  wird, 
wahrend  die  Zöglinge  eines  niederen  evangelischen  * 
Seminars  ihre  Kost  zu  20  kr. ,  des  höheren  evan- 
^ischen  tfaeoiog^schea  Seminars  ohne  Frühstück  zu 
19  kr.^  des  kathoKsdien  Wilhelmssttflszu  21  kr.  (sammt 
Frühstück)  erhalten, 
bb)  Für  das  Wittiehnsstia  (mit  191  Kon  Viktoren)  und  die 
niederen  Konvikte  zu  Kottweil  und  Ehingen  (mit  m 
80  Zöglingen  und  10  Stipendiaten)  83000  fl. 
cc)  Für  kirchliche  Einrichtungen  1484  fl. 
dd)  Für  gottesdienstliche  Zwecke  6884  fl. 
c)  Beitrag  ä«  den  Konten  der  israelitischen  Ober-Kirchen^ 
bekänU  6600  fl.  Die  öflfentUchen  Verhältnisse  der  israe- 
litischen Glaubensgenossen  änd  durch  Gesetz  vom  25. 
Apr9  1828  geordnet  (naicb  §.59  muss  jeder  selbststündige 
braeKt  6  fl.,  jede  Wittwe  8  fl.  jährlich  zur  Zento^kasse 
zahlen);  ihre  Gemeinde -Verhältnisse  durch  die  Verord- 
nungen vom  27.  Oktober  1831  und  31.  Januar  1834. 

Die  israelitische  Zentral-Kirchenkasse  hatte  nach  dem 
Abschlüsse  des  Jahrs  1847/8:  Einnahme  16109  fl.,  Aus- 
gabe 18034  fl.,  Vermögen  48938  fl, 
S.  Für  ünterridät-  und  ErnehungM^JnsiaHen, 
ft)  ünioerMifäi  fmingen  102120  fl.  (worüber  61500  fl.  ^ene 
Einnahmen  verausgabt  werden,  welche  in  der  Staats- 
rechnung nicht  vorkommen).  Von  den  134000  fl.  Ge- 
sammteinnahme  wird  fast  die  Hälfte  zur  Besoldung  der 
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in  den  sechs  Fakoltäten  (evieuigelisch-theologische,  katho- 
.  lisch-theologische,  juridische,  medizinische,  philosophische, 

staatswirthschaftliche)  angestellten  Professoren,  die  grössere 
Hälfte  aber  für  die  zahlreichen  besonderen  Anstalten  der 
Univei'silät  verwendet,  welche  neuester  Zeit  namentlich 
in  den  Fachern  der  Klinik,  Chemie  und  Botanik  bedeu- 
tend erweitert  worden  sind.  Die  Zahl  der  Studirenden 
schwankte  in  den  letzten  Jahren  zwischen  750  und  850. 
(Kliipfel  .  Geschichte  und  Besohreibiing  der  Universität  Tü- 
bingen 1849). 

b)  Unterstützung  zu  wissenschaftKchen  Reben  und  für  Stu- 
dirende  2bOO  fl. 

c)  Staats-Stipendien  5550  fl. 

d;  OelTentliche  Bibliothek,  Münz-,  Kunst-  und  Naturalien- 
Kabinet  und  zwar  Gehalte  7685  fl.,  fachliche  Ausgaben 
7445  fl.  (Für  den  Bücher ^ Ankauf  werden  nur  4585  fl. 
jährlich  verwendet;  eine  Summe,  welche  die  Universitäts- 
Bibliothek  kaum  vor  der  Gefahr  schützen  kann  in  man- 
chen Fächern  zu  veralten;  jedenfalls  aber  für  die  An- 
sprüche welche  man  jeisi  an  eine  solche  öffentliche  Bi- 
bliothek macht,  ungenügend  ist.  Leider  kann  bei  der 
Mehrahl  der  deutschen  Bibliotheken  dieselbe  Klage  wi- 
derholt werden.  Wird  man  nicht  endlich  auch  hinsicht- 
lich 4er  Staatsgelder  dahin  kommen  an  der  rechten  Stelle 
zu  sparen,  um  dadurch  im  Stande  zu  seyn  der  Wissen- 
schaft zu  gewähren  was  deren  rascher  Fortschritt  er- 
fordert I 

e)  Kunstschule,  Kunst-Sammlungen  und  Unterstützungen  zu 
Kunstreisen  13046  fl. 

f;  Katharinen-Stift,  2000  fl.  (und  Staatsgebäude  mit  Garten) 
eine  seit  1818  bestehende  Anstalt  für  die  Erziehun»  und  , 
den  Unterricht  der  weiblichen  Jugend  aus  den  gebilde- 
ten Stauden. 

g)  Gymnasien,  Lyceen  und  andere  lateinische  Lehranstalten 
zu  £hingen^  Ellwangen,  Heilbronn,  Kottweil,  Stuttgart, 
Oehringen,  Tübingen»  Algii'sbach,  Besigheim  und  Freuden- 
stadt,  Hall,  Mergentbeim. 
aa)  Besoldmigen  80941  iL 
bb)  Sonstig^  Aufwand  11754  fl. 
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b)  Polytecbnisohe  Schule  in  Stuttgart  und  Bauge^rks- 

•  Schule. 

aa)  Polylechnische  Schule  (als  Gewerbschulc  neu  einge- 
richtet und  erweitert  25.  Septbr.  1838,  zur  polyteoh-  . 
nischen  Schule  umgestaltet  9.  Januar  184a,  verbessert 

3.  März  1847)  23865  fl. 
bb)  Baugewerksschiile ,   1469  fl.  ei*sle  Anforderung  für 

eine  in  Stuttgart  neu  entstandene  Anstalt, 
i)  Für  das  Realschulwesen  34700  fl..  worunter  eine  Summe 

für  die  noch  an  23  Orten  einzurichtenden  Realschulen, 
k)  Land"  tmd  fmrüiokthithafikek»  Akademie  s«  Hokenkehn 
6390^  fl«,  in  dem  Pachtwerthe  der  zu  unentgeltlicher  Be- 
nutzung überlassenca  Staatsgrundstticke  und  Gebäude  be- 
stehend. Diese  im  Jahre  1818  (August  21)  errichtete 
und  seitdem  niehrlacli  erweiterte  und  verbesserte  Anstalt, 
hat  den  doppelten  Zweck  :  einestheils  sowohl  Inländern 
(welche  in  Bezahlung  der  Wohn  -  und  Unterrichtsgelder 
erleichtert  sind),  als  Nicht  -  Wurttembergern  Gelegenheit 
zu  geben ,  theoretisch  und  praktisch  in  der  Land-  und 
Forstwirthschaft  sich  auszubilden;  anderntheib  Ergebnisse 
wissenschaftlicher  Forschung  durch  Versuche  zu  prüfen, 
die  durch  Erfohrung  bestätigten  Fortschritte  zu  verbrei- 
ten  und  besonders  auf  Verbesserung  des  Landbaues  und 
der  Viehzucht  durch  Beispiel  einzuwirken.  In  forstlicher 
Beziehung  wird  die  Erreichung  des  Zwecks  durch  die 
Verwaltung  eines  ausgedehnten  Forslreviei-s  ermittelt, 
welches,  unbeschadet  der  forstamthchen  Leitung  und 
Aufsicht,  eineni  der  Forstlehrer  übertragen  ist«  (Aus- 
führliche Nachrichten  über  die  finanziellen  and  sonstigen 
Verhältnisse  der  Anstalt  finden  sich  in  den  Verhdl.  der 
Stde.  von  1850  BeiL  Bd.  n.  S.  135  und  148). 
1)  Thierarzney-Schule  5700  fl* 
m)  Elemeniar-Schultcesen^ 

aa)  Schullehrer -Seminare  in  Esslingen  (noil  ausserdem 

696  fl.  eigener  Einnahme)»  Nürtingen  und  Gmünd, 

33272  fl. 

bb)  Unterstützung    von  PrivalrSchullehrer-Bildungs-An- 
stalten  beider  Konfessionen  16640  fl.  (Jetzt  andi 
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eine  besondere  Bewilligung  von  470  fl.  für  Unter- 
richt im  Orgeispiel  und  der  Toosatzlebre). 

cc)  Aufwand  für  deutsche  Scliulen,  und  zwar  llir  evan* 
gelische  6000  fl.,  ftir  katholische  7816  fl. 
n)  EnieJnu^fMuser, 

aa)  Waisenhäuser  in  Stuttgart  (mit  aosserdem  19131  fl. 
eigener  Einnahme)  21073  fl.  und  Weingarten  (mit 
einer  Normalzahl  von  328  Kindern)  18314  fl.;  Rpt- 
lungsanstalt  daselbst  6680  fl.  Die  Anstalt  in  Stutt- 
gart hat  228  Zöglinge  (wovon  153  in  Landkost);  die 
in  der  Anstalt  selbst  belindlichen  Kinder  kosten 
durchschnittlich  je  180  il;  ohne  die  Zinsen  ond  Koston 
von  Gebäuden  und  Inventarium.  Verwaltung^-  und 
Bedienungskosten  sind  gross,  der  Erlös  aus  bidustrie- 
Brzeugnissen  aufiallend  gering  (46  fl.). 

bb)  Schullehrer-Bildungs-Anstalten  zu  Stuttgart  und  Wein- 
garten 6753  fl. 

cc)  Taubstummen-  und  Blinden -Anstalten,  9817  fl.  In 
der  Anstalt  zu  Gmünd  berechnen  sich  die  Kosten 
eines  Kindes  (43  Zöglinge)  auf  ungefähr  190  fl. ,  in 
Esslingen  und  Nürtingen  (6  und  10  Zöglinge)  auf 
ungefäir  160  fl.  Diess  und  der  Hinbliek  auf  den 
Umstand,  dass  fixr  weit  Uber  die  Ifölfte  bildungsfä- 
higer Taubstummen  im  Lande  noch  keine  öffentliche 
Fürsorge  eintritt,  haben  die  Finanz-Kommission  ver- 
anlasst den  Antrag  zu  stellen,  die  Regierung  aufzu- 
fordern, sie  möchte  in  reifliche  Erwägung  ziehen,  ob 
nicht  die  vorhandenen  Taubstummen- Jfi:f/a//eii  im 
Interesse  der  Kosten-Ersparniss,  der  Ausdehnung  der 
Taubstummen  -  Bildung  tind  sogar  zu  Gunsten  der 
Taubstummen-Biidung;  in  Taobslummen-SoMsfi  ver- 
wandelt werden  können. 

6.  JHiponiiaM'FMdß,  1500  fl. 

ee)  D^MTimeat  der  Fkuuutm* 

Aus  den  Minist.  Vorlagen  und  den  Berichten  der  Finanz- 
Kommissionea  für  die  Jahre  1848/9  und  i8A9/ö^  ergiebt  sich 
Folgendes: 
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1.  Beioldungen  1848/9  für  252  Personen  normalmässig 
245869  fl.  uDd  voräbergehend  1448  fl.  Die  Finanzkommissioii 
von  1848/9  spricht  dabei  „die  zuversichtliche  Hoffiiung  aus»  ' 
„dass  in  möglichster  Bälde  auch  in  diesem  Departement 

„eine  erhebliche  Geschäftsvereinfachung,  insbesondere  die 
^Aufhebung  der  Kreis- Finanzkammern,  und  hiedurcli  eine 
„namhafte  Kostenersparung  herbeigclührt  wird."  —  Die  Re- 
formen sind  erfolgt  und  nunmehr  werden  fiir  1849/50  (252 
Personen)  an  normalmässigen  Gehahen  243789  fl.  und  vor- 
übergehend 800  II.  verlangt;  für  1850/1  aber  (186  Pei^onen) 
nur  normalmässig  189009  fl. 

Unter  diesem  Ministerium  stehen:  die  Ober-Rechnung9- 
kammer;  die  Staats-Hauptkassen-Verwaltung ;  das  Steuer-Kol- 
legium (§.  117  der  Verf.  ürk);  die  Zoll-Direktion;  der  Berg- 
rath; die  vi(?r  Kreis-Finanzkammern  zu  Ludwig$burg,  Reuthn- 
gen,  Eilwangen  und  Ulm. 

2.  Kanzleikosten  1848/9   wirkliche  Ausgabe  27132-  üy 
Anschlag  für  1849/50:  27851  fl. 

3.  Zugetheilie  Dimer  4600  fl. 

4.  AbWsungahasse  und  deren  Aufeiohts-Behörde ,  zum  er- 
stenmal im  Etat  erscheinend«  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
14.  April  1848  (Vollzugs-Verordnung  vom  25.  May  und  In- 
struktion vom  23.  Oktober)  und  der  Verwaltungs-Instruktion 
vom  1.  September  1848;  mit  5000  fl.  Wirkliche  Verwendung 
1848/9:  9784  fl.;  Anschlag  für  1849/50  Gefällablosungskasse 
19733  fl.,  Zehntablösungskasse  5483  fl.,  Staats-Ablösuogs-Voll- 
zog^-Kommission  1850/1:  15100  fl. 

5.  Reise-  wd  ümugs^Koifenf  ausgegeben  1848/9  :  3840  fl«, 

veranschlagt  für  1849/50:  4500  fl. 

6.  Gebäude-Kosten  und  zwar  wirkliche  Ausgabe  1848/9: 

a)  für  gewöhnliche  Gebäude-Ausbesserungen  .   .   231376  fl, 

b)  für  Neubauten  und  Haupt-Ausbesserungen  .   .   179493  „ 

c)  für  Reisekosten  und  Besoldungen  in  Bausachen    22633  „ 

Zusammen  433502  fl. 

Gefordert  für  1849/50    332253  „ 

Die  Gebäudekosten  sind  in  den  letzten  Jahren  fortwäh- 
rend gewachsen,  ungeaditet  die  Zahl  der  zu  erhaltenden  Ge- 
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bäude  seit  dem  Jahre  1835/45 ,  (meistens  durch  don  Verkauf 
der  bei  den  mehrjiihrigen  Zehntverpacbtüngeii  cnlbchrlichen 
Scheuern)  von  5969  auf  5493  sich  vermioderte;  während  al- 
lerdings in  diesei'  Zeit  viele  Oberamtsgerichtsgebäude  nea 
angeschafft  wurden.  Uebrigens  werden  die  Gebäude  der  Ge- 
werbsinstilate,  vne Hüttenwerke  und  Salinen,  jene  der  höhe* 
ren  Strafanstalten,  einiger  Inslitute  im  Departement  des  In- 
nern, wie  der  Akademie  in  Hohenheim,  der  Waisenhäuser,  der 
Gesliiianslahen,  und  diejenii^en  der  Militärverwaltung,  nicht 
auf  Kosten  des  aligemeinen  liauetals  unterhalten,  sondern  de- 
ren UnterhaJtskosten  aus  den  eigenen  Fonds,  oder  unter  dem 
Elementaraufwand  der  bezeichneten  Verwaltungen  bestritten. 

7.  Für  da$  Sieuerkatasier  md  die  Mersteihmg  der  Landein 
SiaHiUk 

a)  För  Herstellung  des  Katasters  wird  der  gewöhnliche 
Ansatz  von  90000  fl.  an  diesem  Orte  gemacht.  Derselbe 

stützt  sich  auf  das  Gesetz  vom  4.  April  1828,  wonach 
der  laufende  Dienst  alle  Jahre  diese  Summe  zu  den  Ka- 
taster-Kosten bis  zu  dessen  Vollendung  beizutragen  hat. 
Vorliegenden  Notizen  zu  Folge  bestehen,  —  nachdem 
mit  dem  Jahre  1840  die  Einzel  -  Vermessung  geschlossen» 
mit  Ende  des  Btats-Jahres  1847  die  eigentlichen  Kataster- 
arbeiten, die  Anlegung  und  Publikation  der  Primär-Ka- 
taster  und  die  Ausfolge  von  Duplikaten  derselben  an  die 
Gemeinden  vollendet  worden  waren ;  —  die  ftlr  die  nächsten 
Etats-Jahre  in  Berechnung  genommenen  Kataster-Arbeiten 
in  der  Ergänzung  der  Primär- Kataster  und  Flurkarten 
wegen  der  seit  dem  Beginne  der  Landes- Vermessung 
vorgekommenen  Veränderungen»  Es  soll  die  Beendigung 
dieser  Arbeiten,  welche  sich  im  Ganzen  auf  53  Ober- 
ämter erstrecken,  wovon  33  Bezirke  am  1.  July  1848 
ganz  bereinigt,  16  in  der  Arbeit  begriffisD,  14  Bezirke 
aber  noch  nicht  in  Angriff  genommen  waren,  bis  zum 
Schlüsse  des  Jahres  1851  in  Aussicht  stehen.  — 

Der  bisherige  Gesammlaufwand  auf  das  Kataster 
(seit  dem  27.  August  1818)  und  statistisch -topografische 
Arbeiten,  ist  zu  etwa  3%  MiU.  fl.  zu  berechnen;  allein 
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min  mnsB  dennoch  zugestehen,  dass,  selbst  nach  Vollen- 
dung der  jelagen  Arbeiten»  erst  ein  Thal  des  künftigen 
Grundsteuer- Katasters  zu  Stande  gebracht  ist»  weil  der 

zweite  sogar  an  sich  schwierigere  Theil,  die  Emschätzung 
der  Grundstücke  zur  Steuer  (Bonitining),  noch  übrig  bleibt. 
Aus  den  Vei  mcssungsarbeilen  ist  die  werthvolle  topogra- 
fische  Karte  des  Königreichs  hervorgegangen  (50  Blät- 
ter im  V50000  der  wirklichen  Grösse)  deren  Vollendung 
nahe  bevorsteht,  da  bereits  42  Blätter  erschienen  sind. 

Um  übrigens  die  Ausgaberubrik  „für  Herstellung  des 
Katasters"  nach  Erfüllung  ihres  Zwecks  von  dem  Staats- 
budget verschwinden  zu  lassen,  ist  von  der  Gesetzgebung 
Sfiäter  auch  wegen  derjenigen  Kosten,  welche  nach  der 
schon  erwähnten  Ministeriaiverfügung  vom  12.  Novbr.  1840 
für  EithaUimg  vndErgämtmg  der  Fhtrkarkn  und  PHimifr- 
katatier  wrworgluh  auf  Siaaiikam  übernommen  smd, 
inGemässheit  des  §.115  derVerfassungsurkunde»  (welche 
den  Amtskörperschaften  das  Geschäft  der  Steuerausthei- 
lung  vorbehält)  und  mit  Rücksicht  darauf  Fürsorge  zu  tref- 
fen,—  dass  die  fraglichen  Urkunden  ilic  Grundlage  der  Gä- 
terbücher  und  diese  die  Stüiiie  des  Bypothekenioesens  bilden. 

b)  Für  periodische  Kataster-Revision  700  fl. 

c)  Für  statistisch -topografische  Arbeiten  6362  fl.  Das  im 
jähr  1B20  errichtete  statistisch  ~  topografische  Bureau  in 
Verbindung  mit  dem  im  Jahre  1822  gestifteten  Verein 
für  Vaterkmdskimde  ist  unter  die  unmittelbare  Leitung 
des  Finanzmtnisters  gestellt  und  hat  die  doppelte  Be- 
stimmung: einmal  diejenigen  Gegenstände,  welche  zur 
Kenntniss  des  Landes  und  der  innern  Staatsverhältnisse 
dienen,  namentlich  die  Bevölkerungslisten  und  das  Staats- 
handbuch zu  bearbeiten ;  sodann  für  die  Verbreitung 
dieser  Kenntniss  durch  Schriften  zu  sorgen,  in  welcher 
Beziehung  ihm  insbesondere  eine  nach  Oberämtem  ab- 
getheiite  vollständige  Beschreibung  des  Königreicks,  die 
Herausgabe  der  sdion  erVrähnten  topografischen  Karte 
und  die  Sammlung  geschichtlicher  Ereignisse  in  der  Re<- 
daktion  der  „V^Türttembergischen  Jahrbücher^  aufgetragen 

17« 
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ist  —  Das  statistisch -topografische  Bureau  sowohl  als 
die  KatasCeir- Kommission  haben  dgenthömliche,  in  der 
Staatsrechnnng  nicht  vorkommende  Einnahmen. 

8.  Stevernachlässe,  1848/9:  15000  fl.,  1849/50:  9000  fl. 

9.  Bergbau,  1848/9:  210011  für  allgemeine  Verwaltungs- 
kosten,  Versuchsbau,  Bohrversuche  n.  s.  w*;  für  1849/50 
nur  1940  fl. 

10.  Für  die  MUmse,  1848/9  :  7300  fl.,  1849/50:  6812  fl. 

Nach  den  Specialolats  wird  für  1848  bis  51  in  goldenen  und  siK 
bcrnen  Medaillen  fiir  wissenschaftliche  und  Kunstwerke,  ftir 
die  Universität  Tübingen,  für  die  Gymnasien,  das  landwirth- 
schaftliche  Fest  in  Kannstadt  etc.,  an  silbernen  Münzen,  letz- 
tere zu  1^,556000  fl.,  eine  Ausmünzung  stattfinden,  welche 
unter  Einrechnung  von  Nebenbezögen  der  Münze  zusammen 
eine  Einnahme  von  d,l^64132  fl.  bildet»  die  in  der  Haoptstaats- 
rechnung  nicht  vorkommt.  Die  Summe  der  Ausgaben  beträgt 
aber  nach  den  Aufführungen  im  Special- Etate  2,586297  fl., 
mithin  ergiebt  sich  ein  Ausfall  auf  Ein  Jahr  mit  7388  II.,  wel- 
che verlangt  werden.  — 

Zu  diesem  Zuschüsse  wirkt  namentlich  auch  der  Umstand 
mit,  dass  sich  der  Verlust  bei  den  einzuziehenden  Kronen- 
thalem  nach  neuerer  Berechnung  statt  auf  7  kr.,  auf  7V4  kr. 
pr.  feine  Mark  erhöht,  und  dass  die  Münze  in  München  statt  ' 
früherer  8  kr.  nur  noch  7  kr.  auf  die  feine  Mark  für  das 
aus  den  Kronenthalern  ausgeschiedene  Gold  vergütet,  was 
zusammen  8V4  kr.,  und  für  die  pr.  1848/51  einzuziehenden 
Kronenthaler  2006  fl.  20  kr.  beträgt.  — 

11.  DupoiiHotufondt,  1848/9:  265011,  1840/50:  2750  fl. 

12.  AuiserardmiUeker  Dispositionsfond ,  6000  fl.,  im  Etat 

für  1848/9  zum  erstenmal  erscheinend,  als  an  die  Stelle  des 
frühem  Fonds  |,für  geheime  Staatsausgaben"  getreten. 

ff)  Der  Bedarf  der  Landständischen  Susteniatians-Kasse 
ist  wesentlich  bedingt  durch  die  Höhe  der  Landtagskosten, 
also  durch  die  Daner  der  Versammlungen  der  Laodstände. 
Er  hat  deshalb  sehr  gewechselt.  Der  Betrag  der  Taggelder 
der  Abgeordneten  ist  5  fl*  80  kr.;  Anträgen  auf  Herabsetzung 
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ist  im  Interesse  der  freien  Wahl  und  der  äussern  Unabhän- 
gigkeit der  Volksvertreter,  keine  Folge  gegeben  (neuster  Korn- 
missioos- Beriebt  darüber  1850  Beil.  Bd.  I.  S,  150). 

gg)  DepartemeiU  des  JüiegMwesens, 

Die  in  den  Etats  für  1830/3,  1839/42,  1848/9  und 
1849/50  dem  Departement  des  Kriegswesens  ausgeworfenea 
Sammen  vertheilen  sich  auf  die  einzelnen  Zweige  des  Dien- 
stes wie  folgt: 
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Eine  unter  dem  ordentlichen  Aufwand  dieses  De- 
partements von  1850/51  erstmals  vorkommende  Er- 
hebung von  60000  fl.  fQr  das  aktive  Mflitir  hat  ibr«n 
Grund  haupfsäcliiich  in  der  Verwirklichung  einer 
LöhnungszulagS  von  täg^lich  einem  Kreuzer,  welche 
den  Soldaten  schon  im  Jabre  1848  in  Aussicht  ge- 
stellt warde,  wie  denn  ihre  Zogestehong  am  so  bil- 
liger erscheint,  als  der  Militärdienst  unter  den  Öffent- 
lichen Diensten  derjenige  ist,  dessen  Leistung  seiner 
Natur  nach  unter  den  Pflichtigen  am  wenigsten  gleich 
vertheilt  Werden  kano,  daher  die  EinzelBen,  welche 
durch  das  Loos  zur  Dienstleistung  für  sich  und  An- 
dere niisg:ehoben  werden,  von  den  Letzteren  eine  Aus- 
gleichung für  die  über  die  eigene  Schuldigkeit  gehen- 
den Dienste,  so  weit  thanlfeih»  in  erwarten  berechtigt 
sind.    Auch  ist  ein  neuer  Bedarf  sti  Bewilligung  von 
Handgeldern  und  Solderhohungen,  als  Ersatz  t^x  die 
im  ßesetzeswege  beseitigten  Einstandsgelder  aufge- 
nommen^  welker  dazu  dienen  sol1>  Unteroffiziere  nach 
Ablauf  Ihrer  ersten  Kapilniatioii  sor  Uebemahme  eloer 
-weiteren  Dienstzeit  zu  gewinnen  und  dadurch  die  so 
nothwendige  Erhal  tung  eines  guten  Unterofßzierkorps  zu 
sichern  (z.  v.  den  am  26.  Marz  1850  vorgelegten  Gesetz- 
entwnrO.    Im  Uehrigen  entsprieht  der  lletrag  mit 
wenigen  Abweichungen  dem  letztmals  verabschiedeten 
ordentUchenyiW'üiiveidii,  vorbehältllch  eines  besonderen 
Erforderuisties  das  unter  dem  Bedarf  des  ausseror- 
dentliehen  Dienstes  seine  Stelle  findet.  Dieses  aosser- 
ordentlicheErfordernlss  für  den  Über  den  ordentlichen 
Etat  noch  erhöhten  Präsenzstand  an  Mannschaft  und 
Pferden,  Cnach  Abzug  vou  Erlösen  aus  wiederverkauf- 
ten Pferden  imd  der  Wenlgeraosgabe  fOrRemontining) 
ist  auf  439696  fl.  berechne!.    Die  Zahlen  für  1848/9 
sind  dem  Hechenschafts-Berichte  des  ständigen  Aus- 
schusses der  Landes  Versammlung  vom  14.  März  1860 
entnommen  (Beil.  Bd.  I.  S.  50  ff),  worin  leider  die 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Ausgaben  nicht 
überall  gehörig  getrennt  vor  Augen  gebracht  sind. 

Aus  der  oben  Seite  220  mitgetheilteu  vergleichen- 
den Zusammenstellung  ergab  sieh  dass  der  Aufwand 
für  die  Streitmacht  ijimt  Mnschluss  der  auf  andern 
Etats  befindlichen  Posten  $  jedoch  ohne  die  etwa 
26000  fl.  betragenden  eigenen  Einnahmen  der  Kriegs- 
verwaltung, ferner  ohne  die  Ausgaben  für  die  Streit- 
macht des  deolsehen  Bundes,  aneh  ohne  die  Kosten 
der  Landjäger,  welche  mit  173000  fl.  und  der  obern 
Leitung  der  Bürgerwehr,  die  mit  2000  fl,  auf  dem 
Etat  des  Innern  sich  befinden),  —  etwas  über  16% 
aller  Ausgaben  mit  EbuMum  dar  Elementarkooten; 
ohne  diese  «her  SO'/i  ^/s  ^inuntlieher  AaMgOmt  be- 
tragen. 
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Württemberg  stellt  nach  der  Bundeskriegs -Verfassung 
zum  S.  Armeekorps  nach  Verhältniss  seiner  Matrikularbevö^- 
keruDg  von  1,395462  Köpfen  (in  Wirklichkeit  hat  es  jetat 
etwa  1^750000  Bewohner)  die  erste  139&5  Mann  starke  Divi" 
sion  (früher  als  Mitglied  des  Rheinbundes  12000  Mann).  Eine 
ausfuhrliche  nnd  griindliche  Darstellung  ist  das:  Handbuch 
fiir  Offiziere  des  Generalslabs  mit  besonderer  Rücksicht  auf 
die  Organisation  des  K.  Würltembe^-gischon  und  des  8.  deut- 
schen Armee-Korps,  von  F.  vm  Baur,  Stuttgart  1840. 

Die  Bestimmungen  über  die  Verji^himg  mm  MiUtär' 
Dietui  haben  sehr  häufige  Aenderangen  erfahren;  in  den 
Jahren  1809,  1815,  1818,  1819  und  1898  (Februar  10).  Durch 
das  neuste  am  99.  May  1843  erlassene  Gesetz  (VoUzngs-In- 
stmktion  vom  30.  Dezember)  über  die  Verpflichtung  zum 
Kriegsdienste,  ist  diese  Pflicht  theils  im  stehenden  Heere 
durch  regelmässig  6jährige  Dienstzeit,  theils  in  der  Landwehr 
zu  erfüllen.  Die  noch  bestandenen  Befreiungen  und  die  Be- 
fugniss  der  Stellvertretung  sind,  als  Folge  der  Grundrechte 
des  deutschen  Volks,  durch  Gesetz  vom  30.  März  1849  auf« 
gehoben;  1850  durch  die  Regierung  etnMtf^  wider  hei^estellt 

Der  Landwehr,  obgleich  sie  neben  den  von  der  jährlichen 
Aushebung  frei  gebliebenen  auch  die  aus  dem  stehenden 
Heere  ausgeschiedenen  Militärpflichtigen  begreift,  fehlten  bis- 
her die  Einrichtungen,  wodurch  sie  nach  Maassgabe  des  Bun- 
desbeschlusses von  1841  befähigt  wurde,  mit  Ersparung  nicht 
unbedeutender  Kosten  auch  in  Friedenszeiten  die  Stelle  des 
Reservekontingents  zu  vertreten. 

Ob  durch  das  Gesetz  vom  30.  März  1849,  die  Erhöhung 
der  Streitmacht  auf  9  Vo  der  wirklichen  Bevölkerung  und  die 
■  Rekrutenaushebung  fdr  1849  und  1850  betreffend,  jener  Man- 
gel beseitigt  und  dem  Beschlösse  der  deutschen  Reichsver 
Sammlung  vom  15.  July  1848  genügt  ist,  wird  die  Folgezeit 
lehren.  Durch  Gesetz  vom  22.  Januar  1849  wurde  beim  Mi- 
litär die  körperliche  Züchtigung  abgeschafft  und  ein  Gesetz 
vom  28.  August  1849  regell  das  .Verfahren  der  bewaffneten 
Macht  gegen  Aufruhr,  lieber  die  QuarUmverpßeffung  und  das 
^Militär- Vorspannwesen  sind  unter  dem  30.  July  1849  Bestim- 
mungen ergangen  (z.  v.  Slde.-VerhdL  1850  Beil«  Bd.  I,  S.  177). 
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Die  neuste  Verfugang  des  K.  IL  über  die  Organisation  der 
Ofltster^BUdungsanHiüi  ist  vom  8.  August  1845 ;  sie  bat  a^ber 
mit  dem  1.  Oktober  1850  aufgehört.    Zur  Kenntniss  der 

Militär -Gerichts-  Verfassung  kann  die  Schrift  von  Lebret  (SLnttg. 
1848)  benutzt  werden.  Zu  erwähnen  sind  noch  das  Gesetz 
über  die  Volksbewaffnung  vorn  1.  April  1848  und  die  Vcrfti- 
gung  wegeo  Bildung  der  Bürgerwehr  vom  10.  April  1848, 
welcber  in  demselben  Jahre  eine  grosse  Zahl  von  Erlassen 
über  denselben  Gegenstand  folgte.  Die  jetzigen  Verhaltnisse 
der  Bürgerwebr  leiten  sich  aus  dem  Gesetze  vom  3.  Oktober 
1849  ab,  und  darauf  bezügliche  Bestimmungen  enthalten  for- 
ner die  Verordg:  vom  2.  März  1850  (wodurch  diejenigen  öf- 
fentlichen Beamte  und  Diener  deren  amtliche  Wirksamkeit 
mit  dem  Dienste  in  der  Bürgerwehr  unvereinbar  ist,  bezeich- 
net werden);  die  Instruktion  für  den  Landesobersten  der 
Bürgerwehr  vom  15.  März  1850;  die  Instruktion  zur  Einfuh- 
mng  der  Bestimmungen  des  revidirlen  Bürgerwehrgesetzes 
vom  5«  May  1850;  die  Verliigung  wegen  Bestrafung  der 
Bienstvergeben  bei  der  Bürgerwehr  vom  5.  May  1850.  — 
Ob  in  der  Württembergischen,  wie  überhaupt  in  den  deut- 
schen Bürgerwehren ,  derjenige  Geist  sich  entwickeln  werde, 
welcher  vorhanden  seyn  muss  wenn  die  Anstalt  Nutzen  schaf- 
fen soll;  ist  sehr  zweifelhaft.  Die  bisherigen  Erfahrungen 
geben  dafür  wenig  Hoffnung. 

Auch  das  Krtegtmmilerwiin  hat  eine  Reihe  von  Umbildun- 
gen erfahren.  Neu  organisirt  durch  Verordnung  vom  29.July 
1811,  empfing  es  eine  andere  Gestaltung  durch  Verordnung 
vom  11*  Juny  1817,  ferner  wesentliche  Aenderungen  im  Jabre 
1829  (August  25)-  seine  jetzige  Organisation  aber  im  Septem- 
ber 1848. 

Der  Etat  des  KriegminUtp'iunis  (ohne  die  Mililärpen- 
sioneo)  war  im  Jahre: 

1826/7  1,688000  fl.  also  Zunahme  in  % 

1830/33  1,751000  „  3,73 

1833/36  1,829000  „  $.35 

1836/39  1,903000  „  12,74 

1839/42  1,992000  „  18,01 
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1842/5  2,30ft000  fl» 

1845/8  2,300000  „ 


Zanahme  in  Vo 
86,87 

36,25 


1848/9  2,766000  63,09  j  ohne  di{3  ausserordentlichen 

1849/50  2,268000  „         34,36  I  Anfurdcrungen. 

Der  Kriegsminister  hat  in  der  Budgetverhandiuog  am 
4.  Januar  1849  diese  Erhöhung  dadurch  erläutert,  dass  m  den 
neuem  Summen  bedeutende  Beträge  für  ausserordentliche  und 
vorübergehende  Ausgaben  sich  befönden,  dasa  in  neuerer  Zeit 
die  Naturalien  zu  höherm  Preise  in  Rechnung  gebracht  seyen; 
dass  frühere  Leistungen  der  Gemeinden  auf  die  Kriegskassc 
übernommen  und  frühere  unmittelbare  Einnahmen  der  Kriegs- 
kasse weggefallen  wären.  Die  wirkliche  Erhöhung  der  Mili- 
täretatsumme seit  1830  betrage  nur  337000  fl.  und  hierin 
sey  der  Aufwand  begriffen  welchen  das  Kriegsdepartement 
in  Folge  der  Vorschriften  der  Bundesversammlung,  wegen  stren« 
gerer  Einhältung  der  Bestimmungen  der  Kriegsverfassung  des 
deutsdien  Bundes,  habe  madien  müssen.  Geht  man  von  dem 
Regiernngs -Entwurf  des  Etats  für  1848/9  einzelne  Posten 
durch,  so  finden  sich  beispielsweise  für  das  aktive  Militär 
jährlich  2,040808  fl.  ausgesetzt.  (Die  eingeklammerten  Zahlen 
bezeichnen  die  wirhHchen  Ausgaben,  nach  dem  Rechenschafts- 
bericht des  ständigen  Ausschusses  vom  14.  Mäi^  1850  und 
zwar  die  erste  Zahl  für  das  Jahr  1847/8,  die  zweite  für  1848/9). 

Davon  kommen  auf  die 
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1.  Leibgarde  zu  Pferde  .  .  .  . 
(deren  Aufhebung  von  den  Stän- 
den beantraj^t  ist) 

2.  Reilerei,  4  Regimenter,  wovon 

1  zur  Reserve  

(und  1460  Pferde  für  den  s.  ^. 
'präsenten  Friedenstnnd;  der  ei- 

gentKche  FriedenslbsszflbK  1660 
Manna.  1464Pferde;  der  Kriegs- 
foss 2657  Mann  und  2572  Pferde 
darunter  85  Offiziere  und  339 
Unteroffiziere  nnd  Spielleute*  Die 
Veijyßegvng  eines  Reiters  nebst 
Pferd  kostet  im  jälirl.  Durch- 
schnitt 240  fl.,  davon  die  Ration 
103  fl.  31  kr.  Die  Löhnung  des 
Reiters  beträgt  täglich  6  kr.,  das 
Kleinmontirungsgeld  2'A  kr.,  das 
Menagegeld  2  kr.,  für  Brod  5  kr., 
liirHolzXichl^ettstroh,  Wäscher- 
lohn  II.  s.w.  5  kr.,  zusammen  tägl. 
20%  kr.  oder  jährlich  124  fl.  7  kr. 
der  Aafinrand  für  1  Mann  der  prä- 
senten Friedensstärke  aber  be- 
trägt nar  »7  fl.  20  kr.  jährlich. 
Die  entsprechenden  Kosten  eines 
Obermanns  der  Reiterei  nach 
dem  Kriegsetat,  sind  täglich  30 '/j 
kr.,  wovon  für  Löhnung  16  kr. 
Für  die  Zukunft  tritt  eine  Sold- 
erhöhung von  1  kr.  täglich  für 
den  Soldaten  ein,  wodurch  obige 
124  fl.  7  kr.  auf  130  fl:  12  kr. 
sich  erhöhen). 
.3.  Die  (unter  der  Gesammlsnmme 
von  Nr.  2  begrifiene)  Feldjäger- 

*  Schwadron    .  '.  

aufgelösst  laut  Bekanntmachung 
des  K.  M.  vom  28.  August  1849. 

4.  Artillerie  in  7  Batterien,  wovon 

3  reitende  

(davon  42  Offiziere,  235  Unter- 
offiziere und  Spielleute  nebst  226 


157 


1612 


(45: 


959 


Geldbe- 
trog* 


20902 

(21820) 

(22360) 

221027 

245741) 

^20378e; 


136739 
(147730) 
(143533) 


Auf 
den 
Kopf. 


133,13 


137,11 


142.58 


theil. 


1,02 


10,83 


6,70 
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Reit-u.  184  Zugpferden-  1  Ober- 
mann täglich  34 Va  kr..  1  Train- 
soldat a3>/,kr.,  1  Kanonir  21 V« 
kr.,  1  Dienstreitpferd  jährlieh 
103  fl.  33  kr.,  1  Dienstzugpferd 
150  fl,  36  kr.) 

^  5.  Fussvolk,  j8  Regimenter,  wovon 
8  zur  Reserve.  Auf  dem  Kriegs- 
fnsse  zählt  ein  Regiment  1757 
Mann ,  in  2  Bataillonen  von  jo 
877  Mann  und  8  Kompagnien  von 

je  218  Mann  

(worunter  260  Offiziere  und  1092 
ünteroflfiziere  und  Spielleute.  1 
Obermann  täglich  30  kr.,  1  Rot- 
tenmeister 26  kr.,  wovon  12  Löh- 
nung, 1  Schütz  ftO  kr.,  wovon 
6  Löhnung,  1  Soldat  19  Vi  kr., 
oder  iährlich  llSfl.  37  kr.  nnd 
zwar  Löhnung  5  kr.,  Kleinmon- 
tirangsgeld  2%,  Menagegeld  2, 
furBrod  5,  für  Holz  u.  s.  w.  wie 
oben  5  kr.  Die  Löhnung  wird 
künftig  um  1  kr.  höher  seyn, 
wodurch  die  Jahresausgabe  für 
Löhnung  und  Verpflegung  auf 
124  fl.  42  kr.  steigt,  ohne  Be- 
kleidung, Waffen  und  allgemeine 
Ausgaben. 

6.  Pbnire  

(wovon  4  Offiziere  und  25  Unter- 
offiziere; 1  Mann  täglich  21  kr. 
wie  die  Kanoniere). 

7*  Kasemirung  


8.  Krankenpflege  

(wovon  etwa  9000  fl.  abgehen, 
als  Ertrag  der  2  Vo,  welche  den 
Unteroflizieren  und  Soldaten  an 
ihrer  Löhnung  für  Spitalkosten 
abgezogen  werden.   Die  Zahl 


5039 


102 


576647 
(689331) 
(598100 


114,44  28,25 


13100 

(14563) 
(13408 

88736 

(120207' 
(114758) 
38000 
(38141 
(51647) 


128,43  0,64 


■  t  ♦ 


4,35 


1,86 
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der  (las  Jahr  hindurch  in  das 
Spilal  kommenden  Kranken  ist 
zu  56421  Tagesportionen,  oder 
einem  taglichen  Krankensland 
von  durcnschnittlich  154  Mann 
=  2,07  %  des  präsenten  Frie- 
densstandes 7437  Mann  ohne 
403  Offiziere  berechnet;  wonach 
der  Aufwand  für  einen  Ki  anken 
täglich  41  kr.  und,  nach  Abzug 
von  9  kr-  Löhnungs-  und  Ver- 
pflegungsgeid,  welche  der  Mann 
selbst  beiträgt,  32  kr.  ist. 
9.  Arsenal,  Waffen,  Munition  .  . 
(Die  1. technische  Abtheilg.  desAr- 
senals begreift  Geschütze,  Wa- 
genwerk, Schiffbrücken,  Schanz- 
zeug, Handwerkszeug,  Kochge- 
schirr u.  s.  w\ ;  die  2.  technische 
Abtheilung  liefert  die  übrige  Man- 
nes- und  Pferderüstuns.  Für 
Munition  sind  26300  ff.  unter 
obiger  Summe;  davon  kostet 
1  scharfe  Kanonenkugel  ladung 
durchschnittl.  1.41  fl.  1  Granat- 
Kartätschenladung  3  fl.,  eine 
scharfe  Kleingewehrpatrone 
kr.  u.  s.  w.) 
10.  Grosse  Montirung  


U.Remonte  ........ 

(Auf  einen  Pferdestand  von  2040 
wird  jährlich  Vio  als  Ergänzungs- 
bedarf angenommen,  zu  190  fl. 
das  Stück;  der  Krankenstand 
der  Dienstpferde  war  im  Jahre 
1845/46:  1  von  4,8). 

12.  Brod  und  Mehl  

(2,769944  Brodporlionen  zu  4  kr., 
welche  aber  später  auf  6  kr.  2  Pf. 
erhöh  t  werden  mussten,  2,7  387  62 
Mehlportionen  zu  1  kr.) 


Geldbe- 
trag. 


125423 
146976 
(106160^ 


99100 
■210318 
(289866) 

32264 
(162549) 
(66062 


230311 
f378784) 
(261193) 


J^o- 
zent- 
An- 
theil. 


6,14 


4,85 


1,58 


11,28 
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13.  Hafer,  Heu.  Stroh  

(Mebrausffabe  als  Folge  der  er- 
höhten Pferdezahl  und  iheurer 
Heu-  und  Strohpreise), 

Für  1849  -50  ist  die  Ration 

eines  Ofßzierpferdes  zu  131  fl. 
5  kr  ,  eines  Dienstpferdes  zu 
119  fl.  24  kr.,  eines  Zugpferdes 
zu  177  fl.  45  kr.  jährlich  be- 
rechnet. 

14.  Brennholz  

(1  Klafter  tannenes  Brennholz 
kostet  12,  buchenes  16  fl.  im 
HolzeJ. 


Stär- 
ke, 

Geldbe- 
trag, 

den 

/Vo- 
zeni- 
Anr' 
1MU 

293705 
(388122) 
(276924) 

14,39 

61089 
!57581} 
(5790ÖJ 

2,99 

Der  für  1848/9  veranschlagte  Bedarf  an  Militärpensionen, 
Militar-Ordenspensionen,  fiir  Landinvaliden,  Medaillen-Benefiz- 
gehalle  und  Gralialien  ist  295584  fl.  oder  fast  12%  der  ge- 
sammten  Elatsumme  für  das  Militär ;  eine  auifallend  hohe  Yer- 
häitoisszahl.  — 

Auch  ist  über  die  Penriomrmgt-^hmdiäiMe  (MilHSr-Pen- 
sions-Gesetz  vom  13.  September  1819,  abgeändert  und  ergänzt 
durch  Gesetz  vom  7.  September  1849)  in  and  ausserhalb  der 
Ständevei-sammlung  mehrfach  Klage  erhoben,  wozu  die  rasche 
Zunahme  der  Verwendungssumme  für  Militärpensionen  zunächst 
Veranlassung  gegeben  haben  mag.  Diese  betrug  im  Jahre 
1818/9  nur  89366  fl,  im  Jahre  1833/4  schon  126446  fl.,  1845/8 
darchschnittl.  154806,  nach  der  Rechnung  für  1848/9:  190216  fl^ 
Itir  1849-60  :  206000  fl.  also  130,61%  mehr  als  30  Jahre 
früher  und  dieses  geschah  (mit  Ausnahme  der  letzten  Jahre) 
während  des  Friedenszustandes-  — 

Ende  1846  waren  427  dienstleistende  und  107  im  Inva^ 
liden-Korps  oder  Ruhestände  befindliche  Offiziere  vorhanden; 
z.  B.  waren  von  23  Generalen  nur  13  dienstleistend,  von  37 
Obristen  nur  19,  von  35  Obristlieutenants  nur  21,  von  33  Majo- 
ren nur  14,  von  170  Rittmeistern  und  Hauptmännern  nur  128 
tu  8.  V.  Der  Stand  diaMr  liilitärpensionäre  war  femer  am 
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1.  July  1848:  139  und  141  Wittwen  und  Kinder;  am  1.  Ja- 
nuar 1850:  iOQ  (wovon  62  seit  1.  July  1649  an  den  Gratia- 
lienfoods  verwiesen)  nebsl  171  WiUwen  und  Kindern«  Die 
Beaokhm^  dir  Offidere  belragen  in  fl.»  lür  einen  General* 
lieutenant  4500,  Generalmajor  3600,  Oberst  9400,  ObeistUen- 
tenant  und  Major  1800,  Hauptmann  I.  Klasse  1200,  II.  Klasse 

900,  Oberiieutenanl  600,  Lieutenant  480.  

Der  ausserordentliche  Bedarf  des  Kriegsministeriums  im 
Jahre  1848/9  berechnet  sich  nach  zwei  vorliegenden  Berichleu 
der  Finanzkommissioo  wie  folgt: 

1.  HehraufwandderKorps  in  Baden  und  Schleswig  657269 
9.  Mehraufwand  für  die  innerhalb  Landes  befind* 

liehen  Truppen  über  den  Friedensstand    .   .  782771 

3.  Unmittelbarer  Mehraufwand  der  Kriegsministe- 

rialkasse   111570 

4.  Ausserordentlicher  Menagebeitrag  (schon  seit 
mehreren  Jahren  gelebtet)  .......  46184 

5.  Für  die  Einbemfung  und  Einübung  der  zwei 

jüngsten  Altersklassen  der  Landwehr  .  •  .  ^  190000 

6.  Für  Anschaffung  von  Ausrüstnngsgegenstünden  780000 

7.  Für  Kriegszwecke  des  deutschen  Reichs  u.zwar : 

a)  Begründung  einer  deutschen  Marine  460964 

b)  Für  Einrichtung  von  Kriegshäfen,  Ar- 
senalen, Schif&bemannung  u*  s.  w.  150000 

c)  Für  die  Bundesfestungen  .   •  .   •  83841 

d)  Für  Verpflegung  von  Reidistmppon  60618 

  756498 

Zusammen  fl.  3,253230 

Das  Kriegs^Departement  hat  also  znaammengenomnien  im 
Jahre  1848/9  etwa'  6V4  MUl.  fl.  bedurft»  was  mehr  als  die 
Hälfte  der  ordentlichen  reinen  Staatseinnahme  ist  *— 

Die  Vermeknmg  der  StreUmcht  auf  9  %  der  wirklichen 

Bevölkerung,  oder  von  dem  früheren  vollen  Kriegsstande  von 
21000  Mann  auf  etwa  35000  Mann,  macht  ausserdem  eine  Er- 
höhung des  Pferdestandes  um  400  Stück  ,  welche  112000  fl. 
erfordern  wird  und  für  feruero  Ergänzung  der.  Zeughaus  vor- 
läihe»  700000  fl.  nöthig. 
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Der  ordentliche  Bedarf  des  Kriegsmioisteriums  ferner  müsste, 
bei  strenger  Ddrchfiihrung  jener  Maasregel,  von  ^^/t  Mill.  auf 
etwa  4  HUI.  fl.  erhobt  werden ,  was  anstatt  tO%,  mebr  als 
83  %  <ier  Staatsansgaben  und  mehr  als  37  %  der  reinen  Staats- 
einnähme  madien  würde. 

Auch  nach  dem  jetzigen  Bestände  wird  das  Kriegsminis- 
terium seinen  ordentlichen  Bedarf  nicht  unter  3  bis  S'/aMill.  11. 
stellen  können  und  das  ergiebl  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung, 
durchschnittlich  1,84  fl. 

Bis  zum  Jahre  1819  war  ein  Kriegs fonds  von  1,813000  fl* 
ans  früheren  holländischen  und  englischen  Subsidien  entstan- 
den, vorrätfaig,  er  ist  damals  von  den  Ständen  theils  für  die 
Staateschald,  theils  für  die  laufende  FInanzverwattong  verwen- 
det Die  Herstellung  eines  Reservefonds  (obgleich  eine  neue 
Last)  wird  in  allen  Staaten  nöthig  werden^  um  Missständc  zu 
vermeiden,  die  neuerdings  grell  genug  zu  Tage  getreten  sind.  — 

Zum  Schluss  noch  eine  Berechnung  des  Verhältnisses  des 
bisherigen  Bundeskontingents  Württembergs  »um,  Beichskonlin^ 
getU,  Nach  den  Bestimmungen  der  bisherigen  Bandeskriegs^ 
Verfassung  hatte  Württemberg  im  Ganzen  eine  sti*eitbare 
Mannschaft  von  2Q934  aofeustellen,  oder  in  runder  Zahl  21000. 
Davon  gehören  %  zum  ersten  Kontingent,  V»  zur  Reserve 
und  %  zur  Ersatzmannschaft  Die  neuen  Bestimmungen  ver- 
langen 2%  der  jetzigen  Bevölkerung,  in  runder  Zahl  34000 
wovon  V4  dem  ersten  Kontingent,  V4  der  Reserve  angehören. 
Von  der  gesammten  Mannschaft  sollen  nach  dem  bisherigen 
Verhältniss  zugetbeilt  seyn:  der  Reiterei  V7»  den  Pionnieren 
Vioo.  der  Artillerie  einschliesslich  des  Trains,  auf  je  .1000  Mann 
Z  Geschütze  mit  je  36  Mann,  also  etwas  über  V14  nebst  iZZ 
Mann  bei  dem  Belagerungspark.  Der  Ueberrest  mit  etwa 
78  Vo  bildet  die  Infanteria 

Würden  in  demselben  Verhältniss  der  einzelnen  Waffen- 
gattungen die  Truppen  auf  34000  Mann  vermehrt»  so  waren 
zu  steilen: 

Reiterei     .   4857  Mann 

Ptonniere   340 

Artülerie  einschl.  des  Belagerong^park  Zbio  „ 

Fussvolk  «    2^233  , 

34000  Mann 
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wovon  je  Vi  als  erstes  Kontingent  V4  als  Reserve  am  betradi- 
ten  wären,  — 

Das  Kriegsministerium  macht  aber  von  dem  gegebenen 
SpielraimL  Gebranch  und  berechnet  bei  der  Reiterei  bloss 
aus  dem  bisherigen  Kontingent  'A,  aus  der  Vermehrung  aber 
Vio  wonach  sich  eine  Zahl  von  4197  crgiebt.  Ferner  wird 
von  dem  Kriegsministerium  kein  Belagerungspark  gerechnet, 
so  dass  der  Bedarf  an  Artilleristen  nur  2448  beträgt»  Es  ver> 
theilt  sich  demnach  die  au&ostellende  Truppenzabi  von  34000 
Mann  so: 

ErMte$  Zusam^ 
'  Kanimgmii,R$ter9e»  wen.  • 
Infonterie     •  .  .      20201  ^  6754  27015 
Reiterei    ....       3148  *  1040  4197 

Artillerie  ....  1836  612  2448 
Pionniere  .   .   .  ,         255       85  340 

25500     8500  84000 
Die  vorhandene  streitbare  Mannschaft  beträgt  nach  der 
Berechnung  des  Kriegsministerioms  einschliesslich  der  Beur- 
laubten : 

Infanterie  •   .   •   .    14720  Mann 

Reiterei   3437  ^ 

Artillerie  mit  Train      2053  „ 

Pionniere  ....  279 

  20489 

so  dass  an  der  vorgeschriebenen 

Stärke  abgehen: 

Infonterie  ....  12295  Mann 
Reiterei   760  „ 

Artillerie   .   .   •  395  ^ 

Pionniere  •  .  .   .       61  „ 

  13511 

D.  StaatMchold. 

Ausser  den  ständischen  Aktenstücken  und  dem  Regie- 
rungsbhitt»  dann  einer  Abhandlung  vonR.Mohl:  Erörterungen 
a«iM»  viMM-iMiMik.  18 
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über  die  Wärttembergische  Staatschold,  (in  der  Zeilsohrift 
fttr  die  gesftmnite  Staatswissenschaft,  Tübingen  1846  Heft  IV. 
S.6f0):  ist  aach  für  dieKenntniss  der  Staatssehnld,  die  schon 

oft  genannte  Schrift  des  Finanzministers  Hei  degen  eine  Haupt- 
quelle. 

Als  im  Jahre  180G,  in  Folge  der  Landesvereinigung  auch 
die  Landesschttlden  in  eine  allgemeine  Staatsschuldenverwal- 
tungslcasse  vereinigt  wurden,  betrugen  6\e  aUtDürtiembei  gischen 
Schulden  der  vormaligen  Landschaft  4,667989  fl.;  die  Schul- 
den der  gemeinschaftlichen  herr-  und  landschaftlichen  Sdrai- 
denzahlungskasse  1^388228  fl.,  der  Kriegsprästalionskasse 
3,581418  fl.,  der  General-  oder  Rentkammerkasse  8,288794  fl., 
der  kirchenräthlichen  Kassen  1,000601  11.,  der  Strassenbau- 
kasse  207450  fl.  Summe  der  altwtirttembergischen  Schulden 
14^134473  fl.  Dazu  kamen  von  den  neuwürtleinbergischen  Ge- 
neral- und  Kameralverwaltungskassen  1,524824  fl  ,  so  dass 
die  Schuldenmasse  zusammen  auf  15,659297  fl*  sich  belaufen 
hätte»  wenn  sie  nicht  theils  durch  Aufhebung  von  Forderun- 
gen der  vereinigten  Kassen  gegeneinander,  theils  durch  Ab- 
lösungen im  ersten  Verwaltongsjahr  von  Georgi  1807  —8,  auf 
15,312970  fl.  sofort  vermindert  worden  wäre. 

Schon  damals  wurde  für  die  Sicherung  und  den  allmäh- 
ligen  Abtrag  der  Schuld  gesoigt,  z.  B.  durch  die  Verordnung 
vom  16.  November  1808,  welche  den  Tabakhandel  einer 
Regie  unterwarf  deren  Ertrag  theilweise  zur  Schuldentilgung 
verwendet  werden  soUte.  Allein  einen  gehörig  geordneten 
Zustand  begründete  erst  das  Rescripl  vom  2.  August  1811» 
indem  dadurch  ein  besonderer^  mit  jährlich  800000  fl.  dotir- 
ter  Staatsschulden-Tilgungsfonds,  errichtet  wurde.  Die  Rück- 
zahlung sollte  nach  dem  Loose  geschebn.  Unter  dem  lO.Juny 
1816  erschien  das  Statut  der  zur  Tilgung  der  Staatsschulden 
neu  errichteten  allgemeinen  Amortisalions-Kasse.  Die  dersel- 
ben zugewiesenen  Fonds  bestanden  in  den  Französischen  Re- 
luitions-Geldern  (wovon  damals  bereits  eingegangen  1,300000  fl.), 
den  französischen  KonUibutions-Geldern  (3,750000  fl.);  sodann 
besonders  zugewiesenen  Staatseinküniften.  Bis  zum  Jahre  1816 
haue  die  Schdd:  durch  iiachträglicbe  Uebemahmen,  Land- 
erwerbungen, Ausglddittngen,  (z.     mit  den  lledialwten  mn 
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7,867^53  fl.),  Enlsohädigungen  darch  ein  während  des  Kriegs 
1814  mit  der  Yerraögeiissteaer  verbundenes  Anlehn  von- 
1,688988(1.,  duröh  die  Vereinigung  der  früher  besonders  ver? 
walteten  Dienstkantions-Kapitafien  (1,106887  fl.  z.  v.  Verord- 
nung vom  7.  August  1617)  u.  s.  w«;  um  11,650484  fl.  sich 
vermehrt.  Sie  würde  mithin  26,963464  fl.  betragen  haben, 
wenn  nicht  bis  zu  demselben  Zeitpunkte  eine  Verminderung  von 
2,20^330  fl.  eingetreten  wäre;  weshalb  zur  Zeit  der  Erlassung 
des  eben  gedachten  Schuldenstat  uls,  der  Gesatnmtbetrag  der 
Staatsschuld  nur  84,760134,  fl.  war. 

Die  unter  dem  18.  November  1817  geschehene  Oi|;ani-* 
sation  mehrerer  Zweige  des  Staatsdienstes ,  führte  auch  ein 
neues  Staatsschuldenstatut  herbei,  welches  nicht  nur  die  er- 
wähnten französischen  Gelder  zur  Schuldentilgung  unverkürzt 
vorbehielt,  sondern  auch  den  jahrlichen  Schuldenzahlungs- 
fonds gegen  vorher  erhöhte,  so  dass  die  Tilgung  der  Schuld 
in  einem  Zeitverlauf  von  45  Jahren,  statt  der  nach  dem  vor- 
herigen Statut  berechneten  80  Jahre^  vollendet  werden  sollte« 

Die  Tilgung  schritt  nunmehr  so  rasch  fort,  dass  unge- 
achtet neuer  Uebernahmen,  Ankäufe  u.  s.  w.  zum  Betrage  von 
mehreren  Millionen;  am  88*Juny  1880,  dem  Tage  eines  neuen 
Gesetzes  über  die  Staatsschuld  und  deren  «fd^KÜfeiler  Verwal- 
tung, der  reine  Passivsland  nur  noch  20,374559  fl.  betrug. 

Auch  in  den  folgenden  Jahren  hörte  die  Vermehrung  der 
Staatsschuld,  durch  üebernahme  von  Schulden  in  den  neu 
erworbenen  Landestheiien  und  von  Kreiskassenschuiden  in 
Altwiirttemberg;  keinesw^s  auf.  Sie  ging  vielmehr  bis  zum 
Jabi^  1833  fort,  betrug  in  den  Zeitabschnitten  seit  1880: 
8,381781  fl.  und  würde  mithin,  ohne  die  Tilgung  die  Staats- 
sohuld bb  auf  88,706350  fl.  gesteigert  haben  (z.  v.  Anlage  83 
bei  Herdegen  a.  a.  0.);  während  solche,  ungeachtet  jenes 
Zuwachses,  am  1.  July  1833  nur  noch  26,219016  fl.  be- 
trug. In  diesen  Zeitraum  fallen  vei^schiedenc  die  Staatsschuld 
betreflende  Maassregeln,  z.  B.  das  Gesetz  vom  18.  July  1824 
Über  die  Ordnung  der  Kapitalkündigungen;  die  Verordnung 
von  demselben  Tage  die  Herabsetzung  des  Zinsfusses  def 
Staatsschuld  auf  4Vs  Vo  betreffend;  die  fernere  Herabsetzung 
des  Zinsfusses  auf  4  %  (in  so  weit  nicht  besondere  VertragB- 

18* 
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Verhältnisse  im  Wege  standen)  durch  Gesetz  vom  26.  April 
1833;  die  Verordnung  vom  15.  August  1830,  über  den  Ge- 
schäftsgang bei  der  Kraftloserklärung  von  Staatsschuld-Urkun' 
den.  Den  Anfang  eines  nenen  Abschnitts  bildete  das  Staats- 
tdMdm-^laiiU  vom  22.  Febraar  1887»  welches  unter  Berück- 
sichtigung der  inzwischen  eingetretenen  Veränderungen,  das 
Statut  von  1820  ersetzte.  Die  Verwaltung  blieb  danach  in 
den  Händen  der  Stände  und  hezieliunj^sweise  des  ständischen 
Ausschusses  unter  Oberaufsicht  der  Rei^ierung;  der  Zinsfuss 
wurde  zu  4%  festgesetzt,  der  Tilgungsfonds  zu  V»*Vo  nebst 
zuwachsenden  Zinsen.  Ein  hierauf  bezügliches  Gesetz  vom 
4.  July  1842  bestimmte  eine  neue  Zinsherabsetzong,  deren  ' 
Erfolg  aas  einer  Bekanntmachung  vom  13.  Januar  1843  her- 
voi^eht»  Danach  sind  auf  die  allgemeine  Kündigung  nur 
2,519290  a,  Kapitalien  zurück  verlangt  Am  30*  iuny  1842 
war  die  Gesammtschuld  demnach  22,040792  fl.  und  zwar: 

zu  50/0  verzinslich   515920  fl. 

zu  4%  statt  vorheriger  21,081960  noch  die 
Kapitalien  der  Pensions  •Anstalten  und  die 

Militär-Kautionen   2,903000  « 

zu  3«A  0/0  statt  vorheriger  438740    18,617700  „ 

zu  2%  %   4172  ^ 

zusammen  22,040792  fl« 

Es  geschah  hiernach  durch  Verwandlung  von  18,178960  fl. 

4%  in  3y,o/o  Kapitalien  der  Staatsschuldentilgungskasse  eine 
Zinsersparniss  von  jährlich  90895  fl.  Das  Statut  von  1837 
erhielt  in  dem  Gesetze  vom  22.  Juny  1843  einen  Nachtrag, 
welcher  hinsichtlich  der  Form  der  Staatsschuldscheine  z.  B. 
bestimmte,  dass  künftig  Papiere  auf  den  Inhaber  ausgegeben 
werden  sollten,  in  welche  auch  die  bereits  vorhandenen 
Schuldurkünden  verwandelt  werden  kö$mien  (Yollzug^Verord* 
nung  vom  24.  Juny).  Dies  geschah  auf  Anlass  der  flir  den  Bau  von 
Staatseisenbahnen  aufzunehmenden  Anlehen;  allein  eine  we- 
sentliche Aenderung  in  dem  Rechtsverhältnisse  der  alten 
Gläubiger  trat  durch  Beseitigung  ihres  Kündigungsrechts  ein. 
Diese  crloigte  durch  Gesetz  vom  30.  Juny  1845. 
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Die  Verfessun^urknnde  (§§.119— 123)  stellt  die  Staatsschuld 
nicht  nur  unter  die  Gewährleistung  der  Landstände,  sondern 
lässt  auch  die  Schuldoulilgungskasse  nach  den  Normen  eines  (am 
22.Junv  1820  erlassenen  und  am  22.  Februar  1837  verbessert 
verkündeten)  Statuts,  von  ständischen  durch  die  Regierung 
bestätigten  Beamten,  unter  Leitung  und  Verantwortlichkeit  der 
Stönde,  verwalten«  ]n.Abwe8enheit  der  Stände  leitet  ihr  stän- 
diger Ausscbuss  dieVerwaUnng,  während  derStändeversanm- 
long  aber  eine  aus  derselben  gewählte  Verwaltungskommission 
das  Oberaufsichtsrecht  der  Regierung  wird  durch  einen  be- 
sondern Kommissar  ausgeübt.  —  ^ 

Der  Bestand  der  Staatsschuld  war  (wie  in  der  geschicht- 
lichen Einleitung  dargelegt  ist)  zur  Zeit  der  Erlassung  der 
ersten  Tilgungsverordnung  am  6.  Juny  1816:  24,760134  fl. 
durch  Aufnahme  älterer  Schulden-  einzelner  Landestheile  war 
sie  ungeaditet  der  theilweisen  Verwendung  der  französischen 
Reloitionsgelder  (800000  fl.)  and  der  französischen  Kriegs- 
kontnbittton  (3,750000  fl.),  zur  Zeit  der  Briassung  des  ersten 
Statuts  am  1.  July  1820  auf  20,371559  fl.,  gekommen.  Me- 
diatisirungen  und  Auseinandersetzungen  mit  andern  Staaten 
führten  im  Jahre  1833  die  Staatsschuld  auf  ihren  Höhenpunkt 
von  28,706350  fl.  was  eine  Vermehrung  von  40,89  %  ist; 
dann  trat  ein  zehnjähriger  Zeitabschnitt  der  Minderung  ein, 
indem  der  Kapitalbetrag  der  Schuld  am  1.  July  1844: 
21,181114  fl.  am  1.  July  1845  sogar  nnr  20,774033  fl.  also 
27,63  Vo- weniger  als  1883  war.  Von  da  ab  abermals  «eftr  roidbe 
Vermehrung ,  zunächst  durch  den  Beschluss  die  Ehenbalmm 
auf  Staatskosten  auszuführen.  (Gesetz  vom  18.  April  1843, 
welches  zugleich  für  1842/5  ein  Anlehcn  bis  zur  Höhe  von 
3,200000  .  fl.  bewilligte.)  Das  Finanzgesetz  für  1845  ferner 
wandte  dieser  Bestimmung  1,600000  fl.  aus  den  Mitteln  der 
Restverwaltung  zo;  fiir  die  ar^fe  EisenbahnetaUperiode  1845/8 
wurde  ausserdem  „flir  den  ausserordentlichen  Dienst'*  ein 
Kredit  ?on  16  Mitl.  fl.  auf.  die  Staafsschuldenzablung^kasse 
bewilligt.  Der  damals  eingebracht  Voranschlag  der  Bahnen 
auf  einfaches  Geleise  berechnet,  betrug  28,427000  fl. 
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In  dem  Entwürfe  dos  Finanzgesetzes  fiir  den  Rechnungs- 
Abschnitt  vom  1.  July  1849/52  nimmt  die  Regierung,  zur 
Voümdmg  und  AusrHsiung  der  Eisenbahn  zu>ischen  Heübrom 
und  FriedrieMafe»  (im  mMterordentlichen  Dieaste  :) 

für  1849/50  —  1,797000  fl.  • 
y,  1850/61        1,993675  „ 
„  1851/52  —     456580  „ 

zusammeD  3,477905  fl. 

in  Anspruch«  Hierzu  kommen  noch  weitere  41728(1.,  welche 
aus  Grundstockmitteln  fiir  Ankäufe  von  Grund  und  Boden 
erforderlich  sind.  Der  ganze  Geldbedarf  für  den  Bau  dieser 
Lima  der  Staatseisen baho  ist,  in  Berichten  der  Eisenbahn- 
Komnussion  vom  16.  Januar  und  9.  Februar  1850  (ohne  die 
Kosten  eines  zweiten  Gleises  zwisdien  Cannstadt  und  Eslingen 
und  zwischen  Geislingen  und  Arostetten  zu  974000  fl.),  zu 
93,739963  fl.  bereohnet;  wovon  bis  zum  1.  July  1849  bereits 
20,645470  fl.  aufgewendet  waren,  (z.  v.  den  Komm.  Bericht 
1850  Beil.  Bd.  II.  S.  251.)  Die  fiir  diesen  Zweck  von  dem 
gemachten  Staatsanlehen  in  der  Verwaltung  der  Staatshaupt- 
kasse noch  vorbehaltenen  und  bei  der  Eisenbahn-Bauverwal- 
tung baar  vorhanden  gewesenen  Mittel,  haben  aber  nach  dem 
Recbnnngsabschluss  vom  1.  July  1849  nur  noch  9,981903  fl. 
betragen;  weshalb  die  Regierung  für  di^  nach  obiger  Bedarf- 
rechnung fehlenden  496009  fl«,  einen  Kredit  auf  die  Grund- 
stockverwaltnng  verlangt. 

Das  im  Jahre  1845  aufgenommene  3V2Voige  Änlehn  von 
7,213600  fl.  konnte  noch  zum  Kurse  von  97V24%  unterge- 
bracht werden;  auf  das  unter  dem  26.  Juny  1846  ausgeschrie- 
bene 4  %  Anlehn  von  6,000000  tl.  waren  nur  1,969200  fl- 
eingegangen, was  unter  dem  6,  Dezember  1846  ein  ander- 
weites Darlehn  von  1,050000  fl.  nöthig  maohte.  Am  1.  März 
1847  wurde  eine  Anleihö  von  1 1,000000  fl.,  mit4VtVo  zu  ver- 
zinsen, zum  Kurse  von  97V2V0  abgeschlossen  und  das  4%% 
Anlehn  von  3,333300  fl.  (Gesetz  vom  20.  Juny  und  Minist. 
Bekanntmachung  vom  27.  Juny  1849;  musste  am  14.  July 
1849  sogar  zum  Kurse  von  90  %  weggegeben  werden.  Aus- 
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serdem  verfiigte  ein  Gesetz  vom  1.  July  1849  die  Aufgabe 
von  3,000000  fl.  uQverziasliches  Papiergeld. 

Es  lautet  wie  folgt: 

«ZaiB  Zwecke  der  Yermehrang  der  Umlaalsiiiil&el  und 
.  «um  die  Deckung  des  Staatebedarfe  zu  erleicfatem,  verordnen 
nund  verfugen  Wir,  nach  Anhörung  Unseres  Geheimen  Raths, 

„und  unter  Zustimmung  Unserer  getreuen  Stände,  wie  folgt: 
„Art.  1.  Das  Finanzministerium  ist  ermächtigt,  in  Verbindung 
„mit  dem  ständischen  Ausschusse,  beziehungsweise  der  stän- 
„dischen  Schuldenverwaltungs- Kommission  (ur  drei  Millionen 
„Gulden  Papiergeld  in  Abschnitten  bis  zu  zwei  Gulden  ab- 
„wärte  anfertigen  und  in  Umlauf  setzen  zu  lassen.  Art  2. 
»Dieses  PafMei^d  wird  von  allen  Kassen  des  Staats,  so  wie 
»V6D  den  Steuer-Erhebekassen  im  Nennwertbe  an  Zabbings- 
nStatt  angenommen,  welche  auch  zu  dessen  Einlösung  gegen 
„baares  Geld,  so  weit  ihre  verfügbaren  Mittel  reichen,  und 
„in  Beträgen  nicht  unter  zwanzig  Gulden  auf  einmal,  ange- 
„ wiesen  sind.  An  die  Steuerpflichtigen  kann  gefordert  werden, 
„dass  sie  bei  jeder  indirekten  Steuer  im  Belaufe  von  achtzehn 
,iGulden  und  darüber  für  den  dritten  Theil  der  Zahlung  in 
«Papiergeid  leisten.  Art.  3.  Die  Württembergischen  Poslen 
„befördern  das  WürUembergische  Papiergeld  gegen  den  vier- 
„len  Theil  der  Tarifeülze  von  baarem  GM.  Weniger  als  die 
„Taxe  des  einfachen  Briefs  wird  aber  nicht  angesetzt.  Art.  4. 
„Verluste  bei  dem  Papiergeld  durch  Unfälle ,  Diebstahl  u.  dgl, 
„gehen  keinen  Anspruch  an  den  Staat.  Art.  5.  Die  Regie- 
„rung  kann  eine  allgemeine  Einlösung  des  Papiergelds  gegen 
„baares  GM  oder  andere,  von  dem  im  Umlaufe  befindlichen 
9«leiobt  zu  onter6(^eidende  Scheine  verfügen,  wogegen  die  ein- 
^.gelösten  Scheine  urkundlich  zu  vernichten  sind.  Diejenigen 
,,Scheine,  welche  niebt  binnen  der  zur  Einlösung  festgesetzten 
^, Frist  zur  Einlösung  vorgelegt  werden,  verlieren  ihren  Werth 
„und  können  so  wenig,  als  verlorene,  einen  spätem  Anspruch 
„an  den  Staat  begründen.  Unsere  Ministerien  des  Innern  und 
„der  Finanzen  sind  mit  der  Vollziehung  dieses  Gesetzes,  des- 
9,8en  Bestimmungen  so  lange  in  Kraft  bleiben,  bis.  die  auf  den 
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^^Grund  desselben  ausgegebenen  Scheioe  wieder  ausser  Um- 
„lauf  gesetzt  sind,  beauftragt." 

Gegeben  Ludwigsbui^,  den  1.  July  1S49. 

Bin  neues  Ministeriani  erhob  gegen  die  Aosftifarung  dieses 
Gesetzes  Bedenken  (Vortrag  des  Pinanzministers  vom  19.  März 

1850),  und  die  Verhandlungen  mit  der  Standeversammlung 
darüber  führten  zu  einer  vermittelnden  Maassregel,  welche  das 
Geseti  vom  10.  May  1850  wie  folgt  darlegt: 

„In  der  Absicht,  die  Einlösung  des  nach  dem  Gesetze 
^,vom  l'Juiy  1849  auszugebenden  Staalspapiergeldes  anfalle 
y^Fälle  sicher  zu  stellen,  verordnen  und  verlilgen  IFtr,  nach 
^^Anhörung  CSueref  Gesaromtministeriums  und  unter  Zustim- 
^^mung  der  Landesversammlung  zu  Ergänzung  des  gedachten 
„Gesetzes,  wie  folgt :  Art.  1.  Der  Betrag  des  auszugebenden 
„Papiergeldes  von  drei  Millionen  Gulden  wird  als  ein  Theil 
„der  Staatsschuld  anerkannt  und  vorgemerkt.  Art.  3.  Die 
y^Staatsschulden-Zabiungskasse  wird  mit  einem  Einlösungsfonds 
^von  500,000  fl.  versehen,  um  die  Staalshauplkasse  fiir  den 
^^weck  der  ihr  obliegenden  Einlösung  des  Papiergeldes  nö- 
»»ihigenfolls  zu  unterstützen.  Vorstehende  Bestimmungen  sind 
„durch  die  ständische  Schulden -Verwaltungsbehörde,  unter 
„verfassungsmässiger  Mitwirkung  Unseres  Finanzministeriums 
^,zu  vollziehen." 

Z.  V.  Minist.  Bekannt,  vom  12.  Juny  1850  woneben  eine 
Beschreibung  des  Papiergeldes. 

Hiernach  wird  nicht  überraschen  wenn  die  Jahresberichte 
der  Staatsschuldenzahlungskasse  als  Kapitalsbetrag  der  ver- 
zinsKchen  Staatsschuld  folgende  Summen  nachwiesen: 

am  1.  July  1846 :  24,666483  fl. 
„1.    „    1847:  35,036783  „ 
„    1.    „     1848:  42,239619 
„    1.     „     1849:  42,970719  „ 

Vou  letzterer  Summe  werden  verzinst  mit 


Digilized  by  Google 


28( 


5   Vo:  5t5mfl. 

4  Vo:   3,237800  Pensionsfondkapt. 

1,047000  „  Militairkautionen 
2VaVo:         4172  „  • 

4.794392  fl.  derzeit  Dicht  kündbar. 

4V2V0    17,904200  fl. 

4  %:  1,195600  „ 
3VaVo:  19,076527  „ 

88,176327  fl.  kündbare  Scboid. 

Am  1.  Februar  1850  berechnet  der  Finanzminister  die 
Staatsschuld  auf  45  928000  fl. 

Seitdem  ist  die  Schuld  um  mindestens  jene  3  Mill.  fl.  Pa- 
piergeld so  wie  um  diejenigen  500000  fl.  grösser  geworden, 
welche  von  dem  Zolldiener-Alimentirungs-  iind  Unlerstützungs- 
Fonds,  zur  Bildung  des  Papier-Binlösangsfonds,  zu  4Vo  an- 
geliehen werden  (Beil.  Bd.  II«  S.  39);  ^  so  dass  der  angen- 
MickKche  (Ende  1850)  Kapitalbetrag  zu  49,000000  fl.  ange» 
nommen  werden  muss.  Dies  bt  gegen  den  Stand  von  1816 
eine  Vermehrung  von  mehr  als  49  gegen  den  höchsten 
Stand  im  Jahre  1833  aber  eine  Vermehrung  um  41,4  %.  Das  ist 
aber  noch  nicht  Alles.  Zum  Gesammtbetrage  der  Schuldver- 
pflichtungen des  Staats  gehört  auch  dev Kapitalbeh  ag  der  Rm- 
im  (76000  fl.)  mit  etwa  1,900000  fl.  und  der  Entichädigtmgm 
(65000  fl.  gröastentheiis  för  anfgehobene  Abgabenbczäge)  mit 
etwa  1,875000  fl.,  wodarch,  (die  Staatsgewähr  von  100000  fl. 
für  die  Württembergische  Privat-Feuerversicherung  ungerech- 
net), der  Kapitalbefrag  der  gesammten  Württembergischen  StacUs- 
schuld  auf  etwa  52,000000  fl.  sich  erhebt.  Das  sind  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  fast  30  fl.  und  die  Jahreseinnahme 
verhält  sich  zur  Staatsschuld  wie  1:4,87.  Nachdem  25  Jahre 
nöthig  gewesen  waren  um  7  Mill.  fl.  von  der  Staatsschuld 
zu  tilgen,  ist  sie  binnen  4  Jahren  um  mehr  als  28  MilL  fl. 
gestiegen.  Das  ist  zwar  zufällig  auch  der  Betrag  des  Kosten« 
Anschlags  für  da^  Eisenbahnnetz,  allein  dieses  ist  kaum  zur 
Hftlfte  fertig  und  die  veranschlagten  Summen  werden  über- 
dies nicht  ausreichen. 
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Wohin  diese  in  neuster  Zeit  in  fipist  allen  Staaten  einge- 
rasene  Sucht  die  Nachkommenschaft  übermässig  zu  beschwe- 
ren um  dem  lebenden  Geschlechte  Vortbeile  zu  verschaffen, 
wiliin  diese  Sucht  die  laufenden  Staats -Einnahmen  zu  ver- 
mindern und  gleichzeitig  die  Ausgaben  zu  erhöben,  föhren 
muss;  werde  ich  am  Schlüsse  dieser  Miltheilungen  auf  Grund- 
lage derselben  zu  besprechen  haben.  — 

Aktenstücke  aus  neuster  Zeit  über  die  VVürttembergische 
Staatsschuld  finden  sich  in  den  Stände-Verhandlungen  von 
18&0  Beil.  Bd.  L  S.  47  und  51  und  II.  S.  4,  37,  39,  41,  43; 

über  die  Papiei^geldlrage  insbesondere  Beil.  Bd.  I.  S.  164, 
ir4,  m  und  964. 

Der  Ztntaibedarf  war  am  1.  July  1850  wie  folgt : 
I.  Für  die  derzeit  unkündbare  Schuld:  1909960. 

II.  Für  die  kündbare  Schuld: 

Für  18,752100  n.  zu  3VaVo  656323  „ 
^  1,187700  «  „  4  %  47508  „ 
„    J51,009800  «  „  4%o/o  945441  „ 

Pafnergeld-Einlösangsfonds  »      500000 »  «  4  %_aoooo^ 

1,859568  fl. 

Das  Erlbrdemiss  des  Tilgungsfonds  für  185€i/l  ist  zu 
890987  fl.  veranschlagt,  also  zu  0,84%  der  Kapitalschuld; 

jedoch  ist  die  Vertheilung  auf  die  einzelnen  ScbuJdgaltungen 

nicht  gleichmässig.  

Seit  dem  Jahre  1820  werden  die  Ergebnisse  der  ßecÄ- 
tmng  der  StaaUschulden^Zahlungskasse  jährlich  durch  das  Ee- 
gierungs-Blati  veröfiantlicht.  Beispielsweise  folgen  hier  einige 
Abschlüsse. 


Jahr  vom 

Davon 
Deposi- 
ten,Kau- 
till n  r  n , 
Spmrkax 

•tn, 
StifluB. 
gen. 

Auiiaben. 

Davon 
Paisiv- 
Kapiul- 
,ZlkHB 

unA 
abgelöste 
Paiaiv« 
Ekfitalim. 

8ia»dl  4er 
SlaatetchttU 
am 

Jalus. 

DagagM 

Aktiv. 

1820/1 
1828/9 
1833/4 

a. 

3,220553 
4,555609 
1,662919 

i. 

184549 
133800 
169000 

2,996489 
3,050008 
1,517160 

s. 

1,070048 
1,290286 
1,065025 

inel.  pas- 
■iv-Reste 

S. 

1,580261 
1,625364 
452111 

S. 

24,589058 
29,202350 
26,029410 

fl. 

437023 
5A2ä00 

1843/4 
1846/7 
1847/8 

1,783748 
12,168299 
12,762603 

204700 
206400 
288900 

1,473944 
11,867664 
12,433997 

807114 
858634 
1,498776 

666830 
500400 
673919 

21,846453 
35,036783 
42,239619 

3,296597 
1,361273 
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Bei  Gelegenheit  der  Adress  -  Beralhiing  im  Dezember 
1849  hat  der  Finanzministcr  ein  sehr  düsteres  Bild  vom  ge- 
genwärtigen Zustande  des  WürtiemberffUdim  Siaatshaushaltg 
entworfen  und  obgieioh  ich,  in  Beziehung  auf  die  Ursachen 
dieses  Uebeb,  die  Ansicht  des  Herrn  FtmmmkMers  nicht 
völlig  theile;  halte  ich  doch  denselben  lör  den  befahigsten 
Beurtheiler  dieser  Verhältnisse.  Er  meint,  dass  die  (binnen 
25  Jahren,  z.  v.  Herdegen;  Württembergs  Staatshaushalt  S. 
422,  von  28  Millionen)  bereits  auf  21  Mill.  fl.  herabgebrachtc 
Staatsschuld ,  mit  ihrem  jetzigen  Betrage  von  46  Millionen, 
den  höchsten  Sland  noch  nicht  erreicht  habe-  Diese  Ver- 
mehmng  der  Staatsschuld  erfordere  eine  jährliche  üfe/^ans- 
gäbe  von  300000  fl.  Die  \ilfifMfereinnahmen  bei  dem  Dorna- 
nialertrage,  in  Folge  des  Ablösungsgesetzes  und  der  Besteue- 
rung des  Domanialbesitzes,  betrögen  925000  fl.  Dazu  den 
Einnahmemangcl  des  Jahrs  1848/9  mit  1,875000  fl.  gerechnet, 
erijebe  als  zu  deckende  Summe  3,100000  fl.  Er  erkenne  die 
Verhältnisse  des  Landes  zu  gut,  als  dass  er  glauben  könne, 
der  Mangel  sey  durch  Steufirerhöhungen  zu  decken.  Auch 
die  Zuschüsse  aus  dem  Grundstocke  und  aus  den  Mitteln  der 
Mitteln  der  Restverwaltung  müssten  aufhören  und  so  bleibe 
kein  anderer  Ausweg  als  die  ßrspmmg  an  den  Aueffoben: 
der  Finanzminister  wirft  nun  einen  Blick  auf  die  einzelnen 
Dienstzweige,  woraus  eriieih,'  dass  am  Ministerium  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  Etwas  und  am  Finanz -Ministerium, 
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wie  am  Miottleriuiii  des  Innern  ein  Weniges  gespart  werden 
könne;  wogegen  das  Kirchen-  nnd  Sehulwesen  und  die  Redits- 
pllege  vermebrte  Ausgaben  erfordern.   Da  ancii  am  Kriegs- 

Deparlement  wegen  der  Zeitverhällnisse  keine  Minderungen 
sollen  eintreten  können,  so  ist  das  Endei-gebniss  anstatt  Er- 
sparung vielmehr  eine  Vermehrung  der  Ausgaben.  Daher 
konnte  auch  nichl  überraschen  dass  der  im  Oktober  1850 
der  Landes- Versammlung  vorgelegte  Haupt-Finanzetat  für  die 
Jahre  vom  t  Joly  164a  bis  1852,  eine  fernere  Veraohieehterai^ 
des  Zttstandes  des  Slaatshaushalls  zeigt.  Es  belauft  sich  näm- 
lich der  SStmat^edarf  für  das  Jahr  1849/50  nach  Abzug  eines 
Nachlasses  an  der  Zivilliste  im  Betrage  von  •  fl.  ftOOOOO 

auf  „  11,845905 

für  das  Jahr  1850/51  (Nachlass  a»  der  Zivil- 

liste  n.  180000)  auf  •    ^  11,615693 

für  das  Jahr  1851/52  auf   ii, 805750 

Zusammen  auf  die  3  Jahre   fl.  35,267348 

Hiei'zu  die  zur  Ergänzung  des  Betriebs-  und 
Von-aths-Kapitals  der  Slantshauptkasse  auf 
den  Betrag  von  2,000000  fl.  erforderliche 
Summe  von  «,  731772 

Zusammen  fl.  d5»99ai20 
Pteie  werden  gedeckt: 

a)  durch  den  Ertrag  des  Kammerguis  auf  die 

3  Jahre  im  Betrage  von   fl.  10.493899 

b)  Steuern  auf  3  Jahre  im  Betrage  von  .   .  «  20,303640 

c)  durch  das  Staatspapiergeld  im  Betrage  von  n  3,000000 

d)  durch  EröfTnungeines Kreditsaufdie  Grund- 
stocks-Verwaltung  im  Betrage  von  •  •  .  ^  911581 

e)  Reinertrag  der  Staats-Eisenbahn  •  .  •  »  »  1,290000 

Zusammen  fl.  85,999120 
Für  den  ausserordenilichen  Dienst  werden  erfordert: 

1)  Zu  Vollendung  und  Ausrüstung  der  Bahn- 
linie zwischen  Heilbronn  und  Friedrichs* 

hafen  auf  die  3  Jahre  1849/52  .   .   .   •  fl.  8,286600 

2)  für  den  erhöhten  Präsenzstand  an  Mann- 
schaft und  Pferden  im  Jahre  1849/50 .  «  «  430625 

Zusammen  fl.  8,720195 
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1)  Vorrath  v.  d.  Eiseobahn-Afilehen  auf  1.  July 

1849  fl.  d,94054l 

%)  em  aof  die  Grandstocksverwahong  zo  er- 

dflbeiider  Kredit  von  .   «  T85654 

Zusammen    fl.  3,7!36195 

Der  Reinertrag  des  Kammerguts  ist  hiernach  für  ein  jedes 
der  Jahre  1849/52  nur  zu  3,498000  fl.  veranschlagt,  wogegen 
der  frühere  Herr  Finanzminister  (in  seiner  oft  genannten  Schrift 
Seite  50)  im  Jahre  1848  noch  denselben  zu  4,860000  fl.  und 
den  Kapkalwerlh  des  darunter  befindlichen  Bnmdvermögenf 
(4  Hill.  iL  mit  d'/tV«  oderBOfechkapilaKsirt}  zu  IftOMiH.  fl.  an- 
geben kohnte«  WoHte  man  jeixi  auf  ähnlichen  Grundlagen 
eine  Berechnung  machen»  so  wUrde  sich  (bei  der  zweifelhaf- 
teil  Sicherheit  der  Eisenbahn  als  Hypothek  fiir  das  darin  an- 
gelegte Kapital)  eine  Verringerung  des  Werths  jenes  Vermö- 
gens um  fast  25  %  ergeben. 

Unter  diesen  Umstanden  halte  ich  auch  für  Württemberg 
die  nachfolgende  Mahnung  seines  früheren  Finanzministers 
(a.  a.  O.  Seite  423)  sehr  beherzigenswerth. 

«Wohin  soll  aber  endlich  das  fortwährende  Schulden- 
»roachen  der  meisten  Staaten  fähren?  wann  soll  die  Zeit  des 
nSckuldensMem  kommen»  wenn  hiezn  die  seltene  Dauereines 
„nun  dreiunddreissig}Bhr\gen  Friedens  unter  den  europäischen 
^Mächten  nicht  befähigt? 

„Die  öffentlichen  Schulden  älterer  Zeit  sind  meistens  Nofh^ 
„schulden,  in  Kriegs-  und  anderen  Zeitbedrängnissen  entstan- 
„den.  Neuerer  Zeit  geschieht  das  Staatsschuldemnachen  mehr 
»iSpekulationsweise,  gewöhnlich  in  der  nicht  immer  so  gut  überleg- 
^ten  als  gut  gemeinten  Absicht»  mit  dem  Anlehen  der  Nachkom* 
»^nschaft  ein  Venhächtniss  zo  stiften,  welches  dann  diesem  fireifich 
„otiM  die  Rechlswohlthat  des  Inventars»  unbedingt  antreten 
,,muss.  — ^ 

„Finamnoth  ist  die  bedenklichste  Krankheit  des  Staats- 
„körpers,  ihr  vorzubeugen  Mässigmg  im  Siaatsaufuxmde  das 
»»einzige  Büttel*' 

-    "  .  *  ■  « 
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°  Grossherzogthums  Baden. 
A.  tai  AiIgeMiii6B. 

Die  IMmi^  der  badenschen  Statistik  \A.  hindchifich  der 
Oesammt^Darstellaiigeii  dürftig,  indem  sie  aus  neuerer  Zeit 

nur  das  Universal-Lexikon  vom  Grossherzogthum  Baden  (Karls- 
ruhe 1844)  dessen  allgemeiner  Theil  zu  kurz  ist,  um  zu  ge- 
nügen ;  HeunUchy  Beschreibung  des  Grossherzogthums  Baden, 
Stuttgart  1837  (soll  neu  bearbeitet  im  Manuskripte  fertig  seyn; 
dem  Verfagser  gebührt  das  Verdienst  die  erste  genügende 
Beschreibung  geKe(ert  ta  haben),  and  zwei  statistisch-topo- 
grafische  Tafdm  du  QeMral^OimrlUmiitierH^  (von  1844), 
daii>ietet  So  werthvöH  die  letsiere  Arbeit  ist»  so  wenig  sta- 
tistMie  Aosbente  enthält  das  Eof-  md  »aaU^^BuMkiik. 
Systematische  Bearbeitungen  ferner  der  Wirthschafl  des  ba- 
denschen  Staatshaushalts  sind  mir  nicht  bekannt,  jedoch  ent- 
halten die  vortrefflichen  allgemeinen  Staats-  und  volkswirth- 
schaftlichen  Schriften  von  Malchus  und  Hau  manche  schätz- 
bare Hülfemitteli  ivährend  das  Regierungsblatt  and  die  Stände-' 
teHiandlangen  die  Hauptquelle  bleiben.  Auch  allgemeine 
staatsreditliche  Schriften  über  Baden  sdUdilen  sn  feliAdn;  kli 
kelMie  und  besitze  nur:  IMBugBir,  Quellen  des  ba^denschen 
Staatsrechts;  Karlsruhe  lasa;  Eappkr,  Bandbtich  dai^ kAeratu^ 
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des  badenschen  Rechts,  Heidelberg  1847;  Pfister,  geschicht- 
liche Entwicklung  des  Staatsrechts  des  Grossherzoglhum  Ba- 
den, Heidelberg  1836  und  1838;  Katechismus  der  Verfassung 
des  Grossh.  Baden,  Heidelberg  1837;  Kinzinger,  Populäre 
Geselzeskunde,  Karlsruhe  1837  ;  SLMg,  Polizei-Gesetzgebung 
des  Grossh.  Baden,  3.  Auflage  von  Betz,  Karlsruhe  1839; 
KMgp  der  im^iscbe  Bürgermeister,  2.  Auflage  Freiburg  1842; 
das  badische  Bür^wbuch,  Karlsrahe  1845;  Wehret  ^  VoUstän- 
diges  Gesetases-Lexikon  für  den  badischen  Staatsbürger,  2  Bde., 
Karlsruhe  1846/7,  Kreuzbauer  und  Hasper  (besondei-s  empfeh- 
lenswerth;.  Sammlungen  der  Verordnungen  und  Instruktionen 
über  die  direkten  und  ebenso  über  die  indirekten  Steuern 
sollen  vorhanden  seyn,  sind  aber  aui*  dem  Wege  des  Buch* 
handels  nicht  zu  erlangen  gewesen. 

Auch  das  Grossherzogthum  Baden  ist  aus  einer  Menge 
der  verschiedenartigBten  BukuMeiU  pi  seinem  jetzigen  Um- 
fange erwachsen;  es  verdankt  seine  Entwicklung  ursprüng- 
lich dem  Markgrafen/  1803  Kurfürsten,  1806  Grossherzog  Karl 
Friedtich,  einem  eben  so  thätigen  als  umsichtigen  Fürsten. 
Schon  im  Jahre  1771  üel  ihm  durch  Erbvertrag  (von  1765) 
die  Markgrafschaft  Baden-Baden  zu,  wodurch  seine  nur  29Vs 
□Meilen  grosses  Ländcheti  bis  auf  65DM.  anwuchs.  Durch 
den  Frieden  von  Lüneville  ferner  im  Jahre  1801  wurde  sein 
Flächengehalt  auf  TOQM.  mit  etwa  240000  Bewohner  ge- 
bracht; der  Reichsdeputationsrezess  von  1808  fügte  nebst 
der  Kurwürde  noch  48VtOM.  hmzu,  wodurch  das  Land  etwa 
495000  Einwohner  bekam;  der  Pressburger  Frieden  von  1805 
brachte  das  Breisgau  an  Baden,  welches  nun  etwa  163  OM.  mit 
670000  Bewohner  zählte.  Die  Auflösung  des  deutschen  Reichs 
und  der  Eintritt  in  den  Rheinbund  verschafften  Baden,  ausser 
der  Souveränetät  und  dem  Namen  eines  Grossherzogthums 
(Proklamation  vom  13.  August  1806),  abermals  92  QM.;  es 
Stieg  dadurch  auf  900000  Einwohner.  Der  Pariser  Vertrag 
endlich  von  1808  und  Ausgleichungen  mit  Nachbarstaaten  ver- 
grösserten  das  Land  bis  1810  um  noch  14  DSI^und  in  diesem 
Jahre  zählte  es  954000  Bewohner. 

Schon  unter  dem  1.  Oktober  1806  hatten  Grossherzog, 
Erbgrossheraog  und  Markgrafen  von  Baden  eine  Erklärung 
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abgegeben,  wodurch,  in  Form  eines  Haus-Staats-  und  Land" 
(Grundgesetzes,  Besliminungcn  über  die  Üntheilbarkeit ,  Erb- 
folge, Vei-schuldung  II.  s.  w.getrolfen  wurden.  Im  Jahre  1808  ge- 
schah die  Neubildung  der  obersten  Staatsbehörden  uod  in  den  fol- 
genden Jahren  wurden  die  Verwaltungseinrichtungen  weiter  aus. 
fiihrl;  in  welcher  Lage  die  Verwaltung  (mit  Ausnahme  einiger 
Aendemngen  dürch  Verordnung  vom  14.  May  1813)  bb  zur 
Verfessnngs- Urkunde  geblieben  ist,  obgleich  die  Kreiseinthet- 
lung  vielfachen  Wechsel  erfuhr.    Karl  Friedrich,  welcher  aus 
Gesundlicitsrücksichlen  schon  im  Jahre  1808  die  Regierung 
seinem  Enkel   Karl  ffS.Dczbr:  1818)  übergeben  hatte,  starb 
am  10.  Juny  1811  nach  Ö4iähnger  Regierung.  Die  kurze  Regie- 
rungszeit des  neuen  Grosshei'zogs  war  ebenso  sehr  anfang- 
lich durch  die  äussern  kriegerischen  Ereignisse»  als  später 
durch  die  geheimen  Bestrebungen  hinsichtlich  der  Zertheiiung 
des  Landes  und  der  Erbfolge  (zwei  Söhne  hatte  er  gleich 
nach  ihrer  Geburt  wider  verloren},  beunruhigt.  Er  überwand 
jedoch  diese  Hindernisse,  indem  er  unter  dem  4.  Oktober 
1817  ein  Hausgesetz  und  Familienstatut  orliess,  durch  welches 
er  seine  Sciefoheime  (die  Kinder  Karl  Friedrichs  aus  zweiter 
Ehe  mit  der  Freyin  von  Geiersberg)  zu  Markgrafen  von  Ba- 
den erhob,  für  ebenbürlig  und  erbfolgefahig  erklärte;  sodann 
•  durch  eine  von  ihm  oktroirte  und  vom  deutschen  Bande  ge- 
währleistete Verfassung  vom  22.  August  1818,  (Wahlordnung 
vom  23,  Dezember  1818).   Grossherzog  Lndvoig,  Karls  Oheim 
und  Nachfolger,  eröffnete  am  23.  Marz  1819  die  erste  stän-^ 
dische  Versammlumj,  welche  am  26.  July  wider  vertagt  wurde. 
Die  femeien  Landtage  begannen  ihre  Sitzungen  an  folgenden 
Tagen : 

1820  Juny  24,,  geschlossen  ö.  September^  Landtagßabschied 
vom  5.  Oktober  1820. 

1822  März  25.;  aufgelösst  11.  December  1824,  nachdem  sdion 
früher  Vertagung  eingetreten  und  in  einer  Proklama- 
tion vom  6.  Februar  1823  die  Ursachen  eines  grossen 
Zerwürfnisses  zwischen  Regierung  und  Ständen,  dai- 
gelegt  waren, 

1825  Februar  21.,  woraus  das  Gesetz  vom  U.  April  1825 
einigeVerfassungsbesUmmuDgen  enthaltend,  hervorging 

MI«M  riaun-fftotiMik.  19 
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1828  Febraar  95. 

isai  Uän  la.,  Gesetz  vom  28.  Dezember  18SI  iKeBmeoeniiig 

der  Stände vci^aiutnlung  u  s.  w.  betre&nd* 
1833  May  17. 
1835  März  28. 

1837  März  ü. 

1838  Februar  10^  ausserordentlicher  Landtag. 

1839  April  4 

1841  April  15^  Proklamatbn  des  Grossherzo^  vom  S.  August 

18^,  einef  „beklagenswertbe  Verirrung"  zweiler  Kam- 
mer betreffbnd ;  Aufhebung  des  Gesetzes  vom  28.  De- 
zember 1831,  unter  dem  5.  August  1841;  Auflösung 
der  Stände  durch  Verordnung  vom  19.  Februar  1842. 

1842  May  20. 

1843  November  21. 

184d  November  21«;  Auflösung  f846  Februar  8. 

1846  Iby  1. 

1847  Dezember  T. 

1848  Oktober  9.;  tmterbrochen  durch  die  s.  g.  konstituirende 

Versammlung  vom  10.  bis  29.  Juny  1849;  für  ge- 
schlossen erklärt  durch  Verordnung  vom  29.  Novem- 
ber 1849,  unter  Anordnung  von  Ej'gänzungswahlea 
für  den  Landtag  von  1850. 
1850  Marz  4.;  vertagt  März  23. 
1850  Aagost  28. 

Die  badensche  Regierang  vom  Jahre  1818  ging  bei  ihren 
Handlungen  von  dem  Gesichtspunkte  aus,  dass  nur  ^trek 
die  Mitwirkung  des  Volks  die  dringende  Gefahr  der  Zei'slück- 
lung  Badens,  beseitigt  werden  könne.  Sie  verkannte  nicht, 
dass  ihr  Ui*sprung  und  ihre  Verhältnisse  zum  französischen 
Protektor,  die  öffentliche  Meinung  gegen  sie  eingenommen 
hatten.  Diese  wider  günstig  zu  stimmen  war  ein  Gebot  der 
Selbsterhaltong,  weichem  die  aufgeklärten  damaligen  Leiter 
der  Verwaltung  in  versdiiedmien  Richtungen  Folge  leisteten* 
'  Es  unterliegt  wol  kaum  einem  Zweifel,  dass  die  im  Oktober  1818 
auf  dem  Achener  Kongresse  erledigte  Streitfrage  über  die  An- 
sprüche Bayerns  an  die  badensche  Pfalz,  damals  nicht  zu 
Gunsten  Badens  entschieden  scyn  würde;  wenn  .nicht  die 
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4 

öffentliche  Meinung  der  badenschen  Regierung  kräftig  zur 
Seite  gestanden  hätte.  — 

In  der  Regicrungszeit  des  Grossherzogs  Ludwigy  welcher 
im  Frühjahr  1830  starb,  fallen  noch  das  Gesetz  vom  5.  Ok- 
tober 1820,  über  die  VeraniioortlichkeU  der  Minister  und  ober- 
sten Staatsbehördeo  und  die  Verordnung  vom  15.  May  1887 
über  die  Zeildauer  der  wtderrafKcben  Anstellung  dc^  StaaU^ 
diener  (z.  v.  Verordnung  vom  3.  Mfirz  1831  die  (UTentlidie 
Ausschreibung  der  erledigten  Staatsdienerstellen  betreflend. 
Gesetz  vom  28.  August  1835  über  die  Ruhegehalte;  Verord- 
nung vom  14.  November  1839  über  die  Probezeit;  Gesetz 
vom  3.  August  1844  über  die  Besoldungen  und  Funktionsge« 
halte;  Gesetz  vom  27. Dezember  1848  die  Fortdauer  des  vor- 
bergebenden  Gesetzes  aussprechend;  Verordnung  vom  13.0k* 
tober  1847  über  die  Pensionirung  der  niedem  Diener;  prov, 
Gesetz  vom  3.  August  1849  über  die  Recblsverhiltnisse  der 
Gvil-  und  Hilitär-Staafsdiener  u.  s«  w.)  Sein  Halbbruder  und  Nacb- 
folger  Grossherzog  Leo/7o/£i  bewegte  sich  anfänglich  in  einer  frei- 
sinnigen Richtung,  wovon  die  Widerherstellung  der  Verfassung, 
die  Gemeindeordnung  vom  31.  Dezember  1831  nebst  Zube- 
hör,  (unter  dem  3.  August  1837  folgte  ein  Gesetz  über  die 
grossen  Bürger-Ausschüsse  und  im  September  1860  ein  Ge- 
setzentwurf, wodurch  sehr  wesentliche  Aenderungen  bean-^ 
tragt  wurden)  ^  die  Pressfreiheitf  die  Ernennung  beliebter 
Minister  u.  s.  w.  Zeugniss  geben.  Welche  Ur$oehm  der  spä- 
tere Sffsiemsfoechsel f  —  der  zu  fortdauernden  Streitigkeiten 
mit  den  Ständen,  zur  Untergrabung  des  Ansehens  der  Regie- 
rung, zu  allgemeiner  Unzufriedenheit,  endlich  zur  Revolution 
und  dann  zum  Siandrechte  führte  —  gehabt  hat;  gehört  hier- 
her nicht.  Aus  der  Regierungszeit  dieses  GrossherzogB  sind 
nur  noch  einige  Verfossungs-  und  Verwaltungs-Bestimmungen 
hervorzuheben,  nämficfa:  das  J^^tmage^-Gesetzvom  21.  Jnly  1839; 
die  Verordnung  vom  26.  Januar  1832,  wodurch  die  Kreis- 
direktionen aufgelöst  und  dafür  die  noch  bestehenden  vier 
Kreise:  der  Seekreis,  Ober-Rheinkreis,  Mittel-Rheinkreis  und 
Unter-Rheinkreis  mit  Provinzial-Regierungen  eingerichtet  wur- 
den; die  Verordnung  wegen  Organisation  eines  Staats$'aihs 
vom  23.  Dezember  1844^  dessen  Aulhebung  durch  Verordnung 

19* 
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vom  ao.  Oktober  1849  erfolgt  ist;  das  Geselz  vom  10.  April 
1849,  die  Einrichtung  und  den  Gesdiäflskreis  der  Verwaltungs- 
behörden betreffend  (Aufhehnng  der  Kreisregierungen  und 
Bezirksämter,  wofür  Krcisamter,  Kreisversammlungen,  Kreis- 
ausschüsse, über  düFcn  Geschaftsbehancllung  und  Kompetenz 
die  Verordnung  vom  25.  Juny  1850  bestimmt;  die  Verkündi- 
gung der  Grundrechte  des  deutschen  Volks  unter  dem  12* 
Januar  1849,  der  Beichsverfassung  und  des  Reichswahlgcsetzes 
unter  dem  4.  Hay  1849 ;  die  Proklamation  des  GrosshenBOgs 
(auf  der  Flucht  vor  den  ani^cblichen  Vertheidigern  der  deut-  . 
sehen  Reichsverfassung)  zu  Berg  in  der  Rheinpfalz  vom  17.  May 
1849;  die  Amneslie-ProklEfmation  des  Grosshcrzo^s  von  Frank- 
furt  a.  M.  2.  Juny  1849;  das  s.  g.  Stand  rech  tsgesetz,  erlassen 
zu  Frankfurt  a.  M.  am  9,  Juny  1849;  die  aus  Mainz  datirte 
Verordnung  vom  23.  Juny  1849,  wodurch  das  ganze  Gross- 
herzogthom  in  den  Kriegsznstand  erklärt  wird;  die  Verord- 
nung vom  3.  August.  1849,  wodurch  die' Wirksamkeit  der  Ge- 
setze über  die  Rechtsverhältnisse  der  Civil-  und  MiKtär-Staats- 
dirnier  beschränkt  wird;  (ein  Ijesetzentwurf  in  Retreif  der 
Rechtsverhältnisse  der  durch  Minist.- Verfügungen  angestellten 
Staatsdiener  ist  den  Kammern  am  2.  Oktober  1850  vorgelegt) ; 
sodann  die  Proklamation  des  Grossherzogs  nach  seiner  Rück- 
'kehr  nach  Karlsruhe  vom  18.  August  1849.  — 

Das  Giftet  dei  Gro$iker»oglkiimi  Badm  umfasst  in  einem 
GrenzumiSmge  von  989  badischen  Stunden  (wovon  gegen  Aus- 
land 89}  einen  Flächenraum  von  278.50  QM.  oder  2,43  Vo 

der  Gesammtfläche  Deutschlands;  es  ist  in  4  Kreise  mit  79 
Amtsbezirken  und  1594  Gemeinden  getheiU.  In  Beziehung 
auf  die  Verwendung  des  Bodens  giebt  es  amtliche  Angaben 
nur  aus  dem  Jahre  1833,  wo  behuf  der  Zehntablösungs- Vor- 
arbeiten Aufnahmen  gemacht  wurden.  Sie  lieferten  folgendes 
Eilgebaiss: 


• 
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1,476626  Morgen 

=8  26,0  DM.  34,8  Vo 

Wiesen  

t» 

•  IPV,« 

»» 

225759 

tf 

s  14  8 

tl 

5  3 

Weinsärten  . 

68064 

if 

=  45 

n 

1  6 

t» 

?» 

Wülrliin^rpn 

1)296861 

=  85,1 

tt 

30,5  „ 

Steinbruche ,  Kies- 

und  LebmgrubcQ  . 

t02 

l>  • 

s  0,0 

>» 

Unangebaai.  .  .  . 

21214 

•»  • 

=  1,4 

f» 

Resl  für  Ortsohaften» 

Gewässer  u.  Wege 

711594 

f» 

=  46,7 

»» 

16.8  „ 

Summe  4,d44340  Morgen 

^  278Vs  DMeilen. 

(Bemerkung:  1  Bnd.  Morgen  =  36  französische  Aren. 
16240  mrgm  s=s  1  dentedie  Qnadimt-Meile). 

I^iler  dem  Ackerland  befinden  sich  113459  Morgen  Reutr 
feld,  welches  nur  nach  mehrjähriger  Zwischenzeit  bebaat  wird. 

Die  Morgenzabl  der  Wiesen  hat  sich  nach  neueren  Anga- 
ben auf  410613  vermehrt,  die  der  Weingärten  auf  58000  ver- 
mindert. — 

Von  den  Waldungen  sind  986487  Morgen  der  Beaufsich- 
tigung durch  landesheri'liche  Bezirksförster  unterworfen,  nitm- 
lieh  244661  Domänen-,  501429  Gemeinde-,  20048  Körper* 
schalts-^  220349  Privat-Waldungen.  • 

Am  I.Januar  1847  ist  die  Moi^nzahl  1,320909  gewesen. 

Ueber  den  Ertrag  der  Aecker,  Wiesen  u.  s.  w.  sind  zur 
Zeit  noch  keine  vollsiänd.  offiiz  Berechnungen  vorhanden.  In 
den  nachfolgenden  Notizen  ist  beim  jährlichen  Ertrag  des 
Ackerlandes  der  Zehntanschlag  mit  den  Normalpreisen  der 
Zehnt -Entschädigungen  vom  Jahre  1833  zu  Grande  gelegt 
wozu  bei  Berechnung  des  Gesammt- Ertrags  noch  jetwa  V« 
für  die  zehntfreien,  herrschafUichen,  standesherrlicfaen,  ritter- 
schaflthchen  u.  a.  Güter  zugeschlagen  werden  musste.  Der 
Ertrag  an  Fulterkraiilern,  Handelspflanzen  und  Wein  ist  nach 
Miilheiiungen  des  landwirthschafllichen  Vereins  angesetzt.  * 
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Mdflikkie  auf  den  (vormals)  ieehiiipflichligen  Ackergütern* 
946d0  Malter  Weisen        k  fl.  1 1  42  kr.  s=  fl.  1»107054 


14880 

95 

Halbweizen  a 

«9 

9 

7 

9« 

— 

180e41 

804080 

>} 

Korn  ä 

99 

7 

12 

„2,189376 

297000 

ff 

.Gerste  k 

99 

5 

54 

„  1,752300 

1,390990 

99 

Dinkel  a 

»5 

3 

57 

i; 

„  5^494410 

44530 

ff 

Mischelfruchla 

W 

6 

x> 

267180 

523100 

n 

Hafer  a 

>9 

3  22 

ff 

9,  1,761406 

12850 

ff 

Webchkom  a 

99 

6 

ff 

„  77100 

14,644135 

Bund  Slroh  k 

>f 

6 

ff 

„  3,4664181 

(nimlichvon  1  Malter  Weisen^  Halbwelsen  und  Misclwl- 
frucht  20,  von  Korn  22,  von  Oenle  15,  von  Din- 
kel 10^  Tdn  Hafer  10'/,,  Baod  8tn»li  k  16  PAind.) 


Den  Gesammt-Erirag  an  Kartoffeln,  die  in  grosser  Menge 
gebaut  werden,  berechnet  Heunbch  auf  1,200000  Halter  a 
fl.  1  SB  fl.  1,200000. 

FuUerkriMer. 

Der  Morgen  Wiese  zu  20  Ztr.  Heu  und  10  Ztr.  Oebmd, 

giebt  8,212260  Ztr.  Iku  a  fl.  1  ^  und  4,106130  Ztr.  Oehrad 
a  40  kr.  =  10,949680  fl. 

Handelspfianzen. 
Hanf  im  Durchschnitt  der  Jahre  1839, 

1640  und  41  =  145645  Ztr.  Hanf  .  a  22  fl.      3,204190  fl. 
und  26081  Mltr.  Hanfjamen    .  .   .   k  15  „  :=    891215  „ 
Hopfen  im  Durchschnitt  der  Jahre 
1840,  41  und  42    .   «   .   .  s=  8352  Ztr.  =s    198852  „ 

Tabak  im  Durchschnitt  der  Jahre 

1840,  41  und  12     ....    =83643  „    =  1,018164  „ 
Die  Angabe  des  Hopfen-  und  Tabak -Ertrages  bezieht 
sich  nur  auf  den  üaterrhein-Kreis,  in  den  übrigen  Kreisen  sind 
diese  Kulturzwcige  ganz  unbedeutend. 

Ifetn.  Der  Morgen  zu  10  Ohm  gerechnet,  giebt  580000 
Ohm  k  fl.  12  s=  fl.  6,960000.  — 

Der  im  Vorstehenden  berechnete  Geldwerth  der  einzel- 
nen Erzeugnisse  ergiebt  die  Gesainratsumme  40,162481»/»  fl, 
und  mit  Zuschlag  von  für  die  im  Jahre  1833  zehnlfreien 
Ginindstücke,  als  Gesammitoerth  des  jährUclim  Ertrages  des 
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Fäd-  md  WMmus  50,208101  0.  *)  Die  jährlich  geschlagene 
Eobmaue  ferner  wird  (vom  Domfinenralh  Abe|^  auf  74I8{( 
Klafter  Notzhols,  858000  Klafter  Brennholz  und  auaeerdem 
185455  Klafter  Slumpenforennhois,  beredinet,  wonach  auf  jede 

Familie  im  Durchschnitt  3,9  Klafter  Brennholz  kommen. 
Die  Bevölkerung  betrug  am  Ende  des  Jahrs: 


Famüim. 

Köpfe. 

1820  . 

• 

1,051388 

1830  • 

• 

1,201081 

1888  . 

• 

1,208607 

1840  . 

■ 

1,206967 

1848  . 

.  261812 

1,835354 

1846  . 

• 

1,367486 

1849  . 

.  268879 

1,355950 

mithin  kommen  im  letzten  Jahre  axtf  einen  Kopf  der  Bewohner 
durchschnitUich :  Ackerland  1,09  Morgen,  Wiesen  0,21  Morgen, 
Weiden  0,17  Morgen,  Weingärten  0,05  Morgen,  Gärten  0,03 
Morgen,  Waldungen  0,95  Morgen,  (nach  der  Berechnung  fiir 
1847  aber  1,08  Morgen)  und  vom  Ertrage  auf  eine  Narmah 
famflie  von  5,04  Köpfen:  Weiaen  0,35  Malter,  Korn  1,18 Mal- 
ter, Gerste  1,10  Malter,  Dinkel  5,17  Malter,  Hafer  1,94  Malter, 
Kartofieln  4,46  Malter. 

In  Beziehung  ciu^ A/lerskla^scn  und  Geschlecht  beschränkt 
die  Badensche  Regierung  sich  auf  Ausfüllung  der  Zollvereins- 
Formolare  und  das  Ergebniss  für  1849  war: 

MmtUr  JVil^  *Per$m»m  IVal.-  Prst- 
utUer  U  JsdheU.  über  14  AnikäL  Xutammmt.  AnUM 
Jakr.  JtAr. 
Männlich    223721    16,50   486965    82,23      660686  48,78 
Weiblich    2121331    16,32    473933    34,95      695264  51,27 

445052   82,82   910898   67,18    1,355950  100 


Wenn  man  aus  den  Einzelangaben  im  landwirChschaftliclien  Wo- 
chenblatt eine  Gesammtberechnung  zusammeiist«IIt,  so  ergiebt  sich,  daas 
beispielsweise  im  Jahre  1846/7  im  Grossherzog(hun»  Baden  mit  ^Vmt€r•- 
/r//cÄ/e/i  4  83218  Morgen  oder  34,22"/o  alles  Ackerlandes  (dort  zu  1,412189 
Morgen  angegeben)  bestellt  waren;  im  Sommer  1847  mit  Sommer fÜtchttn 
512507  Morgen  oder  36>29  ^/o  des  gesammteu  Ackerbodeua. 
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Yön  dem  am  Schlüsse  des  Jahrs  1849voriiandeiien  Fa* 
milien  ernährtea  sich  durch 

Przt- 

Anth* 

1)  Landwirthschaft   .    109850  42,08 

(darunter  mit  einem  Steuerkapilal  von 

10000  fl.  und  darüber  1131,  zwischen 
1000  und  10000  iL  44429,  unter  1000  fl. 
49390  oder  44,90  %) 

2)  Handwerke  (ausser  39879  Hülfsperaonen)   104998  40,22 

3)  Fabrik gescfaäfte  (mit  8745  Hülfspersonen)       404  0,15* 

4)  Handeisbetrieb  (mit  2912  Gehiilfen)  .   .      8712  3,34 

5)  Zinsengenuss ,  Besoldungen  u.  s.  w.  (da- 
runter 25383  Klassensteuerptliclitige)  .   •     37118  14,21 

261082. 100 

Die  durchschnittliche  Bcßolkerungszunahme  betrug  bis 
1846,  für  den  ganzen  Staat  0,92  Vo;  fiir  einzelne  Landes- 
theile  war  die  höchste  Durchschnittszunahme  0,99  %,  die 
geringste  0,80  »/o.  Baden  enthält  3,28  %  der  Gesammtbe- 
völkenmg  Deutschlands  und  da  es  auf  der  nMeile  durch- 
schnittlich 4910  Bewohner  zählt,  nimmt  es  hinsichtlich  der* 
Yolksdichtigkeit  in  Deutschland  die  Ute  Stelle  ein. 

Der  Viehsiand  war  nach  der  Zählung: 

erwachsene  Pferde     .   :    [J^J^j  JJJJJ 

Fohlen  bis  zum  2ten  Jahre  (1848)  6213 

Farren  (1845)  5194 

Ochsen  (   „  )  72597 

Kühe  (   ».  )  300835 

Jungvieh  (       )  196662 

Schlafe   .......   (1832)  188706 

Schweine  (1842)  481000 

Auf  ein  Stuck  Grossvieh  treffen  durchschnittlich  1,49 
Morgenr  Wiesen  und  Weideland  und  3,28  Morgen  Ackerland* 

lieber  die  Zersfückluny  des  Bodens  habe  ich  statistische 
Aiij^aben  nicht  aulgefunden;  werthvoile  Bemerkungen  aber 
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cinies  anftnericsamen  und  sadikandigen  Beobachters  stehen  in 

Aheggs  Schrift  zur  Verarmungsfrage,  Rastatt  1849. 

Im  badcnschen  Gebiete  befinden  sich  115  Städte,  45 
iMaiktnccken,  1634  Dörfer,  533  Weiler  und  Zinken.  1858  Höfe 
einzelne  Häuser  und  Hausergruppen,  zusammen  4185  Wohn- 
orte. — 

In  1^  Städten  Uber  4000  Einwohner  sind  9,4  %4  in 
sämmtliclien  IIS  Städten  aber  99,8  Vo  der  ganzen  Bevölke- 
.  rang.  — 

Ueber  die  Zahl  der  Häuset*  giebt  es  keine  zuverlässige 
Angaben.  Heimisch  schätzt  sie  im  Jahre  1834  auf  etwa 
180000,  welche  zu  fast  180.000000  11.  gegen  Feuer  versichert 
waren.  Der  nach  der  Umlage  der  Beiträge  zur  Feuerverr 
sicherungs-Anstalt  für  1849—50  (774442  fl.  durdi  14  kr.  von 
je  100  fl,  Gebäude- Anschlag)  berechnete  Kapitalwerth  ist 
331,908870  fl. 

Um  sodann  einige  gesefneMUehe  Angaben  tf6er  dm  StaaU'» 
haushält'  und  das  Abgabenwesen  im  Allgemeinen  zu  uiachen, 
bemerke  ich  folgendes.  Eine  Verordnung  vom  31.  August  1808 
begann  mit  Regelung  des  Abgaben-  und  Schuldenwesens  in 
dem  neu  gebildeten  Staate ;  verschiedene  Steuern  zni:  Deckung 
des  Defizits  wurden  ausgeschrieben  und  eine  Tilgungskasse 
errichtet.  Beigefiigt  ist  eine  Uebersioht  der  Generalkasse- 
Bmnahmen  und  Ausgaben  nach  dem  laufenden  Btat  Rir  1808, 
wonach  Erstere  2,953987  fl.  (d.  i.  3,27  fl.  auf  den  Kopf  der 
damaligen  Bevölkerung),  Letztere  3,472766  fl.  betrugen.  Die 
grosse  Verschiedenheit  nicht  nur  der  Abgaben  in  den  erst 
seit  einem  Jahrzehnd zusammengekommenen  Landestheilcn,  son- 
dern auch  die  Ungleichheit  der  Belastung  der  einzelnen  Ein- 
wohncrklassen ,  in  Folge  bisheriger  Befreiungen,  oder  durch 
die  Natur  dei*  Steuern;  führte  schon  früh  zu  Verwirklichung 
der  Idee  einer  gerechieren  BtMieuenmg,  Allerdings  aber  lie^ 
zwischen  dem  Anfange  und  derAusfilhrung  ein  grosser  Zeitab- 
schnitt; denn  während  eine  Kommission  zur  Ausgleichung  der 
direkten  und  indirekten  Steuern  bereits  unter  dem  31.Au2:ust 
1808  ernannt  wurde,  erfobte  die  Auscleichun2;s- Verordnung; 
erst  am  11.  Juiy  1817  und  die  letzte  Frist  zum  Anbringen 
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von  Beschwerden  dagegen»  lief  sogar  bis  zum  ioly  1839  (Ge- 
Selz  vom  14.  May  188a) 

Abgesehen  von  ausserordentlichen  Kriegssteuem ,  begann 
die  Erhebung  einer  neuen  Grund-,  Häuser-  und  Gewerbe- 
'  Steuer  (z.  v.  u.)  für  das  Etatsjahr  1815/6  mit  der  Summe  von 
1,800000  fl.  In  demselben  Jahre  wurde  den  mit  Kriegsschulden 
belasteten  Gemeinden  gestattet,  zum  Schuldenabtrag  von  allem 
ansser  Landes  gehenden  Vermögen.  8  V«  Abgabe  zu  erheben 
und  erst  im  Jahre  1835  (Minist  Yer^  vom  80.  Juny)  wurde  diese 
Abgabe  abgeschafft,  jedoch  auch  dann  imr  hiosichtlich  der 
nicht  mehr  verschuldeten  Gemeinden. 

Aus  den  Steuerausschreiben  für  die  Jahre  1816/7  und 
1817/8  ergiebt  sich  folgendes:  In  jedem  dieser  Jahre  betrug 
die  Umlage  18  kr.  von  je  100  (1.  Steuerkapital,  welches  Ka- 
pital für  den  ersten  Zeitraum  717,996958  fl.,  für  den  letzten 
720,814648  fl.  oder  auf  den  Kopf  der  damaligen  Bevölkerung 
durchschniuiich  708,85  fl.  betrug.  Der  ItoAertrag  der  Steuer 
war  fiir  das  Btatsjahr  1816/7  zu  8,153801  fl.  (IMieinnahme 
1,898884  fl.  also  Gewinnungskosten  7,80%);  für  dasEtaisjahr 
1817/8  zu  2,090349  fl.  nach  Absatz  von  72095  11.  Vergülun-  ' 
gen  an  Plarr-  und  Schul-Dienste  und  für  Nachlässe,  berech- 
net (Äemeinnahme  1,917883  fl.  also  Gewinnungskosten  6,82  Vo 
der  Roheinnahme).  Von  dem  Rohertrag  kamen  duFCfascbnitt- 
lieh  8,05  fl.  auf  den  Kopf  der  damaligen  Bevölkerung. 

Um  diese  Zeit  (1817  iuly  8)  wurde  eine  Steuer-Exeku- 
tions-Ordnung  erlassen,  weldie  unter  dem  16,  Juny  1848  ei- 
nige  Veränderungen  erlitt  Verfügungen  zu  ähnlichen  Zwedcen 
sind:  die  Verordnung  vom  13.  Dezember  1827,  wodurch  das 
Verfahren  der  Beitreibung  der  Domanial-  und  Grundherrlich- 
keits  Gefälle  vorgeschrieben  wird ;  die  Verordnung  vom  4.  April 
1838  über  das  Verfahren  in  Sleuer-Strafsachen ;  die  Verord- 
nung vom  30.  July  1840,  die  Bestrafung  von  Steuervergehen 
betreffend;  das  Gesetz  Über  die  Verjährung  der  öffentlichen 
Abgaben  vom  81.  July  1888;  das  Gesetz  vom  8.  July  1648 
über  die  Steuer^kwurgenehfy ,  Schätzung^räthe  und  Steuer- 
kataster, abgeändert  durch  Gesetz  vom  18.  Februar  1849  mit 
Vollzugverordnung  vom  30.  März  1849  (z.  v.  unter  Kapital- 
steuer.) — 
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In  Folge  der  Verfassung  und  ständischen  Einwirkung 
musston  hinsichtlich  des  Staatshaushalts  in  vielen  Verhähnis- 
sen  Aenderungen  herbeigeführt  werden.  Namentlich  hervor- 
.  aEuheben  sind  die  Veränderungen  hinsichtlich  der  Kontrolle 
und  in  Beziehung  auf  das  Scholdenwesen.  Schon  im  Jahre 
1819,  durch  Verordnung  vom  16;  März»  wurde  eine06errecik* 
mmffikammft  errichtet,  deren  GeschSMUbrong  durch  eine 
Verordnung  vom  II.  Oktober  ISSlft  neu  geregelt  ist.  bleich- 
zeilig  im  Jahre  1819  wurde  der  Anfang  des  Etalsjahrs  auf 
den  l.Juny  verlegt;  durch  Verordnung  vom  13.  Februar  1836 
ferner  ist  dafür  der  1.  July  gesetzt  und  endlich,  ist  man  im 
Jahre  1841  zum  1.  Januar  übergegangen.  Das  betreffende 
Gesetz  vom  5.  August  besthnmt  ferner,  dass  Tiir  den  Zeitab- 
schnitt vom  1.  Jnly  bis  letzten  Dezember  1841  *ein  besonde- 
res Budget  aufgest^  werden  solle.  Die  Art  der  Mitwirkung 
des  ständisschen  Ausschusses  bei  Anleihen  und  bei  der  Kon« 
(rolle  der  Schuldentilgungs- Kasse,  ist  durch  Gesotz  vom 
5.  Oktober  1820  geordnet  (z.vgl.  unten  den  Abschnitt  Staats- 
schuJd.  — 

Die  Bestimmungen  der  Verfassungs  -  Urkunde  vom  22.  Au" 
ffust  iSiS  über  die  Wirksamkeit  der  Stände  hinsichtlich  des 
Sktaldüiiuhalti  stehen  in  den  §§.  &3  bis  einschliesslich  63, 
Ihr  Inhalt  (mit  Ausnahme  der  ^.  58  und  58,  welche  vom 
Domaoiom  handeln,  wovon  unten)  ist  Folgender: 

%.  53.  Ohne  Zustiroinung  der  8tiiide  kann  keine  Auflage  ausgo- 
Mkrieben  nnd  erkoben  werden. 

g  54.  Da»  Anflagengeeete  wird  in  der  Regel  IQr  xwel  Jtlire  gege- 
ben. Solehe  Anlagen  jedoch^  m(t  denen  anf  Ubigere  Seit  abgesckMwMBe 
Vertrüge  in  nnmlcteUMrer  VeiUndung  stehen',  kSnnen  vor  AUaof  des  be- 
lieAnden  KonlnktB  ntdit  aligeinderC  werden. 

8*  55.  Mt  den  Bntwnrf  des  AuSngeqgeaetMs  wird  dnn  StwUaM- 
gti  nnd  eine  detnülirte  Uefeeraicbit  Mier  die  Verwendmif  der  yerwUHlKtea 
Mdtr  von  den  IMheren  Elntofnbren  ttbergefceo»  Be  darf  ^darln  kein 
Poaten  für  gebeüne  Amgaben  vorkommn,  wofür  nicht  eine  aehrüttiehe» 
von  ;elneni  Mi^lied  dea  StnnCeniiniaterInnw  koniraafgnirte  Veralehemag 
dea  Groaahenoga  beigebmclit  wird,  daaa  die  Snmne  snni  wahren  Beaten 
des  Landes  verwendet  worden  sey,  oder  verwendet  werden  aolle. 

5»  56.  Die  St&nde  können  die  Bewilllgvqg  der  Stenern  nksht  an  Be- 
dingungen knjipfm. 


I 
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8«  OIm  ZutinnuDf  der  Gttiiid«  lunm  kda  AnMeii  gültig  ge- 
macht werden«   jknegenommen  sind  die  AnlebeDy  wodarch  eteleateige 

Einnahmen  zn  etatsmiussigen  Ausgabea  iliir  autlcipirt  werden,  so  wie  die 
Geldaufbahme  der  Amortisationskasse,  zu  denen  sie,  vermOge  ihres  Fun- 
dntUnugeseCsefly  emachtigl  ist  CVergieiche  Zilier  21), 

Fftr  Flüe  eines  ausserordentlichen  nnvorheigesehenen  dringenden 
Stastsiiedürfkiiaws,  dessen  Betrag  mit  den  Kosten  einer  ausserordentUdwn 
Versammlung  der  Stände  niebt  im  Yerhältniss  sieht  und  woxn  das  Kre- 
dltralnm  dar  Stinde  nicht  reicht^  ist  die  Zustimmung  der  HcMeit  des 
An8schnss||i  hinreiehend,  eine  GeldanAiahme  gllltig  su  maehen.  Dem  nftch- 
sten  Landtag  werden  die  gepflogenen  Verimndlnngen  voigdegt. 

$.  6<K  Jeder  die  Flnannen  betreiMo  Gesitaeatworf  geht  luerst  an 
die  «weite  Kammer,  und  kann  nur  daan,  wenn  er  von  dieser  aagenom- 
men  worden,  vor  die  erste  Kammer  aur  Ahstsimmong  ilbei^  Annahme  oder 
Nichtannahme  im  Gänsen  ohne  alle  Abänderung  debracht  werden. 

§.  61.  Tritt  die  Melirheit  der  ersten  Kammer  dem  Besclilnss  der 
zweiten  Kammer  nicht  bei,  so  werden  die  bejahenden  und  verneinenden 
IStimmen  heider  Kammern  zusammeugezithlt  und  nach  der  absoluten  Melir- 
heit säiumtlicher  Stimmeu  der  StändebescUuss  gezogen. 

S.  6^  Die  alten  auch  nichi  ständigen  Abgaben  dfirlbn  nach  Ablauf 
der  Verwillignngsseit  noch  sechs  Monate  fort  erhoben  werden,  wenn  die 
Ständeversamndnng  aufgelOset  wird,  ehe  ein  neues  Budget  su  Staads 
komm^  oder  wenn  sich  die  ständischen  Berathungen  ▼erxSgem. 

g,  68.  Bei  Rilstnngen  sn  einem  Kriege  und  während  der  Dauer  eines 
Krieges  kann  der  6rosskerB<ig,  snr  schleunigen  und  wirksamen  Erfttllnng 
aeiner  Bnndespfliditeo,  auch  vor  eingeholter  Zustimmung  der  Stände  gOI- 
tige  Staatsaalehen  maehen  oder  Kriegssteuem  anssdvelben.  Für  diesen 
Fril  wird  den  Ständen  eine  nähere  Einsicht  und  Hitwirku«  in  der  Ver^ 
waltung  in  der  Art  eingeräumt: 

1)  dass  der  alsdann  zusammen  zu  berufende  Ansschuss  zwei  Mitglieder 
an  die  Minis(orien  der  Finanzen  und  des  Kriegs  und  einen  Kommissair 
zur  KriegskiLsse  abordnen  darf,  um  darauf  zu  wachen,  dass  die  zu 
Kriegszwecl<en  erhobenen  Gelder  auch  wirlilich  und  ausschliesslich 
zu  diesem  Zweclie  verwendet  werden,  und  dass  derselbe 

>%)  zu  der  jeweils ,  wegen  Kriegsprästationen  aller  Art  aufBustellenden 
Kriegskonimission  eben  so  viele  Mitgliedei-  abzugeben  hat,  als  der 
Grossherzog^  ohne  den  Vorstand  an  rechnen,  zur  Leitung  des  Itlarsoh-, 
Verpfi^ngs-  und  Lieferungswesens  ernennt.  Auch  soll  der  Aus- 
schuss  das  Hecht  haben ,  zu  gleichem  Zweck  einer  jeden  Provinzial- 
Behörde,  aus  der  Zahl  der  in  dem  Provinzbexirk  wohnenden  Stände- 
glieder,  zwei  Abgeordnete  beizugeben« 
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Es  sind  Dachträglich  noch  einige  Verordnohgen  m  er« 
wsilinen  welche  auf  das  Famelle  des  Reckmmgiwesene  sich 

beziehen.  Dahin  gehören  die  Verordnung  und  Instruktion 
vom  1.  November  1825  über  das  Ab-  und  Zuschreibon  und 
die  Eiiiebung  der  direlvlcn  Steuern,  abgeändert  in  einigen 
Theiteo,  wegen  Umsetzung  des  Rechnungsjahrs,  durch.  Verfü- 
gung vom  4.  April  1842.  Ferner  die  durch  Verordnung  vom 
30.  Ifärz  1826  geschehene  Errichtung  einer  S^uerdirekHon  fiir 
die  ZentralleituDg  des  direkten  und  indirekten  Steuerwesens 
unter  dem  Finanzministerium.  Sodann  ein  Gesetz  wodurch 
die  Grösse  des  Betriebsfonds  der  einzelnen  Behörden  be- 
stimmt wurde  vom  14.  May  1828;  eine  Bekanntmachung  vom 
15.  April  1833,  dass  die  Verwaltung  der  Justiz-  und  Polizei- 
Einnahme  dem  Finanzministerium  zugetheilt  werde  und  eine 
Verordnung  vom  20.  März  1834,  welche  die  getrennte  Ver- 
rechnung der  aus  Rechtspflege  und  Verwaltung  fiiessenden 
Staatseinnahmen  bestimmt;  eine- Verordnung  vom  24.Novbr. 
184d  wodurch  die  M^nxüenDolhmg  dem  Finanzministerium 
unmittelbar  unters;eordnet,  auch  das  Sahnenwesen  und  Sahs- 
regal  an  die  Sienerdirektion  überwiesen  wurde.  —  Die  den 
Ständen  vorgelegten  Staats -Rechnungen  sind:  die  Haupl- 
Staatsrechnung.  die  Rechnungen  der  Aniorlisationskasse,  Zehnt- 
schulden-Tilgungskasse,  des  Domanial-Grundstockes,  des  Staats« 
Grundstockes,  der  Eisenbahnschulden -Tilgungskasse;  sodann 
folgende  Rechnungen  der  ans  der  Hauptstaatsrechnung  aus- 
geschiedenen Vtf  waltongszweige  :  der  Postverwaltung,  Bisen« 
bahn-Betrid)sverwaltung,  Eisenbahn-Betriebsmaterialkasse,  Ei- 
senbahn-Bauverwaltung der  Hauptbfidin,  desgleichen  der  Main- 
Neckarbahn  (Rechnungen  über  den  Betneb  dieser  Bahn  sind 
bisher  nicht  vorgelegt),  endlich  der  Badeanstalt- Verwaltungen. 

Im  Allgemeinen  darf  behauptet  werden,  dass  das  Staats^ 
redimmffswesen  Badens  über  die  einzelnen  Verhältnisse  des 
flausfaalts,  schnellen,  klaren  und  bestimmten  AuMiluss  giebt; 
ein  Vorzog  den  man  nicht  viden  Staaten  nadirühmen  kann. 

Die  Ereignisse  der  letzten  Jahre  aber  haben  in  Wesen  und 

Form  auch  dieses  Staatshaushalts  tiefe  Spuren  zurück  gelas- 
sen j  an  die  Stelle  des  geregelten  Haushalts  ist  ein  bedeuten- 
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der  und  dauernder  Einnahmeinangel  getreten ;  die  schwebende 
Schuld  isl»  ungeachtet  ausserordentlicher  Steuern,  erechreckend 
gewachsen;  die  Betriebskapitale  sind  theüweise  verbraucht 
die  Materialyorräthe'  zum  grossen  Tbeil  verschwunden; 
drüdcende  neue  Lasten  ruhen  auf  dem  Lande  und«  sieben 
noch  in  Aussicht;  was  aber  die  j^rössle  Besorgniss  er- 
regen muss,  dass  ist  die  in  manchen  Landestheilen  wahrge- 
nommene Abnahme  der  Steuer fähiykeit.    Schon  für  das  Jahr 

1848  bat  weder  die  Beratbung  eines  Voranschlages  noch  re- 
gebnässige  Steuerbewilligung  Statt  gefunden;  durch  Gesetz 
vom  1.  April  1848  wurde  die  Forterbebang  der  Steuern  iiir 
den  Zeltraum  vom  i  Januar  bis .  Ende  Juny  i848  ausge- 
sdnieben»  durch  Gesetz  vom  4.  Juny  1648  bestimmt,  dass 
fiir  die  ordentlichen  Einnahmen  und  Ausgaben  im  Jahre  1848 
das  Finanzgesetz  für  1847  maassgebend  seyn  solle.  Ein  neues 
Gesetz  verlängerte  die  Forterhebung  der  Steuern  für  die 
ersten  3  Monate,  das  Gesetz  vom  21.  März  fiir  April  und  May 
1849;  dann  erfolgte  die  Vorschrift  zur  Fortzahlung  bis  De- 
zember 1849,  durch  Grossherzogliche  Verordnung  aus  Mainz 
vom  6.  Joly.  Schon  vorher  hatten  Breignisse  Statt  gefunden« 
welche  nicht  nur  dem  PrivaCvermögen  des  Landes  unbe* 
redienbaren  Schaden  zufügten,  sondern  audi  die  Staatskasse 
in  eine  gänzlich  trostlose  Lage  brachten.  In  der  dritten 
Sitzung  der  s.  g.  konstituirenden  Versammlung  am  12.  Juny 

1849  erklärte  der  republikanische  Finanzminister:  die  Landes- 
kassen Seyen  leer,  die  SchuldentÜgungskasse  allein  erhalte 
die  Staatsmaschine  noch  im  Gange,  etwa  1  Mill.  fl,  Steuern 
Seyen  rückständig,  eine  Zwangsanleihe  allein  könne  aushelfen. 
Selir  begreiflich  bietet  der  genau  einen  Ifonal  später  von  dem 
rechtmässigen  Flnanzmimster  erstattete  Bericht  (Reg.  BL  vom 
19.  July  1849)  ein  noch  ungleich  traurigeres  Bild  der  finan» 
ziellen  Verhältnisse  dar;  auch  waren  damals  bedeutend  grössere 
Gddmiüel  erforderlich,  Sie  sollten  durch  folgende  vom  14.  July 
datirte  Verordnung  herbei  geschaft  werden:  durch  Erhebung 
der  bereits  früher  gesetzlich  festgestellten  Kapitalsteuer;  des- 
gleichen einer  ausserordentlichen  Vermögenssteuer;  durch 
firäffiiung  eines  ausserordentiiofaen  Kredits  von  1  BliU.  fl.  fdr 
die  General^Staatskasse  bei  der  AmortlsationskasBe;  durch 


Digitized  by  Google 


803 


AQftiabino  eines  freiwiUigeD  Dariehns  bis  tarn  Beirage  von 
I  Mill  fl.  Dazu  kommt,  cor  Deckung  der  Kosten  des  Böiger- 
kriegs,  die  durch  Verordnung  vom  91.  Dezember  1840  aus* 

geschriebene  Ausgleichungsstcuei.  Allein  alles  dieses,  sammt 
den  Vermögens-Beschlagnahmen,  wird  nicht  autreichen;  nicht 
einmal  znr  Deckung  der  laufenden  Bedürfnisse,  noch  weni- 
ger zur  Bestreitung  der  ausserordentlichen  Ausgaben,  am 
wenigsten  zur  HersteUung  der  frübereB  Ordnmig  in  Staats- 
haosbalt 

AUe  bisherigen  Maassregeln  waren  deshalb  auch  nur  auf 

das  Bedürfniss  des  Augenblicks  gerichtet.  Ein  Steuer^Aui^ 
schreiben  für  die  Monate  Januar,  Februar  und  März  1850  er- 
ging unter  dem  30.  November  1849;  ein  Gesetz  über  die  Er- 
hebung der  Steuern  im  März,  April,  May  1850  erfolgte  am 
30.  März  1850;  iUr  Juny  und  July  am  30.  May;  für  August 
und  September  am  1.  August;  fiir  Oktober  und  November 
am  5.  Oktober  1850. 

Der  am  4.  März  1850  zusammengetretenen  Sländever- 
sammlung  wurde  das  Budget  der  Einnahmen  und  Ausgaben  für 
1850/1  nebst  ausführlichen  Belegen  mitgetheilt.  Sie  gelangte  jedoch 
nicht  zur  Erledigung  und  die  am  29.August  eröffnete  Versammlung 
beschäftigt  sich  daher  mit  dieser  schwierigen  Aufgabe.  Einstweilen 
sind  zu  der  früheren  Vorlage  noch  einige  Nachträge  gekommen. 

B.  StaatseinoaluieB. 

«I  Im  Allseoaef 

Das  Einnahme  -  Budget  des  Grossherzogthums  Baden  hat 
den  seltenen  Vorzug,  schon  seit  einer  Reihe  von  Jahren 
sämmtliche  unmittelbare  und  mittelbare  Roh-  und  Reinein- 
nahmen aller  einzelnen  Kassen  des  Staats  in  übersichtlicher 
vereinter  Oarsteilung  vor  Augen  zu  bringen.  Dieses  ist  jedoeh 
nicht  immer  in  voller  Ausdebnong  der  Fall  gewesen,  denn 
erat  seit'  1891  isl  eine  sehr  befiriäigende  Vollsländigkeit  er- 
reicht und  dieser  Umstand  sowohl,  als  dass  später  widerum 
geschehene  Ausscheiden  der  Einnahmen  von  der  Post,  den 
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Eisenbahnen  und  Badeanslalten  aus  dein  onientlichcn  Budget; 
machl  dteVei^leiche  der  GesammlBiiinmen  fräherer  Jahre  mit 
den  neusten  entspredienden  Ergebnissen  weniger  zutreffend. 
Unter  diesen  Vorbehalten  verzeichneich  die  Reineinnahmen, 

Lasten  und  Gewinnungskosten  nach  einer  Reihe  von  Finanz- 
ii;('sotzen  wie  folgt;  indem  ich  widerholend  beniorlvo ,  dass 
seit  dem  1.  Januar  1842  das  Rechnungsjahr,  welches  früher 
von  July  zu  July  lief,  mit  dem  Kalenderjahre  übereinstimmt. 


.  Jahr 

Lasten  und 

oder 

liein-Eiii- 

Gervin- 

Jahres- 

imhnw  in 

Vermehrung- 

ntings- 

Durch' ; 

lU  Rhein. 

Kusien  in 

sehmit 

fl.  Rhein. 

Verme/truny. 


1821/23 
1825/2T 
1828/30 
1835/36 
1839/40 
1843/43 
1844 
.1845 
1846 
1847 
1848 
1849 


1850 
1851 


7,642000 
7/231000 
7,531000 
8,419000 
8,305000 
9,406000 
9,853000 
9,864000 
10,387000 
10;384000 
10,714000 
10,450000 


9,463273 
9,465054 


411000 
111000 
77  7000 
663000 
+  1,764000 
2,211000 

2,mooo 

--2,745000 
2,742000 

—  3,072000 
+  2,808000 

oder 
36,74  0/^ 
+  1,821273 
+  l,b23054 
oder 
23,85  o/o 


1,944000 
2,115000 
2,302000 
4,291000 
5,717000 
5,355000 
5,395000 
5,387000 
6,151000 
6,154000 
5,848000 
4,492000 


4,855647 
4,85ü992 


-f  171000 
-L  358000 

—  2,350000 

—  3,773000 
--  3,411000 
--•8^461000 

-  -  3.443000 

-  -  4,207000 
--4,210000 

-  3,904000 
-|-  2,548000 
oder 
131,07  % 
+  2,911647 
4-  2,912992 
oder 
149,84% 


JKe  Lasten 
und  Gfirin- 

11  II  II  qi- 
hfsttn  sind 
Pror.rntr' 

'{er  Höh- 
fint 


20,28 

22,63 

23,41 

33,77 
40,7r^ 

36,2afe; 

35,38 

35,32 

37,1»/:^ 

37,21. 

35,31 

30,Q6^^ 


33,91 
33,91 


Ein  anderes  Ansehen  bekommen  diese  Verhältnisszahlen 
wenn  man  die  in  neuster  Zeit  in  das  ausserordentliche 
Budget»  oder  in  besondere  Rechnungen  verwiesenen  Ein- 
nahmen von  der  Post,  der  Bisenbahn-Verwaltung  und  den 
Badeanstalten  (wie  das  ohne  Zweifel  geschehen  mtisste),  in 
die  Nachweisungen  der  regelmässigen  Einnahmen  aufnimmt 

'Dann  ist  beispielsweise  dieSchlussummc  der  Roheinnahmen  im 

* 

0 
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Jahre  1833  11^58246  fl.  und  davon  betragen  die  darin  be- 
findtichen  Lasten  und  Gewinnangskosten  Vo.  IMe  Roh- 
emnabme  im  Jahre  1846  (nach  der  HaupUStaalsrecfanang) 
bi  dann  20,086397  fl.  gewesen»  im  Jahre  1849  (nach  dem 
revidirten  Hanptfinanzetat)  18,104004  fl.,  wovon  die  Lasten 
und  Gewinnungskosten  zu  6,486235  fl.  oder  mit  35,87  % 
berechnet  sind-  Zu  den  Vergleichen  der  einzelnen  Einnahmen 
wähle  Ich  die  Jahre  1833,  1846  und  1851,  auf  Grundlage 
meiner  hiernach  folgenden  vervollständigten  Au&tellung. 
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taekliiiiig 
€  i  tt  n  a  4  m  e. 


Rnlieinnahme 

nach  dem 
Ukupt-Fiaanz- 
etat 
für  1893 
in 

11.  rliein. 


Gewin« 
nungR- 
KoÄten 
Prozent* 

der 
RoheiB- 


/*  I  Jnstimtimsterinm. 
1. 1  Bezirks- Justiz 
2.  SUalanstalten 

//.  I  Mtnisteriuin  des  Inneift, 

1. 1  Amtskassenverwaltung 
2. 1  Bezirks-Jtistiz  und  Poiizey 
3. 1  Krdsverwaltung 
4. 1  Siechenanstalt 
5.  Fleil-  und  Pflege-Anstalt 
6. 1  Polizeiliche  Verwahrungs-Anslalt 
7.  Wasser- und  Strassenbau-Verwaltung 
8. 1  Landesgestiit- Verwaltung 

Kriegsministerium. 
I IV.  I  Finanz-Ministerium. 
1. 1  Kamerai-Domänen- Verwaltung 
2.  Foi-st-Domänen -Verwaltung 
3. 1  Berg-  und  Hütten-Verwaltung  (ohne  den 
Betrag  des  umlaufenden  Betriebsfonds) 
4. 1  Saline-Verwaltung 

5.  Zoilverwaltang 

6.  Hänz-Yerwaltung 

7.  Allgemeine  Kassenverwaltong . 

8.  Post- Verwaltung 
d.  I  Eisenbahn-Verwaltung 


— 

21150 

19,89 

1 

412 

— 

8592 

— 

3317 

— 

10900 

— 

1925 

— 

15610 

1,558000 

58,18 

1,107150 

49,66 

654000 

80,93 

1  236000 

38,88 

1,199800 

10,86 

520338 

100,— 

34192 

16,80 

520920 

57,09 

|10. 1  Badeanstalten-Verwaltung 
1 1 1 . 1  Steuer-Verwaltung .  .  . 

a.  I  Grund-,  Häuser- und  Gewerb-Steuer,  mit 
EinscblttSsderBerörsterungskostenund 
der  Flttss-  und  Dammbau-ßeiträge 

b.  I  Klassensteuer  .... 
Accise  und  Ohm  gel  d  .  . 

d.  I  Justiz-  und  Polizei- Gefälle 

e.  Forstgerichts-Gefälle  .  . 

f.  Brückengefälle  .... 
g*  I  Verschiedene  Einnahmen 


2,6398301  8.84 

180000 
1,313900 

7831001  12,41 


3,66 
6,13 


355461  59,92 


Zusammen  Steuer- Verwaltung  |  4,952876  18,20 
Gesainmt-£iunahme  des  laufenden  Jaht^  [l  1,8582461  34,79 
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Roiieinnahme 
nach  der 
llaupt- 
StsatArecli- 
niini; 
far  1646. 


Pro- 
xeat- 
Antheil 
■  n  der 
End- 
summe. 


floheui- 

nähme. 


Kosten. 


uach  dein  Voranscblag; 
für  18^1. 


Gewin- 
nung«- 
Kon(en 
Proxcnte 

der 
Rohein- 
nalime. 


Pro- 
xent- 
Anlheil 
an  der 
End- 
summe. 


Vcrgleichung 
der  Jahre 
1833  und 
1851. 
4-  Zunahme 
—  Abnahme. 


98189 
12C187 


28118 
134552 
12682 
32013 
10994 
26630 

1,334853 
1,785910 

711857 
1,406383 
3,086852 
1,341794 

229893 
1,084608 
2,210925 


59494 


2,766703 
148497 
2,109592 
1,194522 
94794 
5591 
44764 


0.48 


0,63 


0,14 

0,67 
0,06 
0,20 
0,05 


6,65 
8,90 

3,54 
7,01 

15,38 
6  69 
1,15 
5,41 

11,02 


0,30 


0,364463 


30,086397 


13,79 
0,74 

10,52 
5,95 
0,47 
0,03 
0.22 


102448 


146346 
z.  V.  1. 

53062 
120304 
16864 
27202 
11726 
23070 


1,337275 
1,339371 

559146 
1,372453 
2,890814 
444542 
39610 
1,210945 
1,877831 
und  37563 

Reineinnahm« 
von  der  Main- 
Nockarbahn. 

60487 


31,72 


100- 


2,775767 
152482 
1,585705 
1,185740 
83045 
3600 
51474 


59664 


8745 


34623 
56063 
8117 
2021 
472 


757660 
745063 

533352 
335613 
928275 
449906 
168932 
957435 
877059 


34025 


202542 
11083 
118332 
149803 
62731 
4661 
7201 
U.212134 

Gemeinnante 
Lanten  ti.  V«r- 

«  ah.-Ko.iten. 


5,837813  768487 


17,508872]  6,725512 


58.24 


5,9 


65,25 
.46,60 
48,13 
7,43 
4,02 


56,66 
55,63 

95,38 
24,45 
32,11 
101,21 
126,49 
79,06 
46,71 


56,25 


7,29 
7,27 
7,46 
12,63 
75,54 
129,47 
13,99 


13,16 


38,41 


0,58 


0,8 


0,30 
0,68 
0,09 
0,16 
0,07 
0,13 

7,64 
7,65 

3,19 
7,84 

16,51 
2,54 
0,23 
6,92 

10,72 
0,22 


0.35 


15,85 
0,87 
9,06 
6,77 
0,48 
0,02 
0,29 


33.34 


+  88884 
+  125196 

+  52650 

+  111712 

+  13547 

+  1630*^ 

-|-  9781 

-f-  7460 

4-  220725 
+  232221 

94854 
+  136453 
4-1,691014 
75796 
+  5418 
4-  690025 
4-1,877831 
4-  37563 

+  60487 


+ 

+ 
+ 
+ 
+ 
+ 


135937 
27518 
271805 
402640 
83045 
3600 
15928 


+  885437 


00— 1+5,650626 
20* 
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Der  Einnakme  -  Etat  wird  nach  den  Verwaltungen  durch 

welche  der  Einzug  der  Einnalimo  bewirkt  wird,  aufgestellt, 
wovon  eine  Folge  ist,  dass  weder  die  Sahsieuer  (die  in  dem 
Verkaufspreise  des  Salzes  sleckl),  noch  die  unler  dem  Ab- 
schnitt Justiz-  und  Polizei- Gefälle ,  vorkommenden  Stempel- 
abgaben ;  unter'  den  indirekten  Abgaben  aufgeführt  sind,  wozu 
sie  doch  gehören. 

Die  Einnahmen  aus  der  Verwaliung  des  Justizministeriums^ 
kommen  vollständig  und  getrennt  erst  im  Etat  von  1840  vor, 
mit  einem  Rohertrage  von  144716  fl. ;  deren  Gewinnungs- 
kosten bei  den  Einnahmen  von  der  Bezirks- Justiz  (58343) 
6,65%  von  den  Strafanstalten  aber  (86373)  67,61  %  aus- 
machen. 

Ab  eigene  Roheinnahmen  der  Behörden  im  Geschäfts- 
kreise des  Ministeriums  des  Innern  sind  fiir  1848/9  berechnet: 
für  die  Be^rks -Justiz  und  Polizei  70186,  Kreisverwaltung 
918d,  Siechenanstalt  38551,  Heil-  und  Pflegeanstalt  117794, 
polizeiliche  Verwahrungsanstalt  18210,  Wasser-  und  Strassen- 
bau-Verwaltung  3428t,  Landgestüt-Verwaitung  7954,  zusam- 
men 296158  fl.  welche  nach  Abzug  der  Gewinnungskosten  zu 
95968  fl.,  eine  Reineinnahme  von  200190  fl.  ergeben  sollten. 

Vom  Kriegsministerium  steht  eine  reine  Einnahme  von 
23070  fl.  im  Budget;  das  Finanzministerium  hat  folgende 
Einnahmequellen : 

Ii)  Elnselne  St— iseiMimliwieM^ 

aa)  Domamal^  und  Hoh^^Eumahmen,  Monopole, 

1)  ran1)iDirtt)fd]ofUtd)r9  Orunlifigenttjum,  (Sfbdu^r. 
Aus  der  Kam&^al-Domänm^Verwaltung  entsprang  im  Jahre 
1833  eine  Roheinnahme  von  1,558000  fl.  mit  58,18  Vo  Gewin- 
nungskosten; 1848/9  ist  der  Anschlag  1^436657  fl^  mit  750007  fl. 
oder  59,41  «/«  Gewinnungskosten;  1851:'  1,337275  fl.  Roh- 
einnahme mit  757660  fl.  oder  56,66  %  Gewinnungskosten. 
Dieser  Posten  bildete  1848/9  7,95%  der  Gesammteinnahmo 
und  hat  seit  1833  eine  Verminderung  von  7  bis  8  %  erfahren, 
als  Folge  der  Ablösung  der  Feudallasten,  im  neusten  Etat  - 
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auch  des  Sinkens  der  Frachtpreise«  Die  Domänen  smd, 
nach  §.  59  der  Verfassungsurkunde  vom  22.  August  1818,  als 
Patrimonialeigcnthum  des  Regenten  und  seiner  Familie  aner- 
kannt, jedoch  ist  ihr  Ertrag  unter  Vorbehalt  einer  Zivillistc 
zur  Bestreitung  der  Staatslasten  ferner  hchissen.  Ohne  Zu- 
stininiung  der  Stande  darf  Donuuiialoigenlhuni  nur  dann  ver- 
äussert werden  (§.  58),  wenn  es  in  Folge  allgemeiner  Landes- 
gesetzß  geschieht,  oder  wenn  die  Gegenstände  in  fremden 
Staaten  belegen  sind»  oder  wenn  Staats wirthschafUiche  Rück- 
sichten zur  Beförderang  der  Landeskultur,  oder  zur  Aufhebung 
einer  nachtheiligen  eigenen  Verwaltung  es  rathsam  machen. 
Der  Erlös  muss  aber  zu  neuen  Erwerbungen  verwendet  oder 
der  Schuldentilgungs-Kasse  zur  Verzinsung  übergeben  werden, 
m  welchem  letzteren  Falle  der  Betrag,  Theil  des  s.  g.  Grund- 
stocksvermöyens  wird,  eines  besondern  Bestandtheils  der  Staats- 
schuld, welcher  als  eine  Forderung  des  Fürstenhauses  an  das 
Land  betrachtet  wird.  Bis  zum  Belaufe  von  12  Millionen  ist 
Üisief  Grandstocksvermdgen  unverzinslich,  der  Mehrbetrag 
^  wird  den  Domänenkassen  aus  der  Staatsschuldentilgungs- 
Kasse  verzinst.  Der  Beifand  des  Domanktl^Grmdtkfeks  war 
am  1.  Juny  1840:  12,594555  fl.,  am  1.  Januar  1849  aber 
schon  23,707737  fl.  (z.  v.  die  Rechnung  in  den  Stde.  Verhdl 
H.  Kam.  1850  Beil.  Heft  1  S.  192).  —  Die  Zinseneinnahme 
der  Domänenkasse  nach  dem  Etat  für  1848/9:  632520  fl.  nach 
dem  Etatseniwurfe  für  1851:  531982  0.  Nach  ähnlichen  Grund- 
sätzen wird  eine  Rechnung  über  Binnahmen  und  Ausgaben  des 
StuiB'Brmuktocki  f^eMkrt,  der  seinen  Uebersohuss  an  dieAmor^ 
tisationskasse  abliefert.  —  Alle  Verwendungen  aus  dem  Grund- 
stockvermögen  bedürfen  eines  Finanzgesetzes,  üeber  die  ge- 
genseitigen Rechte  der  Regierung  und  der  Stande  sind  schon 
oft  Zweifel  verhandelt,  ohne  eine  Ausgleichung  herbei  zu 
fuhren;  welche  allerdings  wegen  der  jetzigen  finanziellenBedräng- 
niss  nöthiger  ist  als  jemals.  Darüber  kann  beispielsweise  nachge- 
lesen werden  eine  Darstellung  von  Helfeiich^  die  Domänen- 
Verwaltung  in  Baden  nach  den  Bestimmungen  der  Verfassungs- 
Urkunde,  in  der  Zeitschrift  f.  d.  gesammte  Staatswissenschaft, 
Tübingen  1847,  Heft  1.  Auch  die  Schrift  von  Regenauer,  Ge- 
setze und  Verordnungen  über  die  Bewirthschaftung  der  baden- 
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sehen  Kamerai-Domänen,  obgleich  schon  im  Jahr  1927  er- 
schienen, muss  erwähnt  werden ;  an  dieselbe  schliesst  sich 
das  Verordnungs-Blalt  der  Hof- Domänenkammer.  —  Die 
ausserdem  wiclitigsle  Einnahme  der  Kameral-Domänen- Ver- 
waltung ist  aus  Grundstücken, 

1848/9:  681447  fl. 
(1851:  669980 

Davon  sind  29820  (29960)  Morgen  in  Geld  verpachtet 
för  401172  (400447)  fl.  also  der  Molden  zu  dorchschmtlKch 
13,45  fl.;  4139  (4101)  Morgen  in  Geld  und  Naturalien  zu 
28908  (27160)  fl.,  d.  i.  der  Morgen  zu  6,98  fl.;  12435  (12454) 
Morgen  in  Selbstverwaltung  stehende  Wiesen  ertragen  17  fl. 
12  kr.  der  Morgen  213874  [202243]  fl.);  79  (78)  Morgen  Re- 
ben 91  fl.  48  kr.  der  Morj^cn  7450  [9716]  fl);  133  (91)  Mor- 
gen liefern  aus  Torf  29151  (29148)  fl.  ^ 

Die  Kameral-Domänen-Verwalinng  hat  femer  nach  dem 
'Etatsentwurf  flir  1851  aus:  Gebäuden  31794  fl.;  aus  Liegen- 
schaften mit  besonderer  Gewerbseinrichtung  (worunter  die 
sehr  kostbare  Brauerei  Rothhaus)  8098  fl.;  aus  Lehen,  zins- 
und  fallpflichligen  Gütern  18035  fl.;  aus  Weiderechten  5823  11.; 
Fischereien  2077  fl.;  Brücken-,  Fähr-,  Floss-  und  W^eg-Geldern 
3101  fl.;  aus  sonstigen  Berechtigungen  359  fl. ;  durchZinsen  des 
Betriebsfonds  2092  fl.;  aus  Naturalien  14934  fl.;  an  sonstigen 
verschiedenen  Einnahmen  33125  fl. 

Der  Ertrag  mehrerer  ihrer  Einnahmezweige  ist  im  Rück- 
gang begriffen,  als  natürliche  Folge  der  unentgeldlichcn  Auf- 
hebung von  Grundiaslen,*  so  wie  der  Ablösung  von  Berechti- 
gungen. Selbst  die  Zehntablösuni^on  vertnindern  die  Ein- 
nahme, denn  die  bei  den  Zehntpflichtigen  stehenden  Kapita- 
lien werden  mit  5  %  verzinst;  sobald  aber  die  Zahlung  er- 
folgt ist,  werden  dem  Grundstock  nur  4  %  berechnet. 

Aus  der  Forstdomänen^VerwUHmg  war  die  Boheinnahmc 
im  Jahre  1833:  1,107150  fl.  und  die  Gewinnungskosten  be- 
trugen 49,66  o/o  im  Jahre  1818/9  ist  sie  zu  1,333566  fl.  mit 
50,89  %  Gewinnungskosten  veranschlagt ;  ihre  Zunahme  be- 
trug also  20,45  %  und  sie  bildet  7,37  %  der  gosammten 
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Roheinnahme.  Für  1851  sind  1,339371  fl.  Roheinnabme  und 
594308  0.  Reineinnahme  veranschlagt,  also  Gewinnungskosten 
55,63  %.  Gegen  das  Recbnungscrgelmiss  von  1847  ist  der 
Reinertrag  um  411905  0.  geringer;  als  Folge  der  Uebemahme 
der  bis  dahin  mit  109756  fl.  auf  dem  Etat  des  Ministeriam 
des  Innern  gestandenen,  zum  eigentlichen  Staatsaufwand  ge- 
hörigen Kosten  der  Forslpolizeivorwallung ;  ferner  wegen  des 
Ausfalls  von  30000  fl.  Jagdeinnabmen ;  wegen  der  erheblich 
gesunkenen  Holzpreise  u.  s.  w.  —  Um  Ersparungen  zu  be- 
wirken wird  die  erst  im  Jahre  1834  (Verordnung  vom  20. März 
ond  Gesetz  vom  15.  November  1833  mit  VoUzugverordnung 
vom  !•  May  1834)  gemachte  Organisation  dieses  Dienstzwei- 
ges, eine  neue  Umgestaltung  erleiden,  ohne  dass  jedoch  das 
vielfach  angegriArae  Institut  der  Forsttnspektionen  wegfällt. 
Die  Verordnung  vom  10.  April  1849,  über  die  Vereinigung 
der  Forstpolizei-Dircklion  mit  der  Direktion  der  Forstdomänen 
und  Bergwerke,  so  wie  die  Aufhebung  der  Forstämter  und 
Errichtung  der  Forslinspektionea;'aoll  neben  dem  Zweck,  Er- 
sparangen  eintreten  za  fassen,  zugleich  das  Forstwesen  in 
den  vormals  Standes-  und  gutsherrlichen  Fqrstbezirken  ord- 
nen. Eme  VoUzugverordnung  erging  unter  dem  27.  Februar 
1650« 

Baden  hatte  im  Jahre  1840  wirklichen  Domänenwald 
243683  Morgen,  (nach  dem  Budgetberichle  für  1848/9  waren 
am  Schlüsse  des  Jahrs  1846  neu  vermessen  133504  Morgen, 
eingerichtet  121685  Morgen),  und  im  Jahre  1842  wurde  der 
durchschnittliche  Rohertrag  für  1  Morgen  auf  5  fl.  38  kr.  be- 
rechnet, die  Ausgabe  auf  2  fl.  40  kr.,  der  Reinertrag  auf  2  fl. 
58  kr.,  woraus  zu  3*/«  Vo  ein  Kapitalanschlag  von  84,75  fl. 
Iiir  den  Morgen  und  von  20,652135  fl.  flir  die  gesammte  Wald- 
fläche sich  ergiebt.  —  Der  bei  ^eitern  bedeutendste  Theil 
der  Einnahme  fliesstaus  dorn  Erlös  aus  verkauftem  Höh}  er  be- 
trug im  Jahre  1844:  1,480549  fl. ,  1845.-  2,088035  fl.,  1846: 
1,7*85912  fl.  (darunter  280550  fl.  aus  Eichenholz  zum  Eisen- 
bahnbau). 1847:  1,437792  fl.,  1848:  1,209382  fl.  Die  Preise, 
welche  seit  1844  um  mehr  als  iO  %  zurück  gegangen  sind, 
standen  im  Jahre  1846/7  durchschnittlich  fdr  das  Klafter 
Scheiteriioh:  von  Eichen  9  fl.  6  kr..  Buchen  12  fl.  33  kr., 
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Tannen  7  fl.  0  kr.,  Forlen  8  fl.  9  kr.  Während  ferner  der 
grosse  Durchscfafiitt  des  Wirtliscbaflejahres  1845/6  noch  einen 
Preis  von  10,6498  fl.  per  Klafter  zeigt,  lieferten  die  folgenden 

zwei  Jahre  nachsteheodc  Ergebnisse  und  Preisminderungen. 


Wirth- 
■ekaflts- 

jahr 
1.  JuJy. 

Ertnigiifft- 
hlgeFMche. 

liolzerlös. 

Durch- 
schnitts* 
preis  für 
dMKlaf- 
tor. 

Bau-  und 
Nut£- 
hols. 

Brennholz. 

Zusammen. 

1846/7 
1847/8 

« 

Morgen. 
884188 
838996 

Klfir. 

38194 

86409 

Klftr. 

130818 

142677 

Klftr. 

168412 

169086 

fl. 

1,463816 

1,338107 

fl. 
9,0098 
7,8788 

58603j    27Z89b\    331498|  ^^^«^^'^ 

Nach  dem  Wakiflächcnbesland  vom  1.  Januar  1849  wa- 
ren der  Aufudä  der  landesherrlichen  ForstämUr  unterworfen: 
Domänenwaldungen  235319  Morgen,  Waldungen  der  Gemein- 
den 685977,  Waldungen  der  Körperschaften  85583,  Privatwal- 
dungen 403490  Morgen;  die  Lokalforstverwaltung  kostete  fiir 
den  Morgen  im  Durchschnitt  7,8288  kr.  —  In  den  10  Jahren 
von  1836  bis  einschl.  1845  sind  jährlich  durchschnittlich 
Forstfrevel  angezeigt  274165;  davon  bestraft  267812  oder 
97,68  %,  frei  gesprochen  4244  oder  1,55%,  unerledigt  ge- 
blieben 2108  oder  0,77  %. 

Die  eimeinen  Einnahmeabfheilungen  der  Forstdomänen-Ver-* 
loaUtmg  sollen  nach  dem  Etatsentwurf  für  1851  folgende  Roh- 
erträge liefern: 

1.  aus  Gebäuden   4343  fl. 

8>  aus  landwirthschaftlichen  Grundstücken   .        8459  „ 

3.  Erlös  aus  Holz  durch  Verkauf.    ....    1,209382  „ 

4.  Werth  der  Holzabgaben  an  Berechtigte   .       24775  „ 

5.  „    '   „  „  aus  Vergünstiguni5 

6.  Erlös  aus  Forstnebennutzungen  durch  Ver- 
kauf   

7.  Werth  der  Forstnebennutzungen  durch  Ab- 
gabe an  Berechtigte  

8.  Werth  der  Forstnebennutzungen  durch  Ab- 
gabe aus  Vergünstigung  18760 


3097 


43243 


18651 


ff 


ft 
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9.  SduLdenersate  von  Freveln   5397  fl. 

10.  Von  Berechtigungen  in  fremden  Waldungen         777  „ 

11.  Jagdertrag   1786  „  ^ 

12.  Floss-  und  Weggeld   4053  „ 

13.  Slrafantheil  für  die  Kosten  der  Waldhul  .  4183  „ 

14.  Dienstpolizeilicho  und  Konventionalstrafen          830  „ 

15.  Sonstige  verschiedene  und  zufällige  Ein- 
nahmen   3715 


Zusammen    1,339371  „ 

Zu  erwähnen  sind  noch  folgende  hierher  gehöiige  Be- 
stimmungen'. Gesetz  vom  28.  Dezember  1831,  die  Berörslcrung 
der  Privatwaldungen  hetrefiend,  mit  Vollzugsverordnungen 
vom  31.  August  1832,  und  1.  Februar  1836;  Verfügung  vom 
14.  November  1834  die  Vermessung,  Vermarkung  und  Be- 
schreibung der  Waldungen  betreffend;  Verordnung  vom  ,15. 
Januar  1835  wegen  Ausbildung  des  Forstpersonals;  Verord- 
nung vom  VI*  Dezember  1887  wegen  eines  neuen  Werlhlarils 
der  Waldprodukte;  Gesetz  vom  6.  März  1845,  Abänderungen 
und  Zusätze  zum  Foi'ststrafgesetze  enthaltend. 

• 

3.  Drrflbau  unb  jQflttrnbrtrtrb. 
Ans  der  Berg-  und  Hütten  Verwaltung  ist  im  Jahre  1833 
eine  Roheinnahme  von  654000  fl.  erfolgt,  für  1848/9  (1851) 
sind  451776  fl.  (559146  fl.i  veranschlagt;  (Alles  ohn»  Berück- 
sichtigung des  umlaufenden  Betriebsfonds);  die  Gewinnungs- 
kosten betrugen  im  Jahre  1883 :  80,08  Vo.  und  1848/9 : 94,35  %• 
Die  Erzeugung  ist  für  1848/9  wie  folgt  berechnet.  Bisenerze 
neu  gefördert  in  den  Revieren  Kandem  und  Albbrack  440022 
Scster  im  Durchschnitt  zu  15,13  kr.  das  Sester;  Töpferthon 
in  Balg  und  Obermeier  16400  Ztr.  zu  13  kr.;  Quarzsand  200 
Rosslast  zu  20  kr.;  Masseln  und  Geschirreisen  64736  Ztr.  zu 
4  fl.  16  bis  5  fl.;   Gusswaaren  5080  Ztr.  zu  8  fl.  32  kr.  bis 

9  fl.  4  kr.;  Walzmaterial  und  fiengeleisen  22500  Ztr.  zu  9  fl. 

40  kr;  Stab-  und  Grobeisen  41791  Ztr.  zu  10  Q.  40  kr.  bis  t 
11  fl.  2  kr.;  Kleineisen  Und  Klein walzetsen  58226  Ztr.  zu 

10  fl.  48  kr.  bis  11  fl.  55  kr.;  Blech  14280  Ztr.  zu  14  fl.  2  kr. 
bb  15  fl.  29  kr.;  Tbeer  15  Ztr.  zu  5  fl.;  Holzsaurer  Kalk 
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996  Ztr.  zo  4%  fl.  Das  Ausbringen  der  5  Hoböfen  ist  in  180 
Betriebswocbenaufwöcbentlidi469  Ztr.,  also  jäbriicb  83700  Ztr. 

Roheisen  berechnet. 

Im  Elatsenlwurf  für  1851  finden  sich  folgende  einzelne 
Einnafmeposten  der  Berg-  und  Hültenverwallung : 

Tit.  I.   Aus  Liegenschafien  «nd  Gewerbsemricblmgeti. 

§.  1.  Aus  Gebäuden   1366  fl. 

„  9.       Grundstücken   1678  „ 

„  3.       Liegenschaften  mit  Gewerbseinrich- 
tungen i  .     14378  „ 


Zusammen  I.  17422 


Tit.  II.  Aus  Erzeugnissen  des  Bergbaues  und  Hüilenheirieher, 
§.  4.  Aus  Eisenerzen   49249  fl 

.„  ö.   „    Töpferthon  und  Quarzsand    .   .   .      3620  „ 
n  6.        Erzeugnissen  des  Hütlenbetriebs    .  468050 
n  7.  „   Abfällen  und  Nebenprodukten  •  .  '  4238 


•Zusammen  II.  525157  „ 

Tit.  HL   Verschiedme  Emnahnu», 

§.  8.  Aus  Materialien  und  Geräthscbaften   •  1587T  „ 

„  9.  Sonstige  Emnahmen   690 


Zusammen  IlL  1^5f>7 


Summe  der  Einnahmen  559146  „ 
In  der  Begründung  ist  darüber  Nachstehendes  gesagt: 
Dem  Budget  für  1850  und  1851  wurden  annähernd  die- 
selben Betriebseinschränkungen,  welche  im  Jahre  1849  ein- 
traten» zu  Grunde  gelegt  und  zu  Ermittelung  der  muthmas- 
lichen  Einnahmen  und  Ausgaben  theils  der  Durchschnitt  der 
Rechnungsergebnisse  zur  Richtschnur  genommen,  theils  die 
Erfahrungen  der  neuesten  Zeit  benutzt.  — 

In  Berücksichtigung  der  bedeutenden  Roheisenvorrätho 
werden  die  fünf  Hohöfen  in  beiden  Budgetjahren  nur  kurze 
Zeit  im  Betriebe  stehen  und  beiläufig: 

52300  Zentner  Massel-  und  Geschirreben 
und  3500  Gusswaaren 

im  Ganzen  55800  Zentner  Roheisen  liefern.  —  . 


ff 
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Hierzu  «ollen  868589  Sester  (55840  Zentner)  Rein-  nnd 

Bohnerz  aus  dem  Erzreviere  Kandern  und  aus  den  Gruben 
des  Klettgaus  abgegeben  \verden ,  die  theils  neu  gefordert, 
theils  von  den  Vorräthen  bezogen  werden.. — 

Da  jedoch  im  Ganzen  86520  Zentner  Roheisen  und  All- 
«    guss  den  Frischfeuern  übergeben  werden  soHen,  so  wird  das 
weiter  erforderliche  Material  aas  den  Vorräthen  genommen 
werden. 

Beim  Frischfeuerbetrieb  werden  die  vorhandenen  85  Frisch- 
feuer abwechselnd  und  in  der  Regel  nur  15  Grossfeucr,  das 
Rennfeuer  aber  gar  nicht  im  Betriebe  stehen  und  aus  obigen 

86520  Ztr.  Roheisen 
beiläufig  •    14000  Bengeleisen, 
zum  Betrieb  der  Kleinfeuer,    .   33986  „  Walzbeng(i 

10080  „  Blechbramraen, 
und   10000  „  Stabeisen 

■  ■IUI  iinni  n  ii  l^^f 

Zusammen  68066  Zenlner  * 

erzeugt  werden. 

Hieraus  sollen  im  weiteren  Verlaufe  der  Fabrikation  etwa 
13510  Zentner  geschmiedetes  Kleineiscn, 
12(X)0      „  Grobeisen. 
20410      „      Kleinwalzeisen  und  . 
8400       „  Blech 
dargestellt  werden.  Das  Stabeisen  ist  zum  Verkauf  auch  einiges 
zur  Verwendung  beim  eigenen  Bauwesen  bestimmt  — 

Die  Berichte  der  neusten  Zeit  über  die  Berg^'erks-  und 
Hütten-Verwaltung  gewähren  kein  Bild  des  finanziellen  Fivf- 
schreilens.  Leider  lässt  aus  den  standischen  Aktenstücke  sich 
nicht  enlnehmen,  welchen  Gang  die  technische  Entwiokelung 
genommen  hat  und  welcher  Antheil  an  der  misslichen  Lage 
.etwa  auf  Rechnung  der  Verwaltungsweise  zu  setzen  ist.  Den 
wesentlichsten  £influss  allerdings  haben  der  allgemeine  Noth- 
stand,  die  Zeitereignisse  und  die  Konkorrenz  des  Auslandes 
gehabt;  bei  einem  Theil  der  Werke  audi  der  gestörte  und 
verminderte  Absatz  nach  der  Schweiz. 

Im  Interesse  des  Bergbaus  und  Hültenbetriebes  theile  ich 
noch  die  nachstehende,  für  die  zwei  Elatsjj^hre  1846  und  1847 
gemachte  Erlrags-Bereclmung  mit.    Dabei  ist,  (wie  solches 
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bei  ErmitteluDg  des  Ertrages  von  gewerblichen  Anstalten,  gleich 
den  HütteifWerken  vollkommen  richtig  sein  dürflte)  der  da- 
malige Stand  der  Betriebsfonds  (des  Stehenden  und  Umlau- 
fenden) mit  in  Berechnung  gezogen;  weil  die  Vermehrung  oder 

Verminderung  der  Vorräthc  an  Materialien  und  Fabrikaten, 
sowie  die  Veränderungen  in  den  Betriebseiniichlungen,  auf 
Werth  und  Erlrag  den  weseoüichslen  Einlluss  i^beu. 

T.   Der  Verwaltung  fallt  zur  La$t: 
1.  der  Anschlag  der  Mmdm  Gewerbseinrich- 
tungen am  1«  Januar  1846  mit  •  .  fl.  1,166835 
3.  der  Betrag  der  umlaufenden  Betriebsfonds  auf 
dieselbe  Zeit  und  zwar: 

a.  Geldvorrath  fl.  32468 

b.  Material- Vorrath    ....    „  965988 

c.  Aklivreste  „  236098 

d.  ab  die  Passivreste  mit  .  .    „  759» 
verblieben  umlaufende  Betriebsfonds     •  •    „  i,22606d 

e.  die  Beiträge  zur  Wittwenkasse  für  die  An- 
gestellten der  ZiviUlaatsverwaltung 

-    im  Jahre  1846  mit    ......   fl.  167 

„     „      1847  „      .......    „  173 

  «  340 

f.  die  empfangene  Zuschüsse 

für  1846  mit    .   •   ..  .   ..      fl.  426705 

^  1847   „  ,  411548 

  838253 

Summe  I.   fl.  8,232390 
II.  Der  Verwaltung  kommt  sti  gut 

1.  der  Anschlag  der  sinkenden  Betriebsfonds 

am  Ende  der  Budgetperiode  mit    ...   fl.  1,194538 

2.  der  Betrag  der  umlaufenden  Betriebsfonds 
auf  dieselbe  Zeit  und  zwar: 

a.  Geldvorrath  fl.  26064 

b.  Naturalvorräthe  .....  «  1,205469 
c  Aktivreste.  ^  255894 

1,487427 

d.  ab  Passivreste  ....  10691  . 

bleiben  umlaufende  Betriebsfonds  •   .   .  1,476736 
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3.  abgelieferte  Zuschüsse  und  zwar 

für  1846   iL  389614 

1847    349952 


Summe  II. 

Die  Summe  I.  von  II.  abgezogen  mit  •  • 

ergiebt  sich  «in  Remerlrag  von  .  .  • 
nämlich : 

a.  durch  Vermehrung  der  stehenden  ße- 
ü'iebscinrichtungen  

b.  durch  Vermehrung  der  Natural vorriithe 

c.  durch  Vermehrung      Aklivresie  nach 
Abzug  der  Passiven 


iL'  739560 

fl.  3,410840 
3,232390 


n 


ff 


Hiervon  in  Abzug  gebracht: 
ü.  die  Verminderung  des  Geld- 
vorraths mit  fl. 

e*  die  Wittwenkassenbeiträge 
der  Angestellten  der  Ztvil- 
staatsverwaltong  mit  •  .  •  ^ 
f.  der  Mehrbetrag  derempfan- 
g'enen  Zuschüsse  mit  •  .  •  „ 


6403 


840 


98687 


Verbleibt  als  Reinertrag  obige 


fl. 


178450 


27703 
239480 

16697 


fl.  283880 


fl.  105430 


178450 


Aus  der  Sah'nen Verwaltung  war  der  Rohertrag  im  Jahre 
1833:  1,236000  fl.,  die  Gewinnungskosten  38,88  Vo;  für  1848/9 
sind  veranschlagt  1,327716  (1851:  1,372453)  und  26  «/^  Ge- 
winnmigslcosten.  Die  Einnahme  ist  also  nm  7Vt*/«  gestiegen 
und  bildet  jetzt  7  Va  «/o  der  gesammten  Staatseinnahma 

Das  Ml  Lande  abgeseMe  £bcil-SaIzquantum  war  bei  der 
Saline 

1844        1845         1846         1847  1848 
Dürrheim  .    187507  —  195390  —  197681  —  188719—  184301 
Rappenau  .    119711  — 118691  —  123074  —  124419  116255 
Zusam.  Ztr.  307218  *-  814081  —  320755  —  813138  —  800556 
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Der  Geldbetrag  daför  (t  Zentner,  in  zwei  Zlr.  haltenden 
Sacken  mit  4  0.  10  kr.;  in  einem  Ztr.  haltenden  Säcken  mit 
4  fl.  16  kr.  bezahlt) 

1844  1845  1846  1847  1848 

warfl  1,285218  —  1,314207  — 1,342380  —  1,310099—1,257257 
Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  kommen  dorchschnitllich 
2S,4  Pfd.  and  *0,98  fl.  Von  dem  nach  dem  Durchschnitte 
obiger  Jahre  1844/6  nach  Rheinpreussen ,  Nassau  und  Rhein- 
bayem  aus  Rappenau  abgesetzten  2^946  '  tir.  Kochsalz, 
(1846:  25048,  1847:  24023  Ztr.)  —  ertrug  der  Zlr.  durch- 
schnittlich 1  fl.  38'/2  kr.  Mit  dorn  Jahre  1818  haben  die  Lie- 
foruiii^cn  des  Neckarsalinen-Vereins  (Rappenau ,  Lndwigshall 
in  Wimpfen,  Friedriclishaii  in  Jaxifeld,  und  Ciemensball  in 
Offenau)  nach  Rheinpreussen  aufgehört.  — 

Von  Viekialsi  wurden  im  gleichen  Durchschnitt  13561  Ztr. 
zu  28598  £L  abgesetzt  (1848 :  15484  Ztr.  zu  34138  fl.) ;  der 
Ztr.  kostet  2  fl.  bis  2  fl,  20  kr.  Der  Absatz  voo  versetztem 
Kochsalz  an  chemische  Fabriken  zu  1  fl.  fllr  den  Zentner, 
belief  sich  nach  dem  Durchschnitt  für  1846/8  auf  4220  Zlr. 

Für  iOOO  Ztr.  Siib  beliefen  sich  durchschnittlich  die 
Kosten  der  m  in 

Dürrheim  Rappenau 
Soolfärdenmg  auf  (1844/6)  ....  13,69  fl.  —  28,27  fl. 
des  SiedbeirUbt  und  der  T^oeknmg  auf 

(t844/6)   .   •       /  .    801^40  V,       467,64  „ 

(davon  1844/6  der  Brennstoff  resp.  2391/2 

und  429>/a  fl.;  1846/r  mit  1  Kaifter 

weichem  Holz  durchschnittlich  42  Ztr. 

90  Pfd.  und  beziehungsweise  39  Ztr. 

65Pfd  ,  wogegen  1842  nur  36V4Ztr. 

und  31 V4  Ztr.  —  als  Folge  verbesser- 
ter SiedeiDriohtungen  und  gesunkener 

Preise  des  Brennmaterials).  (1846/7)  290,12  389,84  „ 
der  Moffaakiirmg  und  Verpackung  auf 

(1844/6)  190,74  „  —  156,68  „ 

(1846/7)   193,29  „  —  156,03  „ 

des  Absatzes  im  Lande  ......  299,26  „  —   82,32  „ 

(des  Absatzes  ausser  Landes  246,18  fl.)  

Zusammen  184^6:  805,09  fl.  —  734,91  fl. 
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oder  für  1  Zentner  48,30  kr.  —  44,09  kr. 

und  nach  dem  Durchschnitt  bei  der  Saline  für  1000  Zentner 
770  11.  oder  für  1  Ztr.  46,20  kn 

Der  UebernAusM  g^en  obige  Verkaufepreise  ist  also 
fl.  8. 113^  kr«,  resp.  3(1;  29,  80 kr  odo*  441,13  resp.  454^11  Vo. 

Der  Sahowkmf  kann  nar.n)it  amtlicher.  Erlaubniss  ge- 
rührt werden;  der  Verkäufer  empfängt  das  Pfund  Speisesalz 
zu  2'/2  kr.  und  darf  nicht  über  3  kr.  dafür  fordern. 

Die  Wirkungen  .der  im  Jahre  1833  geschehenen  Preiser- 
niedrigung  von  3%  auf  2Vakr.  also  um  29,6  Vo  sind  gewesen, 
dass  schon  im  Jahre  1834  eine  Verbrauchsznnahme  von  16Vo 
Statt  gefimden  hatte,  im  Jahre  1846  aber  von  37,38  %,  näm- 
lich von  244544  Ztr.  anf  335943  Ztr.;  die  Zanahme  der  Roh- 
einnähme  war  otwa  7  %•  Das  «Idkmls  Eapttal  beider 
Salzwerke  vrorde  zu  Ende  des  Jahrs  1840  aof  1,690000  fl.,  das 
umlaufende  nach  Abzug  der  Rückstände  zu  391000  fl.  berechnet. 
Aus  der  Geschichte  der  badenschen  Saizabgabe  ist  noch  her- 
vorzuheben, dass  im  Jahre  1808  der  Salzpreis  von  4  auf 
5  kr.  das  Pfund  erhöht  wurde;  im  Jahre  1810  wurde  das 
ausschliessliche  Recht  des  Kochsalz  -  Verkaufe  an  eine  Gesell- 
schaft verpachtet  und  dieses  V^ältniss  erst  durch  Verord* 
nung  vom  16.  Oktober  1823  dahin  wider  gelöst,  dass  auch 
den  Saimen  der  sadiweise  Verkauf  des  Salzes  gestattet  wurde» 
im  Grossen  zu  sy^,  im  Kleinen  zu  4  kr.  das  Pfund.  Durch 
Gesetz  vom  11.  July  1833  ist  der  Preis  des  Kochsalzes  im 
Kleinverkauf  auf  ein  Maximum  von  3  kr.  für  das  Pfund  ge- 
setzt; eine  Verordnung  vem  12.  Dezbr.  1842  regelt  den  Salz- 
bezug von  den  Salinen. 

5.  Alfiiu-IUsal. 

Die  begreiflich  sehr  wechselnde  JloMmMftM  der  Müm- 
eenDoUuttg  war  im  Jahre  1838  :  529338  0.,  1846:  1,341794(1, 

für  1848/9  (1851)  sind  244311  (444542)  fl.  veranschlagt,  mit 
245272  (449906)  fl.  oder  mehr  als  100  %  Gewinnungskosten. 
Die  durchschnittliche  Ausmünzung  der  letzten  Jahre  war: 
2000  Stück  Dukaten  zu  5  fl.  35  kr.  als  Ertrag  der  Rhein- 
goldaqsbeute ;  2,1  und  %  Guldenstücke  für  600000  fl.;  3«/» 
Guldenstücke  fiir  85750  fl;;  6  KreuzersUicke  für  80000  fl.; 
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3  Kreuzerslücko  fiir  20000  fl.;  1  Kic  uzorstiicke  für  15000  fl.; 
Va  Kreuzerstücke  für  500  fl.  Für  Hohenzollern- Sigmaringen 
wurden  geprägt  3'/«»  2»  ^  un«!  Guldenstücke  für  30000  fl. 
jährlich. 

Die  Preise  der  Mark  lein  Silber  sind  im  neusten  Etat  zu 
24  fl.  84  kr.  für  hodihallig,  und  24  fl.'40  kr.  fdr  geringhal- 
tige  Sorten  berechnet.  Das  stehende  und  umlaufende  Kapilal 
der  Münzverwaltung  wird  zu  594000  fl.  berechnet. 

Die  PostDerwaltung  hat  als  Rohertrag  geliefert  im  Jahre 
(das  Postjahr  läuft  vom  1.  Oktober  an)  1833:  520920  fl., 
wovon  die  Gewinnonpkosten  57  %  betrugen;  nach  dem 
DurcbschniU  von  1833/8:  805559.,  Gew.  Kosten  68  Vo;  1844: 
1,108111  fl.  (BnefpoBt  643607  oder  58,08  Vo>  Fahrpost  464504 
.  oder  41,92  Vo);  1845:  1,086186  (davon  die  Briei^t  661382 
oder  60,89  %,  die  Fahrpost  424804  oder  39,11  Vo) ;  1846: 
1,084608  fl.  oder  5,41  %  der  gesammten  Roheinnahme.  Für 
1849  sind  1,306707  fl.  mit  76,35  Vo 
(1851  „  1,210945  „  „  78,98  „) 
Gewinnungskosten  in  Anschlag  gebracht.  Die  Gewinnungs- 
kosten bei  der  Briefpost  waren  etwa  58  Vo  bei  der  Fahrpost 
89  %  der  entsprechenden  Roheinnahme;  fiSr  1851  aber  sihd 
56,11  Vo  und  beziehungsweise  108,55  Vo  berechnet  Leider 
ist  aus  den  vorliegenden  Berichten  für  die  Statistik  des  PoiU 
Verkehrs  gar  nichts  zu  entnehmen.  Von  den  Ausgaben  sind 
für  1849  (1851)  berechnet:  für  Lasten  260348  (225125)  fl. 
oder  26,09  Vo  fiir  Kosten  der  Zentral  Verwaltung  55355  (5601 5)  fl. 
oder  5,45  Vo,  fiir  die  Bezirksverwaltung  42140  (40493)  fl.  oder 

4.22  Vo,  sonstige  Personalkosten  des  Betriebes  249842(250770) 
fl.  oder  25,040/,,  Bespannungykoeten  272845  (278569)0.  oder 
27,85 Vo»  Vergütung  an  die  Eisenbabnverwaltung  für  den  Trans- 
port von  Fahrpoststücken  82505  (82608)  fl.  oder  8,26  Vo»  An- 
schaffung und  Unterhalt  der  Postwagen  42167  (88077)  fl.  oder 

4.23  Vo,  verschiedene  Kosten  des  Transports  12210  (11077)  fl. 
oder  1,22  Vo  Büreaukoslen ,  Packmaterial  20982  (21608)  fl. 
oder  2,10  Vo,  fremdes  Transitoporto  6336  (4393)  fl.  oder 
0,64  Vo>  vmchiedeae  und  zufällige  Ausgaben  4000  (3700)  (L 
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oder  0,40       »namraen  997730  (967435)  fl.   Baden  bezahlt 
als  Abfindung  an  den  Fürsten  von 
50000  11.»  welche  bei  den  Lasten  der  Poetverwaltong  ebenso 
in  Anrechnung  kommen  müssen,  als  die  Zinsen  des  MImdm 

und  umlaufenden  Kapitals,  welches  im  Juny  1840 :  auf  218136  fl. 
berechnet  wurde.  Die  Reineinnahme  erleidet  dadurch  noch 
einen  bedeutenden  Abgang.  Am  1.  Januar  1849  berechnete 
sich  der  umlaufende  Betriebsfonds  der  Post-  und  Eisenbahnbe- 
triebs-Verwaltung  wie  folgt: 

Akiweit.  Pa9^    Bi$t  der 

siMii«  AkiiMit» 

Kassen-  Natural-  Aktiv- 
Reste.  Vorräthe.   reste.  Summe. 


Postver- 
waltung 9870 

Eisen- 
bahnbe- 
triebs 
verwal* 

tudg  .   36500  ^ 


fl.  & 

€850  17410 


fl.  fl. 

34130    03590    -r-  29460 


iiiiiim 


44140   680700  27660  +eM 


Summe    46430    606850    61550    714830    91250  -{-623580 

Die  überwiegenden  Passiven,  weiche  bei  derPo«(verwaItung 
in  jedem  Jahre  vorkommen,  finden  darin  ihre  Erklärung,  dass 
wegen  des  bei  den  Lokalpostanstalten  bestehenden  Rech- 
nungsjahrs, weldies  nicht  mitdemKalendeijahrübereinsthnm^ 
sondern  den  Zeitraum  vom  1.  Oktober  des  einen  bis  mm 
1«  Oktober  des  andern  Jahres  umfasst,  die  in  den  Monaten 
Oktober,  November  und  Dezember  zur  General postkasse  ein- 
gehenden Abschlagszahlungen  der  Lokalanstalten  nicht  defi- 
nitiv verrechnet  werden  können,  sondern  als  Yocschüsse  be- 
handelt werden  müssen.  ^ 

Das  Poitregal  ist  vom  deutschen  Reiche  nicht  unmittel- 
bar in  die  eigene  Verwaltung  genommen,  denn  un  May  tB07 
wurde  der  Fürst  von  Thum  und  Taxis  mit  dem  Amte  eines 
Grossherzogl  badensdien  Erblandpostmeisters  belehnt;  erat 
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▼bm  1.  August  1811  an  übernahm  die  Regierulig  selbst  die 
Posten..  Tarife  und  sonstige  das  Postwesen  betreffende  Be- 
stimmungen sind  unter  dem  11.  August  1834,  9.  Hay  1838 
und      Oktober  1841  erlassen.  Von  günstigem  Eioflusse  auf 

den  Nutzen  der  Postanstalt  auch  in  Baden  wird  der  deutsch- 
österreichische Postverein,  am  6.  April  1850  gegründet,  wer- 
den; welchem  das  Grossherzogthum  laut  Gesetzes  vom  11.  No- 
vember 1850  beigetreten  ist. 

Bin  CSesetz  vom  29.  März  1838  bestimmte,  dass  die  zu 
13,000000  fl.  berechneten  Kosten  einer  Staats-Eisenbahn  von 

der  nördlichen  zur  südlichen  Landesgrenze,  durch  die  Scbul- 
denlilgungskasse  bestritten  werden  sollten;  so  wie  dass  die 
Staatskasse  diesem  Fonds  dafür  Sy^Vo  Zinsen  und  Va  %  zur 
Tilgung  vergüten  solle.  Eine  besondere  Eisenbahn-Schulden- 
tilgungskasso  ist  durch  Gesetz  vom  10.  Septbr.  1842  errich- 
tet» deren  Anleihen  nicht  nur  als  Staatsschuld  anerkannt  wur- 
den; sondern  die  auch  durch  Gesetz  vom  28.  März  1844  be- 
rechtigt wurde  selbt  Barlehen  gegen  Deckung  durch  Faust- 
pfand zumachen.  Das  Nähere  über  die  Geschäfte  dieser  Kasse 
wird  unter  dem  Abschnitte  Staalsschold  mitgetheilt. 

Nach  dem  berichtigten  Budget  der  badenschen  Eisetibahn- 
Betriebsverwaltung  für  1849  ist  die  Roheinnahme  zu  1 J95366  fl. 
oder  fast  10  %  der  Gesammteinnahme  und  die  Ausgabe  zu 
9605U  fl.  berechnet,  wonach  also  die  Gewinnungskosten 
59,94  V«  betragen  würden.  Die  Einzelheiten  des  Voranschlags 
der  Ausgaben  sind  4895  fl.  oder  0,59  Vo  Tür  Lasten,  94959  fl. . 
oder  9;62%  för  die  Zentralverwaltung,  34195  fl.  oder  3,59% 
für  die  Bezirksverwaltong,  131542  fl.  oder  13,84  o/^  für  die 
Personalausgaben  der  allgemeinen  Betriebskosten,  128442  fl.  ^ 
oder  13,51%  Tür  Brennmaterial,  67349  fl.  oder  7.08  %  für 
Metall-,  Holz-,  Fett-  und  sonstige  Materialien,  3000  fl.  oder 
0)31  Vo  für  Einrichtnngsgegenstände  der  Magazine  und  Werk- 
Stätten,  919950  fl.  oder  99,33  %  [für  Gehalte  und  Belohnun- 
gen des  Transportdienstes  (Expeditioiis-  und  Fahrdienst),  14847  fl.^ 
oder  1,56  o/o  für  den  Unterhalt  der  Dampfwagen;  13000  fl. 
oder  1^37  Vo  für  den  Unterhalt  der  Transportwagen,  198000. 
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oder  1^30  Vo  Einrichtung^-  and  Ausrüstungs-Gegenstände^ 
1844090«  oder  14,140/0  Gehaitc  und  Belohnungen  der  Bahn- 
hof und  Bahnbeamte,  8700  fl.  oder  0,93 «/o  Tdr  Bahnwärter- 
bcHnrfnisso,  160700  fl.  odor  lü,91  %  für  den  Schienenweg 
und  die  Stationen  nebst  Zubehör-  —  Leber  die  Gnmdsütze 
wonach  diese  Berechnunge»  gemacht  sind  theile  ich  Einiges 
mit  was  allgemeines  Interesse  hat: 

1)  Kosten  der  ErMuerung  det  Unierbaut  (d.  h.  in  Baden  des 
Langsdiwellensystems)  dessen  erste;  Anlage  eine  Aus- 
gabe von  27000  fl.  fUr  die  badensche  Wegestunde  ver- 
ursacht hal,  bei  Annahme  einer  siebenjährigen  Dauer 
des  unkyanisirlen  I j'chenholzes ;  jährlich  für  die  Weg- 
stunde einfache  Bahn  3732  ü.  oder  für  die  geogr.  Meile 
3554,29  Thh\  Kour. 

2)  Kosten  der  Erneuerung  der  Schie$ien  und  ihrer  Befesti- 
gungßtheile ,  bei  der  Annahme  dass  alle  15  Jahre  eine 
Auswechselung  nöthig  wird  und  dass  die  Wegstunde 
Scbienenlage  durchschnittlich  60000  fl.  gekostet  hat;  für 
die  Wegstunde  2784  (nach  Absatz  des  Erlöses  aus  dem 
unbrauchbar  gewordenen  Materiale)  oder  Air  die  Meile 
2604  Thlr. 

3)  Kosten  der  Regulirung,  nebst  Malerial  und  Gerathschaften, 
jedoch  ohne  die  Gehalte  des  Aufsichtsper^onals  und  der 

'  Bahnwärter,  für  die  Wegstunde  einfache  Bahn  750  fl. 
oder  fiir  die  Meile  714;^20  Thlr. 

4)  Kosten  des  ünierhalu  de»  Bahnkörpers,  der  Uebergangs- 
werke^  Einfriedigungen  u.  s.  w.,  höchstens  1  %  des  An- 
lagekapitals von  45572  fl.,  also  fiir  die  Wegstunde  450  fl. 
oder  für  die  Meile  128,57  Thlr. 

Hiernach  erhält  man  als  ünlerhaltskosten  der  baden- 
schen  Bahn  mit  einfachem  Geleise  für  die  Wegstunde 
.    (abgerundet)  7700  fl.  jährlich,  oder  für  die  Meile  7344  Thlr.; 
für  die  Doppelbahn  werden  11450  fl.  oder  lM04,57Thlr. 
für  die  Me9e  anzunehmen  seyn.  Dazu  kommen 

5)  flir  den  VnierhaH  der  Gebäude,  welche  3,000000  fl.  ge- 
kostet haben,  1  %  des  Anlagekapitals,  also  80000  fl.,  oder 
für  die  badensche  Wegeslunde  441  fl.  und  für  eine  Meile 
421  Thlr, 
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.6)  Für  Abnutzung  des  Tnmspot'tmaterials ,   10%  des  An- 
,  cbafiungßkapitals  von  4,130000  fl.  Itir  (80  Lokomotive 
und  Tender,  330  Personenwagen  und  7^S  sonstige  Trans- 
portwagen ohne  Reservestiicke)  mit  413000  fl.,  das  ist 

für  die  Wegstunde  0073  (1.  oder  für  die  Meile  5794  Thir. 
7)  Für  Abnutzung  der  Geräthschaften  (Ausrüstungsgegen- 
stände  zu  den  Dampfwagen  und  Wagenziigen ,  in  den 
Bureaus  uud  Wartesälen,  den  Magazinen  und  Werk- 
stätten), jährlich  5  %  des  350000  fl.  betragenden  An- 
schaffungiskapilab,  also  17500  fl.,  "wovon  auf  eine  baden- 
sche  Wegestonde  257  fl.  kommen,  oder  für  die  Meila 
245  Thlr. 

Die  Gesammtkosten  des  Unterhalts  und  Betriebsmaferials 
einer  badenschen  Wegestunde  Länge  der  eingleisigen  Eisen- 
bahn, werden  also  jährlich  im  Durchschnitt  14471  fl.  betra- 
gen, oder  die  deutsche  Meile  13804  Thlr.  wovon  auf  das 
Transportmaterial  92,08  %,  auf  die  Gebäude  3,05  %,  auf  die 
Geräthschaften  1,77  <%»  und  auf  den  Bahnkörper  8,10  •/«  kommen. 

JHe  Lasten,  VerwaUungS',  IhaerhaUi-  und  BdrMMkasim 
sind  liir  die  Wegstunde  Länge  zu  21687  fl.  berechnet,  oder 
die  Meile  zu  20654,29  Thlr.;  die  Roheinnahine  zu  36560  fl. 
oder  33866,86  Thlr.  die  Meile,  die  Reineinnahme  zu  16620  fl. 
oder  15828,57  Thlr.  die  Meile;  was  46,7%  der  Roheinnahme 
beträgt.  — 

Das  badensche  Eisenbahnnetz*)  —  bestehend  aus  der  Haupt- 
bahn von  Mannheim  zur  Schweizergrenze  62,38  Wegstunden, 
den  Zweigbahnen  Friedrichsfeld -Mannheim  2,12  Stdn.,  Oos- 
Baden  0,05  Stde.,  Appenweier- Kehl  2,75  Stde.,  endlich  dem 
badenschen  Antheil  an  der  Main-Neckarbahn  7  Stde.;  —  om- 
fasst  75,20  Wegestunden  Länge.  Die  zu  seiner  vollständigen 
Herstellung  erforderlichen  Ausgaben  und  die  darauf  bereits 
geschehenen  Verwendungen,  ergeben  sich  aus  nachstehender 
Uebersicht.  « 


^)  Ein  am  4.  Dezember  1850  abgeschlossener  Vertrag  bestimmt,  das« 
der  Anschhtss  der  wiirttembergischen  an  die  badensche  Eisenhahn  ^  von 
Htetiä:heim  über  Bretten  nach  Bruchsal  geschehen  soll.  Zweigeleisige  Bakn 
auC  alleinige  Kosten  Württembergs  ausgefüiirt. 
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Aui  den  Vorlagen  der  Regierunx  neben 
4«ni  Budget  das  BiMnbthnbaua  für  IMO 
mU  mt,  MI  U,  Mira  1860. 


Ueeainrnt- 
aafwaad 
Mck  <letn 
B«uit«a 
SMad  daa 
BadOrfiiiMiM 


Davon  sini 
baraila 
bia  smii 
1.  Januar 

I8Ö0 
▼wwaBJaA 


dQrfiÜM. 


b. 
c. 


1 

b. 
3. 


6. 


6. 
7. 


6. 


9. 


A.  BadUche  Hauptbahn. 

Bau  der  Bahn  von  Maunheim  bis  zur 
iSchweizergrenze,  nach  Alaasgabe  des 
Geseties  toib  28.  Hins  1838  n.  zwar : 

fßr  den  Bahndamm  mit  einAtchera  Ge- 
leise u.  den  nöthigen  Ausweichnngan, 
ohne  Abzug  der  Einnahmen  .  .  .  . 
Zur  WiederanschalTung  von  an  die 
BetriabaTerwiiltiiBg  für  die  Bakimi- 
terhaltung  abgegebenen  Schienea  . 

fiir  den  Bau  sämmtlicher  Stationen  . 

für  Lasten,  VorbereiUinga-nudVerwal- 
tnagifcftrten  


19,039048 


FOr  die  Zweigtakn  naeh  Bata 

fTir  die  Bahn  

fOr  die  Station  

FQr  die  Zweigbahn  von  Friedrichsfeld 
nach  Mannheim  

FllrHei8laila«g  einea  sweiten  Gelaiaea 
auf  dersiHlichen  Bahnseite  zwiachen 
Heidelberg  und  Friedrichsfeld  .    .  . 

Für  Herstellung  eines  zweiten  Geleises 
awlachen  HeUeldeiira>  ^  anÄIcheii 
Lande^greBae,  aoaacUieaallcii  derVer- 
waltnngskosten  

Für  Herstellung  des  zweiten  Geleises 
iwiachaB  Blaiuilieim  n.  Heidelberg .  . 

FQr  Erweiterung  des  MannheiBMT Bahn- 
hofes wegen  des  Anschlusses  an  die 
Haiu-Neckarbahn  u.  Einrichtung  zum 

Gütertransport  

und 

Fiir  Herstellung  eines  elektromagneti"- 
sehen  Telegrafen  längs  der  badischen 
Bahn  auf  63  Wegstunden  zu  600  fl. 
S7800  1,  roBd   .  . 

ZnaaiB.  lli>liiinfW«Bdder  MlaelieD  Bahn 

Hieran  kommen  in  Abzug  die  EiiuudiaieB» 
welche  sich  beim  Bauergeben,n.auf  die- 
sen wieder  verwendet  werden  künn  eu . 


39878 
3,62U34 

18094 
3,534418 

21784 
86816 

851871 

829782 

22092 

23.552034 

23,040431 

511608 

267143 
151931 

267143 
151931 

261069 

261059 

1 

206376 

6,234677 
559000 


49239 
184486 


40000 


31,505945 


1,414687 


18,658137 


380911 


206376 


4,938942 


1,295735 
559000 


49239 
184486 


6850 


bleibtBeinaufwand  für  d.  badiscbeBahn 

B.  Main-Neckar- Bahn. 
Badiadter  Antheilan  den  Kosten  für  die 
MalB-Neckar-Balm  mit  V«     dem  an 
1 1 .034000 11.  veranscUagleBGeaammt- 
aufwaad^  als«  mit«   «  •  •  .   .  . 

Geaanntouaime 


30,091368 


1,839000 


31,930368 


29,106457 


1,211118 


27,89^339 


1,839000 


29,73433912,196019 


88150 


2^999488 


203469 


2,196019 
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Nach  den  einzelnen  Hauptgcgenstän- 
den  der  Aus^-ahf^  ü;ptre!iiit^  fallen  auf 

liadische 
Haupt- 
ba/m. 

Neckar- 
ßahn. 

Pfosmt- 
Anthtil  mm 

•nmm«. 

I. 
II. 

in. 

IV. 
V. 

Tj>mff>n  dpr  Einniüiiniiii  himI  Vai>Ii*i>i*1_ 

Baukosten  der  Bahn  

BftokfisMii  d6r  StaCioiMii 

AnschnflruDg  desBetrietematerials  .  . 

fl. 

71646 

856423 
748498 

fl. 

1803 
2,736164 
595761 
176807 
105141 

fl. 

0,22 
80,93 

3,08 
2,54 

29,953243 

3,615676 

88,588929 

100- 

Hiernach  würde  die  Läogeostunde  (2Std.=  1  Bad.  Meile, 
1  Sld.  =  1481,48  Ruthen,  1  geogr.  Meite  3473,14  RutheD) 
darcfascbniltiich  424606  fl.  and  die  geogr.  Meile  405048  Tblr. 
kosten.  Davon  kommen  aof  eine  Darchschnittsswegestande 
der  Hauptbahn  441225  fl.  (1  Meile  42Ö9Ö4  Thir.).  der  Main- 
Neckarbahn  262714  fl.  (1  Meile  250609  ThIr.)  Ueber  die  Ein- 
zelheiten der  Kosten  des  Betriebes  der  Main-IS eckar -Bahn  sind 
bis  jetzt  den  Kammern  keine  Mittheilungen  gemacht.  Diese  ha- 
ben deren  Vorlagen  beantragt;  auch  ist  neuerlich  die  um- 
ständliche und  kostspielige  Verwaltung  dieser  Eisenbahn  in 
den  Kammern  zur  Sprache  gebracht 

Die  Rechnungen  der  Badeanstalten-Verwaltung  für  1844 
und  1845  weisen  eine  Roheinnahme  von  resp.  5678T  und 
59696  fl.  (wovon  45100  fl.  Zins  dos  Spielpächters),  eine  Aus- 
gabe von  resp.  36 101  und  33519  11.,  also  einen  Ueberschuss 
von  resp.  20686  und  26177  Ü.  nach.  Für  1849  sind  60000  fl. 
Roheinnahme  und  4G000  fl.  Au^aben,  also  76,66  «/o  Gewin- 
nnng$kosten  veranschlagt;  fiir  1851  ist  Roheinnahme  (davon 
Spielpacht  45400  fl.)  und  Ausgabe  am  60487  fl.  veranschlagt, 
jedoch  ist  unter  Letzterer  ein  Posten  von  26462  fl.  fcir  neue 
Anlagen  und  Bildung  eines  Reservefonds. 

• 

hh)  Direkte  Sieuerm 

DieEumakmen  der  SteuervenoaUimg,  im  Jahre  1838  einen 
Rohertrag  von  4,952376  fl.  oder  41,67  %  der  Gesammtein- 
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nähme  liefernd;  im  Jahre  1846:  6,364463  fl.  oder  31,72  Vo 
ergebend;  für  1849  za  fl.  oder  89,85       för  1851 

'  5,837813  flr  oder  83,34  %  veranschlagt;  erfordern  18  bis 
13Vo  Gewinnungskosten. 

Nach  dem  Rechnungsdurchschnitt  von  1846/8  war  der 
Rohertrag  der  direkten  Steuern  2,926959  fl.  oder  14,56  %  al- 
ler Einnahmen;  der  indirekten  Steuern  4,368457  fl.  oder 
21,73  Vo;  der  Justiz-  und  Po/izei- Gefälle  1,204037  fl.  oder 
5,89  Vo;  der  Far^^tißhts-GQ^WQ  83045  fl.  oder  0,41  %;  der 
«MMlj^ii  Emnahmen  der  Steaerverwaltung  53497  fl.  oder 
0,87  Vo«  Alle  Einnahmen  der  Steoerverwaltang  beliefen  sich 
«nf  8,635^5  fl.  wid  bilden  42,96  %  sämmtUcher  Rohein- 
nahmen. 

Die  einseltien  TUel  der  Einnahme  an  direkien  Steuern 
sind : 

Grond-,  Häoser-  und  Gewerbe-Steaer,  mit  Binsclihiss  der 
Beförsterungskosten  und  d^r  Fluss-  und  Darombaubeiträge— 

13%  bis  15'/3  Vo  der  Gesammteinnahme  bildend  und  (ohne 
die  Kosten  und  Lasten  der  gemeinschaftlichen  Steuerverwal- 
tung) 7  bis  9  Vo  der  Roheinnahme  als  Gewinnungskosten  er- 
fordernd; —  hat  im  Jahre  1833:  2,639830  fl,  ertragen,  nach 
dem  Durchschnitt  der  Rechnungen  von  1846/8:  2,775142  fl., 
ist  für  1849  zu  2,766703  fl.  und  für  1851  zu  2,775767  fl.  ver* 
anschlagt.  Davon  war,  nach  dem  dreijährigen  Durchschnitt 
der  Rechnungen  von  1846/B  der  Roherti*ag  der: 

*  ii  €hrund»  und  Hämert^ener  1,927645  fl.;  der  Stenerfuss 

.  19  kr.  für  100  fl.;  das  Sleuerkapital  nach  dem  Kataster 
für  1849:  622,558355  fl.  (Kapital  der  Grund-  und  Gefäll- 
steuer 442,752330  fl.,  der  Häusersteuer  179,806025  fl.) 
und  nach  Abzug  der  der  Klassensteuer  unterliegenden 
Steuer-Kapit.  der  Plarr-  und  Schuldienste  mit  12>083980fl^  - 
nodi  610,474375  fl. 

2)  (?ererfe(euer  673058  fl»;  Steuerfuss  23  kr.  von  100  fl.; 
Steuericapital  för  1849 :  170,302275  fl.,  fiir  1847  dagegen 
175,911750  fl.,  also  Abnahme  5,609475  fl.,  welche  wahr- 
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scheiniich  noch  fortdauern  wird  und  als  natürliche  Folge 
.  der  allgemeinen  Geschäftsstockung,  so  wie  der  besondern 
Ereignisse  in  Baden,  betrachtet  werden  kann.  Die  Ge- 
werbesteuer-Kapitalien für  1849  zerfielen  in  Betriebska- 
intalien  81,904500^  in  Steoerkapitalien  iiir  den  persön«» 
liehen  Verdienst  129,858900,  in  SteoerkapitaKen  (or  Ge- 
werbsgehüHen  8,453875  fl. 

3)  Be/orÄ^erwn^5Steuer  i8786  fl.;  Steuerfuss  6  kr.  von  100  fl.; 
Waldsteuerkapital  der  dieser  Steuer  unterworfenen  Ge- 
meinden und  Körperschaften  18,762710  fl.  — 

4)  Flussbauheiirä^e  93723  fl.;  105  Gemeinden  am  Rhein  aus 
einem  Gründ-,  Häuser-  n.Gewerbestr.Kap.  von  84,194960  (L, 
4  kr*  von  100  fl.^  143  Gemeinden  an  Nebenikissen  too 
112,095855  2  kr.  von  100  (L;  die  Gemeinde  Gilrtweil 
ans  einem  Stenerkapital  von  236025  fl.,  1  kr.  von  je 
100  fl.  Der  Beitrag  muss  von  allen  Grundeigenlhümem 
derjenigen  Gemeinden  geleistet  werden,  deren  Gemar- 
kung ganz  oder  theilweise  im  üeberschwemmungßgebiet 
eines  Flusses  liegt.  — 

5)  Dammbauheitxäge  6590  fl. 

6)  Acdtgoerimn  der  Weinbändler  6145  fl. 

7)  Siaiemaehirag  48565  fl. 

8)  Bergsteuer  (nach'  dem  Gesetze  vom  14.  May  1828)  323  fl. 
Der  20te  Theil  des  Ertrages  einer  Grabe,  so  weit  er  un- 
ter die  Gewerke  vertheilt,  oder  von  dem  Eigenthümer 
aus  der  Betriebskasse  bezogen  wird,  ist  als  Bergsteuer 
zu  erheben;  z.  v.  Minist.  Ausschrb.  vom  7.  Juny  1828. 

9)  Fixirte  Steuer  von  Kürnbach  312  fl. 

Die  badenscbe  GrumUteuerordmmg  vom  20.  July  1810 
(z.  V*  Anssebreiben  wegen  Veranlagung  der  Grundsteuer  vom 
17.  Septbr.  1810  und  Verordnung  vom  20.  July  1821 ,  die 
nähere  Entwicklung  des  §.  148  der  Grondsteuerordnung  be- 
treffend, auch  Gesetze  vom  14.  May  1825  und  11.  May  1828 
—  hat  eine  Klasseneintheilung  der  Grundstücke  jeder  Be- 
nutzungsart und  jeder  Gemeinde  nach  ihrer  Ertragfähigkeit 
und  nach  dem  Ergebniss  der  Verkaufpreise  eingeführt,  anstatt 
der  Ermittlung  des  Reinertrages  jedes  einzelnen  Grundstücks 
und  dieses  System,  verspricht  bei  einsichtsvoller  Aosfiihrung 
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sehr  gute  Erfeiga  Der  Betrag  etwalriger  Gnndlaeten  koamit 
m  Abzug,  19k  denn  überbaapt  die  Sieuer  anf  dem  rekm 

Ertrag  der  Liegensoheflen  beruht  —  Die  Erhallung  der  Ord- 

nuDg  des  Katasters  geschieht  durch  das  mit  dem  1.  May  je- 
den Jahrs  beginnende  Ab-  und  Zuschreiben  (VerAigung  des 
Finanzmioistenums  vom  t.  November  1825  und  vom  4.  Apri^ 
1842.)  — 

Die  badeosche  BätmnhmrordmMg  vom  18.  September 
t810.  imtersaigle  den  Abcog  ?on  Grondabpiben,  eine  Verord- 
nung vom  21.  Pebroar  1811  aber  geataUet  ihn  (&  v.  Instruk- 
tion vom  16.  Pebraar  1819).  Die  Stener  soN  naeh  dem  rei* 

nen  Ertrage  angelegt  werden,  der  aber  aus  dem  mitUeren 
örtlichen  Werthe  gefolgert  wird.  — 

Die  Gewerhetleuer  ruht  auf  dem  persönlichen  Verdiensie 
iind  auf  dem  Ertrage  des  Belf  iebskapitals.  Unter  dem  per- 
sönlichen Verdienste  wird  das  Einkommen  durch  Handarbeit, 
Gewerbe,  Kunst  und  Handel  verstanden,  abgesehen  vom  Er- 
trage des  Betriebskapitals. 

Die  Getoerbesfeuerordnung  vom  6.  April  1815  untei^schei- 
det  10  Klassen  persönlichen  Verdienstes  und  15  Klassen  nach 
dem  Betriebskapital,  worunter  der  Werth  der  Maschinen,  Ge- 
räthe,  Werkzeuge,  des  Rohstoffe  und  fertigen  Erzeugnisses, 
auch  der  Gewerbsbere<^ligungen;  nicht  aber  die  Aktiva  und 
Passiva  b^ffien  werden*  Nach  dieser  Verordnung  soll -von 
100  fl.  Steoerkapital  ebensoviel  entriohlet  werden,  als  von 
100  t.  Güter»  und  BSuser-Stenerkapital;  durch  Gesetz  aber 
vom  14.  May  1825  wurde  die  Gewerbesteuer  von  19  auf 
23  kr.  von  100  fl.  Steuerkapital  erhöht.  Dann  verfügte  man 
(durch  Gesetz  vom  28.  August  1835)  dass  von  jedem  Gewerb- 
steoer-Kapital  300  fl.  al)gcscbrieben  werden  sollen,  hob  je- 
doch diese  Bestimmung  vom  Beginne  des  Steuerjahrs  1840 
an  yrider  aot  Eine  Verordnung  vom  85;  April  1818  enthält 
einige  Abfindemngen  und  nähere  Bestimmungen  der  Geweibe* 
Steuerordnung.  Ueberbaupt  scheiat  die  Regierung  gefilhH  m 
haben  dass  die  Gesetzgebung  über  diese  Steuerart  Mängel 
enthalte,  welche  eine  Ungleichheit  in  der  Besteuerung,  sowohl 
im  Vergleich  mit  den  übrigeu  direkten  Steuern  als  auch  hin- 
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sichtlich  der  einzelnen  Gegenstände  der  Gewerbebesteucrung; 
•bewh*ken.  Zu  verschiedene  Zeiten  sind  deshalb.  Verbesse- 
rungen versodit»  noch  in  den  Jahren  1845  und  1847  durch 
Gesetzentwürfe,  welche  aber  keine  Folge  hatten.  Einstweilen 

hat  die  Verwaltung,  durch  billige  Grundsätze  bei  der  Veranla- 
gung namentlich  in  Besteuerung  der  Betriebskapitalien,  zu  helfen 
gesucht.  Eine  kleine,  Ende  1849  in  Heidelberg  über  die  Gewerb- 
steuer erschienene  Flugschrift^  unternimmt  es  mit  vielem  Geschick 
und  Sachkunde,  nachzuweisen,  dass  das  gewerbliche  Betriebs- 
kapital überhaupt  nur  in  der  irrigen  Voraussetzung,  dass  sein 
Umschlag  wie  beim  Ackerbau  eine  und  dieselbe  Zeil  in  An- 
spruch nehme,  zum  Ifaassslabe  d^  Besteuerung  gemadit  sey. 

%  BlilTftt-Slcafr. 

Die  Klassenslcuer  trifft  diejenigen  Personen  welche  durch 
ihre  Beschäftigung  ein  ständiges  Einkommen  erwerben,  ohne 
Gewerbsteuer  zu  zahlen,  z«  B.  von  Gemeinde-  und  Stiftungs^ 
Beamte,  Sachwalter,  Aerzte,  Künstler,  Privatlehrer,  Staatsbe- 
amte, Apanagen  und  Witthümer  des  Grossherz.  Hauses  (Ge- 
setz vom  81.  Oktober  1820  und  10.  July  1887,  mit  Vollzugs- 
Verordnung  vom  2.  Juny  1838);  ferner  Ortsgeistliche  und 
Schuldiener  (Gesetz  vora  14.  May  1828  mit  Vollzugs verord-  ' 
nung  vom  16.  May),    .lede  Einnahme  wird  mit  einer  gewis- 
sen Zahl  vervielfacht  um  daraus  das  Steuerkapital  zu  bilden, 
welches  nach  dem  nämlichen  Fasse  wie  bei  der  Gewerb- 
steuer, also  jetzt  mit  23  Jir.  von  100  fl.  belegt  ist.  Hiemach 
fitllen  beispielsweise  auf  1000  fl«  1,15  Vo  Steuer;  auf  6000  fl. 
3,17  Vo,  auf  10000  fl,  3,1  Vo.  Nadi  den  Aufnahmen  für  1849 
sind  im  Grossherzogthume  25875  Klassonstcuerpflichlige  vor- 
handen, deren  Steuerkapilal  30,371750  fl.  beträgt;  erwachsen 
aus  einem  Einkommen  von  9,646050  fl.  —  Die  Roheinnahme 
war  1833:  180000  fl. ,  nach  dem  Durchschnitt  von  1844/6: 
144912  fl.,  von  1846/8:  151577  CL,  für  1849  veranschlagt  zu 
152899  mit  5,78  Vo  Gewinnungskosten;  im  Biatsentwurf  ftir 
1851  mit  152482  fl.    Der  BOckgang  um  15  %  ist  Folge  der 
Brniedrigung  des  Steuerfusses  durch  das  Gesetz  von  1887. 
fcv.  Verfügung  des  Finanz-Ministeriums  vom  26.  Februar  1842, 
den  Ansatz  und  die  Erhebung  der  Klassensteuer  beireffend. 
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Abgesehen  von  den  Vermögen-  und  Einkommen -Steuern 
welche  in  den  Jahren  1808  bis  1813  erhoben  wurden  ;  bean- 
tragte in  einer  Vorlage  vom  8.  Januar  1848  die  hadensche 
Regierung  die  Besteuerong  des  bis  dahin  unmittelbar  nicht 
besteuerteo  Einkommens»  zog  jedoch  diesen  Antrag  wider 
zurttck  um  am  10.  May  1846  den  Stünden  einen  Gesetzent- 
worf  vorzulegen  weldser  bestimmte:  dass  vom  I.Januar  1849 
an  eine  KapitaMeuer  (6  kr.  von  100  fl.)  und  eine  teetdigmwh 
Einhommensieuer  (von  Yz  bis  3  %)  „zum  Zwecke  einer  gerech- 
teren Vertheilung  der  öffentlichen  Lasten"  in  die  Reihe  der 
ordentlichen  direkten  Steuern  eintreten  solle.  Dagegen  soll- 
ten die  Schlacbtviehaccise,  die  Kaufbrieftaxe,  ein  Theil  der 
Erbschaftsaccise  und  verschiedene  Feudallaslen  zusammen 
jährlich  etwa  597000  11.,  omfgMbtn  werden.  Bine  Verfdglmg 
des  Finanzministeriums  vom  9.  Juny  f848  ordnete  die  Ka- 
taster-Vorarbeiten an  und  gleidizeitig  wurden  die  entspre- 
chenden Steuergesetzentwürfe,  so  wie  der  Entwurf  eines  Ge- 
setzes über  die  Aufstellung  der  Kataster  und  über  Sleuer- 
schwurgerichte ,  den  Ständen  vorgelegt,  von  ihnen  bcrathen 
und  mit  unwesentlichen  Aenderungen  angenommen.  Unter 
dem  4.  July  1848  wurde  dann  das  Gesetz  über  Einführung 
einer  Kapitalsteuer,  unter  dem  8.  July  1848  das  Gesetz  üi)er 
die  Kataster  nnd  Steuersohwurgen'chto  und  am  17.  July  das 
-  Gesetz  Über  die  Aufnahme  einer  steigenden  Einkommensteuer 
und  besondern  Kapitalsteuer  unter  die  ordentlichen  direkten 
Steuern,  dann  einer  ausserordentlichen  Resoldungs-  und  Pen- 
sionsteuer für  1848,  erlassen. 

Durch  Gesetz  vom  28.  July  1848  geschah  die  Verkün- 
dung  der  Einkommensteuer,  jedoch  erfolgte  schon  am  18.  De- 
zember 1848  eine  fernere  Regierungsmittheilung  an  die  Stände 
wonach  diese  Steuer  fcir  1849  nicht  eingezogen,  dagegen  aber 
eine  ausserordentfiche  Vermögenssteuer  von  12  kr.  von  je 
100  fl.  Werth  erhoben  werden  sollte;  von  dem  reinen  Ge- 
sammtvermögen  aller  Staatsangehörigen,  wo  mehr  als  2000  fl. 
im  Besitze  einer  Familie  und  mehr  als  800  fl.  im  Besitze  einer 
einzeln  stehenden  Person  sich  befänden.    Der  Inhalt  dieser 
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Vorlage  erfuhr  in  einzekiep  BestimmuDgen  eine  so  bittere 
Kritik,  dass  die  Regierang  in  einem  Gesetzentwurfe  vom 
19.  BlSrz  1849  einige  wesentliche  ^bänderangen,  namentlich 
liinnGfatlich  des  Ver&brens  im  Ansatz,  voraohlog;  welche  von 
der  Bndgetkommission  zweiter  Kammer  beifallig  begutachtet 
wurden.  Am  21.  März  1849  erfolgte  das  Gesetz  wonach  die 
durch  das  Gesetz  vom  17,  July  1848  für  das  Jahr  1848  be- 
stimmte ausserordentliche  Steuer  der  lixen .  Bezüge ,  im  Jahre 
1849  auf  alles  klassensteuerpflichtige  Einkommen  von  mehr 
als  1000  fl.  in  einer  Hand  ausgedehnt  wurde;  desgleichen 
auf  die  nadi  §.  ^%  des  Gesetzes  vom  21.  July.  1839  sonst 
steuerfreien  Apanagen  u«  &  w.  Sie  sollte  nebst  der  ordent- 
lichen Klassensteuer  erhoben  werden  und  eine  sie  betrefifende 
Vollzug- Verordnung  erging  unter  dem  27  März  1849. 

Die  bisher  erwähnten  Maassregeln  Hessen  weder  über 
die  augenblicklich  grossen  finanziellen  Verlegenheiten, 
noch  über  die  Unlahigkeit  des  Ministeriums  denselben  gründ- 
lich abzuhelfen,  irgend  einen  Zweifel  Dazu  kam  aber  noch 
der  Cast  unmittelbar  nachher  ausgebroohene  Aufstand,  wel- 
cher, ungeachtet  seiner  kurzen  Dauer,  Süllionen  verschlang 
und  leere  Kassen  hinterliess.  Der  bereits  erwähnte  Bericht 
des  Finanzministeriums  vom  12.  July  1849  liefert  davon  die 
traurige  Schilderung,  indem  zugleich  zur  Befriedigung  der 
Bedürfnisse  der  Staatskasse  nicht  allein  alle  bereits  bewilligten 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Steuern  in  Anspruch  ge- 
nommen, sondern  auch  noch  andere  bedeutende  Opfer  ver- 
langt werden.  Ein  provisorisches  Gesetz  vom  14.  July  1849 
veroisdnet  einige  Aenderungen  in  dem  Kapitalsteuer- Gesetze; 
und  zugleich  damit  vrarde  ein  vom  10«  May  1849  datirtes 
GesetK»  die  ausserordentliche  Vermögenssteuer  betreifend  mit 
Vollzug- Verordnung  vom  28.  july ,  verkündet.  —  Unter  dem 
29.  September  1849  erging  die  Verfügung  dass  die  Kapital- 
steuor  für  jedes  der  Jahre  1848  und  1849  mit  6  kr.  von  je 
100  fl.  des  steuerpflichtigen  Kapitalwerths,  erhoben  werden 
solle,  was  in  den  ersten  3  Monaten  des  Jahrs  1850  geschehen  ist. 

Der  EtFtrag  war  im  Durchschnitt  von  1848  u.  1849 : 225000  fl. 
roh;  der  Anschlag  für  ein  Jahr  1850/1  ist  nur  rein  180000  fl.  Bei 
der  Anwendung  hatten,  ungeachtet  widerholter  Abänderungen^  . 
noch  so  viele  Ifdi^sl  der  Vorschriften  über  die  Kapitalsteuer  sich 
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ergeben  (Herbeiziehang:  der  AnsHfiader,  detgleiolieii  der  Biir- 
gemotzangen,  des  kleinen  Kapitalbesitzes  Btt)fid>edarftiger, 
spärlicher-' Wittwengeballe  und  Leibgedinge;  auch  dass  bei 
verzinslichen  Forderungen  deren  A^ennwerth  zum  Maassslab 
der  Versteuerung  gemacht  war);  dass  die  Regierung  unter 
dem  2.  März  1850  einen  neuen  Gesetzentwurf  vorlegte.  Dieser 
wurde  dann  auch  seinem  wesentlichen  Inhalte  nach  von  den 
'  Landständen  angenommen  und  (unter  Aufhebung  aller  bishe- 
rigen Bestimmungen)  am  SO^lUinB  1850  als  Gesetz  verkündet^ 
mit  Vdizugverordnnng  vokn  13.  May  I8S0* 

Ob  diese  Maassregeln  und  die  gleichzeitig  geschehene 
Ausgabe  von  Papiergeld  dem  Geldbedarfe  der  Staatskasse 
genügen  werden,  lässt  sich  für  jetzt  noch  nicht  übersehen  ; 
in  so  weit  dadurch  die  Staatsschuld  vermehrt  ist,  werde  ich 
noch  später  darauf  zurück  kommen. 

C(9    Indirekte  Abgabe»» 

1)  0rcio-iUHkeR. 

Das  Grossherzogthnm  Baden  ist  sat  dem  Staatsvertrage 
vom  it.  May  1835  Mitglied  des  deutschen  Zollvereins.  Mit 
dem  grössten  Widerstreben  sind  seine  Landstände  und  seine 
Bewohner  hineingegangen  und  jetzt  giebt  es  fast  kein  Land 
wo  die  Bestrebungen  für  den  Zollverein  eifriger  sind  als  dort. 
Der  deutsche  Zollverein  hat  das  Glück  gehabt  alle  Gegner 
die  sidi  ihm  angesdiiosaen  haben  zu  versöhnen. 

Der  Rohertrag  der  Zollverwaltung  (d.  b,  der  Antheil  Ba- 
dens nach  Absatz  der  gemeinschaftlichen  GewinmuigdMaten 
und  die  eigenen  unmittelbaren  Einnahmen  Badens)  war  im 
Jahre  1833  1,199800  fl.,  die  eigenen  Gewinnungskosten  da- 
von betrugen  10,86  Vo ;  im  Jahre  1848/9  sind  veranschlagt 
«,523288  fl.  und  35,51  %.  Da  jedoch  das  letztere  Jahr,  in 
Folge  der  Zeitverhaitnisse»  eine  ausnahmsweise  geringe  Ein- 
nahme in  Aussicht  stellt»  so  muss  man  aof  1846  zurückgehen, 
wo  der  Rohertrag  8,086862  fl.  oder  16,38  Vo  der  gesammten 
Roheinnahme  war.  Der  AnäkeU  des  Grossherzogthums  an  den 
gemeinsdiaftKchen  ZoIIgefällen,  nach  Abzug  der  gemeinsamen 
Lasten,  war  im  Durchschnitt  der  Jähre  1844/6:  1,971032  fl. 
(ferner  1846:  l,115367Thlr.  oder  l,951892fl.,  1847:  1,166753 
TUr.  oder  2,041818  fl.,  1848 :  925938  Thlr.  oder  1,620479  fl.). 
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I 

Davon  ist  aber  det  Ertrag  an  Accis-  und  Ohnigeld  von 
Schweizerweinen  mit  14836  11.  (1846:  11957  Thir.,  1847  : 
6007  Thir.  1848:  3801  Thlr.)  abzusetzen,  welches  zwar  eine 
Einnahme  der  Steuerverwaltung  bildet,  jedoch  dem  Grossher- 
Z02;thum  als  Zolleinnahme  angerechnet  wird  und  dann  bleiben 
1,956196  fl.  (nach  dem  Durchschnitt  von  1847/8.  1,858700  fl.> 
oder  1  fl.  28  kr.  auf  den  Kopf.  Der  entsprechende  AnUieil 
am  Ertrage  der  Rühenzuckersteuer  war  14189  fl.;  wogegen 
für  1846/7:  11237,  für  1847/8.  15344  Thlr.  Im  Kctriebsjahre 
vom  1.  September  1848/9  sind  in  Baden  608243  Ztr.  roher 
Rüben  versteuert,  oder  7,05  Vo  der  Im  ganzen  Zollverein  ver- 
steuerten Menge;  in  2  Fabriken  verarbeitet  und  doch  nächst 
Preussen  der  stärkste  Antheil  an  diesem  Fabrikationssweige 
(z.  V.  die  Reg.  Vorlage  vom  24.  August  1850).  —  Nach 
dem  Etatsentwurf  für  1851  soll  die  Zollverwaltung  2,890814  fl. 
Einnahme  liefern,  oder  16.51%  aller  Einnahmen;  die  Gewin- 
nungskosten sind  zu  32,11  %  des  Rohertrages  berechnet.  — 
Der  Rohertrag  der  privativen  Gefälle  war  nach  dem  Durch- 
schnitte von  1844/6  und  1846/8  wie  folgt: 


1}  Jestetter  und  Lottstetter  DurchgangszoU 

2)  Büsinger  DurchgangszoU  

ß)  libeinoktroi  .  

4)  Mainzoll   


fl. 


ff 


ft 


5)  Zoll  auf  dem  Neckar*)  u.  andern  Nebenflüssen 
8)  Rheinbrückengefälle  (Altbreisach,  Kehl,  Knie- 
lingen, Altlussheim,  Mannheim,  Höningen)  . 


tf 


7)  Blei  und  Zettelgelder  »  •  . 

8)  Von  Hafen-,  Erahn-,  Lagerhaus-,  Waaganslalten 

9)  Zollstrafen  und  Konfiskate  

10)  Disziplinar-Strafen   .  . 


ff 


3590 
3242 
1744 
'  1442 
103282^ 
88264 
58946 
94662 
134981 

106738 
101492 
4796 
4613 
38385 

39940 
8223 
9808 
25 


Zusammen 


fl.  420342. 
„  383757- 


4Mr  NMnr-MiMurt  ini  1850. 
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Unter  den  jMrivaUven  Ausgaben  sind  6307  fl.  fiir  ein{;e- 
scMoseene  Gdirielstheile  aik  Hohenzollem  Siegmaringen. 

Der  Rohertrag  der  einzelnen  Arten  nach  dem  Durch- 
schnitt von  1844/9,  den  Ergebnissen  von  1846  und  von 

,  3880S41 

Weinaccise     .   .   .  •  ' .  406610  „ 

f  887488,, 

(  322871  „ 

Weiaohmgeld   317136,, 

(  428682,, 

f  6214,, 

Aversum  von  Weinaccise  und  Obrogeld    .  •  •  !  6830,, 

(  5817  „ 

i  888081,, 

Bieracdse  l  884478,, 

(  273644  „ 

i  21144,, 

Branntweinkesselgeld   .   .   .   |   19560  „ 

f  24673,, 
(  293850  „ 

Sohlachtviebaccise  )  338818,, 

*  (  880868  „ 

(  681885  „ 

Kauf-,  Schenkangs- und  Erbschafts-Aocise    •  .  j  648888,, 

(  716557,, 
(1848)  454288,, 
wovon  die  t^aufaccise  etwa  85  %  bildet.  • 

xiL  1,880448. 
Znsammen  [  „  8,108818« 
)  „  2,107160. 

gegen  1,313900(1.  im  Jahre  1833;  1,313905  fl.  im  Voranschlag 
für  1849  und  1,585705  fl.  für  1851.  Die  Gewinnungskosten 
(mit  Aus.schlu$s  der  alle  Steuecn  gemeinschaftlich  treffenden 
Ausgaben)  8ind  ..7,|7  Voi  die  indirekten  Steuern  liefern 
Gesammleinnahme  etwa  8  %♦  — 
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Die  ErzeuifUngs^  und  Verbrauchsabgaben  beruhten  bisher 
auf  den  Gesetzen  vom  14.  May  1828  (Vollzugs-Verordnuüg 
vom  7.  Juny)  die  Einführung  einer -ßer^f^^cwer^  gleich  dem  20. 
Theil  des  Reinertrags  einer  Grube,  betreffend;  vom  31.  July 
-  1826,  die  Wetf^'Aedse  und  das  Ohmgeld  anderweit  regelnd; 
vom  86.  Hay  1835  ond  28.  November  1838,  hinsichtlidi  der 
FkfuekF^Accunß;  vom  22.  Juny  1837  wegen  des  BramU»eitt^ 
Kei§elgeUei;  vom  28.  Februar  1845  in  Beziehung  auf  die 
Bier-Accise.  Sie  waren  wie  fast  überall,  so  auch  in  Baden 
ein  steter  Gegenstand  der  Beschwerde;  theils  wegen  des  Drucks 
der  Abgabe  selbst,  theils  wegen  der  Art  der  Erhebung  und 
Beao&ichtigung.  Da  aber  die  Einnahme  nicht  zu  entbehren 
war»  so  wurde  auf  Antrag  der  Stände  durch  das  provisorisehe 
Cesetz  vom  10.  May  1832  die  Yerwandludg  zunächst  der 
Flei8cli*-Acci8e,  bei  wdcher  schon  viele  andere  Systeme  miss- 
lungen  waren,  in  Pauscfasummen  (eine  Aversalsteuer)  und  da- 
mit die  Beseitigung  mindestens  eines  Theils  der  Klagen  «er- 
sucht.  Allein  schon  durch  prov.  Gesetz  vom  11.  Oktober  1832 
mussten  einige,  durch  Gesetz  vom  13.  July  1833  abermalige 
Ruckschritte  gemacht  werden  und  dann  kehrte  man  im  We« 
sentlichen  zum  alten  Gesetze  zurück,  weil  die  Neuerung  bei 
den  Betb^iligten  noch  weniger  Anklang  fend. 

Erat  im  May  1848  glaiibte  das  Ifinisterium  ,4d  vielfoch 
angesprochenen  Wttnsdien  der  Gewerbtreibenden"  dringende 
Veranlassung  zu  dem  Antrage  an  die  Stände  zu  finden :  die 
Weinsteuern  (Weinaccise  und  Ohmgeld)  und  die  Bieraccise 
vom  1.  July  1848  an  in  Pauschsummen  erheben  zu  lassen. 
Ein  ähnlicher  Antrag  geschah  hinsichtlich  der  Schlachtvieh- 
accise,  wurde  jedoch  auf  das  Jahr  1848  beschränkt,  da  vom 
1.  Januar  1842  an  diese  Abgabe  gänzlich  aufgehoben  werden 
sollte;  was  dann  auch  geschehen  ist.  Besondern  Werth  legten 
Regierung  "und  ständisidie  Kommissionen  in  der  Verhandlung 
darauf,  dasS  den  betheiligten  Steuerpflichtigen  durdk  die  neuen 
Gesetze  Gelegenheit  gegeben  werde,  die  Vertheilung,  Erhe- 
bung und  Beaufsichtigung  der  Steuern  selbst  zu  besorgen- 

Es  war  darauf  gerechnet,  „dass  das  erhöhte  sittliche  Ge- 
„fuhl  der  Freiheit  den  Sieg  davon  tragen  werde  über  alle 
„jene  Bestrebungen  kleinlichen  Eigennutzes  und  gewerblicher 
MEifersüchtdei,  welche  früher  im  Kampfe  gegen  die  Steuer- 
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,,vei*waltung  und  Gewerbsgeoossen  ihre  Nabrung  gesucht  und 
i^efinnden  hatten." 

AUeia  gerade  «üeie  Art  der  Herbeiziehong  der  BetheÜig- 
ten  scheint  Veranlassung  zur  ungünstigen  Aufnahme  der  be- 
treffenden Gesetze  vom  28.  Juny  1848  gewesen  zu  seyn 
und  so  kam  es  dass  die  Regierung  schon  durch  die  provi- 
sorischen Geselze  vom  7.  und  19.  September  1848  den  gross-' 
ton  Theil  jener  Bestimmungen  vom  28.  Juny  wider  ausser 
Kraft  setzte.  Während  es  danach  schon  hinsichtHch  der  Wein- 
steuern  im  wesentlichen  beim  Alten  blieb,  stellte  die  Regie- 
rung durch  provisorisches  Gesetz  vom  3.  November  1848 
$ämmUiche  bis  zum  1.  July  1848  in  Krafi  gewesene  Bestim- 
mungen, also  Weinaccise  und  Ohmgeld  mit  allen  lästigen 
Kontrollen  wider  her.  Ebenso  wurde  durch  (Gesetzentwurf 
vom  2.  April  1849)  provisorisches  Gesetz  vom  14.  Septbr.  1849, 
das  Biersteuergesetz  vom  28.  Februar  1845  vollständig  wider 
in  Kraft  gesetzt. 

Nachdem  nun  auch,  durch  Gesetz  vom  27.  Dezember 
1818,  bestimmt  ist,  dass  die  (durch  Art.  2  des  Gesetzes  vom 
17.  July  1848  verordnete)  Aufhebung  der  Kauf-  und  Tausch« 
Brieftaxe  und  Herabsetzung  der  Immobilien-Kaufacdse,  bis 
zum  1«  Januar  1850  unterbleiben  solle;  —  ist  in  Beziehung 
auf  die  Abgaben  von  Erzeugung  und  Verbranch  und  Accise, 
von  der  Gesetzgebung  des  Jahres  1848  nichts  übrig  gebliebeny 
als  —  die  Bestimmung  des  ebengenannten  Gesetzes  vom  27. 
Dezember  1848,  wonach  die  bestehenden  Sätze  der  Erbschafts- 
und Schenkungs-Accise  für  1849  auf  den  doppellen  Betrag 
er^r)^^  werden.  Alle  diese  provisorischen  Bestimmungen  haben 
durch  Genehmigung  der  im  llfiärz  1850  versammelt  gewesenen 
Landstände  dauernde  Gesetzeskraft  empfangen  und  sind  im 
März  d.  J.  veröflfentlioht.  Die  Zeit,  wo  Badens  Staatskasse 
die  Einnahme  von  diesen  mit  Recht  verhassten  Abgaben  wird 
entbehren  können,  ist  durch  die  neusten  Ereignisse  in  weite 
Ferne  gerückt. 

Im  Durchschnitt  der  10  Jahre  1834/44  kamen  35,870158 
Maas  Wein  werth  4, 1 1 1 235  fl.  zur  Versteuerung.  Die  durchschnitt- 
liche Belastung  des  Weins  berechnet  sich  nach  dem  Ertrage 
der  Steuer,  bei  einem  mittleren  Weinwerthe  von  123  0. 

B«4fM  Fim>B-StMit«ik.  . 
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17  kr.  für  das  Fuder,  auf  19  fl.  15  kr.  für  das  Fuder,  oder 
15,65  des  Werths;  jetzt  wird,  der  nicdern  Weinpreise  wegen, 
die  Steuer  mindestens  18  ^/o  des  Weinwerths  betragen. 

Beim  Bier  berechnet  sich  der  Tarifsatz  von  5  kr.  für  die 
Stutze  Kessclinhah,  (Sommer-  und  Winierbier  im  Durchschnitt 
zu  gleicheu  Theilen  angenommen),  zu  12  fl.  3  kr.  auf  1  Fa- 
der Bier.  Da  in  gewöhnlichen  Jahren  Winterbier  zu  5  kr. 
Sommerbier  zu  .  7  kr.  das  Maass  aus  den  Brauereien  verkauft 
wird,  im  Mittel  also  zu  6  kr.;  so  berechnet  sich  die  Bier* 
Steuer  auf  l'<i,05%  des  Werths. 

» 

Das  5ra w«/tc6tnkesselgeld,  welches  schon  seit  1814  be- 
stand und  durch  das  Gesetz  vom  14.  May  1828  allgenoein 
eingeführt  wurde,  erhielt  seine  jetzige  Gestaltung  durch  Ge- 
setz vom  9d.  Juny  1837  mit  Vollzugverordnung  vom  Id.  Ok- 
tober, wonach  die  sehr  geringe  Abgabe  von  Vakr.  monatlich 
für  jedes  Haass  Rauminhalt  des  Kessels  entrichtet  wird..  Die 
Zahl  der  Brennereien  war  von  00000  im  Jahre  1829,  im  Jahre 
1843  auf  %%%\\  gestiegen. 

Die  Schlachlviehaccise  bestand  in  Baden  seit  1812;  sie 
horte  mit  dem  1.  Januar  1849  auf  und  ist  durch  das  Gesetz 
vom  30.  März  1850  (Vollzug-Verordnung  vom  13.  April  1850; 
wider  eingeführt;  vorläuflg  für  die  Jahre  1850  und  1851. 
Das  jetzt  abermals  geltende  Gesetz  vom  26.  May  1835  be- 
stimmt^ dass 

1)  die  Fleischacctse  nur  nadi  der  Stückzahl  des  Sobtacht- 

viehs  zu  erheben; 

2)  dass  von  einem  Ochsen  von  400  Pfund  oder  mehr  6  fl:; 
25  kr.,  von  einem  Ochsen  unter  400  Pfund,  oder  einem 
Hind,  Farren,  Kuh  2  fl.  20  kr.;  von  einem  Kalb  30  kr., 
zu  entrichten  sind  (Schweinefleisch  frei). 

Das  Gesetz  vom  28.  März  1844  enthalt  nur  Aufeicht- 
Verschärfungen. 

Nach  angestellten  Ermittlungen  kommen  .im  Jahresdurch- 
schnitt auf  jeden  Kopf  der  Bevölkerung  52  Plund  Fleisch, 
wovon  jedoch  nur  21  Plund  Accisepfiichtiges,  wofür  12  bis 
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13  kr;  entrichtet  werden.  Allein  zu  dieser  Steaer  .bezahlt  die 
städtische  Bevölkerung  den  bei  weiten  ^rössten  Tfaeil,  indem 

für  sie  der  Durclisclmiil  auf  30  bis  63  kr.  sich  erhöht,  ^vah- 
reiul  er  beim  Landmann  verhäUnissmässig  sich  vermindert. 
Von  den  für  Wieder  ein fiihrnvg  der  Fleischaccise  angeführ- 
ten Grün(^en  sind  zu  erwähnen»  dass  die  bei  der  Auf- 
hebung gehegten  Hoffnungen  auf  wohlfoih^re  Fleisch-  and 
höhere  Schlachtviehpreise  sich  nicht  erfüllt  hätten,  dass  die 
Abgaben  nur  eine  verhältnissmässig  geringe  Zahl  von  Perso- 
nen belästige,  dass  der  Zustand  der  Staatskasse  die  Herstel- 
lung der  entzogenen  Reineinnahme  von  280000  fl.  dringend 
fordere  u.  s.  w. 

Die  s.  g.  Kauf-,  Schenkungs-  und  Erbschaffs-Acrise  beruht 
ursprünglich  auf  dem  Gesetze  vom  2.  Januar  1812.  Nach 
Tuanchen  geringeren  Aenderungen,  z.  B.  durch  Gesetz  vom 
14.  May  1828,  ist  durch  Gesetz  vom  IT.July  1848  die  Kauf- 
acdse  zu  Vs  aufgehoben;  die  Schenkungs-  und  Erbschafts- 
Aocise  dagegen  (Vererbung  nnter  Ehegatten  ausgenommen) 
seit  dem  1.  Januar  1849  verdoppelt. 

<  dd)  EimuAmen  9on  8taais»Bekärden  und  «Inse&ieii 

DienMtswelgen, 

Zu  den  Einnahmen  der  Steuerverwattung  gehören  noch 
1)  JtftfM*  und  PoHstei-GefäUe ,  deren  einzelne  Arten,  nach 
einem  Durphschnitt  der  Jahre  1846/8,  folgende  Roherträge 
geliefert  haben: 

a.  EHös  aus  Stempelpapier  fl.  92752 

b.  Ccrichtsbarkeit-  und  Administrativ-Taxen, 
tsporteln  und  Stempelgebühren  (Tax-, 
Sportein-  und  Stempelordnung  vom  9. 
September  1807  mit  Nachträgen  und 
Abänderungen  vom  27.  Juny  1808  und 
13.  Oktober  1840;  z.  v.  Ziegler  alphab. 

'  Zusammenstellung  der  betreffenden  Ge- 
setze U.  S.  w.,  Mannheim  1844)  ...»  386680 
c)  Gerichts  und  Polizei-Strafen  .   •   .   .    „  51768 

22* 
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d)  Deserlions  und  Refraktions- Strafen    .   fl.  2445 

e)  Gebühren  für  die  Geschäfte  der  Rechts« 
polizeiverwaltang  589389 

()  Hundetaxen  „  78998 

(23803  Hunde;  Gesetz  vom  10.  Sep- 
tember 1842  wodurch  die  Hundesteuer 
auf  4  fl.  für  einen  Hund  und  2  fl.  für 
eine  Hündin  festgesetzt  wird  ;  Reiner- 
trag zur  Hälfte  an  die  Gemeindekasse; 
einige  Abänderungen  durch  Gesebs  vom 
20.  Dezember  1848) 

g)  Eisenbahnpolizei-Strafen  „  21 

h)  Ersatz  und  Abgang  an  Passiven    .  .    „  2784 

Zusammen  fl.  1,204037 

Die  entsprechende  Einnahme  war  im  Jahre  1833: 
783100  fl.;  nach  dem  Voranschlage  für  1849  aber 
1,104578  ti.  welche  14,18  %  Gewinnungskosten  verur- 
sachten und  6,11  Vo  der  Gesammteinnahme  ausmachten. 

2)  Forstgerichtsge fälle,  deren  Rohertrag  in  den  Jahren  1844/6 
durchschnittlich  99551  fl.  war;  die  mit  einer  gleichen 
Summe  im  Voranschlage  für  1849  stehen  und  77,37  % 
Gewinnungskosten  erfordern;  die  Einnahme  der  einzelnen 
Titel  war  nach  einem  Durchschniit  von  1846/8:  Forst- 
strafen 49998  fl. ,  Schadenersatz  32834  fl.,  Ersatz  und 
Abgang  an  Passiven  213  fl. ;  zusammen  83045  fl.  (Forst- 
polizeigesetz  vom  15.  November  1833  und  Gesetz  vom 
6.  März  1845,  Abänderungen  und  Zusätze  zum  Forststraf- 
gesetze  enthaltend). 

8)  Brückengc fälle  (Diedesheimer  Schiflbrücke)  1844/6  durch- 
schnittHch  Roheinnahme  5248  fl.,  1846/8:  5594  fl.;  An- 
schlag für  1849 :  3600  fl.  mit  4440  Ausgaben. 

4)  Zu  den  verschiedenen  Einnahmen  gehören:  Steuei-straf- 
gefalle,  Dienstpolizeistrafen,  Zahlungen  und  Vergütungen 
aus  Nebenkassen,  Erlös  aus  Drucksachen  u.  s.  w-  Ihr 
Durchschnittserlrag  war  1844/6:  44353  fl.,  für  1846/8: 
47903  fl.;  im  Etat  1849  sind  36356  fl.  veranschlagt. 

5)  Die  Einnahmen  der  allgemeinen  Kassenverwaltung.  Diesel- 
ben bestehen  in  Mietbzinsen,  Geldstrafen,  herrenlosen  Gü- 
tern, Zinsen  aus  dem  Konto-Korreot  der  Generalstaats- 
kasse bei  der  Amortisationskasse  a.  s.  w.  Sie  betragen 
1833:  34192  fl.,  nach  dem  Durchschnitt  von  1846/8: 
48046  fl.  and  sind  für  1848/9  zu  47189  fl.  veranschlagt. 
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G.  Staats-Aisgaben. 

»)  Im  Alisemeliien« 

Schon  in  der  Einleitung  zur  Darstellung  Badens  habe  ich 
L^esai^t,  dass,  wenn  man  die  Rechnimc;snachweisungen  über 
den  badenschen  Slaatshausbalt  seit  dreissig  Jahren  mit  einan- 
i|er  vergleicht,  nicht  in  Abrede  zu  stellen  ist,  dass  die  Formen 
und  Einrichtungen  dabei  sehr  wesentliche  Vereinfachung  nnd 
Vervollkommnung  erfahren  haben.  In  den  Mittheilungen  an 
die  Stände  isl  die  Grundlage  der  badenschen  Staatsrechnung 
jetzt  folgende : 

Einnahme :  A.  Betriebsfondirechnuna,  L  Reste  aus  voriger 
Rechnung  und  zwar  1.  Gefdvorratb,  2.  Natundvoitälhe,  3.  Ak- 
tivreste, nämlidi  a.  aus  den  eigentlichen,  b.  aus  den  unei^ent- 
lichen  Einnahmen.  —  IL  Uneigentliche  Einnahmen  (z.  B.  einge- 
zogene und  wider  angelegte  Kapitale,  Vorschüsse  und  deren 
Wiederersatz)  vom  laufenaen  Jahre. 

B,  EiaUre^$Mmg>  1.  ROckstandsrechnunc.  II.  Etatsredi- 

nung  und  zwar  1.  Posten  des  zunächst  vorner  gegangenen 
Jahrs.  2.  Aus  früheren  Jahren.  3.  Rechnung  des  laufenden 
Jahrs.  4.  Vermehrung  der  Natural vorräthe.  —  Die  Abthei- 
lungen der  Ausgabe  sind  denen  der  Einnahme  entsprechend. 
Es  Bedarf  wol  kaum  der  Bemerkung  dass,  dem  eigentlichen 
Zwecke  dieser  Schrift  en(s[)re(  h(  nd ,  ieh  mich  überall  regel- 
mässig nur  an  die  ordentlichen  Einnahmen  und  Ausgaben  eines 
laufenden  Jahrs  gehalten  habe,  weil  nur  dadurch  zu  Verglei- 
chungen  geeignete  Elemente  erlangt  werden. 

Das  der  badenschen  Finanzverwaltung  hinsichtlich  der 
Formen  gespendete  Lob»  kann  leider  auf  die  ZMm  der  Auk^ 
tfofte-Redinungen  keine  Anwendung  Gnden;  denn  die  Ausj;a- 
ben  sind  seit  25  Jahren  um  mehr  als  35  o/^  gewachsen,  näm- 
lich von  9,336000  (1.  im  Durchschnitt  der  Jahre  1825/7.  auf 
den  Voranschlag  für  1849:  14,528000  fl.  Die  neusten  Beek- 
ittin^^ergebnlsse  lassen  dieses  Verhältniss  noch  ungünstiger  er- 
scheinen, denn  im  Vergleich  mit  der  Ausp;abe  von  1846,  welche 
(nach  vollständiger  Aufzählunij)  16,028079  fl.  beträgt,  ist  die 
Zunahme  sogar  mehr  als  41  o/^.  Glaubt  man  wegen  mancher 
Aenderungen  im  Rechnuni^ssystemn  bei  diesen  Veii^leichungeii 
nicht  so  weit  zurück  gehen  zu  können,  und  legt  deshalb  z.  ß. 
die  Ausgaben  von  1833  mit  11.613000  fl.  zum  Grunde,  so 
bleibt  doch  gegen  1846  noch  immer  ein  Weniger  von  4,41500011. 
oder  über  27  o/^.  —  Die  nachstehende  ew^lewlksideDarHMnff 
der  Ausgaben  dee  badenseheH  SiaatshaushaUe  in  dm  Jahren' 
i833,  iS4ß  und  iS5i  wird  die  Beweise  dieser  Angabe  liefern. 
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/*  Lasten  und  Gemrmimgdu^stm  4,1120949 

//•  Zwillhte,  WiUhUmer,  Jptmagen, 

1.  Zivilliste  .  '   650000 

Z.  Witthumsgclialte   120000 

3.  Apaoagen                                        ,  O'ooo 

Zusammen  Äbtheiiung  II.  867000 

///.  Landstände   2770 

IV.  Grossherioglirhes  Geheimes  Kabmei*   .   •   •  9300 

V,  Staatsministerium  .    ,    .   12900 

nnd  Staafsraih   — 

VL  Verschiedene  und  ansserordentliche  Ausgaben  7500 

VIL  Ministerium  des  GrossherzogL  Hauses  und  der 
au9Wäriige»  Angelegenheit 

1.  Ministerium   88550 

2.  Gesandschafllen  und  Konsulate   50000 

3.  Bundeskosten   21425 

4.  Verschiedene  und  zufallige  Ausgaben  .   .  1   m  )0 

Zusammen  Abtheilung  VIJ.  109975 

VIIL  JnsHzministeriMm» 

1.  Ministerium   23000 

2.  Ober-Hofgericht   45250 

3.  Hofgerichte   120700 

4.  Bezirks-Jiistiz   — 

5.  Rechts-Polizei-Verwallmig .   263690 

6.  Zucht-  und  Bess(!runii;s-Anslalten    ....  73346 

7.  Verschiedene  und  zulalligo  Ausgaben         .  1400 

Zusammen  Ablheiiung  Vill.  f  527386 

/X  Ministerium  des  Innern* 

1.  Ministerium   41000 

2.  Evangelischer  Oherkircheiirath   14000 

3.  Katholischer  Obcrkirchcnralh   14000 

4.  Forstpolizei-Dircklion   — 

5.  Sanitäts-Kommission  -  .  4850 

6.  General-Landesarchiv    ........  12258 

7.  Kreisregierungen                                  .  134000 

8.  Staatsanstalten  und  Rechnungshof  ....  — 

9.  Bezirks-Jnstiz  und  Polizei   676456 

10.  Kreis  Verwaltung   — 

11.  Allgemeine  Sicherheitspolizei  .«  109019 

12.  Unterrichtswesen  2^0727 

13.  Wissenschaften,  Künste,  Gewerbe  •  •  .   .  23893 
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Proaent- 
Anlheil 
an  der 


eicKung" 
Jahre 


der 

1833  und  1851. 


35,40 

5,59 
1,04 
0,84 


6,396893 


36,35 


6,795518 

650000 

laoooo 

147000 


38,07 

3,68 
0,68 
0,83 


+  2,604563 


+50000 


7,47 
0,02 
0,08 
0,11 

0,07 


0,25 
0,43 
0,18 
0,09 


877000 
84316 
8516 
18693 

2487 


35728 
60588 
18082 

17969 


4,98 
0,48 
0,05 
0,11 

0,01 


0.20 
0,34 
0,11 

0,10 


917000 
44260 
7200 
10300 

2000 


35000 
18200 
23400 

10000 


5,19 
0,25 
0,04 
0,06 

0,01 


0,20 
0,10 
0,t3 

0,06 


+ 


l 


+ 

■ 

+ 


50000 
41490 
2100 
2600 


-r-  5500 


6450 
31800 
1975 


0,95 

0,20 
0,39 
1,04 

2,27 
0,63 
0,01 


132362 

22551 

54032 
142057 

382605 
134691 
5586 


0,75 

0,13 

0,31 
0,81 


2,17 
0,77 
0,03 


86600 

24470 
54400 
145760 

384562 
150560 

4300 


0,49 

0,14  -f 

0,31  4- 

0,82  4- 


2,18 
0,85 
0,02 


23375 


+ 
+ 
+ 


1470 

9150 
25060 

120872 
77214 
2900 


4,54 

0,35 
0,12 
0,12 

0,04 
0,11 

iM 

5,82 

0^4 

2,25 
0,21 


742422 

43170 
18420 
24316 

101766 
6740 
12390 

140068 

1,044895 

194082 

360476 
39376 


4,22 

0,25 
0,11 
0,14 
0,58 
0,04 
0,07 
0,80 

5,95 

1,10 

2,05 
0,22 


I 


764052 

48890 
18085 
24936 


4,32 

0,28 
0,10 
0,14 


4.  236666 


+ 
+ 
+ 


7890 
4085 
10936 


auf  daa  Bodget  der  Foratdominen  akartragen. 

7240       0,04  +  2390 
13490       0,08  +  1^32 
136038       0,77  -f  ^038 

ü«  btabniclitigte  NeogeBtaltung  der  MiMtlbt- 
hörden  iai  aoch  aunfeeetsl. 

1,184306  I    6,70 14-  507850 


wte  mm  Hr,  i. 

226684 
375856 
44735. 


1,28 
2,13 
0,25 14- 


117635 
115129 
20842 
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AU8- 
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Ab- 
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der 
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H»art-Ffai«li 
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14. 

15. 
16. 
17. 
18. 
19. 
20 
Ül. 

X. 
1. 
2. 
3. 

XI. 
1. 
2. 
3. 
4. 
5, 

6. 
7. 
8. 
9. 

XIJ. 
1 

2. 
3. 


Koitus  

Milde  Fonds  und  Armeoanstalten 
Siechenanstalt  ...... 

Irrenanstalten  

Polizeiliche  Verwahrungs-Anslalt 
Wasser-  und  Slrassen-Bau   .  . 


Landesgeslüt 


Verschiedene  und  zufällige  Ausgaben. 


Zusammen  Abtbeilung  IX. 

Krieg  s-Min  isterium. 

Für  den  laufcndon  Dionst.  .  .  .  1  .  . 
Für  irüher  ii^eleistete  Dienste  .  .  .  .  . 
Landesvermessung  


^  Zusammen  Abtbeilung  X. 

Finanz-Ministerium,  » 

Ministerium  ..*..*  

Zentralkassen  

Ober-Recbnungskammer  

Baubehörden  

Baukosten  und  sonstige  Lasten  von  Zentral-* 

Staaisgebänden  ....   

Beförderung  des  Bergbaus  

I^eförderungd.  Dampfscbifirahrt  a.  d.  Bodensee 

Pensionen  

Verschiedene  und  zufallige  Ausgaben    .  . 

Zusammen  Abtheilung  XI. 
Aufwand  auf  die  SiaatssekukL 
Verwaitungs-Kosten  

Zinsen  

Tilgungsfonds  

Zusammen  Abtheilung  XIl. 

GesamnU^Ausffobe  des  ordentlichen  Etats  im 

laufenden  Jahre 
i^eiii-Einnahme  (Ueberschuss)  der  BadetmiUtU 

verzinslich  bei  der  Amorlisationskasse  ange- 
legt. (Roh-Einnahme  und  Gewinnungskosten 

z.  V.  unter  Kinnahme.'.  

ßcin-Einnahme  r(4joi  schuss  der  Post  und 
Eisenhahn  an  die  Eisenbahnschiildenlilgungs- 
kasse  abzuliefern.  (Roh-Einnahme  und  Ge- 
winnungskosten z.  v.  unter  Einnahme).    .  . 

Uauptsumme 


66134 
99394 
139d9 

66374 
19250 
1,006037 

.  70000 
10000 


1^,641381 

1,260181 
2204.36 
14181 


1,494798 

34500 
14306 
31200 
31470 

&400 


iiiiiii 


785700 

17000 


929576 

10850 
649906 
229113 


889869 


11,613404 


(Die  Auflgabe« 
der  Postanatall 
aind  unter  dea 
OewinnuB|[a- 
ko«t<n  mit 

298400  fl.> 


11,613404 
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Geldbetrag  uach 
der  Haupt- 
Staattrech- 
nung 
fQr  1846. 

Prosent- 
.\.ntHeil 
an  der 

summe. 

Geldbetrag 
nach  dem 
Voranaclilage 

liir  1851 
in  II.  rhein. 

Frorent- 
Antheil 
an  der 
Rnd- 
Bumnie. 

Vergleichung 
der  Jahre 

1833  und  1801. 
-\-  Zunahme 
—  Abnahme. 

0,57 

86649 

0,49 

88333 

0,50 

+ 

22199 

0,86 

118720 

0,67 

109604 

0.62 

+ 

10210 

0,12 

36133 

0,20 

47481 

0,27 

4- 

33522 

0,57 

120416 

0,68 

107740 

0,62 

_L 
1 

41366 

0  17 

19198 

0,11 
7,21 

21986 

0,12 

+ 

1 

2736 

8,66 

1,267989 

1,145853 

6,49 

+ 

139816 

0,60 

97003 

0,55 

44867 

0,25 

AD  1  66 

0,09 

16745 

0,09 

18540 

0,1 1 

+ 

8540 

22,74 

3,748552 

21,31 

3/>64664 

20,74 

1  023283 

10,86 

1,888314 
234229 

10,73 

— 

— 



1,89 

1,33 

— 

— 

— 

0,12 

21641 

0,12 

— 

— 

12,87 

2,144184 

12,18 

2,123482 

12,02 

1 

+ 

1)28684 

0,30 

31200 

0,18 

32250 

0,19 

• 

2250 

0,12 

14280 

0,08 

15305 

0,09 

QQQ 

0,27 

32482 

0,19 

30472 

0,17 

728 

0,27 

38595 

0,22 

41300 

0,23 

+ 

9830 

0,05 

5815 

0,03 

7700 

0,04 

2300 

0  09 

VF,  V/  «' 

2380 

/y  tj  \j 

0  02 

300 

0,00 

9700 

7030 

0,04 

7300 

0,04 

-i- 

7300 

6,76 

644088 

3,65 

639800 

3,62 

• 

145900 

0,14 

16570 

0,09 

17000 

0,10 

8,00 

792140 

4,50 

791427 

4,48 

138149 

0,09 

10775 

0,06 

11400 

0,06 

+ 

550 

5,60 

649536 

3,69 

556759 

3,16 

93147 

1,97 

420103 

2,39 

641210 

3,63 

+ 

412097 

7,66|  1,080714 

1     6,14  1     1,209369  |     6,85  1  + 

319500 

100  — 

16,028079 

91,08 

16,345865 

92,53 

13578 

0,08 

26462 

0,15 

+ 

26462 

1,555558 

8,84 

1,292945 

7,32 

+ 

1,292945 

100  — 

J  17,597215 

1  100  — 

1  17,665272  (  100  — 

1+ 

6,051868 
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Zerlegt  man  die  Ausgabe  in  ihre  einzelnen  Theile,  wobei 
ich  mich  an  den  Geldbelrag  des  revidirten  Hauplfinanzetats 
für  1849  halten  werde  (die  Etats  für  1850  und  1851  sind  bis  - 
jetzt  —  December  1850  —  nur  Entwurf  der  Regierung^  ob- 
gleich dessen  Ansätze  auch  für  den  ordentlichen  Bedarf  der 
nächsten  Jahre  keineswegs  ausreichen  dürften;  —  so  werden 
die  Ursachen  des  Anschwellens  des  Ausgabenetats  an  das 
Licht  treten. 

Vorab  ist  zu  bemerken,  dass  das  ordentliche  Budget  für 

1848  und  1849  schon  am  24.  November  1847  den  Ständen 
vorgelegt  wurde,  dass  jedoch  spätere  Ereignisse  die  Vorlage 
eines  s.  g.  revidirten  Hanptfioanzetals  für  1849  am  21«  Februar 

1849  Veranlassten;  dass  ferner  das  auBterardmUi^u!^  Budget 
fiir  1848  und  1849  am  19.  Dezember  1848  zum  Ausgabe- 
betrag  von  2,917185  fl.  und  am  19.  März  1849  ein  Nachtrag 
dazu  mit  einer  Forderung  von  539712  fl.  eingebracht  wurde; 
dass  ausserdem  der  Mehraufwand  der  Kriegsverwaltung  mit 
etwa  3  Mill.  fl.,  die  Beiträge  zur  Reichskasse,  die  Kosten 
der  neuen  Steuerkataster  und  der  2  Mill.  fl.  Papiergeld,  die 
Kosten  des  Eisenbahnbaus,  zu  bestreiten  sind :  was  zHS€tmmen- 
genommen  einen  ausserordentlichen  dem  Jahre  1849  zur  Last 
feilenden  Aufwand  von  mindestens  8  Mill.  fl.  ergeben  wird, 
woför  ordentliche  Deckungsmittel  nicht  vorhanden  sind. 

Den  im  März  1850  für  kurze  Zeit  versammelten  Standen 
wurde  femer  das  Budget  der  ordentlichen  .Einnahmen  und 
Ausgaben  (ur  die  Jahre  1850  und  1851  vorgelegt  (3tes  Bei- 
lagenheft mit  neueren  Nachträgen};  sie  waren  aber  zu 
dessen  Erledigung  nicht  im  Stande.  So  wird  denn  eine  der 
dringendsten  Arbeiten  der  Ende  August  1850  zusammen  ge- 
tretenen Landstände  soyn  ein  neues  Finanzgesetz  zw  Stande 
zu  bringen;  indem  das  zulolzt  erlassene  für  die  Jahre  1846 
und  1847  gilt,  welches  (auch  nur  als  Nothbehelf)  unter  dem 
4.  Juny  1848  für  das  Jahr  1848  verlängert  wurde. 

Am   19.  November  1850  übergab  die  Regierung  das 

Budget  der  ausserordentlichen  Ausgaben  für  1850  und  1851. 
Folgendes  sind  die  Hauptpunkte  des  Vortrags  des  Regierungs- 
Kommissärs  : 
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1)  Das  Staats- Ministerium  verlangt  ausschliesslich  Air  Bei- 
träge Badens  zu  Bundcslaslen  —  für  Buiidcsfestongeo,  für 
die  Marine,  Tiir  die  Zentral- Verwaltang,  für  Pariametit  und 
Schiedsgericht  300665  fl.  30  kr. 

2)  Däs*Ministerium  des  Grossherzogl.  Hausos  und  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  verlangt  nichts  als  eine  sehr 
bescheidene  Summe  für  Fortsetzung  der  Urkundensaram- 
lung  zur  Landesgeschichte  von  1200  fl. 

3)  Das  Jusliz-Ministeriom  nimmt  Einiges  för  neu  zu  begin- 
nende, höchst  dringliche  Gefangnissbauten,  das  Meiste  fUr 
die  Vollendung  längst  begonnener  Gerichts-  und  Straf* 
anstaltengebäude  in  Anspruch,   Betrag  22474t  fl.  39  kr. 

4)  Dem  Ministerium  des  Innern  sollen  359751  fl.  für  die  un- 
verschieblichsten  ,  ausserordentlichen  Ausgaben  des  Was- 
ser- und  Strassenbanes,  263864  fl  zur  Unterstützung  der 
Auswanderang,  zur  Deckung  des  ausserordentlichen  Mehr- 
bedarfs an  Untersuchungskosten,  dann  für  verschiedene! 
andere,  die  Sicherheitspolizei,  des  Unterrichlswesen,  die 
Gewerbe,  den  Kultus  und  die  Siaalsanstallen  betrelTende 
Bedürfnisse  zugewendet  werden.    Summe  623615  fl. 

5)  Das  Finanz-Ministerium  hat  den  Aufwand  der  Zehntsection 
den  Staatsaufwand  für  Vermessung  und  .Abschätzung  der 
Waldungen ,  die  Kosten  der  Wiederherstellung  der  wäh- 
rend der  Revolution  theilweise  xerstörten  Rheinbriicke 
und  verschiedenes  Andere  zu  bestreiten*  -Betrag  101422  fl. 

6}  Der  sehr  grosse  Aufwand  der  Kriegs- Verwaltuni^  wird 
vornehmlich  zur  Ergänzung  der  in  der  Revolution  ver- 
schleppten oder  verdorbenen  Montur-  und  Ausrüstungs- 
Gegenstände,  für  ausserordentliche  Remontirung,  zur  Er- 
werbung oder  Herstellung  verschiedener  Militär-Gebäude, 
zur  Deckimg  des  Mehraufwandes  fÖr  die  imPreossen  ste- 
henden Grossherzoglichen  Truppen,  endlich  und  dem 
llauplbetrage  nach  zur  Verpflegung  der  KönigU  preussi- 
schen  Besatz ungstruppen  im  Grossherzogthume,  so  weil 
diese  Verpflegung  Baden  obliegt,  erfordert.  Summe 
3,647309  fl.  6  kr.  Im  Ganzen  4,898943  fl.  15  kr.  Die 
Entschädigungs- Forderung  Preussens  für  die  Mobiima* 
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chung  seiner  dem  Grossherzoglhume  zur  Hülfe  geeilteo. 

Heere  ist  dabei  noch  nicht  berücksichtigt. 

»»Darüber/'  so  schliesst  der  Herr  Regierungs-Kommissär 
seinen  Vortrag,  ,,wie  die  zur  Bestreituog  des  aiisserordenlli- 
chen  Aufwandes  nölhigen  Mittel  zu  erlangen  seyif  'dürften» 
werden  wir  uns  ungesäumt  in  besonderer  Vorlage  äussern. 
Hier  sey  noch  die  kurze,  leider  aber  nicht  erfreuliche  Be- 
merkung gestattet,  dass  nur  für  den  geringeren  Theil  des 
Aufwandes  parate  Deckungsmittel  vorhanden  sind." 

aa)  Die  Lasten  und  Gewinnmgskosien,  1833:  4,120949  fl. 
1849  zu  4,491994  fl,  für  1851  zu  6J2551d  fl.  berechnet, 
sind  zwar  um  38  %  gewachsen,  vorzüglich  durch  die 
Eisenbahn -Verwaltung,  welche  ich  (wie  zur  Erlangung 
einer  richtigen  Gesammtübersicht  nothwendig  war)  in  die 
allgemeine  Staatsrechnung  gezogen  habe.  Jedoch  ist  ihr 
Verhältniss  zur  Gesammtausgabe  nicht  viel  ungünstiger 
geworden;  indem  sie  früher  zu  35 Va  %,  für  1849  zu 
31  Vo,  jetzt  zu  38  Vo  der  Ausgabe  berechnet  werden. 

bb)  Von  der  Summe  des  Aufwandes  (lir  die  Grosshei^ogliche 
Familie  steht  nur  die  ZwUMe  (Gesetz  vom  2.  November 
1831  mit  Nachtrag  vom  17.  Novbr.)  mit  650000  fl.  fest, 
IVitthümer  und  Apanagen  sind  nach  Bedarf  höher  oder 
•  niedriger  (Apanagen-Gesetz  vom  21.Ju1y  1839)  und  des- 
halb ist  die  Summe  des  Titel  II.  1833:  867000  fl.  oder 
7Va  Vo,  1849:  897000  fl.  oder  6  %,  1851:  917000  fl. 
oder  5,19  Vo  der  Gesammtausgabe.  Zur  Minderung  des 
Nothstandes  der  Staatskasse  bat  der  Grossherzog  für 
1848  und  1849  je  ,100000  fl.  von  der  Zivilliste  zurück- 
bezahlt.  - 

cc)  Nur  etwa  4000  fl.  sind  die  jährlich  mit  Bestimmtheit  wi- 
derkebrenden  Ausgaben  fär  die  Landttände»  das  Mehr 

richtet  sich  nach  der  Dauer  ihrer  Versammlung.  Für  1849 

sind  44260  fl.  veranschlagt  gewesen ;  im  Elatsentwurf  für 
1851  stehen  abermals  44260  fl.  Die  Taggelder  betrugen 
bis  zum  Jahre  1848  fünf  Gulden,  seitdem  vier  Gulden. 
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dd)  Die  Kosten  des  Grossh.  geheimen  Kabineis  waren  1833: 
9300  fl.,  für  1849  sind  7200  iL  in  Anschlag  gebracht;  für 
18»1:  7200  fl. 

ee)  SiaaimiimUtmum  (und  Siaaftreik)  welche  1883  mit 
12908  doUrt  waren»  bedarfken  1840:  resp.  15882  and 
2800  fl.;  ausserdem  aber  im  ausserordentlichen  Budget 
564056  n.  Im  Elalenlwurf  für  1851  ist  dieser  Posten 
10300  fl. 

ff)  Für  verschiedene  tind  autserordenüiche  Ausgaben  stehen 
im  Finanzetat  für  1833:  7500,  für  1849:^2000  fl.;  für 
1851:  2000  fl. 

gg)  Einzelne  Dienstiweige. 

♦   

1.  Das  Ministerium  des  Grwsherutgl  Hauses  und  der  oi»- 

wärtigen  Angelegenheiten  y  dessen  Bedarf  von  109975  fl.  im 
Jahre  1833  auf  132362  fl  im  Jahre  1846  gestiegen  war,  ver- 
langle, wegen  der  Einziehung  fast  aller  Gesandschaften,  für  1849 
^ausser  8372  fl.  im  ausserordentlichen  Budget)  nur  60900  fl., 
oder  0,42  Vo  der  Gesammt ausgäbe.  Darunter  sind  16400  fl. 
unter  der  Beaeichnung  „Bandeskosten",  für  den  BevoUmäch- 
tigten  bei  der  provis-Zentralgewalt  bestimmt,  w&hrend  die  son- 
stigen sehr  bedeutenden  Ausgaben  (lirBandeszwedce  vorläufig 
in  den  ausserord.  Etat  verwiesen  waren.  Durch  das  Aufhören 
der  Sondergesandschaften  würden  jährlich  an  60000  fl.  erspart 
seyn.  Der  Minister  empfängt  jährlich  9000  fl.  Gehalt,  900  fl. 
für  Wohnung  und  3000  fl.  für  gesellschaftlichen  Aufwand. 

Für  1851  werden  schon  wider  86000  fl.,  oder  0,49  7« 
aller  Ausgaben,  gefordert,  zum  Theil  wegen  Beibehaltung  der 
Gesandschaften  in  Paris  und  in  der  Schweiz.  Dagegen  ist 
die  Aufhebung  der  Gesandsohaflsposten  in  Wien,  BerKo,  Han- 
nover, München,  Stuttgart,  Haag,  Brössel,  den  ertheilten  Zu- 
sicherungen gemäss,  erfolgt. 

2.  2Ni(l|)«JRiiHflifiaiii* 

Die  Ausgabe  für  den  Geschäflskreis  des  Justiz- Ministe- 
riums ist  seit  16  Jahren  um  fast  100  %  (96,7  T  %),  nämlich 
von  527300  iL  im  Jahre  1033,  auf  1,037713  fl.  im  Jahre  1040, 
gestiegen. 
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Sie  ist  danach  über  7  Vo  tler  Gesammlaiisgabe,  und  aus- 
serdem stehen  1,079365  fl.  im  ausserordentlichen  Budget,  welche 
fest  ausschliesslich  zu  Bauten  "verwendet  werden  sollen.  Die 
vorzüglichste  Ursache  dieser  sehr  grossen  Vermehrong  liegt  in 
der  fast  gänzlichen  Umgestaltung  der  Rechfsverwaltang,  wel- 
che in  der  allemeusten  Zeit  beschlossen  und  grösstentheils 
bereits  durchgeführt  ist;  dann  äber  auch  darin,  dass  manche 
Sätze  des  jetzigen  Justizetats  früher  ganz  oder  iheil weise  auf 
andern  Etats  sich^  beCanden,  z.  B.  die  Kosten  der  Bezirksämter, 
welche  gleichzeitig  Verwaltungs-  und  Justiz -Geschäfte  be- 
sorgten. 

Die  Gliederung  der  Rechtsverwaltung  wird  künftig  so 
seyn,  dass  den  Ämtigeri^Um  (67  Amtsrichter  mit  1600  fl., 
30  Beisitzer  mit  lOÖO  fl.)  die  Ziviljustiz  in  erster  Instanz,  die 
Forstfrevel,  die  Rechtspolheei  und  die  StraQustiz  in  Poli- 
zeisachen  zugetheilt  sind;  den  Besirksgeri^ien,  fllr  wel- 
che mit  den  Amtsgerichten  zusammen  im  Voranschläge 
351328  fl.  ausgeworfen  sind,  (43  Richter  mit  1600  11.,  39  Bei- 
sitzer mit  1000  fl.,  11  Staatsanwälte  mit  2000  fl.,  5  Stellver- 
treter mit  lOOOfl.,  Zulage  für  11  Präsidenten  600  fl.)  die  Re- 
kurse in  den  von  den  Amtsgeriditen  abgeurtheilten  Strafsa- 
chen, die  Aburtheilang  beztehungsweiae  Versetzung  in  den  An- 
klagestand bei  allen  übrigen  Strafcachen,  die  Verhandlung  und 
Entscheidung  in  allen  die  Summe  von  250  fl.  überstdgenden  Zivil- 
sachen in  erster  Instanz,  die  Appellationen  bei  den  von  den  Amts- 
gerichten in  erster  Instanz  entschiedenen  Zivilsachen.  Dann  fol- 
gen die  ^o/jjfmcÄ/e  fiir  welche  der  Etat  120873  fl.  auswirft,  und 
endlich  das  Oberhofgerichf,  welches  mit  50158  fl.  dotirt  ist. 

Die  RechtipoUzeweru>aÜmg,  welche  künftig  durch  dies.g. 
Staatsschreiberei  versehen  wird,  wie  bisher  durch  das  Amtsrevi- 
sorat  und  das  Notariat,  «-*  soll  im  Jahre  1849 :  343206  fl  erfor- 
dern: kliftftig  wird  der  Bedarf  etwa  295000  fl.  seyn.  Fih- 
das  JiMfMiiMfMtlertiwi  selbst  sind  245720.  ausgeworfen;  für  die 
ZucM^  fmd  Be9$enmgS'AnsfaUm  (deren  eigene  Einnahmen 
86373  fl.  mit  58396  fl.  Lasten  sind)  144634  fl.  Der  jahrliche 
Ertrag  der  Arbeit  eines  Sträflings  war  im  Durchschnitt  etwas 
über  100  fl.;  dagegen  kostet  die  Verpflegung  eines  Züchtlings  zu 
Bruchsal  68  fl.  zu  Freiburg  75  fl.,  eines  Arbeitshaussträflings 
in  Bruchsal  74  fl.,  eines  Kreisgefongen^  in  Mannbeim  85  fl» 
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Die  Kleidung  veruriadit  13  fl.,  der  Aufwand  för  das  Bettwerk 
4fl.»  die  BeleuchtuDgskoslen  4fl^  die  Reinigungskoaten  4Vsfl., 
die  Geräthschaften  45  kr.  jährliche  Kosten  für  den  Kopf.  Be- 
stand 930  Peräüiien  tlt^m  Etatsentwurf  für  1851  aber 
1130  Personen). 

Die  Bedarfsansätze  des  Etats  des  Justiz-Ministeriums  für 
1851  sind  in  der  oben  Seite  342  stehenden  vergleichenden 
Zasammenstelhmg  befindlich. 

Schon  im  Jahre  1809  (3.  Februar  und  32.  Dezember) 
wurde  der  Code  Napoleon,  mit  einigen  Abänderungen  und 
Zusätzen,  ^Is  Landretki  des  Grossherzogthuros  Baden  einge- 
führt; z.  V.  Kappler  Handbuch  der  Literatur  des  badischen 
Rechts,  Heidelberg  1847  (T.  —  Landrecht  fiir  das  Grossher- 
zoglhum  Baden  nebst  Handelsgesetzen,  anilliclie  Ausgb.  Karls- 
ruhe 1846,  —  Müller,  das  badische  Landrecht,  2te  Ausgalx». 
Mannheim  1847. —  Im  Jahre  1819  wurde  eine  Geselzgebungs- 
kommission  niedergesetzt,  um  neue  Zivil*Straf-  und  Prozess- 
Gesetze  zu  entwerfen,  allein  erst  unter  dem  31.  Dezbr.  td3l 
erschien  eine  Prozessordnung,  in  bürgerlichen  Rechts* 
Streitigkeiten,  abgeändert  durch  Gesetz  vom  3.  August  1837 
und  gefolgt  von  dem  Gesetze  über  die  Gerichtsverfassung 
vom  6.  Mäi*z  1845.  Nachdem  auch  das  Sportelwesen ,  der 
Advokaten  durch  eine  Taxordnnng  vom  10.  July  1832,  in 
bürgerlichen  Rechtssachen  durch  das  Gesetz  vom  13.  Okto- 
ber 1840  geregelt  war;  —  beschäftigte  man  sich  mit  dem 
Strafredite.  Daraus  hervorgegangen  sind  die  Gesetze  vom 
6.  März  1845 :  Strafgesetzbucb  nebst  EiofiibrungB-Edikt,  Straf- 
prozessordnung und  Gesetz  Über  die  privatrecfatKchen  Folgen 
von  Verbrechen.  (Die  neue  Strafgeselzgebung  und  Gerichts- 
verfassung d.  G.  B.  Karlsruhe  1847.) 

Im  Laufb  des  Jahrs  1849  sind  nachbezeichnete  Gesetze 
und  Verordnungen  des  Rechtspflegegebiets  erschienen: 
Februar  17  Gesetz  über  die  £infiibrung  von  Geschworoen- 
Gericbten. 

„  19  Gesetz  zur  Einführung  einer  allgemeiuen  Wech« 
selordnung  für  Deutschland. 

„  26  Gebührenordnung  für  Zeugen^  Partheyen,  Sach- 
verständige und  Geschworene,  unter  Aulhebung 
der  GebärenordnuDg  vom  4.  Dezbr.  1846. 
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März  10  Verordnung  Uber  die  Polizei  in  den  Sitzungssälen 
der  Strafgerichte. 
10  Gesetz  über  die  Verhaftung  von  Verbrediem. 
„    10  Gesetz  über  die  Vornahme  von  Haussuchungen 

und  die  Beschlagnahme  von  Papieren  u.  Briefen. 
„    16  Gesetz  wodurch  die  Todesstrafe  abgeschafft  wird, 
in  Gemassheit  der  Grundrechte  des  deutschen 
Volks. 

Seplbr.   18  Bekanntmachung  wegen  Vorbereitung  zum  Nota- 
riatsfoche. 

Erwähnung  verdienen  auch  hier  die  vom  Jostiz-Hiniste- 
rium  jähriich  veröffentlichten  üebertiMm  der  SintfireMtpßege; 
nicht  allein  als  nachahmenswerthes  Beispiel  fiir  andere  kleinere 

Staaten,  sondern  auch  wegen  ihrer  Einrichtung. 

8)  Jfiiiillerittm  %ef  Smefii. 

Das  Ministerium  des  Innern  welches  im  Jahre  1833: 
2,641381  fl.  oder  22,74  %  der  Gesammtausgabe  erforderte, 
ist  für  1849  mit  3,258407  i1.  dotirt;  welches  22,43  Vo  der  Ge- 
sammtausgabe sind  und  wodurch  eine  Vermehrung  von  23  % 
sich  ergiebi.  Das  ausserordentliche  Budget  dir  1848/9  femer 
veriangt  1,356599  fl.,  grösstentheils  IHr  Bauten.  ^  Gegen  die 
wirkliche  Ausgabe  des  ordentlichen  Etats  im  Jahre  1846, 
welche  3,748552  fl.  betrug  dagegen  ist  eine  Verminderung 
von  490145  fl.  eingetreten,  was  Folge  einer  neuen  Verwal- 
tungsorganisation seyn  wird.^)  Die  Kreisregierungen  nämlich 
(Mittelbehörden)  werden  beseitigt  und  ihre  Geschäfte  gehen 
theils  auf  das  Ministerium  des  Innern,  theils  auf  Kreisämter 
(welche  an  die  Stelle  der  Oberämter  und  Amtsrevisorate 
treten),  theib  auf  eine  Zentral -Mittelbehörde  über,  welche 
Staatsanstalten-  und  Rechnungshof  genannt  werden  soll.  Von 
der  für  1849  ausgeworfenen  Etatssumme  kommen  auf  das 
Ministerium  selbst  50037  fl*  (darunter  für  Bearbeitung  einer 
Landesstatistik  4700  fl.).  Ferner  auf  den  evangelischen  Ober- 


«)  Dtr  AnlUMi«  Im  FrttUing  1849  im4  die  rOttkfiBfflge  Bfewegiii^ 
in  ta  Verwaltaq^HUMidilMi  wdoho  ianutf  fUgls,  mMmb  diett  Neiig^ 
■lattav  mhOmtm  ywtmMm  in  kaken« 
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lürchenrath  17965  fl.  (Verordnung  vom  9,  Januar  für 

den  evangelischen  Kallas  3990t  fl.  (zusammen  5T866  fl.);  auf 
den  kalhoiischen  Obeikirchenralh  22866  fl. ,  für  den  kathoIi> 
sehen  Kultus  46246  (zusammen  69112  fl. ;  Verordnungen  vom 
16.  Oktober  1827,  die  papstliche  Bulle  wegen  Errichtung  des 
Erzbisthuras  Freiburg  beU^ffend  und  vom  30.  Januar  1830 
das  Jluidesherrliche  Schutz-  und  Aufsichtsrecht  betreffiMid);  fiir 
den  israeKtischen  Kultus  1500  fl.  (Verordnungen  vom  13.  Januar 
1800  ,  5.  Wkz  1807  und  Gesetz  vom  17.  Februar  1840)  wo- 
durch die  Beschränkung  staatsbürgerlicher  Rechte  aus  Rück- 
sichten der  Konfession,  aufgehoben  wird)  zusammen  also  für 
kirchliche  Behörden  und  Kullus  12Ö498  11.  oder,  0,88  Vo  der 
gesammten  Staalsausgaben.  Für  die  ForstpolistH-Direktum 
welche  mit  der  Forst-Domänen  Direktion  vereinigt  wird  und 
dann  auf  den  Etat  des  Finanz- Ministeriums  übergeht «  sind» 
vorläufig  noch  51106  fl.  angesetzt  Die  8a$iitälMkmmiman 
erfordert  6740  fl.;  das  Qmera^Ijmduar€ikko  11000 fl.;  der  neu 
zu  errichtende  SlaatsmstaUen  und  Rechnmgshof  11559  fl.;  die 
neue  Kreuterwaüung  219814  fl.  Für  die  (nur  noch  kurze  Zeit 
in  vereinigter  Verwaltung  bleibende  Be::>irks- Justiz  und  Polizei 
581097  fl.;  für  die  allgemeine  Sicherheitspolizei  188941  fl.  (nach 
dem  Etatentwurf  für  1851 :  218090  fl  für  die  um  80  Mann 
vermehrte  Gendarmerie,  bestehend  aus  6  Offizieren,  4  Wacht- 
meistem,  68  Brigadieren,  307  Gendarmen.  Die  Letzteren  kosten 
an  Löhnung  250  bis  075;  Quartiergeld,  Wafifenunterhalt,  kleine 
Montor,  Munition,  Schreibmaterialien  73  fl.  6  kr.;  Fanggebüh- 
ren 12  fl.  32  kr.,  zusammen  jährlich  336  bis  361  fl.;  dann 
für  Ausrüstung  und  Armirung  26  fl.  'Sb\/j  kr.). 

Die  Ausgabe  für  das  Unterrichtswesen  beträgt  409957  fl, 
oder  0,82  %  aller  Ausgaben  (1833  nur  260727  fl.,  also  Ver- 
mdurung  ^7  Vo)  ond  ,davon  kompien  auf  den  akademischen 
Unterricht  145547  fl.*  (Heidelberg  mit  früher  etwa  000  jetzt 
543  Studierenden  08003.  Freiburg  mit  früher  070  bis  080  jetzt 
S«8  Studierenden  47524);  auf  den  gelehrten  Unterricht  47203 
(15  Lyceen,  Gymnasien  und  Pädagogien)  mit  2817  Schülern 
im  Schuljahre  IH48/9;  empfangen  nur  Zuschüsse;  auf  den 
Volksunterricht  141065  (Lehrererziehung  29920,  Volksschulen 
111145);  Staatsbeiträge  zu  hohem  Bürgerschulen  (29  höhere 
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Bürge  rsoholen  mit  1561  Schölern)  22000  fl. ;  auf  den  teehnischen 

Unterricht  53792  fl.  fPolvtechnische  Schule  mit  338  Schülern, 
wovon  110  nicht  Badener,  33892,  Ackerbauschulen,  bis  jetzt 
nur  die  auf  der  Hochburg  seit  1847:  9900,  Gewerbsunter- 
richt 10000  fl.);  für  Lehranstalten  zu  besonderen  Zwecken 
22350  fl,  (Taubstummen -Institut  9350,  Bliojden- Institut  8000, 
Veterinärschule  5000). 

Die  Gesetegetmg  über  das  Unterriditswesen,  welche  bis 
zum  Jahre  1830  fest  gänzlich  geruht  hatte,  begann  mit  der 
Sorge  für  die  Wittwen  und  Weisen  des  Lehrerstandes  (Gesetz 
vom  31.  Dezbr.  1831,  z.  v.  Verordg.  vom  29.  Mäi-z  1836).  Unter 
dem  15.  May  1834  folglea  V(Mordnungen :  über  das  Volks- 
schulwesen und  das  Schulwesen  im  Allgemeinen,  über  das 
höhere  Bürgerschuiwesen ,  nebst  Schulordnungen  und  Schul- 
plänen vom  30.  May  1834;  die  Vei^hältnisse  des  gelehrten 
Schulwesens  wurden  durch  Verordnung  vom  81.  Dezbr.  1886 
geregelt  In  Beziehung  auf  die  IteoA^fvei^ältnisse  der  SdM- 
hhrer  sind  die  Gesetze  vom  28.  August  1835,  30.  July  1840 
und  21.  Septbr.  1846  (Vollzug- Veiordnung  vom  6.  November 
1846)  erlassen,  auch  die  Grundrechte  des  deutschen  Volks 
sichern  denselben  alle  Rechte  der  Staalsdiener;  was  jedoch 
nicht  gehindert  hat,  dass  eine  Grossherzogl.  Verordnung  vom 
14.  September  1849,  die  wesentlichsten  Bestimmungen  jener 
Gesetze  beseitigt.  Bestimmungen  Uber  die  Gründung  und  Be* 
aufsichtigung  der  PrifxOmüiUerriMt^  und  Erziehungs-Anstaltea, 
enthält  die  Verordnung  vom  9.  März  1849.  —  Für  die  fimm- 
zielten  Verhältnisse  der  \  olksschullehrer  sind  die  Gesetze  vom 
6.  März  1845  maassgebond;  wodurch  namendich  bestimmt 
wird  dass,  ausser  dem  Schulgelde  und  freier  Wohnung,  der 
geringste  Gehalt  1.  Klasse  175  11.,  II.  Klasse  200  fl.  betragen, 
auch  der  niedrigste  ßetrag  des  jährlichen  Schulgeldes  für 
jedes  Kind  von  30  auf  40  kr.  erhöht  werden  solle.  (Vollzug- 
Verordnung  vom  26.  September  1845). 

Unter  dem  Ausgabetitel  fclr  Wissmsehaften ,  KänHe  und 
Gewerbe  46635  fl.  sind  z.B.  11800  fl.  für  den  landwirthschaft- 
lichen  Verein,  11879  fl.  für  das  lloftheater,  7850  tt  für  Be- 
förderung der  Uhrmacherei  (namentlich  durch  eine  ührma- 
chei'-Schule)  auf  dem  Schwarzwald^  Für  milde  FornU  und 
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AmemmtMen  117604  0.  (daninter  Zusoimss  zur  Generalwitt« 
wenkasse  73000  fl.,  Gratialfonds  für  niedere  Diener  9940  fl.) 

für  die  Siechenanstalt  (mit  200  Pfleglingen ,  deren  jährliche 
Verpflegungs-  und  Heilkosten,  ohne  die  allgemeinen  Ausgaben, 
fiir  den  Kopf  auf  97  (1.  konnnen)  40712  fl.^  für  die  HeiU  und 
Pflegeanstalt  lllenau  113879  fl.  400  Kranke  Verpflegung 
110  fl.  auf  den  Kopf);  fiir  die  poH^eUidie  VerwahnrngstmUaU 
(ISO  Pfleglingpe  deren  Kost  und  Brod  70  fl.  auf  den  Kopf; 
Remertrag  ihrer  Beschäftigung  30  fl.  flJr  den  Kopf};  22626  fl. 

—  Für  das  LmdgeMi  wurden  38196  fl.  gefordert,  bei  einem 
von  ISO  auf  100  herabgesetzten  Bestände  von  Hengsten 
(z.  V.  Verfg.  vom  25.  März  1836  die  neue  Einrichtung  des 
Gestütwesens,  vom  19.  Dezember  1844  die  Landespferdezucht 
betrefifend  und  vom  22.  Februar  1849 ,  wonach  die  Landge- 
sttitkommission  aufgelöst  ist  und  deren  Geschäfte  an  die  Zen- 
trabtelle des  landwirthschaftlichen  Vereins  Übei^egangen  sind. 
Die  Abnntanmg  ist  auf  jährlich  10  %  berechnet;  der  Durch- 
scbnitlsaufwand  flir  Fourage  und  Lagerstrofa  ist  158%  fl.  Alf 
jeden  Hengst ;  an  die  Steile  des  bisherigen  Sprunggeldes  vop 
ly»  fl.  ist  ein  Fohlengeld  von  3«/»  Ü.  getreten. 

Der  Wasser-  und  Strassenbau  erfordert  1,115882  fl.  oder 
7,68  %  aller  Ausgaben  und  ausserdem  im  ausserordentlichen 

.Budget.  1  »063298  fl.;  woneben  noch  für  den  Eisenbahnbau 
1^7000  fl.  (flir  1848  und  1849  sind  2,055000  fl.  gefordert) 
ausgegeben  werden  sollen,  was  den  Aufwand  fiir  den 
Wasser-  und  Strassenbau  im  Jahre  1849  auf  3,206180  fl. 

.bringt.  Von  der  Ausgabesumme  des  ordenUichm  Etats  fallen 
auf  den  gewöhnlichen  Unterhalt  und  die  Beaufsichtigung  der 
Landstrasseti  530334  fl.,  was,  bei  533  Wegstunden  Länge,  auf 
die  Stunde  durchschnittlich  995  fl.  beträgt;  auf  den  Wieinbau 
341400  fl.;  auf  den  BinnenßuMtbau  101979^  auf  den  Unterhalt 

.der  Leinpfade  und  Wasserstrassen  10000  fl;  auf  die  verei- 
nigte Bauverwaltung  132169  fl.  —  Für  die  Strassenverbin- 
dangen  und  den  Verkehr  ist  in  Baden  recht  viel  gethan. 
Abgesehen  von  der  Eisenbahn  bcsasa  das  Land  im  Jahre  1844 
schon:  Staatsstrassen  ersten  Rangs  279  Stunden  (414432  Län- 
gen-Ruthen), zweiten  Ranges  253,6  Stunden  (375522  Längen- 
ruthen); ferner  Yicinalstrassen  von  besonderer  Wichtigkeit 

23* 
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112,7  Stunden,  von  geringerer  Wichtigkeil  182  Stunden  (z.  v. 
mit  den  Angaben  über  die  Strassenlangen  in  der  Beilage  zu 
No.  21  des  Rej^ierungsblatts  von  1828.>  Das  in  die  Staats- 
kasse fliessende  Strassengeld  ist  auigehoben  durch  Verord- 
nung vom  22.  April  1830;  die  Strassenbau-Fro/mc^e/i  sind  ab- 
geschafft durch  Gesetz  vom  28.  May  1831.  —  Die  Länge  des 
Thalweges  des  Rhems  von  Gonstanz  bis  Mannheim  ist 
157270  —  Rutben ,  sein  mittlerer  Fall  auf  1000  R.  L.  ist 
7,1  Fuss,  die  Länge  des  Neckar  t=5  33500  —  Ruthen  sein 
mittler  Fall  auf  1000  R.  =  5,2  Fuss:,  der  Main  (gleichfalls 
innerhalb  des  badischen  Gebiets),  ist  17000  R.  L.  und  bat 
auf  1000  R.  im  Mittel  3,2  Fuss  Fall 

4.  ^iiii(tcrittm  Uv  iinoiern. 

Das  Finanzministerium,  dessen  Ausgabe  im  Jahre  1833: 
920576  fl.  war»  bedarf  nach  dem  Voranschlag  für  1840  (ne- 
ben 137538  11.  im  ausserordentlichen  Budget):  792111  fl.  oder 
5,46  %  der  Gesammtausgabe.  Davon  kommen  auf  das  Mini- 
•sterium  32850,  auf  die  Zentralkassen  15078,  die  Ober-Rech- 
nungskammer  28968,  die  Baubehörden  40800,  Baukosten  und 
sonstige  Lasten  von  Zentral -Staatsgebäuden  7700,  die  Beför- 
derung des  Bergbaus  300  (Gesetz  über  Prämien  fiir  Bohrver- 
suche auf  Steinkohlen  vom  21.  July  1839  mit  Vollz.  Verord. 
vom  16.  November;  z.  v.  die  Minist.  Bekanntmachung  vom 
12.  November  1825  und  das  Gesetz  vom  14.  May  1828  die 
Förderung  des  Bergbaus  belreffend;;  Beförderung  der  Dampf- 
schifffahrt auf  dem  Bodensee  6200,  verschiedene  und  zufäl- 
lige Ausgaben  1700.  Pensionen  643215(1.  Die  letzlere  Ausgabe 
hat  zwar  gegen  1833  wo  sie  785700  fl.  betrug,  eine  nicht 
unbedeutende  Verminderung  erfahren,  ist  jedoch  noch  jetzt 
im  Verhältniss  zur  Grösse  des  Staats  und  zu  den  übrigeD 
Ausgaben  zu  hoch,  denn  wenn  man  die  auf  dem  Etat  des  MInisU 
des  Innern  für  die  Hinteflassenen  der  untern  Dienerschaft  ai»* 
geworfenen  83000  fl.  zu  obiger  Summe  rechnet,  so  beträgt 
der  Aufwand  für  die  Versorgung  der  Zivil-Staatsdienerschaft 
mehr  als  5  %  aller  Ausgaben.  Üeber  ein  neues  Pensionsge- 
setz ist  auf  dem  letzten  Landtage  eine  Einigung  nicht  zu  Stande 
gekommen. 
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Nach  der  im  Reg,  Bl.  1850  Kr.  40  mitgetheflteii  lieber- 
acht  hatte  die  Gmerakrimenkasse  Ende  1840  ein  Venndgen 

von  1,945608  fl.   Die  Staatskasse  hatte  nach  §.  31  des  Sta- 
tuts vom  28.  Juny  1810  zuzuschtessen  51745  fl. 

5.  jfirirßeminiiUnum. 

Das  Kriegsininisterium  bedurfte  nach  dem  Durchschnitt 
der  Jahre  1821/3:  1,683278  fl.;  1825/7:  1,600000  fl.;  1828/30: 
1,662476  fl.;  1833;  1,494728  fi.;  1842/8:  1,694770  fl.  1846/7: 
2,190826  fl.;  1848  :  8,521466  fl.;  1849:  3,404301  fl. 

In  der  Siniinie  des  letzten  Jahrs  sind  725560  fl.  Ausga- 
ben für  die  Revolution  und  wegen  derselben  (wie  ein  Kom- 
inissionsbericht  vom  25.  May  1850  Seite  15  sich  ausdrückt). 
Nach  dem  YormiMchlage  des  Jahrs  1849  sollten  nur  2,794573  fl. 
erforderlich  seyn  und  zwar  Hir  den  bisherigen  Stand  des 
Kontingents  2,265770  fl.,  was  im  Vergleich  mit  1821/3  eine 
Vermehrung  von  34,64  Vo  war  und  wegen  Erhöhong  des 
Standes  auf  2  %  der  Bevölkerung  fernere  528803  fl»,  was 
gegen  den  bisherigen  Stand  eine  jährliche  Erhöhung  des  or^ 
dentlichen  Militäretats  um  23,34Vo  und  gegen  1821/-^  um  60% 
war;  eine  Summe  welche  indess  für  din  Folge  noch  als  un- 
genügend sich  erweisen  wird,  wenn  man  das  jetzige  System 
beibehält.  In  dem  Berichte  des  Finanzministers  bei  Vorlegung  , 
des  ordentlichen  Budgets  fiii*  1^0  und  1851  vom  7.  Februar. 
1850,  heisst  es:  ,,das  Kriegsrainisterium  ist  leider  noch  nicht 
fjim  Stande  gewesen,  flir  1850  und  1851  ein  detaillirtes  Bud- 
„get  zu  bearbeiten  *) ,  weil  mehrere  Fragen ,  die  hierauf  den 
„wesentlichsten  Einfluss  iinssern,  noch  nicht  haben  entschieden 
„werden  können.  Einstweilen  ist  der  Voranschlag  für  1849 
„mit  2,123482  fl,  aufgenommen;  das  im  Einzelnen  berechnete 
„Budget  wird  möglichst  bald  nachgeliefert  und  der  mit  Ge- 
„wissheit  vorauszusehende,  hoffentlich  aber  vorübeq;ehende 


«>  bt  im  SeptemlMr  1850  vorgelegt  CVerlidl.  IL  K.  4liB  Bett.  Hett). 
Daaiick  tat  Anseklaf  der  eigeaeii  BiimahneD  des  K. M.  Mr  1850  :  38600 1. 
IQr  1851 :  24600  S.  JHr  «genUieke  Stutmiif^aiKl  ist  Ar  1850:  2,170340^ 
für  1851:  2^4105269.,  ondiwar  im  ersten  Jalire  lOr  den  laufenden  Dienst 
1,842783,  mr  flrUgr  gdeUtete  Dieiwte  386566;  im  tweiteo  Jalire  Ims. 
2,075802  md  334724  fl.  Die  KopIkaU  der  Pensionäre  üt  1657,  also  luke 
•a  OVa  Ve  4ce  BeatmidM  der  im  Dlenrte  iMSadUden  Mamiidmlt. 
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»Jiebraufwand  kann  dem  ausserordentlicbeii  Budget  einverleibt 
^werden.  Wenn*  der  vorläufig  angenommeiie^  Yoranscblag 
,A123489  fl.  gegen  jenen  fär  184t  ein  Hehr  von  121135  fl.' 
„zu  erkennen  giebt,  so  ist  dies  eine  Folge  der  Verpflichtung 
„Badens  ftlr*die  Bandesfestang  Rastatt."  —  Im  Jahre  1821/3 
kamen  von  den  Kosten  des  ordentlichen  Militäretats  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  durchschnittlich  1,59  fl.,  nach  dem 
Etat  von  1833  nm-  1,22  fl.,  nach  dem  Voranschlag  für  1849 
aber  fast  genau  fl.  2.  Im  Jahre  1881/3  war  der  ordentliche 
Militäretat  13,81  Vo  der  Gesaromtausgabe,  im  Jahre  1883: 
12,87  %>  ini  Jahre  1849:  19,24  «/o*  Dazu  kommen  aber  noch 
die  für  1848/9  verlangten  (mserardmii^hm  B§wUtigungem  und 
zwar: 

1)  im  ausserordentlichen  Budget,  nach  der  Vor- 
lage vom  19.Dezbr.  1848  (fast  nur  fiir  Bauten)  11.205769 

2)  im  Nachtrag  und  Anhang  dazu  laut  Vorlage 
vom  lO.Biärz  1849  (desgl.  und  für  Einübung  der 
Rekruten)  ^  106203r 

3)  Mehraufwand  nach  den  Anforderungen,  vom 
28.  September,  12.  Oktober  und  19.  Dezember 
1848,  sowie  nach  dem  Kommissionsberichte  vom 
12.  März  1849  und  zwar: 

a)  Mehraufwand  für  den  erhöhten  Dienstssand 

der  Mannschaften  vom  l.May  bis  Ende  1848   ^  513361 

b)  Mehraufwand  (or  den  erhöhten  Pferdestand  ^  52008 

c)  Kosten  (Ür  Verpflegung  der  Truppen  ausser- 
halb der  Garnison  ^  361016 

d)  Mehraufwand  fiir  Transporlkosten  u.  Etappen- 
gelder   ^  62446 

e)  Mehrau fwand  in  den  Monalen  Januar,  Februar, 

März  1819  .    .    .  ^  ;   ^  121196 

4)  Für  die  Einkleidung  und  Ausrüstung  der  Kon- 
ttngentsvermehrung   .  .  '  „  955707 

Zusammen  ausserordentl.  Bedarf  des  Kriegsmini-  )  nmmtu%A  a 
Stenums  für  1848/9  und  zwar  bis  Ende  März  1849  j^'^^^^^«. 

was  mit  dem  ordentlichen  Etat  eine  Summe  von  5,172481  fl. 
ausmacht,  welche  ohne  Zweifel  nicht  ausreichen  wi^d,  doch 
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aber  fß&i  die  Hälfte  einer  reinen  Jabreseinnahmo  aufzehrt 
Aus  dem  Komnii8sionst)erichte  über  den  ^spater  wider  aufge«. 
bobenen)  Vertrag  mit  Preussen  vom  25.  May  1850,  eretattet 
im  September  1850  erbellt,  dass  (abgesehen  von  der  Zahlung 
eines  Kapitals  von  4,575052  fl.  an  Preussen  fiir  die  Stellung 
und  Verpflegung  der  preussbchen  Truppen},  der  Bedarf  des 
Kriegsmimsterinms  im  ordentlichen  Etat  künftig  mindestens 
1,031300  11.  seyn  wird,  d.  i.  mehr  als  Vs  aller  Ausgaben  und 
ä7  Vo  der  gesammtea  reinen  Staatseinnahme.  Jener  Korn* 
missionsbericbt  sagt  hierüber  ferner  Folgendes: 

,,B8  bleibt  daher  nach  der  obigen  Darstellung  kein  Zwei- 
,,fel,  dass  der  laufende  MiKtäraufwand  das  Doppelte  seiner 

^früheren  Höhe  allmälig  nicht  nur  erreicht,  sondern  gegenwärtig 
j,schon  überstiegen  hat.  Welcher  deutsche  Staat  vermochte  wohl 
„eine  ahnliche  l'eberlastung  auf  längere  Zeit  ohne  die  hedenk- 
„lichsten  Folgen  für  seine  wichtigsten  Zwecke  zu  ertragen? 
,,Allein  damit  sind  wir  noch  nicht  am  Ende.  Zu  den  laufen- 
»den  Kosten  kommen  an  einmaligem  nnd  vorübergebendem 
Jknfwand  sehr  bedeutende  Summen,  welche  theils  von  der 
„Staatskasse,  iheib  von  der  mittelst  Umlagen  geschaffenen 
„Ausgleichungskasse  zu  tragen,  für  jetzt  aber  kaum  annähernd 
„zu  ermitteln  sind.  Dahin  gehört  der  Aufwand  fiir  Herstel- 
„lung  und  Einrichtung  von  Kasernen  und  Hospitälern,  wofür 
^bis  jetzt  —  ohne  die  bereits  zur  Ausgleichung  gebrachten  KasUn 
n —  157000  fl.  verrechnet  sind.  Dahin  gehören  femer : 

„1)  die  Ergänzung  des  Pferdestandes  für  Reiterei  und  Ar- 
,,tiRerie ; 

„2)  die  Ergänzung  der  Monturen; 

„3;  die  Herstellung  des  Artilleriematerials  und  die  Ergän- 
„zung  sämmtlicher  Aosrüstungsgegfenstände, 

„wofür  der  entsprechende  Aufwand  in  dem  ausserordentlichen 
„Budget  gefordert  werden  wird. 

„Ausser  den  fortlaufenden  und  vorübei^ehenden  Leistun- 
,»gen  der  Allgemeinheit  trifft  die  Gemeinden  noch  ihr  Antheil 
„an  den  Servisgeldem  und, in  manchen  Gegenden,  namentlich 
„im  Seekreise,'  die  Einquartirung,  welche  noch  nicht  vollstän- 
„dig  beseitigt  werden  konnte,  und  wofür  nicht  der  volle  Satz 
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,,von  18  kr.  sondern  nur  112 V«  kr.  für  Mann  und  Tag  ver- 
„gUtet  wird." 

Das  badenscfae  Heer  hat  auf  %  Vo  der  Bevölkerung  ge* 
l>racht  werden  sollen ,  was  nach  der  ZShking  vom  Dezember 

1846:  27349  Mann  beträgt.  Davon  muss  (nach  den  allgemeinen 
Grundlagen  für  die  Ausführung  der  laut,  Beschluss  der  Reichs- 
versammlung vom  15.  July  1848;  vorzunehmenden  Erhöhung 
der  deutschen  Wehrkraft  bis  zu  einer  Stärke  von  2%  der 
jetzigen  Bevölkerung)  die  Reitei  ei  vorerst  Vi«  oder  2734  Mann 
betragen,  soll  aber  nach  und  nach  auf  %  oder  3907  Mann 
gcbradit  worden.   An  ÄriiUerU  sollen  auf  je  1000  Hann 
3  Geschütze  und  auf  jedes  Gesdiütz  36  Hann  gerechnet  wer- 
den was  54  Geschütze  mit  1944  Mann  beträgt.  An  Pioniren 
sollen  nach  der  Kriegs  Verfassung  Vioo  des  Kontingents  oder 
273  Mann  vorhanden  seyn;  der  (leberrest  der  2%  mit  22397 
Mann  soll  aus  Infanterie  bestehen,  worunten  Vso  Scharfschützen. 
Dabei  ist  die  nicht  streitbare  Mannschaft  (das  Armeefuhrwesen, 
die  Feldbäckerei,  sonstige  Handwerker  aller  Art,  das  Zeug- 
bauspersonal,  die  Geistlichen,  das  Justiz-,  Sanitäts-  und  Rech- 
nungs-Persönal,  die  Offizierdiener),  welche  in  Baden  1476 
Köpfe  stark  ist,  nicht  gerechnet:  wohl  aber  sind  die  Offiziere 
darunter  begriffen  welche  nur  theilweise  durch  Aushebung 
ersetzt  werden  mit  440  Köpfen.    Da  der  Stand  des  Armee- 
korps am  l.Juny  1848  (ausschliesslich  der  OOGziere  aber  mit 
nidit  streitbarer  Mannschaft),  war 


Infanterie  .    .    .    :    .  12512 

Reiterei    2420 

Artillerie  und  Pionire  .  1897 
Nicht  streitbare  Reserve  397 


so  sind  gegen 
den  Sollstand 
von  2Vo  mehr 

erforderlich. 

—  10139 


—  419 

—  619 


Zusammen  17226  —  11177 


Nach  der  im  Anfong  1849  beabsichtigten  Organisation 
würden  gebildet  seyn: 
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1)  hifmierk  M4T0  ÜMia  imd  xwar  als  erstes  Kontingent 
-in  den  bestandenen  Ift  BataiHonen  mit  den  Regiments« 
Stäben  15820  Streitende:  als  Reserve  in  den  neuen  5 
vierten  Bataillonen  5115;  Ersatzmannschaftin  zwei  Depot- 
bataillonen 1835  Streitende.  —  Nach  der  Neugestaltung 
von  1850  (Bekanntmachung  des  Kriegsministeriums  vom 
21.  Februar  1850),  welche  erst  ihren  allgemeinen  Grand- 
ziigen  nach  bekannt  ist,  wird  die  Infanterie  aus  10 
BatattloneD  von  je  4  Kompagnien  bestehen.  Bei  jedem 
BataiUoD  werden  18  Offiziere,  2S  Unteroffiziere,  00  Ge- 
freite und  nach  der  Friedensstärke  452  Gemeine  sich 

•  befinden;  ohne  die  nicht  streitende  Mannschaft.  Dies 
würde  für  die  Infanterie  einen  Bestand  auf  dem  Friedens- 
fuss von  nicht  völlig  5600  Köpfen  ergeben. 

2)  Reiterei  2735  Mann  und  zwar  erstes  Kontingent  in  den 
bestandenen  12  Schwadronen  mit  den  R^imentsstäben 
2010 Maim;  Reserve  in  8  fünften  Sehwadronen  498  Hann; 
Ersatzmannschafl  in  2  zu  errichtenden  Depotsdiwadronen 
228  Mann.  —  Nach  der  Gestaltung  von  1850,  drei  Re- 
gimenter von  je  4  Schwadronen  und  Friedensbestand  jedes 
Regiments:  19  Offiziere,  43  Unteroffiziere,  13  Trompeter, 
72  Karabiniers,  268  Heiter  beritten,  20  unberitten  und  • 
10  Nichtstreitende;  zusammen  ohne  Letztere  435  Köpfe, 
und  fiir  alle  3  Regimenter  1305  Köpfe.  Jedes  Regiment 
hat  im  Friedenstande  52  Offizier  ond  403  Dienst-Pfbrde. 

3)  AnUkrie,  erstes  Kontingent  1  reit.  Battr.  8  Gesehätse, 
2  sechspfr.  Fussbattr.  16  Gesch.,  1  zwölfpfr.  Battr.  8  Gesch.; 
Reserve:  1  sechspfr- Fussbattr.,  Festungsartillerie  2  Korn- 
pagnieen.  Nach  der  jetzigen  Bildung  eine  Brigade  von 
5  Fuss-  und  1  reiL  Feld-Batterie. 

4)  PiomUre  1  Kompagnie  von  200  Mann  und  73  Mann  (n- 
fanterie4*ionnire  je  2  bei  der  Kompagnie.  Eine  Pionnir- 
kompagnie  bleibt  und  *wird  dem  Generalstab  zngetheilt;- 
ausserdem  wird  eine  100  Mann  starke  Zeug|iatts-Hand- 
werker-Abtheilung  bestehen.  — 

Die  durchschnittliche  Zahl  der  Loospfiichtigen  ist  im  Jahr 
12000  und  davon  sind  nicht  völlig  40%  diensttauglich,  es 
wird  mithin  in  der  nächsten  Zeit  Schwierigkeit  haben  an  die 
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Stelle  des  aufgelösten  Armeekorps,  jene  neue  3  %ige  Orga- 
nisation treten  zu  lassen.  Die  Zahl  der  Einsteher,  früher  500 
bis  600,  ist  in  den  lezlen  Jahren  800  bis  900  gewesen.  — 

Der  badensobe  Infanterist  kostete  bisher  jährlicb  117  fl. 
Sdkr.  und  zwar  ao  S(kd  42  fl.  35  kr^  fdit  KlänkleiduDg  \%fL, 
für  Reinlichkeit  48  kr.,  Üir  Brod Verpflegung  (iv,  Pfond 
Brod  von  Vs  Korn,  'A  Rocken,  y«  Gerste)  25  fl.  51  kr.,  für 
Wohnung  13  fl.  30  kr.,  für  Arzeneykosten  1  fl.  40  kr.,  für 
Hospitaikosten  5  fl.,  für  Kleidung  13  fl.  22  kr.,  für  Bewatfnung 
3  fl.  6  kr.  Durch  eine  Verfügung  vom  27.  März  1850  sind 
die  Maisengehkr^Gebühren  der  Infanteriebatailione  vom  1.  April 
1850  an  dahin  festgesetzt:  l)  Bureau- Aversam  jährlich  240 fl.; 
2}  Unterhaltungsmasse  der  Mannschaft:  a)  für  grosse  Mentor 
mit  Flicktach  jährlich  36  kr.  ,  b)  Armatnr-Unterhaltong  jähr- 
lich 1  fl.,  c)  fiSr  Lederwerk-Unterhaltung  jährlich  15  kr:;  fSr 
kleine  Ausgaben  jährlich  15  kr:  ferner  für  Musik-Unterhaltung: 

a)  für  die  Musik  des  Infanteriebataillons  Nr.  1  jährlich  400  fl , 

b)  für  die  Kompagniemusiken  jeden  Bataillons  80  fl.  und  endlich 
für  Wagenunterhaltung  für  drei  Wagen  jedes  Bataillons  zu 
6  fl.  der  Wagen ,  18  fl.  — 

Der  ÜMTtfr  kostete  jährhch  128  fl.  23  kr.,  nämlich  Sold 
48  0.  40  kr«,  für  Kleinkleidung  12  fl.,  für  Reinhchkeit  2  fl^  für 
Brodverpfleguug  25  fl.  51  kr.,  für  Wohnung  13  fl.  30  kr.,  für 
Arzney  1  fl.  40  kr,  Hospitalkosten  5  fl.,  für  Kleidung  16  fl. 
55  kr.,  für  Bewafi'nung  2  fl.  47  kr. 

Der  berittene  Artillerist  128  fl.  49  kr-;  der  nicht  berittene 
Artillerist  125  fl.  37  kr.  Der  jährliche  Kostenaufwand  für  ein 
Reitpferd  ist  176  fl.  52  kr.,  nämlich  Fourageverpflegung  (1 
leichte  Ration  8  MassL  Hafer,  7V4  Pfd.  Heu,  4%  Pfd.  Stroh) 
153  fl.  36  kr.,  Massengeld  10  fl.,  Kasemkiing  5  fl.  24  kr., 
Arzneykosten  1  fl.  20  kr.,  Ansriistung  6  fl.  32  kr;  fllr  ein 
Zugpferd  211  fl.  19  kr.  Der  Durchschnittspreis  eines  Reiter- 
pferdes wird  zu  200  fl.  angenommen.  Für  Quartierverpflegung 
werden  täglich  18  kr.  bezahlt,  wozu  der  Soldat  2  kr.  erlegt 
und  4  kr.  ihm  für  Brodverpflegung  abgerechnet  werden.  Die 
Emkleidungskosten  des  Infanteristen  sind  29  fl  43  kr.,  des  Rei- 
ters 63  fl.  13  kr.,  des  Artilleristen  42  fl.  29  kn;  das  InÜBUite- 
rie^eioeAr  kostet  19  fl.  14  kr.;  der  Karabiner  15  fl.  36  kr.; 
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Pistole  11  fl.  24  kr.  Säbel  für  dfen  Infanteristen  3  fl.,  dea 
Reiter  7  fl.  5  4r.,  für  den  Artilleristen  6  fl.  30  kr.  Für  die 
Reiterei  kosten  vollstind%e  Rähmige  4%  fl.  56  kr./  ÜDterlag* 
dedcen  iZfL,  Schabracken  Ofl.  30  kr.;  ein  Zogpferdegeschirr 
kostet  49  fl.  18  kr^;  das  Armiur^Ledermerk  kostet  dir  InAin- 
terie  15  fl.  36  kr. ,  ftlr  die  Reiterei  17  fl.,  für  die  Artillerie 
14  fl.  48  kr.,  für  Pionniere  15  fl.  36  kr.  Von  der  Munition 
kostet  1  Kugelpatrone  1,16  kr.,  1  Büchsenpalrone  2  kr.,  1 
Zündrakete  5  kr.,  1  Pulveipatrone  0,6  kr.,  1  ZünUhiitcben 
0,116  kr.  Diese  Einzelheiien  durften  ein  um  so  ^ip'össeres 
Interesse  haben,,  weil  sie  aosserhaib  militärischer  Kreise  we- 
nig bekannt  sind;  anofa  selten  dte  Bndgetsberiohterstatter  mit 
der  PKifung  so  gründlich  yerftihren  wie  das  dem  voilie- 
gendeh  Falle  geschehen  ist.—  * 

Um  den  j4ntheil  vor  Augen  zu  bringen  welcher  die  eiVi- 
selnen  Ausgabetitel  an  der  Endsumme  des  ordentlichen  Militär- 
etats von  1848/9  hatten;  ist  die  nachfolgende  vecgleicheode 
Znsamnanstellong  mid  Berechnung  gemadit 
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3. 
a- 
b. 


c. 
e. 


4. 
5. 
6. 

7. 

8. 

9. 
10. 
11. 
12. 
13. 
14. 
15 
16. 
17. 
18. 
19. 


"1  ^ 


A.  Für  dm  kmfeHdm\IHmiK 

Ministerium    .    *  .  ^  ^  . 
Adjutanten  des  Grossherzog»  ^ 

Armeekorps 

Generalstab  ....... 

Infanterie  .    .    .    .    .       .  . 

na.  Divisions-  und  Brigade-Stabe 
bb.  Rci^imenter  ...... 

Reiterei  

aa.  Brigade-Stab  ....*. 
bb.  Rei^iilieht^r :  ...  .  . 
Artillerie-Brisade  \  .  *  .  . 
Allgemeine  Kosten  sämmtlicher 
waffi&ngattungen .  .  .  .  . 

Ztisammen  3 
HilitärgericbtsbaiiLeit  .... 

Sanitätsdirektion  

Rekrutirnng  ....... 

Bauwesen   .  . 

Komroandantcnschaften  .    .  . 

Generalkriegskasse  

Zeiighausdirektion  

Monlurkornmis^nriat  .  •  .  . 
Kasernenv(M"\valtun^('n  .  .  . 
llospitalvcr\valtuiii!;en  .  .  .  . 
Militär-Bildungsanstalten  .  .  . 
Gotlesdieiist  und  Schulen    .  . 

Für  milde  Zwecke  

Transportkosten  

Etappenselder  

Verschiedene  und  zufallige  Aus- 
gaben   .  •  «  

Summa  A.  för  den  laufenden 

Dienst 


Stand. 


hfihuDf  des 

•  Proseai« 
4» 


1849. 


theil 


Ad. 
il  sn 
der  End- 
•omia« 
dis  kis* 


45098 
14260 

17868 

203 1  1 
909207 

7076 
539340 
247780 


298150 


145734 
84919 


2,00 

0,79 

1^,90' 
40,38 

4 

0  Q% 


1,760768 

528803 

1 

78^ 

15906 

0,71 

2897 

6374 

0,28 

2:moo 

1,04 

10630 

0,47 

3000 

0,13 

13150 

0,59 

4582 

0,20 

5498 

0,24 

9938 

0,44 

9953 

0,44 

3657 

0,16 

4900 

0,21 

22000 

0,98 

20000 

12497 

'  •  ■  ■-•iL, 

0,5T 

1,988517 

1  528803 

88,32 

2,517320 
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20. 
81. 


üebertrag  Summe  A.  filr  den 
laufenden  Dienst 
B.  Für  früher  geUuUte  Dimtte. 

Invalidcnkorps  

Pensionen 
alte  ..•♦..;.*. 
neue  

Gnadenpensionen  für  Militärdie- 
ner-Relikten   

Orden»*  und  Medaille-Zulagen  , 

Summe  21 

Summe  B.  für  früher  geleistete 

Dienste 


Summe  des  Miüiär-Aufwands 

C.  iäondesvermessvng.  

Gesammtsurnme 
Dieser  Aufwand  würde  sich 
vermehren : 
dmtsh  die  Au&lellung  der  Gadres 
für  die  yierten  Bataillone  der 

Infanterie  um  

durch  die  Aurstellung  der  Gadres 
für  die  fünilen  Sehwadroneo 
der  Reiterei  am   .  .  .  .  . 

Zusammen 
Ferner  sind  erforderlich: 
durch  den  besondem  Zugang  im 
Jahre  1849  bei  der  Infanterie  . 
durch  den  besondem  Zugang  im 
Jahre  1849  bei  der  Artillerie  . 

,  Zosammen 


Bfaherifcr 


Wcgtft  Bf 
kAhuBg  de* 
SUBdtt  muf 
t  Prostat« 
4m 


1849. 


o/o  Aa- 
theil  n 

■Mvai* 


iSm. 


i» 

1,988517 

528803 

16452 

0,73 

32504 
189123 

1,44 
8|40 

3000 
21864 

0,13 
0,98 

246491 

10,95 

262943 

11,68 

2,251460 

528803*) 

100  — 

8,780258 
14310 


2,794573 


183475 


12643 


146118 

96466 

6912 


103378 


*)  Ohr  Mehrbedarf,  wegen  der  Erhöhung  auf  der  Bevölkerung, 
gegen  den  bisherigen  Steod,  erftonlert  28^49 ''/«i  w«leh0  iksli  wi« 
fblgt  vertheilen: 

1.  InAuiterie-Begimenter  18,24*/^ 
8»  Beiterei-BcfftetBter  .     6,48  ,y 

.   ».  A«m««»-Prti-«.   •      »»»»»  D,g,„zc<,b,  Google 


Im  Jahre  1841  kostete  ein  Infanteneregiment  1609  Mann 
stark»  von  denen  6tM  Mann  im  Dienst  waren»  jährlich  122531  (I. 
.(125  fl.);  eiti  WagimerregjmeiU  505  Mann  staifc',  «^von  denen 
?4l  im  Dieosf»  120015  fl.  (352  fl.)^  o^»®  <Iio  Beurlaubung 

\7ürde  ein  Fussregiment  114202  fl.  (147      und  ein  Reiterre- 
giment 43342  tl.  (323  fl.)  mehr  kosten.  — 

Von  der  damals  852  < Mann  starken  Artilleriebrigade  wa- 
ren nur  42t  anwesend. 

Bei  dem  Hir  1B49  angenömmencfn  Bestände,  kamen  von 
der  ^umme  des  ordentHohen  Etats  auf  jeden  Kopf  des  Ar- 
meekorps durchschnittlich  140  fl. 

Noch  einige  Bemerkungen  Qbeir  6ie  MUÜmr^Geieiigdmng, 
Grundlage  der  formellen  Einrichluii^on  bei  den  baden- 
schen  Truppen  war  bis  auf  die  neuste  Zeit  eine  Verordnung 
vom  16.  Februar  1832,  die  Vereinfachung  der  MilÜär-Organi^ 
saüon  betreffend.  Eine  ausführliche  und  gründliche  Darstel- 
lung der  Eintheilnng,  Stärke  und  sonstiger  Verhältnisse  des 
badensohen  Armeekorps  f^r  jene  Zeit»  findet  sich  in  von  Baur, 
.Handbuch  (llr  Offiziere  de6  Generalstabs  des  achten  deutsdien 
Armeekorps,  Stuttg.  .1840»  namentlich  Seite  121  ffi  Seit  dem 
Gesetze  vom  12.  Februar  1849  Tzur  Ausführung  der  Beschlüsse 
der  deutschen  Reichs  Versammlung  vom  15.  July  t848,  wegen 
Erhöhung  der  Streitmacht  auf2Vo  der  wirklichen  Bevölkerung) 
trat  bereits  eine  wesentliche  Veränderung  ein;  deren  voll- 
ständige Dnrchföhrung  indess,  in  Folge  des  im  Frühjahre  1849 
ausgebrodienen  Aufetandes»  in  weichen  der  grösste  Theil  des  . 
Heers  sich  verwickelte»  unterblieb*  Eine  Groohenogliche  Ver- 
ordnung ^om  14.  July  1849  löste  das  badensche  Armeekorps 
auf;  Bestimmungen  über  die  einstweilige  Gestaltung  erfolgten 
unter  dem  13.  August  1849:  die  mittelst  provisorsicher  Ge- 
setze vom  21.  September  1849  eingeführten  Kriegsgerichte 
(wider  aufgehoben  6.  September  1850)  und  ausserordentliches 
Ehrengericht  (aufgelöst  am  8.  März  1850),  hatten  (hinsichtlich 
der  badensehen  Truppen)  die  Bestimmung,  .dein  Bruch  des 
.  Diensteides  und  die  Yerletzung  der  Dienstehre  ta  strafen. 
•Verfugungen  Über  die  (oben  bereits  geschilderte)  Neugestal* 
tung  des  Heers  ergingen  unter  dem  17.  Januar  und  21.  Feb- 
ruar 1850.  Gesetadiche  Bestimmungeo  über  die  Wehrpflicht  sind 
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(abgesehen  von  der  Landwehrverordnung  vom  9.  Dezember 
1813  und  dem  Gesetz  vom  5.  Oktober  1820,  wodurch  die 
Kapilulationszeit  bei  der  Infonterie  auf  6  Jahre,  bei  der  Ka- 
vaUerie  und  Artilierie  auf  8  Jahre  herabgeselKt  wurde)  — 
das  Gesetz  vom  14.  May  I8d5  über  die  Verpffiobtang  zum 
Kriegsdienste,  wodarch  allgemeine  IKenstpflicht,  jedoch  mit 
Stellvertretung,  und  ejährige  Dienstzeit  vom  zurückgelegten 
20.  Lebensjahre  an.  Durch  Gesetz  vom  14.  May  1828  erlitten 
die  früheren  Bestimmungen  einige  Abänderung  und  fernere  Ge- 
setze vom  26.  Oktober  1833,  2ö.May  1835  und  28.  August  1835, 
setzten  das  Maas  zum  Kriegsdienst  auf  ein  Minimum  von 
2  Vt"  neu  badenscfaes  Maas  fest,  regelten  überhaupt  die  Taug- 
lichkeit zur  Konskription  und  das  Einsteherwesen»  Die  Attf- 
hebung  der  Loosungs-  und  -Einstands-Rechte  femer  betrifft 
das  Gesetz  vom  21.  July  1839  und  dann  erschienen  hierher 
gehörige  Gesetze  erst  wider  unter  dem  1.  April  1848:  wo- 
durch einestheils  die  Heranziehung  früherer  bereits  entlassener 
Altersklassen  zur  Yertbeidigung  des  Landes  gestattet,  anderer- 
seits die  Errichtung  einer  BUrgeneekr  (aufgehoben  im  März 
1850)  angeordnet  wurde.  Wesentliche  Abänderungen  erlitten 
die  Vorschriften  auch  über  die  Wehrpflidit  durch  das  bereits 
erwähnte  Gesetz  vom  12*  Februar  1849,  weldies  seither  in 
Kraft  gelassen  ist. 

lieber  die  Dienstverhältnisse  des  Offizierkorps  sind  eine 
Menge  Bestimmungen  ergangen;  so  unter  dem  31.  Dezember 
1831 ,  24.  Juny  1832,  12.  September  1846.  Die  RuhegehaÜe 
der  Unteroffiziere  und  Soldaten  betrifft  ein  Gesetz  vom  3.  August 
1887  (die  Milttärwiltwenkasse  besitzt  bereits  etwa  l,800000fl. 
Vermögen).  Das  Mititär^Fkthv>€8m  ist  durch  Gesetz  vom 
11.  April  1844  mit  VoHzugverordnong  vom  10.  August  1844 
geordnet-,  über  die  Bequartirung  und  Verpflegung  der  ba- 
denschen  Truppen  im  Frieden  bei  den  Landbewohnern  be- 
stimmt ein  Gesetz  vom  23.  May  1844,  welchem  eine  Voll- 
zugverordnung am  21*  Dezember  d.  J.  folgte.  Für  die  ifi* 
litör - RechUpfiege  sind  jetzt  maasgebend:  das  Gesetz  vom 
7.  Juny  1848  über  das  standrechttiche  Verfofaren  beim  Mi- 
Ktair; .  das  Gesetz  vom  12.  Februar  1849  über  die  Abgabe 
eines  Theils  der  Militär -Gerichtsbarl^eit  rni.  die  bürgerlMi^ 
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Behörden;  vom  iB.mn  IM  wegen  Ausscfaeidong  der  MiIh 
lltr  .Verbrechen  tmd Vergehen;  die  provisorischen  Gesetze  vom 
3.  Aogust  1849  Über  die  Rechtsverhallnisse  der  Zivil-  und 
Militär-Staatsdiener  und  vom  9.  November  1849  über^die  Mi- 
litärarbeilsstrafe.  *  ' 

Die  jetzige  Verfassung  der  Kriegsschule  beruht  aiii  dem 
Erlass  des.  Knegsministeriums  vom  2^.  November  1848. 

Umsiditlieh  des  Miäiär^UolmmgnDeseH$  sind  hervorzuhe- 
ben, die  Verordnung  vom  t9.  März  1888  wonach  die  Verord- 
nung vom  11.  Oktober  1832  wegen  Prüfung  der  Staalsrech- 
nungen  auch  auf  die  Bechnungen  der  Militär- Verwaltung 
Anwendung  finden  soll;  der  ständische  Besch  luss  vom  18.  July 
1839  wodurch  die  Errichtung  einer  Depositenkasse  för  <lispo- 
nible  Gelder  der  Miiiiär-Verwaltong  genehmigl  wird;  das  Ge- 
setz vom  81.  September  1846  die  Deponirung  von  Hinder- 
Verwendungen  der  DorGfaschnittsfonds  (Käsern irungs-,  Hospi- 
tal-, Hontirungs-,  Ausrüstungs-,  Manövei  -  Kosten)  des  Militär- 
Etats  bei  der  Schuldentilgungskasse  gegen  Verzinsung  von 
3V.Vo. 

D.  Aufwand  auf  die  Staatsschuld. 

my  «•••lilclitllehe«. 

Schon  doroh  das  Hausstatui  und  Landesgrnndgesetz  vom 
1.  Oktober  1806,  dann  in  der  pragmatischen  Sanktion  über 
das  Sdioldenwesen  vom  18.  November  1808,  wnrde  der  Ver- 
soch  gemacht  auf  gesetzlichem  Wege  die  Bedingungen  zu  6c- 
stinunen  unter  welchen  allein  Staatsschulden  zulässig  seyn  soll- 
9§n.  Danach  sollen  zu  ihrer  Gühigkeit  gehören*  1)  eine 
rechtfertigende  Ursache,  nämlich  ein  wahres  unmittelbares 
'  Staatsbedürfniss  und  zwar  entweder  one  bleibende  Lande»- 
verbesserong,  oder  die  Tilgung  rechtmässiger  Schulden,  oder 
die  Rettung  des  Staats,  oder  des  Fürsten  oder  seines  Nadi- 
folgers  ans  grosser  Gefahr  oder  Beschädigung;  —  2)  gewisse 
FöiTOlichkeiten,  nämlich  Antrag  des  Finanzministers  im  Staats- 
ralhe,  Zustimmung  des  Justizministers  hinsichtlich  der  Rechts- 
frage, sodann  Stimmenmehrheit;      3)  die  firfiillung  dieser 
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Bedingungen  muss  in  der  Schuldverschreibung  angeführt  seyn. 
—  Ein  Statut  vom  81.  August  1808  verfügte  die  Errichtung 
der  Amortisationskasse  und  §.  57  der  Verfassungsurkunde  be- 
stimmte die  Einwirkung  der  Stände  bei  Anleihen :  beide  wur- 
cM\sotzt  durch  das  Gesetz,  vom  31.  Dezember  1831  die 
Amortisation  betvejjend,  dessen  Inhalt  so  vielfache  Beziehungen 
zum  Staatsrechnungswesen  überhaupt  hut,  dass  einige  Artikel 
daraus  mitgetheiit  werden  müssen. 

Art.  1.  Alle  das  8(aatsschii]dL>nweseu  berührenden  Kinnabmeu  müssen 
in  die  zur  V^erzinsnng  und  Tili^img  der  Staatsschuld  bestehende  Aniorti- 
satiunskasse  fliessen,  und  alle  sich  darauf  beziehende  Ausgaben  von  dieser 
geleistet  werden. 

Kinnahmen  und  Aus<;aben,  wt-lche  diesem  Zwecke  fremd  sind,  kön- 
nen ihr  nur  im  Wege  der  (ieset/gebung  zugcNv  lesen  \\  erden.  Eine  Ver- 
einigung der  Amorti.«Htiunskas.se  mit  der  (ieneralslaatskasse  Uder  einer 
nudern  Verwaltuugskasse  darf  nienuils  üCitifinden. 

Art.  2.  Die  Amortisationskasse  wird  durch  einen  Direktor  und  die 
erforderlicheu  Kassenbeamten  verwaltet ;  sie  steht  ausschliessend  unter  der 
Anfliielit  und  Leitung  des  Flnansmfaiisteriunis. 

Ohne  EnnAchtigiing  desselben  darf  sie  wf  kelM  Anweisung ,  woher 
sie  nneli  kommen  mag,  irgend  eine  Zalilong  leisten.  — 

Der  Direktor  ist  Terpffichlet ,  gegen  Weianngen ,  welehe  naek  seiner 
Uebersengong  mit  dem  gegenwärtigen  Gesetse  nickt  verelnbarlick)  oder 
dem  Interesse  der  Amortisationskasse  nacktheilig  sind^  dein  Flnansminl- 
sterinm  geeignete  Yorstellang  xn  macken ,  and,  wenn  er  sich  bei  der 
hienivf  ergehenden  Verfügung  nicht  beruhigen  an  kOnnen  glanht^  seki  Be- 
denken aar  Kenntniss  des  Staatsministeriams  sa  kringen.  Die  kleranf 
ergangenen  Besokeide  sind  den  Reehnauigen  aoiolegen. 

Art  8.  Die  AbhÖr  der  Hechnnngen  der  Amortisationskasso  und  die 
ErÜieilang  des  Bechnungsbescheides  geschiekt  von  der  Oberrechnungskam- 
mer,  so  lange  ihr  die  durch  das  Edikt  vom  16.  März  1819  verliehene 
nnaliliaogige  Stellung  verbleibt. 

Wenn  sich  bei  der  Abhür  Mängel  in  der  Verwaltung  zeigen  ^  welche 
dem  Finanzministerium  selbst  xur  I^ast  fallen,  so  hat  die  Oberrechoungs- 
Icamnier  dem  Slaatstninisteriutn  davon  die  Anzeige  zu  machen. 

Art.  4.  Der  landslandischc  Ausschuss  wird  im  ersten  Halbjahr  nach 
dem  Schlüsse  jeden  Hechnungsjahres  einberufen,  und  demselben  die  Rech- 
nung und  Bilanz  der  Aniortisalionskasse,  mit  allen  Beiliigen  zur  Unter- 
suchung und  Prüfung  vorgelegt  werden.  Der  Ausscliuss  wird  seine  Kr- 
innerungen  durch  die  Hegiernngs-Kommission  dem  Staatsministerium  vor- 
legen, und  über  die  Ergebnisse  seiner  Prüfung  dem  nächsten  Laudtage 
Hericht  erstatlen. 

Hcdrns  FiDanx-Slikti'iik. 
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sind  sur  Zeit,  wo  der  Auaichniii  einbernftD  werden  aotlte^  die  Stände 
eelbet  Teraanundt,  eo  ist  denelbe  foRerhalb  eedw  Woelran  nadi  dem 
SeUneee  dee  liMidtagee  einzubenifen. 

Art.  &  Dae  BedOrfblse  der  AnortisationalUMe  nur  Beelreilnng  der 
Admlnistrationekoeten  und  Zineen  und  zur  allmiligen  Tilgnng  der  Staat!- 
s^nld  wird  fOr  jedes  Finanqalir  durcli  das  Budget  beetimmt.  Letzteres 
setze  zugleich  fest,  welche  von  den  im  Satz  5  des  Erlasses  vom  13.  Aiigost 
1808  bestimmten  Mitteta«  oder  welche  andere  statt  dieser,  aar  Deckniigr 
dieses  Bedürfnisses  angewiesen  werden  sollen.  >- 

Insofern  bei  den  durch  das  Budget  ausgeworfenen  speziellen  Einnah- 
men ein  AusOill  stattfindet,  hat  das  Finanzministerium  die  zur  vollen 
Deckung  des  Bedürfnisses  erforderlichen  Suninicii  auf  die  hereitetsten  Staats- 
einkünfte anzuweisen.  Diese,  so  wie  die  speziellen  Kinnahnien  müssen  vor 
Bestrettung  aller  andern  Ausgaben  in  monnüichen  Baten  au  die  Amorti- 
sationskasse  abgeliefert  weiden. 

Die  Staatskasse  wird,  im  Falle  die  Adniinisd'ntionskosten  oder  Zinsen 
den  budgetmässigen  Betrag  übersteigen,  den  Mehrbetrag  der  Amortisa- 
tionskasse bezahlen,  und  im  entgegengesetzten  FalJe  das  Zuvielbezahlte 
xurückerhalteu. 

Art.  6«  Alle  Einnahmen,  welche  Beetandthelle  dee  Grundstocks  sindy 
mOssen  der  AqportiaatioiiBkaaae  snr  Teninaasg  fibeigeben  werden«  Nea« 
Erwerbungen  sind  daraas  m  bestreiten.  Der  Aaf^raad  fSr  GeMUidey 
welehe  abgehende  eraetaeD  sollen  (Wiedererbanungskosten)  ist  aus  laufen- 
den  Kinkflnften  an  besaUea*  Wie  viel  von  dem  GesamnitaufWaad  Ar 
Neoerbauten  oder  lllr  den  Ankauf  von  Gebäuden  ans  lanfende^  BinkUnf» 
tetty  und  wie  viel  davon  aus  dem  Grundstocicavenndgen  I>e8tritton  werden 
aolleny  wird  für  jede  Finanzperlode  dnrck  das  Budget  beetinunt 

Art.  7.  Alle  zur  Sicherung  der  Staatskaase  In  baarem  Geld  gestellt 
werdende  Dienst-  und  andere  Kautionen,  daa  in  baarem  Geld  besfekende 
ledige  Erbe  (L.  R.  S.  818}  und  alle  bei  den  Staatskassen  Im  Lnufe  der 
zwel|Murtgen  Reeknnngsperiode  verfügbaren  Fonds  sind  bei  der  Anortisa- 
tioBskasse  versinslick  anzulegen. 

Veber  die  Verwendung  der  verfttgbareu  Fonds  wird  auf  den  näch- 
sten Landtage  in  gesetzlicbem  Wege  verfügt. 

Art*  8.  Der  Staatskasse  wird  zur  Deckung  ihrer  BedürOiiMe,  ao 
weit  ihre  Mittel  unziureiehend  sind,  bei  der  AmortisationakaaBe  ein  atSndi« 
ger  Kredit  erüAiet,  der  in  keinen  Jahre  den  zwaanigstea  Thea  der  bnd* 
getoNbwIgen  rohen  Einnahme  übersteigen  darf. 

Die  Amortisationskasse  hat  der  Staatskasse  bis  auf  diesen  Betrag,  in 
Falle  des  BedÜrftaisses,  Vorsdiüsse  zu  naeheo^  welehe  von  dieser,  so  wie 
es  die  Kassenverhältuisse  gestatten,  zurück  zu  zaUen  aind.  Wird  dieser 
Kredit  zur  Deckung  eines  ansserordenlichen  ^  unvorhergesehenen  Staats- 
bediirfnis.ses  bcnützt,  so  ist  die  Driugeuheit  desselben  dem  nächsten  Land- 
tag nachzuweisen. 
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Art.  10.  Die  AmortisationskaBAe  ift  befugt,  zaEffttUang  ihrer  eigenen  B«- 
4flrftiiMe,  nüinlich  zu  ZakltuigTOiiSeholdiiiaberdeitlieCng  dMTilgungsfood« 
nnd  so  Bealiilruog  des  der  Finansverwaltuiig  dnreli  gegenwärtiges  Geeels 
erOAieteo  ^(ilndigeii,  und  etwa  durch  das  Budget  bewilligt  werdenden 
auaserordentliebett  Kredit«»  unter  Aufeicbt  und  Leitmig  dea  Finaniminlate- 
rinn»^  Anleben  su  naehen«  entweder  auf  eine  beatlmnite  Zeit;  die  aber 
dea  Tenain,  wo  die  nftehate  Standetreraammlnng  geaetsUeb  etatttoden 
nuiae,  nur  am  eeehs  Monate  Qberaebreilen  darf»  oder  auf  uabestlainite  Zeit 
mit  einer  AufkündlgungsArist,  die  ein  halbes  Jabr  nlcbt  ftbersteigen  kann. 

Art  18.  Wenn  die  vorhandenen  Mittel  der  Amortisationskaaae  aeit- 
weise  ni«ht  anr  Schuldentilgung  verwendet  werden  fcOiineny  oder  deren 
Verwendung  zu  diesem  Zwecke  im  Interesse  des  Staatskredits  nicht  für 
rathlich  erachtet  wird ,  so  Icann  dieselbe  von  dem  Finanzministerium  er- 
mfichtigt  werden,  solche  nutzbringend  anzulegen.,  jedoch  in  keiner  an- 
dern Weise,  als  durch  Anlcauf  ihrer  eigenen  Papiere,  oder  durch  Dar- 
lehen gegen  vollkoinmene  Sicherheit  gewährende  Deckung  mit  solchen. 

Die  Deckung  ist  als  hinlänglich  anzusehen,  wenn  der  Betrag  dieser 
Papiere  nach  ihrem  KursMerth  der  Grösse  des  Darleihens  gleich  kommt, 
mit  deren  Beschränkung  jedoch,  dass  sie  nie  über  ^ari  iu  Deckung  ge- 
nommen werden  dürfen. 

Art,  iö  wurde  durch  Gesetz  vom  Z^,  Juny  1837  abge- 
ändert. 

fiedeutenden  Einfluss  auf  das  Schulden wesen  hat  das 
Gesetz  vom  15.  Novbr.  1833,  die  Ablösung  der  Zehnten  be- 
treffend gehabt;  indem  §.12  vorordnet,  dass  die  Amortisa- 
tionskasse Vi  des  Ablösungskapitals  übernehmen  soll  und 
§.  78  ff.  eine  Zehntschulden  -  Tilgungskasse  errichtet ,  die  zwar 
von  der  Amoitisalionskasse  getrennt  gehalten  wird,  jedoch 
ihren  Geldbedarf  aus  derselben  von  der  Grundstockverwal- 
lung  oder  durch  gesetzliche  Staatsanleihen)  empfängt. 

Durch  Gesetz  vom  3.  August  1837  wurde  eine  BtnUr" 

legmgshasse  errichtet,  welchen  Namen  und  Bestimmung 
die  Amortisationskassc,  für  baarcs  Geld  welches  nach  den 
Gesetzen  zu  Ölfcntlicher  Ilinterlegunii;  sich  eignet;  erhielt  (In- 
struktion über  die  Behandlung  der  Einnahme  und  Ausgabe 
dieser  Kasse  vom  23.  Dezbr.  1837 ;  fernere  Vollzugs-Verord- 
nung des  Justizministers  vom  2S  Dezbr.  1837).  Zinsfuss  ist 
Vo-  Auch  die  Dienstkautions-  und  Militäreinstand-Kapitalien 
(Gesetz  vom  t^.  May  1835)  werden  an  die  Amortisatiocs- 
kasse  abgegeben,  jedoch  mit  4  %  verzinst.   Die  im  Jahre 
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1848  gestattete  Rückforderung  der  Einslandsgelder,  brachte 
^  die  Kasse  in  grosse  Verlegenheit.  Seit  1832  schon  werden 
den  Kautionscinlegern  (statt  der  früheren  RentenscheinCy  Kau- 
tionsscheinc  ausgehäodigt.  Der  Zinsfuss  jener  (aus  den  frü- 
heren Partialobligationen  von  1809  und  1817  und  den  s.  g. 
Kassenobligationen  entstandenen)  Rentenscheine  wurde  im 
Jahre  1825  von  5  auf  4Vs»  1829  auf  4,  1834  auf  3%Vo  her- 
abgesetzt. 

Die  Verhältnisse  der  Amorlisa lionskasse  wurden  noch 
verwickelter  durch  das  Gesetz  Uber  die  Einrichtung  einer 
Eisenbahn  Schuldenälgungskasse  vom  10.  Septbr.  1842;  welche 
zwar  gleichfalls  formell  selbslsländig,  jedoch  materiell  im  in- 
nigsten Zusammenhange  mit  der  Ainortisationskasse  ist.  — 

Hinsichtlich  der  wegen  Tilgung  der  Änlehen  getroffenen 
Emrkfamgen  sind  nicht  immer  die  gleichen  Gesichtspunkte  lei- 
tend gewesen.  Für  das  Lotterieanlehen  der  Amortisationskasse 
von  1840  ist  eine  fiinfundzwanzifjährige ,  für  das  Lotterie- 
anlehen der  Eiscnbahnschuldentilgungskasse  von   1845  eine 
vierzig^jährige  Tiigun^speriode   festgesetzt  worden.    Für  die 
Eisenbahnanlehen  von  1842,  1848  und  1849  auf  Partialobli- 
gationen hat  man  einen  Tilgungsfond  von  einem  halben  Pro- 
zent der  Schuld,  der  jährlich  um  sechs  Prozent  seines  Be- 
trages anwächst,  ausgeworfen  und  damit  die  Tilgung  binnen 
nahe  45  Jahren  in  Aussicht  gestellt  Bei  dem  einen  Anlehen  der 
Amorttsationskasse  ist  dennoch  eine  kürzere ,  bei  den  vier  An« 
lehen  der  Eisenbahnschuldentilgungskasse  sind  dagegen  längere 
Tilginigsperioden  angenommen.  Solche  längere  Perioden  sind 
wohl  da  begründet ,  wo  die  mit  dem  Anlehen  erworbenen 
Werthe  zu  einem  grossen  Theil  den  Zeitraum  von  45  Jahren 
weit  überdauern  werden.   Eine  Tilgungsperiode  von  solcher 
Ausdehnung  würde  sich  dagegen  dann  nicht  rechtfertigen 
lassen,  wenn  keine  bleibenden  Werthe  zu  erkaufen,  sondern 
ausserordentliche  Bedürfnisse  zu  decken  sind,  die  zwar  nicht 
öfter,  aber  doch  in  längeren  Zwischeniäumen  in  ähnlichem 
Umfange  sich  ergeben  können.    Es  wäre  kaum  zu  entschul- 
digen, wollte  man  hier  die  Tilgungszeit  länger  als  ein  durch- 
schnittliches Mcnschcnaller  währen  lassen.  Der  Gesetzentwurf 
über  das  neuste  Anlehen  von  6,000000  fl.  will  deshalb  mit 
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der  Tilgung  nach  den  ersten  drei  Jahren  begonnen  und  sie 
von  da  an  in  dreissig  Jahren  beendigt  wissen.  Und  damit 
dabei  mit  möglichster  Einfachheit  zu  Werke  gegangen  werde, 
schlägt  er  vor,  binnen  dieser  Zeit  —  der  Tilgungs-Periode  — 
jährlich  gleichviel  auf  Verzinsung  und  Tilgung  der  Schuld  zu 
verwenden.  Die  jährliche  hiefür  aufzuwendende  Summe  würde 
bei  einem  fiinfprozentigen  Anlchen  etwa  Oy.,  bei  einem  4'/. 
prozentigen  etwa  6,14  Prozent  der  vollen  Nominalschuld  be- 
tragen. 

Ein  Gesetz  vom  t4.  May  1828  bestimmte  über  die  Ver- 
jährung der  Ansprüche  an  die  Schuldentilgungs-Kasse;  die 
Dotation  dieser  Kasse  wird  alle  3  Jahre  gesetzlich  festgesetzt; 
die  Verzinsung  der  bei  der  Schuldentilgungs-Kasse  angelegten 
Pfarrkompetenz-  und  Pfarr- Zehnt -Kapitale,  ist  durdi  Gesetz 
vom  1.  April  1848  geregelt. 

I»>  Elnselm  Arten  der  StnuiMeliuld. 

Von  älteren  Sfaalsschvlden  ist  ein  /wangsanlchn  vom 
ZS.  Dezbr.  1813  (Vorschussscheine  mit  6%  verzinslich)  und 
5  Blill.  fl.  Lolterieanlehn  von  1820  zu  erwähnen;  am  ScMugse 
de9  Jahn  1820  war  der  Kapitalbetrag  der  fundirten  Staats- 
schuld (nach  Abzug  der  Aktiva)  15,602925  fl.  was  ein  Ver- 
hältniss  zur  reinen  SUuUseinnalime  jener  Zeit  ersieht,  wie  2,04 
zu  1.  Auf  den  Kopf  der  damaligen  Bevöllvcrung  kamen  durch- 
schnitllich  14,7  fl.  und  der  jährliche  Aufwand  auf  die  Staats- 
schuld war  995000  Ü.  Im  Jahre  1825  wurden  1,820000  il. 
Beari&sschulden  übernommen;  auch  die  Tilgungskasse  er- 
mächtigt, die  den  Standes-  und  Grundherrn  für  entzogene 
Rechte  und  Gefälle  zuerkannten  Entschädigungen  durch  Ren- 
tenscheine abzulösen.  In  demselben  Jahre  fielen  auch  %  der 
Rheinpfalzischen  Slaatschuld  in  Folge  eines  Austrägal-Erkonnl- 
-nisses,  Baden  zur  Las^.  Ende  1830  war  das  Kapital  der 
reinen  Staatsschuld  14,844110  fl. ;  ihr  Verhaltniss  zur  reinen 
Ötaatsein nähme  wie  1,97  zu  1^  auf  den  Kopf  der  Bewohner 
kamen  12,9  fl.  Fernere  Vermehrungen  der  Staatsschuld  fan- 
den durch  Uebernahme  von  Bezirksschulden  in  den  Jahren 
1831  und  1833»  sowie  durch  Uebernahme  der  Bürgschaft  für 
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die  Schuld  des  Dreisam  und  £Izwasser*Baues  (Gesetze  vom 
98.  August  1835  und  30.  July  1840),  Statt. 

Im  Jahre  1840  (durch  Gesetz  vom  !!•  Juny)  wurde  die 
Amortisationskasse  ermächtigt,  zur  Erfüllung  ihrer  eigenen 

,  Verbindlichkeiten,  namentlich  zur  Rückzahlung  des  Anlehns 
von  1820  und  zur  Deckung  der  Staalsbeiträfre  für  die  Zehnt- 
ablösung: ein  Kapital  von  5,000000  fl.  aufzunehmen.  Dies 
geschah  in  Form  eines  Lofferieanlehens  mit  100000  Loosen 
von  50  fl.,  31/2%  Zinsenberechnung,  Tilgungen  binnen  25  Jah- 
ren. Vom  1.  Januar  1848  datirt  das  erste  EMenb^dman» 
Uhn,  12,000000  iL  zu  92  %  mit  SVs  %  Zinsen  in  halbjahrigen 
Raten  zahlbar  gemacht;  am  21.Febr.  1845  folgte  zu  gleichem 
Zwecke  ein  Anlehn  von  14,000000  fl.,  in  400000  Loosen  von 
35  (1. ,  wovon  50  Stück  eine  Serie  bilden.  Alle  drei  Monat 
findet  eine  Ge%vinnziehuni2:,  einen  Monat  vorher  die  Serienzie- 
hung  Statt,  so  dass  die  Anleihe  in  40  Jahren  getilgt  ist. 

Am  31,  Dezember  i841  war  derKapilalbetrag  der  baden- 
schen  Staatsschuld  (ohne  die  Eisenbahnschuld)  38,834322  fl. 
und  nach  Absatz  der  Aktiva  30,071434  fl.,  sie  war  also  seit 
1830  um  15,227324  fl.  oder  102,58  »/o  gewachsen,  verhielt 
sich  zur"  reinem  Staatseinnahme  wie  3,2  zu  1,  und  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  kommen  im  Durchschnitt  23,04  fl.  — 

Am  Schlüsse  des  Jahrs  JSiO  bestand  die  Staatsschuld, 
ohne  die  Eisenbalmanlehen ,  aus  36,576475  fl.  und  nach  Ab- 
zug der  Aktiva  von  8,890900  II.  aus  27,685574  fl.;  sie  war 
also  seit  1841  um  2,385860  fl.  oder  7,93  %  verringert;  der 
Bedarf  der  Amortisationskasse  flir  Zinsen  war  525944  fl.  Die 
Eisenbahnbauschuld  betrug  damals  27,933481  fl.  und  der 
Jahresaufwand  fär  dieselbe  3,702077  fl.;  in  den  Jahren  1848 
und  1849  aber  wurde  diese  Schuld  durch  zwei  neue  Anlei- 
hen um  resjj.  2V2  Mill.  'Geselz  vom  26.  July  1848  und  Miltli. 
des  Finanzminist,  vom  23.  Januar  1849,  dass  dieses  Anlehen 
in  5%  Schuldscheinen  von  1000,  500  und  100  11.  abgegeben 
sey)  und  iVa  Mill.  fl.  Gesetz  vom  3.  März  1849,  unter  Ver- 
pfandung bestimmter  Domänen,  nebst  Vollz.  Verordnung  vom 
14.  März;  5  %,  in  Stücken  von  1000,  500  und  100  fl.)  ver- 
mehrt. Auch  die  Amortisationskasse  bedurfte,  in  Folge  der 
vermehrten  Ausgaben  von  1849,  ausserordentlicher  liülfsmit- 
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tel  und  dcshallj  wurde  durch  Gesetz  vom  3.  März  1819  die 
Scbaifung  von  2,000000  fl*  Papiergeld  beschlossen,  dessen 
Ausgabe  im  September  begann.  (Stücke  von  3,  10  nncl  35  fl. 
welche  bei  allen  Zahlungen  an  Staatskassen  im  vollen  Nenn- 
werthe  angenommen  und  bei  einer  laut  Verfiigung  vom 
14.  September  1849  errichteten  Binlösnngskasse  sofort  gegen 
grobe  Silbermünze  eingelöst  werden  sollen;  z.  v.  die  Bekannt- 
machung vom  14,  September  1849  über  Form  und  Kennzei- 
chen des  Papiergeldes.     Bei  einem  nnargeidumiauf  von  etwa 
20Mill.fl.  und  einer  Eiolösungsdotation  von  700000(1.  konnte 
diese  Maassregel  um  so  weniger  Hrdonkcii  haben,  weil  Baden 
,  noch  kein  Pagiergeld  besass,  während  eine  Menge  fremder  Pa* 
piere  daselbst  in  Umlauf  sind.  Allein  auch  dieseMaassregel  genügte 
hioht  nachdem  der  Aufstand  die  Staatskassen  um  einige  Millionen 
ärmer  gemacht  und  zugleich  eine  Menge  neuer  Bedürfnisse 
veranlasst  hatte.  Deshalb  geschah  die  bereits  früher  erwähnte 
Steucrerhöhunij,  die  UnilaLie  ausserordenllielier  Abiiabcm  fer- 
ncr    die    KröÜiiung    eines    ausserordentlichen   Kredits  von 
1,000000  (1.  für  die  Staatskasse  bei  der  Schuldentilgungskasse 
(prov.  Gesetz  vom  14.  July  1849  mit  nachträglicher  ständi- 
scher Genehmigung  von  18/22.  März  1850);  die  Aufnahme 
eines  freiwilligen  Darlehns  von  1  Hill,  zu  5Vo>  wozu  Einzah- 
lungen bis  Ende  Septbr.  genügend  eingegangen  waren  (prov. 
Gesetz  vom  14.  July  1849  mit  nachlriigl.  sliind.  Genehmigung 
vom   18/22.  März  1850):  deshalb  wurde  das  Gesetz  vom 
30.  März  1850  erlassen,  welches  der  Staatskasse  einen  neuen 
Kredit  von  2,500000  tl.  bei  der  Amortisationskasse  eröffnet. 
—  Auch  damit  wird  man  nicht  ausreichen  können»  allein  für 
den  vorliegenden  Zweck  genügt  es  den  augenbU^i^mSckM' 
bestand  festzustellen.  Nach  dem  Voranschlag  des  Rentenbe- 
darfs der  Amortisationskasse  für  1850  und  1851 ,  im  Januar 
1850  aufgestellt,  war  der  Stand  der  Kapilalschuld  folgender: 
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Kapital*  Zinserfor^ 
dcrniss. 


1)  Zu  5  Prozent  

(Lehnkapitalien ,  Pfarrzehnt-  und 
Kompetenz-Kapitalien) 


3,169304  159405 


2)  Zu  4  Prozent  

(Kautions^Einstands-  u.  s.  w,  Ka- 
pitalien). 


2,845793 


113882 


3)  Zu  3  Vi  Prozent  

(Rentenscheino,50  fl.  Loose,  SlaaU- 
beiträge  an  Zchnlpflichlige) 


13,377939 


468228 


4)  Zu  3  Prozent 


101216 
113584 


3036 
2272 


5)  Zu  2  Prozent 

(Deposita  a.  s  w.) 


6)  Rückstände  und  wirklich  unverzins- 
liche Posten  (davon  Domanial  -Grund- 
stock 12  Mill.)  


13,055670 


Zusammen  32,683506 


und  nach  Abzug  des  Aktiv 
Standes  von  


6,129831 


bleibt  reiner  Poisivstand  "  ,   •    26,553675  ü. 

Der  gesammte  Zinsenbedarf  nach  dem  Etatsentwurf  fiir 
1851  ist  556759  fl.,  der  Bedarf  des  Tilgungsfonds  641210  fl.. 
die  V(T\vahiingslvOSten  erfordern  11400  fl.i  die  Staafsscliuld 
überhaupt  also  1,209369  fl.,  oder  6,85%  aller  Ans-abe.  — 

Seitdem  aber  sind  jene  Aktiva  sehr  geschmolzen  und 
neue  Schulden  hinzugekommen.  So  beispielsweise  sind  die 
durch  den  Aufsland  dem  Siaaie  erwachsenen  Verluste  auf 
fast  3  Mill.  fl.  berechnet  (wofür  aus  dem  Vermögen  .der  Er- 
satzpflichtigen nur  etwa  20000  fl.  zu  erlangen  sind)  und  die 
Forderung  Preussens  beträgt  4,575962  fl  ,  auf  deren  Ersatz 
aus  der  Reichs-  oder  Rundes- Kasse,  unter  den  jetzigen  Ver- 
hältnissen kaum  noch  zu  hoflcn  ist.  Bei  auch  nur  theilweiser 
Anrechnung  der  noch  schwebenden  Schuldverpflichtungen, 
jedoch  unter  Zuzäblung  des  in  der  Vortage  vom  25.  Novem- 
ber 1850  beantragten  neuen  Anlehne  von  6,000000  fl.,  wird 
das  jHxige  Kapiua  der  Sfaafeechuld  (ohne  die  Ebenbahnschuld) 


—  an  - 

mindeslens  39  Älill.  fl.  betragen;  was  ein  Verhällniss  zur  Hein- 
einnabme  wie  4,12  zu  1  ergiebt  und  28,7  fl.  durcbschnittlicb 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerang. 

Daza  kommt  aber  noch  die  EuenbahuekM,  deren  Stand 
nach  dem  Berichte  des  sländischen  Ausechusses  vom  14.  May 
1850,  am  31.  Dezember  1848  wie  folgt  war  (ohne  Abzug  von 
837059  fl.  Kassenvüi  rath  und  72864  fl.  Aklivausständcri  j : 

1)  Anlehen  von  1842  zu    12,685330  fl. 

2)  Lerottieanlehcn  von  1845    14.205303  „ 

3)  Anlehn  von  1848  zu  5%   1,860000  „ 

4)  Schuld  an  die  Amortisationskasse  .  .  .  3,869567  „ 
5}  Dotationsttberschiisse  aus  frühem  Jahren  .      957062  ^ 

zusammen   33,577262  „ 
und  narh  Absatz  der  Aktiven  32,667338  fl. 

Der  Bedarf  der  Eisenbahnscbuldcn  -  Tilgungska$$e  ist  für 
1851  an  Verwaltungskosten  5350  fl.,  Zinsen  1,215207,  zurTil  ' 
gung  238951  fl.,  zusammen  1,454508  fl.  Der  jährliche 
eammt-Aufwand  auf  die  Staalsechnid  ist  also  2,663877  fl.  oder 
13  bis  14  Vo  aller  Ausgaben  und  crfordeit  etwa  sämnUli- 
cher  reinon  Einnahmen. 

Durch  das  Kapital  der  Eisenbahnschuld  steigt  die  Staats- 
schuld auf  7  2,000000  fl  Sic  hat  seit  1820  um  56,397075  fl. 
oder  361,45  V«>  seit  1830  um  57,155890  fl.  oder  385,04o/o  seit 
1841  um  41,928566  fl.  oder  139,43  Vo,  seit  1846  um  16,380945  fl. 
oder  29,45  Vo  »ugenommen.  Ihr  Verhällniss  zur  reinen  Staats- 
einnähme  ist  wie  7,6  zu  1  und  auf  den  Kopf  der  Bevölke- 
rung kommen  im  Durchsciinitt  53,1  fl.  — 

Der  umlaufende  Betriebsfonds  für  die  Jahre  Ende  1847, 
1818  und  1849,  ist  aus  nachfolgender  Zusammenstellung  er- 
sichtlich ^  jedoch  werden  auch  seit  1850  die  Reste  bedeutend 
gl  össer  geworden  seyn,  während  die  Vorrathe  sich  vermindert 
haben. 
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Ramea 

der 

iertuaUungeiuieige. 

Aktiven. 

ven. 

Rest 
der 
Akti- 

Kassen- 
Beste. 

Natural- 
▼orrftthe 

1 

1  Aktiv- 
Beete. 

Sumne. 

1. 

2. 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 
6. 

1. 
2. 

8. 
4. 

A*  Justizminisie- 

• 

Zueht-  und  Kmeek-' 
tionsamtaUen  .  •  { 

Zuchthausbauvervval- 

10524 
7792 
6974 
.  5482 
40 
734 

57017 
52142 

47187 
44134 
3826 
17727 

111996 
103250 
8758 
17767 
734 

tri  »}'» 

18431 
6518 

1285 
1817 

93565 
96732 
8768 
16482 

(  15956 
J  7832 
(  7708 

64142 
57017 
52142 

49344 
64914 
44134 

129942 
129763 
103984 

15137 
19716 
8335 

114805 
110047 
9564» 

B,  Mimsterium  desl 
TtwenL  1 

AntakaMeoTerwal-  i  ^^^22 

(  157 

Sidieiiaiulalt.  .  •  {  1319 

(  3421 

Heil-  uud  Pfl«|;aiUitaUi  ^2^^ 

lUenau       •  .  .  J 

\  454 

PoUseOielie  Yerwah-I  ^f^^ 
raogaanmilt   .  .  | 

Wasser-  uudStraflsen-i  ^^^il 
iMiiiTerwalCaiier    •  ( 

LandesfiresdIUverwal-'  .'ztz 
tunic  ....       1  *™ 

2224 

4467 
2930 
21785 
21209 
20512 
7422 
7581 
5031 

10083 
10009 

208455 
169278 
169919 
2413 

3229 
26200 
29612 

26744 

1804 
536 
345 

17594 
11301 
123 
88 

-1 

233955 
184541 
1G9919 
4794 
9652 
9580 
50008 
52711 
47710 
13043 
9606 
6926 

39365 
21310 
646 
1672 

170.'' 

48323 
17136 
10457 
856 
657 
778 
2338 
1271 
1679 

11 

1 

5099 
5088 
348 
882 

502 

m 

185632 
167405 

-m 

9095 
8802 
47670 
51440 
46081 
13043 
9595 
6925 

34266 
16222 
296 
1810 

1203 

/  52563 
1  33233 
(  7079 

12721 
43340 
38482 

263493 
220974 
211589 

358777 
297547 
257150 

56233 
24426 
18505 

302544 
,273121 
288646 

C.  Fuianz ministe- 
rinm. 

KtiuieraidoiDüneiiver-  | 
vraltnng:     .   •    *  | 

Forntdomüiwiiveniral-I 

Bei^-  und  HIltteDvcr-l 
waltang  .  «  .  .  I 

SteuerFcrwaltoog  .  ! 

138682 

79537 
97428 
243 
17 

26065 
14312 
20627 
28026 
29019 
89464 

29795 

31693 
31149 
124920 
169098 

42947 
1,205409 
1.358545 
1,271430 

389532 

704729 
620821 
333554 
370816 
345048 
255894 
270811 
238610 
118789 
298857 
423452 

552959 

815959 
749398 
458717 
539926 
387995 
1,487428 
1,643608 
1,530667 
146815 
327876 
462816 

64884 

262755 
201078 
14826 
12856 
5482 

11608 
699 
45124 
39504 
54407 

488125 

553204 
548320 
443891 
627070 
382513 

1 ,4  4  O  1  O  t 

1,632060 
1,529968 
101691 
288372 
408508 
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der 


5.paliueuverwaltung 
aBoUverwaltung  • 

Hfiurerwaltiiiig 

AUgenefan  KasMoyer» 
WAltOOg  •    •  . 


2>.  Kriegsmimsie' 
riittn» 

Mllitirverwaltaiig^ . 


I 


Suumie  A* — D. 

OVoranschlHg  für  1660 
lind  1850  .    .  • 

E.  Post-Verwaltnijg 

F.  Eisenbahnbetriebs-! 
VerwftKnng    .   .  / 

G.  Eisenbahnbetriebs-^ 
material-Verwaltiingif 

H.  Haupt^EiseDbahn-^ 
bau- Verwaltung  . 

I.  Main-Neclnr-Blfleii' 
bahnbau-Verw«Itnng 

K.  Badeanstalt- Ver- 
waltung .... 


A  k  t 

i  V  6  n. 

Rest 

Kassen- 

Aktiv- 

veii. 

A  I  ii 

Aku- 

Heste. 

vorraihe 

SmiUBe. 

ven. 

25645 

61062 

ZOO  1  od 

109 

263026 

18121 

69263 

6 

297644 

f  loOoS 

42511 

26 

249864 

i  29260 

1,086778 

1,116038 

16316 

1,099723 

l  18676 

854164 

872840 

11887 

860963 

761608 

777400 

70 1 Oll 

I 

257984 

76 

256059 

78638 

III 

78649 

- 

64868 

64868 

64868 

a,020925 

3,035511 

4,056436 

4551 

4,051886 

'<  727546 

— 

590138 

1,317684 

293887 

1,023797 

/|,519864 

1/825588 

2»845452 

2,567684 

277868 

1 

I1.2637d6 

1 .669280 

5,406661 

8,839587 

Q  lQf||Qflr 
O,  IOOI9f 

{  887228 

1,697122 

3,309902 

5,894252 

632503 

5,261749 

/ 1,708228 

1,462905 

3,906953 

7,068086 

2,844805 

4,223281 

SI551 

75892 

167443 

04173 

93270 

96685 

73489 

170174 

6013 

164161 

(  6a909 

104909 

168818 

63153 

105665 

(1,413366 

1,776093 

5,795790 

8,985749 

291993 

8,693756 

,1,021978 

1,797479 

3,669279 

6,491736 

682658 

5,809078 

1,786924 

1,643529 

4,267686 

7,698038 

2,934798 

4,663240 

HanptsiiniDie: 
1847  A.  —  K. 
1818  A.  —  K. 
1849  A.  —  D. 


1,300000 

1,660600 

8,019800 

6,979900 

176600 

5,808900 

9623 

4605 

18463 

32681 

59291 

-i- 26610 

4843 

6850 

20J13 

31606 

69638 

-1-37882 

37128 

464678 

62803 

554609 

29701 

624908 

36564 

605900 

57864 

699828 

38836 

660992 

16094 

16094 

16094 

46933 

152 

47085 

45000 

2085 

30385 

475256 

88261 

593892 

166220 

427672 

21110 

393031 

62961 

477102 

33630 

443472 

16804 

44043 

39060 

102897 

166 

102741 

650 

21780 

29613 

52043 

56 

61987 

4313 

41910 

46223 

34000 

12223 

639 

105056 

105695 

74000 

31695 

117347 

988582 

240467 

1,346396 

289368 

1,067028 

110739 

1,027561 

275259 

1,413569 

261160 

1,152399 

1,531213 

2,764675 

6,036267 

10,332145 

581361 

9,750784 

1,135717 

2,825040 

3,944538 

7,905295 

943818 

6,961477 

1,7869241 

1,643629  4,267586| 

7,598038 

2,934798 

4,663240 
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lieber  die  iMmta  Betriebsfonds  der  Staats-Gewerbekas- 
sen  liegen  die  Darstellungen  für  Ende  1849  bis  jetzt  nidit  vor; 
die  Nachweisungen  aber  für  letzten  Dezember  1847  und  1848, 

ergeben  Folgendes. 


Bezeichnang 

der 

1847 

1848 

yfrWflllHHIIMWftltf« 

l 

Liegenschaften,  Gebäude  und  Ge- 
werbaeinrichtungen. 

1. 

2. 
3. 
4. 

0, 

Salinen-Verwaltung  

Berg-  und  Hütten- Verwaltung  .  . 

Eisenbahnbetriebs- Verwaltung  .  . 

1,155589 
1,144563 
127000 
231181 

1,121431 
1,148383 
127000 
225843 

Summe  1.  |  2,658333 

2,622657 

II. 

Werkzeuge  und  Geräthschaften. 

1. 

3. 

4: 

5. 

Berg-  und  Hütten-Verwaltung  .  . 
Eisenbahnbetriehs-Yerwaltung  .  . 

120451 
49974 
50465 

163608 
3,760504 

120260 
51307 
50398 

223873 
3,900503 

Summe  II  |  4,145002|  4,346341 

Gcsammtsumme  |  6,803335]  6,968998 

Die  über  den  Staats- Grundstock  zuletzt  abgelegte  Rech- 
nung ist  vom  Jahre  1848.  Ihre  Solleumakme  ist  durch: 

1.  Erlös  aus  Gebäuden    .....  10173  fl. 

2.  Erlös  aus  Grundslücken   ....  3581  „ 

3.  Einnahme  für  Rechte  und  Gefälle  —  „ 

4.  Aktiv-Kapitalien   38170  ^ 

5.  Zinsen  aus  Forderungen  des  Staats* 
Grundstocks   582  » 

Zusammen  52506  fl» 
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Die  Au^abe  war: 

1.  Für  Gebäude   58  iL 

2.  Für  Grundstücke   —  » 

3.  För  Rechte  und  Gefalle  .   ,   .   .  —  « 

4.  Ziischuss  an  die  Generalslaatskasse  581  „ 

5.  Kapilajaulage   6596  ^ 

*  Zusammen  7835  11. 

Ueber  den  Stand  der  badenschen  Staatspapiere  in  /rtf- 
heren  Jahre  besitze  ich  keine  Nachrichten,  auch  ist  för  das 
•  Interesse  der  Gegenwart  und  Zukunft  hinreichend  die  seil 

Endo  184T  nachstehend  verzeichneten  Kursschwankungen  zu 
kennen. 


3%  Vo 
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• 

9) 
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« 
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91 
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.  63 
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n 

.  69 

9 
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.  68 

» 
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9> 
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9) 
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%  73% 

5 

9» 
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95 

1» 
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.   7Ä  - 

95 
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95 
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97 
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Die  badensohen  Staatspapiere  haben  dem  Schicksal  aller 
Börsenpapiere  nicht  entgehen  können;  aadi  sie  sind,  in  Folge 
der  Febraar-  und  März>Breignisse  1848  binnen  wenigen  Ta- 
gen um  18  bis  19  %  gefallen  und  haben  ihren  früheren 
Stand  noch  nicht  wider  erreicht.  Bomerkenswerlh  aber  ist, 
dass  derMuyaufstand  1849  die  Börse  fast  gar  nicht  ersclireckt  hat, 
denn  das  verhält iiissmiissig  unbedeutende  Sinken  der  Papiere 
in  jener  Zeit  ist  mehr  Ergebniss  der  iSCtfiti/»  als  des  natürli- 
chen Gefühls  der  Papierbesitzer* 

Baden  ist  ein  von  der  Natur  vorzugsweise  begünstigtes 
Land  und  ich  bezweifle  nicht,  dass  seine  Bewohner  dadurch 
und  durch  das  Gebot  der  Nolhwendigkeit ,  dahin  gelangen 
werden  die  schweren  Verluste  im  Staats-  und  Privat-Eigen- 
thuiu  welche  sie  seit  Anfang  1848  crlilten  haben,  zu  ersetzen. 


L^iy  -i^uu  Ly  Google 


—  383 


Dazu  ist  aber  allerdings  ein  dem  enUprecheodes  Verfahren 
der  Regiermg  uneriässlich. 

Die  Regierung  hat  eine  Anzahl  von  Gesetzen  verlangt; 
auch  in  Berücksichtigung  der  Zeitverbaltnisse  und  des  Zu* 
Standes  des  Landes  von  den  Kammern  bewilligt  erhalten; 
welche  wesentliche  Beschränkungen  verfassungsmässiger  Rechte 
enthalten.  Dahin  gehören  die  Gesetze  Uber  Vereine  und 
Vorsammlungen,  gegen  den  Missbrauch  der  Presse,  über  den 
Kriegszusland  und  das  Standrechl.  Die  Regierung  hat  nun- 
mehr die  doppelte  Verpflichtung  einer  vernünftigen,  auf  die 
äusserste  Nothwendigkeit  beschrankten  Anwendung  dieser  Ge- 
setze. Sie  wird  nach  den  bei  Gelegenheit  der  Verhandlungen 
gehörten  Aeusserungen  zu  urtheilen,  dabei  einen  schweren 
Stand  ihrem  eigenen  Beamtenstande  gegenüber  haben,  über 
dessen  büreaukratische  Willkür  und  Neigungen  vor  1848  oft 
Klage  war.  Allein  die  Regierung  hat  vor  allen  Dingen  die 
Rflicht  gerecht  zu  seyn  und  gegen  ungerechte  Beamte  ist  das 
Staatsdienergesetz  erlassen.  Hinsichtlich  der  fltuumeUen  Lage 
halte  ich  die  nachfolgenden  Andeutungen  des  Komraissions- 
Berichts  über  den  Vertrag  mit  Preussen  fUr  vollkommen 
begründet. 

,»Eine  längere  Dauer  der  gegenwärtigen  Ueberlastung  des 
„Landes  wird  vollends  bedenklich,  wenn  man  auf  die 
„Lage  der  Finanzen  hinblickt,  und  sich  überzeugen  rauss,  dass 
„den  erschöpften  Kräften  neue  Anstrengungen  nur  dann  mit 
„Erfolg  zugemulhet  werden  können,  wenn  das  Ziel  einer 
„Rückkehr  zu  geordneten  Zustanden  in  nicht  zu  entfernter 
„sicherer  Aussicht  steht.  In  den  beiden  letzten  Jahren  sind 
„die  Ersparnisse  früherer  Perioden  mehr  als  aufgezehrt,  durch 
„die  Revolution  hat  der  Staat  an  baarem  Geld  eine  Einbusse 
„von  etwa  einer  Million  Gulden  und  von  nicht  weniger  an 
„Kriegsmaterial  erlitten.  Im  Ganzen  haben  sich  die  Mittel  der 
„Fwanzverwaltung  in  zwei  Jahren  um  beilüvßg  6  Mill*  Gulden 
„vermindert  Um  den  im  ordentlichen  Budget  nachgewiesenen 
„Bedarf  zu  decken,  ist  die  Kaufaccise  wider  erhöht,  die  Erb- 
lySChaftsaccise  theil weise  verdoppelt,  die  Fleischsteuer  wider 
„eingeföhrt  und  die  Kapitalsteuer  neu  hinzugekommen.  Aber 
,,die  iwMef orvfeiilltcAefi  Ausgaben  für  die  Hülfeleistong  Preaasens 
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„und  für  die  Neubildung  der  badischen  Heeresabtheilung, 
„so  wie  für  die  übrigen  Vcrwaltungszweige  sind  noch  unge- 
„deckt.  Man  wird  daher  zu  weiteren  Steuern  oder  zur  Ka- 
,,pitalaufnahme  schreiten  müssen,  und  die  Kammer  wird  bei 
„der  Berathung  des  ausserordentlichen  Budgets  und  der  zu- 
„gesagten  Darlegung  der  Finanzlage  sich  mit  den  dessfalisigen 
«»Vorschlägen  der  Regierung  zu  befassen  haben.  Der  Staats^ 
„kredii  Ut  »ocft  ungeschwäckt  Die  Zukunft  kann  ins  Blitleiden 
„gezogen  werden  fiir  den  Thetl  der  Lasten,  welchen  die  Ge- 
„genwart  nicht  zu  erschwingen  vermag.  Aber  damit  nicht 
„auch  in  dieser  Beziehung  bald  eine  nachthoiligo  Aenderiing 
„eintrete,  ist  es  durchaus  nothwendig,  den  gegenwartigen  lau- 
,,fenden  MüUäraufwand  auf  ei»  eriräglichee  Mass  zurück- 
„supUiren,  und  dem  vorübergehenden  ausserordentlichen  Aof- 
„wande  eine  erreichbar^  Grenze  zu  setzen." 

Die  Regierung  hat  unter  dem  7.  November  1850  ein 
Budget  der  äusserardenßiehe»  Ausgaben  für  1850  und  i851 
vorgelegt,  welches,  neben  320989  fl.  aufrecht  zu  erhaUender 
Kredite,  4,577953  fl.  neuer  Anforderungen  macht;  wovon 
3,647309  fl.  für  das  Kriegs-Ministerium.  Um  diese  Summe  und 
den 'Mangel  des  ordentlichen  Bedarfs  zu  decken,  wird  in 
einer  ferneren  Vorlage  vom  ii5.  November  1850  die  bereits 
oben  erwähnte  Anleihe  von  6,000000  fl.  beantragt  Zur  Recht- 
fertigung dieser  Forderung  dient  ein  Vorirag  des  Fkum»* 
Miüistere  vom  d5.  November,  in  welchem  die  günstige  Ver- 
gangenheit des  badenschen  Staatshaushalts  mit  dessen  trauri- 
ger Gegenwart  so  offen  und  lichtvoll  zusammengestellt  wird^ 
dass  ich  einen  Abschnitt  daraus  mittheile. 

„Will  man  über  den  dermaligen  Zustand  des  SiaatskanU'm 
halis  einen  genaueren  Ueberblick  gewinnen,  so  muss  man  auch 
die  nähere  VergangenheU  in  den  Kreis  der  Betrachtungen  zie- 
hen. Es  wird  nur  willkommen  seyn  können,  wenn  diese  bb 
zum  1.  Juny  1831  zurückgehen,  DaS'*Jahr  1830  schliesst  die 
erste  und  mit  dem  Jahre  1831  beginnt  die  zweite  Periode 
unserer  durch  die  ständische  Controle  überwachten  Staats- 
"wirthschaft.  In  dem  Zeitraum  von  achtzehn  Jahren  und  sie- 
ben Monaten,  die  vom  1.  Juny  1831  bis  zum  1.  Januar  1850 
umlaufen  sind»  lassen  sich  aber,  was  die  Verhaltnisse  der 
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Staatsfinanzen  betrifft  zwei  wcscnllich  verschiedene  Abschnitte 
waln  nchmon ,  deren  Erster,  die  Zeit  vom  1.  Juny  1831  bis 
letzten  Dezember  1847  umfassend,  als  ein  höchst  günstiger, 
der  Zweite,  die  Jahre  1848  und  1849  begreifend,  leider  als 
ein  sehr  ungünstiger  bezeichnet  werden  muss. 

i»  den  Jahren  von  i83i  bi$  mii  1847  war  die  Staatsein- 
nähme  in  der  Regel  beträchtlich  stärker  als  die  ordentliche 
und  ausserordentliche  Staatsausgabe.  Nur  in  den  Jahren  1837, 
lb38,  1839,  18 IG,  1847  und  im  zweiten  Halbjahr  1841  war 
die  Ausi^abe  ausnahmsweise  überwiejicnd.  Ja,  zieht  man 
die  gleichzeitige  Ab-  und  Zunahme  der  Natural vorräthe  mit 
in  Betracht,  so  zeigt  sich  lediglich  in  den  Jahren  1838  und 
1847  eine  Mehrausgabe. 

Ueber  ansehnliche  Kinnahmeüberschüsse  konnte  demzu- 
folge fast  forthin  verfiii;l  woi'den,  und  es  ist  dies  auch  auf 
versclüedeoe  Weise  geschehen. 

Zunächst  ward  auf  nicht  unerhebliche  Ekmakmebelräge 
eenickM.  So  wurde  vom  1.  Januar  1832  an  die  Accise  vom 

Schweine-,  Schaf-  und  Lammfleisch  im  Anschlage  von  57000  fl. 
jährlich  abgeschafft;  so  vom  22.  July  1833  an  der  Salzpreis, 
welcher  seit  1824  von  fünf  auf  vier  Kreuzer  fürs  Pfund  ver- 
mindert worden  war,  von  vier  auf  drei  Kreuzer  herabgesetzt; 
so  der  Spielkartenstempel  und  der  ZunfUaxantheil  des  Staates 
aufgegeben;  so  dieBranntweinsteuerermässigt;  so  vom  Steuer- 
jähr  1837  an  die  Klassensteuer  um  90000  fl.  bis  100000  iL, 
also  beiläufig  auf  die  Hälfte  gemindert.  So  ward  endlich 
vom  1.  Januar  1849  an  die  Postrevenöe,  die  fürs  Jahr  rem 
gegen  250000  fl.  abwirft,  zur  L'ntersliitzung  des  Eisenbahn- 
unternehmens aus  dem  allgenieirien  Staatsbudget  ausgeschieden. 

Ferner  wurden  zur  «Erleichterung  der  Staatsangehörigen 
ganz  ansehnliche  neue  Ausgaben  auf  die  SUuMasse  iibemom" 
men.  So  wegen  der  im  Jahre  1831  erfolgten  Aufhebung  der 

Strassenbau  ,  Militär-  und  Gerichisfrohnden  gegen  800000  fl. 
jährlich;  so  wegen  Aufhebung  aller  steuerähnlicher  Abgaben, 
wegen  IJebcrnahme  von  Bcziiksschulden,  wegen  der  Staats- 
beihülfe  bei  Aufhebung  der  Ilerrenfrohnden  ond  Blutzehnten 
nicht  unerhebliche  Rentenbeti*äge ;    so  vor  Allem  gegen 
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400000  fl*  jährlich  wegen  der  Slaatsunierstüteung  für  die 
Zehntablösntig.  '  > 

Nicht  minder  hat  man  1,696175  fl.  42  kr.  an  Btatsüber- 
schiSssen  von  1831/33  und  516000  *0.  an  Etatsüberschtissen 

von  1834/35  neben  der  jährlichen/ bedeutenden  Tilgungsc|uote 
ausserordentlicher  Weise  zw'  SchildenHlgung  verwendet. 

Trotz  dem  wurden  —  wahrend  -die  Bevölkerung  des 
Staates  von  1,192655  Seelen  im  Jahre  1831  auf  1.367486  See- 
len im  Jahre  1847,  also  um  beiläufig  fünfzehn  Prozent  ge- 
wachsen war  die  auf  Förderung  der  geistigen  und  'sittli- 
liehen  Bildung  des  Volkes,  auf  Erhöhung  des  allgemeinen 
Wohlstandes,  auf  Verbesserung  der  Rechtspflege,  der  Strafan- 
stalten, der  Heilanstalten  u.  s.  w.  bezüglichen  de»  et- 
gentUchen  StacUsauf wundes  über,  ja  mitunter  weit  über  dieses 
Maass  gesteigert.  So  z.  B.  für  Untenichlswesen,  Kultus,  Wis- 
senschaften, Künste  und  Gewerbe  um  etwa  fünfzig  Prozent, 
für  milde  Fonds  und  Armenanstalten,  für  die  Siechen-  und 
Irrenanstalt,  für  die  polizeiliche  Verwahrungsanstalt  um  min« 
destens  siebenzig  Prozent,  für  den  Wasser-  und  Strassenban 
um  etwa  dreissig  Prozent,  iiir  die  allgemeine  Sicherheitspoli- 
zei um  mehr  als  hundert  Prozent,,  för  die  Bezirksjustiz  und 
Polizei  um  mindestens  vierzig  Prozent,  für  die  Obergerichte 
über  fünfundzwanzig  und  für  die  Rechtspolizei  über  fünfzig 
Prozent. 

Zudem  sind  in  dieser  Zeit  neben  den  ordentlichen  Staats- 
ausgaben noch  sehr  beträchtliche  msscrordentUche  Ausgaben 
bestritten  worden.  In  der  bescheidenen  Grösse  von  156085  fl. 
5  kr.  im  Jahre  1831  beginnend,  haben  die  ausserordentlichen 
Ausgaboi  im  Jahre  1847  —  ohne  die  ausserordentlichen  Aus- 
gaben des  Domanialgrundstocks  —  die  Uöhe  von  1,419272  fl. 
34  kr.  erreicht.  Im  Ganzen  erscheinen  in  sechszehn  Jahren 
und  sieben  Monaten  ausser  der  vorhin  schon  berührten 
Summe  von  516000  fl.  für  die  Zehntablösung  nicht  wcnii^er 
als  12,040186  fl.  10  kr,  auf  ausserordentliche  Ausgaben  und 
darunter  5,261895  fl.  16  kr.  für  den  Wasser-  und  Strassenbau, 
1,160428  fl.  25  kr.  für  Gebäude  und  Einrichtungen  zu  den 
Zwecken  der  Zollverwaltang  und  des  Handels,  869132  fl.  ISkr. 
ttir  Gebäude  und  Einrichtungen  zu  den  Zwecken  der  Recbts- 
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pflege,  ausschliesslich  jedoch  der  Amthäuser  und  GefäDgDisse» 
1,213832  fl.  16  kr.  für  Amlhäoser  und  Gefängnisse,  für  Ge- 
bäude der  Lehranstalten»  für  Baulichkeiten  und  EinrichtungeD 
der  Irrenanstalten  (darunter  die  Heil-  und  Pfleganstalt  lllenau 
mit  586417  fl.),  9,039995  fl.  84  kr.  för  die  KriegBverwaltung 
u.  s»  w.  verwendet. 

Aber  dieser  üidentlichcn  und  ausserordentlichen  Ausga- 
ben ungeachtet  hat  man  zuletzt  noch  ganz  ansehnliche  Er- 
sparnisse im  Betriebsfonds  zurückgelegt.  Denn  während  der- 
selbe am  1.  Juny  1831  nur  in  4,546827  fl.  18  kr.  bestanden 
hatte,  ^ar  er  am  1.  Januar  1849  bis  auf  8,693755  fl.  90  kr. 
angewachsen,  sonaob  inzwischen  um  4,146999  IL  9  kr.  ver- 
mehrt worden, 

,In  dem  Zeitabechnttte  vom  1.  Juny  1991  bis  1.  Januar 
1848  sind  auch  die  Verkältnisse  der  StaattsdnUdentilffungskatse, 
keineswegs  unbefiiedigend  gewesen.  Der  Stand  der  Staats- 
schuld, ausschliesslich  der  Forderung  des  Domänengrond- 
stocks,  belief  sich 

am  1.  Juny  1831  auf  .....   13.263389  fl.  46  kr. 

am  1.  Januar  1948  auf    ....   15»099676  «  91  „ 

mitbin  auf  letzteren  Ternnn  hoher  um  1,836286  ^  45  « 
und  der  Stand  der  Forderung  des  Do- 
mänengrundstocks 

am  1.  Juny  1831  auf   9,679651  «  35  ,i 

am  1.  Januar  1848  auf    ....  19,000090  »  ^  » 

sonach  auf  letzteren  Termin  hoher  um    2,320348  ,  25  „ 

Bs  hat  darum  in  der  ganzen  Periode 
eine  Vermehrung  der  Staatsschuld  um    4,156695  fl.  10  kr. 

statt  gefunden.  Diese  Vermehrtmg  darf  aber  nicht  befremden» 

Vom  1.  Juny  1831  bis  zum  Januar  1848  sind  der  Staatsschul- 
denlilgungskasse  nicht  weniger  als  14,181261  fl.  26  kr.  an 
neuen  Schulden  zugewiesen  woiden.  Es  hat  der  grössere 
Theil  der  also  übernommenen  Schuldsumme  —  das  Entschädi- 
gungskapital  fiir  aufgehobene  alte  Abgaben,  der  Staatszoschuss 
für  Herrenfrohnden  und  Blutzehnten,  das  Kapital  der  über- 
wiesenen^ Bezirksschulden,  der  Staatsbeitrag  zur  Zehntablö- 
sung n.  s.  w  eine  entsprechende  Entlastung  der  Staatsbürger 

.  95» 
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zur  Folge  gehabt  und  es  ist  allein  der  Zehntablösung  wegen 
die  Staalsschuldsumme  um  8,423000  fl.  vermehrt  worden. 

Blieb  demnach  auch  am  Schlüsse  der  Periode,  d.  i.  am 
1.  Januar  1848,  eine  Vermehrung  der  Staatsschuld  von 
4,156635  fl.  10  kr.  bestehen,  so  war  doch  eine  fast  gleich 
grosse  Ei-sparniss  von  4,146928  fl.  %  kr.  im  Betriebsfond  an- 
gesammelt, üeherdies  hatte  man,  wie  schon  gesagt,  grosse 
Summen  auf  Fürdtirung  der  Volkshiklung  und  des  Volkswohl- 
standes verwendet,  wesentliche  Abgabenermässigungen  ein- 
treten lassen,  einen  namhaften  Theil  dos  Slaalseinkomniens 
dem  .Eisenbahnuntemehmen  gewidmet*  Die  Mittel  zu  allem 
dem,  was  hiernach  erlassen,  verwendet  und  aufgespan  wurde, 
gewährten  der  allmählig  wachsende  Et*trag  der  direkten  und 
mehr  noch  der  indirekten  Steuern,  die  dem  Steigen  der  Holz- 
preise  folgende  Zunahme  des  Reinertrags  der  Forstdomänen, 
vor  Allem  aber  die  mit  dem  Anschlüsse  des  Grossherzog- 
thums an  den  Zollverein  eingetretene  Stoigorunc;  des  Zoll- 
einkommens. Freilich  ward  mit  dem  Bcitiitte  zum  Zollverein 
den  Verzehrern  fremder  Erzeugnisse  eine  höhere  Abgabenlast 
auferlegt,  aber  diese  durch  Erweiterung  der  Gelegenheit  zu 
gewinnbringender  Arbeit  wiederum  mehr  als  ausgeglichen. 
Der  Finanzzustand  des  Landes  im  Zeitabschnitte  vom  1.  Juny 
1831  bis  letzten  Dezember  1847  muss  hiernach  als  ein  sehr 
günstiger  bezetdinet  werden.  Zwar  war,  und  dies  ist  noch 
zu  erwähnen,  inzwischen  neben  der  Staatsschuld  noch  eine 
andere  ölVentliche  Schuld,  die  für  den  Hisenbahnbau,  entstan- 
den, und  sie  hatte  nach  Beilage  5  am  l.  Januar  1848  bereits 
die  beträchtliche  Summe  von  31,575187  fl.  35  kr.  erreicht. 
Aber  diese  Schuhl .  fiir  die  in  der  Eisen bahnaniage  selbst  eio 
entsprechender  Werth  vorhanden  ist»  darf  um  so  mehr  ausser 
Betracht  bleiben,  als  die  dem  Reise-  und  Waarenverkehr  be- 
sonders günstige  Lage  der  badischen  Eisenbahn  dem  Bahn- 
betrieb einen  angemessenen  Ertrag  'forthin  in  Aussicht  stellt 
und  nebstdem  ein  weiteres  reines  Staalseinkommen  von  bei- 
läufig 250000  fl.,  die  Postreveniie  ruindich,  zur  Verzinsung  und 
Tilgung  der  Kisenbahnschuld  mit  bestimmt  ist- 

Unter  diesen  Umständen  halte  sich  der  Staatskredtl  mehr 
und  mehr  befestigt  und  von  dem  dem  Grossherzogthume  mit 
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Recht  zugcwendelcn  V'crlraucn  gab  das Eiscnbabnanlehea  von 
1845 ,  das  letzte  Staatsanlehen  in  dieser  Periode,  ^Inen  glän- 
zenden Beweis. 

Leider  trat  luit  dem  Jahre  1848,  di^m  Anfang  des  zweiten 
Zeifabschnitles  der  jüngsten  Vergangenheit ,  im  erfreuhchen 
Stande  der  grosshcrzoi^lieheii  Staafsfinanzen  ein  sehr  be- 
dauerhcher  Wendepunkt  ein.  Die  Thenernng  von  1846/47 
konnte  nicht  ohne  nachlhciligen  Einfluss  auf  den  Staatsbank* 
halt  vorüber  gehen;  die  grossen  Ereignisse  der  Jahre  1848 
und  1849  wirkten  tief  eingi'oifend  auf  die  Einnahmen  und 
Ausgaben  des  Staates;  die  Revolution  im  Mai  und  Juni  1849 
mit  allen  ihren  Folgen  vcrütärklc  diese  Wirkung  in  nicht  ge- 
wöhnlichem Maas. 

Noch  ist  es  nicht  möglich,  die  Ergebnisse  des  Jahres  1849 
ganz  vollständig  darzustellen,  da  sich  jene  der  Rechnungsab- 
theilung IL  a.  von  1850,  bekanntlich  ein  Bestandtheil  des 
1849r  Haushalts,  erst  nach  Abschluss  der  Rechnung  vom 

laufenden  Jahr  entnehmen  lassen.  Immerhin  aber  wird,  was 
sich  aus  ilen  bereits  bekannten  KL'chnnnLisrt'sultalen  lur  18  49 
berausslelit,  den  Sununen  sein-  nahe  kommen,  die  mit  Zurech- 
nung der  Abiheilung  11.  a.  von  1850  dereinst  zu  Tage  treten. 

Auf  den  letzten  Dezember  1847  bestand  ein  Betriebs fond 

von   8,693755  11.  20  kr* 

auf  den  letzten  Dezember  1849  dagegen 

ein  solcher  von   4,663238  «  25  ^ 

Es  zeigt  sich  demnach  für  die  Jahre 
1848  und  1849  eine  Verminderung  von  .    4,030516      55  ^ 

Zur  Deckung  der  Ausgaben  heider  Jahre  sind  somit  nicht 
nur  die  Einnahme  ilerselben ,  sondern  auch  frühere  Erspar- 
nisse in  eben  gedachtem  Betrage  verwendet  worden. 

Aber  auch  ein  Theil  des  nen^eschaflenen  Papiergeldes^ 
nämlich  di(;  Summe  von  1,34COÜO  fl. ,  ward  im  Jahr  1849 
noch  ausgegeben: 

Der  Mehraufwand  ^dcr  Jahre  1848 
und  1849  belief  sich  darum  in  der  That 
auf   5,376516  fl.  55  kr. 
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Die  Uebersichten  bestätigen  das  Gesagte.  Es  waren  hier- 
nach die  ordentlichen  Einnabmen  zur  Deckung  der  ordentli- 
chen Ausgaben  unzureichend 
im  Jahre  1848  um     ......   l,23577d  fl.  29  kr. 

»      f»     ««4»   t»    426566  ^  10  ^ 

zusammen  um    .   .    1,662338  fl.  39  kr. 

Es  überstiegen  ferner  die  ausserordentlichen  Ausgaben 
die  ausserordentlichen  Einnahmen 

im  Jahre  1848  um   1,648205  fl.   3  kr. 

»      n     18«    1,027596  „  24  „ 

zusammen  um   .   •   2,676501  fl.  27  kr. 

und  es  fallen  in  Folge  der  Revolution 
der  1849r  Rechnang .  noch  besonders 

zur  Last    .   1,037676  fl.  49  kr.; 

es  erscheint  darum  für  beide  Jahre  zu- 
sammen der  schon  gedachte  Mehrauf- 
wand von    5,376516  „  55  „ 

Für  1848  und  1849  kam  bekanntlich  kein  Budget  zu 
Stande;  doch  sollte  nach  dem  Gesetz  vom  4.  Juny  1848  flir 
die  ordentlichen  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Jahres  1848 
das  Finanzgesetz  för  1847  in  der  Regel  ma'assgebend  seyn 
und  es  sollten  wesentliche  Abweichungen  in  einzelnen  Posi- 
<ionen  durch  besondere  Gesetze  oder  eintretende  Aenderungen 
der  betreffenden  Verhältnisse  begründet  werden. 

Alle  Hauptbestandtheile  der  ordentlichen  Einnahmen  des 
Staats  —  die  Einnahmen  der  Salinenverwaltung  allein  aus- 
genommen —  zeigen  nun  für  1848  und  1849  einen  mehr 
oder  minder  beträchtlichen  Rückschlag.  Dieser  belauft  sich  an 
der  Reineinnahme  beider  Jahre  zusammen  Im  Vergleiche  mit 
den  Budgetsätzen  von  1847 

bei  den  Kameraldomänen  auf  . . .    45299  fl.  27  kr. 
»    n   Forstdomänen  auf  .  .  •  818777  «58» 
„        Berg- und  Hätten  werken  auf  180928  «  82^ 

«    „    Steuern   503222^  39  „ 

«    „    Zöllen   568380  „  32 

Kr  erreicht  somit  bei  den  Zöllen  nahe  fünfzehn,  bei  den 
Forstdomänen  sogar  über  vierzig  Prozent  der  durch  das 


oiy  -.^uu  Ly  Google 


391 


Budget   vorgesehenen    Reineinnahme.     Die    Einnahme  im 
Ganzen  nach  Abzug  der  Lasten  und  Verwaltungskosten  lie- 
ferte 1,576072  fl.  4  kr.  weniger,  als  sie  nach  dem  1847r  Budget 
'  häUe  liefern  sollen.    Und  da  gleichzeitig  die  Natura] vorräthe 
um  232563  fl.  58  kr»  sich  vermindert  hatten,  so  ergab  sich 
statt  eines  Einnahmetibersdiasses,  wie  man  ihn  früher  zu  er- 
'   blicken  Jahr  für  Jahr  gewöhnt  war,  im  Vergleich  mit  dem 
,  Budget  für  1847  ein  Ausfall  von     ...    1,808636  (1.  2  kr. 
Diesem  Einnahmerückschlag  gegenüber  nimmt  man  beim 
eigentHchen  Stnatsaufwand  eine  grosse  Uebersrhreitung  wahr. 
Zwar  nicht  in  der  für  die  Zivilverwaltung  verausgabten  Ge- 
sammtsumme,  welche  für  1848  und  1849  zusammen  trotz 
des  Mehraufwandes  für  Rechlspolizei,  Strafanstalten,  Bezirks- 
justiz und  Polizei,  Schuldontilgung  u.  s.  w«  im  Vergleich  mit 
den  i847r  Budgetsätzen  um  nicht  weniger  als  48822t  fl.  6  kr. 
ermässigt  wurde;  wohl  aber  in  dem  fiir  die Bfilitärverwaltung 
bezogenen  Bedarf,  der   den  Bud^etsatz  für  1847  im  Jahre 

1848  um  nicht  weniger  als  1,535759  fl.  53  kr.  und  im  Jahre 

1849  um  619850  fl.  51  kr.,  in  beiden  Jahren  zusammen  um 
2,155610  fl.  44  kr.  überstieg. 

So  kam  es,  dass  der  Erspambsc  in  der  Zivilverwaltung 
ungeaditet  für  beide  Jahre  am  ordentlichen  Staatsaufwand 
eine  Mehrausgabe  von  1,667389  fl.  38  kr.  zu  Tage  trat  So 
kam  es,  dass  — *  während  in  dem  ganzen  Zeitabschnitte-  vom 
l.Juny  1831  bis  letzten  Dezember  1847  die  ordentliche  Ein- 
nahme stets  grösser  gewesen  war  als  die  ordentliche  Ausgabe 
—  nun  jene  lange  nicht  zureichte,  um  diese  zu  decken. 

Die  austerordentliche  Ausgabe  der  Jahre  1848  und  1849  ist 

für  1848  zu    1,640679  fl  53  kr. 
„     1849  ^     1,060004  ^  2g  ^ 

für  beide  Jahre  also  zusammmen  auf  2,700684  fl.  15  kr. 

angegeben. 

Unter  diesem  Aufwände  sind  begriffen*, 
a)  für  die  Bundesfestungen,  die  Marine,  die  Reichsver- 
sammlung, die  Zentralg(3\valt 

1848  106783  fl.  20  kr. 

1849  325915  ..  2 

zusammen   432698  fl.  22  kr. 
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b)  für  Gerichts-  und  Strafanslallcngebäade 

1848  500l»6i  fl.  11  kr. 

1849  g50178  „  27  „ 
zusammen     750439  fl.  38  kr. 

c)  für  Wasser-  und  Strasscnbau 

1848  336126  fl.  29  kr; 

1849  296691   „   10  „ 

zusammen     632,817  fl.  39  kr. 

d)  lur  Verlust  an  (ien  im  Theuerungßjabr  1846/47  er- 
kauften und  wieder  abgegebenen  Brodfrüchten 

1848     592967  fl. 

Zum  ausserordentlichen  Aufwand  beider  Jahre  kommen 
noch,  wie  schon  bemerkt,  die  GeUlverlustc,  welche  der  Uaus- 
halt  des  Jahres  1849  durch  die  Revolution,  erlilleu  hat. 

Diese  Verluste,  für  die  Hauptstaatsrechnung  in  1,037676  fl. 
49  kr.  bestehend,  drücken  jedoch  noch  lange  nicht  den  vollen 

Schaden  aus,  den  der  Aufruhr  dem  Staate  verursacht  hat. 

Zum  Geldverluste  der  Hauptslaalsrcchnung,  wie  er  am  Schlüsse 

des  Jahres  1849  nach  Abzug  der  bis  dahin  wieder  erlangten 

Beträge  mit  1,037676  fl.  49  kr.  bestand,  tritt  zunächst  jeuer 

der  ausgeschiedenen  Verwaltungszweige 

mit   ,   46898  fl.  18  kr. 

binzuy  und  es  ergibt  sich  an  Geld  ein  Ge- 

sammtverlust  von   1,084575  „    7  „ 

Weiter  aber  hat  die  Militärverwaltung 

an  Montur   806016  fl.    5  kr. 

an  Wafi*en   568436  „  1 

an  Pferden  .    •   219522  „  19  „ 

an  Material  aller  Art  .  .  .  >  .   82731  „  44  „ 

im  Ganzen  1,676706  fl.   9  kr. 

eingcbüssf. 

Durch  Zerstöruns;  luid  Beschädii<un"  der  Rheinbiücke  bt'i 
Mannheim ,  der  Wuttachbriickc  iiiul  verschiedener  debaude 
der  Eisenbahnbelriebsvervvaltung.  dtiich  Schaden  an  sonstigen 
Gebäuden,  an  Waldungen  und  anderen  Grundstücken  des 
Staats  sind  80340  fl.  1  kr.  zu  Grund  gegangen  und  sonstige 
Einbussen  durch  Eisenbahnfahrten  zu  Zwecken  der  Empörung 
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und  Anderes  im  Betrage  von  58049  fl.  25  kr.  eingetreten,  $o 
dass  der  ganze  durch  die  Revolulion  hcrbeigeriihrte  Schaden 
des  Staats  —  unter  Ahzui^  des  im  Jahre  1849  wieder  Beige- 
brachten und  von  weiteren  künftig  etwa  noch  zum  Vorschein 
kommenden  Schadensbetragen  abgesehen  —  in  der  Haupt" 
tumme  von  2,899,670  fl  42  kr.  besteht. 

Wendet  man  sich  vom  Mihr aufwände,  den  auch  ohne 
diese  weiteren  Verloste  au»  der  ReeohnUm  der  Staatshaushalt 
der  Jahre  1848  und  1849  mit  5^376516  fl.  55  kr.,  zu  bekla- 
gen hat,  zur  Staatsschulden tilgungskasst>,  so  erhält  man  glück, 
hcher  Weise  ein  erfreulicheres  Bild.  Die  Slaatssrhnldentilguny 
hat  ihren  regehnässigen  Fortgang  genommen.  Wälnond  der 
Stand  der  Staatsschuld  am  I.Januar  1818  12,000000  11.  beim 
Dominalgrundslock  und  15,099676  fl.  31  kr.  bei  drillen  Glau- 
bigem gewesen  war,  erscheint  er  am  1.  Januar  1850  mit 
12,000000  fl.  beim  Dominalgrundslock  und  mit  13,978971  fl. 
bei  anderen  Gläubigem,  er  hat  also  inzwischen  um  1,120705  fl. 
31  kr.  abgenommen. 

Das  schliessliche  Ergebniss  der  Jahre  iS46'  und  1849  ist 
demnach  folgendos: 

Die  laufende  Rechnung  zeigt  einen 
Mehraufwand  von     .    ,   5,376516  11.  55  kr. 

Die  Schiddentilgungskasse  dagegen 
eine  Schuldverminderung  von  1,120705(1. 
31  kr.;  die  Finanzen  des  Staates  haben 
sich  daher  in  der  That  verschlimmert  um 
den  Betj^ag  von   4,255811  fl.  24  kr. 

Würde  der  Material-  und  sonstige  Verlust  aus  dvv  Re- 
volulion nach  Abzug  des  in  der  eben  genannten  vSuninie  schon 
inilhogrifrenen  Geldverlusls  der  Haupislaatsrechnung  mit 
1,861,993  11.  53  kr.  hinzugefügt,  SO  würde  sich  die  gesammle 
Vermügensabnahme  im  Betrage  von  6,117805  fl.  17  kr.  dar- 
stellen. 

lieber  die  üreachen  dieses  bedauerHehen  Ergebnisses  be- 

daif  es  kaum  noch  einiger  Worte.   Die  Theoerung,  zu  deren 

Milderung  aueli  die  grossh.  Uei^ierung  kostspielige  Gclreide- 
ankaufe  halle  anordnen  müssen,  veranlasste  begreiflich  grosse 
Opfer  und  man  darf  sich  Glück  wünschen,  dass  nicht  gi  össere 
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noihwendig  wurden,  als  das  Jahr  1848  zeigt  und  die  Staate^ 
rechuung '  späterer  Jahre  ia  den  Abgängen  an  Schuldresten 
för  Brodfinicht  noch  zeigen  wird.  Die  Ereignisse  der  Jahre 
1848  und  1849  haben  weithin  das  Vertrauen  erschüttert»  den 
Kredit  untergraben,  die  Tbätigkeit  in  Gewerbe  und  Handel 
gelähmt.  Eine  Folge  hiervon  ist  der  beträchtliche  Minderer- 
trag der  Zollgefälle  und  bei  gewaltigem  Rückgang  der  IIolz- 
preise  und  beim  Stocken  des  Holzabsatzes  der  ganz  ausser- 
ordentlicbe  Rückschlag  an  den  Forstrevenüen.  Und  da  es 
an  Erwerbsgelegenheit  fast  allenthalben  mangelte  und  die 
Kau^reise  der  Liegensehaften  sehr  gesunken  waren,  so  konnte 
es  gar  nicht  fehlen,  dass  sidi  auch  bei  den  Steuergefällen 
eine  merkbare  Mindereinnahme  zeigte.  Zu  letzterer  trug  frei- 
lich nicht  wenig  bei,  dass  die  Erhebung  der  Verzehrungs- 
steuern im  Jahre  1848  und  bis  zur  Besiegung  des  Aufruhrs 
besonders  schwierig  war,  dass  die  thcils  versuchte,  iheils 
wirklich  vollzogene  Verwandlung  der  Getränkesteuern  und 
der  Fleischsteuer  in  Bauschsuminen  nur  ungünstig  auf  den 
Steuerertrag  einwirken  konnte  und  dass  die  Fleischsteuer  im 
Jahre  1849  aufgehoben  war.  Hätte  nicht  für  1848  die  ausser- 
•  ordentliche  Besoldungssteuer  105045  fl.  4d  kr.  und  für  1849 
die  ausserordentliche  Klassensieuer  22127d  fl.  6  kr.  an  neuer 
Einnahme  geliefert  und  hätte  nicht  ausserdem  für  1849  die 
Verdoppelung  der  Erbschafts-  und  Schenkungsaccise  noch  eine 
Mehreinnabme  von  95676  ü,  45  kr.  veranlasst,  so  würde  die 
Mindereinnahme  der  Steuerverwaltung  um  ein  Ansehnliches 
grösser  geworden  sein. 

Dass  trotz  des  Nothstandes  der  Jahre  1848  und  1849, 
der  zu  Ersparnissen  nach  allen  Richtungen  hin  au£forderte 
und  ganz  ansehnliche  Ersparnisse  in  der  That  auch  veran- 
lasste, denn  doch  der  Militäraufwand  in  ausserordentlichem 
Maass  gesteigert  ward,  darf  nicht  auffallen.  Die  Truppenenl- 
sendung  nach  Schleswig  -  Holstein ,  der  wiederholte  Aufruhr 
im  Lande,  die  Verdoppelung  des  Kontingente  durch  die  Be- 
schlüsse der  Beicbsversammlung  mussten  nothwendig  grosse 
Ueberschreitungen  herbeiführen.  Die  neu  entstandene  Ter- 
p/fichtung  zu  Leistungen  für  die  deutsche  Marine  und  fUr  die 
Reichsversammlung  forderte  beträchtliche,  früher  nicht  ge- 
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kannte  Ausgaben.  Das  unter  besseren  Umständen  begonnene 
kostapialige  Bauwesen  für  Gerichte  und  StraAmstalten  konnte 
nichl  vobl  eingestellt  werden.  Beim  Wasser-  und  Strassen- 
bau,  bei  dem  im  Uebrigcn  ganz  ansehnliche  BesdirKnkungen 

eingetreten  sind,  mussten  natürlich  manche,  bereits  im  Bau 
begriffene  Werke  fortj»eselzt  werden,  wollte  man  nicht  über- 
wiegend grössere  Nachtheile  gewärtigen.  Dass  die  Revolution 
bedeutende  Verluste  verursacht  haben  mussto  und  die  Wie- 
derherstellung der  gesetzlichen  Ordnung  nicht  ohne  manch- 
fache  Kosten  stattfinden  konnte,  wäre  auch  ohne  nähere  Zah- 
lenangabe ftir  Niemand  ein  Geheimniss. 

Das  Gesammtbild  des  Staatshaushaltes  am  Schlüsse  des 
Jahres  1849  lüssl  sich  hiemach  in  wenigen  Worten  geben. 
Die  Jahre  1848  und  1849  haben  keine  Revenüenüberschüsse 
zurückgelassen;  sie  haben  nebst  den  eigenen  Einnahmen  auch 
noch  die  grossen  Ersparnisse  aufgezehrt,  die  sie  von  den 
Vorjahren  übernommen  hatten;  sie  haben »  die  bedeutenden 
Material  Verluste  aus  der  Revolution  mit  eingerechnet,  weit 
mehr  noch  als  jene  Ersparnisse  au%ezehrt. 
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4.  3tiat5liatts|ialt-  im)  ^%btmft% 

des 

Grossherzogthuutö  Hesisen* 


A.  In  AUgdBoineo. 

Obgleich  eine  grändliohe  GesammlbeschreibuDg  des  Gross- 
herzoglhums  Hessen  aus  neuster  Zeit  fehlt,  sind  doch  nicht 
nur  eine  Menge  ältere  derartige  Schriften  vorhanden-,  sondern 

es  giebt  auch  viele  sonstige  empfehlenswerthe  Quellen.  Im 
Kinzclnen  verweise  ich  auf:  Wallher,  Utcrarisches  Ilarulhuch 
für  Geschichte  und  Landeskunde  von  Hessen,  Darnisladl  1811, 
(ein  vortreffliches  Hülfsmittel,  vveleh(\s  lünde  1850  ein  eben  so  um- 
siditig  und  sorgfältig  gfearboiletes  Ites  .S'i//;/;/e///pw/ erhalten  hat), 
erwähne  jedoch  noch  insbesondere :  Büchner»  Grossh.  Hessen 
in  seiner  politischen  und  socialen  Entwicklung  vom  Herbst  1847 
bis  Herbst  1850.  Damistadl.  —  Crome^  Handb.  d.  Statist,  des 
Grossh.  Hessen,  i822;  Demian,  Beschreibung  des  Grossh.  Hes- 
sen, 1621/25;  Hüch\  Statist,  und  T()j)nLjrf.  des  Grossh.  Hessen, 
1822  und  desselben  Statist.  Uebersielil  1829;  Tauli,  KurzL^r- 
fasste  statisl.  topogr.  öeschrbg.  des  Grossh  Hessen,  1823^ 
(PistoiO  Kurze  Geogr.  des  Grossii.  Hessen,  1830;  besondei-s 
aber  die  fiir  ihre  Zeit  musterhafte  Beschreibung  des  Grossh, 
Hessen  von  Wagner,  4  fide.,  Darmstadt  1829—31.  Femer 
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sind  zd  nennen :  das  Hof-  md  SUmtt^BantBmch ;  die  Zeitiehrip 
des  Vereins  ftir  hessbche  Gesduchte  ond  Landeskunde,  Kassel; 

Archiv  für  Hessische  Geschichte  und  Alterthumskunüe ,  Darm- 
sladl;  die  Zeitschrift  für  die  laiidwirthschafllichen  Vereine  des 
Grossherzogtb.  Hessen,  Darmsladt;  das  Monatsblatt  des  Grossh. 
Gewerbe-Vereins,  1837—48,  seit  1849  unter  dem  Titel:  Ge- 
werheblatt  für  das  Giossh.  Hessen,  Darmsladt^  die  Beitrüge 
zur  Statistik  des  Grossh.  Hessen  von  Ewald,  in  der  ZeUschrifi 
des  Vereins  für  deutsche  Statistik,  Jahrg.  II.  S.988  und  1086; 
die  vom  Vereine  für  Erdkunde  und  verwandte  Wissensdiaften 
in  Darmstadt  herausgegebenen  (sehr  empfehlenswerthen)  BH- 
frage  zur  Landes-  Volks-  und  Staatbkuude  des  Grossh.  Hessen; 
Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und  Rechtspflege  im  Grossh.  Hes- 
sen u.  s.  vv.,  Darmsladt;  Beck,  das  hessische  Staatsrecht,  Üarm- 
stadt  1831  ff.;  eigenlHch  nur  eine  geordnete  Sammlung  der  Ge- 
setze); WeisSf  System  des  Verfassungsrechts  des  Gross!).  Hessen, 
Glessen  1837;  Bapp,  der  Hessische  Rechtsfreund,  Darmstadt 
1837 ;  Qoldmmm,  die  Gesetzgebung  des  Grossh.  Hessen  in  Be- 
ziehung auf  die  Befreiung  des  Gmndeigentham^  Darnastadi  1831 
und  Fortsetzung  1841  (empfehlenswerth);  Hofinmn,  Beiträge 
zur  Gesetzgebung  und  Verwaltung  des  Grossh.  Hessen,  Giessen 
1832  (eine  für  den  vorliegenden  Zweck  l)esonders  wichtige 
Schrift);  Ilundeshagen ,  die  Staatskräfte  des  Grossh.  Hessen, 
Tübingen  1833 ;  iwn  Wedekind,  Vaterld.  Berichte  für  das  Grossh. 
Hessen,  Dannstadt  1835;  Schaff  er  s  Kurze  Beschreibung  des 
Grossh«  Hessen,  Mainz  1843;  MiüUr$  Grossh.  Hessen  in  ge- 
schichtlicher und  gec^raphisoher  Hinsicht,  Darmstadt;  KUehkr, 
Einleitender  Theil  zur  Gesetzgebung  des  Grossherzogtb.  Hessen, 
Darmstadt  1848  ;  Eigenhrodt,  Handbuch  der  Grossh.  Hessischen 
Verordnungen  vom  Jahr  1803  an-,  Darmstadt  IV  Bde.  1816/8 
(besonders  Bd.  IL);  das  Grossh.  Hessische  Regierungs-Blatt 
und  die  Stände- Verhandlungen  vorzügUch  in  den  Beilagen- 
banden. 

Das  Grossher%ogMm  Heuen  hat  seit  dem  Liineviller  Frie- 
den vom  9.  Februar  1801,  durch  Aburetung  undEmpfong  von 
Gebietstheiien*  so  grosse  Veränderungen  erfahren,  wie  ver- 
hältnissmässig  kaum  ein  anderer  Staat  Deuteohlands.  Durch 

den  UeiciisdcpulalioDshauplschluss  vom  25.  Februar  1803,  er- 
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langte  z.  B*  dieser  Staat,  für  eine  Menge  lüeiner  Gebielsver- 
luste,  ausser  mainzischen,  pfölziscben,  wormser  Aemtem,  Ab- 
teien, Klöslem,  Probsteien,  Kapiteln,  Reidissttfdten;  das  Her- 
20gthom  Westphalen  nebst  Znbebör.  Darob  die  Rheinbund- 

akte  vom  13.  Jaly  1806  fielen  ihm  die  Burg  Friedberg,  das 
Arat  Hessen-Homburg  und  viele  andere  Grafschaften,  Herr- 
schaften U.S.W,  zu,  jedoch  trat  es  in  demselben  Jahre  andere 
Landestheile  an  Baden,  Nassau  u.s.  w.  ab.  Neue  Aendcrungen 
erfolgten  im  Jahre  1810  aus  Vertragen  mit  Frankreich  und 
Baden ;  der  ^  wichtigste  Wechsel  aber  durch  den ,  (in  Folge 
der  Wiener  'Kongressakte  vom  8.  Juny  181S  Art.  47  gesche- 
henen) Austausch  desHeraogthums  Westphalen  nebst  Zubehör, 
gegen  eine  Landfläche  mit  140000  Seelen  im  vormaligen  De- 
partement Donnersberg  am  linken  Rheinufer.  Nach  der  Zäh- 
lung von  1815  besass  der  Staat  627157  Bewohner,  jedoch 
änderte  sich  sein  Bestand  in  den  Jahren  1816  und  1817  noch 
etwas,  so  dass  im  Jahre  1821:  671266  Einwohner  gezählt 
wurden.  — 

Ludwig  X.  hatte  im  Jahre  1806  durch  Patent  vom  13. August» 
die  Souveränetfit  und  den  Grossheraogiichen  Titel  angenom- 
men ;  jedoch  wurde  er  dem  deutschen  Reiche  mi  datm  un- 
getreu, als  bereits  Bayern,  Württemberg  und  Baden  zu  Frank- 
reich übergetreten  waren,  auch  der  Reichsfeind  sein  Land  be- 
setzt hatte  und  der  Versuch  misslungen  war  durch  freiwillige 
Entfernung  aus  der  Residenz,  dem  französischen  Einflüsse  sich 
zu  entziehen.  Dann  aber  machte  auch  dieser  Fürst  von  der 
aus  der  Rheinbund-Akte  abgeleiteten  unbeschränkten  Regie- 
rungi^ewalt,  durch  Aufhebung  einer  in  unzweifelhaRer  Rechta- 
wirksamkeit  stehenden  lmuktäiidi$d^  VerfatMmg,  (Edikt  vom 
1.  Oktober  1806)^  eine  damals  sehr  beliebte  Anwendung. 
Gleiehseitig  werde  die  dadurch  ermöglichte  Aufhebung  der 
Steuerfreiheiten  ausgesprochen  (Eine,  mit  vielen  litei*arischen 
Nachweisungen  versehene  Skizze  einer  Geschichte  des  ständi- 
schen Wesens  in  Hessen  bis  zum  Verfassungswerk  im  Jahre 
1820;  befindet  sich  in  der  Schrift:  Der  Landtag  im  Grossh. 
Hessen  in  den  Jahren  1832  und  1833,  Darmstadl  1833). 
Schon  vorher,  unter  dem  12.  Oktober  1803,  war  ein  Or$mii^ 
mtUmt-BiiM  erlasBeo,  weiches  in  den  Mgeoden  Jahren  mehr- 
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foch  verändert  wurde;  die  Bestiinmangeii  der  Verftummn* 
Urkunde  vom  IT.  Dezember  1880  aber  machten  die  Neuge- 
staltang  fast  atter  Verwaltangszweige  nöthig.  So  ergingen  in 
den  Jahren  iSW  und  1821  beispielsweise  die  Verordnungen : 

über  die  öffentlichen  Verhältnisse  der  Zivil-Staafsbeamten  am 
12.  April  1820,  worauf  auch  die  spätem  Bestimmungen  im 
Gesetz  vom  9.  März  1824,  der  Verordnung  vom  10.  August 

1832  und  im  Stra%ese(zbuch  vom  17.  September  1841 ,  Titel 
56  sich  bezieheD;  —  ibmer  über  Natiiralbetoldmiffm  der  Staats- 
diener vom  83.  Juny  1881  (und  17.  OlLtober  1888  nebst  Nach* 
trag  vom  1.  Febniar  1887}  und  über  die  iliyir^eiilfiliMt-G^^ 
vom  86.  Juny  1881,  aasgedehnt  durch  Verordnung  vom  14; 
Dezember  1848;  —  über  die  Verhältnisse  der  Gemeinden  vom 
30.  Juny  1821,  (welcher  zwei  Gesetze  vom  11.  und  30.  Juny 
1827  über  die  Gemeinde-Umlagen,  eine  sehr  zweckgeraässe 
Verordnung  vom  6.  Juny  1832  die  Revision  der  Gemeinde- 
rechnungen betr.  und  Bestimmungen  über  die  Einziehung  der 
Gemeindeeinnahmen,  unter  dem  83.  Oktober  1838,  18.  April 

1833  and  8.  IKirz  1887,  folgten);  —  über  die  Organisation 
der  obem  Staaübehifrdm  vom  88.  Ilay  1881;  —  über  die 
VertmHiHtriliehkeU  der  Minister  und  obersten  Staatsbeamten 
vom  5.  July  1821  nebst  Ergänzung  vom  8.  Januar  1824.  — 
Durch  Verordnung  vom  14.  July  1821  geschah  die  Eintheilung 
des  Landes  in  Landralhs-  und  Landgerichts-Bezirke,  unter 
Trennung  der  Rechtsp liege  von  der  Verwaltung  und  Fixirung 
der  Beamten  in  Geld.  Ii'ai>imial^Kommis$<xriale  und  Kreisräthe 
Warden  durch  Edikte  vom  8.  Juny  1838  und  4.  Februar  1835 
eingelUhrt;  sie  währten  bis  1848,  wo  einGesete  vom  31.  July 
eine  durchgreifende  NeugestaUimg  der  dem  Ministeriam  des 
Innern  untergeordneten  Verwaltungsbehörden  vornahm.  Das 
Grossherzogthum  wurde  in  10  Regieiiings-Bezirke  getheilt,  an 
deren  Spitze  Regierungskommissionen  mit  kollegialischer  Be- 
rathung  und  Beschlussnahme  stehen.  Für  jeden  Regierungs- 
Bezirk  besteht  ein  vom  Volke  gewählter  Bezirksraih  von  minde- 
stens 18  Mitgliedern,  zurBerathungund  Entscheidung  über  widiti- 
gere  (besonders  bezeichnete)  Gegenstände  der  Bezirks  Verwaltung. 

Der  Grossherzog  Ludwig  hatte  auf  dem  Wiener  Kon- 
gresse die  Mlärung  der  deutschen  Fthnten  vom  18.  No- 
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vembep  1814  mitanterzeichnet ,  'in  welcher  die  Rechte  nam- 
haft gemacht  wurden,  welche  bei  Einführung  von  Repräsentativ- 
Verfassungen  den  Landsländen  zugestanden  werden  sollten. 

üeberhaupt  ist  die  Regierung  des  Grossherzogthums 
Hessen  frei  geblieben  von  der  schweren  Schuld  gegen  Deutsch- 
land, welche  die  Urheber  des  Art.  13  der  Bundesakte  durch 
dessen  Fassung  auf  sich  geladen  haben.  Sie  hat  zwar  später 
mit  ErfüHung  ihrer  Zusagen  gezögert,  allein  die  Gründe  dazu 
scheinen  diesen  Au&chub  zu  rechtfertigen ;  auch  muss  anerkannt 
werden,  dass  diese  absolute  Regierung  die  14  Jahre  ihrer  an- 
gemassten  gesetzgeberischen  Gewalt  zur .  Erlassung  einer 
Reihe  vortrefl'licher  Gesetze  benutzt  hat  (das  Nähere  bei 
von  Hofmann,  Beiträge  u.  s.  w.  S.  1  ff).  Nachdem  seit  1816 
Standesherren,  Gemeindeu  und  Einzelne,  um  Erfüllung  des 
Art.  13  der  Bundesakte  gebeten  hatten,  erschien  unter  dem 
18.  Februar  1819  ein  Grossherzogliches  Patent,  dass  dem- 
nächst eine  Konstitutions- Urkunde  verliehen  werden,  auch 
die  erate  Ständeversammlung  im  May  1820  zusammentreten 
solle.  Das  Edict  über  die  landständische  Verfassung  vom 
18.  März  1820  entsprach  den  Erwartungen  des  Landes  in 
manchen  Theilen  nicht,  aber  der  Grossherzog  bezeigte  die 
grösste  Geneigtheit  eine  Einigung  herbei  zu  führen  und  so 
ging  am  17.  Dezember  1820  die  Verfassungs- Urkunde  aus 
den  Berathungen  der  versammelten  Stände  und  den  darauf 
erfolgten  Entschliessungen  des  Landesherren,  als  verein- 
bartes Werk  hervor.  Spätere  auf  die  Verfasnmg  benUgUd^e 
Geselze  sind  vom  14.  Juny  1836  (abgeändert  10.  May  1842) 
zur  Ausführung  des  Art.  92  d.  V.  ü.  hinsichtlich  grösserer 
"Werke  der  Gesetzgebung  i  vom  28.  September  1842,  wotliircli 
die  Artikel  16  und  60  abgeändert  wurden;  vom  7.  August  1848 
über  die  Verhältnisse  der  Standesherrn  und  adeligen  Gerichts- 
herren;  vom  28. März  1849  Verfassung  des  deutschen  Reichs; 
vom  3.  September  1849  über  die  Zusammensetzung  der 
beiden  landständischen  Kammern  und  di^  Wahl  der  Abge- 
ordneten. 

Die  Regierung  verleugnete  auch  in  den  «nächsten  Jahren 

eine  wahrhaft  freisinnige  Richtung  nicht.  Sie  war  eine  der 
bedeutendsten  Stützen  des  Widerstandes,  welchen,  in  und 
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ausserhalb  der  Biindesversammlung,  einige  deutsche  Staaten 
der  Reaktion  der  Grossniächto  uiul  iliiei"  Gehülfen  entgegen 
setzten.  In  Daiinsladt  fanden  die  Sitzungen  des  süddeutschen 
Handelskongresses  Statt  und  der  Grossherzogliche  Bundestags- 
gesandto  (Harnier)  gehörte  zur  entschiedensten  Opposition 
Seine  Abberufung  im  März  1823  kann  als  erstes  Zeichen  der 
nachherigeri  unbedingten  Unterwerfang  unter  den  Willen  der 
beiden  grössteii  deutschen  Staaten  betrachtet  werden. 

Ludwig,  als  Grossherzog  der  ertte,  starb  nach  40 jähriger 
Regierung  am  6.  April  1830  und  ihm  folgte  sein  ältester 
Sohn  Ludwig  II.,  welcher  am  10.  Jnny  1848  aus  dem  Leben 
abgerufen  wurde,  nachdem  er  am  6.  Würz  1848  seinen 
Sohn  Ludwig  zum  Milregcntea  angenommen  hatte. 

Aus  diesem  zwanzigjährigen  Zeiträume  sind  noch  einige 
Ereiffnuse  hervor  zu  heben.  Schon  der  Landtagsabschied 
vom  1.  November  1880  deutet  den  Anfang  einer  Verstimmung 
zwischen  Regierung  und  Landständen  an,  denn  es  erhellt 
daraus,  dass  Letztere  eine  ausserordentliche  Bewilligung  für 
Bedürfnisse  des  GrosslierzosHclien  Hauses  abgelehnt  hatten 
*!;^.  18},  ferner,  dass  eine  von  Ständen  beantra<i;te  mehr  ins 
Einzelne  gehende  Veranlwortlichkeit  der  Staatsbeamten  für 
gesetzliche  Verwendung  der  Staatseinnahmen,  von  der  Re- 
gierung verweigert  wurde  (§.  ^^5);  auch  stellte  die  Regierung 
den  (späterhin  mehrfach  zur  Anwendung  gebrachten)  Grund- 
satz auf  (§.  33),  dass  hinsichtlich  des  Jfiföäf-budgets,  das 
BewilKgungsrecAl  der  Landstände  lediglich  eine  Bewilligungs- 
Pflicht  sey. 

Der  V.  Landtag  w^urde  erst  zum  1.  Dezember  1832  be- 
rufen. Die  unter  dem  28.  Junv  d.  J.  von  der  Bundesvcr- 
Sammlung  gefassten  (am  3.  Mäiz  und  2.  April  1848  von  der- 
selben wieder  aufgehobenen)  Beschiiisse,  hatten  eine  Wider- 
standsbewegung auch  im  Grossherzogthom  Hessen  hervor- 
gerufen, welche  namentlich  auf  die  Wahlen  einwirkte.  Die 
Mehrheit  der  zweiten  Kammer,  aus  Männern  bestehend,  welche 
später  grösstenlheils  das  Staatsroder  geföhrt  haben,  nahm  — 
von  jenen  Bundestagsbeschlüssen,  von  der  Theilnahme  der 
Grossherz.  Regierung  an  denselben  und  von  deren  Anwcn- 
«lirng  auf  das  Grossherz.  Hessen;  —  Veranlassung  zu  entspre- 
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chenden  Anträgen,  welche  zweite  Kammer  zu  Beschlüssen 
erhob.  (BemeiiLenswerth  ist,  dass  die  Verordnong  vpm 
31.  Jnty  1832,  wodurch  die  Bundestags beschlüsse  veröffent* 

licht  sind,  verbindende  Kraft  schon  desshalb  nicht  hätte  er- 
langen sollen,  weil  sie  im  Widerspruch  mit  Art.  2  der  Yer- 
fassungs  -  Urkunde  vom  Grossherzoge  nicht  unlorzeichnet  ist). 
Die  Regierung  betrachtete  diesen  Widerstand  gegen  die 
bundestaglicben  Wohlfahrtsmassrcgeln  als  Uebergriffe  der 
Stände,  um  so  mehr  weil  sie  darzulegen  suchte  (z.  E  im  Er- 
lass  vom  5.  Januar  1833),  dass  Zweck  und  Inhalt  jener  Be- 
schlüsse durchaus  irrig  aufgefasst  werde  und  dass  namentlich 
Verfassungsbestimmungen  dadurch  nicht  verletzt  würden. 
Zweite  Kaiumer  blieb  anderer  Ansiclit  und  so  entwickelte 
sich  durch  Hin-  und  Herreden  und  Schreiben  ein  unheilbarer 
Zwiespalt,  welchem  ein  vorlauhgcs  Ende  durch  Auflösung  der 
Landstände  am  2.  November  1833  gesetzt  wurde  (z.  v-  die 
betreffenden  Landlags-Verhandlungen,  das  Edikt  vom  2.  No- 
vember 1833,  sowie  die  Schriften:  der  Liberalismus  auf  dem 
merkwürdigßn  Landtage  zu  Darmstadt  1833,  Giessen  1834 
und  der  Landtag  im  Grossherzogthum  Hessen  in  den  Jahren 
t83d  und  1833,  Darmstadt  1833.  Letztere  enthält  auch  Nach- 
weisiHigen  über  Schriften,  weiche  durch  die  Bundestagsbe- 
schlüsse vom  28.  Juny  1832  veranlasst  sind,  Seile  5i  ff.) 

Die  zweite  Kammer  des  am  26.  April  1834  zusammenge- 
tretenen VI.  Landtags  bestand  im  wesentlichen  aus  denselben 
Mitgliedern  als  ihre  Vorgängerin;  ähnliche  Verhandlungen 
wiederholten  sich  und  das  Ei^ebniss  war  eine  abermalige 
Auflösung  am  24.  Oktober  1834,  nebst  bezüglichen  landjBS- 
berrlichen  Verkündigungen  vom  30.  Oktober  1834  und 
9.  März  1835. 

Die  spätem  Landlagsabschiede  bezeugen,  dass  von  jener 
Zeit  bis  zum  Jahre  1850,  Eintracht  zwischen  Regierung  und 
Ständen  waltete  und  erst  im  lelztgenanDLen  Jahre  begann 
abermals  der  Streit,  jedoch  auf  einem  andern  Gebiete.  Der 
am  20.  Dezember  1849  versammelte  und  schon  am  21.  Januar 
1850  aufgelöste  XII.  Landtag  scheiterte  vornehmlich  an  der 
deutschen  Frage,  d.  h.  an  der  Frage  ob  man  die  von  der 
Reichsversammlung  beschlossene  und  für  das  Grossherzogthom 
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als  Geseir  verküiideto  Reichs  Verfassung,  festhalten  müsse^ 
oder  der  s.  g.  Union  vom  26.  May  1849  beitreten  dürfe.  Die 
Auflösung  des  XIIL  Landtags  dagegen  (vom  12.  bis  28.  Sep^ 
tember  4850)  geschah  tufolge  der  iandesherriicheii  Verkün- 
digung vom  29.  September  1850,  wegen  eines  Steaerverwei- 
gerungs-Beschlusscs  der  zweiten  Kammer,  auf  dessen  Folgen  in 
fituinueller  Beziehung  ich  später  zurück  komme.  Unmittelbare 
politische  Folgen  waren  Verfügungen  zur  Beschränkung  ver- 
fassungsmässiger oder  sonstiger  gesetzlicher  Rechte,  durch 
die  Erlasse  vom  2.  Oktober  1850  u.  a.  w.;  so  wie  die  durch 
Verordnung  vom  ?•  Olctober  geschehene  Berufung  einer  ausser- 
ordentlichen Ständeversammlung  nach  oktroiriem  Wahlgesetase- 
Ueber  die  landständiiche  Thiitigkeit  geben  nachstehende 
Notizen  einige  Andeutung.   Die  Eröffnung  des 

I.  Landtags  geschah  am  17.  Juny  1820  —  Landtags- Ab- 

sdiied  am  8.  Juny  1821. 
Ii  Landtags,  15. August  1823  —  L.  A.  vom  I.März  1824. 

III.  Landtags,  8.  Sept.  1826      L  A.  vom  25.  Juny  182T. 

IV.  Landtags,  28.  Oktober  1829  ^  L.  A.  vom  1.  Novem- 

ber 1830. 

V.  Landtags,  l  Dezember  1832  —  Aufgelöst  am  2.  No- 

vember 1833.  EntSchliessung  v.  14.  April  1834. 

VI.  Landtags,  26.  April  1834  —  Aufgelösst  am  24.  Okto- 

ber 1834  —  Verkündigungen  vom  30.  Oktober 

1834  und  9.  März  1835. 
VIL  Landtag?,  22.  April  1835  -  L.  A.  vom -30.  Juny  1838. 
Vni.  Landtags,  3.  November  1838  L.A.  vomll.  Januar  1841. 

(1840  August  31..  Wiederznsammentritt  des 

am  3.  Juny  vertagten  Landtags.) 
IX  Landtags,  I.Dezember  1841  —  L. A.  vom  18. July  1842. 

X.  Landtags,  6.  Dezember  1844  j 
(vertagt  23.  Juny  1845.) 

2.  November  1846.  ) 

VI  »     j.^       Ao  T\  AOAi  \  Geaetz  vom  1. Sept.  1849,  dio 

XI.  Undiags,  16.  Dezember  1847  z„.,«««ge««miidirbeM«i 

bis  8.  August  1848  I  landstindiBchen  Kammern  u. 
und  20.  November  1848     die  Wahlen  der  Abgeordneteii 

bis  24.  May  1849  i  '^.yv,,]^?? K??'*feS^?S[J!!^ 
^Auiiosung.;  j  ^         Jhwmam  1849. 

26* 
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XII.  Lan(llae;s,  20.  Dez.  1849  -  Aufgelöst  am  21.  Jan.  1850. 

XIII.  Landttigs,  12.  September  1850  —  Aufgelüst  am  28.  Sep- 

tember 1850. 
ÄusierordentUcke»  Landtags,  lö.  Januar  IS&t 

Der  Gesammtfläckenraum  des  Grosshorzogthums  Hessen 
ist  (in  der  werthvoHen  Abhandlung  des  Oberßnanzralh  Dr. 
Hügel  —  Beiträge  zur  Landes-,  Volks-  und  Staats -Kunde 
des  Grossheizoglhums  Hessen,  Heft  1,  Darmstadt  1847  —  50) 
zu  152,  86  geogr.  □  M.  oder  3,366837  grossh.  he.ss.  Morgen 
(von  400  □  Klaflerii,  48  hess.  Morgen  47  j)reuss.  Morgen) 
berechnet;  beiragt  also  1,33%  des  Flächengehalts  von  Deulsch- 
iand.  Die  Bevölkerung  war  am  Schlüsse  des  Jahres  1828 
:  718373,  1834  :  760694,  Ende  1846  :  852679  und  Ende 
1849 :  SbZbVt  Einwohner.  Die  mittlere  jährliche  Zunahme  der 
Bevölkerung  war  von  1834— -46  :  1,01»/«,  die  höchste  fdr 
einzelne  Landestheile  1,23%,  die  geringste  0,72%.  Der 
Staat  besitzt  auf  der  □  M.  durchschnittlich  5578  Seelen,  hat 
also  Nr.  6  der  Volksdichtigkcil  in  Deutschland  i  sein  Prozunt- 
antheil  an  der  Bevölkerung  ist  2,05%. 

Da  die  Zahlung  vom  Dezember  1849  :  167271  Familien 
ergeben  hat,  so  kommen  auf  eine  Durchscbnittsfamilie  5,10 
Köpfe  und  auf  jede  □  M.  1093  Familien.  Unter  der  Bevöl- 
kerung von  1849  befinden  sich  nach  QesehlecM  und  Alter: 
Kinder   Pr»*.-  Personen  Prst,'  PnOr- 
unter  i4  AnihtU*  ilher  i4  AntheUL  Zusammen,  AnikeiL 

Jahren.  Jahren* 
Männlich    142470    16.71     278772    32,70    421242  49,41 
Weiblich    141850     16,64    289432    33,95    431282  50.59 

284320     33,35     568204    66,65    852524  100 
In  Beziehung  auf  die  Art  der  Beschäftigung  s\n(^  ermittelt: 

Prozent-An- 
theii  an  der 
Gesammtbe- 
völkerung. 

Staats-,  Kirdien-,  standesherrL  etc. 


Diener   6511  0,76 

Ackerleute   52468  6,15 

Gewerbsleute  ,  •  45034  5,29 

Ackerleute  und  Gewerbsicule  zu- 
gleich   19098  2,31 
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Taglölmer,  männliche   .....  386€a  4,53 

^        weibliehe     .    :    .    .    .  23402  2,75 

Dienstboten,  männhche   14415  1,69 

n          weibliche   28016  3.29 

'  Fabrikarbeiter,  mänoliche ....      3860  0,45 

n          weibliche  .  .  •  •      1349  0,16 

Handwerksgosellen   13701  1,61 

-   ^      Lehijungcii                      5703  0,66 

'    253799  29,65 
Die  Zahl  der  Wohnpläfie  war  nach  der  Zählung  Ende 

1849  :  1172,  worin  4553  öfTenlKcbe  Gebende  (mit  Einschluss 
von  1123  Kirchen,  Kapellen  um!  Synagogen)  und  120507  Wohn- 
häuser sich  befanden,  zusanunen  also  125060:  wonach  auf 
jedes  bewohnte  Haus  im  Durchschnitt  1,35  Familien  und  6,88 
Bewohner  kamen. 

Nach  den  amthcben  Listen  war  der  Viekttwud  im  iahre 


Zunahme 

Art 

im 

1S40 

i849 

in  20  Jahren 

Stück 

Pferde   .   .  . 

34015 

37454 

37091 

3076 

Fohlen   ,    ,  . 

4057  , 

5171 

3806 

-T-  161 

Bullen    .    .  . 

1397 

2331 

2395 

998 

Ochsen  .    .  . 

.  23113 

23735 

19264  • 

3849 

Kijhe     .    .  . 

.  157252 

174764 

173665 

16413 

Kinder  .    .  . 

C2207 

83290 

82339 

20072 

Schweine  .  . 

.  140501 

189141 

173214 

32713 

Schafe      .  • 

.  224243 

238756 

208354  . 

-S-  15889 

Ziegen  .  .  . 

11723 

38547 

63777 

52054 

Esel  ...  . 

1059 

920  - 

139 

659627 

793189 

764915 

105288 

Die  Abnahme 

der  Schafe 

und  de 

r  Ochsen 

würde  aus 

dem  Fortschreiten  der  Theilungen,  der  Zusammenlegungen 
und  der  Ablösung  fremder  Weidebercchtigangen  erklärt  wer- 
den können  und  dann  kein  Bedenken  cnegen;  für  die  Ab- 
nahme der  Fohlenzucbt  hinfliegen,  weiss  \äk  keine  befriedir 
gende  Erlänterung. 

Der  KapUalwerth  des  Viehslandes  wurde  im  Jahre  1828 

(bei  Wagner  IV.  S.  57^  auf  11,937315  11.,  im  Jahre  1849  zu 
19,953081  fl.  geschätzt.  Dies  ist  eine  Zunahme  von  8,016000  fl. 
oder  67,15%.  während  in  demselben  Zeiträume  die  Bevölke- 
rungszunahme nur  18,6 9 Vo  betrug. 
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Ueber  die  Art  der  BodenbemOwng  crgiebt  die  (noch  nicht 
ganz  vollendete)  Parzellenvermessung ,  Folgendes: 
(220!i5,2  Morgen  =  1  geogr«  Meile) 


gro6sh.  bess, 
Molden. 


Prozent    Auf  den  Kopf 
Antheil*   der  Bevölke- 
rung durch- 
schnittlich. 


Ackerland   .  . 

Wiesen   •  .  • 

Weinberge  .  • 

Wald  .  *  .  . 

Oedung  und  un- 
besteuerbares 

Gelände  .    .  . 

Gewässer  etc.  • 


1,636466 
4311444 
3826» 
1,109046 


86880 
63736 


48,61 

I2»e4 

1,14 
32,04 


2,58 
1^89 


1,92 
0,51 
0,04 
1.30 


0,10 
0,08 


3,366837  100,00  3,95 

In  Beziehung  auf  die  Bodemer Stückelung  scheinen  weitere 
Nachrichten,  als  dass  in  den  Provinzen  Slarkenbiirg  und 
Rheinhessen  im  Durchschnitt  etwa  1,5,  in  Oberhessen  etwa 
2,5  Grundstücke  auf  1  bess.  Morgen  kommen;  —  nicht  vor- 
banden  zn  seyik 

Mit  der  Bemerkung,  dass  Schätzangen  der  nachbezeich- 
neten Art  schon  im  Allgemeinen  auf  Zuverlässigkeit  keinen 
grossen  Anspruch  haben,  atn  wenigsten  aber  in  einer  Partey- 
schrift,  theile  ich  aus:  Hundeshagen,  Staatskräfte  des  Grossh. 
Hessen,  Tübingen  1833,  folgende  Ergebnisse  ausführlicher  Eni- 
Wickelungen  m|.t. 

Das  unbewegliehe  oder  <?nMd «Nationalvermögen  sollte 
damals  haben : 

Kapitalwerth  .   .   .  357,415610  fl.  Prozente  des  K.  W. 
fmit  44»A  Mill.  Material- 
Fonds  der  Forste) 

Rohertrag  ....  35,921110  „  10.05 

Reinertrag  ....  11,101970  „  3,17 

Das  JlfoMIrV- Vermögen  sollte'  96,160000  fl.  Kapital  be. 

tragen  und  aus  nachbezeichnetea  Bestandlheilcn  zusammen- 
gesetzt seyn: 
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Pr.  AdUi. 

Viehstand  13,500000  14,04 

Landw.  Gerälhe  und  Voriags- 

Kapital                                 18,000000  18,72 

Landw.  L  rslofT  Von  äthe  ■  .  .  13,500000  14,04 
Gewerbliche   Kapitalien  !^ohne 

3>/2  Mill.  üxe  Kapitalien  z.  B. 

in  Gebäuden)                       10,000000  10.39 

Handelskapi  talien  (desgl.  Vs  MÜl.)    5,160000  5,37 

Gewöhnliche  Gebrauchsgüter  .  30,000000  31,90 

Mefo/Zgeld-Yorrath        .  .   .     6,000000  6,94 

96,160000  100,00 
Die  Verwaltung  des  Staatshaushalts  des  Grossherzoglhums 
Hessen  ist  seil  einer  langen  Reihe  von  Jahren  in  den  Land- 
Ständen  und  von  der  Presse  widerbolend  wegen  ihres  Ver- 
fahrens angegriffen  worden.  In  wie  weit  dieser  allgemetne 
Vorwarf  im  Ehnebten  begründet  werden  kann,  wird  im  Ver- 
laufe dieser  Darstellung  sidi  ergeben,  hier  sollen  zunächst 
einige  Thatsachen  hervorgehoben  werden,  welche  auf  den 
ersten  Blick  das  System  der  Verwaltung  allerdings  in  keinem 
günstigen  Lichte  erscheinen  lassen. 

Wahrend  zwanzig  Friedensjahren  sind  die  regelmässigen 
Ausgaben  von  6,683333  fl.  im  Dnrchschnitt  der  Jalu'e  1827/9 
auf  7,951810  fl.,  welche  Tür  1848  veranschlagt  waren ;  also 
um  1,268477  fl.,  oder  fast  19  %  gewachsen,  obgleich  alle 
einigermassen  aussergewöhnliche  Verwendungen  daneben  be- 
sonders verrechnet  wurden.  Allerdings  haben  auch  die  JloA- 
einnahmen  in  dem  nümlichen  Zeiträume  eine  Zunahme  von 
6,841592  fl.  auf  7.955517  fl..  also  um  1,113925  fl.  oder  16.2Vo 
erfahren  ;  allein  dieses  Verdienst  haben  weder  die  Domänen, 
noch  die  Regalien,  die  direkten  Steuern  ferner  sind  grund- 
sätzlich sogar  verringert  worden.  Den  indirekten  Auflagen 
allein  hat  man  anscheinend  zu  verdanken,  dass  der  Haushalt 
nicht  einen  forlgesetzten  .4us^abeüberschu8s  gezeigt,  oder  Ver- 
schuldung nöthig  gemacht  hat;  namentlich  der  Anschluss  des 
Grossherzogthums  an  das  preussische  Zollsystem  durch  den 
Vertrag  vom  14.  Februar  1628  hat  vor  linat)ziellen  Verlegen- 
heiten gerettet,  denn  die  Hinnahme  von  den  Greuzabgaben 
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ist  dadurch  um  mehr  als  80  %  gestiegen.  Dei-  Ertrag  der 
gemeinschaftlichen  Zölle  hßl  schon  auf  die  obige  Durchschnitts- 
einnähme  von  1827/9  grossen  Einfluss  gehabt wolJte  man 
daher  auf  das  Finanzgesetz  von  1831/3  zqrückgehen,  so  würde 
das  MissverhäUniss  zwischen  dem  Fortschreiten  der,  eigen- 
thümlichen  Einnahmen  und  der  Ausgaben  noch  ungleich  be- 
deutender sicli  darstellen.  Die  Robeinnahme  jenes  Durch- 
sehnittsjahrs  'des  ersten ,  welches  zur  ständischen  Prüfung  ge- 
langte war  nämlich  5,703213  tt.  oder  2,252274  fl.  weniger  als 
der  neuste  Etat;  während  die  damalige  Ausgabe  5,717C52  il. 
betrug,  also  2,234158  fl.  weniger  als  gegenwärtig.  Die  Staats- 
ausgiihe  ist  hiernach  seit  Crlassung  der  Verfassungsurkunde 
um  mehr  als  39  %  gegtkgen.  In  dem  letzten  20jährigen  Zeit- 
räume haben  die  üidirekten  Auflagen  zusammen  um  nahe 
60  Vo  zugenommen;  die  nächst  den  Zöllen  bedeutendsten 
Theile  derselben,  die  Iranksteuer  und  Salzregie,  um  etwa 
50  o/o. 

Zu  Gunsten  des  Verfahrens  der  Grossherzoglich  Hessischen 
Staatsregierung  in  Beziehung  auf  den  Staatshaushalt  und  zur 
.  Erläuterung  des  bedeutenden  Wachsens  der  Ausgaben,  lässt 
etwa  folgendes  sich  sagen.  Die  erste  Anordnung  des  durch 
den  Rheinbund  im  Jahre  1806  souverän  gewordenen  Gross- 
herzogs, war  die  Aufhebung  der  zahllosen  Steuerbefreiungen, 
wobei  auch  hinsichtlich  der  Domänen  und  Schatullgiiter  keine 
Ausnahme  gemacht  wurde.  Am  (5.  November  1816  eri^inp; 
eine  Verordnung,  wodurch  die  Erhebung  der  für  verschiedene 
Zwecke  bestimmten,  nach  dem  Steuerfusse  ausgeschlagenen 
Gelder  geregelt  wurde ;  namentlich  erfolgte  dadurch  die  Auf- 
hebung der  Qiausseefrohnden  und  die  Yertheilung  der  Chaus- 
seebaukosten  auf  sämmtliche  Steuei-kapitalien.  Durch  eine 
Verordnung  vom  22.  May  1820  wurden  die  in  Oberhessen 
noch  bestandenen  Steuerungleichheiton  einstweilen  beseitigt: 
auch  eine  Men^e  der  unter  verschici Ionen  Xanien  bestandenen 
steuerarlif^en  Abgaben  wurden  .  als  mit  dem  eingeluhi  teii 
gleichheitlichen  Steuersystem  nicht  vertraglich,  in  dem  Zeit- 
räume von  1806  bis  1824  anfi'ehoben.  —  Eine  vcrhältniss- 
massig  sehr  erhebliche  ölfentliche  Last  war  dem  neu  gebil- 
deten Staate,  namentlich  durch  Entschädigungspflichten  und 
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Kriegslasten ,  überkommen ,  und  der  Dmck  derselben  wurde 
durch  die  Missjabre  1816  und  1817  noch  fühlbarer,  obgleich 
lücksichtlich  der  Abgaben -Rückstände  ans  der  Zeit  vor  162t 
so  sehr  milde  Grundsätze  befolgt  wurden,  dass  deren  nahe 
an  2  Millionen 'fl.  erlassen  und  niedergeschlagen  sind.  —  Die 
Regierung  suchte  damals  den  Ausgabebedarf  vorzuj^swcise  auf 
dem  Wege  direkter  liesleuei-iing  zu  crlani<cMi .  wonobrn  die 
iiidireklon  Abgaben  unljedeutenil  waren  ;  allein  gerade  dieses 
(später  durchaus  geänderte)  System  trug  zur  Vermehrung  der 
Unzufriedenheit  bei.  Im  Jahre  1820  wurden  im  ganzen  Ci  oss- 
herzogthume  2,677581  il.  direkte  Steuern  erhohen,  im  Jahre 
1849  nur  1,934940  fl.,  also  742641  fl.  oder  27  Vo  weniger 
als  1820,  wenn  man  die  Zuschläge  für  den  Strassenbau  aus- 
ser Berechnung  iässt;  dieser  geringere  Betrag  und  der  oben 
nachgewiesene  Mehrbedarf  für  Ausgaben  sind  durch  die  iiuli- 
rekten  Abgaben  gedeckt.  Der  Voranschlag  für  das  Jahr  1820 
ergab  einen  Einnahmemangel  von  687289  11.  und  obgleich  man 
schon  in  den  nächsten  Jahren,  durch  Verminderung  der  Aus- 
gaben und  durch  Anleihen,  das  Gleichgewicht  herzustellen 
suchte,  verfloss  doch  eine  Reihe  von  Jahren,  bevor  solches 
gelang.  Hauptursache  hiervon  war,  dass  der  Ertrag  der  Do^ 
mänen  stets  hinter  den  massigsten  Erwartungen  zurück  blieb, 
theils  wegen  ursprünglich  zu  hoher  Voranschläge,  theils  we- 
gen des  Sinkens  der  Pacht  -  und  Fruchtj)reise  zwiseheii  1820 
und  1830;  unzweifelhaft  aber  auch  wegen  mangelhafier  Ver- 
waltung, hl  der  üebersicht  für  das  Jahr  1820  war  ilie  Roh- 
einnahme von  den  Domänen  zu  jahrlich  1,910635  il.  ange- 
nommen, in  dem  Etat  für  18ao/2  nur  zu  1,543467  fl.,  also 
um  367168  fl.  oder  19,22  %  geringer. 

Das  oben  erwähnte  Steiffea  der  Staaisauigaben  wird  we- 
nigstens theilweise  durch  die  Thätsachen  gerechtfertigt,  dau 
in  dem  neusten  Etat  nianclu»  durch  Hinnahme  und  Ausi^abe 
laufeiule  Posten  sich  belinden,  welche  der  Etat  für  1821/3 
nicht  enthalt,  indem  sie  damals  theils  von  der  Kinnahme  vor- 
weg abgezogen,  theils  durch  entsprechende  Einnahmen  ge- 
deckt wurden ;  dass  ferner  jetzt  eine  Anzahl  Ausgaben  in  dem 
Etat  sich  finden,  die  wie  z.  B.  die  Frohnden  zwar  auch  schon 
im  Jahre  1821  von  den  Pflichtigen  gelragen  wurden,  jedoch 
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damals  unter  den  Slaatsausgaben  nicht  erschienen;  dass  auch 
eine  Anzahl  ausserordentlicher  Ausgaben  fi-iiher  durch  Kapi- 
talaufnabmen ,  jetzt  durch  die  ordentlichen  Etats  gedeckt  wer- 
^  deo ;  da$9  endlich  jetzt  mancher  Posten  unter  den  Staatsaus- 
J  gaben  steht,  der  früher  von  einzelnen  Landestheilen,  Gemein- 
den u.  s.  w.  getragen  warde.  Ob  durch  diese  Umstände  die 
von  Landtag  zu  Landtag  geschehene  Vermehrung  der  Aus- 
gabensumme wirklich  £<ci'echlferli2;t  ist ,  oh  also  die  wirklichen 
Slaatsausgaben  nicht  gewachsen  sind ,  wie  solches  die  Staats- 
regierung behauptet  hat :  wird  am  leichtesten  durch  die  dem- 
nächst geschehende  Yergleichung  der  einzelnen  Ausgabeposten 
dargelegt. 

Schon  hier  aber  kann  bezeugt  werden,  dass  der  Etat 
für  das  Grossherzogthum  Hessen  nach  Grundsätzen  aufgestellt 
wird,  die  ihm  den  Karakter  der  Vollständigkeit  und  der  Wahr- 
heit verleihen,  was  nicht  allen  Staaten  nachgerühmt  werden 
kann.  So  finden  sich  z.  B.  darin  alle  Staatseinnahmen  auch 
die  mittelbaren  (wenn  auch  nicht  inuner  mit  den  Rohhimmen)^ 
alle  nur  durchlaufende  Posten  \  viele  Ausgaben ,  welche  in  an- 
dern Staaten  andern  Kassen  aufgebürdet  werden,  obgleich 
sie  Staatslasten  betreffen;  manche  Einnahme  und  Ausgaben 
sogar,  welche  «dem  Gesammtstaate  kaum  angehören.  — 

In  Beziehung  auf  die  gegenseitige  SteUuny  der  Regierung 
und  der  Siände  zum  Staatshaushalt  ist  folgendes  zu  erwähnen. 
]n  dem  Edikt  über  die  landständische  Verfassung  von)  18.  März 
1820  waren  die  den  Ständen  gewährten  Rechte  hinsichtlich 
des  Staatshaushalts  ziemlich  beschränkter  Arti  in  der  (nach 
Vernehmung  der  inzw  ischen  berufenen  Landstände)  unter  dem 
17.  Dezember  1820  verkündeten  Verfassungs -Urkunde  dage- 
gen, sind  erhebliche  weitere  Zugeständnisse,  namentlich  in 
Bezug  auf  die  Domänen  und  das  Steuerbewilligungsrecht» 


*)  Die  betreffender»  Artikel  lauten  wie  folgt : 

^rt  30  der  Verfassungs  -  Urkuude  bestiniint:  Alle  Hessen  siud  zu 
gleichen  staatobUrgerliehra  VcIrbtiidlleliketCen  nml  %vl  gleicher  Theilmluii« 
an  den  StaaUdasten  verpflichtet,  insofern  sie  nicht  eine  verfassungsiuäs« 
sige  Ausnahme  für  »ich  in  Anspruch  zu-  nehmen  haben.  Art.  65.  Der 
Grossherzo^  wird  die  Stände  wenigstens  alle  drei  Jahre  versammeln.  Iiu 
Falle  einer  Auflüsung  wird  Er  binnen  0  Monaten  eine  neue  Standever- 
saaiiiiloqg  iMHifen.   Art,  67»  Okne  Zusttmninng  der  Slinde  kann  keine 
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gemacht  worden.  Allein  die  Fassung  einiger  Bestimmungen, 
oder  deren  Auslegung,  hat  nicht  selten  Veranlassung  zu  Strei- 
tigkeiten zwischen  Regierung  und  Sländen  gegehen ,  welche 
zwar  (bis  auf  die  neuste  Zeit)  ihre  schliessliclie  Ausgleichung 
gefunden,  jedoch  weder  zur  rechtlichen  Peststellung  der  Streit- 
fragen, noch  auch  nur  zin-  Erleichterung  des  Ausgabenctals 
gereicht  haben.  Fast  in  jedem  Landlagsabschiede  finden  sich 
Spuren  davon  und  ohne  hier  naher  darauf  einzugehen  ,  be- 
zeichne ich  nur  als  Beispiele  die  §§•  IT,  18  und  19  des  Land- 
tagsabsofaiedes  vom  25.  Jany  1827,  worin  ständische,  den 
StaatdiaasbaU  betreffende  wünsche  zuiickgewiesen  werden, 
obgleich  sie  durchaus  gerechtfertigt  waren  und  anch  später 
bewilligt  worden  sind.  — 

B.  Staats  «liiiiiakBeB. 

A>    Im  Allffe  in  einen. 

Die  nachstehende  vergleichende  Darstellung  der  Staafs- 
einnahmen  in  den  Etatsjahren  1833/5,  1839/41  und  1848/50 
wird  den  Erörterungen  als  Grundlage  dienen. 


direkte  oder  iudirekte  Auflage  ausgeschriebeu  oder  erliobeu  werdeu.  Vhh 
FloMisgwets  y  welches  Joiner  auf  3  Jahre  gegeben  wird ,  soll  sneret  der 
swrites  Kammer  vorgelegt  werden,  welche  darüber,  nach  einer  vorheri- 
gen vertraulichen  Besprechung;  mit  der  ersten  Kammer  durch  die  Aua- 
schttsae,  ihre  Beächliisse  '£ü  fa»seu  hat.  Die  BeshJikiuse  der  zueiteu  Kam- 
mer kiiBii  die  ente  aar  im  Ganie«  aaDdunen  iMler  verwerflNi.  Geeebleiit 
das  letztere ,  so  wird  daa  Fiuanzgeseta  In  einer  Versammlung  der  ver- 
einigten beiden  Kammern ,  unter  dem  Vorsitze  des  Präsidenten  dor  ersten, 
diacutirt  und  der  Beschlasa  nach  abeoluter  ätimmenmehrheil  gefasst.  Art.  68» 
Ole  Bewilligungen  dilrftn  von  keiner  Kammer  an  die  Bedingung  der  Br- 
fnilung  bestimmter  Deaiderien  gelniüpfl  werden.  Beide  Kammern  sind  je- 
doch befugt,  nicht  nur  eine  vollständige  Uebersicht  und  Nachweisung  der 
Staatabedürfnisse ,  sondern  auch  eine  genügende  Ausliunft  über  die  Ver- 
wendung fIrQher  verwilUgter  Summen  an  begehren.  Ari.  70.  Die  Civil- 
lisle  kann  während  der  Daner  der  Regiemng  eines  Orosslierzogs ,  <Ane 
Seine  Bewilligung,  weder  gemindert,  noch,  ohne  Zustimmung  der  Stände, 
erhithet  werden.  Art.  71.  In  ausserordentlichen  Füllen,  wo  droheude  äus- 
sere Gefabren  die  Aufnahme  von  Kapitalien  dringend  erfordern,  die  Eiu- 
bemHuig  der  Stinde  aber,  oder  vorlioige  Beralbnag  mit  denaelbcB 
durch  auesere  Verbältnisse  unmöglich  gemacht  wird,  kann  die  Staatare- 
gierung  die  erforderlichen  Summen  Ichnbar  aufnehmen ,  vorbehaltlich  der 
Nachweisung  ihrer  Verwendung  und  der  Verantwortlichkeit  der  obersten 
flKaatsbehÜrde.  .ärt.  72.  Ohne  Zuatimmnnf  der  Stünde  kann  kein  Geaeta, 
auch  in  Bezug  auf  daa  Landes  -  Pol  izei>  Wesen,  gegeben,  aufgehoben  oder 
abgeändert  werden.  Wenn  bei  bestehenden  Gesetzen  die  doktrinelle  Aus- 
legung nicht  hinreicht,  so  tritt  nicht  authentische  Auslegung,  sondern  die 
NothwendigkeiC  einer  neuen  Beatimmung,  dnreh  einen  Akt  der  Geaet^gelKing 
ein.  Art.  73.  Der  Grossherzog  ist  IwAigt  ,  ohne  ständische  Mitwirkung, 
die  zur  Vollstreckung  und  Handhabung  der  Gesetze  erforderlichen,  so  wie 
die  aus  dem  Aufsichts-  und  Verwaltungsrecht  aosfliessendeu  Verordnungen 
und  Anatalten  zu  trelTen ,  und  in  dringenden  Fällen  daa  NSthige  wr  Si« 
cÜtAdl  def  SiMli  vonakahien. 
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An- 
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an  der 
End- 

8uniiii<>. 

* 

I. 

1. 

Von  Domänen. 

Kanieral-Düinäiieuunfer  Verrechnung  der  llcnJäin  (er 

1 

2. 
3. 

Salz-,  Berg-,  Hütten-  n.Hanimeru  erke  (Heineinnahnie] 

/ 

j  904606 

13,87 

4. 

Forst-Domänen     .  .   

1  829681 

12,72 

Zusammen  Abtheilinig  I, 

1,734287 

26,59 

II. 
l. 

2. 
3. 
4. 
5. 

von  negalien. 

Regalilihsehikommen  von  Wassergefällen 
fSalinen-  und  Bergwerks-Hegal  ... 

Sonstige  Ilegalicii .    .    •    •  . 

4032 
25049 
25000 

G434 

Q7 

0,06 
0,39 
0,38 
0,10 

III. 
1. 

2. 
3. 

Zusammen  Abliieiluno'  II 

Direkte  Steuern. 

Grund-,  Personal-  und  Uewerb-Steuer     .  -  .    .  . 
Ständige  Steuer  aus  dem  Amte  Kürnbach  .... 
Ausserordentliche  Einkommensteuer  

OuOOZ 

1,983217 
108 

U/9o 

30,40 

Zusammen  Abtheilung  III. 

1,993325 

30,40 

IV. 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 
10. 
11. 
12. 
13. 

Indirekte  Auflagen. 

Tranksteuer  

JagdwafTenpasse    •  ... 

Wajsserzölle  zu  Steinheim  und  Seligenstadt.    .  . 

HheinschifTfahrls-Oktroi  

Chausseegeld  

Brückengeld  und  für  üeberfahrten  

Von  öflTerjtlichen  Waaget»  . 

Kollateralgolder  ...... 

442420 
460647 
7215 

12210 
137000 
144700 

52257 

67500 
439000 
34000 
15300 
643000 

6,78 
7,06 
0,11 
0,19 
2,10 
2,22 
0,80 

fi  AI 

1.03 

ß  71 

V»,  i  l> 

0,52 
0,24 
9,86 

14. 

Sonstige  Gefälle  | 

713 

0,01 

Zusammen  Abtheilnng  IV. 

2,456843 

37,66 

V. 

1. 

2. 
3. 
4. 
5. 

Aus  verschiedenen  (luellen. 

Geldstrafen                                                    .  . 

Ersatzgelder  wegen  au fgehob.  gutsherrl.  Frohnden 
Andere  unmittelbare  Einnahmen  d. Haupt-Staatskasse 

Aus  den  rebcrschüssen  

99300 
6850 
479 
14950 
166649 

1  hl 
0,10 
0,01 
0,23 

2,.)6 

Zusammeu  Ablheüung  V.  | 

2882271 

4,42 
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Die  Endsumme  der  Voranschläge  für  die  Etatsjahro  vorn 
i.  Julv  1848  bis  1850  ist  durchschnittlich,  nach  der  am  18.  De- 
zember  1847  gemachten  Vorlage:  7,842973  (1.,  nach  der 
berichtigten  Vorlage  vom  7.  Januar  1850  aber  7,794501  11. 
Wena  die  Endsummen  der  vorenthaltenen  Tafel  damit  nicht 
stimmen ,  so  liegt  dies  darin ,  dass  bei  der  RhemscbifiTahrls- 
Oktroi  und  den  Zollgelalien  ich  die  Gewinnungskosten  zuge- 
setzt habe»  damit  auch  bei  diesen  Posten  die  IMeinnahme 
in  dem  Einnahme  -  Etat  erscheine.  Hätten  auch  hinsichtlidi 
der  Salz-.  Berg-,  Hütten-  und  Hammer  -  Werke ,  sowie  hin- 
sichtlich der  Saline  Theodorhalle,  die  entsprechenden  Notizen 
mir  zu  Gebote  gestanden,  so  wurde  meine  Aulstellung  nur 
/^oAeinnahmen  enthalten  haben. 

Die  Ereignisse  seit  März  1848  haben  auch  auf  den  for- 
mell regelmässigen  Gang  des  Staatshaushalts  des  Grossher- 
zogthnms  Hessen  störenden  Einfluss  geübt.  Die  Ständever- 
sammlung  wurde  zwar  auf  den  16.  Dezember  1847  zusamroen- 
berufen,  also  einige  Tage  fi^dher.  als  das  durch  Pinanzgesetz 
vom  7.  Oktober  1845  festgestellte  Budget  für  1845,  1846  und 
1847  ablief,  auch  wurde  der  Voranschlag  Tür  die  Jahre  1848, 
1849  und  1850  unter  dem  18.  Dezember  1847  denselben  vor- 
gelegt. Allein  an  demselben  Tage  erliess  die  Regierung,  ohne 
die  ständische  Bewilligung  abzuwarten,  also  einseitig,  das 
Steueraussdireiben  fdr  die  ersten  6  Monate  von  1848.  Diese 
Handlung  hat  man  zwar  durch  frühere  ähnliche  Maassregeln(Land- 
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tage  1838/9,  1841/2,  1844 '5}  zu  entschuldigen  versucht,  auch 
ist  wie  früher  die  nachträgliche  Genehmigunij  d(M'  Landstände 
erfolgt;  jedoch  mussea  dessenungeachtet  dergleichen  Erlasse 
als  unzweifelhaft  verfassungswidrig  [bezeichnet  werden.  Die 
,  Kammern  hatten  mit  jenem  Voranschläge-  ftlr  1846  ^  50  sich 
noch  nicht  beschäftigt,  als  die  Märzereignisse  ein  neues  Mini- 
sterium brachten  und  dieses  die  Budgetvorlage,  als  durch 
veränderte  Verhältnisse  nicht  mehr  zutreffend,  zurückzog.  Da 
ein  neuer  Voranschlag  im  Laufe  des  Jahrs  1848  nicht  mehr 
einging,  so  blieb  den  Landständen  nichts  anders  übrig,  als 
die  Ausdehnung  des  Finanzgeselzes  vom  7.  Oktober  1845  auf 
die  letzte  Hälfte  des  Jahrs  1848  (Gesetz  vom  30.  Juny  1848) 
und  dann  auch  auf  die  erste  Hälfte  des  Jahrs  1849  (Gesetz 
vom  25.  Dezember  1848),  zu  bewilligen.  Das  am  16.  Joly 
1848  vervollständigte  Ministerium  verfügte  kurz  vor  Ablauif 
dieses  Zeitabschnitts,  am  18.  July  1849,  die  fernere  Porter^ 
hebung  der  Steuern ,  mit  Berufung  auf  Art.  09  der  Verfas- 
sungsurkunde, bis  zum  1.  Januar  1850.  Noch  bevor  den  am 
20.  Dezember  1849  zusammengetretenen  Ständen  der  seit  März 
1848  ei'warlete  berichtigte  Voranschlag  fiii*  1848  50  vorgelegt 
wurde,  beantragte  die  Regierung  die  fernere  Ausdehnung  des 
Finanzgesetzes  vom  7.  Oktober  1845  bis  zum  1.  July  1850. 
Die  Stände  bewilligten  nur  3  Monate,  was  durch  Gesetz  vom 
31.  Dezember  1849  verkündet  ist  Ein  neues  ttdkUei  Provi^ 
f  oraoi  wurde  (nach  geschehener  Auflösung  der  Stände)  aber- 
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mals  auf  Grund  des  Art.  69  der  Verfassong,  *)  für  die  sechs 
Monate  vom  1.  Aprii  bis  1.  Oktober  1850  durch  die  Regie- 
rung verfügt  und  dann  verlangte  das  seit  dem  Juny  1850 
bestehende  neue  Uinisterium  von  dem  am  12.  September  1850 

oi  ()nnelon  XIII.  Landtage,  für  den  Rest  der  Finanzperiode  1848 
—  50,  die  siebente  Verlängerung  des  Finanzgesetzes  der  vor- 
hergegangenen Finanzperiode.  Die  Lage  der  Dinge  war  da- 
mals dergestalt,  dass  für  den  fast  abgelaufenen  Etalsabschnilt 

'  1848 — 50,  im  Anfange  des  drillen  Etatsjahrs,  ein  Voranschlag 
vorgelegt  war,  weicher  wegen  NichtVersammlung  der  Land- 
stände von  denselben  nicht  hatte  berathen  worden  können; 
dass  aber  für  die  bald  beginnende  neue  Finanzperiode  1851/3 
noch  keine  Vorlage  gemacht  war.  Auch  die  vorschriftsmässige 
schliessliche  Nachweisung  der  Staats  -Eifinahmcn  und  Ausgaben 
in  dem  Ftats- Abschnitt  1845/7  wurde,  gleich  der  mrlaufigen 
Nachweisung  für  1848 — 50,  vcrniissl.  Die  Bemerkungen,  wo- 
mit der  Finanzminister  die  Verzögerung  rechtfertigt,  müssen 
allerdings  (bei  dermoHger  Lage  des  Geschäftsbetriebs)  fiir  ge- 
nügend gehalten  werden.  Allein  sie  beweisen  zugleich,  dass 

'  man  im  Grossherzogthum  Hessen  noch  nicht  die  Mittel  an- 
wendet, welche  in  andern  Staaten  eine  bedeutend  raschere 
Rechnungsstellung  und  Rechnungsprüfung  sichere.  Jedenfalls 
ist  ein  grosser  Mangel  dieser  Einrichtungen .  dass  die  Stände 
nicht  in  den  Stand  gesetzt  werden  können ,  \m  Prüfung  der 
Voranschläge  die  Ergebnisse  neuerer  Rechnungen  zu  be- 
nutzen. 

Die  zweite  Karomer  des  XIII.  Landtags  glaubte  eine  Me* 
benie  YerUingmmg  des  Finanzgesetzes  von  1845  nicht  zuge- 
stehen zu  dürfen  und  die  Regierung  schrieb  deshalb  durch 

einseitige  Verordnung  vom  29.  September  1850  die  Forterhe- 
bung der  Steuern  auch  für  das  vierte  Quartal  von  1850  aus: 
für  dasmal  mit  Berufung  auf  Art.  7a  der  Verfassung,  welcher. 


*)  Dieser  lautet :  Die  Aiillageii ,  insoferne  sie  nicht  blos  iur  einen 
vorübergehenden  und  bereits  erreichten  Zweck  bestimmt  waren,  dürfen, 
nach  Ablauf  der  Verwilligungszeit ,  noch  6  Monate  forterhoben  werden, 
wenn  die  Stündeversammlung'  aufgelöst  wird,  ehe  ein  neues  Finanz-Gesetz 
au  Stande  kommt,  vder  weuu  die  stiUidiscbeu  Bcrathuugeu  sieb  verzOgern. 
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vtie  es  scheint,  bis  dahin  diese  Art  der  Auslegung  nodi  nicht 
erfahren  hatte. 

Die  dem  Finanzministerium  untergeordneten  Behörden  sind 
(ausser  der  Priifiinj^skommission  für  das  Finanz-  und  techni- 
sche Fach,  worauf  di<?  Verordg.  vom  7.,  IG,  und  18.  April 
183«^,  auch  die  Inslruküoa  vom  3.  Januar  1833  sich  bezie- 
hen) für  die  verschiedenen  Einnahmeiweige  folgende : 

1.  OberGnanzkammer  (Verordg.  vom  28.  Juny  iSZi)  mit  drei 
Sektionen.  Trennung  der  m.  Sektion,  der  Ober -Finanz- 
katnmer  als  besondere  Behörde  unter  dem  Namen  Ober- 
Baudirektion  (Verordg.  vom  12.  Oktober  1822).  Vereini- 
gung der  II.  Sektion  der  Ober  -  Finanzkammer  mit  der 
Ober- Forstdireklion  zu  einer  Verwallungsl)eh()rdc  unter 
dem  Namen  Ober  -  Forst  -  und  Domänen  -  Direktion  (Be- 
kanntm..  vom  11.  Januar  1819  . 

fhUn-DepuioHon,  durch  Bekanntmachung  vom  5.  De- 
zember 1825  errichtet. 

2.  Steuerkommissäre  (Verordg.  vom  7.  Februar  1822  für 
Slarkenburg  und  Oberhessen;  vom  3.  May  1824  für  Rhein- 
hessen), wovon  12  in  Slarkenburg,  15  in  Oberhessen  und 
8  in  Rheinhessen. 

3.  Ober- Einnehmer,  Dislriks-Einnehmer  und  deren  Unterge- 
bene (Verordg.  vom  12.  Juny  1820  und  la.Dezbr.  1824, 
auch  die  Instruktionen). 

4.  Haupt- Stempelverwaltung  zu  Darmstadt  (Verordg.  vom 
22.  Dezbr.  1824  und  9.  Februar  1843). 

5.  Salz-Inspektoren  (Nebenämter)  und  Salz-Magazinverwalter 
Bekannini.  vom  22.  Novbr.  18241 

6.  Behörden  für  die  Finregislrirung  in  Uheinhes&en  (Gesetze 
vom  12.  Dezbr.  1798  und  11.  Juny  1827^. 

7.  Beamte  für  Erhebung  und  Ueberwachung  von  Brücken- 
geldern und  üeberfahrlsgebühren  fVerordg.  vom  8.  Dezbr. 
1827,  13.  Dezbr.  1831,  2.  Dezbr.  1834). 

8.  Beamte  für  Erhebung  und  Ueberwachung  der  RheinschKF- 
lahrts- Gebühren  (Kheiu-Scbiir-Vertr.  vom  30.  Juny  1831. 
Tit.  8.) 

9.  Steueraufseher  und  Steuerkontrolleure  zur  Beaufsichtigung 
der  innern  indirekten  Auflagen  (Bek.  vom  1.  Dezbr.  1836)» 

IUdeMFtaniB>8iatiMik,  27 
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10.  Beamte  der  Domänen- Verwaltung  und  ftentbeamte  (Bde. 
vom  96.  Febr.  1821;  12.  April  1821.   14.  1>ezbr.  1824, 

10.  Juny  1833,  7.  Seplbr.  1832,  8.  xMärz  1834);  die  Etats 
einer  iheilweise  neuen  Organisation  sind  im  Januar  1850 
den  Ständen  vorgelegt  (Beyl.  39  u.  40). 

11.  Zollbehörden  (ZoUvereinigungs-Vertrag  vom  5.  May  1828, 
Bek.  vom  4.  Aug.  1828,  Zollordnnngen  vom  23.  Juny  1828 
und  9.  März  1888,  Bekanntm.  vom  25.  Mai  1836). 

ii.  Forstbehördi'n  und  zwar:  Ober  -  Forstilireklion  (Verordg. 
vom  1.  April  1822,  7.  Juny  1831),  Oberforstmeister  (Vor. 
vom  16.  Januar  1811).  Forstmeister,  deren  Beseitigung 
in  den  Ständen  mehrfach  beantragt  ist  (Bekanntm.  vom 
14  May  1 846) ,  Bevierförster  und  Forstschützen  (Ver.  vom 
29.  Dezbr.  1823,  vom  3.  Aug.  1819  und  Bekanntm.  vom 
2.  April  1824);  eine  neue  Organisation  der  Oberbehör- 
den ist  im  Werke. 

13.  Eisenbahnbehörden  (Staatsvertrag  vom  25.  Febr.  1843 
und  Bek.  vom  26«  Juny  1843;  Staatsvertrag  vom  6.  Fe- 
bruar 1845). 

Ferner  noch : 

14.  Haupt-Staatskasse  (Verordnung  vom  26.  Juny  1821  über 
deren  Einrichtung,  nebst  Instruktionen  über  Wiriiongs- 
kreis  und  Geschäftsbetrieb;  Verordg.  vom  23.  Dezember 
1830,  wodurch  die  Direktion  der  Hauptstaatskasse  als 

unmittelbare  Behörde  aufgehoben  wird  und  deren  Ge- 
schäfte dem  Finanzminist,  überwiesen  werden). 

15.  Rechnungs  -  Kamroer  (Verordnung  über  die  Einrichtung 
einer  Bechnungskammer  vom  21.  Juny  1821;  Instruktion 
für  die  Justifikatur  der  B.  K.  vom  19.  Oktober  1821; 
Geschäftsordnung  bei  der  Bechnungskammer  vom  2.  Fe- 
bruar 1833;  Gesetz  über  die  Rechnungs -Abschlüsse  vom 
14.  Juny  1836,  nebst  Vollz.  Verdg.  vom  30.  Januar  1837; 
neue  Instruktion  für  die  Justifikatur  der  R.  K.  vom  8«  Ja- 
nuar 1846). 

16.  Staatsschulden-Tilgungs-Kasse  (z*  v«  Staatsschuld)* 
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b)  £1m«Im  S€iMlt»eiiiMluM«M* 

aa)  DomariM*  und  HifheUi'Ehmakmm. 

1)  fan^nirttifdiofllidire  QSruntirigrntlium,  ®rbäu)r. 

Aocb  fdr  das  Grossherzogthum  Hessen  haben  die  Domänm 

eine  grosse  Wichtigkeit,  denn  sie  Keferten  früher  mehr  als 
ein  Viertheil  aller  Staalseinnahmen,  während  ihr  jetziger  An- 
iheil  nücli  immer  23  bis  34%  betragt.  Sie  werden  in  so- 
genannte Karaeraldomänen ,  welche  alle  ^liea  der  Bodenbe- 
nutzung ausser  der  1  orstwirthscbaft  in  sich  begreifen  und  in 
Forstdomänen  getheili«  Früher  war  der  Ertrag  beider  Haupt- 
iheile  ziemlich  gleich,  die  Kameraldomänen  überwogen  sogar, 
allein  dieses  Verhältniss  wurde  durch  Grundrentenablösongen 
(Gesetz  vom  11.  July  1821  und  vom  27.  Jony  1836)  Allodi- 
fikationen  und  Veräüsseriini;eii  Gesetz  vom  2.  Juny  1821) 
nuf  der  einen  Seite:  durch  bedeutende  Kultur  -  und  Verwal- 
lungjS- Verbesserungen  auch  Steigen  der  Holzpreise  auf  der 
andern  Seite  dergestalt  verändert:  dass  jetzt  der  Rohertrags- 
Antheil  der  Kameraldomänen  und  der  Forstdomänen  wie  7 
zu  16  sich  verhält.  Der  Unterschied  zum  Nachtheil  der  Ka« 
meraldomänen  würde  noch  ungleich  grösser  seyn,  wennnidit 
auch  dabei  Wirthscbaftsverbesserungen  Statt  gefunden  hätten. 
Die  Roheinnahmen  vertheiltcn  sich  zu  vei*schiedenea  Zeilen 
wie  folgt: 

1833/35     1839/41  1848/50 

1)  Kameraldomänen  unter  > 

Verrechnung  der  Rent-  1 

ämter  685185  551347 

2)  Berg-,  Sab-,  Hütten-  ^  904606 

und  Hammerwerke    .  l  22059  25377 

3)  Saline  TheodorshdUe   .  '  B(>70  6700 

4)  Foretdomänen .  .   .   .     829681    1,247524  1,290938 

Zusammen   1,734287   1,963438  1,874362 

Im  Durchschnitt  des  Voranschlages  für  1821/^  dagegen 
1,910635  fl. 

Die  Kameraldomänen  haben  hiernach  im  vorliegenden  Zeit- 
räume eine  Ertragsabnabme  von  35%  %,  die  Forstdomänen  eine 

27» 
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Zunahme  von  55Vs  Vo  erfahren ;  die  Ertragszunahme  aller  Domä- 
nenzweige war  8%.  Die  Gewinnungskosten  beiragen  56 — 56% 

der  Roheinnahme ;  ohne  Berücksichtigung  der  Lasten  und 
Abgänge  aber  bclanfen  die  Vervvallungs  -  und  Erhebungs- 
Kosten  sich  bei  den  Kamoraklomänen  nur  auf  17  %,  bei  den 
Forsldomänen  nur  auf  36—37  %  der  Roheinnahme. 

Ein  Gesetz  über  die  Formen  der  Domänen-VeräHisenmg 
ist  unter  dem  2.  Junv  1821  erlassen.  —  Die  erste  umfassende 
Euiriekiimg  des  Forstweeens  geschah  durch  Verordnung  vom 
16.  Januar  1811 ;  dann  trafen  die  Organisationen  im  Jahre 
1822  auch  diesen  Verwaltnngszweig  (Verdg.  1.  April)  i  eine 
Umgestaltung  erfolgte  denigemass  durch  Verordnung  vom 
29.  Dezember  1823;  die  wesenüiclisten  Bestimmungen  über 
das  Forststrafwesen  enthalten  die  Gesetze  vom  1.  July  1836, 
4. Febr.  1837  (mit  Vollz.-Vdg.  vom  7.  May  1839),  I.April  1845, 
und  die  Verordnungen  vom  Sl.Dezbr.  1841,  1.  Oktober  1848 
(abgeändert  am  1,  März  1849),  3.  Oktober  1848  und  ^9^  De-  . 
/  zember  1848;  —  die  Holzpreistarife  för  die  Domanial Waldun- 
gen werden  von  Zeit  zu  Zeit  durch  das  Regierungsblatt  be- 
kannt gemacht  ^  die  neuesten  Vorschriften  über  Leseholz  -  und 
Waldstrcu- Nutzungen  in  Domanial  -  und  Gemeinde-Waldungen 
sind  vom  3.  Oktt>ber  1848 ;  fiir  die  forstliche  Bcau&ichtigung 
der  Privatwaldungen  in  Starkenburg  und  Obei  hessen  gilt  noch 
die  Verordnung  vom  %6,  Januar  i838  mit  Erläuterung  vom 
20,  Dezember  1839,  eine  frähere  bezügliche  Verordnung  ist 
vom  7,  Juny  1831. 

Von  den  Berg-,  Hütten-,  und  Salz-Werken  ist  nur  der 
Ueberschuss  in  Rechnung  gebracht,  was  ich  nach  meinen 
Ansichten  nicht  billigen  kann;  er  ist  indessen  jetzt  wenigstens 
einigermassen  nennenswerth»  während  in  dem  Zeiträume  von 
1824  bis  Ende  1829  die  Ueberschuss-Ablieferungen  zur  Staats- 
'  kasse  nur  37  fl.  betrugen.  Auch  hier  also  wiederholt  sich 
die  Frage,  ob  die  volkswirlhschaftlichcn  Gründe  fui"  Beibehal- 
tung des  Bergbau  und  Hültenbetriebes  in  S^/aa/jfhänden,  die 
finanziellen  und  sonstigen  Bedenken  dagegen  uberwiegen. 
Die  einaelnen  Werke  sind :  SaUnen  zu  Salzhausen  (3950  Zolklr.) 
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und  Theodorshall  (im  preuss.  Kreise  Kreuznach)  25296  ZoHztr.; 
(z.  V.  Gewerbeblau  1849  SeiCe  55  E  md  Beiträge  zur 
L.  V.  und  Sls.  K.  1850  Seite  222;);  Kvpferherss^wcrke  zu 
Thalitter  (1000—1500  Ztr.  —  Gowerbcblatt  für  1849  Seite  249 
—  Bergordnung  vom  4.  Oktober  1815),  Silberig  und  Breiden- 
bach (scheinen  seil  1841  ausser  Betrieb);  Braunkohlenhcr^'' 
werke  zu  Dorheim,  Hainerde  und  Barstadt  (Gesetz  vom  30.  De- 
zember 1823).  — 

In  dem  Haoptvoranschiage  von  1821/3  geschah  zuerst 
die  Verbindung  des  Karoeralrechnungswesens  mit  der  Steuer* 
Verrechnung,  allein  die  Einwirkung  der  Stände  auf  die  Doma- 
nialverwaltung  scheint  niemals  irgend  eine  praktische  Bedeu- 
tung erlangt  zu  haben,  wenigstens  finde  ich  davon  in  den 
Yerhandhmgen  keine  Spuren. 

4)  Ufflalini. 

Die  Einnahme  van  Regalien  besitzt  keine  Wichtigkeit  für 
den  Staatshaushalt  des  Grossherzogth.  Hessen,  denn  sie  hat 
sich  zwischen  55000  und  60000  fl.  bewegt,  wozu  nach  dem 
neuesten  Etat  beitragen,  das  Regalitätseinkommen  von  Was- 

sergefällen  (Veror(hKingon  vom  29.  July  1811  über  che  Ent- 
richtung einer  Abgabe  für  die  Benutzung  des  Wassergefalls, 
und  vom  23.  Dezember  1812  den  Wasserzins  oder  die  Was- 
serpacht sowie  wem  diese  .Abgabe  zustehe,  betreflend;  nebst 
abänderndem  Gesetz  vom  11.  Juny  1827)  3800  fl.,  das  SaU- 
fieti-  und  Bergwerksregal  (die  auf  die  Salzabgabe  bezüglichen 
Bestimmungen  seit  Anfang  des  Grosshcrzogthuros,  sind  unter 
c.c. 2 zusammengestellt)  26320  fl.;  das  Postregal  {Kimon  vom 
Fürsten  von  Ta\is)  SriOOü  11.,  (Nachdem  (he  Neugestahung  des 
Postwesens  durch  Ycronhmng  vom  28.  Juny  1807  erfolgt  und 
unter  dem  21.  September  1810  eine  Verfügung  über  die  Ver- 
antwortlichkeit der  Post^  am  14.  Septbr.  1812  eine  Extrapost- 
ordnung erlassen  war;  gej$chah  cinö  neue  Einrichtung  mit- 
telst Verordnung  vom  31.  März  1818,  in  Gemässheit  des  mit 
dem  Erb-Landpostmeister  Fürsten  von  Thum  und  Taxis  über 
das  nutzbare  Kigcnthnm  der  siimmtiicheii  Posten  im  ganzen. 
Umfange  des  Gross!ier/.oi4fhiims ,  absjeschlossenen  Vertrages 
Sonstige  wichtigere  Bestimmungen  enthalten  die  Verordnungen 
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vom  90.  Jnly  1892  gegon  die  Beeinträchtigung  der  Posten; 

vom  18.  März  1823  über  die  none  Einrichtung  dos  Aratsboten- 
wesens  in  Starkenburg  und  Oborhessen  mit  Nachtrag  vom 
9.  Dezember  1824i  Tarifbestiinmungen  vom  16.  April  1624 
2.  September  1830  und  August  1850;  vom  25.  Oktober  1842 
gegen  Unterschleife  bei  Postfreithümem;  vom  26.  April  1844 
Postvorschtisse  und  Prokuragebähren  betreffend»  aasgedehnt 
im  Jany  1850) ;  —  das  Mümregal  nichts,  sonstige  Regalien, 
200  II.  Das  LoHmeregal  bat  schon  im  Jahre  1832  aufgehört 
(z.  V.  Gesetz  die  Lotterien  betrelTend  vom  9.  Dozbr.  1834);  das 
in  Starkenburg  und  Oberhessen  bestandene  Salpeterregal  ist 
durch  Gesetz  vom  13.  July  1821  aufgehoben. 

bh)  Direkte  Steuern» 

1)  iminigte  Hürtktc  SUnttn. 
Die  ^Srekfen  Steuer»,  welche  im  Jahre  1821  :  47  %,  jeU- 
nur  noch  24  %  der  gesammten  Roheinnahme  ausmachen,  ge- 
währen seit  zwanzig  Jahren  eine  ziemlich  gleiche  Einnahme, 
welche  nur  zwischen  1.950000  und  2,133000  fl.  schwankte. 
Jn  welcher  Art  die  VetTingerung  ihres  Gesammtbeirags  auf 
die  einzelnen  Steuern  sich  vertheilt,  ist  aus  nachstehender 
Vergleichung  zu  entnehmen: 

1827  1847 

1)  Personalsteuer  (Steuerkapital  resp. 

2,547620  u.  2.749970(1.)     397434  370513 

2)  Gewerbesteuer 

(Steuerkapilal 

resp.  .    .   .  1,027563  u«  1,093738„)      160301  147363 

3)  Grundsteuer 

(Steuerkapital 

resp.     .    .  10,065808  u.  10,516743 1,570286  1,416956 

13,640991  u.  14,3604510.)  2.128021  1,934832 
Um  die  gesammtc  Belastung  durch  direkte  Steuern  zu 
ermitteln,  müssen  die  AufschUiije  für  den  Sfrassenbau  zuge- 
rechnet werden,  welche  fiii-  die  Staatsslrassen  1  Pfg.  vom 
Gulden  Steuerkapital  (1847:  59835  für  die  Provinzial- 
Strassen  3  Pfg.  in  Slarkenburg  und  Oberhessen,  l*/t  Pfg.  in 
Rheinhessen  (1847':  148181  fl.)  betragen. 
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Die  Steuer fähigkeit  ist  bei  dieser  Art  der  Besteuerung 
Dicht  nach  dem  Steuererlrage,  sondern  nach  dem  Steuer- 
kapitale  zu  bemessen,  indem  z.  B.  die  Zunahme  [des  Kapitals 
in  der  Toreuibalteneii  Tafel  um  719460  fl.  innerhalb  20  Jah- 
ren, die  Verbesserung  der  Steucrürra/ü  ausdrückt^  obgleich  der 
Steoererfra^  um  19S19f  fl.  i^eringer  geworden  ist,  weÜ  die 
Forderung  der  Regierung  und  ständische  Bewilligung  diese 
Summen  ergeben  hat.  Noch  ciiicni  hrthuin  muss  vorgebeugt 
werden.  Nach  dem  Sleucrausschlag  fiir  1847  betrugen  die 
gesammten  direkten  Steuern  7,42  oder  zwischen  V»  und  V« 
der  Normalsteuerkapilalien  i  hinsichtlich  der  Grundsteuer  allein 
war  dieses  Verhältniss  genau  ebenso.  Da  nun  bei  Grund- 
stücken und  Gebäuden  die  Normalsteuerkapitalien  den  reinen 
Ertrag  aussprechen  sollen,  so  könnte  man  daraus  folgern,  dass 
die  Steuer  vom  Grund  und  Boden  mehr  als  13%  des  Rein- 
ertrags wäre.  Dieses  ist  jedoch  nicht  der  Fall ,  wie  in  den 
Beiträgen  zur  Gesetzgebung  und  Verwaltung  des  Grossher- 
zogtburos  Hessen  von  Hofroann  Seite  125  ff.  nachgewiesen 
•  wird;  wenn  auch  die  Behauptung,  dass  die  Belastung  nur  3Vo 
betrage  nicht  hinreichend  begründet  seyn  dürfte. 

Die  Reiiierlriige  der  (iiundstücke  sind  ein  für  allemal 
schon  vor  25  Jahren  ermittelt  und  deshalb  weit  geringer  als 
die  dermaligen  wirklichen  Reinerträge^  stehen  jedoch  unter 
sich  noch  in  ziemlich  richtigem  Verhältniss.  Im  Durchschnitt 
dürfte  gegenwärtig  der  Kaufpreis  als  das  60fache  des  Steuer- 
kapitals anzunehmen  seyn;  die  vereinigte  direkte  Steuer  be- 
trägt jetzt  nahe  an  9%  des  Gesammtp^teuerkapitals. 

Als  Gegenstände  des  Immobiliarkat asters  erscheinen  :  Ge- 
bäude, Grundstücke  und  nutzbare  guisherrlicbe  Rechte  aller 
Art  ;  und  die  Ausnnttelung  der  SteuerkapiiaRe»  für  dieselben 
erfolgte  auf  folgende  Weise : 

a.  Bei  Gebäuden ,  Mühlen  und  Hammerwerken  wird  der 
billige  mittlere  lokale  Kaufwerth  abgeschätzt  und  hier- 
von ein  aliquoter  Theil  als  das  Sleuerkapital  angesetzt 
nämlich  bei  Gebäuden  'A«,  bei  Mühlen  und  Hammer- 
werken aber  Vm; 
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b.  Bei  Grnndsttieken  wird  der  jährliche  Total-Ertrag  und 
der  zu  dessen  Ilervoibringung  und  Einiimtung  eilbrder- 
lichc  Kostenaufwand  abgeschälzl,  sodaiui  durch  Abzug 
des  Letzteren  vom  Ersteren  der  reine  Ertrag  gefunden » 

c«  Der  Ertrag  der  Zehnten  >vird  aus  den  abgeschätzten 
rauhen  —  oder  Totalerträgen  der  zehntpflichtigen  Grund- 
stücke abgeleitet  und  es  wird  an  denselben,  nebst  den 
Zehntbeziehungskosten,  ein  Achtel  des  rauhen  Zehnter- 
trags als  Körnerverlust  in  Abzug  gebracht; 

d.  Der  nicht  gleichbleibende  jährliche  Ertrag  von  Jagd-, 
Fischerei-  und  Weideberechtigungen,  ausnahmsweise  auf 
besonderes  Verlangen  des  Berechtigten  auch  der  von 
Zehnten,  wird  durch  Aufstellung  von  Durchschntttsbe- 
rechnungen  über  den  bisherigen  wirklichen  reinen  Er- 
trag ermittelt^  endlich 

e.  wird  der  jährliche  Betrag  ständiger  Gefalle,  als  Gülten, 
Renten,  Grundzinsen,  Frohnden,  Erbpachte  u.  s.  w. 
in  seiner  ganzen  Grösse  als  das  Steuerkapital  des  Be- 
rechtigten angesetzt.  — 

Alle  Erträge  von  Gegenständen  unter  b.  c.  d.  und  e., 
welche  aus  Naturalien  bestehen,  werden  nach  ausgeroittelten 
festen  Durchschnittspreisen  in  Geld  reduzirt. 

Um  indessen  durch  die  hiermit  begründete  Besteuerung 
gutsherrUcher  Rechie  nicht  eine  doppelte  Versteuerung  dieser 
Rechte  und  des  damit  belasteten  Vermögens  des  Pflichtigen 
herbeizuführen,  besteht  forner  die  gesetzliche  Bcslimmung.  dass 
an  dem  reinen  Ertrage  der  Grundstücke  nicht  nur  der  volle 
Totalertrag  des  darauf  lastenden  Zehnten,  sondern  ^uch  an 
allen  Steuerobjekten  in  der  Regel  der  reine  Ertrag  der  darauf 
lastenden  gutsherrlichen  Berechtigungen  in  demselben  Betrage 
noch  abgezogen  werden  muss,  in  welchem  dieser  dem  Be- 
rechtigten als  jährliches  Einkommen  —  als  Steuer-Kapital  — 
angesetzt  wird.  Erst  das  nach  diesen  Abzügen  noch  bleibende 
reinste  Einkommen  bildet  das  eigentliche  dvv  Steuerverlhei- 
lung  zum  Grunde  liegciKlc  Reinsteuer  kapital.  Wo  nicht  von 
dem  Gegensatze  zwischen  Rau  -  Steuerkapitalien  und  Rein- 
Steuerkapitalien  die  Rede  ist,  werden  unter  der  blossen  gene- 
rischen  Benennung  „Steuerkapitalien^  in  der  Regel  die  JLefo- 
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ierm  verstanden,  welche  allein  auoh  die  Verbältöisszahlen  för 
die  Repartition  der  Stebern  bilden. 

Bei  Gütern,  deren  Eigenthura  durch  Lehns-,  Erhleih-  oder 
Landsiedelverband  beschränkt  ist ,  versteuert  der  Lchnsheir 
nur  die  ihm  davon  erfallenden  wirklichen  Nutzungen  an  Erb- 
pachi,  Kenovalionsgebiihroii  und  dergleichen  und  nur  sie  kom- 
men ihm,  wie  die  gewöhnlichen  Grundzinsen,  in  Steuerkapi* 
•  talsansatz;  den  Grund  und  Boden  versteuert  der  Lehnträger 
gleich  tlem  unbeschränkten  Eigenthume,  jedoch  kommt  ihm 
der  Betrag  seiner  Leistungen  an  den  Lehnsherrn  mit  demsel- 
ben Betrage  in  Steuerkapitals-Abzug,  mit  welchem  er  diesem 
in  Ansatz  kommt.  Auf  das  Obereigen  l  Ii  um  an  sich  und  als 
bloses  Recht  betrachtet,  namentlich  auf  das  daraus  fliessende 
üeimfallärecht,  wird  bei  der  Besteuerung  keine  Rücksicht  ge-  ^ 
nommen,  d,  h.  es  wird  hierfür  dem  Lehnsherrn  weder  ein 
Steuerkapitffls-Ansatz,  noch  dem  Lehnträger  ein  Steuerkapitals- 
Abzug  gemacht.  Güter,  welche  nur  in  ZetTpacht  begeben 
sind,  versteuert  der  Eigenthtimer  eben  so  fort,  als  wenn  er 
sie  in  Selbstbenutzung  hätte.  Auf  das  Pachtverhältniss  und 
die  Pachlabgabe  nimmt  die  Steuerheliördo  keine  Rücksicht. 
Die  Slandcsheri n  des  Grossherzoi^thums  iicnossen  hinsichllich , 
der  ordinären  Steuern,  bis  zum  Gesetze  vom  7.  August  1848 
Art«  8,  verfassungsmässig  einen  Nachlass  von  Va  des  Ansatzes 
von  ihren  bei  der  Mediatisirung  besessenen  Steuer-Objekten. 
(Goldmann ^  Die  Gesetzgebung  des  Grosshzth.  Hessen  in  Be- 
ziehung auf  Befreiung  des  Gmndeigenthums  und  der  Person 
von  alten  drückenden  Beschränkungen  und  Lasten.  Darm- 
Stadt  1831.) 

Im  Jahre  1847  war  die  Zahl  der  Personalsteuerpßühligen 
162938  ,  vom  Steuerkapital  kamen  mithin  durchschnittlich  auf 
den  Kopf  16,9  ü.  \  die  Zahl  der  Gewerbesieuerpfichtigßn  55769, 
Durchschnitt  19,6  fl.;  der  Flächengehalt  der  beiteuerienGnmd^ 
Stücke  3,203537  Morgen,  mit  einem  Normal JSteuerkapital  von 
8,176254  (1.,  also  2,6  fi.  auf  den  Morgen.  Der  Dnrdisdinitt 
des  Normalstouerkapitals  fiir  den  Morgen  Ackerland  war  in 
Oberhessen  durchschnittlich  2,7  fl.  in  Starkenburg  3,3  11.,  in 
Rheinhessen  5,5  fl.;  Wiesen  in  Oberhessen  2,4  fl. ,  in  Starken- 
barg  3,7  fl.,  in  Rheinhessen  3,8  fl.;  Weinberge  in  Oberhessen 
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^,5  fl.,  in  Starkenburg  6,3  fl.,  in  Rbeinheasen  8,7  fl./ira- 
dungen  in  Obeiliessen  0,5  fl^  Starkenburg  0,6  fli,  Rheinhessen 
0,9  fl.  'Die  Zahl  der  steuerpflichtigen  Gtbättde  im  Grossher- 
zogthum  war  118785  mit  2,267274  fl.  Normal-Steuerkapital, 
also  durchschnittlich  19,1  fl.  Der  Reinertrag  der  AarMro/seÄn- 
ten  war  52281,8  fl.,  der  Jagden,  Fischereien  und  Weideherech' 
tigungen  81110,8  fl.;  iiberschiessende  Gruadwuen  und  Frohu- 
den  17221,9  fl.  . 

Die  Grundlage  der  Permmalsteuer  ist  das  Gesetz  vom 
15.  Jany  1827  (neun  Klassen  nach  Maassgabe  des  Miethwerths 
der  Wohnungen)  mit  Vollzugverordnung  vom  11.  Dezember 
1827.  Zum  Anhaltpunkt  dienen  die  Steuerkapitalien  des  Ge-  ' 
bäudekatasters,  welchen,  um  sie  auf  den  wirklichen  Miethwerth 
zu  bringen,  nach  reglemenlaren  Bestimmungen  '/a  zugesetzt 
wird.  Die  Wahrnehmung,  dass  die  Abstufung  der  Steuerkapi- 
talansätzc  in  den  vier  letzten  Klassen  so  stark  ist,  dass  da- 
durch liedeutende  Ungleichheiten  in  der  Besteuerung  herbei- 
geführt  werden,  ist  zwar  mehrfach  zur  Sprache  gebracht,  hai 
ledoch  Abänderungen  nicht  bewirkt.  — 

Eine  ältere  Gewerbesteuer-Oidnimi^  vom  2.  Okiober  1813, 
wurde  durch  das  Gesetz  vom  16.  Juny  1827,  mit  Ausführungs- 
verordnungen vom  1  Dezember  1827  und  24.  September  1829 
aufgehoben  (verschiedener  Rang  der  Ortschaften  und  7  Ge- 
werbklassen, wonach  die  Normalsteuerkapitaie  festgestellt  wer- 
den; 40,  15,  10,  7,  5,  3,  1V>  fl*  jährlicher  Steuer.)  Vervoll- 
ständigungen und  Berichtigungen  des  Gewerbesteuer-Tarife 
geschahen  im  Wege  der  Gesetzgebung  in  den  Jahren  1830, 
33,  36.  39,  41,  42,  43,  45;  ein  Gesetz  über  den  /fffw^/erhandcl 
und  die  hausierend  betriebenen  Gewerbe  ist  vom  0.  Februar 
1836.  ^  Ein  Gesetz  vom  13.  April  1824,  welchem  viele  In- 
struktionen und  Ausführungsverordnungen  folgten,  enthält  Be- 
stimmungen über  die  Vollendung  des  hmnobUkw-'Katastere  um 
eine  gleicfamässige  Grundlage  zur  Besteuerung  des  Grund  und 
Bodens,  der  Gebäude,  der  nutzbaren  dinglichen  Bechte  ab 
der  Grundlasten,  Zehnten,  Frohnden,  Schäfereien,  Jagden  und 
Fischereien,  zu  erlangen.  Vor  dem  Jahre  1828  war  die  Be- 
steuerung; des  Grund  und  Bodens  im  Grossherzogthum  ver- 
schiedenartig; jenes  Gesetz  von  1824  bahnte  die  Gieichfor- 
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migkeit  an  und  vier  Jahre  später  wurden  die  Norraalsleuer- 
kapitalien  festgestellt,  obgleich  die  Katasterarbeiten  noch  jetzt 
nicht  vollständig  beendet  sind.  Für  jedes  Jahr  der  laufenden 
Finanzperiode  wurden  zu  Katasterarbeiten  56000  fl.  verlangt. 
WeseDtliehe  Aenderangen  stehen  jedoch  dadurch  nicht  mehr 
bevor,  wie  denn  auch  die  auf  die  Klasseneltireihung  und 
Klassenabstufung  Bezug  gehabten  Beschwerden  Hingst  erledigt 
sind.  Alle  Steuergegenstände  des  Imniobiliar-Katasters  werden 

*  mit  Grössen,  die  den  mittleren  reinen  Ertrag  aussprechen,  in 
Steuerkapitals-Ansatz  gebracht.  Tnler  den  hierauf  bezüglichen 
Gesetzen  sind  hervorzuheben  vom  29.  Oktober  1830  zur 
Sicherung  des  (Irundeigenthums  und  Hypotheken wesens;  vom 
23.  Oktober  1830,  die  Feststellung  und  Erhaltung  der  innem 
Grenzen  betreffidnd^  vom  11.  Januar  18S1  die  Parzellenver- 
messung betreffend;  vom  18.  Juny  188€  wegen  Au&tellung 
der  Grundbücher  und  vom  23.  Januar  1844,  deren  Fortftlhrung 
betrefTend:  [z.  v.  den  am  21.  September  1850  vor^relegten 
Gesetzentwurf  über  die  Einrichtung  der  künftig  aufzustellen- 
den Grundbücher,  Beil.  88.  89  und  90  der  stand.  Protokolle- 
Ferner  vom  31.  May  1836,  die  Veränderung  der  Gebaude- 
steuer-Kapitalien  betrcfTend :  vom  11.  Juny  1627,  wonach  die 
auf  die  Pfarr-  und  Schulbesoldungsgöter  feilenden  Steuern 
künftig  aus  der  Staatskasse  berichtigt  werden  sollen.  —  Eine 
Verordnung  vom  2.  März  1820 ,  nebst  Vollzugverfiigung  vom 
12.  Juny  1820,   betrifft  das  Verfahren   bei  Einbringung  der 

•  direkten  Steuern  in  Starkenburg  und  Oberhessen.  Auch  die 
Instruktionen  für  Einnehmer  und  Steuerboten  vom  28.  Juny 
und  11.  August  1820  und  vom  10.  Dezember  1827»  enthalten 
hierher  gehörige  Bestimmungen. 

Werthvolle  Abhandlungen  über  die  Steuergesetzgebung 
finden  sich  in  den  «Beiträgen  zur  Gesetzgebung  des  Grossh. 
Hessen,  Giessen  1832^  namentlich  S.  52  (Pinanzgesetzgebung 
nach  ihrem  damaligen  Zustand);  Seite  108  (Erleichterung  in 
den  Staatsabgaben  seit  1820^;  Seite  125  (Wirkungen  der 
Steuergesetzgebung  auf  die  Beitragsverhältnisse  der  Steuer- 
pflichtigen). Auch  die  Schrift :  „Staatskräfte  des  Grossherzogth* 
Hessen,  Tübingen  1833,<^  enthält  einzelne  gute  MittheHungen, 
auf  welche  jedoch  hier  nur  hingedeutet  werden  kann. 
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Aus  dem  Vorenthaltenen  ergiebt  sich,  dass  zwar  3  Artem 
direkier  Steuern  vorhanden  sind,  da  aber  die  gesaromten 
bewilligt  werdenden  direkten  Abgaben,  nicht  a6f  die  emiel- 
nen  Gattungen  von  Stenerkapitalien,  sondern  auf  alle  Steuer- 
kapitalien ohne  Unterschied  vertheilt  werden ;  so  i3esteht 
thatsächlich  nnr  eine  direkte  Steuer.  Dies  hat  namentlich  dio 
Wirkung,  dass  jede  Vermehrung  oder  Verminderung  der  Ge^ 
sammtsumme  im  gleichen  Verliältniss  allen  drei  Steuern  za 
oder  abgeht;  dass  aber  durch  Vermehrung  oder  Verminderung 
der  SieuerkapUa&en  ewer  Gattung,  die  Steuerbeiträge  der 
£imseliieii  im  Verhältniss  des  Zu-  oder  Abgangs  durch  alle 
Steuergattungen  verändert  werden. 

Im  Jahre  1832  belief  sich  die  Gesammtzahl  der  inlän- 
dischen Steiierpnichtii;i;en  auf  193485,  also  auf  mehr  als  V4  der 
Bevölkerung;  9534  Personen  entrichteten  als  notorisch  Dürf- 
tige gar  keine  direkte  Steuern.  Von  jenen  Steuerzahlenden 
hatten  als  Beiträge  zu  den  gesammten  direkten  Steuern  jähr- 
lich zu  entrichten:  33,82  Vo  t%  fl.;  22,52 «/o  3  fl.;  18,91  o/^ 
6  fl.;  13,84 Vo  12  fl.;  7,26 »/o  25  fl.;  2,65 0/0  50  fl.,  0,62% 
100  fl.;  0,17  %  150  fl.;  0,07  «A  200  fl.;  0,04  o/^  250  fl. ;  0,03  % 
300  n.;  0,020/0  400  11.;  0,02%  500  0.:  0,03  0/0  1000  fl. 
und  meh!\ 

Man  hat  für  die  Güte  dieses  Systems  der  Besteuerung 
angeführt,  dass  die  unterste  Klasse,  welche  V3  der  Bevölke- 
rung omfosst  und  alle  Diejenigen  in  sich  begreife,  welche  als 
in  einer  dürftigen  Lage  befindlich  angesehen  werden  könnten 
im  Stande  sey  durch  den  Ertrag  von  4  Arbeitstagen  ihre  ge- 
sammte  direkte  Jahressteuer  zu  decken  :  obgleich  unzweifel- 
haft seyn  dürfte,  dass  (neben  den  gänzlich  befreiten  9534 
Personen)  auch  unter  den  Steuerzalilern  jener  geringsten  Klasse 
Manche  sind,  denen  selbst  eine  Steuer  von  1  Va  fl.  schwer  fällte 
Mit  grösserer  Zuverlässigkeit  kann  man  behaupten,  dass  der 
Bauemstand ,  welcher  in  den  drei  untersten  Klassen  sich  be- 
findet, nachdem  die  Feudallaslen  beseitigt  sind ,  hinsichtlich 
der  Staatsabgaben  sehr  günstig  gestellt  ist.  — 

2.  Einkommensteuer.  Auch  im  Grossherzoglhum  Hessen 
hat  man.  (vorerst  nur  als  ausserordentliche  Abgabe  für  1849) 
»um  die  Mittel  aufzubringen,  welche  zur  Bestreitung  der  durch 
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„die  ungewöhnlichen  Zeilereigniflse  berbeigeföhrteii  grösseren 
nStaatsbedürfoisse;  so  wie  zur  Deckung  dev  entstandenen  Aus- 
^rdlle  an .  den  Staatseinnahmen  erforderlidi  sind*  —  durch 
Gesetz  vom       August  1848  (Ausfiihrungs -Instruktion  vom 

10.  Okiober  1848),  eine  Einkommensteuer  eingeführt.  Es  ist 
ilerselben : 

1.  alles  Einkommen  unterworfen,  was  nicht  schon  der  Grund- 
steuer oder  Gewerbesteuer  unterliegt. 

%.  Befreit  sind :  Unverhetrathete  für  ein  reines  Einkommen 
von  1)00  fl.;  Familien  desgleidien  von  250,  800  u.  s.  w.  fl. 
nach  Zahl  der  Familicnglieder,  Truppen  im  Felde;  der 
Staat;  milde  Sliftiiniion  iiiul  wolilthälige  Anstalten. 

3.  Sleuersturen :  bis  500  fl.  mit  1  fl.  von  tOO  fl.  des  sloucr- 
pflichligen  Theiisi  von  501  bis  1000  fl.  mit  2  fl.  von  je 
100  fl.  des  weiteren  Einkommens;  von  1001  bis  2000, 
mit  3  fl.  desgleichen;  von  2001  bis  3000,  mit  4  0.  desgl.; 
von  3001  und  mehr  mit  5  fl.desgl*  Abo  eine  Einkom- 
mensteuer mit  iieigenden  FrüwiKkn, 

cc)  Indirekte  Abgaben, 
1.  Criifcftenrr. 

Die  indirekten  Aufagen,  welche  noch  1833  nur  37%% 
der  Gesammteinnahme  ausmachten,  bilden  jetzt  mehr  als 
48  o/o,  also  fast  die  Hälfte  und  sind  seit  1833  um  56  %  ge- 
wachsen. Die  Tranksteuer/welche  im  Jahre  1833:  442420  0, 

ertrug,  steht  im  Etat  für  1848  mit  650000  fl.,  was  einer  Zu- 
nahme von  fast  47  o/o  gleich  ist.  Sie  bildet  8  ,  17  %  aller 
Roheinnahmen  und  erfordert  13  bis  14  Vo  Gewinnungskosten. 
Die  Roheinnahme  nach  den  einzelnen  Arten  der  Steuer  war: 


1829/31 

1844/46 

Tranksteuer  von  Wein  .  .  < 

52758  — 

51432 

Zapfgebühr  von  Wein  .  .  . 

184250  ^ 

197736 

Tranksteuer  von  Obstwein 

14030  — 

16584 

Tranksteucr  von  Bier   .   .  , 

46564  — 

75170 

157227  — 

330506 

Zusammen   455738  —  671428  fl. 
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Die  Ausrolle  an  der  letzten  Summe  betrugen  73350  iL, 
-die  IsteiDDahme  fbo  598078  fl.  und  da  die  Ausgaben  auf 
79085  fl.  sieh  beliefeo  ,  so  war  die  ReiMitmahme  nach  dem 
Durchschnitt  der  Jahre  1844/8  :  518158  Gulden. 

Die  Bestimmungen  über  Tranksleuer  und  Zapfgebühr 
finden  sich  in  dorn  Gesetze  vom  12.  Juny  1827  Ausführungs- 
verordnung vom  22.  Jun^  1827};  in  dem  Nachtraiisgeselze 
vom  3.  May  1836  (Vollzugverordnung  vom  28.  May  1836)  ; 
in  dem  NaditragBgesctze  vom  16.  July  1842  (Vollzugverord- 
nung  vom  90.  September  1849,  in  welcher  alle  ergangenen 
wesentlichen  Bestimmungen  sich  finden);  in  der  BekannUna* 
chung  und  Instruktion  vom  96. '  September  1849,  die  Be- 
steuerung des  Branntweins  insbesondere  Uebergangssteuer  und 
Rückvergütung  der  Steuer  betreffend ;  in  der  Bekanntmachung 
vom  3.  Juny  1848,  wodurch  den  Weinwirthen  die  Hntrichtung 
von  Aversionalsummen  erleichtert  wird^  in  der  Verordnung 
vom  95*  September  1848,  die  Abänderung  einiger  Kontroll- 
bestimmungen enthaltend.  Die  Entrichtung  dieser  Wein -Ab* 
gäbe  ist  dem  Verhrmiehe  möglichst  nahe  gerückt  und  dadurch 
allerdings  die  Kontrolle  sehr  erschwert,  alsoauch  der  Ertrag  beein- 
trächtigt; jedoch  zugleich  der  Vortheil  erreicht,  dass  je/ie 
Abgabe  die  Erzeugung  des  Getränks  weder  wesentlich  hindert 
noch  drückend  belastet.  Namentlich  ist  die  Befreiung  der 
Erzeuger  von  der  Verbrauchabgabe,  weiche  ihr  eigenes  Er- 
zeugniss  treffen  wurde  als  eine  Erleichterung  zu  betrachten; 
was  jedoch  alles  nicht  hindert,  dass  die  Tranksteuer  und 
Zapfgebühr  bei  den  BetheUigten  sehr  unbeliebt  sind.  Noch 
weniger  beliebt,  und  allerdings  mit  vollem  Recht,  sind  bei  den 
Produzenten  die  Vebergangsabgaben ,  welche  ihr  Erzeugniss 
selbst  in  andern  Zollvereinsstaaten  zahlen  muss  und  sie  wür- 
den, um  diese  und  die  Tranksteuer  zu  beseitigen,  wahrscheinlich 
eine  direkte  Moststeuer,  eine  höhere  AI aischbotiiohsUueru.s.'W. 
vorziehen;  obgleich  dann  ein  verhältnissmässig  nur  kleiner 
Theil  des  Grossherxogthums  die  jetzt  über  alle  Provmzen  ver- 
theike  Last  zu  tragen  haben  würde.  Kadi  vielfachen  Be- 
obachtungen wird  durchschnittlich  die  Tranksteuer  IV«  mal 
entrichtet,  wonach  der  jährliche  Weinverbrauch  des  Grossher- 
zogthums (den  Selbstverbrauch  der  Weinproduzenten  unge- 
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rochnel)  im  Jahre  1831  auf  etwa  78000  Ohm,  im  Jahre  1S48 
auf  etwa  82000  Ohm  zu  berechnen  ist.  Schlägt  man  den 
nicht  versteuerten  Wein  ebenso  hoch  an,  so  kommen  auf 
jeden  Kopf  der  Bevölkerung  im  Jahresdurchschnitt  etwa  Ot 

Schoppen.    Der  wesentliche  Inhalt  der  jetzigen  Gesetzgebung 
über  die  fraglichen  Abgaben  ist,  das»$ 
1)  der  Wein 

a.  einer  Tranksteuer  unterliegt  von  30  Krzn.  für  die 
Ohm,  welche  bei  jedem  Uebergang  des  Weins  in 
den  Keller  emes  andern  Eigentbömers  eniriditet  wer- 
den mnss, 

b.  bei  dem  Verkauf  im  Kleinen  einer  woiteren  Abgabe 
der  Zapfgebühr,  welche  nach  Klassen  entrichtet  wird, 
die  sich  nach  den  jeder  Klasse  erlaubten  Zapfprei- 
sen richten.  Die  Steuersätze  der  Zapfgi^ühr  sind: 

in  der  ersten  Klasse  .  .  6  il.  40  kr.  per  Ohm 

„   „   zweiten    „    .  .  5  „  20   „     „  „ 

»  »   dritten      „    .  •  4     —   ^  ^ 

n       vierten     „    .  .  2  „  40   „    „    ,  ^ 

Unter  gewissen  Bedingungen  kann  die  Steuer  auch  mit 
dem  10.  Theil  des  Zapfpreises  der  Weine  entrichtet 
werden. 

2.  her  OftffiraM  ist  einer  Tranksteuer  von  1  (1.  20  per  Ohm 
unterworfen ,  die  bei  der  Einlage  entrichtet  wird* 

3.  Das  Bier  unterliegt  einer  Tranksteuer  von  40  kr.  per 
Ohm,  die  im  Inlande  hei  der  Fabrikation  des  Biers  nach 
Maassgabe  des  Inhalts  des  Braukessels  erhoben,  von  aus^ 
iändischem  Bier  aber  als  Uebergangsabgabe  bei  der  Ein- 
lage entrichtet  wird*  — 

4.  Der  Brannticem  unterliegt  (Gesetz  vom  16.  July  1842): 

a.  Bei  der  Bereitung  des  Branntweins  aus  mehlichen 
Stoffen  einer  Maischbiiltensteuer  von  sechs  Kreuzer  fiir 
jede  20  Maas  des  Rauminhalts  der  eingemaischten 
Maischbütten.  Von  landwirthscbaftlichen  Brennereien, 
die  nicht  länger  als  7  Monftte  des  Jahres  im  Gange 
sind  und  an  einem  Betriebstage  nicht  über  &00  Maas 
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Maischbtitlenraum,  bcmaischcn,  werden  jedoch  nur  fünf 
Kreuzer  für  20  Maas  Maischraum  erhoben. 

b.  Bei  der  Bereitung  des.  Branntweins  aus  nicht  mehligen 
Stoffen  einer  Branntwein-Materialsteuer  nach  der  Menge 
der  dazu  verwendete^  Materialien,  welche  för  jede 

20  Maas  eingestampfte  Weinreben,  Kernobst  oder  auch 
Treber  von  Kernobst  und  Beeronfrüchlen,  vier  Kreuzer 
und  für  jede  20  Maas  Trauben-  oder  Obstwein,  Wein- 
hefen und  Sleioobst  acht  Kreuzer  beträgt. 

c.  Bei  der  Einlage  von  Branntwein,  welcher  aus  anderen 
Staaten  des  Zollvereins  iu  das  Grossherzogthum  über- 
geht einer  Uebei^angsabgabe  von  6  11.  8  kr*  per  Ohm. 

Für  den  inländischen  Branntwein,  welcher  im  Grossen  in 
das  Ausland  verkauft  wird,  wird  eine  Steuer  Vergütung  von 
5  fl.  20  kr.  per  Ohm  geleistet. 

Im  September  1850  leiste  die  Regierung  den  Landständen 
einen  GeseUentwurf  über  Besteuerung  des  Weins  und  Brannt-- 
wüM  vor,  welcher  wegen  Auflösung  des  Landtags  nicht  zur 
Berathung  kam. 

Der  Gesetzentwurf  will,  dass  die  Tranksteuer  von  Wein, 
welchen  Private  för  ihren  Hansbedarf  einlegen  —  erhobt,  die 
Tranksteuer  oder  Zapfgebühr  der  Wirthe  dagegen  ermässigt 
werde,  und  somit  eine  gleichere  Besteuerung  eintrete,  als  sie 
bisher  existirt  hat.  Dieser  Vorschlag  wird  gewiss  allgemeine 
Anerkennung  finden^  denn,  indem  er  die  Lasten  gleichmässiger 
vertheilt,  bringt  er  dem  grossen  Publikuoi  die  längst  erwünschte 
Erleichterung.  Anders  aber  verhielte  es  sich  mit  dem  verän- 
derten Steuergesetz  vom  Brmmiwm»,  das  in  Ansehung  der 
Steuerrückvergütung  von  der  Ausfuhr  ausser  Land,  wesent- 
liche Belastung  und  Erschwerung  gegen  das  bisherige  Gesetz 
enthält.    Mach  diesem  wurden  von  ausgeführtem  Braimlwein 

5  fl.  20  kr.  Steucrriick Vergütung  erstattet,  so  dass  von  dfer, 

6  fl,  8  kr.  ausmachenden  Brenn-  oder  Einfuhrsteuer,  nur 
48  kr.  für  den  Ausführenden  verloren  gingen.  War  dies 
schon  eine  Einbusse,  welche  das  Ausfuhrgeschäft  gegenüber 
ausländisdier  Konkurrenz  etwas  erschwerte,  so  müsste  das 
neue  Gesetz,  nach  weldiem  von  ausgeführtem  Branntwein 
nur  4  fl.  von  der  Ohni  Steuerrückvergütung  stattfände,  also 

I 
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Stall  bisheriger  48  kr.  —  mm  2  11.  8  kr.  bei  der  Ausfuhr 
verloren  ^ini'en  —  das  Ausfuhrgeschäft   zumeist  vernichten. 

CO  i? 

Fragt  man  nach  dem  wahrscheinlichen  Beweggruad  zu  der 
erhöhten  B(  laslung  der  Ausfuhr,  so  ist  kein  anderer  denkbar, 
als  die  Hoffoung  auf  grössere  Steuereionahmen.  Ob  sich  diese 
aber  'verwirklichen  würde,  mochte  zweifelhaft  seyn,  zumal 
ein  ähnliches  ungönstigfes  Steuerrückvergötungsverhältniss  in 
keinem  Nachbarlande  besteht,  mit  diesen  also  das  Ausfuhr- 
gescliiift  (los  Grossherzogthums  nicht  konkurriren  könnte. 
Die  Folge  davon  winde  voraussichtlich  seyn,  dass  cinestheils 
nicht  die  erwartete  Einnahme  -  Vermehrung  erreicht  würde» 
anderntheils  aber,  und  was  wohl  zu  beherzigen  ist  —  die 
Branntweinausfuhr  fast  ganz  aufhörte.  —  Diese  Ansichten  sind 
zwar  jn  einem  Aufisatze  der  Darmstädter  Zeitung  ausführlicher 
entwickelt,  jedoch  darf  auf  der  andern  Seite  nicht  unerwähnt 
bleiben,  dass  ein  Hauptgrund  für  den  Antrag  auf  Herabsetzung 
der  Rückvergiilung  der  Steuer  vom  ausgeführten  Branntwein, 
der  ist,  dass  bei  der  Ijisherigen  Steuerbeujessung  die  grösseren 
Brenner  mehr  Rückvergütung  empßngen,  als  sie  Steuer  be- 
zahlt hatten.  Auch  ist,  m  VerhäÜniss  zum  Steutrsabt,  in  den 
librigen  deutschen  Staaten,  welche  die  MaischbotUchstener  be* 
sitzen,  die  Rückvergütung  noch  geringer  als  der  von  der 
Grossherz.  Hessischen  Regierung  vorgeschlagene  Satz. 

Die  Tranksteuer  vom  Wein  scheint  einer  Abänderung 
bedürftig,  deren  finanzieller  Kinfluss  zwar  vielleicht  ungünstig 
wäre,  welche  aber,  verbunden  mit  entsprechenden  gewerbli- 
chen -  Bestimmungen ,  einem  der  bedenklichsten  Uebel  der 
weinbaoenden  Distrikte  entgegenwirken  könnte.  Dieses  in 
raschem  Fortschritt  begriffene  Uebel  ist  die  Trunknuskt,  sehr 
wesentlich  genährt  durch  die  iäglicb  mehr  um  sich  greifende 
Gewohnheit  des  Verzapfens  de»  eigenen  Gewächses  in  den 
Privatwühnungen  der  Weinbergbesitzer.  Wer  die  entsittli- 
chenden Folgen  dieses  Verfahrens  aus  der  Nähe  beobachtet 
hat,  wird  diese  Behauptung  ohne  weiteren  Beweis  gerecht- 
fertigt finden. 

Aus  der  Geschichte  der  Sahregie  ist  zu  bemerken,  dass 
am  1.  July  1821  eine  durchgängig  neue  Ordnung  und  Er- 
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mässigung  dieser  Abgabe  eintrat.  Im  Ftirstehthum  Starken- 
burg wurde  der  Salzpreis  ayf  4Kr2r.  vom  Pfd.  herabgesetzl; 

in  Rheinhessen  tiat,  an  die  Stelle  der  gesetzlichen  Salzauflage^ 
das  Verbot  der  Salzeinfuhr  und  des  Salzhandels  innerhalb 
Landes,  daneben  Dclaildebit  des  Salzes  auf  Rechnung  der 
Staatskasse,  wie  in  Slarkenburg.    In  Oberhessen  wurde  so- 
wohl das  Kopfsalz  als  die  Salzregie  aufgehoben  und  Einfuhr 
wie  Salzbandel  in  der  Provinz  freigegeben ;  dagegen  war  eine 
Salzsteuer  von  jährlich  64834  fl.  zu  zahlen ,  welche  nach  den 
früheren  Kopfealzrollen  verlheilt  wurde.    Diese  Verhältnisse 
dauerten  bis  zum  Oeselze  vom  23.  Juny  1834  mit  Vollzug- 
verordnung vom  24.  Juny  d.  J. ,  wodurch  die  Salzietiie  auch 
in  Oberhessen  wieder  hergestellt  und  der  Preis  iur  das  Zoll- 
Pfund  Salz  im  Kleinverkauf  auf  3  ki'.  l)estiniml  wurde.  Durch 
eine  Bekanntmachung  endlich  vom  27.  Oktober  1836  ist  fest- 
gesetzt, dass  für  das  zum  eigenen  Bedarf  unmittelbar  aus  den 
Magazinen  in  ganzen  Säcken  bezogene  Salz,  für  103  Pfd.  5  II. 
nebst  10  kr.  für  den  Sack ;  für  168  Pfd.  8  fl.  9  kr.  nebst  20  kr.  für 
den  Sack  bezahlt  werden  solle.  Die  Roheinnahme  von  der  Salz- 
abgabe betrug  im  Jahre  1833/5:  460647  (1.  und  steht  im  Etat' 
für  1848  mit  695045  fl.,  was  eine  Zunahme  von  mehr  als  50  ^'o 
ergiebt.    Die  Gewinnungskosten  betragen  50  —  51  %  und 
der  Rohertrag  bildet  8^4%  der  gosammten  Staatseinnahmen. 
Die  Selbtikasien  des  Staats  berechnen  sich  im  grosseo  Durch- 
schnitt auf  IVft  kr.  für  das  Pfd.  und  der  Verbrauch  desselben 
ist  also  mit  100  <%>  besteuert.    Im  Jahre  1829/31  war  der 
durchschnittliche  Kopfantheii  in  Starkenburg  und  Rheinhessen 
14  Pfd.;  jetzt  berechnet  er  sich  in  Oberhessen  und  Starkcn- 
burg  auf  14'/.  Pfd.,  in  Hhoinhcssen  auf  20  Pfd.    Die  Ausgabe 
fiir  Salz  wird  also  in  Rheinhessen  fiir  eine  Durchschnitlsfa- 
milie  jäliriich  4V4  11.  oder  etwa  11  bis  12  Taglohn -Beträge 
ausmachen.   Fast  auf  jedem  Landlage  sind  Anträge  wegen  I 
Aufhebung  der  Salzregie  oder  Herabsetzung  des  Preises  ge- 
stellt; allein  tlieils  der  Geldbedarf  des  Staats,  theils  das  Ver 
hältniss  zu  den  übrigen  Zollvereinslanden,  hat  bisher  die  Be-  I 
rücksichtigung  derartiger  Wünsche  verhindert.  —  ' 
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S.  Krlnrigc  tn^irrliu  3Umktn, 

Die  Binnabiue  von  Jagdioalfenpässen  steht  im  Etat  für  1848 
mit  9500  fl.,  sie  war  im  Jahre  1833/5  nur  7215  fl.  (Verord- 
nungen vom  9.  Ausist  1824  und  28.  Junv  1827  zur  Vollz. 
des  5^.  11  des  Finanz-Gesetzes  vom  12.  Juny  1&27,  mit  Nach- 
trag vom  30.  Sepieniber  1818.; 

Der  Rohertrag  der  Mam-Wasser-Zölle  zu  Steinheim  und 
Seligenstadt  war  von  12210  fl.  im  Durchschnittsjalue  1833/5 
bis  1845  schon  auf  26000  fl.  gestiegen ,  zum  Theil  in  Folge 
besserer  Verwaltung;  im  Etat  flir  1848  dagegen  finden  sich- 
nur  12000  fl.,  eine  durch  die  Zeitereignisse  veranlasste  angen- 
hlickliehe  Abnahme.  Auch  die  lihehischilffahrfs-Oli/roi  ist  bei 
wachsendem  Verkehr  in  lurlwährender  Zunahme  geblieben, 
denn  sie  belru-  1833/5:  137000  11,  1830/41:  196480  fl.  und 
ist  für  1848  zu  290364  fl.  veranschlagt,  obgleich  sie  die  letz- 
tere Summe  sclnverlich  erreicht  haben  dürfte.  Die  Gewin- 
nungskosten sind  37  Vo  und  ihr  Antheil  an  der  Gesammt- 
summe  der  Einnahmen  ^Vt  %. 

Das  Chausseegeld  wird  im  Grossherzogthum  nach  den  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  vom  0.  Marz  1824  erhoben  \  sein 
Rohertrag  war  im  Durchschniu  der  Jahre  1829/31  :  144549  fl.^ 
was  für  jede  Klafter  Chausseelängc  durchschnittlich  35,26  kr. 
ergiebt.  In  Folge  strengerer  Kontrolle,  der  raschen  Zunahme 
der  Strasscnlänge  und  der  Nachtragsgesetze  vom  16.  July  1842 
(wonach  alles  leichte  Personenfuhrwerk  für  jedes  angespannte 
Pferd  auf  je  1000  Klafter  Entfernung  V/^  kr.  zahlen  muss), 
und  vom  15.  September  1842,  ist  die  Roheiilnahroe  dergestalt 
gestiegen,  dass  der  K(at  für  1848  die  Sunmie  von  240000  fl. 
enthält.  Die  wirkliehe  Roheiimahmc  war  nach  dem  Durch- 
schniu von  1844/46:  231774  fl. ,  die  Gewinnungskosten  belie- 
fen sich  auf  34977  fl.  oder  15  %;  die  Reineinnahme  mit 
196797  fl.  deckte  die  Un(erhalt$kosten  der  Strassen  um  so 
weniger,  als  darauf  besondere  und  erfolgreiche  Sorgfolt  ver^ 
wendet  wird.  Ein  Gesetz  vom  14.  Juny  1836,  die  VoUendung 
des  Systems  der  Staatsstrassen  betreffend,  bestimmt,  dass  die 
Kosten  des  Neubaus  durch  jährliche  Aussehlage  auf  die  Steuer- 
kapitalien der  gesammlen  direkten  Steuern  bis  zum  Maximum 
von  1  Heller  auf  den  Gulden  gedeckt  werden  sollen.  (Die 

28* 


Vertheilungsrone  wird  jährlich  veröffentlicht)  Auch  können 
zu  gleichem  Zwecke  durch  Vermittelung  der  Tilgungskasse 
verzinsliche  Anleihen  gemacht  und  durch  dergleichen  Zu- 
schläge wieder  abgetragen  werden.  Auf  welche  Weise  diese  Be- 
fugniss  benulzl  ist,  wird  weiter  unten  sich  ergeben.  Sonstige 
Beslinmmngen  Über  Landstrassen  und  Sirassengeld  finden  sich  im : 

Gesetz  vom  i2,  Oktober  1830  über  die  Erbaaung  und 

Erhaltung  von  Prormsmfeti'assen  im  Grosshcrzoglhum  ;  Gesotz 
vom  15.  Oktober  1830  über  die  Erbauung  der  SlaaUkunst' 
Strassen;  Gesetz  vom  13.  Juny  1836,  wonach  zur  Bestreitung 
der  UtiierhallungskosUiii  der  Frovamal-Slrassan,  für  den  Ge- 
brauch derselben  eine  dem  Chausseegelde  der  Staalsstrassen 
gleiche  Abgabe,  erhoben  werden  soll.  —  Der  Ertrag  dessel- 
ben fliesst  in  die  Hauptstaatskasse,  welche  dagegen  den  Un- 
terhalt der  Provinzialslrassen  bestreitet;  Alles  vom  1.  July 
1836  an;  —  nebst  Vollzug-Verordnung  vom  19.  July  1836.  — 
Gesetz  vom  4.  May  1839,  den  P/7;r/«v<V//slrassenbau  belref- 
fend;  Verordnung  vom  19.  July  1812  über  die  polizeiliche 
Aufsicht  der  chaussirten  und  gepÜaslerten  Vicinal- Wege ;  — 
Verordnung  vom  19.  July  1812  zur  Verhütung  von  Unglück»' 
fätten  durch  Fuhrwerke,  Pferde  und  Zugvieh  auf  Strassen ;  — 
Bekanntmadiung  vom  23.  März  1846  über  die  Erhebung  des 
Chausseegeldes  auf  den  Staats-  und  Provinzialstrassenv 

Die  Landstrasseu  im  Grossherzogthum  zerfaliea  ia 

a.  ^aalssirassen  und 

b.  Proifinualsirassen  — 

je  nachdem  sie  aus  allgemeinen  Staatsmitteln  oder  auf  Kosten 
der  betreffenden  Provinz  erbaut  worden  sind.  — 

Die  neuern  Staats-  und  Provinzialstrassen  haben  sämmt* 
lieh  eine  20  gr.  h.  Fuss  =  5  Met«r  breite  Fahiiiabn,  die  6e- 

sammtbreitc  des  ol)eren  Strassenprofils  ist  bei  ersteren  40  und 
bei  letzteren  36  Fuss. 

Die  gesamoite  Länge  dieser  Strassen  beti'ägt; 

a.  Staatsstrasseh :      406696,65  Gr.  Hes.  Klafker  zu  2,5  Meter, 

b.  Provinzialstrassen:  355185,19  ^    ^      »     »   »  » 

zusammen  761881,84  „    „      i>     n  »  n 
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oder  die  Meile  zu  3000  Klafter  gerechnet,  MifiDii.PL6eli. 

a.  Staatsstrassen:       135,562 Mdlen  darchschnittlich  0,89M.L 

b.  Provinzialslrassen :  118,395     „  ^  0,77  „  „ 

zusammen  253,957     ^  ^     .    1,66  „  ^ 

'  Die  dm'chschniitHchen  Neitbaukosten  betragen  bei  den  Stras- 
sen lies  im  Jahr  1836  mit  den  Sliinden  vereinbarten  Strassen- 
systenis,  auf  die  laufende  Klafter  berechnet: 

a.  Staatsslrassen        24  fl.^15,4  kr. 

b.  Provinzialstrassen  18  ,»  8 
oder  auf  die  Meile 

a.  Staalsstrassen   .   .   .   72762  fl. 

b.  Provinzialslrassen  .    .    54399  ^ 

Die  Unterhalukosten  betragen  nach  dem  Durchschnitte  des 
Jahres  1848  (einschliesslich  der  Löhne  der  Strassen wärter  und 
sonsiger  allgemeiner  Verwaltungskoslen)  per  Klafter  Staati»- 

^  oder  Provinzialstrassen  0,41872  fl.  oder  für  die  Meile  1256  fl. 

'  10  kr.  — 

Die  Roheinnahme  von  Brückengeld  und  für  Ueberfahrtenj  • 
welche  1833/5:  52257  fl.  und  1839  41:  S3236  fl.  betrug,  ist 
im  Etat  für  1848  mit  92322  fl.  angesetzt.  Die  Unterhaltsko- 
sten sind  in  der  Regel  nicht  völlig  so  gross.  —  Die  Schlacht^ 
Accise  hat  mit  dem  1.  Januar  1831  aufgehört;  die  Tabaks^ 
AceUe  schon  früher. 

Die  öffenthchm  Waagen  liefern  einen  Rohertrag  von  600 
bis  700  fl.;  die  Sportein  von  70  bis  75000  fl.;  die  Stempelah- 
gabe  ertrug  1833/5  nur  439000  fl.,  im  Etat  für  1848  sind 
540000  fl.  angesetzt,  JcmIocH  werden  die  inzwischen  angeord- 
neten Aenderungen  in  der  Hechtsverwaltung  wesentHchen  Ein- 
fluSs  üben.  Schon  in  einem  Edikte  vom  1.  Dezember  1817 
hatte  die  Regierung  die  A^icht  zu  erkennen  gegeben,  sämmt- 
liche  Sportein  für  die  Staatskasse  durch  Anwendung  von 
Stern pelpapier  erheben  zu  lassen,  und  nachdem  dazu  die 
ständische  Ermächtigung  im  §.  18  des  Finanzgesetzes  vom 
8.  Juny  1821  erfolgt  war,  erschiiMi,  in  Beziehung  auf  Ober- 
hessen und  Slarkenburij ,  für  die  Justiz-  und  Polizei  Verwal- 
tung unter  dem  27.  August  1822,  für  die  Verwaltung  unter 
dem  16.  Februar  iS^b  eine  Stempel-  und  Tax-Ordnung,  wel* 
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che  unter  dem  16.  März  und  14.  September  1821  und  3.  Sep- 
tember 1848  Zusätze  und  Abänderungen  erhalten  haU  Pie 
Stempelabgaben,  Gebühren  und  Sporlein  In  Rheinhessen  sind 
durch  das  Gesetz  vom  9.  Marz  1824  geregelt.  —  Der  Spiet- 
kartensiempel  bietet  die  Eigenthümlichkeit  einer  verfassungs- 
widrig ungleichen  Besteuerung  dar,  indem  die  Verordnungen 
vom  18.  Nüveniber  1809  und  C.  Mäiz  1821  (Aufliebiing  des 
Einiuhrverbols)  nur  in  Slarkenburg  und  ()l)erliessen  gcllea 
(z.  V.  die  Minist.  Bekanntmachung  vom  11.  Juny  1827;.  Hine 
Verordnung  über  den  Kalmderstmpel  vom  8.  September  1809 
scheint  auch  in  Rheinhessen  nicht  zu  gelten* 

Die  von  grossen  Zufälligkeiten  abhängige  KeUaieralgelder' 
Einnahme  (5  ^  „  nach  dem  Finanzgesetz  vom  8.  Juny  1821) 
ist  in  den  neusten  Voranschlag  luit  55000  fl.  aufgenommen  ; 
die  Abgabe  ton  Hunden  ^Gesetz  vom  23.  Juny  1827;  mit 
21000  fl. 

Den  Ertrag  der  ZoUgefälle  finden  wir  im  Etat  für  1833/5 
mit  643000  fl.,  für  1839/41  mit  948919  fl.,  für  1848  mit 
1,154348  fl.,  was  eine  Vermehrung  von  fast  80  %  ergeben 
würde.  Die  Zölle  erfordern  etwa  3  %-  privative  Ausgaben 
und  bilden  14V2  Vo  der  gesammten  Staatseinnahroe.  Der 
Anschlag  des  berichtigten  Budgets  vom  7.  Januar  1850  beruht 
hinsichtlich  der  Zölle  auf  folgender  Rechnung :  Die  7?öÄein- 
nahmcn  des  ganzen  Zollvereins  an  Kingangs-,  Ausgangs-  und 
Durchgangs-Abgaben,  auch  von  der  Riibenzuckersteuer,  wer- 
den für  ein  Durcbschnittsjahr  von  1848 — dO  betragen  an 

1.  Eingangs- Abgaben   25,000000  Rthlr. 

2.  Ausgangs-,  Durchgangs  -  Abgaben  in 
den  westl.  preuss.  Provinzen  und  den 
südlichen  Slaater»  des  Zollvereins  (wo- 
für keine  hcsurulcrc  Vervvaltungskoslen 

in  Anrechnung  kommen)   175000  lUhlr. 

Da  die  allgemeinen  Verwaltungsausgaben  auf  2,550000  Thlr. 
zu  berechnen  seyen  und  der  Antheil  des  Grossherzogthums 
Dessen  etwa  Vas  betrage,  so  werde  dessen  Jniheil  an  den 
Eingangs- Absahen  680303  Thlr.  oder  1,190530  fl.  seyn;  an 
den  Ausgangs-  und  Durchgangs- Abgaben  aber,  wovon  es 
0,0602  Theiie  empfange,  10518  Thlr.  oder  18400  fl.;  an  der 


L^iy  -i^uu  Ly  Google 


—  439  - 

Rubenzuckersieucv  9700  fl.  Dazu- kamen  an  Ausi^ahcn ,  wel- 
che (las  Grossh.  Hessen  in  Anieelinung  bringe,  4350  fl.  u.  s.  w., 
so  (lass  die  ÄüÄeinnahine  des  Grossh.  Hessen  auf  1,264186  fl. 
sich  berechne.  Da  dieser  Slaat  sodann  an  111704  fl.  Kosten 
zu  tragen  habe,  so  bleibe  seine  A  ein  einnähme  durch  Zölle 
und  Zubehör  1,152762  fl. 

Vor  dem  1.  April  1824  bestanden  im  Grossherz.  Hessen 
keine  Grenzzölh; .  dafi;egen  in  Stai  Lenhui  inui  Oberhessen 
s.  g-  Aemtcr-  oder  BinnenznHe  Ertrai;  der  f.andzölle  93000  fl., 
des  Impost  3000  fl.,  der  Aceise  auf  ausid.  Gegenstände  40000  fl.) 
Das  Gesetz  vom  6.  März  1824  ordnete  die  Erhebung  einer 
Vei  brauchssleuer  von  «ausländischen  ^atur-  und  Kunst- Pro- 
dukten^ und  von  Durchgangsgebtihren  an.  Diese  Maassregel 
hatte  unter  dem  8.  September  1824  einen  Vcrkehr-Erleichte- 
rungs-Vertrag  mit  Baden  (bemerkenswerfhe  einleitende  Erklä- 
rung) zur  Folge,  der  aber  schon  nach  Jahresfrist  wieder  auf- 
gehoben wurde,  weil  liaden  seine  Zollgesetzgebung  wesent- 
lich änderte. 

Die  Regierung  des  Grossb.  Hessen  hat  nicht  nur  um  ihr 
eigenes  Land,  sondern  um  ganz  Deutschland,  ein  wesenlUcheM 
Verdiensi  dadurch  sich  erworben,  dass  sie,  ungeachtet  man- 
cher Bedenken  und  trotz  vieler  Vorurtheile,  in  dem  Staats* 
verlrage  mit  Preussen  vom  8.  May  1828  den  Grundilein  »um 
deutschen  Zollvereine  lep;(e.  Rs  war  unter  unabhängigen  Staa- 
ten das  erste  grosstj  lieispii»!  hi  iwiHiger  gegenseitiger  Aufgabe 
von  Gesetzgebungs  -  und  Regierungs-Rechlen  zum  Beste«  des 
Volks;  es  war  der  erste  Schritt  der  Verwirklichung  der  un~ 
eergänglichen  Idee  deutscher  Einignni:;;  es  war  der  erste  Ver- 
such zur  Sühne  dessen,  wodurch  die  Bundesakte  auch  an  der 
leiblichen  Wohlfahrt  der  deutschen  Stämme  sich  versün- 
digt hatte. 

4.  StnfAge  0crrd)trtrii(  Chmol^mni. 

Die  Finnalime-Abtheilung :  ans  verschiedcneu  Quellen  end- 
lich liefert  nach  dem  ursprünglichen  Etat  für  1848:  255716  fl. 
und  zwar:  Geldstrafen  109540,  Ersatzgelder  wegen  aufgeho- 
bener gutsherrlicher  Frohnden  2777,  andere  unmittelbare  Ein- 
nahmen der  Hauptstaatskasse  5910,  zufällige  Einnahmen  38400, 
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aas  den  Ueberschüssen  99089  IL  Nach  dem  berichtigten  Etat 
aber  soll  die  Einnahme-Ablheilung  651138  fl.  ertragen,  we- 
gen bedeutender  Vermehrung  der  zulalligon  Einnahmen  und 
der  Ueberschiisse.  —  Unter  den  Einnahmen  ist  bisher  der 
Ertrag  der  Staats  -  Eisenbahnen  nicht  erschienen.  Da  jedoch 
ohne  Zweifel  schon  der  näch^fte  Voranschlag  denselben  ent- 
halten wird,  so  mache  ich  über  Kosten  und  Einnahme  der 
Staats -Eisenbahnen  hier  nachstehende  Mittheflong: 

A,  Main-Neckar^Eisenbahn. 
a.  Das  bis  jetzt  anfgewandte  Bamkt^nUU  beträgt  auf  Seiten : 


1.  des  Groöbherzostb,  Hessen 


für  7,00  Meilen  4,397955 

Baden 
tiir  4,20Menen  lJ65t»62 
8.  der  Stadt  Frank- 
furt      .   .   .  für  1,00 


4,4014  J  8 


also  1 

Pfeile 
durch- 
öchnUä. 

Prozt.- 
AtUheü 

628279 

41,63 

420300 

16,71 

4,401413 

41,66 

865953(100  — 


Zusammen  12,20Meil.fl. 10,564630 

b.  Die  Rok'-Emnabmen  betrugen 

1846  (vom  Monat  August  an,  in  weldiem  der  Be ; 

trieb  eröfihet  wurde):   (1.  184795 

1847  (für  1  Meile  durchschniltl.  40901  fl.)  .    .    .    .  498998 


1849  f „  1 


9) 


9> 

T» 


1848  f.    1     «  «  45901         .    .    .     «  559991 


n 
9 


537934 


44093         .    .    .  ^ 
1850  bis  Ende  September  betrugen  die  Transport- 

fiiiifiaibft«!!  nach  den  vorgelegten  Uebersichten    „  473531 

c.  Die  Ausgaben  für  den  Betrieh  haben  betragen 

1846   fl.  121670 

1847  (für  1  Meile  durchschnittl.  25145  fl.)  .   .   .    »  306770 

1848  1     «  „  30519  «  )  .    .    .    r>  372388 

1849  („    1     „  „  23866         .    .    .     „  291172 

oder  54,12%  der  Roh-Einnahme. 

Das  Anlage«Kapital  venmste  sich  hiernach  im  Jahre  1849 
mit  2,33  Vo. 
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FrankfurUGfeiibacher  Bdm. 

fÜrlMaUeiMi 
DnrehicbBltt. 

a.  Baukapital  aufgewendet  von 
1.  Grossherzogth.  Hessen  Hir  0,5  Meilen  fl.  »03567  587174 
9.  Frankfurt  ......  0,5     ^      «  757254  1,514508 

I  Zusammen  1  Meile  fl.  1,050841 

1848  (vom  16.  April  an,  wo  der  Betrieb  eröffnet 

wurde)  fl.  34324 

1849  „  45226 

1850  (Transport-Einnahmen  bis  Ende  September)  .    ,  39017 

c  BebieMtoMien.  ' 

1848   fl.  20619 

1849   *  *   .    .    «  32128 

oder  71,04  %  der  Roh>Einnahme. 

Der  Reinertrag  gab  also  1,25  %  des  Anlage- Kapilals. 

C*  Mam-WeMer-Eumbalm, 

a.  Das  aufgewendete  Baukapital  beträgt,  nacb  dem  Stande 
am  Schlüsse  des  Monats  Juny  1850 ,  auf  Seiten 

also  auf  i  Meile 

fl.  durchschnittlich 

1)  des  Grossherzogthums  Hessen 

für  pp                    8  Meilen    5,486542  685818 

2)  des  Kurfiirsten- 

thum  Hessen .    .   18     „     11,884522  660251 
3}  der  Stadt  Frank- 
fort ...   .    .     1     „       1,475451  1,475451 
Zusammen  27  Meilen  18,846515  698019 

b.  BohrEkmakmm. 

Der  Betrieb  wurde  zuerst  am  19.  Dezember  1849 

auf  der  Strecke  zwischen  Kassel  und  Wabern  er- 
öffnet und  im  Laufe  dieses  Jahres  allmählig  soweit 
ausgedehnt,  dass  gcgenwärtii^  nur  noch  die  Strecke 
zwischen  Butzbach  und  Giessen  nicht  befahren  wird. 


% 
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Bis  Ende  1849  wurden  eingenommen  an  Trans- 

porUEinnahmen   •   .        784  Ü. 

Bis  Ende  September  1850  betrugen  die  Transport- 
Einnahmen    244393  9 

was,  mit  Zuschlai;  von  25  %  für  das  letzte  Quarta!  und  für 
sonstige  Einnahmen ,  den  Jahres-Rohertrai^  der  Eisenbahn  auf 
305491  fl.  stellen  würden  oder  für  eim  Längeineile  durch- 
schnittlich 11314  11.  Dass  dieser  Ertrag,  nach  Erölfoung  der 
Bahn  in  ganzer  Länge,  nach  mehrjährigem  Betriebe  und  vor- 
züglich durch  den  Anschluss  der  Eisenbahn  Kassel-Hannover, 
sehr  bedeutend  wachsen  wird ;  bedarf  keines  Beweises. 

Der  15,5  Meilen  lange  Anlheil  des  Grossh.  Hessen  an 
diesen  drei  Sfaatseisepbahnen  hat  also  zusammen  bis  jetzt 
0ezember  1850}  10,178084  fl.  oder  1  Meile  durchscbniltÜch 
656651  fl.  gekostet.  —  .  .  ' 

Schon  unter  dem  18.  Juny  1836  wurde,  auf  Veranlassung 
mehrerer  Privat-Eisenbahn-Pläne,  gesetzlich  bestimmt,  dass 
das  Zvang^Enieignnngs'GeseU  vom  27.  May  1821  auf  der- 
gleichen von  der  Regierung  bewilligte  Bahnen  Anwendung 
finden  solle.  Der  erste  Gebrauch  hiervon  wurde  bei  der  im 
■Herbste  1838  begonnenen  Vrivai  -  TaumuHsmbahn  gemacht, 
wovon  0,25  Meile  bei  Kastel  auf  Grossh.  Hessischem  Gebiete 
liegen  und  deren  Polizei- Ordnung  vom  1.  Oktober  1839  ist. 
Dann  trat  eine  Pause  ein  bis  zu  dem  Gesetze  vom  16.  Julv 
1842  über  den  Bau  der  vereinbarten  Hauptlinien  und  Betrieb 
auf  StaaUkosten  (Fonds  durch  Anleihen  aufzubringen;  Tilgung 
durch  Vft  Vo,  welches  nebst  Zinsen  zunächst  aus  den  Einnah- 
men der  Bahn,  aushölfewejse  aher  aus  der  Staatskasse  erfolgt. 
Als  Staatsschuld  anerkannt  und  regelmässige  Rechenschaft  an 
die  Stände  vorgeschrieben).  Am  26.  Juny  1843  w  urde  eine  Eisen- 
bahn-Direktion in  Darmstadt  errichtet  und  unter  dem  17.  Sep- 
tember 1844  (^schien  eine  Verordnung:  über  die  AhiiengeseU- 
Schäften  für  den  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen.  Auf 
Grund  der  gesetzlichen  Ermächtigung  sind,  laut  den  deshalb 
ergangenen  Bekanntmachungen,  nticbbezeichnete  4Voigelfa/». 
uäaufnahmen  zum  Bau  der  oben  bezeichneten  Staats-Eisen- 
bahnen  geschehen: 
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1843  May   29  :  2,000000  H. 

1843  Juny  15  :  2,000000  „ 

^  1846  May     |S  :  4,000000  ^ 

1849  Sept.  17  :  1,500000  ^    (4'/aVo  zu  92»/,) 

1850  July    12  :  2,000000  „  (4ya 

11,500000  11. 

üeber  eine  £isenbaho-Vcrbindang  zwischen  Main  wul Neckar 
wurde  unter  dem  25.  Februar  1843  ein  Staatsvertrag  abge- 
schlossen und  am  31.  März  1843  bekannt  gemacht.   Die  Po- 

lizei-Ordnnnp:  für  diese  Bahn  ist  \oin  12.  Mav  1816;  die 
Tarife  wiirik'n  am  6.  July  1846  verkimtlet.  Der  atn  7.  April 
1843  bekannt  gemachte  Slaatsverlrag  wegen  Anlaj^e  einer 
Eisenbahn  zwischen  Offenbach  und  SPrankfmi  ist  vom  12.  De* 
zember  1842;  die  Polizei  -  Ordnung  erging  erst  unter  dem 
18.  Oi^tober  1849. 

Ueber  eine  Eisenbahn  zwischen  Kassel  und  Frankfurt  am 
Main  über  Giessm  ist  der  Staatsvertrag  vom  6.  Februar  1845, 
bekannt  gemacht  den  27,  May  1845.  Die  polizeiliche  Auf- 
sicht über  diesen  Schienenweg  ist  durch  Verordnung  vom 
30.  September  1848  geiegelt. 

Ausserdem  stehen  fab"osehen  von  der  Yerbindun"  der 
Main-Ncekarbahn  mit  der  Bavernschen  Westbabn  und  der 
Main-Weserbahn  mit  dem  Niederrhein)  noch  zwei  Eisen- 
bahnlinien  in  Aussicht',  deren  ganz  entschiedene  Wichtigkeil 
für  das  Grossherzogthum,  ihnen  einen  gerechten  Anspruch  auf 
den  Siaatshm  eröffnet.  Dies  ist  die  hessische  Lv^hmgs-Eitm- 
baJin  (Mainz-Worms-Ludwigshafen  ,  konzessionirt  am  15.  August 
1845,  lang  5.75  Meilen,  im  Bau  begriffen,  Baukapital  4,000000  fl., 
wovon  bis  jetzt  45%  eingezahlt  und  bis  zum  30.  April  1850: 
944317  fl.  verausgabt  sind.  Dies  ist  ferner  eine  Eisenbahn 
zwischen  Mainz  und  Bingen,  etwa  3  Meilen  lang,  noch  nicht 
begonnen,  jedoch  oberflächlich  veranschlagt  zu  1,575000  fl* 
welche  demnächst  unfehlbar  Fortsetzungen  erhalten  würde, 
mindestens  in  der  Richtung  nach  Bonn  zu.  Hoffentlich  wer- 
den die  Nachfolger  des  Ministers  Jaup  die  Zusicherung  in 
Ausführung  bringen,  welche  derselbe,  im  Gefühle  sowohl  der 
Gerechtigkeit  gegen  Rheinhessen  als  der  Noth wendigkeit  im 
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Interesse  des  ganzen  Staats;  wegen  des  Baus  auf  Staatskosten 
Namens  der  Regierung  ertheilt  hat. 

G.  Staats-AisgabeiL 

a)  Im  AlIs^inetiieM* 

iSchon  bei  Besprechung  des  Einnahmeetats  ist  dargelegt 
worden,  dass  die  ordentlichen  Ausgaben  des  Grossherzogthums 
Hessen  seit  1821/3  von  5,717652  fl.  auf  7,951810  fl  ange- 
wachsen sind ;  auch  habe  ich  die  Gründe  der  Beschuldigung 
und  Recbtferligung  entwickelt.  ^ 

In  der  von  mir  gemachten  vergleichenden  Zusammen- 
stellung der  Staatsausgaben  verschiedener  Rechnungsahschnitte, 
habe  ich  zwar  die  12  Ilauptabtheilungcn  der  amtlichen  Etats 
beibehalten,  jedoch  hinsichtlich  der  Unterabtheilungen  einige 
Aenderungen  vorgenommen,  welche  einer  gründlicheren  Ein- 
sicht in  einzelne  Ausgabezweige  förderlich  zu  sein  schienen. 

Zunädist  die  HauptiUd  nach  dem  ursprünglichen  Etat  für 
1848—50 :  und  nach  dem  berichtigten  Etat  vom  7.  Jan.  1850. 

Qeldbelrag,  Prozent-An- 

theil  a,  <L 
Endiummg. 

i  778202 

I.  Lasten  und  Abgänge  .   .   J   726266   '   '   '  ^'^^ 

I  ^  374675 

II.  Sonstige  Gewinnungskosten  j  ^'^^^^   .   .   .  17,29 

■IlL  Auf  die  Staatsschuld  .   .   |  .   .   .  7,96 

IV.  Pensionen  (aller  Art)  1838/5  :|   4d0000  . 
500000  fl.  oder  7,66o/.  .    j   476000   *    '    '  ^'^^ 

V.  För  Grossh.  Haus  und  den  j    773800  ^ 

Hof  l  riO»6S  '  • 

(davon  ZivUliste*)  581000 

nach  §.  70  der  Verfassung 


*)  Zu  vergl.  einen  Artikel  im  Darinstädter  Journal  vom  Oktober  1850, 
in  welchem  von  sehr  kundiger  Feder  entwickelt  wird,  weshalb  der 
jetzt  regierende  Grossherzog  den  bisherigen  Betrag  der  Zivüliste 
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Geldbetrag. 


auf  die  Dauer  Re- 

gieningszeit  festgesetzt ; 
Apanagen  und  Deputate 

192800  fl) 

VI.  Landtag  und  landsländi- 
sches  Archiv,  (die  Taggel- 
der betragen  nach  der  Ge- 
schäftsordnung vom  10. 
Oktober  184»  :  3«/,  fl.) 

VII.  Für  das  Militär  und  die 
Militäranslalten  .... 

VIII.  Slaatsminister,  Slaatsralh  ( 
und  geh.  Kabincls-Exped.  j 

IX.  Ministerium  der  auswärli-  \ 
gen  Angelegenheiten  etc.  } 

(Davon  Staatsarchiv  4  bis 
5000  Gulden,  Postwesen 
268611..  Buudeslasten  43320'\ 

J29700 J 

X.  Ministeriuni  des  hinern  und 
der  Justiz  und  zwar: 

i)  Hinisterium  selbsif  .  .  | 

2;  Rcchtsverwaltung.  l 
(1833/5  :  469253)  .    .  / 

3)  Polizei-  und  sonstige 
Verwaltungs- Behörden 
und  Anstalten  (1833/5 
: 164973) 

4)  Kultus,  ölTcntlicber  Uor 
terricht  und  sonst  zur 
Förderung  nützlicher 
Kenntnisse     .    .    .    .  ) 
(1833/5  :  196693)  { 

5)  OefTenliche  Sicherheit 
und  Armenpflege  .  , 
(1833/5  :  106179) 

6)  Medicinalwesen  .  .  . 


20000 
90000 


1,173195 
1,623600 

29250 
26960 

134276 
189056 


37700 
37700 

597859 
696789 

200086 
199799 


291072 
999499 

146287 
146464 

56650 
6779^ 
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7)  Landgestüt.   .   .       .  | 

8)  Handelskammern  zuMainzj 

und  Offenbach  .   .   .  } 

9)  Maass-  und  Grewichts-  | 
kosten  f 

10)  Beilrag  zurKrankenan-  i 
stalt  Uofheim    .  .  .  j 

11)  Beiträge  zu  Flussban-  i 
ten  } 

12)  Zur  Verbesserung  der  I 
Landwirthschaft    .  .  I 

13)  Beitrag  zu  den  auf  den  / 
Etappenstrassen  ent-  [ 
stebenden  Kosten  .  .  ' 

14)  Kosten»  welche  die  Ju* 
stiz  und  Polizei  zusam- 
men betreffen  .  .  . 

1^)  Beiträge  zur  Staatsun-  | 
terstützungskasse   .  .  } 

16)  Zur  Verbesserung  des  i 
Gewerbewesens    ,  ^ 

Zusammen  Uinisterium  des  | 
Innern  und  der  Justiz    .  .  .  } 

XI.  Ministerium  der  Finanzen  u. 
zwar : 

1)  Ministerium,  Etatswesen,  | 
Buchhaltung  .  .    .   .  | 

2)  Bechnungskammer  nebst » 
der  1.  Justitikatur-Ablh.  i 

S)  Hauplslaatskasse    .  .  | 

4)  Verwaltungs-Kollegien  J 

(Oberfinanzkammer : 
47315,  Forstdirektion : 
26020,  Baudirdction : 


30000 
30000 

1450 
iMO 

1830 

20000 
90000 

4500 
4S00 

8000 
8000 

3500 
3600 

21950 
36834 

15700 
16700 

8000 
9000 


1,447584 


23650 
23650 

25877 
25877 

17615 
i76iS 
95430 
87464 


Prozent- An^ 
fheil  a.  d. 
Endsumme. 

.  0.38 
« 

0,02 

0,02 

0,25 
.  0,06 
.  O.to 

0,04 
•  0,32 


0^20 


0,10 


18,20 


0,30 
0,33 
0,22 
1,20 
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kainmer  14683,  Ober- 
f&rsidirektion  8350, 
Oberbaudirekti(m^^09b, 
Obersieuerdirektio»  i4887 
Ober  forste  und  Domä- 
nendfrehHon^i99]. 

5)  Bauwesen  | 

(1833/5  :  458353  fl.,  also 
Zunahme  fast  69  wel- 
che fast  nur  auf  den  Un- 

Icrhall  der  Chausseen 
kommt,  (Jessen  Kosten  von 
175300  fl.  auf  465000  Ü. 

also  um  165Vo  gestiegen 
sind.) 

6)  Münzwesen    .   .   •   •  | 

7)  Reisekosten  un(j  Diäten  | 


774106 
967794 


3580 

6500 
6600 


ünterabtheilung  1  -  7.  946758 

799400 

8)  Ausgaben  die  nicht  zur 
laufenden  Verwaltung  ge- 
hören, als :  Landesvermes- 
sung und  Katastrirung 
56000  fl.,  Domänen -In- 
ventar 2200  fl.,  Grundren- 
tenablösung 2500011.,  für 
Aufsuchen  von  Salz  4000  fl, 
Flussbauten  70402n,Pro- 
vinzialstrassenbau  'Schul- 
den 56000/ fl.  .    .   .   .  )  213602 

I  i6a946 


Zusammen  Finanz-Ministerium  1,160360 
(1833/5  :  745580  fl.)  686646 


Prozent'An^ 
(heil  a.  d. 
Endsumme. 


9.73 


0,04 

0,08 


11,90 


2,69 


14,59 
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iheil  o.  d, 
Etidiwnme, 

X\l,  Allgemeine  Kosten  in  den 

KollsgienhäuserD  ....        7681  ^.^ 

8041     '    •    •  ' 

Gesammtsumme  des  ordentlichen 

Ausgabe-Etato  7,961810  fl. 

7,969TfO  ^ 

Bei  Verglmkwii/  der  uiekUgiim  Sötte  heider  Voraneckläge 

zeigt  sich: 

1.  ein  Mehrbedürfniss  von  jährlich  18734  fl.  fiir  die  Verzin- 
sung der  Staatsschuld,  namentlich  die  Verzinsung  des  be- 
reits ausgegebenen  Theils  des  Anlehens  von  1,000000  fl,, 
welches  auf  dem  vorigen  Landlage  von  Seiten  der  Stände 
behufs  der  Bestreitung  ausserordentlicher  Bedürfiiiisse  des 
Staats  bewilligt  worden  ist; 

2.  ein  Mehrbedürfniss  von  mindestens  55000  fl.  jährlich,  zur 
Bestreitung  der  Pentionenf  veranlasst  hauptsächlich  durch 
die  vielen  in  Folge  der  veränderten  Verhältnisse  und  der 
neuen  Organisation  der  Verwaltungsbehörden  unvermeid- 
lich gewordenen  Pensionirungen  •, 

3.  ein  Mehrbedarf  von  jährlich  86380  fl.  wegen  der  in  den 
Jahren  1848  und  1849  dem  Grossherzogthum  zur  Last 
gekommenen  Beiträge  zu  den  in  diesen  Jahren  ausge- 
schlagenen ausserordentlichen  Beidki-  und  Bundeelastem; 

4.  ein  Mehii>edarl  von  jährlich  32706  fl.  für  die  Kosten  der 
Stadt-  und  Landgerichte,  welcher  hauptsächlich  in  den 
durch  das  Gesetz  vom  7.  August  1848  vom  1.  April  1848 
an  auf  die  Staatskasse  übernommenen  Gehalte  und  Ver- 
gütungen etc.  für  die  Landgerichte  in  den  standei^berr- 
iichen  Bezirken  beruht  und  dadurch  gerechtfertigt  er- 
scheint; 

5.  ein  Mdirbedarf  von  jährlich  9318  fl.  für  Besoldungen  und 
Yei^tungen  an  Fonä^eam^  in  den  standesherrlidien  Be- 
zirken, gleichfalls  durch  die  Bestimmungen  des  vorer- 
wähnten Gesetzes  hervorgerufen,  und  endlich 

6.  ein  Mehrbetrag  von  durchschnittlich  jährlich  350405  fl. 
für  die  laufenden  und  ausserordentlichen  Bedürfnisse  des 
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Grosslierzogl  MUUärs,  welcher  beioabe  gänzKcb  durch 
die  Mobilmacbang  des  gesammlen  Grossherzogl  Hilttärs 
und  dessen  Verwendungen  im  Rcichsdienste  veranlasst 
worden  ist. 


Zu  besonderer  Erörterung  hebe  ich  als  die  widitig^ten, 
die  Ausgaben  für  das  MiHiär  und  für  die  Staatssehuld  her- 
vor, ihdem  ich  für  das  Militär  die  Finanzperiode  1839  —  41 
wähle,  weil  davon  bereits  die  Rechnung  abgenommen  ist. 
Die  Schlusssumme  der  Ausgaben  dos  ordentlichen  Etats  war 
fiir  ein  Durchschnittsjahr  von  1839/41:  7,636340  11.,  wovon 
für  das  Militär  und  die  MiUtäranitaUtH  1,174601  iL  (Beilage 
Nr.  49  zum  Protokolle  vom  d3«  Januar  1845  Seite'  57)  ausser 
den  Militärpensionen  und  Militärgnadenpensionen ,  welche 
134945  fl.  betrugen,  in  Anspruch  genommen  smd.  Der  or- 
dentliche Aufwand  für  das  Militär  war  also  etwas  mehr  als 
17  Vo  der  gesammten  Staatsausgabo.  Nach  einem  besondern 
Berichte  über  die  Rechenschaftsablage  der  Militärverwaltung 
von  1839/41  (Beilage  34  zum  Protokolle  vom  14.  Januar  1845) 
haben  indess  die  wirklichen  Verwendungen  (ohne  obige  Pen- 
sionen) nur  3,255790  fl.  (richtiger  3,255879),  ako  für  ein  Jahr 
1,085293  fl.  betragen,  welche  auf  die  emuhm  Aits(ftAelM 
wie  folgt  sieh  vertheilen : 


Benenmin«:  der  Regimen- 

SUuUsi'ech- 
nung 
iS27. 

Wirkliche 

Ausgabe 

ProMBt- 

Autheilan 

Im  Voi*- 

anschlage 

ter,  Korps  u.  s.  w. 

1839—41 

der  End- 

fiir 

in  einem  Jahr 

samme 

1845 /?• 

fl. 

fl. 

11. 

1.  Garderegiment  Che- 

vauxlegers     .    .  . 

218490 

297391 

27,40 

3^5468 

2.  Erstes  lul'aiileriere- 

139916 

12,89 

147643 

3.  Zweites  Infanterie- 

regiment .... 

128683 

11,86 

13143» 

4.  Drittes  Infanteriere- 

giment • .  •  . 

119816 

11,04 

130558 

5.  Viertes  Infanteriere^ 

giment  

9aoia 

118177 

10,89 

Redens  Finaaz-äuusiik. 

«  29 
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Benentiuog  der  Regimenp 
tWf  Korpfl  o«  s.  w. 


Staatsrech' 
nung 
1827, 


in 


WiAHeiM'  PMMWBt-  InVorMi- 

Ausgabe    Antheilan  schlage 
1839->4l    der  End-  für 

I  einem  Jahr,  summe.  1846/7. 


6.  Pionnier-  und  Arlil 


1          *  1 

leriekorps  .... 

€19iO 

78507 

7,  Knegsnunistennm  . 

35530 

.  8.  Garde  da  Corps  . 

ifßbO 

■  A  A  A  A 

18694 

9*  An  Zusdiuss  zur  Of- 

fizier -Wittwenkasse 

i9998 

15701 

10.  Generalquartiermei- 

slerstab  .... 

9034 

15518 

II.  Für  Unterhaltung  d. 

- 

Militärgebäude  .  . 

13696 

Id.  Adjutanten  Sr*  Kö- 

nigl.    Hoheit  des 

Grossherzogs    .  • 

13063 

la.  StrafonstaU  za  Ba- 

benbausen    .   .  . 

11685 

14.  Kommandement 

Darmstadt  ... 

S386 

9655 

15,  Wafifendirektion 

aaso 

8072 

16.  An  Zuschuss  zur  Unr 

terolBzier^Wittwen- 

7551 

17.  Knegszanlamt  und 

Kriegsrechnungsbfi- 

6991 

18.  Dicnstalterszulagef. 

ünteroffiziei  e    .  . 

6697 

19.  MilitärbildungS'An- 

6046 

6000 

20.  Keinem  besondem 

Korps  attachirteOf- 

i0948 

5699 

Sn.  An  unvorhergesehe- 
nen Ausgaben  .   .  5220 

22.  An  Diäten ,  Fuhr-  u. 

Botenlohn    .   .   .       406i  4843 


i. 

7,23  92173 

3,28  36507 

1,78  18874 

1,45  14000 

1,43  15279 

1,26  12000 

1,20  20238 

1,08  12431 

0,89  10219 

0,75  8407 

0,70  6100 

0,64  7000 

0,62  6600 

0,55  6000 

0,52  — 

0,48  1500 

0,45  350O 


L^iy  -i^uu  Ly  Google 


—  461 

ter^  Kut^  0.  s.  w. 

23.  Für  Gottesdienst  u. 

Stacrtsrwh* 
nung 

Wirkliehe  Prozent- 
Ausgabe   AntheU  aa 
1889—41  derEod^ 

fl. 

Im  Voran- 

för 
1845/7. 
8. 

Schulen  .... 

4160 

4551 

0,42 

4872 

24.  Dienstalterszulage 
flir  Offiziere  . 

4500 

0,41 

12100 

25.  AnUnterstützungen 
28.  Oberkriegsgericht 
27.  MilitärsaDitätsdi- 

4660 
99f8 

4427 
2655 

0,41 
0,24 

4500 
8220 

rektion  .... 

$980 

1170 

0,11 

2450 

28.  An  Gratificationen 

6006 

876 

0,Ü8 

1000 

29.  An  Zuschuss  zur 

Invalideokasse .  . 

1800 

5000 

906880 

1,085208 

100 

1,164377 

Im  Budgetsentvvurf  für  1821/3  kommen  für  den  Unter- 
halt des  Militärs  und  der  Militäranstalten  1,111899  fl.  vor,  der 
Landtag  aber  bewilligte  davon  nur  1,000000  fL  Für  1834/6 
worden  961145  fl.,  für  1827/9  :  905000  fl.  bewilligt;  die  Re- 
gierungs- Forderung  für  1880/2  betrog  914819  fl.,  die  atSn- 
dische  Bewilligung  dagegen  892355  fl.  Die  ferneren  fitatsom- 
roen  sind:  fiir  1833/5:  938294  1836/8:  936563  il.,  1839 
—41:  958591  fl.,  1842/4:  1,154182  fl.,  1845/7:  1,164377  fl., 
1848^^0:  1,173195  und  350405  fl. 

Die  seitherige  Stärke  der  infanlerie  war  4802  Mann  ohne 
Offiziere  in  vier  Regimentern,  welche  46,68  %  des  gesamm- 
ten  Aufwandes  für  das  Heer  erforderten;  die  Kosten  eines 
Mannes  waren  also  durchschnittlich  101  fl.  Das  ReUerregi- 
nkni  zählte  ohne  Offiziere  909  Hann,  wovon  jeder  dorch- 
sdinittKch  812  fl.  kostete;  die  Stärke  des  ArHüerie'  ond  Fkm- 
«ter- Korps  war  ohne  OlFiziere  570  Mann,  der  durchschnitt- 
liche Aufwand  also  131  fl.  Da  das  gesammte  Truppenkorps 
aus  9350  Mann  bestand,  so  kamen  von  der  Endsumme  des 
Militäretats  im  Durchschnitt  auf  den  Kopf  etwa  116  fl.  und 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  des  Landes  (mit  den  Militäp- 
pensionen)  etwa  1,5  fl.  Nicht  in  Recbnong  gezogen  sind  hier- 
bei der  Zoschoss  zo  den  Etappenkosten  (Minist,  d.  Inn.)  mit 

29* 
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3500  fl.,  sowie  die  ausserordentlichen  Verwendungen  für  das 
Militär  in  jenem  Finanzabschnitt,  für  eine  Infanterie -Kaserne 
in  Offenbach  (Staatsbeilrag  53979  fl.) ,  für  Zeughaus-  und  son- 
stige Bauten,  für  Anschaffung  von  Dienstpferden ^  zusammen 
mit  etwa  131000  Q. 

Die  erste  Montinmgsausriislwg  kostet  för  einen  Infanteri- 
sten 39  fl.  3  kr.;  för  einen  Reiter  39  fl.;  flir  einen  Kanonier 

der  reitenden  Artillerie  53  11.  32  kr.,  der  Train-Arlillerie  49  fl. 
39  kr.,  der  Fuss  -  Artillerie  39  fl.  ll  kr.,  für  einen  Pionnier 
39  a.  11  kr. 

Der  Preis  einiger  Bewaffwmgs-Gegetuiämde  ist,  für  ein 
Infonteriegewehr  20  fl.  30  kr.»  eine  Büchse  38  fl.,.  einen  Ka- 
rabiner 11  fl.  30  kr.,  Pistolen  8  fl.  30  kr.,  einen  Infenterie- 
Säbel  3  fl.,  einen  Reitersäbel  7  fl.  30  kr.,  ein  Idpfdr.  Feld- 
geschützrohr 1820  fl. ,  eine  dazu  gehörige  Lafette  450  fl.,  ein 
6pfdr.  Feidgeschützrohr  936  fl. ,  eine  Lafette  dazu  400  fl. 
u.  s.  w. 

Die  Selbstkosten  von  1  Pfd.  Brod  waren  in  der  Proviant- 
anstalt d  kr.  1,52  pf.;  die  Portion  Brod  (seit  16.  July  1833 
anstatt  IVt  Pfd.  2  Pfd.)  wird  zu  3%  kr.,  eine  volle  Portion 

zu  5  kr.  berechnet,  eine  Ration  zu  17  kr.  Der  Remontepreis 
eines  leichten  Pferdes  ist  zu  130  fl.  angegeben,  eines  Artille- 
rie-Reitpferdes zu  150  fl.,  eines  Zugpferdes  zu  ICO  fl. ;  indess 
scheinen  bei  schleunigen  Anschalfungen  diese  Preise  bei  wei- 
tem zu  niedrig,  'weil  der  für  die  jetzige  Vermehrung  des 
Pferdestandes  geforderte  Dorchschnittspreb  220  fl.  ist. 

Eine  ansführliche  Denkschrift  des  Kriegsministers  (Bei- 
lage 740  zum  Protokoll  II.  Kammer  vom  31.  Januar  1849) 
betrifit  die  Kosten  der  Vermehrung  der  Streitmacht  auf  2  Vo 
der  jetzigen  Bevölkerung  und  daraus  ist  Nachstehendes  mit- 
zutheilen« 

Zp  dem  bisherigen  Bestände  von  9350  Mann  müssen  noch 
7650  Mann  kommen  und  dann  wd  das  Kontingent,  den  Be- 
stimmungen der  Reichsgewalt  entsprechend,  aus  folgenden 

Theüen  bestehen: 
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Kontingent     Ersatzmannschaft  Reserve 
von  1  'A  %. 
lafanterie  ....  10430 
Reiterei  und  Feld-  * 
gensdarmerie    .  .  1275 
FeldartiOerie  ...  864 

Cnlkt4CkMMIIsw) 

BelagerungsartiUerie  54 
PioDoire     ....  12T 


von  Vö  %. 

vonVaVo. 

1164 

2255 

141 

284 

96 

267 

(■ItSCMUltMii) 


14 


Zusammen   12750  Mann.    1415  Mann,    2835  Mann. 
Nach  den  vorgelegten  sehr  ins  Einzelne  gehenden  Be- 
rechnungen soll  der  ersimaKge  Aufwand  för  die  vorschrifts- 
mässige  Vermehning  des  Bestandes  die  nachbezeichneten  Sum- 
men erfordern : 

KmUmgent  und 
ErsatffnuHmichaft 

Bekleidung   308116 

Bewaffnung  u.  Ausrüstung  .   .  251975 

Plerdeaokauf   ......  47520 


Reserte 

116154 

241692 


Zusammen 


607611 


357846 


965457  fl. 

Diese  Summe  ist  durch  Beschlässe  II«  Kammer  auf  etwa 
889000  a.  vermindert. 

In  dem  ursprünglichen  Vorn nsch Inge  <lcs  ordentlichen  Aus- 
gabeetatvS  für  1818—50  werden  für  das  Militär  und  die  Mili- 
täranstalten  1,173195  fl.  für  Mililärpensionen  etwa  130000  fl. 
gefordert  (die  Kosten  des  Gensdarmeriekorps  mit  103000  fl, 
und  die  Kosten  der  Militäraushebung  stehen  auf  dem  Etat  des 
Ministeriums  des  Innern).  Würde  jedoch  die  Vermehrung  des 
Kontingents  in  der  vorbezeichneten  Weise  durchgeführt,  so 
müssten.  die  jährUehen  Ausgaben  für  das  Heer  (ohne  die  Plot- 
tenbeilräge  und  die  militärischen  Bundeskosten)  i\uf mindestens 
1,950000  fl.  sich  erhöhen,  im  berichtigten  Budget  für  1848/50 
sind  1,523600(1.  und  aussei  dem  für  Militärpensionen  148307  fl. 
fordert,)  was  22  bis  23  %  der  Gesammlausgaben  und  etwa 


36  %  aller  reinen  Staatseinnahmen  des  Grossherzogthums 
wäre.  Diese  eme  Ausgabe  würde  durch  die  Einnahme  von 
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aUen  direkten  Stenern  oder  von  allen  lYoniänen  und  Regalien 

nicht  gedeckt  werden  können.  Dann  ferner  käme  auf  den 
Kopf  der  jetzigen  Bevölkerung  ein  Durchschniltsbeitrag  von 
2,26  fl.;  aliein  die  nothwendig  folgenden  und  noch  eine  Reihe 
von  Jahren  zu  erwartenden  militaiischen  Ausgaben  im  ausMcr^ 
ordenilicheti  Etat,  würden  noch  ausserdem  zu  tragen  seyn.  — 

Die  BewüMffimg  des  MiäiäreUtU  gesobiebt  in  der  Regel 
für  einen  Finanzabschnitt,  also  für  3  Jahre^  die  Ansätze  für 
Brod,  Furage,  Holz,  Montirungstöcher  und  Pferde  jedoch 
werden  nur  annähernd  bewilligt,  indem  erst  bei  der  Rech- 
nungsablage die  schliessliche  Feststellung  dieser  Posten  durch 
Einreihung  der  toirklichen  Preise  jener  Gegenstände  erfolgt. 
Wie  bedeutend  die  dadurch  verursachten  Abweichungen  sein 
können,  ergab  sich  beispielsweise  im  Finanzabschnitt  1839/41* 
wo  bei  der  Rechnungsablage  wegen  jener  Preisunterschiede 
dne  Nachbewillignng  von '982172  fl«  oder  von  9,8%  der  ur- 
sprünglichen Bewilligung,  erfolgen  musste*  — 

Noch  einige  Worte  über  die  mUÜärisdke  Geubsg^wtg  im 
Grossherzogthiim  Hessen.  Schon  durch  die  Verordnung  vom 
9.  Dezbr.  1807  und  13.  Februar  1808  war  eine  Militärwitt- 
wenkasse errichtet.  Die  durch  Edikt  vom  7.  Januar  1814  er- 
richtete Landwehranstalt  wurde  am  20.  November  1819  wie- 
der aufgehoben,  die  Militärdienstzeit  auf  8  Jahre  herabgesetzt 
(1.  Januar  1818);  auch  erschienen  unter  dem  25.  Nov.  1812 
Kriegsartikel,  welche  die  erste  Grundlage  zu  der  später  er* 
folgten  altgemeinen  und  durchgreifenden  Reform  des  Mflitär- 
strafWesens  (Gesetze  vom  13.  July  1822,  11.  September  1833 
und  12.  May  1848)  enthielten.  Am  21.  April  1821  erliess  der 
Grossherzog  die  Militardienstpragmalik,  durch  welche  die  Ver- 
hältnisse der  Offiziere  und  Militär})camten  auf  dieselbe  Weise 
geregelt  wurden»  wie  dieses  kui  z  zuvor  hinsichtlich  der  Zivil- 
staatsbeamten geschehen  war.  Durch  Verordnung  vom  22.  Sep* 
tember  182C^  wurde  die  QmickUbairkeU  in  bürgerlichen  Rechts- 
sachen der  Uilitärpensonen  den  bUrgerkchen  Gerichten  über* 
,  wiesen,  spätere  bezügliche  Verordnungen  sind  vom  8.  Sep- 
tember 1848  und  16.  Junv  1849.  Schon  das  auf  dem  ersten 
Landtage  vereinbarte  RekrvUruugsgesetz  vom  6.  August  1821, 
hob  in  Uebcrcinslimmung  mit  Art.  29  der  Verfassung  (mit 
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Ausnahme  der  Familien  der  Standesherrn)  alle  Befreiungen 
vom  Militärdiensie  auf,  beschrankte  die  Dienstzeit  auf  6  Jahre, 
regelle  den  Eintritl  durch  das  Loos,  gestaltete  aber  die  Stell- 
Vertretung.  £in  auf  denselben  Grundsätzen  beruhendes  neues 
Rekratirangpgeselz  wurde  am  80.  July  1830  erlassen  (Voll- 
.  Zugsverordnung  vom  30.  April  1631);  unter  dem  10.  März  1833 
wurde  die  Stellvertretung  im  Mililärdienste  gesetzitoh  geregelt 
(Vollzugverordnung  vom  13.  März  1850  und  Bekanntmachun- 
gen vom  9.  März  und  31.  August  1849,  wodurch  das  vor- 
läufige Fortbestehen  der  durch  die  Grundrechte  des  deutschen 
Volks  aufgehobenen  Stell  vor!  rotnng  ausgesprochen  wird.).  An 
die  Stelle  einiger  Privatgeseilschaflen  trat  eine  Staattassekuranz" 
Anstali  für  die  SieUrevlretung  (Statut  vom  1.  September  1833 
und  Gesetz  über  die  Beitreibung  der  Beiträge  vom  19.  August 
1836).  Im  Jahre  1848  waren  5102  tauglicbe  Dienstpflichtig» 
vorhanden;  die  Rechnung  der  Einstandskasse  vom  1.  April 
1847/8  hatte  167260  fl.  Einnahme  and  145795  fl.  Aasgabe, 
bei  der  Truppenergänzung  des  Jahres  1848  wurden  604  Ein- 
stehor  gestellt;  bei  der  Rechnung  der  Siaaisassekuranz-Anslalt 
für  die  Stellvertretung  vom  Musterungs-  und  Ziehuugs-Jahr 
1847  war  die  Einnahme  von  1519  versicherten  Militärpflichti- 
gen 124468  fl.,  die  Ausgabe  betrug  eine  gleiche  Sumoie  wo- 
von zur  Einstandskasse  123500  fl.  kamen,  als  Vertretungs- 
summe von  250  fl.  fiör  494  Versicherte«  Nach  den  Erfahrun- 
gen der  früheren  Gesetzgebung  war  der  jähriiohe  Brsatzbe- 
darf  nur  etwa  Vs  der  tauglichen  Dienstpflichtigen,  so  dass 
schon  Vs  durch  das  Loos  befreit  wurden;  die  Zahl  Derer, 
welche  die  Assekuranz  benutzten  betrug  etwas  mehr  als  Va 
der  tauglichen  Dienstpflichtigen  und  die  Zahl  der  Einsteher 
ist  nicht  völlig  '/s  der  jährlichen  Einstellung  gewesen*  — 
Von  sonstigen  hierher  'gehörigen  Verordnungen  sind  hervor- 
zuheben ,  die  Bestimmungen  über  die  Einrichtung  der  obersten 
Behörden:  vom  4.  Jnly  1821,  19.  April  1826  und  25. Februar 
1829-,  die  Vorschriften  über  Einquartierung  und  Verpflegung: 
vom  5.  Juny  1815,  17.  und  31.  August  1848  und  28.  April 
1849:  die  AusführungsbestimmuDgen  der  durch  die  Reichs- 
versammlung beschlossenen  Vermehrung  des  Truppenstandes 
vom  22.  November  1848  und  1.  März  1849}  das  provisorische 
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Geselz  vom  1.  November  1848  die  i??Vr^cr«reÄr  beireffend  und 
die  Verordnuns:  vom  27.  August  1849,  die  Aufnahme  in  die 
Militärschule,  die  Beförderung  zum  Offiziergrade  und  die  wis- 
senschaftliche FortbilduDg  der  Offiziere  betreffend.  Eine  (als 
Terfassungs widrig  erlassen  angegriffene)  Verordnung  vom  T.Aug. 
.1850  enthält  Bestimmangen  gegen  die  Verleitung  der  Militär-, 
Personen  zur  Verletzung  ihrer  Dienstpflichten.  — 

D.  Staatsschuld. 

a)  €te«eliielitlleke«« 

Indem  ich  mich  zur  Staatsschuld  des  Grossherzogthums 
Hessen  wende,  sende  ich  einige  geschichtliche  Bemerkungen 
voraus,  welche  grossentheils  der  Gesetzsammlung  und  dem 
Bericht^  des  Freiherrn  «an  Oagem  über  die  Verwaltung 
der.  Staatsschuld  in  dem  Finanzahschnitte  1842/4  (Beilage  190 
zum  Protokoll  vom  28.  Februar  f848)  entnommen  sind;  dem 
fast  einzigen  von  allen  mir  zu  Gesicht  gekommenen  finanziel- 
len Berichten  II.  Kammer  aus  neuerer  Zeit,  welcher  wegen 
seiner  Gründlichkeit  besondere  Erwähnung  verdient. 

Aus  einer  Bekanntmachung  der  Hofkammer  zu  Giessen 
vom  13.  Dezember  1811  erhellt,  dass  die  Kaufschillinge  für 
herrschaftliche  Domänen,  Güter,  Zehnten,  Schafereien,  der 
Erlös  för  AUodifikationen,  sowie  die  davon  fallenden  Zinsen, 
zum  Schnidentilgungsfond  bestimmt  sind.  —  Schon  die  Ver- 
ordnung vom  I«  Oktober  1806  enthält  die  feierliche  Erklärung 
und  landesherrliche  Zusage; 

„dass  alle  landsländische  oder  von  den  Landständen 
„gararttirte  Schulden  nach  wie  vor  auf  dem  Lande  radizirt 
,,und  hypothezirt  verbleiben,  auch  die  pünktliche  Sorge 
„dafür  getragen  werden  soll,  dass  die  davon  zu  entrich- 
„tenden  Zinsen ,  wie  bisher  vor  allen  andern  Zahlungen 
„berichtigt  und  die  fölligen  oder  ordnung^mässig  aufge- 
„kündigten  Kapitalien  nach  den  bisher  bestandenen  Nor- 
„men  abgetragen  werden." 

Eine  Verordnung  vom  1 L  Dezemher  1813  bestimmt  ferner, 
dass  vor  Ablauf  zweier  Jahre  nach  erfolgtem  Friedensschlüsse 
keine  Aufkündigung  der  Staatsschuld  angenommen  werden 
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solle ;  während  die  Zinsen  derselben  wie  bisher  zur  gehörigen  ' 
Zeit  entrichtet  werden  sollten.  —  Eine  Verlängerung;  der 
Kündigung^Suspension  bis  zu  Endo  1818  wurde  durch  Ver- 
ordnung vom  4.  September  1817  bestimmt  und  sie  isi  aber- 
mals verlängert  bis  zur  Ordnung  des  Staatsschuldenwesens 
im  Einverständniss  mit  den  Landständen,  durch  Verordnung 
vom  5.  März  18f  9.  Zwei  Bekanntmachungen  des  Ministeriums 
vom  15.  Januar  und  30.  July  1813  enthalten  Bestimmungen 
über  die  hanauischen  Landesschulden  und  eine  vom  20.  Sep- 
tember 1813  über  die  fuldaischen  Landesschuklen.  —  Am 
26.  August  1818  wurden  die,  durch  den  Slaatsvertrag  vom 
29.  Juny  1816  zwischen  Kurhessen  und  Grossherzoglhum  Hes- 
-  sen,  von  den  fürstlich  Jsenburgischen  Landestheilen  überpom- 
menen  Schulden,  bekannt  gemacht.  —  Eine  Verordnung  vom 
2.  März  1819  bestimmt,  wie  vom  1.  July  1819  an  die  Steuer 
behuf  der  Landesschulden  in  allen  Theilen  der  Provinzen 
Starkenburg  und  Hessen  zu  gleichen  Theilen  erhoben  werden 
sollen.  Am  9.  März  1821  ist  eine  Instruktion  über  die  Be- 
handlung und  Verrechnung  der  Rückstände  aus  der  Finanz- 
Verwaltung^-Periode  bis  zu  Ende  des  Jahrs  1820,  Uber  die 
Bildung  einer  Haupt- ResikauB  und  die  Tilgung  der  schwe- 
benden Staatscbuld  erlassen  —  mit  AusfUhrungs-Verordnung 
vom  3.  May  1821.  — 

Die  älteren  Schulden  zerfielen  in  die  zwei  Hauptklassea: 
Landes-  und  Kammer-Schulden,  beide  waren  durch  die  Er* 
eignisse  der  letzten  Jahrzehnte  des  vorigen  und  der  ersten 
des  lautenden  Jahrhunderts,  in  welche  das  Land  durch  seine 
Lage  nothwendig  verwickelt  wurde  ;  bedeutend  angewachsen. 
Sie  vermehrten  sich  ferner  beträchtlich  durch  die  mit  den 
s.  g.  Bntschädigungislanden  überkommenen  Schulden  dieser 
Landestheile;  welche  um  so  grösser  wurdeh,  je  ausgedehntere 
Anwendung  man  dem  Grundsatze  gab,  auch  solche  Schulden 
einzelner  Landestheile  unter  die  SlaaitschMen  aufzunehmen, 
welche  andere  Regierungen  den  Provinzen  oder  Gemeinden 
zugewiesen  haben.  —  Eine  der  ersten  Früchte  landstän- 
discher Mitwirkung  zur  Ordnung  des  Staatshaushalts  war  das 
Siaaisschuldentilgimgsgesetz  vom  29.  Juny  1821,  wodurch  die 
Staatsschuld  unter  Gewähr  und  Mitverwaltung  der  Stände 
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gestellt  and  deren  einHeititdie  Verwaltung,  regelmässige  Ver- 
zinsung und  planmiiösigc  Tilgung  gesichert  wurde.  Die  Staats- 
schuld war  damals: 

1)  eine  liquide,  welche  zur  Zeit  jenes  Gesetzes  (nach  einigen 
Berich tigUDgen)  mit  12,949173  il.  überwiesen  wurde, 
jedoch  im  Laufe  des  ersten  Finanzabscbnitts,  durch  neue 
Anlehen,  liquide  Zugänge  ans  der  illiquiden  Schpld, 
durch  Kautionen  und  Depositen,  dergestalt  vermehrt 
wurde,  dass  am  1.  Januar  1824  der  Betrag  der  liquiden 
Staatsschuld  13,879180  fl.  war. 

2)  Eine  zu  971302  11.  geschätzte  «Y/i^Mifi^e  Staatsschuld,  welche 
später  so  bedeutende  Zugänge  erfuhr,  dass  schon  bis 
zum  1.  Januar  1845  die  Summe  der  Ueberweisungen  von 
der  illiquiden  zur  liquiden  Schuld  2,022334  fl.  betrug. 
Der  Betrag  beider  Schuldtheile  war  hiernach  am  22.  Juny 
1821  wirklich  15,408229 

3)  Sämmtüche  beim  Sehluss  der  Bücher  för  das  Jahr  1829 
ausserdem  noch  vorhandene  Zahlungsverbindlichkeiten 
des  StaaLs,  bildeten  die  schwebende  Schuld,  zu  deren  Til- 
gung die  Einnahme  von  früheren  Rückständen  bestimmt 
und  eine  bis  Anfang  1838  bestandene  Hauplrestenkasse 
errichtet  wurde.  Auf  diese  adiwebende  Schuld  wurden 
zusanmiengenommen  2,959429  fl.  verwendet 

Als  Slaalnekitld  mmrhamii  waren  Ende: 


1821  :  

.    13,435734  „ 

t       1823 1      .    «    .    •  . 

.    13,985937  „ 

1824 :  

.    13,841412  « 

Der  Zinsfuss  war  damals: 

SV.o/^  .... 
3^/(1 

unverzinsUch  .  . 

404465  fl. 
370  ^ 
.  11,726120  ^ 
7924  n 
772682  n 
14222  « 
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Wenn  man  aber  die  bereits  bestandenen,  nur  später  erst 
anerkannten  Staatsverpflichlimgen  in  Anrechnung  bringt,  so 
war  der  wirkliche  Gesctmmtbetrag  der  ^uldcerbindlichkeUm 
des  Grossberzogthums  Hessen  am  1.  Januar  1824:  18,867943  fl.» 
was  auf  den  Kopf  der  damaligen  Bevölkerung  etwa  29  fl. 
und  zur  Slaalseinnahme  ein  Verhaltoiss  wie  3,14  zu  1  ergiebt 

Die  S(^vkkHHlgungsha$$e  begann  ihre  Wirksamkeit  mit 
dem  Umtausch  der  auf  Namen  lautenden  Obligationen,  in 
solche  auf  Inhaber  nach  §.  2  des  Gesetzes  und  ging  dann  zu 
der  durch  §.  9  vorgeschriebenen  Rückzahlung  miuclst  Ver- 
loosung  über. 

Eine  Hauptaufgabe  ferner  bildete  die  Herahielsmug  de$ 
ZimfitiseB,  welcher  im  Jahre  1891  grösstenüieiis  5Vo  selbst 
6Vo  betrug,  and  dazu  bahnte  ein  Nacktrag  zum  Staats-Schul* 
den«Tilgungs-Gesetz  vom  95.  Februar  1894  den  Weg.  Um 

schneller  damit  vorzuschreiten,  schloss  man  am  15.  August 
1825  mit  dem  Wechselhause  Rothschild  einen  Anlehnvertrag 
ab,  wonach  demselben  130000  Partialschuldscheine  zu  50 
gegen  Baareinzalilung  von  6,500000  fl.  ausgehändigt  wurden. 
Die  Tilgung  dieser  «sKe»  Schuld  sollte  dergestalt  seyn ,  dass 
durch  40  Ziehungen  am  1.  July  1876  die  Zurückzahlung  von 
Kapital,  Zinsen  und  Prämien  geschehen, wäre,  wozu  dann  der 
Staat  91,419300  fl.  verwandt  haben  würde.  Da  es  im  Systeme 
dieses  Vcrloosungsplans  liegt,  dass  die  Beträge  der  Rückzah- 
lungen im  Verlaufe  der  Tilgungsfrist  fortwährend  wachsen, 
weshalb  die  bedeutendsten  Summen  in  den  letzten  Jahreu  der 
Rückzahlung  erforderlich  sind;  so  wurden  der  Tilgungskasse 
in  einem  Gesetze  vom  16.  Juny  1837  durch  eine  unveränder-* 
liehe  Dotation  von  598307  fl.,  so  wie  durch  die  Bestimmung 
der  Vermehrung  derselben  fiir  neue  Schulden,  die  erforder- 
lichen Mittel  gesichert.  Da  die  Tilgungskasse  ausserdem  be- 
deutende sonstige  Einnahmen,  namentlich  durch  Domänenver- 
kauf, hat,  für  jeht  aber  keine  entsprechend  hohe  Ausgaben; 
so  musste  ein  sehr  beträchtlicher  Vermögcnsfonds  bei  ihr  sich 
ansammeln.  Die  Partialschuldscheine  der  Anleihe  von  1825 
fanden  anfänglich  (wie  das '  eine  fast  natürliche  Folge  des 
Verloosungssystems  war)  so  wenig  Gunst  und  erfuhren  deshalb 
eine  so  grosse  Werthverminderung,  dass  die  Verwaltung  schon 

» 
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im  Jahre  1827  sich  veranlasst  sah  (Bekanntmachang  vom 
10.  July)  71967  Stück  gegen  4-  und  3  prozentige  Obligationen 
einzulösen;  wobei  ein  Gewinn  von  263579  fl.  gemacht  und 
die  Hebung  des  Kurses  für  den  kleinen  im  Umlaut' gebliebenen 
Thei!  der  Loose  erreicht  wurde. 

Eine  Folge  dieser  Maassregel  war  das  Gesetz  vom  t6. 
July  1833,  wodurch  beabsichtigt  wurde  den  Zinsfuss  der  4pro- 
zenligen  Sdiold  weiter  herabzusetzen  (Gesetz  vom  29.  März 
1836)^  jedoch  gab  man  diesen  Plan  bald  wider  auf,  indem 
man  auf  den  Zweck  dos  früheren  Lottcrieanlelms  zurückkam. 
Durch  einen  im  Jahre  1833  mit  dem  Wechselhause  Rothschild 
geschlossenen  fernem  Verlrag  nämlich  übernahm  dasselbe  den 
noch  vorhandenen  Rest  der  Partialschuldscheine  (67^43  Stück) 
wider  und  zahlte  dafdr  4,052580  fl.,  weshalb  der  Schuldentil- 
gungskasse abermals  ein  Gewinn  von  637799  fl.  berechnet 
wurde.  Als  Hauptgrund  dieser  Herausgabe  wurde  die  Noth- 
wendigkeit  hervorgehoben  noch  längere  Zeit  im  Resitze  be- 
deutender Geldmittel  zu  bleiben,  um  die  beabsichtigte  Mitwir- 
kung der  Staatskasse  bei  Ablösung  der  Grundrenten  durch 
Darlehen  gegen  3%  Zinsen  (Gesetze  vom  27.  Juny  1836  und 
Ausflihnmgs^Yerordnung  vom  10.  Januar  1837)  kräftig  üben 
zu  können* 

Die  Staatsverwaltung  ging  femer  von  den  bekannten 

Voraussetzungen  aller  Lotlerieanleihen  aus,  indem  sie  berech- 
nete, dass  das  Lotterieanlehn  von  1825  bis  zum  Jahre  1857 
einen  Kapital werlh  von  9,905000  fl.  für  die  dann  noch  vor- 
handenen Loose  erreichen,  von  da  ab  aber  au  Kapitalwerlh 
abnehmen  werde,  bis  es  im  Jahre  1876  nur  noch  den  in  Folge 
der  letzten  Ausloosung  ssu  zahlenden  Werth  der  bei  dieser 
Ausloosong  betheiligten  letzten  9000  Stück  Partialschuldscheine 
mit  1,777500  fl.  hat.  Auf  dieser  Berechnung  beruht  denn 
auch  der  noch  jetzt  Statt  findende  jährliche  Zugang  zur  liqui- 
den Staatsschuld  und  die  Annahme,  dass  im  Jahre  1850  Ver- 
mögen und  Schuld  der  Tilgungskasse  gleich  seyn,  im  Jahre 
1877  aber  ein  Vermögen  von  17,127526  fl.  vorhanden  seyn 
werde;  Voraussetzungen,  deren  Grundlagen  durch  die  neusten 
Ereignisse  zerstört  sind.  Aber  auch  die  EtsendoiMatr-*  (Gesetz 
vom  16.  July  1849)  und  StrasseiibaU''  (Gesetz  vom  19.  Septbr, 
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1945)  Schulden  haben  dazu  wesentlich  beigetragen,  wie  sich 

weiter  unten  zeigen  wird. 

Als  Hauplmittel  zur  Tilgung  der  Staatsschuld  neben  der 
budgetmässigen  Jaliresdolaliori  wurde  dasjenige  Drittel  der 
Domänen  betraqhlet,  welches  nach  Art  G*  der  Verfassung  an 
den  Staat  abgegeben  werden  sollte;  allein  die  Erledigung  der 
AwuMdimgsfirage  erfolgte  erst  in  §.  d5  des  Landtagsabschieds 
vom  10,  Januar  1841 ,  obgleich  auch  schon  vorher  die  durch 
Verättsserangen  oder  Ablösungen  eingekommenen  DoroaniaV- 
gelder  zur  Schuldentilgung  verwendet  wurden.  Ein  ferneres 
gesetzliches  Mittel  zur  Schuldentilgung,  bildete  die  Einnahme 
an  gerichtlichen  Depositen  und  Kautionen  (Gesetz  vom  20.  Ok- 
tober 1821  und  Verfügung  vom  25.  Okibr.  1821).    Seit  dem 

I.  July  1828  sind  die  Dienstkautionen  nur  noch  mit  4%  ver- 
zinst; durch  Bekanntmachung  vom  U  May  1848  wurde  der 
Umtausch  baarer  Kautionen  gegen  Papier  einstweilen  gehemmt. 
Die  AftMgahe  auf  die  StaalsMchuld  betrug  im  Durchschnitt  der 
Jahre  1833/5:  G16160  fl.  oder  9,45%  aller  Staatsausgaben; 
1839/41:  632648  fl.  oder  8,28Vo;  nach  dem  Voranschlag  für 
1848/50:  632787  ü.  oder  7,96  o/o  und  zwar  für  die  Verwaltung 
10332      Verzinsung  578955  H.,  Tilgung  43500  H.  — 

Der  Stand  der  Staattsdmid  war  nach  dem  oben  Erörter- 
ten zu  Anfang  des  Jahrs  1824:  18^867943  fl.  tind  nach  Ah^ 
satz  der  (besonderer  Behandhing  unterworfenen)  schweben- 
den Schuld ,  1 5,408999  fl. ;  in  dem  Zeiträume  bis  zum  1.  Ja- 
nuar 1832  wurden  2,429739  fl.  abgetragen,  mithin  verblieb 
damals  noch  ein  Schuldkapital  von  12,979260  fl. ,  welchem 
jedoch  890000  fl.  zugingen,  die  zur  GründuDg  eines  Reserve- 
fonds und  flir  den  Strassenbau  aufgenommen  waren.  Am  1. 
Januar  1840  war  der  Kapitalbetrag  der  Uqmdirtm  Schuld 

II,  502207  fl.,  des  Vermögens  des  Tilgungsfonds  6,273875  fl»; 
am  1.  Januar  1847  war  die  liqnidirte  Schuld  14,649011  fl.,  das 
Vermögen  10,281038  fl.,  also  (\er  SchMüberschuss  4,367973  fl., 
wobei  jedoch  nicht  zu  übersehen  ist,  dass  auch  der  Bestand 
der  Domänen,  durch  Benutzung  zur  Schuldentilgung,  um  ein 
Bedeutendes  sich  verringerl  hat.  Dagegen  ist  zu  bemerken, 
dass  durch  Gesetz  vom  19.  Septbr.  1845  eine  Strofsenbau» 
sckM  von  JS4t44000  fl,  der  StaatsschuidentilgaDgsfcasse  tiber- 
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wiesen  wurde,  welche  unter  obigem  Abschluss  för  Anfang  1847 
berechnet  ist  und  woßir  nach  dem  Cresetze  vom  14.  Juny  1836 

zur  Verzinsung  und  Tilgung,  von  jedem  (1.  Normalkapital  sämmt- 
licher  direkter  Steuern  1  Heller  Steuerzuschla^  erhoben  wird. 
Ausserdem  wurden  für  Provinzialsfrassen ,  nach  dem  Gesetze 
vom  4.  May  1839  in  Slarkenburg  und  Oberhessen  3  Heller 
erhoben;  erhöht  durch  Gesetz  Yom  3.  Oktober  1845  um 
%  Heller  ftlr  Oberhessen  und  um  l'/i  Heller  fUr  Starken- 
burg.   

Die  Binnahme-Ausfölle  und  Ausgabevermehrung  des  Jahrs 
1848  führten  auch  im  Grossherzogthum  Hessen  schon  sehr 
früh  zu  einem  neuen  Anlehn» 

Das  Gesetz  vom  19.  May  1848  verfügte  die  Aufnahme  eines 
Anlehni  von  1,000000  fl.  zu  5  %  gegen  Schuldscheine  auf  In- 
.  baber  oder  Namen,  unter  besonderer  Verpfändung  der  Ein- 
nahme an  Gbausseegeld;  Durch  ein  Gesetz  ferner  vom  30. 
July  1848  wurde  die  Ausgabe  von  2,000000  fl.  Grundrenten- 
scheinen in  Stöcken  von  1 ,  5,  10,  35  und  70  fl.  angeordnet. 
Verpfändet  zu  deren  Sicherung  und  zu  allraähliger  Tilgung, 
sind  die  Tilgungsrenten  welche  die  Slaatsschulden-Tilgungs- 
kasse  für  die  von  ihr  den  Gemeinden  zur  Ablösung  der  Grund- 
renten vorgeschossenen  Kapitalien  von  zusammen  !2,399032  fl. 
noch  für  die  Dauer  von  mehr  als  40  Jahren,  jährlich  zu  be- 
ziehen hat  Vom  Jahre  1851  an  werden  jährlich  80000  fl. 
getilgt.  Die  Ausgabe  der  Scheine  hat  im  November  1848 
begonnen  (z.  v.  Bdcanntmachung  vom  9.  Novbr.  1848  nebst 
Nachtrag  vom  Ä2.  Oktober  1849)  allein  der  Geldbedarf  war 
so  gross,  dass  schon  am  23.  April  1849  das  Ministerium  den 
Vorschlag  zu  einer  neuen  Anleihe  zu  2  Mill.  fl.  an  die  Stände 
brachte.  Zweite  Kammer  lehnte  diesen  Antrag  in  der  Sitzung 
vom  16.  May  ab,  beschloss  jedoch  die  Regierung  zu  ermäch- 
l^n  deiyeoigen  Betrag  der  Anleihe  vom  18.  May  1848,  wel* 
eher  bis  dahin  nicht  hatte  untergebracht  werden  können »  mit 
der  Summe  von  700000  fl.  unter  den  Bedingungen  des  neuen 
Gesetzentwurfs  aufzunehmen.  Dieser  Beschluss  erhielt  in  der 
Sitzung  vom  22.  May  noch  den  Zusatz,  dass  von  jenen 
700000  fl.  die  Summe  von  300000  fl.  durch  Papiergeld  er- 
setzt werden  könne.  Welchen  Weg  die  Regierung  damit  ein- 
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geschlagen  hat,  ist  noch  nicht  bekannt;  jedoch  scheint  sie 
einstweilen  den  Bedarf  durch  die  oben  gedachten  Grundren- 
tenscheine und  ein  Eisenbahnanlehn  gedeckt  zu  haben.  Ein 
Gesetz  nämlich  vom  16.  July  1842,  den  Bau  der  vereinbarten 
EuetUHÜM^Haiiptlmien  und  deren  Betrieb  auf  Staatskosten  be- 
treffisnd,  ermächtigt  die  Regierong  die  erforderlichen  Geld- 
mittel dorch  Anleihen  aufeabringent  welche  im  Vorans  ab 
Staatsschuld  anerkannt  sind  und  worüber  den  Ständen  regele 
'  mässig  Rechnung  abzulegen  ist.  Die  Tilgung  erfolgt  mittelst 
einer  Rente  von  Va  %,  welche  nebst  Zinsen  zunächst  aus  den 
Einnahmen  der  Bahn,  aushülfsweise  aber  durch  die  Staate;- 
kasse  erfolgen.  Von  dieser  Ermächtigung  Gebrauch  machend 
hat  die  Regierung  bis  jetzt  folgende  Anleihen  au^enoaunen :  unter 


«    17.  Sept.  1849:  1,600000  „  „  4«/»  » 

(zum  Kurse  von  92  Va) 

dem  12.  July  1850:  »»000000  «  «   4>4  „ 
zusammen  also  11,500000  SL 

h}  SelmiileiabeSrAS)  SUMMIiMdlt}  ünunne* 

Die  QeiammfgduM  des  Gros6kenH>gthQns  Hessen  wffd 
hiemach  (die  Aktiva  abgerechnet)  am  ScMnsse  des  Jahrs  1850 

etwa  18,868000  fl.  betragen,  das  ist  fast  Sy^  Mill.  fl.  mehr 
als  beim  Beginn  der  Schuldentilgung  vor  28  Jahren ;  wogegen 
allerdings  das  Land  Bisenbahnen  und  ein  Netz  von  Chausseen 
bekommen  hat.  Von  der  jetzigen  Staatsschuld  kommen  auf 
den  Kopf  der  Becölkemng  durchschnittlich  39^14  fl.  und  das 
Verhältniss  des  Schuldkapitals  zur  Gesammtausgabe  eines  Jahrs 
ist  wie  d,S^  zu  zur  reinen  Staatseinnahme  wie  8,18  zu  1.— 
Ausserdm  darf  man  sieh  nichl  verhelen,  dass  der  Bedarf  der 
Staatskasse  an  auöserorde«tlichen  Geldmitteln  damit  keines- 
wegs erfüllt  ist;  denn  sowohl  die  noch  fortdauernden  ausser- 
ordentlichen Ausgaben  als  das  unerlässliche  Fortschreiten  des 
.  Eisenbahobaus,  werden  neue  Opfer  verlangen,  welche  durch 
Besteuerung  zu  decken  matt  um  so  wiNn^r  versndien  wird, 
nachdem  die  SokomiMnsteaev  ihren  Zw^  ao  sehr  ?er£dbll 


dem  88.  Hay  1848:  %,i 
„  15.  Juny  1848  :  8,€ 
^     8.  Hay  1848  :  4,0 
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hat  Da  nun  aber  aadi  der  Staatskredit  sein  natärlichesBnde 
hat,  30  ^rd  später  im  Grossherzogtham  Hessen  wie  in  allen 
andern  Staaten  nichts  übrig  bleiben  als  Ersparung  an 'dm 

Ausgaben  und  zwar  auf  dem  von  mir  ia  früheren  Abschnitten 
mehrfach  empfohlenen  Wege.  — 

Ergebnisse  der  Staatsschulden  -  Tilyungskasse  -  Rechnungen 
wurden  zuerst  für  die  Jahre  1821/6  zusammengenommen  unter 
dem  18.  Augu&t  1828  bekannt  gemacht;  seitdem  geschieht 
deren  Veröffentlichung  alljährlich. 

Beiläufig  zu  erwähnen  ist  die  im  Jahre  1834  geschehene 
Errichtung  einer  Kabtnetsschulden-^Tilgungskafse;  so  wie  dass 
Kabinelsanlehen  in  den  Jahren  1840  (700000  fl.)  und  1850 
(angeblich  200000  fl.)  gemacht  wurden. 

Die  Kursschwankungen  der  Staatsschuldscheine  in  den 
letzten  Jahren  ergeben  sich  aus  nachstehender  Uebersicht, 
welche  den  Notirungen  der  Frankfurter  Börse  entnommen  ist : 

Obligationen  zu 


1846 

Ende  Dezember  . 

99 

91» 

1847 

Mitte  July  .   .  . 

98 

90 

1847 

Dezember  .   .  . 

97 

89 

1848 

Februar  1,  •   .  . 

97 

88 

.  1848 

Anfangs  Juny 

77 

70 

1848 

finde  August 

87 

77 

1848 

September. 

84 

.  1'5 

1849 

Anfimgs  Januar  ^ 

.  8T 

78 

April 

88 

78 

» 

» 

.  May .  . 

87 

80 

Juny 

84 

77 

9 

July .  . 

89 

81 

n 

August  . 

88 

79 

1» 

Septbr. . 

89 

80 

n 

Oktbr.  « 

90 

89 

« 

Novbr.  • 

84y4 

.83 

Dezbr.  . 

88V8 

8ÄV4 

1850 

Januar  . 

893/« 

83  V4 

s» 

Februar 

89% 

83 

fl 

März.  . 

-  88y4 

8374 
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OhliapatiAnAn  zn 

WMKVIWVUwIl  «tu 

*  /o    "  /•  /o 

1850  Anfangs 

Arinl 

87SA  82V» 

99 

19 

Mav  . 

90  83 

m 

99 

Jim  V 

V  tili  Y  • 

90       83  V« 

Julv 

90  Va    84  V, 

9 

» 

AUgU9« 

öl'A  85>'. 

f) 

9) 

H 

S) 

OOIA  fiSlA 

.  » 

» 

fiO  fidSA 
•     W  W*"/4 

r» 

Dezbr. 

.    87  84V4 

1851 

n 

Januar 

.    90       86 '/a 

Der  nächsten  ordenUtcheo  Stände-Versammlung  wird  die 
schwierige  Aufgabe  zufieJlen,  im  Verein  mit  der  Regierung«  so- 
wohl die  verfassungsmässige  Ordnung  in  den  Formen,  ab  auch 
die  nothwendige  materielle  Ordnung  eines  jeden  guten  Haus- 
halts, durch  Herbeißihrung  des  Gleichgewidits  zwischen  Aus- 
gabe und  Einnahme,  wider  herzustellen.  Es  bedarf,  nach 
den  in  vielen  deutschen  Staaten  gemachten  Erfahrungen,  kaum 
der  Bemerkung,  dass  man  dabei  einen  andern  Weg  wird  ein- 
schlagen müssen.  Durch  Steuerverweigerung,  sie  mag  formell 
gerechtfertigt  seyn  odei*  nicht»  wird  in  der  Hauptsache  nichto 
gebessert;  schon  desshalb  aber  scheint  es,  man  müsse  die 
Prüfung  und  Berathung,  anstatt  bei  den  Einnahmen,  vielmehr 
bei  den  Ausgaben  beginnen.  Dadurch  würde  zugleich  die 
Frage  über  die  Grenzen  der  Berechtigung  der  Landstände  hin- 
sichtlich des  Staatshaushalts,  eine  praktische  Bedeutung  und 
vielleicht  Lösung  erlangen. 
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Kurliirjäteathums  Uesseuu 


A.  Im  AllgemmeB. 

Kurhessen  gehört  zu  denjenigen  ziemlich  zahh'eichen  deut- 
schen Staaten,  in  denen,  während  luchtige  geschichtliche  Hülfs- 
mittel  (vor  Allen  Rommel,  Geschichte  von  Hessen,  Marhg.  und 
Kassel  1820 — 43,  8  Bde*)  nicht  mangeln,  fiir  die  Beschreibung 
einzelner , Theile  nar  etwas,  für  die  Gesammt-Darstellung  da- 
gegen fast  nichts  gethan  ist  FfMer  (Kleines  Handbach  der 
Landeskunde  von  Kurfaessen,  Kassel  1840)  und  besonders 
Ltmdau  haben  deshalb  ein  wol  kaum  hinreichend  anerkanntes 
Verdienst  sich  erworben,  Letzterer  durch  seine  Beschreibung 
des  Kurfiirstenthums  Hessen,  Kassel  1842.  Zu  nennen  mindes- 
tens sind  auch  noch:  Gerling,  Beiträge  zur  Geographie  Kur- 
hessens» Kassel  1831  und  1839;  Darstellungen  Kurhessens 
geogr*  Statist,  hislor.  Inhalts  von  Rommel  (in  Ersch  und  Gruber 
Encyclopädie,  Sekt  II.  Th.  7.  1830);  Nädmg,  Statist  Topogr. 
u.  Gesch.  des  Hauses  Hessen-Kassel,  Kassel  1836;  Bud^netf 
Der  Stamm  der  Hessen,  Karlsruhe  1845;  Älphabciischcs  Fcr- 
zeichniss  der  zum  Kurfürslenth.  Hessen  gehörigen  Ortschaften 
u.  s.  w.,  Kassel  1846,   Daneben  sind  als  Quellen  für  allgemeine 
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Verhältnisse,  das  Hof"  und  Staats- Handbuch,  die  Geselzsamm" 
lung  und  die  ständischen  Verhandtungen  zu  erwähnen;  welche 
Letztere  einen  solchen  Schatz  von  Nachrichten  zur  Landes- 
kunde eaüialten,  dass  sehr  wünschenswerth  isi  durch  ein  all^ 
gemeines  Repertorium  sie  zugänglicher  zu  machen.  Für  «ml- 
Uehe  statistisdie  Erhebungen  und  Vorarbeiten  scheini  gar  nichts 
gethan  zu  seyn,  obgleich  das  Organisationsedikt  von  1821  die 
Provinzialregierungen  mit  Sammlung  statistischer  Nachrichten 
ausdrücklich  beauftragt.  Durch  Verordnung  vom  22.  Dezem- 
ber 1848  ist  eine  Kuiiunission  für  statistische  Angelegenheiten 
eingesetzt.  Manche  zum  Theil  werthvolle  Mittheilung  über 
einzelne  VerhäÜtUsse  des  Landes,  Staats  und  Volks,  findet  man 
in  der:  ZeiMtriß  des  Vereins  fiir  Hessische  Geschichte  und 
Landeskunde,  Kassel;  in  der  landiDkthidiaf&idim  Zeitung 
für  Kurhessen;  Kassel;  in  der  zur  Zeit  des  Königreichs  West- 
phalen  ei"schieiienen  Zcitscbrift  Westphalon;  im  Gewerhehlatt^^T 
Kurhessen,  Kassel ;  in  dor  Zeitschrift  des  Vereins  für  deutsche 
Statistik  f  in  der  Kasseischen  allgemeinen  Zetltin^ ,  namentlich 
aus  der  Zeit  zwischen  1830  und  1840;  in  der  Schrift:  der 
Kurhessische  Staat  nach  seinen .  inneren  Verhältnissen»  Bild- 
burghausen  1831«  Für  Verfaenrng»-  und  VerwaUungt'VerhÜi' 
nisse  insbeson^dere,  ist  die  Zahl  der  vorhandenen  Quellen  ver- 
hältnissmässig  bedeutend,  wie  schon  ein  Blick  in  die  muster- 
hafte Literatur  des  gesammlen  Kurht^ssischen  Rechts  von  Ku- 
ienkamp,  Kassel  1846,  ergiebt.  In  Beziehung  auf  den  vorlie- 
genden Zweck  genügt  es  Ffeiffevs  Geschichte  der  landstän- 
dischen Verfassung  in  Korbessen,  Kassel  1834  hervorzuheben  9 
deren  Bestrebungen ,  den  Inhalt  der  neuen  Verfkssongß-Ur- 
kunde  auf  alte  ständische  Rechte  äsu  begründen  im  Berliner 
politischen  Wochenblatt  einen  geistreichen  Gegner  gefunden 
haben.  Diese  (auch  als  besonderer  Abdruck,  Berlin  1836 
Dümmler  erschienenen)  „Bemerkungen  über  die  ältere  stän- 
«dische  Verfassung  in  Hessen  und  ihr  Verhältniss  zu  der  neuen 
„Verfassungs-Urkunde^  —  verdienen  eine  erneuerte  Aufmerk- 
samkeit in  jetziger  Zeit;  weil  darin  die  kurfaessische  Verfos- 
song  in  einem  Sinne  ausgelegt  ist,  der  den  Landständen  un. 
gleich  mehr  Rechte  beilegt  als  die  Partei  des  politischen 
Wochenblatts  bei  dem  gegenwärtigen  Streite  ihnen  zugestehen 
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möchte^  Ferner  liefern  interessante  Beiträge:  die  Mkmidimtg: 
Das  Regterungs- System  in  Karhessen  während  der  letzten 
16  Jahre  (in  den  neuen  Jahrbücher  der  Geschichte  und  Poli- 
tik, Jahrg.  1848),  auch  die  Ende  1849  in  der  deutschen  Zei- 
tung, mit  der  üel)erschrift :  die  Kurhessischen  Ministerien  seitr 
1830,  erschienenen  Artikel;  vor  Allem  aber  die  im  July  1850 
zu  Kassel  erschienene  Schrift  von  W^ippernuum,  Karhessen  seit 
dem  Freikeitskriege»  ^ 

Kurhessen  verdankt  dem  Untergange  des  alten  deutschen 
Reichs  zwar  seinen  neuen  Titel,  indem  Landgraf  Wilhelm  IX. 
am  15.  May  1803  die  Kurvviirdo  annahm  und  im  Jahre  1806 
souverän  wurde ;  allein  zu  seiner  Vergrüsserung  haben  die 
Ereignisse  im  Anfange  des  laufenden  Jahrhunderts  nicht  wesent- 
lich beigetragen.  Kurhessen  empfieng  durch  den  Reichs-De- 
putations-Hauptschluss,  fiir  die  verlorenen  überrheinischen  Be- 
sitzungen, das  Pürstenthum  Fritzlar,  die  Reichsstadt  Gelnhau- 
sen und  das  Reichsdorf  Holzhausen ;  verschwand  im  König- 
reich Westphalen  aus  der  Reihe  der  Staaten  von  1807  bis 
1813;  erlebte  eine  Menge  von  Gebielsveranderungen  durch 
die  Verträge:  mit  Preussen  vom  16.  Oktbr.  1815,  mit  dem 
Grossh.  Hessen  vom  29.  Juny  181(>,  mit  Oesterreich  am  20,  März 
1816,  mit  Hannover  vom  23«  Dezember  1831. 

Um  die  Ereignisse  zu  tiegreifen  und  die  Verhältnisse  ge- 
hörig zu  würdigen,  ist  besonders  für  Kurhessen  ein  flüchtiger 
Röckblick  auf  dessen  Geschichte  neuerer  Zeit  erforderlich,  bei 
welchem  mir  vornehmlich  die  bereits  erwähnte  Schrift  von 
\Vippermann  als  Leitfaden  dient. 

Kurhesseu  bot  vor  dem  1.  November  1806  das  traurige 
Bild  eines  recht  mangelhaft  regierten  Landes  dar  und  da  war 
es  denn  sehr  erklärlich,  dass  die  Bande,  welche  Fürst  und 
Volk  mit  einander  verknüpften,  so  gelockert  waren,  dass  der 
am  31.  Oktober  1806  vor  Kassel  erschienene  firanzösische 
Marschall  auch  nicht  einmal  den  Versuch  eines  Hindernisses 
fand.  Die  Verfassung  des  Königreichs  Westphalen  gewahrte 
dem  Volke  eine  Menge  bis  dahin  kaum  dem  Namen  nach  ge- 
kannter Rechte,  für  die  zweckmässige  Ausbildung  der  innem 
Landesverwaltung  geschah  viel  und  so  Hess  die  sechsjährige 
Fremdherrschaft  Spuren  von  Anhänglichkeit  unter  den  Be- 
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wohnem  Kurhessens  zurück;  ungeachtet  der  unerträgUchen 
Lasten  und  trotz  der  Abneigung  gegen  die  Fremdlinge. 

Kurfilrst  Wilhelm,  welcher  im  November .  1813  in  das 
Land  zurtickgekebrt  war,  schfoss  unter  dem  9.  Dezember  1818 

zu  Frankfurt  a.  M.  mit  den  Verbündeten  einen  Vertrag  ab,  io 

welchem  er  namentlich  sich  verpiliohtete : 

ndie  Stände  seines  Landes  in  die  Constitutionen  und  Pri- 
^vilegien  wieder  einzusetzen ,  deren  sie  1805  genossen, 
«ohne  dass  deshalb  Jemand  sieb  den  allgemeinen  Lasten 
,,entziehen  könne.*^ 

Sdion  am  letarten  Tage  des  Jahrs  begannen  die  Bestre- 

'  bungen,  eine  verjüngte  vielbewegte  Zeit  in  alte  Formen  zu- 
rück zu  zwängen.  Auch  auf  Personen  fand  dieses  Verfahren 
die  ausgedehnteste  Anwendung,  obgleich  der  Kurfürst  im  Au- 
gust 1807  von  Itzehoe  aus  der  Landesdienerschaft  hatte  er- 
öffnen lasseiv; 

»er  überlasse  ihnen  lediglich/  was  sie  dem  Feinde  ge- 
ngenüber  thnn  wollten,  indem  es  ihm  unmöglich  sey, 
„fiir  ihr  Unterkommen  zu  sorgen." 
'  Im  Sommer  1814  verbreiteten  sich  Zweifel  über  das  Fort- 
bestehen der  Landstände,  weshalb  unter  dem  29.  August  1814 
durch  Ausschreiben  eine  ausdrückliche  Zusicherung  des  Kur-- 
fursten  erfolgte  ^  weldie  auch  durch  deren  Zusammenberufung 
(unter  Zulassung  des  Bauemstandes)  und  Eröffnung  am  1.  Marz 
1815  verwirklicht  wurde.  Hinsichtlich  des  Benehmens  der 
Kurhessischen  Regierung  bei  den  Verhandlungen  über  die 
Neugestaltung  Deutschlands  ist  hervorzuheben,  dass  sie  den 
Regierungen  der  grösseren  Staaten  durch  Bildung  eines 
Vereins  von  Fürsten  und  freien  Städten  und  mit  der  am 
14.  November  1814  abgegebenen  gemeinsamen  ErUtirung, 
gegenüber  Irat :  »dass  das,  allen  deutschen  Volkittämmm  zu- 
,)8tefaende  ReM  der  Bundeskonstituirnng  noch  von  den  Regie- 
^rongen  aller  ausgeübt  werden  müsse.^  Derselbe  Verein  von 
Regierungen  wollte  damals  ein  gemeinschaftliches  Oberhaupt 
für  Deutschland  mit  der  Kaiserwürde ;  erklärte  sich  auch  be- 
reit zu  Beschränkungen  der  Souveränetät ,  sowohl  dem  Ober- 
haupt als  seinen  Landständen  gegenüber.  Kurhessen  unter- 
stützte deshalb  auch  beharrlich       Vorschlag,  in  der  Bun- 
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desakte  bestimmte  und  ausgedehulere  Rechte  den  Landsländen 
ausdrucklich  zu  sichern. 

In.  den  Verhandlungen  mit  den  seit  dem  1.  März  lSt5 
versammelten  Ständen  zeigte  sich  diese  freisinnige  Auflkssung 
keinesweges.  Die  Wünsche-  auf  Vereinbarung  einer  geschrie- 
benen Landesverfassung  wurden  ausweichend  beantwortet, 
dagegen  eine  Forderung  von  mehr  als  4  Mill.  Thaler  angeb- 
licher Vorschüsse  des  Kurllirsten  erhoben,  und  als  die  Land- 
stände für  Erhaltung  der  Rechte  des  Landes  und  seiner  Ver- 
treter drängender  auftraten»  wurden  sie  am  1.  July  1815  auf 
mibestimmte  Zeit  vertagt  Bei  ihrer  auf  den  15.  Februar  1816 
geschehenen  WiederBerufung  waren  vorgenommene  willktir- 
liehe  Steuererhebungen  sofort  ein  neuer  Grund  zur  Beschwerde 
und  doch  geschah  von  Seiten  der  Landstände  jeder  nur  ir- 
gend zu  verantwortende  Schritt,  um  eine  Vereinbarung  her- 
bei zu  führen.  Alles  blieb  vergeblich,  und  al^  daher  der 
Schluss  des  Landtages  auff  den  10.  May  1816  angekündigt 
wurde: 

«reservirten  die  Stände  p  bei  unterbKebener  Destination 
»eines  erbetenen  Theils  vom  Staatsvermögen,  ihre  An- 

„Sprüche  auf  den  ganzen  Betrag  und  Umfang  desselben, 
„behielten  sich  die  Berechnungen  über  die  Staatseinnah- 
„men  und  Ausgaben  von  1813  bis  1815  vor  und  erklär- 
„ten,  keine  weitere  Steuer  bewilligt  zu  haben,  als  die 
„Contribution  (Grund  -  und  Gewerbesteuer)  und  die  in- 
«direkten  Stenern  nach  dem  Fusse  von  1805,  so  wie 
„die  Personal  -  und.  halbe  Exemtensteoer  zur  Verzinsung 
„und  Amortisation  der  Landesschuldcn.  Sie  beklagten 
„dabei,  dass  ihnen,  deren  Beruf  es  sey,  gemeinschaftlich 
„mit  den  Commissarien  des  Fürsten  zu  berathen,  was 
»dem  Lande  und  den  Unterthaoen  gut  und  zuträghch 
nsey»  traurige  Loos  beschieden  worden  wäre, 

„gegen  die  zurückgebliebenen  Reste  der  usnrpatorischen 
,)Zeit  and  gegen  den  anwachsenden  Druck  der  Untertha- 
„nen  Vorstelhmgen  zu  machen,  während  alle  Gegen* 
„stände,  durch  welche  das  Wohl  des  Staats  und  der 
„Nachruhm  des  Kurfürsten  für  ewige  Zeiten  fest  begrün- 
ndet  werden  sollte,  unberücksichtigt  und  unerledigt  ge- 


Digitized  by  Google 


I 


-  471  - 

»bliebeo  seyen.  Diese  Entbörang  erfölH  die  Herzen  der 
«getreuen  Unterthaoen  om  so  mehr  mit  Kummer  und 
^den  bangsten  Sorgen  für  die  Zakunft,  da  die  hessischen 

^Annalen  noch  Iceinen  Landtag  aufzuweisen  vermögen, 
^dessen  Resultate  nach  siebenmonadicher  rastloser  Arbeit 
„so  wenig  erwünscht  und  fruchtbringend  waren,  als  ge- 
«rade  den  gegenwärtigen."  — 

Das  waren  die  letzten  Worte  der  kurhessischen  Landstände 
bis  zur  Revolution  von  1830,  und  auch  ein  Landtagsrezesi^ 
wurde  nicht  abgefasst,  was  gleichfalls  noch  niemals  vorge* 
kommen  war.  Die  Beriehte  «6er  die  ümdMnditehm  Versmnm- 
hmgen  von  1815  und  1816  sind  sehr  selten  geworden,  weil 
sie,  obgleich  in  amilicher  Fassung,  doch  nur  halbheimlich  er- 
schienen sind.  Dem  Verfasser  dieser  Schrift  haben  nachbe- 
zeichnete Aktenstücke  vorgelegen :  Beurkundete  Darsteilnng 
der  Kurhessischen  Landtags- Verhandlungen,  mit  Blicken  auf 
die  Vergangenheit,  Gegenwart  und  Zukunft  (ohne  Drockort), 
1815;  Nachtrag  zu  der  beurkundeten  Darstellung  u.  s.  w., 
die  alte  Landesschuld  betreffend  (ohne  Druckort) ,  1816;  Kur- 
hessische  Landtags  -  Verhandlungen  vom  Jahre  1816  (ohne 
Druckorl),  lötti,  in  4  Abtheilungpn ;  Beitrage  zu  den  Hessen- 
Kasseischen  Landtags-Yerhandlungen  von  F«  L*  von  Berlepsch, 
Erfurt  1817.  —  Binen  etwas  günst^eren  Ausgang  hatte  der 
zum  15.  April  1815  einberufene  Landtag  der  GrafMdufiSekamn- 
burg,  indem  ein  Landtagsabschied  vom  iZ.  May  1817  deren 
Beschwerden  theilweise  erledigte.  —  Aus  dem  Zeiträume  bis 
zu  dem  am  27.  Februar  1821  erfolgten  Tode  des  Kurfürsten 
WUhebn  I.  ist  noch  des  Haus  -  und  Staats  -  Gesetzes  vom 
4.  März  1817  zu  gedenken.  Zur  Bezeichntmg  der  damaligen 
Verwaltungsweise  kann  beispielsweise  die  Tbatsache  dienen, 
dass  fesi  die  Hälfte  aller  Beschwerden,  welche  an  den  Bun- 
destag geriditet  wurden  und  von  demselben  Abhülfe  bofilen, 
die  Kurhessische  Regierung  betrafen. 

Mit  dem  Regierungsantritt  des  Kurfürsten  Wilhelm  IL  be- 
gann zwar  eine  Zeit  der  Umgestaltung  vieler  Theile  der  Ver- 
waltung (Verordnung  vom  29,  Juny  1821  und  neue  Gebiets- 
eintheilung  vom  30.  August  1821),  aber  die  Herrschaflb  der 
WiHkür  wurde  noch  gesteigert   Einflüsse,  welche  unter  der 
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Regierung  des  Vorgängers  mindestens  die  pei-sönliche  Sicher- 
heit nicht  bedroht  und  in  das  Familienleben  nicht  eingegriffen 
hatten,  verbreiteten  ihre  verderblichen  Wirkungen  nach  allen 
Seiten  hin.'  Dazo  kam  ein  planmässiges  System  der  Einschöch- 
teniDg  und  ein  selbst  in  andern  deutschen  Staaten  kanm  über- 
trollener  Bedruck  jeder  geistigen  Regung ;  während  auch  nicht 
einmal  den  erwerblichen  Verhältnissen  Aufmerksamkeit  ge- 
schenkt wurde.  Unter  diesen  Umständen  lag  allerdings  die 
Besorgniss  nahe,  dass  die  zahlreichen  Keime  von  Unzufrie- 
denheit einen  allgemeinen  Karakter  annehmen  und  wenn  sie, 
l^nge  im  Herzen  zurück  gedrängt,  endlich-  nach  Aussen  zum 
Durchbrach  kommen  würden,  in  Eigenmacht  und  Selbsthülfe 
ausarten  könnten.  Das  schöne  Bild  von  der  Erhabenheit  der 
Staatsgewalt  war  durch  die  Weise  des  davon  geraachten  Ge- 
brauchs dem  gänzlichen  Verblassen  nahe.  Die,  auch  als 
Folge  mangelnden  Erwerbes,  schlechter  Besteuerung  und  über- 
mässiger Belastung,  überall  herrschende  Verzagtheit,  so  wie  . 
das  gänzlich  gesunkene  Vertrauen  zu  den  Staatsbehörden, 
sdiien  in  eine  Verzweiflung  überzugehen,  welche  zur  Selbstr 
hüUe  fuhrt  — 

•  Da  traf  die  Kunde  von  den  Pariser  Julyereignissen  ein, 
ihr  folgten  Nachrichten  von  den  Bewegungen  am  Rhein,  in 
Braunschweig,  Dresden  u.  s.  w.  Jahrzehnde  lang  hatte  das 
Volk,  obgleich  immer  zunehmend  gedrückt  und  niederge- 
beugt, in  geistiger  wie  in  körperlicher  Beziehung,  dennoöh 
stumm  duldend,  auf  eine  bessere  Zeit  geharrt.^  Seiner  ge- 
setzlidien  Vertreter  seit  14  Jahren  beraubt,  durch  das  ange- 
wendete Finanzsystem  der  Verarmung  nahe  gebracht,  schien 
das  Volk  jedes  Mittels  zur  Wiederbelebung  seiner  eigenen 
Kraft  beraubt.  Allein  die  tiefste,  täglich  in  einen  gefährliche- 
ren Zustand  übergehende  Noth  trieb  vorwärts;  im  ganzen 
Lande  begann  es  sich  zu  regen,  obgleich  ohne  Verabredung 
und  ohne  äussern  Zusammenhang,  und  die  Stadt  Kassel  gab 
am  15.  September  1830  diesen  GdRihlen  Worte.  Da  versprach 
Wilhelm  II.  die  Berufung  der  Landstände  und  sie  erfolgte  am 
19.  September  auf  den  16.  Oktober  1830.  Wilhelm  IL,  ob- 
gleich durch  die  Ereignisse,  welche  er  nicht  begriff,  über- 
rascht und  tief  gekränkt,  ist  seinem  fürstlichen  Worte  treu 
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gebiieben  bis  an  den  Tod.  Ohne  nahen  nnd  fernen  Binlltt- 
steruDgen  Gehör  zu  geben,  ohne  das  lockende  Hn16erbieten 

des  Bundestags  zur  Herstelfnng  der  alten  Ordnung  anzuneh- 
men, ging  der  Kurfiii*st  auf  die  nothwendigen  Folg(ni  seiner 
Zusicherungen  ein.  Ebenso  grosse  Bereitwilligkeit  zur  Eini- 
gung bezeigte  der  (durch  Abgeordnete  aus  allen  Landesihei- 
]en  ergänzte)  Landtag  und  so  konnte  schon  am  5.  Januar 
18St  das  neue  Staalsgrandgeseiz  unterzeiobnet  werden. 

In  dem  Landtagsiibecbiede  ^om  9.  Wkz  1831  wird  vom 
Kurfürsten  und  Gesammtministerium  die  Verfaawigt'ürkimie 
vom  5.  Januar  183i  bezeichnet 

„als  ein  Grundgesetz,  dessen  Verbindlichkeil  für  den  Be- 
„genten,  wie  für  die  Regierten  in  allen  Zeiten  feststehen 
„und  niemals  durch  irgend  ein  die  Thronfolge  oder  den 
„Staat  betreflPendes  fireigniss  erschättert  werden  soll** 
Em  SeknUfm  des  Kwrßntm  WmOm  iL  am  die  SUkuh 
vom  8.  Dezember  1841  (der  Bestimmung  gemäss  erst  nach 
seinem  Tode  eröffnet)  spricht  diesel)}en  Gesinnungen  aus,  in-, 
dem  es  darin  beisst : 

«Als  für  das  Andenken  an  Uns  bleibendes  Denkmal  hin- 
«terlassen  Wir  die  Unserm  Lande  gegebene  Verfassung. 
«Möge  sie  bei  allen  Unsem  Unterthanen  Unsem  Anspruch 
«auf  dankbare  Rüpkerinnerung  an  die  Zeit  Unseres  Le- 
ithens nnd  Unserer  Begierung  begründen  n.  s.  w.^ 
Auch  der  durch  Gesetz  vom  30.  September  1831  zum 
Mitregenten  und  einstweiligen  alleinigen  Bcgonten  ernannte 
Kurpi-im  Friedrich  WUkebn,  sagt  in  einer  Proklamation  aus 
WUhelmsbad : 

«Vertraut  eurem  Regenten,  der  bei  dem  Antritt  der  Re- 
«gentscbaft  die  Staatsverihssuitg  aufirecht  zu  halten  feier- 
«lich  gelobt  hat  und  dem  es  an  Kraft  und  festen  Willen 

^nicht  gebrechen  wird ,  sie  vollständig  zur  Ausführung  zu 

^bringen.* 

Diese  unter  den  günstigsten  Uraständon,  durch  freie  Ver- 
einbarung zwischen  Fürst  und  Volk  zu  Stande  gekommene 
Verfassung,  hat  lange  Zeit  als  Muster  gegolten.  Allein  dessen 
ungeachtet  ist  dadurch  thaisädUM  weder  der  Wille  der  Re- 
gierung beengt,  noch  den  Ansprüchen  der  Landstände  Nad^ 
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druck  verliehen.  Im  Jahre  1848  bat  man  dieses  vcrbessera 
wollen  und  daraus  sind  hervorgegangen:  die  landesherrlichen 
Verkündigongen  Vom  7.  und  Ii.  März  1848,  verschiedene 
ZuikAenmgem  und  Bewilligungen  enthaltend,  die  KwrfürMÜkhe 
Verordnnng  vom  13.  April  1848  wegen  „Aufhebung  und  völ< 
^liger  Beseitigung  der  seit  dem  Jahre  1819  erlassenen  s.  g. 
^Ausnahtne^Gesetze  und  Beschlüsse  des  deutseben  Bundes" ; 
das  Gesetz  über  die  Mitglieder  des  Ober-Appellatiofisgetichü 
vom  17.  Juny  1848 ^  das  Gesetz  über  PetUUms-'^  Yersamm- 
kinglEH  und  £jttigangs- Recht  vom  18.  iuJy  1848;  das  Gesetz 
wider  Preuvergdkm  vom  26.  August  1848;  das  Gesetz  iä>er 
die  freie  WM  der  Staatsdiener  zu  Landtags -Abgeordneten 
vom  26.  Oktober  1848;  das  Gesetz  von  demselben  Tage  zur 
Abänderung  einer  das  Kriegswesen  betreffenden  Bestimmung 
des  §.  107  der  Verf.-Urkunde;  das  Gesetz  über  die  Po/iset- 
t$rwaltung  vom  29.  Oktober  1848;  das  Gesetz  vom  31.  Ok- 
tober 1848,  die  öffentliche  Abhaltung  der  Stand-  und  KriegM- 
genchte  betreffmd;  das  Gesetz  über  die  Einrichtung  der  Ge- 
tickte  und  die  Umbildung  des  Slrafverfahreni  vom  31.  Okto- 
ber 1848;  das  Gesetz  von  demselben  Tage,  die  Einführung 
von  Bezirksräthen  betreffend ;  das  Gesetz  über  die  Zusammen- 
setiung  der  Stündeversammlung  und  die  Wahl  der  Landtags- 
Abgeordneten  vom  5.  April  1849;  das  Wahlgentz  vom  12.  July 
1848«  die  landständische  Geschäfisordmmg  vom  20.  July  1848 
Eine  ÜtbersiM  der  eUtuUeehe»  Versammhmgem  und  ihres  Aue^ 
gangs  habe  ich  aus  der  Gesetzsammlung  wie  folgt  zusammen* 
gestellt: 

I.  Eröffnung  1830  September  —  Landtagsabschied  vom 

9.  März  1831. 

n.       „        1831  April  11.  —  Auflösung  1832  July  26. 
m.       „        1833  März  8.  ~  Auflösung  1833  März  18. 

Landesherrliche  Verkündigung  vom  2b. 
März. 

IV.  „       1833  Juny  3.   —  Landtagsabschied  vom 

31.  Oktober  1833- 

V.  „        1834  Februar  20. 

VI.  „        1835  Januar. 
VIL       „       1836  Dezember. 
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\Uh  Eröfihimg  1887  Januar.  ^  Auflösung  1838  ilftrz  10. 
IX«       M       1839  November  25.  Landta^bschied 

19.  Aug.  1841. 

•    X.        „         184»  November  28.  —  Vortaij;t  Jiiny  1843, 

wieder  zusammengetreten  1.  Oktober 
1843.  —  Landtagßabschied  vom  3.  April 

1844. 

XL  1843  November  88.  ~   nadi  geschehener 

Vertagung  wieder  versammelt  den  10. 
März.      Yertagt  14.Joly  1846,  wieder 

zusammengetreten  am  13.  Okt.  1846 

—  aufgelöst  17.  November  1846. 

XII.        „        1847  May  17.  —  Vertagt  am  29.  Juny  — 

wieder  versammelt  am  29.  September 
vertagt  am  93.  Februar  1848  — 

wieder  zusammengetreten  am  11.  M&rz. 

~  Landtagsabscbied  v.  31.  Okt.  1848 
XUL       „       1848  November  98.    —   Vertagung  1849 

April  14. 

XIV.       M        lÖ*^  July  11.  (Neuwahlen  nach  dem  neuen 

Wahlgesetze).  —  Vertagung  August  4. 

—  Zusammentritt  Oktober  23.  —  Ver- 
tagung 1850  März  15.  —  Wiedereröff- 
nung 15.  May.  —  Auffösung  11.  Juny 
1850. 

(Ausserordentlich)  1850  August  22.  bis  zur  Auflösung  am  2.  Sep«, 

lember  1850. 

Die  VerwaUrngs-Einrichtungen  vom  29.  Juny  1821  hatten, 
mit  Ausnahme  einiger. im  Anfange  der  1830 iger  Jahre  vorge« 
kommenen  Veränderungen  (Staatsdienstgesetz  vom  8.  März 
1831 ;  Geschäftskreis  der  Regierungen  und  Konsistorien  vom 
4.  Januar  1839;  ätaatsrath  vom  7.  Januar  1833;  Gemeinde- 
Ordnung  vom  23.  Oktober  1834);  im  Wesentlichen  unverän- 
dert fortbestanden  bis  zum  Jahre  1848.  Allein  auch  das 
^stem  der  Verwaltung  scheint,  ungeachtet  gänzlich  veränder- 
ter Verhältnisse,  den  seit  vielen  Jahren  verfolgten  leitenden 
Gedanken,  unverwandt  festgehalten  zu  haben.  Das  Verfahren 
der  Regierung  wurde  nur  um  so  unerträglicher,  und  wirkte 
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noch  verderblicher,  weil  sie  jetzt  fortwährende  Angriffe  auf 
fasige^elUe  Yolksrechte  machte,  während  vor  Erlassung  der 
VerfassangsnrkuDde  aad  der  bozüglidien  Gesetze  mindestens 
der  Sdkem  gerettet  werden  konnte.  Das  Vertrauen  zur  Re- 
gierung fmuOe  also  durch  jeden  Sohritt  derselben  gegen  die 
Verfassung  mehr  untergraben  werden;  die  angeborene  Achtung 
vor  der  höchsten  Staatsgewalt  und  die  namentlich  in  Kur- 
hessen sehr  ausdauernd  gewesene  Zuneigudg  zum  Staatsober- 
baupte,  mtutien  schwindeo«  So  kam  es,  dass  die  Regierung 
von  Kuriiessen  die  Ereignisse  von  1848  als  ein  Mittel  betrach- 
ten konnte,  die  Unbill  der  letztveiK^i^enen  16  Jahre  durch  > 
die  nmm  ZuMckenmgm  vei^essen  zu  machen.  Und  gewiss 
die  früheren  Leiden  würden,  wie  im  Jahre  1880,  so  auch 
jetzt  verschmerzt  und  dem  Gedächtnisse  entschwunden  seyn; 
wenn  nicht  seit  Anfang  1850  die  Regierung  bemüht  gewesen 
wäre,  den  Rest  des  Zutrauens  gewaltsam  zu  beseitigen. 

r 

INs  Vermemmg  dei  Kwnlmit»  Bessm  ist  noch  nicht  voll- 
endet, jedodi  schdnt  die  Grössenangabe  von  176  □  Heilen 
(oder  3,968800  Kasseler  Acker,  l  □  Meile  zu  22550  Adcer 

gerechnet),  welche  meinen  Berechnungen  in  der  Zeitschrift  des 
Vereins  für  deutsche  Statistik  (Jahrg.  1847  S.  1057  ff.)  zum 
Grunde  liegt,  der  Wahrheit  am  nächsten  zu  stehen;  wonach 
dann  Kurhessen  1,53%  des  gesammten  Flächen  geh  alts  von 
Deutschland  besitzt,  während  sein  Äntheil  an  der  Bevolkemng 
t,81  Vo  ist.  Von  dieser  Bodenflädie  redinet  man  in  Kasseler 
Acker  (von  0,953  Preuss.  Morji^en),  als 
Stellbares  Land  ....  1,457108  also  Przt.-Anth.  36,72 
Wiesen,  Weiden,  Weinberge, 

Gärten   502819   „      „      «  12,67 

Hüten,  Treische  u«  dergl..  «  235745  „  „  ^  5,94 
Waldboden   1,578563   ,   39,77 

3.774235    „       „       „  95,10 

wonach  for  Unland  bleiben 

würden   194565   „    '  „      „  .  4,9Q 

3,968800    „       „  100 
lieber  den  Erirag  giebt  es  nur  Schätzungen  einzelner 
Erzeugnisse,  wie  denn  z.  B.  eine  mittlere  Brodfrochterndte  zu 
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1,457108  Kasselei  Viertel  (1  Viertel  =  %  Scheflfel,  1  Kasseler 
Scheifei  s=  l,46d  preass.  ScheffieJ)  angeschiageo  wird.  Maa 
rechnet  nKmlich  auf  das  Wintargetreidefeld  485703  Acker 
Fläche  und  den  Ertrag  eme$  Acker  (ohne  Abzug  der  Einsaat, 

welche  2u  Va  Viertel  fiir  den  Acker  angenommen  ist)  zu 
3  Kasseler  Viertel.  Setzt  man  den  Kinsaatbedarf  davon  ab, 
so  bleiben  1,295207  Viertel  Rocken  und  Weizen,  oder  durch- 
schnittlich für  jede  Familie  8,74  Viertel  und  Air  jeden  Kopi 
.1,70  Viertel  oder  ilVs  Metze  jährlich. 

Den  Ertrag  des  Waldes  achlägt  man  zu  358000  Klafter 
Scheid-  (und  Schock  Reisbolz)  an,  wovon  also  auf  jede  FamiUd 
durchschnittlich  8,38  Klafter  kommen.  — 

lieber  die  Zerstückelung  des  Bodens  kenne  ich  keine 
Nachrichten  i  die  bevorstehende  (irundsteuerveranlaj^ung  (Ge- 
setzentwurf, den  Ständen  vorgelegt  am  23.  Oktober  1849, 
leider  ohne  statistische  Degründung)  wird  sie  liefern.  Auf  eine 
Familie  berechnen  sich  im  Durchschnitt»  von  dem  Pilugland 
8,83  Acker,  von  den  Wiesen,  Weiden,  Weinbergen,  Gärten, 
3,38  Acker;  von  dem  Waldboden  t0,65  Acker. 

Dei"  Verbrauch  soll  für  den  Kopf  durchschnittlich  betra- 
gen:  Getreide  4  berl  .  Scheflel,  Fleisch  41  Pfd.,  Wein  2  Quart, 
Bier  13  Quart,  Branntwein  11  Quart,  Kaife  2V2  Pfd.,  Zucker 
4,88  Pfd.,  Thee  V«  Loth,  Salz  19,6  Pfd..  (Lobe,  Jahrb.  der 
Landw.  ftir  1848,  S.  348.  ohne  Quellenangabe). 

Nach  der  Beilage  zu  einer  Verordnung  vom  30.  Augusl 
1881  betrug  damals  die  BeoMenmg  des  Kurstaats  578801 
Köpfe;  Ende  des  Jahrs  1834  wurden  648047  Köpfe  gezählt, 
Ende  184ö:  754702;  Ende  1849:  751433  von  bürgerlichen 
und  8318  vom  Militär -Stand.  Die  Antheil Verhältnisse  nach 
AiUr  und  GetcUecht  ergeben  sich  aus  folgender  Berech* 
nung : 

Kmder  Pnt.^  PetMonm  IVal.-  FnL 

unter  i4  Antlieii  über  U  ÄniheU,  Zusammen.  ÄtUUU 

Jahren.  Jahre. 
männlich    123372    16,24    252775    33,27       376147  49,51 
weiblidl    120448    15,85    263155    34,64       383604  50,48 

843881    88,08   515830   68,81      758751  100 
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Da  die  Zahl  der  Familien  148196  war,  so  kommen  durch- 
schnitUich  auf  jede  Familie  5,13  Köpfe.  Bis  1846  betrog  die 
durcfascbnittliche  Zunahme  der  Bevölkerung  im  Mittel  des 
ganzen  Staats  1,37  %;  für  einzelne  Landestheile  aber  zwischen 
0,38  und  2,70  %.  Da  ferner  Kiirhessen  auf  der  □  M.  im 
Durchschnitt  4288  Bewohner  besitzt,  so  nimmt  es  die  16. 
Stelle  der  Yoiksdichtigkeit  nach,  in  Deutschland  ein. 

Ueber  die  Zahl  der  Hausthiere  ist  von  Zeit  zu  Zeit  in 
der  faudwirthschaftitchen  Zeitsehrift  Nachricht  ertheilt»  jedodi 
finde  idi  keine  neuere  Angaben,  als  die  in  Landaus  B^hrei- 
bung  1842  milgetheilten.  Danach  besass  das  Kurthrstenthum: 

also  durchschnitt- 
lich auf  der  □  M.  ' 

Pferde   50100  285 

Esel  und  Biaulthiere   ...       700  4 

Rindvieh  8d5000  1278 

Schafe   561100  8188 

Schweine   140000  795 

Ziegen    51000  290 

Bienenstöcke  ......     40000  227 

Die  Zahl  der  Wohngebäude  war  im  Jahre  1843:  98913; 
ako  auf  der  □  M.  durchschnittlich  562,  vertheilt  in  4  Provin- 
zen mit  21  Kreisen,  83  Landgerichten  und  Justizämtern,  62 
Städten,  17  Marktflecken,  1306  Dörfern  und  Flecken,  671 
Höfen  und  Sdilössem. 

Die  OemMdUe  des  8iaaUhmukaU$  ymd  Ab§dbm»esen9  m 
Kurhejfsen,  so  weit  fiir  die  Gegenwart  noch  ein  praktisches 
Interesse  daran  ist,  beginnt  erst  mit  dem  Jahro  1814.  Sie 
ist  gleich  dem  Kurhessischen  Staats  -  und  Verwallungs-Rechte, 
so  gänzlich  unbearbeitet,  dass  die  Gesetzsammlung  und  die 
Ständeverhandlungen  die  fost  einzige  Quelle  bilden;  welche 
dann  anch  bei  diesem  Staate  Band  ftir  Band  von  mir  durdi- 
geblättert  iftid  ausgezogen  sind. 

Das  erste  für  den  vorliegenden  Zweck  wichtige  Akten- 
stück ist  die  feierliche  Kurfürstliche  Versicherung  vom  29.  Au- 
gust 1814,  wegen  Fortdauer  der  alten  Kurhessischen  Land- 
stände* Ihr  folgte  unter  dem  27.  Dezember  1814  eine  lan- 
desherrliche Verordnung  über  das  Stcumoesrnp  die  Prohn- 
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diensta,  die  Zasammeaberaiung  der  Landstäode  und  die  Zu- 
lassung des  Baaerostandeß  zum  Landtage.  Der  Ltmdiag  war 
kurz  und  moss  weder  des  damaligen  KariUrsten  noch  dessen 
Nachfolgers  Erwartungen  entsprodben  haben ;  denn  erst  dorch 

Verordnung  vom  19.  September  1830,  also  nach  16  Jahren 
wurde  der  zweite  Landlag  berufen.  Dass  die  mit  demselben 
vereinbarte  Verfassung  nicht  verhindert  hat.  dass  die  Regie- 
rung (mit  Ausnahme  der  Jahre  1840  und  1848/9)  den  Ständen 
gegenüber  that  was  sie  wollte,  wird,  soweit  der  Staatshaus- 
halt davon  berührt  wird,  im  Verfolge  dieser  Darstellung 
sich  zeigen.  —  Durch  die  obengedachte  Verordnung  vom 
27.  Dezember  1814  wurden  alle  in  den  althessischen  Landen 
im  Jahre  1806  bestandenen  Abgaben,  als  die  ritterschafdichen 
und  landschaftlichen  auf  Petri  -  und  Marlini-Tag  fälligen 
Steuern,  die  ständige  und  unständige  Kontribution,  so  wie  die 
Landesschulden- Tilgungßsteuer,  wieder  hergestellt.  Die  im 
Jahre  1806  Steuerfreien  (mit  Ausnahme  der  Kirchen ,  milden 
Stiftungen,  Geistlichen  and  Sohullehrer)  worden  einstweilen 
mit  Vs  des  Ansatzes  zur  Zeit  des  Königreichs  Westphalen,  her- 
beigezogen; diese  s.  g.  Exemtensteuer  sollte  nach  der  ur- 
sprünglichen Erklaruni;  vorübergehend  seyn,  ist  aber  'nament- 
lich durch  die  authentische  Auslegung  vom  7,  Februar  1817) 
dauernd  geworden  und  ihr  Ertrag  hat  sich  in  neuerer  Zeit 
zwischen  17000  und  19000  Thaler  bewegt.  — 

Ausser  diesen  Abgaben  wurden  fdr  einzelne  Zwecke  noch 
besondere  Steuern  bereits  erhoben  oder  in  den  nächsten  Jah- 
ren eingeführt,  z.  B.  eine  zur  Verzinsung  der  Landesschuld 
bestimmte  Personensteuer  (Ausschreiben  des  Steuerkollegiuras 
vom  31.  Januar  1814^  mit  zehn  Klassen  von  2  Thlr.  bis  1  Ggr. 
monatlichem  Beitrag;  eine  Abgabe  von  verschiedenen  GeschäfU- 
hebrkben  (Regierungsausschreiben  vom  5.  August  1814)  zum 
Vortheil  des  Zudit-  und  Spinnhanses  in  Kassel;  oine  Uunä^ 
iUu$r  zum  Besten  der  grossen  Heilanstalt  in  Kassel  (Reg. 
Aosschr.  vom  S.November  1815);  eine  ausserordentliche  Trup- 
pen-Verpflegung  s  Steuer ,  nach  dem  Fuss  der  Kontribution  und 
Schuldentiigungssteuer,  (Verordnung  vom  6.  November  1815); 
eine  neue  LamieMichuldensteuer  in  Form  einer  Klassensteuer 
mit  13  Klassen  von  Z  Thlr.  bis-  8  Uetter  monallidiefii  Beitn^ 
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(Verordnung  vom  16.  May  1816),  ao  Stelle  der  von  den  Stän- 
deo  bewilligten  Abgaben  zur  Tilgang  der  Landesscbuld ;  eine 
iaiul(ira^iMi0r-Kontribotion  (Verordouog.  vom  7.  Jaonar  1917); 
die  ZwhHum$^ieuem  (Ausschreiben  vom  115.  Februar  1819). 
Zwei  Maassregeln  jener  Zeit  wurden  mit  Freuden  begrüsst,  die 
AbschaiTung  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  und  die  Bewilligung 
des  Brennholzes  aus  den  Staatswaldungen  zu  festen  Preisen, 
anstatt  dei*  Uolzversteigeruogen  der  westphälischen  Regierung. 
Auch  der  Salzpreis  wurde  ermässigt,  die  Sterapelabgabe  ge- 
mildert; die  Verbrauchsteuer  mit  veränderten  Tarifen  und  For- 
men beibehalten,  doch  war  sie,  gleich  der  Holz-  und  Stem- 
peltaxe,  höher  als  1806.  Das  Weggeid  wurde  in  der  bishe- 
rigen Höhe  forlerhoben  und  die  zum  Vortheil  der  Poslanstalt 
eingeführten  Abgaben  blieben  bestehen.  Von  den  Rückständen 
an  westphälischen  Steuern  wurden  die  Grundsteuern  bis  zum 
Frieden  gefristet,  die  übrigen  beigetrieben.  Alle  unter  west- 
phälischer  Herrschaft  vorgenommenen  Yeräusscrungen  der 
Kammergüter  worden  für  nichtig  erklärt;  auch  die  Vererb- 
leihung  solcher  Güter,  die  Ablösung  von  Gefallen,  Zehnten, 
Diensten.  Das  Lehnwesen  wurde  in  die  Lage  am  1.  Novem- 
ber 1806  zurück  vei*setzt.  Die  der  westphälischen  Regierung 
gemachten  Beamtenkautionen  wurden  nicht  zurück  gegeben. 
Als  die  im  Jahre  1815  versammelten  Laodstände  den  Wunsch 
äusserten  von  allen  Arten  der  öffentlichen  Abgaben  unterrich- 
tet zu  werden,  weil  sie  ohne  Kenntniss  der  gesammten  Steuer* 
verfossung  ihrem  Berufe  nicht  Genüge  leisten  könnten;  wurde 
ihnen  diese  Mittheilung  versagt.  Dagegen  thalte  die  Staats- 
regierung eine  Uebersicht  der  vormals  vom  Kurfürsten  bezo- 
genen 21,000000  Thaler  Subsidiengelder  mit,  indem  sie  rüh- 
mend hervorhob,  welches  Verdienst  die  Staatsregierung  durch 
deren  Rettung  im  Jahre  1806  und  Benutzung  sich  erworben 
habe:  weil  nur  dadurch  es  dem  Kurfürsten  .möglich  werde, 
an  das  Land  keine  Forderungen  zu  machen  wegen  seines  Un- 
terhalts in  der  Verbannung. 

Im  neuen  Rheinischen  Merkur  (Offenbach  1816  Brede 
Stück  102  und  103  vom  24.  und  26.  Dezember;  findet  sich 
vollständig  abgedruckt  ein  Aktenstück,  welches  man  seiner 
Zeil  eifrig  bemüht  gewesen  ist  der  Vergessenheit  zu  über* 
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geben.  &  kt  dies  der  dem  Landtage  von  1815  miigetheilte 
AosKog  vom  30.  April  1815  aus  den  Kriegi»Zahlamte»Bech" 
mingen»  enthaltend  ein :  Ywusichmn  der  vob  der  Ktem  Etig' 
lamd  hnakUm  SiMdim  wegen  deg  im  Jahre  1770  zmn  Dienst 

in  Nordamerika  überlassenen  HOllskorps  von  12000  Mann 
nebst  den  in  spätem  Jahren  vervvilliglen  Secours  raisonnables. 
Die  Gesammteinnahme  (ohne  Zinsen;  betrug  danach  21,276778 
Thrl.  und  die  Ausgaben  für  den  Gegenstand  dieser  Einnahme 
(Löhnung,  Ausrüstung,  Reisekosten,  Provisionen  n.  s*  w*)  be- 
liefen  sich  auf  0,539589  Thir.  Der  verbliebene  Kapital-Ueber- 
schosB  war  mithin  11,737239  und  von  diesem  MmichmhapikiB 
kommen  auf  den  Kopf  der  gelieferten  Anzahl  978  Thir.  Mit  diesem 
Kapitale  iiiuss  auch  fernerhin  erfolgreich  gearbeitet  seyn,  denn 
(nach  Pfeiffer,  Geschichte  der  landstd.Verfssg.  S.  233)im Jahre  1806 
betrug  die  Einnahme  der  Kriegs-  und  der  Kammer-Kasse  an  Ka-  ■ 
pitaktfi^en  873000  Thir.,  was  auf  ein  Kapital  von  23,000000  Thir. 
schliessen  lässt.  Dass  bis  1815  die  Kapitahumahme,  in  Folge 
der  bekannten  Benutzung  während  der  Zeit  des  Privattebens 
des  Kurfürsten,  sehr  bedeutend  gewesen  seyn  muss  und  dass 
auch  späterhin  bis  1830,  ungeachtet  der  mancherlei  Ansprüche 
und  eigenthüuilichen  Verwendungen,  die  Kapilaisumme  sich 
wenigstens  nicht  vermindert  bat;  darf  man  wol  als  zuverlässig  . 
annehmen. 

Hinsichtlicb  des  Ertrage*  der  alten  Abgabem  ergiebt  sich 
för- 1813  aus  einem  Berichte  des  Steoerkollegiams  vom»25.  April 
1816  (Kurhess.  Landtgs.  VerhdI.  von  1816  Abth.  IV.  S.  209) 
dass  die  Solleinnahme  des  laufenden  Jahrs  war,  an:  Petrif- 
und  Martini -Steuer  97563  Thir.,  Landesschulden  -  Tilgungs- 
Steuer  94190  Thir.,  Kxenilen  -  Steuer  22251  Thir.,  Kontribu- 
tions-Ueberscbuss  31668  ihlr..  westphälische  Eiickstande  bis 
Ende  1815  eingegangen  76788  Thir. 

Die  Grafschaften  Hanau  und  Sckamiburg  behielten  einst- 
weilen noch  ihre  eigentbümlichen  Steuerarten,  wodurch  sie 
zu  den  Staalslasten  beitrugen;  in  Letzterer  wurde  für  die 
ausserordentlichen  Steuern  und  Gemeindeabgaben,  ein  Verthei- 
lungsfuss  durch  die  Verordnung  vom  25.  August  1820  festgestellt. 

Schon  oben  ist  bemerkt,  dass  Ins  zu  Ende  des  Jahrs  1830 
die  Begierang  sidi  der  geflammten  gentigtbiiidm  Gewalt  be- 
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tattehtigt  hatte;  w^balb  auch  alle  Steuergesetze  von  ihr  allein 
ausgingen.  Indessen  ist  das  letzte  Jahrzehnt  dieser  AUeiaherr- 
Bchafi  so  wenig  fruchtbar  an  hierher  gehörigen  Verordnangen 
gewesen,  dass  nur  etwa  noch  das  KvrfiintRcke  Bau3^  mnd 

Staats- Gesetz  vom  4.  März  1817  hervor  zu  heben  ist.  Bei- 
spielsweise bestimmt  §.  11  dieses  Erlasses,  dass  der  regierende 
Herr  die  Apanagen  zwar  vermehren,  in  keinem  Falle  aber 
vermin  dorn  könne. 

'  Die  Regierung  Wilhelm  11,  brachte  im  hnanzielien  Ge- 
biete audi  einige  oktroirte  Gesetze,  z.  E  behuf  Erhöhung  der 
Stempelsteuer  (vom  30.  Ncvomber  iSftZ  mit  Abänderungen 
vom  27  Dezember  1825);  über  die  indirekten  Abgaben  (Verdg. 
V.  21.  April  1824,  theilweise  abgeändert  unter  dem  21.  Dez.  1825) 
wegen  Heranziehung  des  bisher  unbesleuerten  standesherrlichen 
und  ritterschafllicben  Grundeigenthums  zu  den  Staatslasten 
(Yerardg.  vom  10.  Dezember  1823);  eine  neu  eingeführte  Be- 
steuerung der  Hunde ;  eine  Verbrauchsabgabe  vom  Branntwein 
zum  Vortheil  der  Gemeindekassen  u«  s.  w. 

Das  Finanzgesetz  für  1831/3  enthält  noch  14  verschiedene 
Gattungen  direkter  Steuern,  es  war  mithin  für  Vereinfachung 
und  Verallgemeiiierimg  noch  nicht  viel  geschehen. 

Mit  dem  Eintritt  Kurhessens  in  die  Reihe  der  konstitutio- 
nellen Staaten  (Verfassungsurkunde  vom  5.  Januar  1831)  be- 
gann auch  die  Ordnung  du  StaaühaushaUs.  Schon  am  %7,  Fe- 
bruar 1881  erschienen  zwei  Gesetze:  über  die  Bildung  und 
Verwaltung  des  StaatsichaUes  ^  (Hitverwahnng  des  geheimen 
ständischen  Ausschusses ;  jährliche  Kapital  Vermehrung  um  min- 
destens 30000  Thlr.;  Aufkiinfle  zur  Hauplstaatskasse ;  Kapital- 
verwendung nur  im  Falle  bedeutender  Vortheile  und  auf 
Grund  eines  Gesetzes)  und  über  den  Kurrurstlichen  Hausschato 
(Fideikommiss- Kapitalvermögen  des  Kurhauses  und  dessen  aus- 
schliessliches Eigenthum;  Mitaufeicht  des  geheimen  Stände- 
Aosscbusses;  Kapitalverwendung  nur  im  Falle  bedeutender 
Vortheile  fhr  Kurhaus  und  Staat  zulässig;  Vermehrnng  wnl 
wenigstens  20000  Thir.  jährlich  aus  den  Aufkünften ;  die  übri- 
gen Einkünfte  gehören  dem  Landesherm  als  Nutzniesser). 

Aus  den  Verhandlungen  dieses  konstittiir enden  Landtags 
sind  für  den  vorliegenden  Zweck  noch  hervorzuheben:  die 
Yereinbaning  über  die  Sonderung  des  StaatsvennögQiia  von 
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dem  Ftdeikommissvermögen  des  regierenden  Hauses  und  über 
die  Dotation  des  Kurfürstlichen  Hofes.  Auch  dürfte  die  Be- 
merkung nicht  überflüssig  seyn .  dass  es  keinen  bessern  Be- 
weU  für  die  in  allen  Zweigen  der  Staats- Verwaltung  damals 
(ungeachtet  eines  bereits  15  jährigen  Friedenszustandes)  vor- 
handenen grotsen  Mängä  geben  kann;  ab  deren  AnerkamU 
min  im  Einzelnen  im  Landtags -Absdiiede  vom  9.  MÜrz  18S1. 
Ueber  ein  Fhuaugetd»  kam  erst  mit  der  vierten  am  3.  Juny 
1833  eröffiieten  Stände -Versanmilung,  im  Oktober  1833  eine 
Vereinbarung  zu  Stande;  indem  schon  in  den  ersten  Jahren 
der  konstitutionellen  Zeit  die  leider  fast  auf  jedem  Landtage 
sich  wiederholenden  Streitigkeiten  über  gegenseitige  verfas- 
sungsmässige Rechte  begannen:  *)  Streitigkeiten,  die  selten 


*>  Die  BesHmmmgm  der    Verfassung  über  du  Miimkrkmig  d$r 
xjAmJm  kmitm  Sinatihänt  ihtili  iMitnn  wia  fiilirt: 

t«  14b  Alle  ftdgeseizten  Apanagen  sind  <teli  ngdaiiilg  aw- 
miiilileii.  Bei  etatretendem  kedeutenden  Znwacliee  von  GeUet  oder  bei 
deai  Aoflille  feetrachtlicker  Grundbesitzungen  mit  ErlSecheo  einer  SeUen- 
Mnie)  louni  unter  Beistimmnug  der  Landstände  die  Vermehrang  einer  der* 
Mdigen  Apanage^  in  keinem  Falle  aber  deren  YerBindening  Statt  finden. 

$.  15.  Die  künftig  nöthigen  Apanagen  fltr  nachgeborene  Prinzen 
wak  Mivermälilte  Prinzessinnen  der  regierenden  Linie  werden  in  Geld- 
reirten  mit  Zoatimmnng  der  I^andstünde  festgesetzt. 

$.16.  Aof  gleiche  Welte  erfolgt  die  Bestimmung  der  ndthig  wer- 
denden Witthömer. 

S.  17.  lieber  da.s  Grnndeigenthum ,  welches  den  Prinzen  asur 
Apanage  oder  sonst  von  dem  Landesherrn  überwiesen  oder  irgend  einge- 
räumt, oder  auf  dieselben  von  väteriicher  Seite  lier,  oder  von  Ap^naten 
vererbt,  oder  sonst  übertragen  worden  ist,  können  die  Prinzen  in  keiner 
Art  ohne  die  landesherrliche  Bewilligung  und  die  hinsichtlich  der  Apanage- 
Güter  erforderliche  Zustimmung  der  Landstände  gültig  verfügen,  es  sey 
denn  zur  Abtretung  an  den  Staat  selbst ,  zur  Ausgleichung  von  Grenz  - 
und  andern  Rechts-iStreitigkeiten,  oder  zur  Ablösung  von  Diensten,  Zehn- 
ten oder  Grundzinsen.  In  solchen  Fällen  muss  aber  der  empfangene  Er- 
satz wieder  in  inländischem  Grnndeigenthume ,  welches  ganz  die  Natur 
der  veräusserten  Besitzung  annimuil  und  an  deren  Stelle  tritt,  gehOrlg  an- 
gelegt werden.  — 

%.  18.  Die  biaker  rom  Lande  besonders  nnfgebracbte  Auutmur  . 
dar  Prinzessinnen  wird  in  den  herkOnunlichen  Beträgen  kll&ft^  mw  der 
m—tsfcMie  geleistet  werden.  » 
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som  wahren  Vorlheil  des  Landes  erledigt  wurden  und  aus 
denen  in  der  Regel  deijenige  Theil  als  Sieger  bervorgioc^ 

^  98.  Die  Stäiidever Sammlung  ist  befuge,  Uber  alle  VerluUtiiiase, 
welche  nach  ihrem  Ermessen  auf  das  Landeswohl  wesentlichen  Einfluss 
haben,  die  zweckdienliche  Aufklärung  von  den  Imidesherrlichen  Kommis- 
saren zu  begehren.  —  Auch  werden  in  geeigneten  Fällen  die  Vorstände 
der  betreffenden  Ministerial- Departements  persOiilidi  der  Stäodever- 
WUnDÜung  die  gewünschte  Auskunft  erlheilen.  — 

%,  93.  Ein  jeder,  von  den  Landständen  zu  einer  vorbereitenden 
Arbeit  oder  Geschäfta-Einleilung  gewählter,  Ausschuss  kann  zur  Er- 
langung von  Aufschlüssen  über  die  ihm  vorliegenden  Gegenstände  mit  der 
kurfürstlichen  Landtags- Kommission  sich  benehmen,  oder  schriftliche  Mit- 
theilangen  von  den  einschlägigen  Behörden,  und  zwar  hinsichtlich  der  im 
%.  144  erwähnten  Angelegenheiten  unmittelbar,  einziehen,  auch  die  per- 
sönliche Zuziehung  von  den  dazu  sich  hauptsächlich  eignenden  Staatsbe- 
amten durch  die  genannte  Kommission  veranlasseu.  — 

§.  94.  Ohne  Einwilligung  der  Stände  kann  weder  das  Staatsge- 
biet überhaupt,  noch  ein  einzelner  Theil  taaelbeR  mit  Scholden  oder  auf 
soustige  Art  belastet  werden  (vergl. .  Qbrigens  wegen  Veriniening  dm 
Staatagebiets  $.  1  und  wegen  den  Staatsvermugens  g.  142).  — 

%,  96.  (Mue  ihre  BefClnviiung  kamt  kein  Chniz  gegeben,  auf|^e- 
hoben,  abgeändert  oder  aathentiseb  erMatert  werden.    In  Eingange  elMa 
{aden  Geaeteea  iai  der  faHidaliadiachen  ZastiaiBiang  aQadrteileh  am  er* 
wttnea.  YerordNagen«  welebe  die  Haadhabwig  oder  Yoltaidiong  ba- 
aCebendar  Geaetae  beaweekeii)  weiden  van  der  Btmttngjlmag  aOeta  «r* 
laaeen.  Aach  kana,  wenn  die  I<andeliade  nicht  verananaelt  aindy  aa  aol- 
ahea  aoaaahawwaiie  erlMerlichea  MMawegahi,  wekhe  hei  aaaeerardel 
Mehla  Begdieaheitoa)  wofür  die  ▼orhaadeaeB  Geseti»  aaMUpgilch  atai, 
Ten  deai  (Haatearfalateriaai  aater  SBuaiehnaff        laadartadiarhea  A«a- 
aehMoei  (a.  g  16^  aaf  dea  Aatn«  der  beMhadta  Wliilaiifial  Virilfaiiii 
weaealMehe  oad  aaaafcchleWieh  aar  «leheihelt  dea  «aalaa  oder  lar  Br- 
haMaag  der  erneaioh  bedrehleaMiwIlidmi  Ordwaag  erMirt  wetdea  anill— ^ 
nagnaiwl  geeehrltlaa  werden.    Hierauf  aber  wird  nach  deai  Aatra^ 
jeaee  Auaschuaaee  iobald,  ala  ariigUch,  die  KiabemAuig  der  Laadatiada 
Blatt  fladcBy  am  daran  BeiatiMaioag  aa  dea»  ia  gedaehtea  Fallea  erlaeaa 
aea  Aaordnungen  ku  erwirken. 

g.  87.   Die  Stände  können  zu  neuen  Gesetzen,  sowie  aar  Abäm 
äfffW^  oä^T  Aufhebung  der  bestehenden  Vorschriften,  Anträge  warhaau 

$.  88.  Den  Ständen  atehet  das  Hecht  der  Simarimiäigw^  to 
der  dafür  festgesetzten  Weise  (s.  §.  143  (f.)  zu.  — 

$.  103.  Vor  der  Verabschiediuig,  Vertagung  oder  Auflösung  eines 
jedesmaligen  Landtages  haben  die  Stände  aus  ihrer  Mitte  einen  ^u^^cAu^^ 
von  3  bia  5  Mitgliedern  zu  wählen,  welcher  bin  «ua  nachetea  Landing 
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welcher  (nach  dem  augenblicklichen  Stande  der  Ereignisse  in 
£uropa  oder  Deutschland}  überwiegenden  politischen  Eiofluss 


Uber  die  YolbBiehung  der  Laiidtngs-Absdüede  zn  wachen  und  dabei  in  dar 
▼erfbMQDgsniHssigen  Weiae  thätig  zn  aeyn^  auch  sonst  das  landatandiadi« 
Interesse  wahrzunehmen,  sowie  die  ihm,  nach  der  jedesmal  besonders  zn 
ertheilendea  Instruktion,  weiter  obliegenden  Geschäfte  im  Namen  der  Land- 
stände zn  verrichten  hat,  —  Der  AusschuM  wählt  ans  seiner  Mitte  einen 
Vorstand ,  und  kann  in  Fällen  ,  in  welchen  er  es  für  iiöthig  findet ,  nodl 
andere  ständische  3IitgUeder  zu  Käthe  ziehen,  auch  nach  dem  Abgänge 
eines  Mitgliedes  sich  aus  der  Zahl  der  Mitglieder  der  letzten  Stande  Ver- 
sammlung ergänzen.  Die  Mehrzahl  der  Mitglieder  des  Ausscbuaaea  darf 
nicht  aus  Staats-  oder  wirklichen  Iluf-Dieiiern  bestehen.  — 

$,  107.  Die  einselnen  Zweige  der  Staatsverwfdtaqg:  die  Justiz^ 
das  Innere,  worunter  auch  die  Polizei- Verwaltung  in  Ikren  ganzen  Um- 
ßmge  begriffen  ist,  das  Fmmzweseny  das  Kriegswesen,  soweit  solches 
nicht  ntr  den  Lnndesherrn  als  obersten  Militär-Chef  ausschliesslich  gehurt, 

und  die  auswärligen  AngelegetikeUen,  sind  hinsichtlich  der  Kompetenz 
stets  sorgOiltig  von  einander  abgegrenzt  zu  halten.  Keines  dieser  Depar« 
tements  darf  jemals  uhue  einen  verantwortlichen  Vorstand  seyn.  Ein  sol- 
cher kann  zwar  zwei  Ministerial-Depnrtenients,  jedoch  nicht  mehrere,  zu- 
gleich verwalten.  Kr  bleibt  aber  stets  dir  jedes  derselben  besonders, 
sowie  überhaupt  hinsichtlich  der  zum  8taatsministerium  kommenden  Ange- 
legenheilen seines  Departentcnix  (vergl.  §.  110}  auch  dann,  wenn  er  dar- 
über nicht  selbst  den  Vortnig  gehalten  hat,  verantwortlich* 

§.  109.  Der  Vorstand  eines  jeden  Ministerial-Departements  hat 
die,  vom  Re^^enten  in  Bezug  auf  die  Ke;i;ierHng  und  Verwaltung  des 
Slajits  ausgehenden  Anordnungen  und  Verfügungen,  welche  in  sein  Depar- 
tement einschlagen,  zum  Zeichen,  dass  die  betreffende  Angelegenheit  auf 
veriaasungsmäsMige  Weise  behandelt  worden  sey,  zu  kontrasigniren,  und 
ist  för  die  VerfUssungs-  und  Gesetzmsissigkeit  ihres  Inhalts  persönlich 
verantwortlich.  Hinsichtlich  derjenigen  Angelegenheiten,  welche  mehrere 
oder  sämmtliche  Departements  betreffen ,  haben  deren  Vorstände  gemein- 
schaftlich zu  kontrasigniren ,  und  zwar  mit  persönlicher  Verantwortlich- 
keit eines  Jeden  für  die  Gegenstände  seines  Departements.  —  Durch  die 
gedachte  Kontrasignatur  erhalten  solche  Anordnungen  und  Verfügungen 
aligemeine  Glaubwürdigkeit  und  V^uliziehbarkeit. 

§.  139.  Zum  Staatsvermögen  gehören  vornehmlich  die  bisher  bei 
den  Finanz-  und  andern  Staatsbehörden  verwalteten  oder  nach  erfolgter 
Feststellung  dieses  Vermögens  zur  Staatsverwaltung  übergehenden  Ge- 
bäude, Domanial  -  (Kammer-)  Güter  und  Gefälle,  Forste,  Jagden,  Fi- 
schereien,  Berg-,  Hütten— und  Salzwerke,  auch  Fabriken,  nutzbaren 
Hegalien  und  Hechte,  Kapitalien  und  sonstige  VVerlhgegenstände ;  welche, 
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besass.  Der  erste  Finanzetat,  welcher  durch  Vereinbarung 
festgestellt  wurde,  bezieht  sich  auf  das  Jahr  1833}  der  Reeh- 

Ihnr  Natur  md  Bestfnniiag  nadi»  als  Staatugot  so  belraehten  tMy  oder 
ans  ntidB  des  Staatei  oder  som  StmilsvennOgeii  erworben  seyn  werden. 

%.  140.  Das  StaatsvermBfen  soU  vollständig  verzeichnet  und  hier-» 
bei  sowie  bei  dessen  näherer  Festotellmig  der  Inhalt  derjenigen  VerembO' 
rungen  mit  zum  Grsode  gelegt  werden,  welc  lie  liinsichtlich  der  Sondenin^ 
des  Staats  Vermögens  vom  Fideikommiss- Vermögen  des  kurfür«ttli(Acil 
Hauses,  sowie  hinsichtlich  des  Bedarfes  für  den  kurfürstlichen  Hof,  mit 
den  dermal  versammelten  Landstitnden  geiroflea  sind,  und  hiersyt  onter 
den  Schutz  dieser  Verfassung  gestellt  werden.  — 

§.  141.  Für  den  in  der  betreffenden  Vereinbarung  festgesetzten 
Bedarf  des  kurfürstlichen  lYofps  an  Geld  und  Naturalien  bleiben  die 
dazu  durch  dieselbe  vorbehaltenen  Domänen  und  Gefiille  auf  immer  be- 
stimmt. Diese  werden  über  dessenungeachtet  auch  ferner  durch  die  Staats- 
Finanzbehürden  ganz  so ,  wie  das  übrige  Domanial- Vermögen  ,  verwaltet  ; 
deren  Ertrag  fliesset  in  die  Staatskassen,  und  hinsichtlich  ihrer  Veräusse- 
rung  finden  die  Bestimmungen  de.s  folgenden  §.  ebenwohl  Anwendung.  — 

§.  142.  Das  Staut svermögen  ist  stets  in  seinen  wesentlichen  Be- 
standtheilen  zu  erhalten  und  kann  daher  ohne  Einwilligung  der  Stände 
weder  durch  Veräusserung  vermindert,  noch  mit  Schulden  oder  sonst  einer 
bleibenden  Last  beschwert  werden.  —  Unter  dem  Veräusserungs-Verbotc 
aber  sind  diejenigen  Veränderungen  nicht  begriffen  >  welche  bei  einzelnen 
Besltsungen  zur  Beförderung  der  Landeskultur,  oder  sonst  zur  Wohl- 
Adurt  des  Staats  md  Batftfaung  wahrgenommener  NackÜKile ,  dnreh  Ter- 
kanfy  Aastansdiy  YererbMting,  AbiOsmig  oder  ITBwandloqg  In  sündige 
BentsBj  oder  in  Fblge  eines  geriehtf leben  Urtielles,  noüwendig  .oder  goi 
beflinden  werden  soUfeen.  Der  BrIOs  nnd  überhaupt  alles  Anlkonnwa  nun 
veriosserten  Besltiaqgra  dieser  Art  noss  jederaelt  wieder  smn  Ctamdslocifc 
geschlagen ,  nnd  so  bald  ab  Aonlich  anr  Erwerbung  neuer  Besttaungc« 
oder  audi  nur  Verbesserung  der  Toriuuidenen  Doaftnen  und  BiUinas 
ibns  Brtmges  Torwendet  werden,  worüber  demnichsc  den  t— dsWiliu, 
oder  deren  AusscbQssey  eine  genaue  Naebweisnag  gesoUAet.  — 

Auch  die  kflnftig  hmmfidhndm  L^m  werden  mm  Staatsgote  g«. 
bSnn.  ffleiohwoU  Uelbt  der  Regent  bereobttgt,*  die  wfthreni  der  Dnour 
asiaer  Regiemsg  beimgeiMIenen  Leben  an  Olieder  des  kutHitBtlkJhBM 
Hanses  oder  der  hessiseben  (ehemals  relebsnaadttelbaren,  allhtssinshea 
md  achaumbnitischen)  BiMersehally  oder  sorBeloinuig  vm  kmdbar  am- 
goseichneten  Verdiensten  um  den  Staat,  wieder  an  verleihen.  — 

%.  143.  Die  Stände  haben  für  Aufhringmg  des  ordentüchen  und 
mustrorJetttlichen  Staatsbedarfes,  soweit  die  ftbrigen  HQIfsmittel  mm 
dessen  Deckung  nicht  hinreichen,  durch  Vtrwilligang  von  Abgaben  *m 
sorgen.  Ohne  landstandische  Bewilligung  kam  vom  Jahre  1831  m  wider 
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mipgMbscIiQiU  tSUi/a  scblofis  mit  etnem  Ju^ftAe^ü^b^rsckwiM 
von  1»61M90  Thlr.  ab,  der  dureli  Aaleiben  gedeckt  wvde. 

in  Kric|{i-  noeh  in  Friedeu-Zeilen  eine  direkte  oder  indirekte  Steuer, 
80  wenig,  elf  Irgend  eine  sonstige  linndes- Abgabe ,  sie  linbe  Nanen^  wel- 
chen sie  wolle  y  anegesehr leben  oder  erkoben  werden,  TOrbebnlCHek  der 
Blwirkang  aller  Sieneni  nnd  andern  Landes-BinkOaflo  von  doa  Vorjakrij 
tMdk  nnbeschsdet  der  Im  S.  160  enthaltenen  vorlaufigen  Bestimmung.  — 

S.  144.  Die  Vereinigung  des  ordentlichen  Staats-Bedarfes  erfolgt 
In  der  Hegel  für  die  nilchsten  drei  Jahre.  Es  ist  zu  diesem  Zwecke  der 
Standeversammlaog  der  Voranschlag ,  welcher  die  Einnahmen  nnd  Aus- 
gaben fiir  diese  Jahre  mit  thunlich>ter  Vüllstuudigkeit  und  Genauigkeit 
enthalten  muss,  zeitig  vorzulegen.  Zugleich  muss  die  Nothwendigkeit 
oder  Nützlichkeit  der  zu  inachendea  Ausgaben  nachgewiesen ,  das  Bedürf- 
niss  der  vorgescUlagenen  Abgaben,  unter  welcher  Benennung  solche  irgend 
vorkommen  mögen,  gezeigt,  auch  von  den  betreifenden  Behörden  diejenige 
Auslcunfl  und  Nachweisung  aus  den  üelegen,  Akten,  Büchern  und  Litera- 
lieo  gegeben  werden,  welche  die  iScande  in  dieser  Beziehung  zu  begehren 
sich  veranlasst  sehen  könnten,  üeber  die  Verwendung  des  dem  kurfürst- 
lichen Hofe  aus  den  Domaninl-Einkünrtcn  Aukommeudeu  Betrages Cs.  $.141) 
findet  jedoch  keinerlei  Nach  Weisung  Statt.  — 

$.  145.  Ueber  die  nu'iglith  beste  Art  der  Aiifbringutig  und 
theilung  der,  flir  den  ermittelten  &$taaLsbedarf  neben  den  übrigen  Einnahme- 
quellen noch  erforderlichen  Abgabenbelräge  haben  die  Laudsliinde,  nach 
vorgäugiger  Prüfung  der  deshalb  von  der  Staatsregierung  geschehenen  oder 
nach  Befinden  weiter  xu  begehrenden  Vorschläge,  die  geeigneten  Beschl&sse 
an  neknien.  — 

$.  14$.  In  den  Aussckreibon  ud  Verordnungen^  welebe  Stonen 
und  nndeto  Abgaben  betrelbn,  soll  die  UmMMM^  VerwUligung  be- 
sonders enribnt  seyn,  okno  welche  weder  die  Brbeber  wm  Elnforderutig 
bereebtigl^  noek  die  Plichtigen  mr  Entrlchtoog  scknldig  sind*  ^ 

147.  Die  AnOagen  für  den  ordoottieben  Stnntsbedarf,  insolbm 
sie  nidit  nnsdrOcklioh  Uos  l&r  einen  vorObergehenden  und  bereits  erreich- 
ten Zweck  besCiBPt  waren,  dürlbn  ^  nach  AbUa$f  der  VtnmI&gungazeU 
noch  sechs  Monaie  foH  erhoben  werden,  wenn  etwa  die  Znsainaienlnnift 
derLandstünde  dnreh  nnsferordenUlche  Ereignisse  gehindert  oder  die  Stiade- 
▼ersnounlnng  nn^eldst  ist,  ehe  ein  neues  Finanagcsets  sn  Stande  konunt, 
oder  wenn  die  in  dieser  Hinsicht  n5th(ge  Bescblnssnahme  der  Landstinde 
sich  ▼craOgerC.  —  Diese  sechs  Monate  werden  jedoch  in  die  nene  Finani* 
Periode  eiqgerochnet.  — 

•  %  146:  Für  diejenigen  Gmndstficke,  welche  IrOherhin  als  exente 
^ütor,  oder  sonst  wogen  ihrer  besonderen  Verhältnisse  mit  keiner ,  oder 
■it  einer  geriflferen,  als  der  gewUknlichen  Grundsteuer  belegt  w«re% 
werden  die  gesetnlichen  Vorschriften  wegen  der  bisherigen  Ezentenstoneri 


Digitized  by  Google 


—  488  —  , 

Das  letzte  bis  jetzt  verfassungsgemäss  verabschiedete  Fi- 
nanz-Gesetz ist  vom  5.  April  1849  für  das  Jahr  1849,  als  das 
erste  der  VII.  Finanz-Periode.  Am  14.  Dezember  1849  wurde 
zwar  den  Landständen  der  Entwurf  des  Finanzgeselzes  für 
1850  und  1851,  die  beiden  letzten  Jahre  der  VII.  Finanz- 
penode, voii^elegl;  da  jedoch  eine  Bebchlussiiabiiie  darüber 


md  besMiangswelM  dar  für  die  ErMefte-  nnd  dergldclffii  bnooden  to- 
iMteten  oater  bidwr  geaeisUdmi  Zosttukly  m  lange  MbataHes,  Ua  dto 
Mch  Mdglldikdt  la  beaaUenoigenda  glekkmäasige  Besietuntngy  nier 
Zoalchefiuig  einer  aogeiaeaMaen  EDCaekidigang  für  die  biskerigen  reckt» 
ndaBigen  StenarflreihelleD  imd  Vonllge,  gcaetilich  efatgefllbn  aejn  wird. 

8.  149.  Die  oater  der  ßrchm  und  jybrretaR»  dar  öffmtBehem 
UiUerHehi8»jiniMm  vad  der  mUdm  SUflungen  Maiben,  ao  lange  sto 
nteb  te  deren  Blgoiduiaia  befnden^  von  Steoam  befreit.  Dieae  Sleiier- 
Irelheit  eiatrekt  slab  jado^  ntcbt  anf  dl^enigen  Groadatltekay  wdcbe  kln- 
ber  aeban  afauerp liabtfg  waren,  oder  naob  der  YeritODdigong  dieaer  Ver- 
Ibaamg  von  ibnen  erworben  werden,  <— 

8.  158.  Die  GrondatSeke«  welebe  von  der  Landeskerrsekaft  an 
aigaoaai  Gebranche  oder  von  Gliedern  des  Kurhauses  erworben  alnd, 
oder  werden,  bleiben  in  ibrer  bisherigen  Steuerverbindlichkeit.  — 

8.  l&l.  Die  gesetzlich  in  Rücksicht  ihres  dermaligen  Besitzers 
steuerfreien  Grundstücke  verlieiea  diese  Eigenacbaft,  so  bald  sie  in  M- 
vat>£igenthnjn  übergehen.  — 

§.  152.  Bei  der  im  g.  144  erwähnten  Vorlegimi;  des  Voranschlages 
für  die  nächsten  drei  Jahre  niuss  zugleich  die  Vertvendung  des  StaaU" 
einkommens  zu  den  bestimmten  Zweclcen  für  die  seit  Anfang  des  Jabrs 
1831  verflossenen  einzelnen  Rechnungsjahre)  soweit  sie  noch  nicht  ihre 
TOlle  Erledigung  bei  dem  Landtage  erhalten  haben,  nachgewiesen  werden. 

8,  154.  Sollten  dereinst  etwa  zwischen  der  Staatsregierang  und 
den  Landständen  über  den  Sinn  einzelner  Bestimmungen  der  Verfas- 
sungsurkunde oder  der  für  Beslandtheile  derselben  erklärten  Gresetze 
Zweifel  sich  erheben  und  würde  wider  VerhofTen  eine  Verständigung  dar- 
über nicht  erfolgen;  so  muss  der  zweifelhafte  Punkt  bei  einem  Kompromisse 
Gerichte  zur  Entscheidung  {gebracht  werden.  Dieses  wird  zusammenge- 
setzt aus  sechs  unbescholtenen,  der  Hechte  und  der  Verfassung  kundigen, 
wenigstens  dreissig  Jahr  alten  Inländern^  von  welchen  drei  durch  die 
Hegiemng  und  drei  durch  die  Stände  zu  wählen  sind.  Niemand  darf  die 
auf  ihn  gefallene  Wahl  ohne  hinreichende  Entschuldigungagründe,  welche 
die  wählende  Partei  zn  benrtheilen  hat,  ausschlagen.  —  > 

Das  Kompromisa-Gericbt  wibU  sodann  ans  seiner  Mittn  dnrA  daa 
Looa  einen  ToraifMndeii  mit  enCadKidander  SÜniina  ha  Miedar0linMa» 
GMalhait  — 


Digitized  by  Google 


489 


vor  Ablauf  des  Jahrs  nicht  mehr  erwartet  werden  konnte,  so 
verfügte  die  Regierung  unter  dem  15,  Dezember  (auf  Gmnd 
des  §•  147  der  Y.  U.)  die  Forterhebung  der  Auflagen  für  die 
ersten  6  Monate  des  Jahrs  18M>.  Ein  neoes  MimMerium  (Ifo»- 
seopflog-Loinetsoh)  machte  unter  dem  it.  Win,  bevor  noch 
itt>er  den  obigen  Finanzgesetzenlwurf  verhandcdi  war,  eiii6 
Vorlage,  wonach  an  den  dort  veranfchlagten  Einnahmen  so 
bedeutende  Ausfälle  zu  erwarten  seyn  sollten ,  dass  ein  Be- 
darf von  622750  Thir.  entstehe,  mithin  von  jährlich  mehr  als 
300000  Ihlr.  Die  Regierung  beantragte  zugleich  deren  De- 
ckang  aus  den  eingehenden  Lauderoial-,  Kauf-  und  Ablö- 
sang^-Kapitalien.  Auf  einen  darüber  anter  dem  16.  März  tOM) 
erstatteten  Aosschnss  -  Bericht  (Beil  Nr.  III)  beschloss  die 
Standeiremmmlang  an  demselben  Tage  ekutiamrig,  diese  Be- 
willigung zu  verweigern  und  wurde  dann  sofort  verlagt. 

Dem  am  15.  May  wieder  zusammengetrotencn  Landtage 
wurde  ein  abermaliges  Kreditansinnen  von  der  Rei^irrung  ge- 
macht, diesescnal  auf  die  Summe  von  760000  ThIr.  gerichtet 
bis  zu  welchem  Betrage  verzinsliche  StaatsBchnldseheine  oder 
rnivenoDsliche  Kassenscheine  aasgegeben  werden  sollten.  *  In 
der  Sitzung  vom  7.  Juny  wurde  auf  den  Aasschussbericht  je- 
nes Ansinnen  fast  einstimmig  abgelehnt,  worauf  der  Landtags- 
Kommissär  eine  berichtigende  Erklärung  abgab,  lieber  einen 
ferner  von  der  Regierung  voriiolegten  Gesetzentwurf  wegen 
Forterhebung  der  Abgaben  erstattete  der  Budget  -  Ausschuss 
ani  12.  iuny  seinen  (auf  Zarückweisung  gerichteten)  Bericht, 
welcher  am  folgenden  Tage  zur  Berathung  kommen  sollte, 
ab  schon  vorher  (am  lt.  Jnny)  die  Ständeversammlung  auf- 
gelöst wurde. 

Wenige  Tage  später  erfolgten  nachstehende  Erlasse : 
„Bei  der  ohne  Vorsorge  für  den  Ablauf  der  Steuererhe* 
bungszeit  erfolgten  Auflösung  der  Ständeversammlung  und  zur 
Abwendung  der  in  Folge  dessen  dem  Staate  drohenden  Ge- 
fahren, so  wie  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  g^en  die 
Zollvereinsstaaten  bestehenden  Verpflichtungen,  wird  mit  al- 
lerhöchster Genehmigung  Sr.  König!.  Hoheit  des  Kurlttrsten 
und  mit  der  in  Gemässheit  des  §.  95  der  Verfassungs-Urknnde 
erfolgten  Beiitmmung  des  bleibenden  landständischen  ÄUMSi^m^ 
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$es  Folgendes  verfügt:   §.  1.  Die  auf  S9imnt1iclie  indireklen 
AbgibePt  eiMoyioflBlwh  der  Stempelabgabe  und  aof  die  Wege* 
.  Hpd  MÄengelder  beiügUehen  geKtxKchen  BestimmangeD  und 
Vorechrifieii  siod  auch  nach  dem  am  30.  d.  If.  eintretenden 

Ablaufe  der  Steuererhebungszeit  während  des  Monats  July  d.  J. 
vollständig  zur  Anwendung  zu  bringen,  und  es  sind  die  be- 
treffenden Beträge  zur  Sicherstellung  des  Staates  für  den  Fall 
der  nachträglichen  SteuerbewiUiaung  zur  Erhebung  zu  brin- 
gen. Alles  Aiffkonmien  meser  Art  soll  nicbt  zu  den 
Staalaamgaben  verwendet,  sondern  bis  daitiber  gesetaKohe 
Bestimmung  gelroflfen  seyn  wird,  als  Depositum  bei  den  be- 
treffenden Staatskassen,  beziehungsweise  bei  der  Hauptstaats- 
kasse, aufbewahrt  werden-  Für  genaue  Befolgung  dieser 
Vorschrift  wird  die  Direction  der  üauptstaatskasse  verantwort- 
lich erklärt. 

Kassel,  den  27.  Juny  1860. 

Kuriiiratliches  Gesamml  -  Staatsministerium.*^ 

»Da  mit  dm  30.  d.  IL  die  landständiscbe  BewUligong 
der  Steuern  und  Abgaben  abläuft,  und  eine  neue  Bewilligung 
in  Folge  der  Audösung  der  letzten  Stände  Versammlung  unter- 
blieben ist,  so  wird  hiermit  bekannt  gemacht,  dass 

1)  sämmlliche  Erheber  der  direkten  Steuern  angewiesen 
werden  sollen,  sich  der  Einforderung  und  Beitreibung  der  vom 
U  July  d.  J.  an  fällig  werdenden  Steuern  bis  auf  Weiteres 
n  endialten,  dass  jedoch  die  unterbliebene  Steuerbewttligiisg 
sieh  nieht  auf  die  vor  dem  I.  July  d  J*  bereits  fiillig  gewor- 
denen Steuern  beziehet,  diese  vielmehr  nacherhoben  und  bei- 
getrieben werden.  Es  werden  daher  alle  die,  welche  dem 
Staate  bergts  fällige  Steuern  oder  solche  Leistungen  schulden, 
welche,  wie  z.  B.  Forstgelder.  Domanial -Abgaben ,  Pachtgel- 
der allX,  überhaupt  der  landständischen  Bewilligung  nicht 
unterliegen,  emstlich  verwarnt,  der  Erhebung  und  Beitreibung 
iNOht  etwa  einen  strafbaren  Widerstand  entgegenasosetzen,  da 
ein  solcher  nicht  ungeahndei  Ueiben  würde. 

2)  Hinsichtlich  der  indirekten  Steuern  jeder  Art  und  der 
Wege-  und  Brückengelder  wird  auf  das  Ausschreiben  des 
Gesammt  -  Staatsmiaisteriums  vom  heutigen  Tage  Bezug  ge- 
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Schliesslich  wird  zu  allen  wohlgesinnten  Staatsangehöri- 
gen das  Vertrauen  und  die  Erwartung  ausgesprochen^  dass 
sie  bei  der  eintretenden  ausserordentlichen  Lage  der  Staats- 
verwaltung zur  Beseitigung  der  einlreienden  Yerlegenheilea 
so  viel  möglich  mitwirken  werden. 

Kassel,  den  87.  iony  18&0. 

KorförstlioheB  Finanz -Ministeriani.* 

Ein  Ansschreiben '  des  Ministerinros  vom  94.  Julv  I8S0 
verlängerte  unter  denselben  Formen  das  Provisorium  bis  Endo 
August ;  allein  die  am  22.  August  zusammengetretenen  neuen 
Stände  waren  ebenso  wenig  geneigt,  diesem  Ministerium  eine 
Yertrauensbewilljgang  zu  machen.  Sie  hatten  ktint  Vei-pßich- 
Hmg,  die  Stenern  zn  bewilligen,  weil  das  Ministerium  sich 
über  alle  verfa$mmg$%€mäs8e  Formen  weggesetat  hatte;  des- 
lialb  verweigerten  sie  dletem  Ministerium»  dieselben  anzover« 
trauen  und  wurden  nun  am  1.  September  1850  abermals  auf- 
gelöst. Der  Versuch  des  Ministeriums  Hassenpflug-Lonielsch, 
unter  Berufung  auf  §.  95  der  V.U.,  einseitic;  mit  der  Steuer- 
erhebung vorzugehen  (Verordg.  vom  4.  September  1850),  ge- 
lang ebenso  wenig,  als  der  Versuch  dnrch  einen  s.  §^  Bun- 
desbesofaloss  vom  31.  September  die  verfaasongsgelrenen  Be- 
naten  oder  Sieiianahler  einioscbCIdiiern  (Verordnang  vom 
ti.  Seplbr.  Nnnmehr  blieb  —  bei  der  üebereinstim« 

mutig  aller  Bewohner  Kurhessens  in  ihrer  Anhänglichkeit  an 
die  Verfassung  und  den  bestehenden  Rechtszustand  —  nichts 
anders  übrig  als  einzulenken,  oder  von  der  Drohung  zur  Ge- 
waltanweMiang  übemgeben.  Die  Regienmg  wählte  den  leb- 
Hrm  Ausweg  ind  demgemiss  wurden  Mriegtuuitmd  und  8Um^ 
reoll  Um  da»  game  Land  verhingt  (Verordnang  vom  7.  mtd 
98.  September).  In  Begleitung  öslerreiobischer  und  bnyem- 
scher  Exekutionstruppen  hielt  der  Kurfürst  wieder  seinen  Ein- 
zug in  Kassel  am  28.  Dezember  1850  und  das  Jahr  185  t  be- 
gann mit  Neugestaltung  der  Verhältnisse  des  Kiiretaats  nack 
den  Grundsälzea  des  Erob$nmgMrtchiM. 


Digitized  by  Google 


B.  8liili*nBitamL 


*)  Im  JLlls«iMeineau 

Bevor  ich  eine  allgemeine  Ucbersicbt  der  Schlasssummen 
der  Finanzetats  gebe,  sind  eine  Reihe  von  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen za  nennen,  welche  auf  den  Staatshaushalt  im  All- 
gemeinen sich  beziehen.    Dazu  gehört  die  Verordnung  vom 

3.  Mai  1884  ülier  das  Staatskassen"  und  Rechnungswesen,  w  o- 
durch  beispielsweise  bestimmt  wurde,  dass  vom  1.  Januar 
1831  an  alle  Staats-Einnahmen  (mit  Ausnahme  der  Zolbefalle, 
der  Berg-,  Hütten  -  und  Salzwerks- Erträge)  im  Ertrage 
an  die  Hauptstaatskasse  abgeliefert  und  alle  Staats- Ausgtibeo 
mit  obigen  Ausnahmen  bei  derselben  definitiv  verrechnet  wer- 
den sollten.  Femer  das  Gesetz  vom  17.  May  1834,  das  Fer- 
fdkrm  tMer  ö/fentHckeRechnungifUhrer  betreffend;  sodann  die 
Verordnung  vom  20.  July  1838,  wegen  Ueberweisung  der  der 
Staatsverwaltung  zukommenden  Einnahmen  aus  der  heimge- 
fallenen  s.  g.  Rotenburger  Quart,  deren  gänzliche  Ueberwei- 
sung an  die  Staalsfinanzverwaltung  (nach  zehnjährigem  Streite) 
durch  Verordnung  vom  12.  May  1848  geschah. 

Durch  MinisteriaU  Bekanntmachung  vom  11.  Januar  1839 
.wurde  die  Verwaltungs-Kommission  der  Ilauptrestenkasse  auf- 
gehoben; ein  Gesetz  endlich  vom  23.  Septbr.  1848  regelte  die 
Beitreibung  der  Emktimfte  des  Staate  und  öffentlicher  Anstalten. 
Durch  Gesetz  vom  13.  April  1848  wurden  die  unter  Titel  XIV. 
Nr.  3  der  Einnahmen  bisher  zur  Staatskasse  erhobenen  Ab- 
gaben, als:  Börger-,  Beisitzer-,  Bin-  und  Abzugsgelder.  Mei- 
sterrechtsgebühren.  von  Messen  und  Jahrmärkten,  aufgeJiobe» 
(im  Etat  für  1849  mit  7120  Thlr.  angesetzt). 

Die  Bekdrdem  und  das  FermmtU  der  fhumeiDermaUaHg  sind 
verhiltnissmässtg  sehr  zahlreidi  und  dabei  kann  ohne  Zweifel 

Sowohl  Geschäftsveremfachnng  als  Ersparung  Statt  finden.  Die 
Erstere  ist  von  der  Regierung  in  einem  Wilhelmsbader  Erlasse 
vom  11.  Oktober  1850  versucht  worden;  Beide  in  einem  An- 
trage des  Abgeordneten  Hildebrand  vom  5.  Dezember  1849 
.  (z.  V.  dessen  Flugschrift  über  die  kurbesstsche  Finanzverwal- 
tong»  Kassel  1850).  — 
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Jeder  lUekmmgiaMmUi  nmfiusl  dm  Jahre,  der  ersle  die 
Jahre  18S1/3,  so  dass  der  siebente  mit  dem  Jahre  1849  be- 
ginnt ;  jedoch  wird  für  jedes  Kalender  -  Jahr  eine  besondere 
Rechnung  aufgestellt  und  die  ständische  Bewilligung  ist  nicht 
nothwcndig  auf  eine  ganze  Finanzperiode  auszudehnen.  — 

Der  Hauptfioanzetat  des  ordentlichen  Budgets  liir  ein 
Durchscbnittsjahr  von  1834/6  schfiesat  mift  einer  Ekmakm  von  , 
8,tT6480  Thir.  and  von  da  ab  bt  äne  allmählige  Steigerung 
der  Einnahmen  eingetreten,  wie  aua  dem  Nadifolgenden  sieh 
ergiebl.  — 

1837/9  :  3,491370  ThIr. 
1840  :  3,627010  ^ 
1841/2:  3,641760  « 
1843/5:  3,898700  » 
1846/8:  4,068570  « 
1849  :  4.868040  ^ 
1850/1  :    4,591200  „ 

Diese  Zunahme  von  mehr  als  44,53  V«  iat  vor  Allem  dem 
Anlheile  aus  den  Zollvereinseinnahmen,  wekher  von  338000  Thlr. 
auf  das  Doppelte  sich  gehoben  hat,  dann  anoh  dem  Anirach* 
Ben  der  Einnahme  ans  den  Porsten,  von  der  Grondsteoer  und 
von  der  Branntweinsteuer,  mznschreiben.  Jene  Roheinnahmen 
erfordern  im  grossen  Durchschnitt  25  %  Gewinnungskosten.  — 

Die  vorgenannten  Zahlen  bezeichnen  nur  die  Einnahmen 
des  laufenden  Jahrs;  dazu  kommen  dann  noch  die  Einnahme- 
rUckstände  früherer  Rechnungsabschnitte  (für  1849 :  323810  Thlr,) 
und  die  dergleichen  Aosgaberückstände  (für  1849:  153800Thlr.}; 
endlich  koamil  noeh  dazu  ab  durdilaafender  Posten  das  Ba- 
hiMuipkat,  d.  h.  der  Vorschoas  zur  Deokong  der  nothwen» 
dig  zu  erhaltenden  Kassenbestände*  Es  betrug  anfänglich 
500000  Thlr.,  wurde  dann  auf  700000  Thlr.  erhöht  und  ist 
jetzt  seit  dem  Finanzgesetze  vom  22.  Januar  1848 :  900000  Thlr. 

£ioe  vergleichende  Zusamtnenstellung  der  Eimiakmen  Kur- 
bessens in  den  Jahran  1834/6»  .1846,  1849  ond  1850/1  iolg( 
nachstehend. 
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Durch- 
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Roh-Eiu- 
nalim« 
Thir.  Kour. 


Pr»- 

aent- 

An. 

Iheil 
an  der 

End- 
■umme. 


I. 
1. 

2. 
3. 
4. 
5. 

II. 
1. 

2. 
3. 
4. 
5. 

III. 
1. 

2. 
3. 

lY. 

V. 
VI. 

1. 

2. 

3. 

4. 


VII. 
1. 

2. 

vm. 


IX. 
X. 

1. 

2. 

XI. 
XU. 


Domaniai  -  Einkünfte. 

Ständige  und  luistündige  Goi'iUle    ,    .  . 
Pachtgelder 

Zehnten  ............ 

Triften  und  Schäferei- Gerechtigkeiten 
Pachtwerth  von  Besoldungs-Grundstücken 

Ztisammen  I. 

Ertrag  der  Gesnndbriinnen  und  Bäder. 

Nenndorf   ........  .    .    .  . 

Hofgeismar   *  . 

Schwalheim   .    *  * 

Wilhelmsbad  

Nauheim    .  . 


Ziiüaniineu  II. 

Aus  den  Forsten. 

Forstnutzungen,  einschliesslich  des  Hauerlohns, 
der  Strafen  und  des  Schadenersatzes  .... 

Eingezogene  Dienstemoluniente  .  

Pfandegebühren  ............ 

Zusammen  III. 

Von  den  Jagden. 
Von  Fischereien. 
Ertrag  d.  Berg-,  Salz-  u.  Hüttenwerke.  (Keiuertrag) 

Bergwerke  •    •    .    .    .    .  . 

Salzwerke    

Hütten-Hammerwerke,  Fabriken  ...... 

Ertrag  der  Beamtenbesoldungen   (Im  Finanzetat 
nicht  befindlich)  


Zusammen  VI. 
Ertrag  des  Fost-Regals.  CHeineinnahme.) 
Kanon  vom  Fürsten  Thum  und  Taxis    .    .    .  . 
Beitrag  zu  den  Kosten  der  General-Post-Inspektion 


Zusammen  VII. 
Ertrag  der  Eisenb&lin.  (Heinertrag.) 

Main- Weser-Bahn  .  

Hannover-Minden-Bahn  ......... 

Einnahme  vom  Landgestttt. 
Einnahme  aas  dem  Kapital- Vermögen  des  Staats. 

Zinsen  von  Aktivkapitalien  ........ 

Ablieferungen  aus  dem  Staatsschätze 


Zusammen  X. 
Abllerenuigen  aus  den  UeberschUssen  der 

Landeskreditkasse. 
Sonstige  (DomaDiai-  u.  ».  w.)  Einnahmen.  . 


323780 
181270 
1130G0 
14790 

10,19 
5,71 
3,56 
0  46 

632900 

19,92 

12740 
1520 
1840 
1140 

— 

0,40 
0,05 
0,06 
0,04 

r 

17240 

0,55 

1  327550 
17260 
12000 

10,31 
0.54 
0,39 

3568 lU 
11620 
3500 

11,23 
0,36 
O/U 

62200 
102400 
55400 

1,96 
3,23 
1.74 

32750 

1,03 

252750 

7,96 

42000 
1500 

1,32 
0,05 

43500 

1,37 

4190 

0,13 

7770 
350000 

0,25 
11,01 

357770 

11,26 

1000 
62750 

0,03 
1,66 
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Ffo- 
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An- 
Ikeil 
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Kad- 
aumme. 

Cie- 

w  in- 
BunKa* 
koalaa 
•lad 
Fro- 
aeaie 
d.  Rok- 

ein- 
■akme. 

Ueldbelran 
der  Hok. 
Kinnabme 
ia  dea  Jabrea 
1850  u.  1861 
Durrh- 
arkaittlick 
in 

Tkir.  Kour. 

Pro- 
aeal- 
Ab- 
Ikeil 
an  der 
Rad- 
aunaia. 

Vcrf  leichunf 
der  Jahre 
1834/6  und 
1850/61. 

260  lao 

216900 
12300 
9600 

G/86 
5,31 
0,30 
0,24 

272900 
244720 
6790 
9740 

6,32 
5,67 
0,16 
0,22 

153790 
246760 
4270 
6160 

3,33 
6,31 
0,09 
0,13 

f 

169990 
64490 
108790 
8630 

519100 

12,71 

C)34150 

12,37 

23,63 

409960 

b,ö7 

222920 

15000 
2150 
1300 
1830 
1450 

0/37 
0,05 

0;03 

0,04 
0,04 

8590 
1500 
1300 
400 

3530 

0,20 
0  04 
0,03 
0,01 

0,0s 

8590 
1600 
1300 
400 
3530 

0,19 
0  03 

0,03 
0,01 
0,08 

4- 

4150 

20 
540 
740 
3530 

VfOO 

n  '-Hl 

\ß,O0 

W,  i  1 

1 0<ji\J 

1920 

720000 
3200 
10000 

17,64 
0,08 
0,10 

756000 
3200 

17:^50 

17,51 
0,08 
0,40 

846000 
3200 
17360 

18,32 
0,07 
0,37 

-h 

a 

J- 

T 

518450 
14060 
5350 

739200 
9310 
3310 

18.12 

0,23 
0,08 

776560 
1330 
3500 

17,99 
0,03 
0,08 

64,25 
416,80 
68,86 

866550 
3100 
3500 

18,76 
0,07 
0,08 

f 

509740 
8620 

76100 
173600 
58300 

1,87 
4,25 
1,43 

111500 

159690 
50490 

2,58 
3,70 
1,17 

124180 

159210 
61360 

2,69 
3,45 
1,11 

• 

61980 
66810 
4040 

28750 

0,70 

28170 

0,65 

27850 

0,60 

4900 

336750 

8,25 

349860 

8,10 

10,09 

362600 

7,86 

109860 

42000 
1500 

1,03 
0,04 

42000 
1500 

0,97 
0,04 

42000 
1300 

0,91 
0,03 

43500 

— 

6850 

1,07 

— 
0,14 

43500 
18750 

— 
6000 

1,01 
0,43 

— 
0,14 

— 

— 
434,33 

43600 

21500 
6000 

0,94 

0,46 

0,13 

+ 

150000 
21500 
1810 

140430 
332000 

3,44 
8,13 

157640 

332000 

3,65 
7,69 

215160 

305600 

4,66 
6,61 

207390 
44400 

472430 

11,57 

489640 

11,34 

520760 

11,27 

162990 

25000 
74240 

0,61 
1,82 

76850 

1,76 

76860 

1,66 

■ 
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Fro- 
mant- 
Ab- 
tkeil 
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XIII. 
1. 
2. 
3. 

4. 

5. 
6. 
7. 

8. 
9. 

XIY. 
a. 
1. 

2. 

3. 
4. 

5. 

6. 

b. 
1. 
2. 
3. 
4. 
5. 
6. 
7. 
8. 
9. 
10. 

c. 
d. 

XV. 

XVI. 

xvu. 

Direkte  Steuern. 

Kontribuiiou,  Scheffelschatz,  Retorsioussteuer  .  . 

Gewerb-  (und  Vieh-)  Steuer  

Serviagelder  v.  Kassel  u.  Beitrag  der  Neustadt  Hanau 

397360 
1900 
17300 

10430 
68480 

4000 
70000 

3610 

12,51 
0,06 
0,55 

0,33 
2,15 
0,13 
2,21 
0,11 

ZusaDimeu  Xlll. 
Indirekte  Stenern. 
Aus  der  Gemeinschaft. 

Zoll-Verbrauchssteuer  und  Uebergangsabsaben  aus 
dem  zum  Thüringischen  Vereine  gehörigen  Kreise 

Uebcrgangsabgaben  von  Wein,  Most,  Tabak  .  . 

Antheil  des  Kreises  Schaumburg  an  dem  Aufkom- 
men der  gemeinschaftlichen  Branntweinsteuer  und 
Uebergangs-Abgaben 

636430 
300000 

17000 
12000 

7000 
1600 

20,04 

9,44 

0,54 
0,00 

0,22 
0,05 

Zusammen  XIV  a. 

Uebergaugsabgabe  von  Branntwein  und  Bier  .  . 
Waaire-.Njederlaire-,  Schlacht-  u.Schleussengelder 
Aufkommen  von  zahlbaren  Drucksachen     .    .  . 

337600 

136000 
23000 

'  155500 

1700 
200 
•  3600 

10,63 

4,28 
0,72 

4,89 

0,05 
0,01 
0,12 

Zusammen  XIV  b. 
Vom  Zoll- Verein  ersetzte  Verwaltungskosten 

320000 
87570 
800 

10.07 
2,76 
0,02 

Zusammen  XIV« 

745970 
60000 

23,48 
1,90 

Hauptsumme  der  Einnahme  des  laufenden  Jahrs 
Einnahme-Rfickstinde  früherer  Jahre  .... 
BetriebS'Kapital  (Finanz-Gesetz  v.  22.  Jan.  1848). 

3,176480 
500000 

100,— 
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Fro- 
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Fro- 
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der  Jahre 
1834/6  und 
1850/51. 

465900 
19130 

104500 
2250 
58700 
16090 

11,17 
0,47 

2,56 
0,06 
1,14 

0,39 

521910 
6980 

725O0 
2000 
64(NN) 
12610 

12,09 
0,16 

1,6-» 
0,05 

I,4H 
0,29 

563000 
(io  Nr.  1.) 

67500 

74000 
12610 

11,97 

1,46 

1,61 
0,27 

-f-  155640 

—  1900 

—  17300 

(v.feucbNr.  1.) 

—  63600 
-i-  10430 

—  980 

—  4000 
4-  4000 
+  9100 

656670 

570000 

31000 
10000 

13100 
4500 
2000 

16,09 

13,97 

0,76 
0,24 

0,33 
0,11 
0.05 

680000 

617000 

30000 
9000 

12000 
12000 
1200 

16,76 

14,29 

0,69 
0,20 

0,28 
0,28 
0,03 

12,91 

707110 

617000 

30000 
9000 

12000 
11480 

1200 

15,31 

13,36 

0,65 
0,19 

0,26 
0,25 

0,02 

-t-  70630 

+  317000 

-h  13000 
—  3000 

-f  5000 
+  11480 
4000 

630900 

196000 
21000 
300 
106000 
15000 
4000 
7500 
2550 
300 
4520 

15,46 

4,79 
'  0,52 
0,01 
2,59 
0,37 
O.IO 
0,19 
0  06 
0,01 
0,11 

681200 

200000 
24000 
300 
200000 
15000 
3600 
8180 
2750 
250 
3570 

15,77 

•  4,63 
0,67 
0,01 
4,63 
0,34 
0,08 
0,19 
0  06 
0,01 
0,08 

680680 

255700 
24000 
300 
230000 
bltoO 
3600 
8180 
2750 
250 
3570 

14,73 

5,53 

0,62 

0,01 

4,98 

1,26| 

0,08' 

0,18 

0,06 

0,00 

0,08 

4-  343080 

+  119700 
-1-  1000 

+  136050 

+  8180 
-|-  1050 
-f  50 
-1-  30 

357170 
92560 
950 

8,75 
2,27 
0,02 

467550 
93240 
1260 

10,60 
2,17 
0,03 

5860U0 
92340 
1260 

12,69 
2,00 
0,03 

-f  266000 
4-  4770 
+  460 

1,081580 
92750 

26,59 
2,28 

1,233250 
90000 

28,67 
2,07 

14,01 
221,11 

1,:^60280 
72000 

29,46 
1,56 

4  614310 
-f  12000 

4,081320 
37500 
700000 

100,— 

4,317690 
337810 
900000 

100  - 

25,20 

4,619050 
167700 
900000 

100  — 

-f-  1,442670 
+  167700 
+  400000 

Eedeu  FiMM-SUliltik. 
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b}  finaelne  liUMilAelniiAluMeii« 

fla)  JIhmmM*  im4  BohMU-Emnahmen,  Monapole,  StaaU- 

Anstallen, 

1.  3m  Atficmriitni  un)  cimgc  ^S\»iMüfmmt\$iL  ^ctvif nt). 

Die  Domanial- EinJiünfle  bestehen  aus  dem  Erlrage  der 
ständigen  und  unständigen  Gefalle  (1846)  280100  Thlr.,  (1850) 
153790  Thlr.;  der  Pachtgelder  216900  Thlr.  —  245760  Thlr. i 
der  Zehnten  12300  Thlr.  —  4270  Thlr.;  der  Triften  und  Schä- 
ferei-Gerechtigkeiten 9800  —  6160  Thk*.  Ein  höchst  interes- 
smteB  (leider  nicht  auszugsfähigcs)  Aktenstück  ist  die  am 
9.  November  1849  der  Ständeversammlang  vorgelegte  Über- 
sicht der  sätmnilichen  Domänengüler ,  welche  mit  Gebäuden 
versehen  sind  und  als  selbstsländige  geschlossene  Pachtgüter 
benutzt  werden  (Beilage  40).  Die  Zahl  derselben,  mit  Ein- 
scbluss  der  Rotenburger  Quart,  ist  danach  101,  wozu  55461 
Kasseler  Aecker  Grundfläche  gehören;  ihr  Pachtertrag  ist  . 
137149  Thlr.  Nach  einer  im  Jahre  1836  beim  Ober-Steaer- 
koUegiam  ans  dem  Kataster  gemachten  statistischen  (unge- 
druckten)  Zusammenstellung  besass  damals  der  Kurslaat  an  ^ 
Domänen,  sowohl  des  Staats  als  der  Landesherrschaft,  zu- 
sammengenommen 98720  Kasseler  Aecker,  oder  2,61  Vo  alles 
tragfähigen  Bodens«  Die  Domanial-Einnahmen  im  Ganzen  bil- 
deten in  der  II.  Finanzperiode  1834/6  fast  20  Vo  der  gesamm- 
ten  Staats-Einnahme,  nach  dem  Anschlage  für  1849  nur  noch 
nahe  an  llM/t%;  ihre  GewinnungAoeten  sind  dli,66V«  der 
Roheinnahme.  Die  Abnahme  beträgt  etwa  15%  %,  sie  ist 
aber  ganz  nothwendig,  weil  unter  den  Domanial  -  Einkünften 
der  Ertrag  von  sehr  bedeutenden  Zehnten ,  Zinsen  und  Ge- 
fällen sich  befindet,  deren  Ablösung  und  folgeweise  Minderung 
der  Staat  selbst  kräftig  fördert.  Der  Anschlag  der  ersten  Fi- 
nanzperiode  an  639798  Thlr.  ist  anf  634400,  632900,  577180, 
519100,  409980  Thh*.  allmählig  gesunken.  Der  Unterediied 
würde  noch  grösser  seyn ,  wenn  nicht  die  Domänenverpach- 
tung zu  einer  Ausgleidinng  beigetragen  hätte,  bdessist  auch 
nicht  der  ganze  Unterschied ,  der  bei  den  GeffÜlen ,  Zinsen 
und  Zehnten  zu  Tag  tritt,  für  die  Staatskasse  in  Abgang  ge- 
kommen, die  Ablösung$kapitalien  sind  in  den  s.  g.  LaudemkU" 
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fimdi  geflossen,  und  üio  Zinsen  davon  finden  sich  unter  den 
Skmahmen  aus  dem  Kapiiaivermöyen  des  Staates.  Die  „Zinsem 
von  AktickapUcUien^'  stehen  ina  Voranschlag  der  ersten  Finanz- 
periode mii  5269  Xhir.,  wozu  noch  8000  Tbir.  Laudemial-  etc. 
Gelder  gerechnet  werden  können ,  in  der  dritten  Periode  fin- 
düQ  sie  «eh  schon  mit  23040,  in  der  vierten  mit  74800,  in 
der  fUnAen  mit  110880,  in  der  sechsten  mit  140480,  fiir  1850 
'  mit  815160  Thir 

Die  unter  demselben  Titel  vorkommenden  Ablieferungen 
OHM  dem  Staatsschätze  sind  für  die  erste  Finanzperiode  mit 
330000  Thlr.,  in  der  zweiten  mit  350000  ThIr.,  in  der  dritten 
mit  345000  TbIr.,  in  der  vierten  mit  340000  Ihir.,  in  der 
rdnften  mit  33T000  Thlr.,  in  der  sechsten  mit  888000  Thlr. 
angeschbigeo,  was  wesentlich  mit  dem  Zinsertrage  der  Staats- 
papiere im  Zusammenhange  steht,  worin  das  Kapital «-Vemö- 
gen  des  Staats  grossen  Theils  angelegt  ist. 

Per  Ertrag  der  Gesundbrunnen  und  Bäder  Nenndorf,  Hof- 
geismar, Schwalheim.  Wilhelmsbad  und  Nauheim  ist  von 
17840  Thlr.  im  Etat  für  1834/6  auf  21910  Thlr.  im  Entwurf 
des  VoraoschlagB  Itir  lü40  gestiegen;  wenn  man  jedoch  be* 
riioksicbligt,  dass  einen  Theil  der  wirklichen  Einnahme  des 
Jahrs  1846  zu  81730  Thlr.  die  Pacht  der  Spielbanken  mit 
6675  Thlr.  bilden  moss:  so  dürfte  (nach  dem  Aufhören  des 
Spiels)  obiger  Ansatz  nicht  erreicht  werden  können;  wie  den 
auch  für  1850  nur  15320  Thlr.  veranschlagt  sind.  Die  Ge- 
winnungskosten betragen  90,21  %  der  Roheinnahme.  Hof- 
fentlich wird  Nauheim,  welchem  wegen  der  Eigenschaft  seiner 
Qnellen  eine  bedeutende  Entwickelang  bevorsteht,  ktinlüg 
auch  im  Fmanzetat  mehr  Gonst  gewährt  als  bisher.  WOhelm»* 
bad  und  Nenndarf  haben  zo  ihrem  Aufkommen  kräftigere 
Hülfe  genossen.  Einige  Uolfnung  dazu  gewährt  das  Gesetz 
vom  7.  Juny  1850,  die  Erweiterung  Nauheims  betreffend. 

Einer  der  wiohtigsteii  Einnahmezweige  in  mehr  als  einer 
Biasiehl»  ist  das  Äafkomam  mu  4m  Wortlm.  Der  Berieht  des 
Budgetaossehnsses  vom  80.  Febraar  1840  sagt  darüber  Fol- 
gendes. Drei  Ursachen  haben  zusammengewirkt,  um  die  Eior 

32* 


Digitized  by  Google 


—  600  — 

nähme  aus  den  StaaLs-Forslen  in  einer  angemessenen  Art  zu 
steigern:  die  Vermehmug  der  Kulturen,  die,  wenn  auch  nur 
.  über  eine  lange  Reihe  von  Jahren  hinwirkend,  sobald  sie  nur  « 
vorgenommen  sind,  es  schon  gestatten,  die  Nachkommen  zu 
einem  gewissen  Antheil  Air  versorgt  und  also  die  lebende  Be- 
völkerung für  berechtigt  zu  hallen,  den  entsprechenden  An- 
theil für  sich  selbst  zu  nützen.  Sodann  die  genauere  Berech^ 
nung  des  Holzbestandes.  So  lange  es  daran  gebrach ,  waren 
ängsdiche  Anschläge  eine  Pflicht ,  je  heller  man  durch  die 
vorgenommenen  Taxationen  sieht»  desto  weniger  braucht  man 
sich  zu  bedenken,  den  Hauungsplänen  eine  grössere  Ausdeh- 
nung zu  geben.  Endlich  eine  dem  Preis  der  Waare  enttprt^ 
dkende  V^noertkimg.  In  dieser  Beziehung  wird  die  Verwaltung 
noch  för  lange  Zeit  mit  riesenhaften  Vorurlheilen  zu  kämpfen 
haben,  ehe  man  unbefangen  zugeben  wird,  dass  gerade  des- 
halb der  Staat  kein  Holz  verschenken ,  und  an  einem  ent- 
sprechenden Preise  nichts  nachlassen  darf,  um  der  armen  und 
unbemittelten  Bevölkerung  bei  der  Gewährung  eines  unent- 
behrlichen Lebensmittels  gerecht  werden  zu  können.  Das 
fifefefö  vom  24.  Juny  1840  bat  in  dieser  Beziehung  nur  einen 
klefaien  Sdiritt  gethan ;  der  erwartete  Erfolg  hat  sich  nicht 
eingestellt,  und  ist  vielleicht  eben  dadurch  erschwert  worden, 
dass  man  bei  der  Berechnung  der  Lokalholzpreise  nicht  von 
übereinstimmenden  Grundsätzen  ausgegangen  ist,  oder  dass 
man  auf  eine  Verriiitteluug  ilerjenigeti  Lokalpreise',  welche 
sich  in  benachbarten  Bezirken  allzu  verschieden  herausstellen^ 
nicht  den  nöthigen  Fleiss  verwendet  hat.  Der  Staat  darf  die- 
sen Gegenstand  nicht  aus  den  Augen  verlieren ;  wie  erheblich 
er  ist,  das  lässt  sich  einigermassen,  wie  wichtig  er  für  da» 
Gedeihen  des  gesammten  Staatskörpers  und  für  die  ärmere 
Bevölkerung  insonderheit,  das  lasst  sich  kaum  aus  den  fol- 
genden Angaben  entnehmen.  Für  die  erste  Finanzpeiiode 
waren  für  die  Forste,  mit  Einlluss  der  Forst-,  Jagd-  und 
Fischbusen,  angeschlagen  383600  Thlr.;  für  die  zweite  Pe- 
riode an  Forstnutzungen  327550  Thlr.*,  für  die  dritte,  ein- 
achliesslich  der  Strafen  und  des  Schadenersatzes^  454990  Thlr., 
für  die  vierte,  vor  dem  Gesetz  vom  1^4.  Juny  1840,  abo  fiir 
1840  :  540000  Thlr.,  nadi  dem  Gesetze,  also  fiir  1841  imd 
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1842:  623800  Thlr.  einschliesslich  des  Holzhauerlohos,  der  mit 
113000  Thlr.  in  der  Ausgabe  wieder  vorkommt;  Tür  die  fünfte 
Finaozpehode  in  gleicher  Art  700000  Thlr.;  für  die  sechste 
Finanzperiode  720000  Thlr. ,  mit  Aussicht  auf  fortwähreode 
Steigerung,  denn  der  Voranschlag  fUr  1849  ist  756000,  fUr 
1850/1 :  846000  Thlr.  Die  Einnahme  aus  den  Forsten  bildete 
1831/6  nur  11V4%.  1849  schon  fast  18  %  der  gesaramten 
rohen  Staats  -  Kinnalimo:  die  Gewinnungskosten  betrafen  54 
bis  55  */•  der  Höh- Einnahme.  Das  (iesetz  über  die  Verwer- 
Ihung  der  NuUimgm  aus  den  Slaalsforstcn  vom  24.  Juny  iB40 
hat  einige  Nachträge  in  dem  Gesetze  vom  5.  Oktober  1848, 
das  ganze  Verfahren  aber  oine  neue  Grundlage  durch  den 
im  August  1840  vorgelegten  Gesetzentwurf  (Beilage  12,  a.  z.  v. 
Beilagen  55  von  1819  und  80,  95,  102  und  107  von  1850, 
Anträj^o  mni  Berichte  darüber  enthaltend;  —  erhalten.  Die 
VcrbHentlichung  als  Gesetz  ist  unter  dem  14.  März  1850  er- 
folgt und  seine  Bestimmungen  scheinen  einen  glückliphen  Mit- 
telweg zwischen  der  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  des  Volks 
und  die  Interessen  der  Staatskasse,  gefunden  zu  haben;  in- 
dem sie  ein  Minimuni  des  Haushaltsbedarfe  gegen  geringe 
Taxe  bewilligen,  den  Rest  aber  des  Ilolzertrages  durch  Ver- 
steigerung verwerlhen  lassen,  l'eber  die  Vergütung  dci  Forst- 
frevel ^  bestimmt  das  Gesclz  \oni  23.  November  1843,  mit 
welchem  ein  Gesetz  vom  19.  July  1848,  über  die  Glaubwür- 
digkeit und  besondere  Belohnung  (1er  zur  Aufsicht  gegen  Ver- 
gebungen und  zu  der  Anzeige  derselben  bestellten  Diener, 
im  Zusammenhange  steht  \  Letzteres  jedoch  sollte  durch  einen 
im  November  1849  den  Ständen  vorgt^Iegten  Gesetzentwurf, 
hiusichllich  der  Bestimmungen  iil)er  die  Belohnungen  des  Forst- 
schutzpersonals, abermals  abgeändert  werden  ,  weil  dieselben 
unpralvlisch  und  unzweckmässig  .erfunden  sind  (Gesetz  vom 
ao.  May  1850). 

Die  noch  jetzt  bestehende  ForslorganUalion  beruht  auf 
den'  §§.  123  bis  133  dßr  Verordnung  wegen  Umbildung  der 
Staatsverwaltung  vom  29.  Juny  1821 ;  (Verordnung  wegen  der 
Prüfung  zu  Forstbeamtenstellen  vom  13.  Dezember  1849)  — 
sie  ist  mehrfach  Gegenstand  ständischer  Wünsche  gewesen, 
jedoch  wurde  ihre  anderweile  Gestaltung  erst  in  einer  höchst 


Digitized  by  Google 


602 


bemerkenswerthen  Mittheilung  des  KorfUretlichen  Finanzminh- 
sterinms  aa  die  Landslände  vom  August  1849  (Beilage  11 
mit  einer  Menge  interessanter  Unleranlagen.  und  Berichte  des 
Budget-Ausschusses  von  1850,  Beil.  108  und  116)  vorgeschla- 
gen. Aus  derselben  geht  für  unsern  Zweck  z.  B.  hervor,  dass 
die  Abnahme  des  Flächeni^ehalts,  die  Steigerung  des  Ertra- 
ges und  der  Zuwachs  der  Bevölkerung,  Statt  gehabt  haben 
\\\e  foltiX  : 


Im 
Jabre 

Oer  Anschlag 
des  gwoMum- 
ten  Wald- 

fluchen- 
Areals  in 
Kaaseler 
Aekeni. 

Der  jährlich 
dem  Waldfl 
des  8( 

Klaftern  od. 
Schocken 
Nutz-  od. 
Feoerkols. 

e  Ertrag  aus 
äcken-Areale 
taats  an 

Reln-Geld- 
Aufkommen 
einschl.  des 
S(nl)|elde0* 

Thator. 

Der 
durch- 
■chnilt- 
liche 
Rein-Preis 

für 
1  KUtUt 
ed.8ekock 

Die 
Wühn- 
stätten- 
Zahl. 

Die 
Seelen- 
ZaU. 

1830 
1840 
1845 

1,582500 
1,578300 
1,545565 

233340 
239568 
287522 

295500 
384414 
564603 

1 

91308 

93643 
98953 

641533 
688654 
754722 

Die  bedeutende  Abnahino  des  Flächengehalts  hat  keines- 
wegs lediglich  in  der  Abgabe  desselben  zu  Rottland  oder  in 
sonstiger  Veräusserung,  sondern  hauptsächlich  in  der  Berich* 
tigung  durch  die  fortschreitende  genaue  Vermessung  ihren 
Grund;  denn  der  Gesammtbetrag  der  Veräusserangen  von 
Staatswaldboden  seit  1831  ist  10435  Kaaseler  Aecker  (1  Acker 
s=  0,934711  preuss.  Morgen),  wogegen  612  Acker  gewonnen 
wurden.  Die  Steigerung  des  Holzertrages  hat  ihren  Grund 
in  der  seitherigen  Kultur  der  Waldblössen  ,  dann  aber  auch 
in  der  besseren  Benutzung  des  Stock-  und  Reiserholzes;  die 
Erhöhung  der  Geldeinnahme  ist  durch  die  Einfuhrong  der 
dem  wahren  Werthe  der  Erzeugnisse  mehr  entsprechenden 
Taxen  veranlasst. 

Nadi  einer  annöhemden  Berechnung  betüsi  jetu  Kur^ 
hatm: 

•  Kasseler  Acker 

Staatswaldungen   989531 

(einschliesslich  140074  Acker  oder  64% 

Mitgebrauchswaldvingen) 


Digitized  by  Google 


~  008  - 

KaMler  Acker 

Waldangen  der  Gemeinden  und  Koipora- 

tionen   898666 

oder  21  Vo 

Waldungen  der  Privaten  !^32168 

oder  15  V« 

ond  es  isl  anzonehmen,  daas  durchschnittlich  van  jedem  Acker 
an  jährlichem  Holzzuwaohse  ^/|«  Klafter  oder  Sdiock  gewon- 
nen werden,  ein  Eitras;  dor  dorch  fernere  Verbesserungen 

auf  */io  vielleiclil  soj^ar  Klafter  oder  Schock  gesteigert 
werden  kann.  Der  Bedarf  an  Nulz-  und  Brennholz  soll  im 
mittleren  Deutschland  (einschliesslich  des  Verbrauchs  der 
Fabriken  und  sonstigen  (le werbe)  narli  Durchschnitten  im 
Grossen,  jährlich  Vs  KlaAer  auf  den  Kopf  betragen;  in  Kor- 
hessen lässt  er  sich  auf  7  Klaller  oder  Schocke  (wovon  fünf 
Klafter  zur  Feueronss)  dir  jede  Wohnstätte,  berechnen.  — 

Die  Rohcinnalune  ans  den  Jagden  war  von  11620  Thlr. 
im  Jahre  1834/G,  im  Jahre  181(>  auf  9310  Thlr.  j^esunken;  für 
1849  kommen,  in  Folge  des  Gesetzes  vom  1.  July  1848  die 
Aufhebung  der  Jagdgerechtsame  nnd  Verhütung  des  Wild- 
schadens betreffirad,  nor  noch  1830  Thk,  in  Ansatz.  Oer 
Rohertrag  der  fMkriien  ist  nach  wie  vor  8500  Thlr.  — 

8.   Jirffskts  mi)  Jpitlcttletrirk. 

Die  Einnahmen  von  Berg-,  Hütten-  und  Salzwerken,  von 
der  Post  und  Eisenbahn,  erschienen  in  den  Finanzetats  nur 
mit  ihren  IMierlrägen,  denn  die  eigentlichen  Erzengongs- 
kosten  fehlen  nnd  lediglich  die  Ausgaben  för  die  Verwaltung 
sind  vorgeführt,  selbst  diese  nur  theil weise,  weil  alle  Löhne 
und  Remnnerationen  der  Unterbamten  schon  vom  AoAertrage 
vorabgenommen  werden.  In  dieser  Gestalt  bilden  die  Berg-, 
Hütten  -  und  Salzwerks-Anfkiinfle  etwa  8  o/©  der  gesammten 
Roheinnabme  oder  richtiger  von  der  Reineinnahme  10 Vi  %, 
sie  stehen  im  Etat  für  1834/6  mit  252750  Thlr.;  für  1837/9 
mit  801000  Thlr.,  filr  1840/2  mit  274000  Thlr.»  ftlr  1843/5  mit 
286000  Thh-.,  rttr  1846/8  mit  808000  Thlr,  für  1840  mit 
349850  Thlr»,  wovon  aus  den  Bergwerken  111500,  Hütten-, 
Hammerwerken,  Fabriken  50490,  Salzwerken  159690  Thlr. 
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erfolgten,  wozu  dann  noch  der  Ertrag  der  Beamtenbesoldun- 
gen  mit  38170  Thir  gerechnet  werden  muss.  Der  Geldertrag 
der  eknelnm  Werke  und  Zuflösse  (nach  dem  Entwürfe  des 

Voranschlags  für  1849)  ist  aus  nachstehemJer  Zusammenstel- 
lung ersichtlich« 

^)  Von  de»  Bergwerken, 

r  rur  30   his  ( 

1.  Kobaltwerk  zu  Richelsdorf  .  )  40000  Thir.  )  Tki  oqao 

2.  dilto      zu  Bieber  .  .  .  )  Kobalt-  u. 

\  Nickelerze  f    „  — 

3.  Schaumburger  Gesammt  -  Steinkohienwerke    ^  83333 

4.  Braunkohlenwerk  am  Habichtswalde  .  .  .    «  16169 

5.  ^            ^  Meisner  »  — 

6.  «            9   Ostheim  »  — 

7.  Torfetecherei  zu  Grossenmohr  ^  — 

8.  Thongruben  zu  Grossallmerode  „  1733 

9.  Bergzehntkasse  zu  Kassel  „  3200 

10,  „          zu  Obernkircheu     ....    „  375 

11.  «         Schmalkalden  ^  1918 

Zusammen  Thir.  108997 

B)  Ton  den  Hüttenwerken  und  Fabriken. 

•  /  1400Zentnr.  i 

I  Kupfer,  was  \ 

1.  Kupferwerk  zu  Richelsdorf.  /  zu  32  Thir.  /  Thir.  2319 

%.  Messinghof  bei  Kassel  .  .  .  .  j  42000  Thir.  i    ^  4583 

r  Rohertrag  / 
^  geben  wtirae  ^ 

3.  Eisenwerk  zu  Holzhausen  «  8700 

4.  .  »       ,  Veckerhagen  „  10000 

5.  9        n  Lippoldsberg  ^  2350 

6.  ^        „  Neubau  »  2300 

7.  „        ^  Bieber  ^  4669 

8.  Eisenwerke  zu  Schünstein,  Rosenlbal,  Obern- 

urf  und  Fischbach   10568 

9.  Blaufarben  werk  zu  Schwarzenfels,  mit  dem 

Kobaltwerk  zu  Bieber                          9  5000 

(Schmalteglas  6000  Ztr.  zu  65000  Thir.  und 

konzentr.Koballspeise  200  Ztr.  zu  35000  Thir.)   

Zusammen  Thir.  50489 
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C)  Vm  im  Stimm  (b.  v.  fltfinpL) 

1.  Saline  zu  Sooden ,  mit  dem  Bnimikehlen-  Tbk 

weHce  »m  Meisner   ,1  66837^ 

2.  Saline  zu  Rodenher«^  „  16200 

3.  »      «  Nauheim  -  52650 

Zueammea  Ihii\  155687 

Ein  Gesetz  vom  6.  April  1843  hat  die  Gewinming  der 
Sleinbriiche  und  Braunkohlen  im  gesammtem  Kui-slaale  fiir 
UohtUsrecht  und  dei^halb  die  für  Allhessen  g«iltenden  Berg- 
rechte darauf  anwendbar  erklärt.  Auch  der  TkonhanM  so 
Grofisalmerode  und  der  Handel  mit  SpUUtarttm  gehören  zu 
den  Slaatmnmwpolm.  Die  OrgantnUUm  der  Berg-  und  Httt« 
tenbehörden,  so  wie  der  Salinen  Verwaltung  ist  in  den  §§ 
133  bis  136  der  Verordnung  über  die  Umbildung  der  Staats- 
verwaiiuug  vom  2U.  Juny  1821  geschchn. 

Die  Oesetifebnng  über  die  Sahsregie  ist  sehr  fruchtbar 
gewesen,  denn  abgesehen  von  einem  halben  ÜutztMul  Verord- 
nungen vor  der  konstitulionelleii  Zeit,  sind  bis  zum  Jahre  1846 
eine  Menge  Gesetze,  Verordnungen  und  Autischreiben  über 
die  verschiedenartige  Behandlung  der  Salzregie  im  Haupt- 
hinde  Hessen«  in  der  Grafechaft  Schaumborg  und  im  Kreise 
Schmalkalden  ergangen.  Das  Gesetz  vom  t9.  May  1846  er»t 
begründete  die  ^leiohmässige  Behandlung  aller  Landestheile, 
indem  der  Staat  zwar  Erzengong  und  Verkauf  des  Salzes  in 
eigener  Hand  bf^liiell,  jedoch  die  Einrichtung  traf,  dass  1  Pfd. 
Kölln,  in  allen  Orlen  des  Latides  zu  10  Heller  oder  Vö  Sgr. 
(nach  dem  Gesetz  vom  24.Juiy  1834  zu  '/t  Sgr.  jedoch  nach 
Erschöpfung  eines  angenommenen  Bedariqaaotams  zu  14  Heller); 
verkauft  wird.  Der  Staat  trägt  die  Kosten  des  Transports  von 
den  Salinen  der  Magazine  und  des  Binzelverkaofo.  Die  Sa- 
linen liefern  IMtaS  Zollzentner  Salz,  welches  der  Staat  zn 
SThlr.  29  Sgr.  1  Pfg.  (106,9  Pfd.  köln.,  1  Pfd.,  köln.  =  10  Hel- 
ler) den  Zollzentner,  also  zusammen  zu  541012  Thir.  vorkauft. 
Die  Erzeugungfkosten  betragen  für  den  Ztnr.  t  Thir.  11  Sgr., 
zusammen  also  246997  Tblr,  wonach  der  Reinertrag  2920 15  Ihlr. 
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seyn  würde.  Da  derselbe  aber  nach  der  Angabe  unter  Nr.  3 
nur  155687  Thir.  beträgt,  wovon  noch  8387  Thh\  Besoldungen 
abgeben»  so  «cheinen  die  Kosten  der  Verwaltung  des  Salz- 
Vogals  mid  des  Salzvertriebes  144715  Tblr.  za  seyn.  Die  Er- 
zeug ungskosten  würden  hiernach  46  Vo>  die  Yerwaltungs  -  und 
Betriebs-Kosten  26,7  %  der  Roheinnahme  ausmachen. 

Das  Postregal  ist  nach  der  Verordnung  vom  29.  Juny 
1816  dem  Fürsten  von  Thum  und  Taxis  zu  Lehen  gegeben, 
welcher  dafür  einen  ständigen  Kanon  von  42000  Thir.  zahlt  und 

ausserdem  zu  den  Kosion  der  General-Post-lnspektion  1500Thlr. 
jährlich  beiträgt.  Am  14.  Juny  1837  ist  ein  Gosolz  über  das 
Dienstverhältniss  der  Postbeamten;  unter  dem  13.  May  1848 
ein  Gesetz  in  Betreff  der  Aufhebung  der  Stationsgelder-Ab- 
gaben erlassen.  Zu  fitrgL  die  der  Postordnung  vom  9.  May 
1788  beigefügte  Zusammenstellung  der  das  Posiwesen  betref- 
fenden gesetzlichen  Bestimmungen  (neue  Samml.  d.  Ld.  Ordg. 
Bd.  IV.  S.  105-130  und  Nachträge  IV.  S.  615)  und  die  Ent- 
scheidungen des  Ober  Appeil.-Ger.  in  der  Strippelmannschen 
Sammlung  Th.  II.  S.  145  und  Th.  lll.a.  S.  47  und  67. 

6)  Staais-Stfcitbabnrn. 

In  dem  Einnahme-Etat  för  das  Jahr  1849  findet  sich  zum 
ersten  Male  ein  Ansatz  von  18750  ThIr.,  welche  als  Au/kom^ 
mm  lief  Sehaumburger  EUenhahn  bezeichnet  sind.  Diese  Summe 

begreift  den  ganzen  Sollertrag  in  sich  und  ist  doshalb  nicht 
als  eine  Dividende  über  den  Zinsenbeli  a^j;  des  Baukaj)itals  (bis 
Anfang  1849:  3,381631  Thlr.)  hinaus  zu  betrachten.  Später 
erst  wird  die  volle  Kapitalausgabe  sowohl  für  diese  als  die 
übrigen  Eisenbahnstrecken  sich  genau  feststellen  lassen  und 
alhnlüilig  wird  auch  eine  angemessene  Verzinsung  dieses  Ka- 
pitals durch  die  Aufktinfte  der  Bahnen,  unzweifelhaft  eintreten. 
Der  Voranschlag  für  1850  1  enthält  bereits  als  Einnahme  von 
der  Main  -  Weserbahn  150000  Thlr..  von  der  Hannover-Min- 
dener Bahn  21500  Thlr.  Von  dem  Zugange,  welchen  die 
Staatsschuld  durch  den  Hisenbalmbau  erhatten  hat,  wird  spä- 
ter die  Rede  seyn;  jedoch  ist  aus  der  Mitthälung  des  Mini- 
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sierinns  ao  die  Stände  vom  SO.  November  1849  (Beilage  56) 
iMTVomliebeii,  äa$$  die  Gesatmntliliige  der  Bahn  Kaasd-Frank* 
Ibn  (z.?.  den  Abtehmtt:  MalD-Weserbalin  onlerGfoaaherMglb. 
Hessen,  oben  Seile  441)  aaf  Karhessischem  Gebiete  faat  !• 

Meilen  und  das  Gesaiumterförderniss  clarur  fohne  «Ii«»  Zinsen 
während  der  Bauzeil}  8%  Mill.  Thir.  beträgt ;  dius  zu  den 
Bauarbeilen  das  LoUerieanlehn  nur  0,439418  ThIr.  geliefert 
bat;  äass  die  weg(*n  des  Eisenbahnbaues  übernommene  Schuld 
am  finde  des  Jahrs  1849  nahe  9  Mill.  ThIr.  I>etragen  wird| 
Q.  8.  w.  Gesetze  über  die  Bestrafiing  von  Beschädigungen 
an  Eisenbahn-Anlagen  and  Ober  die  Bisenbahn-Polizei  sind 
unter  dem  19.  Okiober  1848  und  14.  März  i8ftO  erlassen. 

9.  CimiilpMf  vflii  fftiftigm  yissiisapsittt  «m  tat  tna  BipilsMIrrNilini. 

Di(i  Roh  Kinnahme  von  den  Wege-  und  Briickengetdem 
ist  in  den  Etats,  von  80000  im  Jahre  1837/9.  auf  92750  in 
den  Zeilabschnitten  1843/8  gestiegen,  lUr  1849  aber  nur  mit 
90000  ThIr.  angeseUL  Die  Kosten  des  (TiiierikalKf  der  Strassen 
#  erfordern  mehr  afs  900000  ThIr.  jährlich.  Das  }an  Staats- 
kasse fliessende  Chausseei^old  beträgt  rei(pl massig  einen  Sil- 
bergroschen fiir  die  geografisrhe  Meile  von  einem  Zugvieh; 
wobei  jedoch  nach  Maassgabe  einer  unter  den  Zoll-Vereins- 
staaten stattgehabten  Ueberetnkunft  eine  bestimmte  Breite  der 
Radfelgen  vorgeschrieben  ist. 

Qua  Brückengeld  richtet  sich  nach  der  Grösse  der  Brücken; 
dabei  bestehen  bedentende  Befreiungen  lUr  das  inländische 
Landfuhrwerk  und  die  inländischen  Boherzeugnisse ,  welche 
in  Gemässhoit  der  Zollverträge  auch  auf  die  Bewohner  und 
Erzeugnisse  der  Zoll-Vereinsländer  ausgedehnt  worden  sind. 
Die  Tbätigkeit  der  Gesetzgebung  wie  der  Verwallimg  ist  in 
diesem  Dienstzweige  recht  gross  gewesen  und  auch  durch 
gUnalige  Erfolge  belohnt  woiden.  Nachdem  man  einstweilen 
den  wesiphälisohen  Chanaseegehharif  hatte  fortbestehen  lassen 
(Ministerialbeschluss  vom  15.  März  1814).  erging  unterm  2.  März 
1819  eine  Weggeld-Verordnung  mit  Tarif  nach  dem  Längen- 
mass  einer  deutschen  Meile  von  26000  Kasseler  Fuss.  Durch 
Yei'ordnung  vom  94.  Dezember  j.  J.  wurde  die  Slrassenbau- 
Verwaltung  eingerichtet,  weiche  unter  dem  31.  März  1890 
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fiir  die  Grafschaft  Scbaumburg  einen  neuen  Weggeld-  und 
Siraftarif  erlieas,  an  dessen  Stelle  erst  im  Jahre  1827  (Mini- 
steriaK>Aii88chreiben  vom  16.  Novbr.)  die  allgemeine  Verord- 
nung von  1819  trat   Eine  Verordnung  vom  10.  Dezbr.  163t 

bestimmte  die  Herabsetzung  des  Chaussecgeldes  von  Pracht- 
'  fuhrwerk  und  steuerbaren  Gegenständen  zur  Erhallung  des 
Durchgangsverkehrs-,  die  Grundlage  aber  dos  jetzigen  Zu- 
standes  bildet  das  Gesetz  und  der  Tarif  vom  31.  Oktbr.  1833, 
welche  durch  die  Gesetze  vom  22.  April  1835  and  20.  Dezbr. 
1837  Brläoterangen  und  Abänderungen  erfuhren.  Das  neuste 
Gesetz  über  die  StrassenbaupoJSset  ist  vom  22.  Juny  1843; 
die  Ghaosseebaudb'eiMls  sind,  durch  das  mit  dem  Jahre  1841 
erfolgte  Aufhören  der  Wegebausteuer  in  Ober-  und  Nieder- 
Hessen  (62600  Thlr.),  in  Gemässheit  §.  D  des  Gesetzes  votn 
31.  Oktbr.  1833  gleichzeitig  aufgehoben;  nachdem  sie  in  dem 
grössten  Theile  des  Landes  schon  seit  1819  nicht  mehr  ge- 
leistet worden  waren.  — 

Die  Roheinnahme  vom  LamdguWi,  welche  früher  zwischen 
4000  und  6000  Thlr.  sich  bewegt  hatte,  ist  im  Voranschlage 
fiir  1849  mit  letzterer  Summe  angesetzt.  — 

Eine  Klassenlotterie,  welche  früher  etwa  2000  Thlr.  üeber- 
schuss  lieferte,  ist  zu  Anfang  des  Jahrs  1848  eingestellt,  weil 
mehr  als  '/s  der  Loose  nicht  abgesetzt  wurde  und  der  Staat 
Air  den  etwaigen  Verlust  einstehen  mussle»  während  die  Rein- 
einnähme  dem  Fonds  der  Kasseler  Armen  und  Waisen  zuHoss* 

Eine  s.  g-  Trammifsttmur  wird  noch  zum  Besten  des 
Landkrankenhauses  erhoben  und  sind  darüber  durch  Minist 
Ausschreiben  vom  4.  August  1840  neue  Vorschriften  ertbeilt: 
Grundlage  bildet  die  Verordnung  vom  22.  Dezember  1824. 

Die  Einnahme  aus  dem  Kapital-Vermögen  des  Staats  z.  v. 
unten)  ist  von  357770  Thlr.  im  Ktat  für  1831/6.  auf  489640  Thlr. 
im  Jahre  1849  gestiegen.  Ausser  den  Ablieferungen  aus  dem 
Staatsschatze  (z.  v.  oben)  kommen  «unter  diesem  Titel  die 
Zinsen  von  Aktivkapitalien  zur  Verrechnung,  welche,  in  Folge 
der  dem  Laudemialfonds  überwiesenen  Kapitalien,  von  Jahr 
zu  Jahr  gewachsen  sind.  Sie  stehen  im  Etat  für  1834/6  mit 
7770  Thlr.,  im  Finanzgeselze  für  1849  vom  5.  April  mit 
1&7640  Thlr. 
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Die  MK^fenmgem  au9  den  Ueberm^Mssen  der  Lamdetkre' 

dithasse,  wolcho  bis  1846/8  zu  jahrlich  25000  Thlr.  ange- 
wachsen waren,  wt^rden  kiinflip:  nicht  mehr  zu  erwarten  sevn; 

• 

da  namonlhch  die  Gesetze  vom  2C.  .Vugust  1848  und  24.  März 
1849  (welche  für  1  Mill.  und  1%  MiiI  Thh*  ausg^abene  an- 
verzinsliche  Kassenscheine  die  bei  dieser  Kasse  angelegUm 
Abhistinf^apitalien  als  Unterpfiind  einsetit,  deren  Zorttekbe- 
hahong  und  demnäehstige  Verwendung  zar  Riickxahlung  an* 
ordnet)  die  Landeskre(ntka8sc  ausser  Stand  setzen  wrden, 
Uebcrschiisse  zu  bilden. 

* 

hb^  Direkte  Stenenh 
1*  vraaipranr« 

Von  den  Einnahmen  an  direktem  SUmem  (welche  früher 
BOV«  jeiat  nidiC  völlig  1(^V«  der  gesammten  Roh-fimnahme 

bOden),  ist  die  GrwMUteuer  zuerst  zu  nennen.  Sie  ist  nach 
den  Finanzgesetzen  zn  folgenden  Summen  angesetzt*  — ' 

1831/3:   398248  Ihlr. 

1834/6:   397360  , 

1837/9:  403790  « 

1840/31:  406800  « 

1848/5:  440000  ^ 

1840/8:  455000  « 

1849:     521910  ^ 

1850/1 :  053000  „  mit  der  Exemtenslr.  • 
Die  Steigerung  seit  dem  fünften  Finanzabschnitt  ist  haupt- 
sächlich Folge  des  Gesetzes  vom  20.  July  1840,  welches  die 
bis  dahin  übliche  Vergütung  der  Grundlasten  am  Steuerkape 
tale,  theils  ganz  aufhob,  theils  einschränkte.  Der  höhere  An* 
sali  Ihr  1840  ist  in  Folge  des  Geselies  vom  M.  Aogost  1840 
geschehen,  wodurch  die  Vergütung  am  Sleoerkapitale  fthr  an^ 
gehobene  Abgaben  mit  22000  Thlr.  wegfällt;  wodurch  ferner 
di&  bisher  im  halben  Anschlage  stehenden  Grundstücke »  zur 
vollen  Grundsteuer  herangezogen  werden  (3000  Thlr.) ;  wo- 
durch endlich  bisher  nur  exerateosteuerpflichiige  Grundstücke 
zur  vollen  Grundsteuer  herfoeigOBOgmi  und  (38000  Thlr.)  Die 
grosiliBiMiwMr  (eine  ermässigte  Gnmdaloiier)  ist  folgeweise  von 
ifOOO  Thlr.  .pttUÜdi  aof  «980  Ihb'.  horabgegangea,  WMtttr 
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sie  tui  1649  in  Ansatz  kommt.  Aus  der  Geschichte  der  Grvnd- 
tlmm  bl  noch  folgendes  bervorznhebeo.  Sie  berohi  für  die 
aklMMiscIien  Landeetheile  auf  dem  (fUr  jene  Zeit  sehr  grtind- 
Kdirni)  Steuerregolativ  vom  I6.0ktbr.  1764;  für  Folda,  Hiin- 

feld,  Hanau  u.  s.  w.  gab  es  besondere  Normen,  jedoch  sind 
im  Verlaufe  der  Zeit  die  Grundsätze  jenes  Gesetzes  auch  in 
den  neuen  Landestheilen  immer  mehr  zur  Anwendung  ge- 
kommen. Nachdem  die  bereits  früher  erwähnte  Verordnung 
vom  27.  Dezbr.  1814  mit  der  ganzen  alten  Stener-Verfassung 
auch  die  Kontribution  wider  hergestellt  hatte;  erschien  am 
10.  Dezbr.  1898  eine  Verordnung,  wegen  Heranziehung  des 
bisher  unbesteoerten  standesherrlichen  und  ritterschaftlichen 
Grundeigenthums  zu  den  Staatslaslen ;  unter  dem  18.  Febr. 
1826  eine  Verordnung,  welche  die  Besteuerung  des  diessei- 
tigen Grundbesitzes  auswärtiger  Staaten,  Anstalten  und  Per- 
sonen vorschrieb;  unter  dem  23.  März  1827  eine  Verordnung, 
wonach  das  ateoerfreie  Gnmdeigeothnm  der  milden  Stiftungen, 
Kirchen  und  Schulen  durch  dm  Uebergang  in  andere  Hände 
steuerpflichtig  wird  ^  unter  dem  17.  Jmiy  18118  eine  Verord- 
nung, welche  Vorschriften  zur  Sicherung  der  gehörigen  Ver- 
zeichnung aller  Cebergänge  des  Grundeigenthums  enthält.  — 
Schon  der  im  Jahre  1831  versammelte  konstituirende 
Landtag  beantragte  eine  Rtomm  der  Grmdsieuergesetigebmg, 
behuf  deren  Berichtigung  und  gesetzlicher  Regelung  nach 
mögHehsi  gleiehförmigen  GmndsKtzen  wid  im  §.  14  des  Land- 
tagsabsehiedes  vom  8.  Mfirs  1881  ist  die  Erftülung  zugesagt; 
auch  im  §.4  8  desLandtagMbschiedes  vrnn  8I.Oktbr.l888 
versichert:  das  Nöthige  sey  vorbereitet  und  man  hoffe  schon 
dem  nächsten  Landlage  einen  Gesetzentwurf  vorlegen  zu  kön- 
nen, welcher  ein  vollständiges  System  gleichmässiger  Besteue- 
rung enthalten  werde.  Statt  eines  solchen  Gesetzes  legte  die 
Regiening  im  Jahre  1848  einen  Gesotzentwurf  über  die  Ein- 
flriming  der  akhessisehen  Gnindsteoer-Yerlusung  in  den  Go- 
bielsihälen,  worin  sie  bisher  nicht  bestanden  hat,  vor;  «og 
jedoch  denselben,  wegen  der  dazu  gefiissten  ständischen  Be- 
schlüsse, wider  zurück  (Landtags-Abschied  vom  19.  August  1841). 
Auch  der  Landtags- Abschied  vom  3.  April  1844  enthält  die 
Bemeckuog»  daia  ein  Gesets  über  die  Besteuerung  das  Grund- 


Digitized  by  Google 


—  611  — 

eigenthams,  in  den  darüber  abgegebenen  landslSndischen  Er* 
klärungcn  Hindernisse  gefunden  habe ;  wogegen  im  Landtags- 
abschied  vom  31.  Okiober  1848  die  Zusicherung  vorkomml, 
dass  soweit  thunlich  schon  dem  nächsten  Landtage  ein  Gesetz- 
entwurf wegen  gleicbnitaiger  Besteuerung  des  Grundeigen- 
Ummdb  vorgeiegi  werden  solle.  Diese  Vorlage  is4  in  <ler  Xbat 
in  der  Sifindeettzung  am  2S.  Oklbn  1849  erfalgl  und  Mwobl 
Entwarf  als  Begrttndnng  sind  sehr  lesenswerth*    Allein  filr 
jetzt  bildet  noch  das  Ausschreiben  des  Finananinisteriunis 
vom  12.  April  1833,  welches  eine  umfassende  IM€fwlafiioei«ifi»p 
hinsichtlich  der  Besteuerung  des  Grundeigenthuras  überhaupt, 
sowie  insbesondere  binsicbtlioh  der  Gleichstellung  der  bereits 
bestehenden  Steoeranschlige  in  dem  Verwaltungsbezirke  der 
Finanxkammer  .zQ  Kassel,  Namentlich  in  den  Provimen  Nieder* 
hessen  und  Oberfaeasen  und  den  Kreisen  Schanrnbnig,  Uers- 
feld und  Schmalkalden,  enthält;  —  den  Hauplleitfiiden«  -ITw 
Stab  der  Besteua  uny  isL  im  allgemeinen  der  mittlere  Actfiertrag 
des  Grundeigenthums,  bei  gewöhnlicher  landüblicher  Bewirth- 
schaflung,  aus  dem  Rohertrag  durch  Abzug  der  Gewinnungs- 
kosten (im  grossen  Durchschnitt  zu  52  Vo  bei  gutem  Acker- 
lande zu  36%,  hei  mittlerem  au  50V«»  bei  schlechtem  zu 
70  V«       Rohertrages  angenommen)  ermitielt.    Unter  dem 
20.  July  1840  erging  ein  (bereits  oben  erwähntes)  Gesetz 
wegen  Vergütung  der  Grundlasten  am  SteuerkapilaI  ond  unter 
dem  26.  August  1848  erschien  das  schon  näher  bezeichnete 
Gesetz,  wodurch  verschiedene  Grundsleuerbevorrechtigungen 
aufgehoben  sind.  —  Nach  der  jetzt  noch  bestehenden  Grund- 
steuerverfossong  besorgen  die  Stauer-Inspektoren  das  md 
Zituekrmbeii  m  de»  €rnmäiriiek»r»;  der  Oberlandmcsser  mit 
seinen  Qehttlfen  leitet  die  nöthigen  Vermossmigen  und  zwei 
Ober-Stenenaspektoren  die  darauf  sich  gründenden  Berich- 
tigungen.  Von  Igst  bis  1848  wurden  609984  Acker  Landes 
vermessen,  berichtigt  und  katastrirt  und  da  dieses  305800  Thlr. 
erforderte,  so  kommt  auf  1  Kassl.  Acker  im  Durchschnitt 
0,48  Iblr.,  was  ein  im  Verhaltoiss  zu  andern  Staaten  hober 
Sats  i§L  —  Bor  am  23.  Oktober  1M8  vorgelegte  GesetamU 
wmf  verfügt  die  gieiehmässige  Besleoemng  des  Grundeigeiif 
thnma  im  ^nw        {dnn  SlMiifnindbMilg  nrngenonomn 
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und  unter  Aufrechterhaltang  der  Bestimihungen  der  §§.  149 

und  150  hinsichtlich  der  Grandstücke  der  Regenlenfamilie, 
der  £:eistlichen ,  Schul -Anslallen  und  milden  Sliftuniren  und 
zwar  seines  /?cj«ertiages,  mitlelst  Feststellung  eines  Sieuer- 
kapitals  dessen  Einheit  Steuergulden  genannt  wird.  Das  Siin< 
plnm  der  Grundsteuer  beträgt  1  Heller  von  1  Steoergulden. 
Die  lUasseneintheilaog  der  Gebäude  geschieht  nach  ihrem  Ka- 
pital-Werthe.  Entschädigungen  dir  bisherige  Steuerfreiheit 
ist  nur  in  den  Fällen  zugestanden,  wo  dieser  Vorzug  vom 
Staate  selbst  durch  besondere  Rechtslitel  erworben  ist.  — 

2.  (ßmtxbt'  üi(h  0irl)ftrurr« 

Die  Gewerbe  und  Yiebsteuer  betrug  durchschnittlich  im 
Anschlag  der  Jahre 

1831/8  :   64350  Thir. 
1834/6  :   68480  « 
1837/9  :    71180  ^ 

iAAQ    •  *  r,  Viehsteuer 

•(  57130    „  Gewerbesteuer 

1841/8  :    90130    „    Gewerbesteuer  allein  (Viehsteuer 

aufgehoben),  nach  dem  Gesetze 

vom  81.  July  1840. 

1843/5  :  97760  „ 
1846/8  :  104600  » 

Ursache  der  Erhöhung  war  theils  die  fortdauernde  Wii- 
kung  des  Gesetzes  von  1840,  theils  die  Besteuerung  der  Aus- 
länder, welche  in  Kurhessen  Handel  und  Gewerbe  treiben, 
durch  Gesetz  vom  11.  November  1847  (YoUzugausschr.  vom 
86.  Januar  1848) 

1849  :  78500  ThIr.  und 

1850/1  :  67500  „  ^  ab  Folge  der  Ermässigung  der 
Gewerbesteuer  durdi  Gesetz  vom  18.  April  1848. 

3.  9Aüf(tn'Suutt. 
Die  durch  Gesetz  vom  31.  Oktober  1833  verordnete  und 
durch  Gesetz  vom  25.  März  1834  eingerührte  Kiasseosteuer  — 
Abgabe  von  verschiedenen  Arten  des  Einkommens,  nach  Ab- 
redhnong  der  Gewinnungskosten  Jedoch  niidii  der  Ausgaben 
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(lir  Familie^ und  Hauswesen;  in  24  Klassen:  Steuerbetrag  eines 
Simplum,  von  20.Thlr.  20  Ggr,  bb  1  Ogr ,  Letzterer  für  ein 
Einkommen  von  51  bis  75  Thir. ;  jührÜche  Zahl  der  Simplen 
ilurch  das  Fiiianzgeselz  zu  hoiiininon,  jedoch  nicht  üher  den 
Betrag  von  12  Sin»|)lcn)  —  war  zu  70000  Thlr.  Rohei  trag 
für  ein  Jahr  von  1834  0  berechnet;  für  1Ö37/9  auf  durch- 
scbnitUich  71900  Thlr.  Die  Klassensleuer  halte  sich  aber, 
namentlich  den  Kapitalisten  gegenüber  nicht  bewahrt;  man 
versuchte  deshalb  schon  durch  Gesetez  vom  14.  Juny  1837 
deren  Verbesserung  (24  Klassen  mit  15  Thlr.  10  Ggr.  bis 
1  Ggr.  Steuer  zum  Simphnn).  Allein  sie  j^inj;  dennoch  so 
fortwährend  zurück,  das>  ihr  Ansatz  für  1840  nur  no<ii 
670U0  Thlr.  war  und  wurde,  da  sie  sich  wesentlich  aU  eine 
Besoldungssteuer  erwies,  seil  dem  Jahre  1841  nur  noch  mit 
zehn  Simplen  erhoben.  Ihr  Ansatz  war  nur  im  Durchschnitt  für 

1841/2  :  55830  Tbk*. 

1843/5  ;  50250  „ 

1846/8  :  58700  r> 

1849  :  64000  „ 

1850  1  :  74000  ^ 

Die  GeBWuntzahl  der  zu  den  direkten  Steuern  beitragenden 
Personen  war  nach  Ermittlungen  im  Jahre  1837  :  194066  oder 
27  bis  28  %  der  Bevölkerung;  jetzt  wird  die  Zahl  nicht  on* 
bedeutend  verringert  seyn,  weil  den  Taglöhoero  und  ge* 
ringeren  Gewerbetreibenden  die  Steuer  ganz  triassen  ist 

4.  jQunDc  -  5tcurr. 

Zu  den  noch  besiehenden  direkten  Ahi^ahen  ist  die 
Hundesteuer  zu  zählen,  eingeführt  du  ich  Gesetz  vom  31.  Ok- 
tober 1833;  abgeinderi  und  erhöht  durch  Gesetz  vom  26.  Juny 
1840  mit  VoUzugausschreiben  vom  1.  August  1840  (als  Regel 
von  jedem  Hunde  in  den  Städten  2  Thlr.,  ausserhalb  1  TUr. 
12  Ggr.)  Ihr  Ansatz  war  fUr  1834/6  durchschniulioh  3510  Thlr, 
für  1843  :  16090  Thh.,  für  1849  :  12610  Thlr.  — 

Unter  der  Kinnahme-Abtheilung  direkte  Steuern  ündcn 
sich  im  Fiiianzetat  noch  Seroisgelder  der  Stadl  Kassel  und 
Beilray  der  Neustadt  Hanau  für  1849  mit  2000  TIrir.  Im  Vor- 
»nsohhige  für  1850/1  stehen  diese  fiinnahmepoeten  nicht  mehr. 

a«4tM  FiMU-Statirtik.  33 
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cc)   IruUrekie  Abgeben, 
1.  3iUB  Ut  tftmrinfilyafl  niit  ttn  fibrinrit  5tattlni  )rf  JoU-ifrcinf. 

Der  gesammto  Rohertrag  der  indirekten  Steuern  war 
nach  dem  Finanzgeselze  für  1834  6  durchschnitthch  745970  Thir. 
oder  23»/»  %  der  Gesainnitciunahino,  wovon  auf  die  Einnah- 
men aas  der  Zollvereins-Kasse  337600  Thh*.  oder  lOVt  Vo 
kamen;  nach  dem  Finanzelat  für  1849  ist  die  Gesammt- 
summe  der  indirekten  Steuern  1,233250 'ThIr.  oder  28%  % 
aller  Einnahmen,  wovon  aus  der  Zollvereinsgemeinschaft 
681200  Thh".  oder  ib^A  Vo  der  Gesaniinleinnahmc. 

Beim  Emiritt  Kurhessens  m  den  prettssischen  {ZoUvereim 
durch  Vertrag  vom  25.  August  1831,  wurden  daselbst  nach- 
bezeichnete Zölle  und  Verbrauchs-Abgaben  erhoben,  deren 

Durchschnitts- Ertrag  für  die  Jahre  1826/9  daneben  gesetzt 
ist:  Lizenl  216559  Thh.,  Durchgangszull  51955  Thh'.*  Ver- 
brauchs -  Steuer  198169  Thh'.,  Ausgangs  -  Absähe  5130  Thh., 
von  zahlbaren  Oi  ucksachcn  u.  s.  w.  1527  ThIr.,  ausserordent- 
liche Einnahme  6263  Thh.,  zusammen  479604  Thh*.  Dazu 
kommen  aus  den  Bezirken  Fulda  und  Hanau,  wo  die  Gefälle 
in  Konvent.  Münze  erhoben  wui'den,  als  Aufgeld  6666  Thlr. 
und  femer  ein  s.  g.  Schulimpost  von  Wein,  Branntwein  U.  s.  w. 
mit  etwa  20000  Thlr.;  so  dass  die  durchschnittliche  Jahres» 
einnähme  an  denjenigen  Abgaben,  welche  durch  die  Vereins- 
zölle ersetzt  wurden,  auf  506270  Thlr.  zu  berechnen  ist.  was 
etwa  19  Ggr.  aul'  den  Kopf  der  damaligen  Bevölkerung 
beträgt. 

Der  aus  der  ZoUvereinskasse  erfolgende  AntheU  Kurhes^ 
sens  begreift  ftfr  1819  folgende  Posten:  Zölle  OlTOOO  Thlr; 

Zoll,  Verbrauchssteuer  und  Uebeigangsabgaben  aus  dem  zum 
Thüringischen  Vereine  gehöi  igen  Kreise  Schmalkalden  30000  Thlr.-, 
Uebergangsabgaben  von  Wein,  Most,  Tabak  9000  Thlr.^  An- 
theil  des  Kreises  Schaumburg  an  dem  Aufkommen  der  ge* 
meinschaftliclien  Branntweinsteuer  und  Uebergangs^Abgaben 
12000  Thlr;  ferner  Mbenmiekersieuer  12000  Thlr,  wobei  je- 
doch zu  bemerken,  dass  durch  eine  Verordnung  vom  h,  Ok- 
tober 1849  die  in  der  Verordnung  vom  30.  Jony  1849  vorge- 
schriebene Erhöhung  der  Steuer  (von  1  Thlr.  für  den  Zentner 
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Rübenrohzucker  auf  2  TMr.)  widerrufen  wird,  ^weil  diese 
„Zollvereinsverabredang  nicht  überall  zur  Vollziehung  gebracht 
gey«  —  der  Ertrag  im  Jahre  1846  war  4500  Thlr.  uml  die 
Erhöhung  ist  seit  1.  SepltMuber  Ibjü  wirklich  in  Kraft  getre- 
ten, bis  Ende  August  1853  dauernd.  Ausserdem  Blei-  und 
Zettelgelder  1200  Thlr.;  so  wie  auch  die  vom  Zoll-V^erein  er- 
setzten Verwaltungskosten  mit  93240  Thlr.  und  die  Straf* 
und  Konfiskalionsgelder  mit  1260  Thlr.,  hier  zu  erwäbneo  sind. 

Diese  Ansätze  des  Finanzgesetzes  haben  sich  nicht  be- 
wahrheitet, denn  nach  der  Uebersicht  der  zur  gemeinschaft- 
lichen Theilung  gestellten  Zolletnnahmen  ist  der  Antheil  Kur^ 
hesiens  gewesen  1849: 

1.  Eingangszoll: 

(22,810087  Thlr.  Höh-  und  nach  Abzug  von 
2,477716  und  12083  Thlr.  gemeinsamer 
Ausgaben,  20,332371  Thlr.  TA€t/iiii^.£fii- 
nahmBt  wovon,  nach  Abzug  des  Antheils  der 
Stadt  Frankfurt,  auf  Kurhessen  2,478082  % 
fallen)  Roheinnahme,  d.  h.  Einnahme  ohne 
Abzug  der  einseitigen  Ausgaben  .  .  .  502826  Thlr. 
wogegen  Kurhessen  zur  Theilung  gelle* 
fert  hat  373783  Thlr. 

2.  Ausgangs-  und  Durchgangs-Abgaben: 
^des  westüdien  Verbandes  5,066794%  von 

127711  Thlr.   9848  ^ 

512669  Thlr. 

2.  ^Urinioc  intirrKtr  Strurm- 
Lieber  die  einzelnen  alleinigen  indirekten  bteuern  istFol* 
de.s  mitzutheilcn: 
a)  Die  Sttmpdabgab^  wurde  unmittelbar  nach  Entfernung 
der  Fremdherrschaft,  durch  Verordnung  vom  3.  May 
1814  geregelt,  erlitt  jedoch  schon  eine  gänzliche  Uroge* 
staltung  durch  die  Verordnung  vom  26.  Oktober  1819. 
wurde  durch  die  Verordnunc;  vom  30.  November  1822 
abermals  geändert  und  mit  den  für  die  Staatskasse  zu 
berechnenden  Sgwrtelu   in  Verbindung  gesetzt;  erfuhr 
einzelne  Abänderungen  in  der  Vorordnung  vom  27.  De* 
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zeinber  1825,  welche  jedoch  schon  durch  Gesetz  vom 
3.  Februar  lb31  wieder  ausser  Kraft  gesetzt  wurden. 
Eine  anderweito  Bestimmung  des  Spielkartenstempels  ge- 
schah durch  Gesetz  vom  94.  Dezember  1831^  das  Gesetz 
vom  20.  Jaly  1838  verkündigte  den  Tarif  der,  statt  der 
bbherigen  unständigen  Gebähren  der  Renteney-  und 
direkten  Steucrbeamlen ,  so  wie  statt  der  Abschrifts-Ge- 
bühren der  oberen  Verwallungs-  und  Finanzbehörden, 
eintretenden  Stempcisatze.  Das.  noch  jetzt  in  Geltung 
befindliche  Gesetz  über  che  Stempelsteuer  ist  vom 
26.  Februar  1841  (mit  Vollzugvoiordniing  vom  27.  Febr. 
1841)  und  unter  seinem  Einflüsse  ist  die  Roheinnahme 
von  136000  Thir.  im  Jahre  1834/6  auf  184000  Thlr.  Im 
Jahre  1843/5,  196000  Thlr.  im  Jahre  1846/8,  200000  Tblr. 
im  Jahre  1840  und  255700  Thlr.  für  1850/51,  also  um 
88,01  Vo,  1831/0  und  38/J7  %,  seit  1813/5.  gestiegen. 
Ein  die  Stempelsteuer  in  bürgerlichen  Prozesssachen  betref- 
fender Gesetzentwurf  ist  vom  Landtage  im  May  1850  abgelehnt. 

b)  Der  Rohertrag  der  WasserMht  welcher  seit  1840  fort- 
während zu'  21000  Thlr.  angenommen  war,  ist  im  Vor* 
anschlage  ftir  1849  mit  24000  Thlr«  angesetzt.  Die  Er- 
hebung auf  der  Weser  geschieht  (nach  Maassgabe  der 
WeserschifHahrts-Akte  vom  10.  September  1823  und  der 
Rcvisions-Sehlussprotokolle  vom  21.  Dezember  1825  niul 
16.  August  1839  .  bei  ilen  Zollslellen  zu  Gieselwerder 
und  Rinteln  mit  30y4,  von  dem  Gesanmitzolle  vjon 
236 V4  Pfg.  Für  die  Erhebung  des  ilfamzolls  zu  Hanau 
ist  das»  auf  die  üel>ercinkunft  der  üferstaaten  begründete 
Gesete  vom  11.  Juny  1846  maassgebend.  Die  volle 
Gebühr  Kurhessens  ist  V4  Krzr.  im  24 >/«  fl.  Fuss  fbr  den 
Zollzenlner  ohne  Unterschied  der  Bergp-  und  Thalfahrt; 
jedoch  bestehen  ausserdem  ermässigte  und  besondere 
Zollsiilze.  Auf  der  Werra  werden  nur  einige  ganz  un- 
bedeutende Dieienzölic  erhoben,  weiche  überdies  tbeil- 
weise  Privaten  zustehen.  — 

c)  Die  privative  UebergangsiAgabe  tan  BramUwem  und  Bier 
beruht  auf  dem  Zoll-Vcreinsvertrage  vom  8.  May  1841. 
Art. 3 Nr. II.  Sc.,  wonach  diejenigen  Staaten,- welche iimere 
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Sleuern  aaf  die  Hervorbringang  oder  Zubereitung  eines 
Verbrauchsgogcnstandes  gelegt  haben,  den  gesetilicben 
Betrag  derselben  bei  der  Einfuhr  des  Gegenstandes  ans 

andern  Vcieinsstaaten  erheljca  koauon.  Kurhessen  nimmt 
demgeniitss  für  jedes  kurh.  Ohm  =  1.271  preuss.  Ohm) 
Hier  10  Sgr. ,  fiir  jedes  preuss.  Ohm  Branntwein  bei 
60  Vo  na^'tt  Tralles  Thlr.  Der  Rohertrag  ist  nach  dem 
neusten  Etat  8180  Tbir. 

d)  Der  Etat  für  1850/1  en.thäk  femer  ab  Einnahme  von 
Waage  - ,  Nkdm^gB  - ,  Sehlackt  SdUeuim'OtUerm 
2750  Thh*. :  von  zahlbaren  Ih^kiackm  850  Thlr. ,  aiis 
ausserovdvutlichcn  QuoIIlmi  3570  Thlr.  — 

e)  Die  in  volksw irlhschaflhchcr  Hinsicht  wichlip;sle  Einnahme 
unter  den  alleinigen  indirekten  Steuern  fliesst  aus  den 
Erwmgumgt'  vnd  Verbrauchssteuern  wm  Wem,  BrantU- 
iMM^  Bier  und  ToMr.  Die  Verordnung  vom  81.  April 
1884  erst  ordnete  das  Chaos  von  indirekten  Abgaben 
durch  Einführung  einer  Eingangsabgabe  unter  dem  Namen 
lA-ient ,  eines  Durehs^angsso//« ,  einer  i4ti«^afi^«- Abgabe 
und  einer  Veibraitchsnicuer  von  Bier.  Brauessig,  Brannt- 
wein, Liquer,  Trauben  -  und  Obst-Wein,  Kafl'esurrogalen, 
Tabak,  Zucker)  i  eine  Verordnung  vom  21  Dezbr.  1825 
enthalt  einige  Veränderungen  daran.  Nachdem  durch 
Ausschreiben  des  Staalsministeriums  vom  5,  Dezbr.  1888 
die  Verbrauchsteuer  von  inländischem  Tabak  dabin  ab- 
geändert war,  dass  fiir  jedes  Pfund  ciibereiteten  Tabaks 
4  Heller  bezahlt  werden  sollten;  beijann  die  gesetzliche 
Ordnung  diosor  Verhältnisse  liurch  das  (icselz  vom 
6.  Miirz  1831.  Neben  Krmassi2;un£;  des  Lizonts,  wurde 
dadurch  die  Verbraucbsabgabe  auf  Bier  und  Branntwein 
beschränkt^  jedoch  ergingen  noch  besondere  Gesetze: 
über  die  Besteuerung  des  BramhDWM  unter  dem  18.  Ok- 
tober 1831,  5.  Dezember  1831,  88.  August  1834  und 
8.  April  1885;  Uber  die  Besteuerung  des  inländischen 
fVeins  am  4.  April  1832;  über  die  Besteuerung  des  inlän- 
dischen Tabaks  am  4.  Api  il  1  ö32 ;  woiiobtMi  die  Ausschreiben 
des  Finanzministers  vom  21.  Apnl  1632  und  25.  Marz 
1833,  Zollbegünstigungen  und  Rückvergütung  betreilend 
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zu  vergleichen  sind:  über  die  Besteuerung  des  Biers  am 
2.  April  1835. 

.  Eine  Folge  des  am  25.  August  1831  roil  Preussen  und 
dem  Grossherzogthnm  Hessen  abgeschlossenen  Zollvertrages, 
war  das  Gesetz  vom  i%,  November  18^1,  über  die  Vorberei- 
tungen zur  Umgestaltung   der  Gronzabgahen  und  die  Vor- 
ordnung vom  16.  November  1831 .  wodurch  für  die  Verwal- 
tung der  indirekten  Steuern  eine  besondere  Zentralbehörde 
unter  dem  Finanzministerium  mit  der  Benennung  y,Steuer- 
Direktion^  errichtet  wurde.  —  Dio  für  die  (uneigentHch  so- 
genannten) Verbrauchsabgaben  jetzt  gültigen  Vorschriften  sind : 
1.  für  die  Wmtuteuer,  die  Gesetze  vom  4.  April  183d  und 
Jnny  1848,  wonach  dieselbe  für  V4  Ohm  des  im 
Lande  erzeugten  Weins  in  6  Klassen  beziehungsweise 
14,  10,  7,  5.  4,  3  Ggr.  beträgt.    Die  Steuerklasse  wird 
nach  Lage  und  Rpschaffenheit  der  Weingrundstücke  be- 
stimmt und  die  Abgabe  nach  der  Menge  des  gewonnenen 
Mösts  dergestalt  entrichtet»  dass  man  zuvor  15  %  absetzt. 
Durch  das  Gesetz  vom  91.  Juny  1843  ist  ausserdem  ein 
Tfaeil  des  Ertrags  als  Haustrunk  steuerfi*ei  erklärt. 
9.  Für  9ie  Bnamlweinsfeuer,  die  Gesetze  vom  6.  März  1831, 
2.  April  1835,  25.  Juny  1840    ausgedehnt  auf  die  Graf- 
schaft Schaumhnrg  durch  Minislerial  -  Ausschreiben  vom 
19.  üezbr.  1841).    Diese  Abgabe  richtet  sich  nach  der 
Grösse  der  Brenngeräthe  und  der  Menge  der  im  Betriebe 
befindlichen  Maische,  und  man  kann  annehmen,  dass 
auf  WOhm  Branntwein  zu  50  %  Tralles  eine  Steuer  von 
2%  Thir.  komint.  '  Der  regelmässige  SfewrM*  betrug 
von  jedem  Aicheimer  oder  4  Maass  des  Maisch -Destillir- 
raums,  für  jede  24  Stunden  des  Brennbetriebs,  12  Hel- 
ler nach  dem  Gesetze  vom  6.  März  1831;  16  Heller  oder 
1  ggr.  nach  dem  Gesetze  vom  25.  Juny  1840  und  ist 
durch  Gesetz  vom  31.  Oktober  1848,  gleich  den  cntr- 
.  sprechenden  Uebergangs- Abgaben,  auf  den  doppelten 
Betrag  erhöht  (also  5  Thtr-  von  1  Ohm);  auch  die  Hälfte 
des  Ertrages  den  Bezirkskassen  Uberwiesen ;  jedodi  wurde 
unter  dem  23.  Oktober  1849  den  Ständen  schon  wieder 
ein  Gesetzentwuri  ubei*  die  Bianntweinsteuer  vorgelegt. 
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Zweck  dieses  Gesetzentwurfs  ist ,  die  für  die  Bezirke 
Scbaumburg  und  Schmalkalden  hinsichtlich  der  Brannt- 
weinsteuer gesotzh'ch  bcstehendoD  Vorschriften  (welche 
mit  der  preussiscben ,  sächsischen  und  UittriDgBcheD  Ge- 
setzgebung tibereinstioimen,  also  tVi6  Sgr.  für  1  Quart 
Branntwein  zu  60  Vo  Tralles  oder  3  Thlr.  %y%  Sgr.  vom 
preuss.  Eimer)  auf  die  Kurhessischen  ITaiiptlandc  auszu- 
dehnen. Das  der  bisheriijoii  Km  hessisclion  Steuer  zum 
Grund  liogende  Prin/.ij)  ist  fiir  die  r.rzoiigung  nachtlieilig, 
weii  der  Brenner,  um  ein  gleiches  Quantum  Branntwein 
zu  erzielen,  etwa  ein  Vicriheil  mehr  an  Maische  verbrau- 
chen muss,  als  der  Preussische,  mitbin  mit  Letzterem 
nicht  leidit  konkurriren .  kann.  Die  preuss.  Ilaischsteuer 
triflft  zwar  den  Rohstoff,  lässt'  aber  dem  Brenner  völlige 
Freiheit  in  dessen  möglichst  vortheilhafler  Benutzung,  also 
auch  hin>iclulich  seiner  Brennereieinrichtungen.  Ungeach- 
tet der  Ausschussberichl  vom  12.  Dezbr.  1849  (Beilage  62) 
aus  diesen  und  andern  sehr  überzeugenden  Gründen  die 
Nothwendigkeil  der  Annahme  des  preuss.  Steuersystems 
(vorerst  mit  einem  niedrigen  Steuersalze)  empfahl;  hat 
doch  die  Stände- Versammlung  durch  Beschluss  vom  9.  Ja- 
nuar 1850  den  Gesetzentwurf  zurück  gelegt. 

3.  Für  die  Biersteuer  das  Gesetz  vom  G.  März  1831,  wonach 
von  jedem  Ohm  zu  80  Maass  des  Kessel-  oder  Pfannen- 
gehalts, für  die  Benutzung  binnen  24  Stunden,  4  ggf. 
entrichtet  werden  müssen.  Ein  Gesetz  vom  2.  April  1835 
gestattet  die  Fixirung  der  Biersteuer.    Das  Gesetz  vom 

.  Jahre  1631  hat  seinen  Zweck  nicht  erfüllt,  denn  das  Bier 
ist  im  Allgemeinen  seitdem  weder  besser,  noch  wohlfeiler 
geworden  und  daneben  wurde  der  Ertrag  der  Steuer 
seit  1831  von  35000  Thlr.  auf  15000  Thlr.  herabgedrückt.  • 
Die  bisherige  Besteuerungsweise  ist  daran  hauplsächlich 
schuld  und  deshalb,  sowie  um  die  materielle  Einigung 
Deutschlands  ihrerseits  thunlichst  zu  fördern,  hat  die  Re- 
gierung am  23.  Oktober  1849  den  Ständen  einen  Gesetz- 
entwurf vorlegen  lassen,  welcher  der  Biermalzschro^' 
Steuer  Preussens  entspricht.  Hinsichtlich  der  Biersteuer 
stimmen  nämlich  die  Gesetzgebungen  von  Preussen,  Sadi- 
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seil,  Thüringen,  Brannschweig,  Lippe,  zwar  mit  denen 
von  Bayern,  Württemberg,  Frankfurt,  Mecklenburg,  Lü- 
beck und  Bremen  in  dem  Grundsätze  überein,  dass  das 
zur  Bierbereitung  zu  verwendende  Malz  als  der  steuer- 
pflichtige Gegenstand  betrachtet  wird.  Allein  ne  wifer- 
sdimden  sich  dadurch,  dass  jene  das  Ma1z«cArol  vor  der 
Binmaischung,  diese  das  Mak  vor  dem  Schroten  in  der 
Mühle  besteuern.  Wo  die  Branntwein -Maischsteuer  be- 
steht, kann  nur  die  Malz*'(7/;7>/hesteucrung  anwendbar  er- 
scheinen, und  der  obengedachte  Gesetzentwurf  beantragt 
deshalb  eine  Abgabe  von  20  Sgr.  von  je  110  Pfd.  zum 
Bierbrauen  verwendeten  Malzschrots,  vor  der  Einmai- 
schung  ZQ  entrichten.  Die  Verfertigung  des  Haustrunks 
in  gewöhnlichen  Kochkesseln  ist  frei;  die  Gewerbesteuer 
der  Bierbrauer  hört  auf;  die  Bransteuer  kann  fixirt  wer^ 
den-,  die  Lebergangsabgabe  wird  auf  7Vi  Sgr.  für  den 
Bruttozentner  festgesetzt.  Sollte  der  Biersteuer -Entwurf 
gleiches  Schicksal  mit  dem  Branntweinsteuer  -  Entwürfe 
haben,  so  würde  dadurch  in  dem  Voranschiage  für  1850  1 
ein  Ausfall  von  7ii750  Thlr.  entstehen,  indem  gegen  1849 
der  Ansatz  llir  die  Branntweinsteuer  von  1200000  auf 
230000  Thlr.,  .für  die  Biersteuer  von  15000  auf  67750  Thlr. 
erhöht  worden  ist.  — 

4.  Die  Tabakssteuer  beruht  auf  dem  Gesetze  vom  4.  April 
183ii,  wird  nach  der  Grösse  der  alljähi  lich  mit  Tabak 
bepflanzten  Grundfläche  in  4  Abstufungen  (5  Thlr*  12  ggr., 
4  Thlr.  14  ggr.,  3  Thlr.  16  ggr.,  2  Thlr.  18  ggr.)  ent- 
richtet und  beträgt  von  jedem  Acker,  zu  150  Hess.  DRu- 
then,  die  eben  bemerkten  Sätze.  — 

Hinsichtlich  der  Besteuerung  des  Weins  und  Tabaks  ist 

die  Gesetzgebung  Kuriiessens  mit  der  Preossens ,  Sachsens, 
Thüringens  und  Braunschweigs  gleich .  es  hat  daher  seinen 
Antheil  an  dem  Erlrage  der  l'ebergangsabgaben  (9  bis  10000 
Thlr.),  welche  diese  Staaten  von  dem  aus  den  übrigen  Zoll- 
Vereinsstaaten  eingehenden  Wein  und  Tabak  erheben.  Diese 
betragen  für  den  preuss.  Zentner  (1,029  Zollztr.)  Wein  25  Sgr. 
Traubenmost  20  Sgr*,  Tabak  20  Sgr. 
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Die  JMerira^iisttlaBe  in  den  Finanzetats  sind  filr  Brennt* 
wein  lOSOOO,  115000,  1)4000,  106000  Thir.  gewesen,  jetzt 
900000  Thlr  ;  för  Wein  80e  Thir.;  för  Bier  15000  Thir.;  fiir 

Tabak  3500  bis  4000  Thir.;  sämmUiclK!  Verbrauchssteuern 
finden  sich  in  den  Etats  mit  durchschnittlich  155500  Thlr.  Tiir 
t834/6,  133000  Thlr.  für  1837/9,  141000  für  1810,  156000 
für  1841/2,  148700  fiir  1843/5;  12(5300  für  1846/8,  218800 
für  1849» 


Der  letzte  Einnahoietitel :  SotuHge  JStmahmm,  m  Etat 
für  1849  mit  75850  Thlr  (nach  Absatz  der  unter  die  direkten 

Steuern  aufgenommenen  Hundesteuer)  angesetzt,  bildet  sich 

aus  nachbezeichneten  Aufkünften : 


4.  Aufkommen  aus  den  Flöss-Holzmagazinen  .  1100 


Weshalb  die  Mehrzahl  dieser  Einnahmen^  wie  anschei- 
nend zweckmässiger  hätte  geschehen  können,  nicht  bereits 
früher  unter  andern  verwandten  Titeln  verrechnet  sind,  ist 
nicht  anzugeben.  — 


<kO  Verschiedene  sonstige  EXmuAmen* 


1.  Straf-  ond  Konfiskationsgelder 

9.  Konzessionszinsen   

3.  Lehnstaxen  


53000  Thlr. 
13100  « 
5150  « 


5.  Agiogewinn 


3500 
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C.  Staate  •AugabeiL 

Im  Allsemeliteii« 

Die  aus  den  Finanzgesetzen  sich  ergebende  Hauplsumnie 
der  Ausgaben  der  ardenitichen  Finanzetats  war  durchschnitt- 
lich für : 


1834/6 
1837/9 

1840/2 

1843/6 

1846/8 

1849 

1850/1 


3,094044  Tblf. 
3,357200  « 

3,560540  n 

3,675420  n 


3,832800 

4,181900 
4,471150 


T) 


ausserordentlich 
198678  Thir. 
116010 
I  105030 
94060 
211830 
201640 
191440 
213190 
203120 
193050 
214420 
203700 
193510 
288980 
209830 


1» 

n 

» 

» 


Die  Ausgaben  des  ordentlichen  Etats  haben  hiemach  mit 
den  Einnahmen  so  ziemlich  gleichen  Schritt  gehalten ,  denn 
sie  sind  seit  1834  um  38V9V0  gewachsen,  allein  daneben  ist 
das  auBter&rdenÜushe  Budget  nicht  nui^^  stehend  geworden, 
sondeim  die  Summen  desselben  sind  auch  dergestalt  gestiegen, 
dass  jetzt  eine  ständige  Ausgabenverniehrung  von  200000  Thh*. 
daraus  erwachsen  ist.  Die  vorzüglichsten  Ursachen  davon 
sind  in  den  Ausgaben  für  Rechtspflege,  welche  um  58  Vo.  Tür 
das  Kriegswesen,  welche  um  21 0/0,  Tür  Pensionen  und  Unter- 
stützungen, welche  um  148  Vo  gestiegen  sind,  zu  finden-,  al- 
lein auch  die  Ausgaben  fiir  das  Schulwesen  sind  bedeutend 
erhöht,  die  neuen  Verwaltungs  -  Einrichtungen  haben  grosse 
Geldmitteln  erfordert  und  der  Forst- Verwaltungsetat  ist  von 
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183000  Thlr.  auf  424000  Thlr.  gestiegen.  Die  Ausgaben  der 
beiden  Deusten  Voranschläge  würden  noch  höher  scyn.  wenn 
nidit  manche  frühere  Ausgaben  den  neugebildelen  Beiirks- 
kaasen  überwiesen  wären. 

Eine  i^MckmU  Danleihmg  der  SUaaUmugabem  des  or- 
dentlichen Etat  in  den  Jahren  183^/6,  1846,  1849  und  1850/t 
folgt  nachstehend. 
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31  u  •  0  a  b  i; 

OrdenUicherEtat. 


II. 

Periode. 
Durch- 
echnitt  von 

Geldbetrag 
ia 

Tblr.  ICoor. 


Vro- 
BMt- 
An. 
theil 
an  dor 
M- 
I«. 


I. 

11. 
III. 
IV. 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

V. 
1. 
2. 
3. 

a. 


c 
d. 


e. 

4. 

5. 

6. 
7. 
a. 

b. 

c. 
d. 

8. 
9. 
10. 
a. 

b. 
c. 
d. 

e. 


Fßr  den  KurfürsÜichen  Hof  

Farsdiche  Apanagen,  P^nalonen^  Depalate  .  •  • 

Recbtspflege : 

Besoldungen   . 

Kosten  der  GeflcMfts-Lokale  

UnsCändige  Dien.stkosten 

Besondere  Kosteu  der  Strafrechtspflege  •    •    .  ' 

Straf-  und  Besseruugs-Anstalteu  

Unvorhergesehene  Ausgaben ....       .    .  . 

Zusamueu  IV. 

luiMre  LiBtavtrwallBig. 

Landtagskosteii  *,, 

Haus-  und  JStaats-Archiv  •    .  . 

Vernaltungs-Behörden.  

Besirics-Behürden    •  .  

Verwaltnogs-Aeoiter   .  . 

Besoldungen  der  OrtebeMMen  

Ablieferungen  an  die  Bezirkskassen  und  zwar : 

!•  Brantweinsteuern  und  Uebergmigs-Ahgaben 
vom  Brantwein  

2.  Strafen  

8*  Hondesteoer  •  .  •  • 

Bekratinuigskosten ........  .  .  . 

Zomamen  3^ 

Poliiel  

KirehenbehOrden  %  

HedizinalbehArden  

Staatsbauwesen  

Besoldungen  und  sonstige  Personalkosten  •  .  . 
Untarhnll  oadBiandkassebeitrag  der  Qebftnde  der 

Innern  Stnatsrerwaltung  

Strassen-  und  Brnckenhan  .••*.••. 
Kosten  des  Wasserbaus   .  . 

Zusammen  7. 

L<andwirthschafts-Vereiu  

Handels-  und  Gewerbe- V«ebt  

LahraaitalteB: 

Landesnniversitlit  

Hebammen-Lehranstalten  .•••'•«.    .  . 

Zuschffsse  an  die  Symnasien  

Zuschflsee  an  dto  kUhere  Ctewerbscbule  .  •  .  . 

ZuscbOflse  an  die  SchuUehrer-Seminare  .   .   .  . 


392000 
79620 
460101 

173390 
3680 

15430 
30580 
24000 
1000 


12,67 
2^7 
1,68 

5,60 
0,\% 

0,50 
0,99 
0,78 
0,03 


248280 

21810 
1620 


04880  a.06 


94830 
68270 

3,06 
2^ 

62060 
28040 

1,68 
0,90 

59333 

1,92 

6948 
161888 

0,22 
5^ 

228169 
3620 
9010 

7,37 
0,12 
0,29 

38440 

1,24 

25160 

inVr.t  1  pin- 
lip  K  r  iff*"  n. 

0,81 

2U41 

0,69 

8,02 

0,70 
0,05 
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VI.  FJbuw. 

Jahr  1H46. 
narli  drm 
FinaMsgttcUe. 

Pro- 
••iit> 
Ab. 

ihtil 

%tk  der 

£■4- 

f  eriode 
•  ml««  Jahr 

1M49. 
Ueldbrtraic 
nack  dem 
KiMUisgtaclx« 
V.  5.  A|pr.  tM9. 

TMr.  Itoar 

Fro- 
aeat- 
Aa- 
Ihail 
an  der 
Bad. 
aiiMNia. 

EinjÄhriger 
Geldbetrag 
to 

den  Jnhrcii 
1850—51. 

TUr.  Ko«r. 

Pro- 
seat- 
Aa. 

ihril 
aadtr 
Bad- 

Vergleicbung 
der  Jahre 
1834/6  und 
1850/51. 

387190 
-  50016 

10,09 
1,55 
1,81 

332250 
50860 
47470 

7,94 
1,43 
M4 

332250 
59900 
67320 

7,48 
1,34 
1,88 

-T-  59750 
-r  19720 
+  8810 

190050 

WtSFV 

20100 

56760 
53300 
1000 

4,96 

U,  14 

0^2 
1.48 

1  3Q 

0,03 

235030 

82000 

56750 

30U0 

5,62 

All 

0,77 
1,35 
1  %ft 

0,07 

236560 
<  lou 
86000 

71450 

2000 

5,29 
0,16 
0,78 

1,60 
1,11) 
0,06 

+  63170 
+  oZ70 
+  19670 

+  40870 

f  1000 

326500 

8,52 

385780 

9,23 

4054G0 

0,07 

H-  157180 

17080 
6120 

0,15 

o«oa 

22130 
8240 

0,53 
0,08 

19180 
2440 

0,48 
0/>5 

-T  8000 
+  980 

100480 

2,78 

880000 

7,89 

)  55650 
1  0870 

1  40400 
i  13000 
4330 

123970 
36000 
12610 

1,24 
0,21] 

0,9d 
0,291 
0,10 

2  77 
0,8l' 
0,28 
0,05i 

+  202600 

106430 
32110 
und  60220 
69560 
86940 

2,78 

0;84 

1,57 
1,81 
0,08 

329960 
02160 

69360 
87050 

7,89 
1,49 

1,66 
0,90 

897480 
96180 

76220 
88800 

6,05 
8,18 

1,70 

0,86 

+  808000 
+  80060 

+  24170 
f  10200 

62710 

1,63 

38830 

0,93 

45550 

1,02 

-r  18788 

iosooo 

V,*»» 

6^87 

177000 
29540 

U,  17 
4,28 
0,70 

8290 
171640 

0,18 

8^ 

+  1342 
+  9668 

273470 
6040 
9270 

7,13 
0/16 
0,24 

852300 
2260 
2340 

6,08 

0,05 
0,06 

885880 

6,04 

-r  2789 
-4-  8620 
-r  9010 

1610 
32510 
0800 

14250 

» 

1  flQ 

0,04 
0,85 
047 

0^7 

1610 
32510 
7600 

17850 

1  t  A 

i»12 
0,04 
0,78 
0,18 

0^43 

47240 
1610 

39240 
9500 

17860 

1,06 
0,04 
0,88 
0,21 

+  8800 
+  1610 
+  14080 
+  9500 

(r,  MCkNr.  11.) 

-r  8591 
iy,  auch  b.) 
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Bezekhuung 

der 

^  u  0  g  a  b  f. 

Ordenliicher  Etat. 


II.  Pinanx- 
Periorfe. 
Durch« 
schnitt  von 

18S4/6 
Gcldbeti-kg 
in 

Thir.  Kour. 


f.  Taubstumnien-Uiiterricht  

g.  Beitrüj^e  zu  den  Besoldungen  der  bei  niedern  Stadt- 

und  Land-Schulen  angestellten  Lehrer.    .    .  . 

h.  Beiträge  zu  den  Landächulkassen  

i.  Beitrüge  zu  den  iSchulhausbauten   

Zusammen  Nr.  10 
11.   Kunstakademien  und  gelehrte  GesellschaHen    .  . 

\2.  Landesbibliolheken  

13.  Direktion  der  Landeskreditkasse  

14.  Kranken- Anstalten  

15.  Zuschüsse  zu  Annen- Anstalten  

16.  Zuschüsse  zu  den  Wittwen-  u.  Waisen-Anstalten 

17.  Kosten  des  Ljindgestüts  

18.  Belohnungen  des  Poiizei-Aufsichts-Personals   .  . 

19.  Vergütungen  an  Unterthaneu  für  Landfolgedienste 

und  Etappenhisten  

20.  Unvorhergesehene  Ausgaben  

Zusammen  V. 

VI.  Finanzverwaltung. 

1.  Direktion  der  Uaupi-StautskiLsse  ...... 

2.  Direktion  des  Staatsschatzes  

3.  Verwaltung  der  Domänen  .  

4.  „  „  Forsten  

^-  »  n    Jagden   . 

6.  „  „  Fischereien  

7.  „  „  Berg-,  Salz-  und  Hüttenwerke 

8.  „  „  Bäder  

9.  „  „  Post  .......... 

10.  „  „    direkten  Steuern  ...... 

11.  „  „    indirekten  Steuern  und  Zivile 

12.  Domanial-  und  Zollbauten  

13.  Bau-  und  Viehstand-Beihülfen  " 

14.  Unvorhergesehene  Ausgaben  

•  Zusammen  VI. 

VII.  Kenten-  und  Passiv-Zinsen  

VIII.  Ausfälle  an  der  Einnahme  •  

IX.    Für  das  Kriegswesen  

X.    Auswärtige  Angelegenheiten  

und  Bundeskosten  

XI.  Pensionen  und  Unterstützungen  

Gesammt- Ausgabe 

XII.  Ausgabe-Rückstände  aus  der  1. — V.  Kinanzperiode 

XIII.  Vorschuss  zur  Deckung  der  nolhweudig  zu  erhal- 

tenden Kasscubeatände  


1500 

0,05 

27236 

0,88 

in  e  einbe- 

griffen. 

3000 

0,10 

116777 

3,77 

12480 

0,40 

3150 

0,10 

10240 

0,33 

15370 

0,50 

21160 

0,68 

3590 

0,11 
0,66 

20570 

5000 

0,16 

4000 

0,13 

719656 

Z3,26 

17670 

0,58 

4950 

0,16 

116730 

3,77 

183320 

5,92 

3430 

0,11 

2670 

0,03 

40120 

1,30 

8230 

0,26 

1500 

0,05 

58990 

1,96 

163220 

5,21 

50090 

1,62 

3000 

0,10 

2000 

0,07 

655920 

21,19 

58000 

1,88 

30000 

0,97 

713068 

23,07 

35170 

1,14 

5000 

0,16 

107720 

3,49 

3,094044 

100,— 
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yi.  Piaans- 
periode 
Jahr  1K46. 
nach  drill 

Km  ■<  "  »■  ^  f     1  r  f 
Gcldbttrag 

Tklr.'lUw. 

Pro- 
sent> 
Ab- 

ihiil 
•  n  d«r 
Rad- 

vif.  riMM- 

period« 
trsie«  Jalir 

tM9. 
Gcidbitrag 
nach  dem 
KiBMSfcarla« 
V.  5.  A^r.  lS4f. 

Tblr.  KMr. 

Fro- 

»tBt- 

An- 
llicil 
an  drr 
Kmi- 

Linjahriger 
Geldbetrag 
in 

(icn  Jahren 
Iboü— 51. 
iu 

Thlr.  Konr. 

Pro- 
sent- 
An- 
Ikati 
an  der 
Kni- 

Vergleichung 
der  Jahre 

1834/6  und 
1850/61. 

1400 

38900 
14330 

40o0 

0,06 

1,01 

0,38 
0,10 

8Ü42Ü 
14330 

1,92 
0,34 

• 

80420 
14330 

1,80 
0f32 

1500 

+  53184 
+  14330 

1A0800 

8710 

3160 
24150 
29450 
23470 

8«7fO 
24420 

3500 

4,07 
0,23 

0,08 
0,63 
0,77 
0,61 
0,1b 
0,04 

0,18 

201160 
9120 

33S0 
26440 
34880 
24860 

8070 
25960 
17670 

6000 

4,81 
0,22 

0,08 

0.63 
0,81 
0,59 
0,09 
0,62 
0,42 

0,12 

110190 
9120 

3480 
29040 
35280 
25890 

3920 
10210 

4500 

:vm 

4,70 
0,20 

0,08 

0,65 
0,79 
0.58 
0,09 
0,58 

0.10 

0,08 

4-  93413 
3360 

(v.  auch  104.) 
-h  330 
^  18800 
19910 
4-  4730 
+  880 
+  6040 

4-  500 

—  500 

804880 

25910 
4990 
135480 
873370 
4780 
2120 
80100 
12500 
1500 
73310 
188110 
76090 
2000 
1000 

28|r84 

0,68 
0,13 
3,53 
9,74 
0,13 
0,06 

0,32 
0,04 
1,91 
4,77 
1,98 
0,05 
0,03 

1,181040 

25260 
8960 
145210 
423960 
3380 
2410 
88370 
12170 
1560 
78430 
170480 
57550 
2000 
1000 

11,10 

0,60 
0,09 
3,48 
10,14 
0,08 
0,06 
0,91 
0,29 
0,04 
1,88 
4,29 
1,3S 
0,05 
0,02 

1,100160 

2&010 
5110 
143650 
470340 
3380 
1800 
41860 
12220 
1500 
81620 
180440 
81810 

1000 

24,71 

0,56 
0,11 
3,21 
10,52 
0,07 
0,04 
0,96 
0,27 
0,03 
1.83 
4,17 
1,83 

0,02 

+  800404 

+  7340 
160 

-f-  26920 
+  187020 
4-  50 
-r-  870 
+  1740 
4-  8880 

4-  22630 
+  1S130 

4-  31220 

—  3000 

—  1000 

935260 
65650 
08000 

736290 
89000 
24496 

248500 

24,39 
1,71 
1,77 

19.18 
1,02 
0,64 
0,48 

974530 
65310 
89000 

841470 
20510 
10000 

108000 

'23,31 
1,56 
0.94 

20,12 
0.49 
0,24 
6.41 

1,056240 
202680 
80000 
897490 
20520 
10000 
284540 

23.62 
4,53 
0,90 

20,07 
0.46 
0.22 
6,37 

4-  400320 
+  144680 
4-  0600 
4-  183822 
-i-  14650 
4-  5000 
+  170810 

8,834767 

100,- 

4,181900 
158800 

900000 

100,— 

4,471150 

100,— 

4-  1,877106 
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KlnaEelue  Aus^abeii« 

Im  Slaatshaushaltsetat  werden  die  Gewinnungskosten  nichi 
getrennt  vor  Augen  gebracht  und  das  ist  meiner  Ansicht  nach 
ein  wesentlicher  Mangel.  Man  muss  sie  aus  den  AbtheiUingen 
der  Ausgabe  zusanmieolragen ,  allein  auch  dadurci)  erlangt 
man  keine  ganz  genaue  Uebersicht,  weil  iricht  immer  alle 
Bestandtheile  der  einzelnen  Posten  -erkennbar  sind.  Für  1849 
habe  ich  eine  solche  Berechnung  versucht  .und  dadurch  ermit- 
telt als  Gewinnungskosten  der 

1.  Domanial-Einnahmen  126227  od.  23.63  o/o  d.  Roheiunahoie 
II  Gesundheitsbrunnen    13821  „  90,21%  «  « 

III.  Forsten  421310  «  64,25  «/o  «  „ 

IV.  Jagden   5530  »415,80%»  » 

V.  Fischereien     ...  2410  »  68,86  Vo  »  » 

VI.  Berg-,  Hüllen-,  Salz- 
werke   382T0  „  10,09  Vo  »  9) 

(  Verwaltungsausgaben) 

IX.  Landgestüt  ....    26060  „  434,33  %  „  » 

XIII.  Direkte  Steuern  .   .   87820  „  12,91  Vo  «  i» 

XIV.  Indirekte    „      .   .172834  »  14,01  Vo  n  « 
(ohne  die  gemeuudiafüidwii  Aufgaben) 

XV.  Wege-  u.  Brücken- 
gelder   109000  »221,11  Vo  »  » 

hb)  Regierendes  Hqu»  und  Eofetaat 

Unter  den  clatsniäfisigen  Ausgaben  bildet  die  Dotation 
des  Kwrßrsiädun  Hofs  den  ersten  Titel ,  und  über  ihre  Eni- 
skhumg  ist  folgendes  milzulheilen.  Die  Umwandlung  der  Al- 
tern Staatsform  Korhessens  in  eine  konsUtolionelle ,  machte 

die  Feststellung  des  Verhältnisses  dei  Domänen  nöthig.  Auch 
dort  nämlich  war  bis  dahin  der  Domanial  -  Besitz  als  Eigen- 
Ihum  des  Landesherrn  betrachtet,  wovon  dieser  allerdings 
ausser  seiner  Hofhaltung  auch  noch  möglichst  viele  Staats- 
ausgaben bestreiten  musste;  indem  der  Grundsatz,  dass  die 
Besteuerung  nur  auekfi^sweise  Statt  finde,  stets  geltend. ge- 
macht warde«  wenn  auch  nicht  immer  mit  gleichem  Erfolge. 
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Die  zweckmässigsle  Regelung  des  Slaatshaushalls  erforderte 
Einlieit  der  Finanz- Verwaltung ;  man  erklärte  deshalb  in  der 
Varüassungsurkunde  die  Domänen  für  Staat8|;ai  ood  setzte  da- 
für dem  Regenten  eioä  äef^JfakUkm  m,  welche  auf  die  m 
diesem  Zwecke  vorbehaltenen  Domänen  und  GeAille  (§.  141 
der  y.  U.)  beinriindet  worde.  Diese  sowohl  wie  die  gleich- 
zeitig abgeschlossene  Vereinbarung  über  die  Trennung  des 
Slaals-Vermögens  vom  Kideikommi^-Vermogen  des  KurfürstL 
Hauses ,  wurde  unter  den  Schutz  der  Verfassung  gestellt 
(§.  140).  Ausser  dem  Domaoum  war  noch  ein  (oben  bezeich- 
netes) Kapital  -  Vermögen  vorhanden,  woran  das  Land  und 
das  filraUiche  Haus  gemischte  Ansprüche  hatten.  Die  Aus- 
einandersetzung wurde  durch  eine  Theüung  bewirkt,  wonach 
das  Land  die  Hälfte  (Staatsschatz),  die  regierende  Famifie  die 
andere  Halfie  Hausöchatz)  bekam.  —  Schon  mehrere  Male 
wurde  in  und  von  der  Ständcversammlung  versucht,  die 
Herabsetzung  jener  Hof-Dotatiott  von  392000  Thlr. ,  oder  aber 
die  Ueberweisuog  eines  XheÜs  der  Einnahmen  des  üaosschatzes 
an  die  Staatskasse  zu  bewiilLen;  man  berechnete  den  Ge- 
sammtbetrag  des  Aufkommens  ans  beiden  zu  660  bis  700000 
Thlr.  und  brachte  in  Anschlag ,  dass  ausserdem  fUr  fikMekM . 
Apanagen,  Pensionen  und  Deputate  (Ausgabe  Titel  II.)  noch  > 
60000  Thlr.  aus  der  Staatskasse  bezaht  werden  müssen.  Der 
Aufwand  der  Staatskasse  für  Kurfürstliches  Haus  und  Hof  ist 
hiemach  11 'A  Vo  sämmllicher  Staats- Ausgaben.  Diese  noch 
in  den  Jahren  184a  und  1849  wiederholten  Versuche  sind 
jedoch  vergeblich  gewesen,  weil  der  Kurfhrst  sich  entschie- 
den weigerte,  irgend  etwas  aufirageben  und  man  in  dem  Ver- 
trage vom  0.  März  1831 ,  sowie  in  der  Verfassung» -Urkunde 
Hindernisse  einseiliger  Abänderung  erblicken  musste. 

cc)  Einzelne  Dienstiweige* 

I.  Biß  ÄMtgabe  fit  doB  SteftMMMfMiMi,  seil  1081  nur 
50000  Thlr.;  s^  1846/8  auf  62570  Thlr. ,  vrar  dann  Ihr 

1849  nur  mit  47470  Thlr.  angesetzt  und  hat  im  Etatent- 
wurf für  1850/1  die  noch  nicht  erreichte  Höhe  von 
57320  Thlr. 

n»um  viMM-aiMMk.  S4 
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2.  Der  Staatsaufwand  Tür  6\o  Rechtspflege '\si\on  24S280 'Th\r. 
oder  8%  aller  Ausgaben  im  ElalfUr  1834/6,  im  Etat  für 
1849  auf  385780  Thir.  (1850/1  sogar  450460)  oder  mehr 
als  0  %  aller  Ausgaben,  also  um  56  Vo  gestiegeit 
Ursache  dieser  Vermehrung  sind  die  Veränderungen  in 
der  Gerichtsveffossung  und  Gehalts- Verbesserungen ,  wo- 
durch namentlich  die  Besoldungen  und  unständigen  Dienst- 
kosten von  1,89000  fhlr.  auf  272000  Thlr.  angewachsen 
sind.  Die  übrigen  Sätze  dieses  Ausgabe-Titels  sind  1849 : 
Kosten  der  Goschäftslokale  5700  Thh..  unständige  Dienst- 
kosten  32000  Thh\^  besondere  Kosten  der  Strafreohls- 
pflege  56750  Thlr,  Straf-  und  Besserungs- Anstalten 
53300  Thlr.,  unvorhergesehene  Ausgaben  3000  Thlr. 
Auch  die  Ausgabe  im  Bfae  von  1834/6  war  gegen  die 
frühere  Zeit  schon  gewachsen,  tkim  die  ei>>lcMi  durchgreifenden 
Verbesserungen  in  der  Rechtspflege,  hallen  schon  in  den  Jahren 
1831  bis  1835  Statt  gefunden.     In  diesen  Zeitraum  fallen 
namenthch  die  Gesetze  :  vom  1.  Jnly  1831  über  die  Besetzung 
der  Gerichte;  vom  11.  July  1832,  über  den  Gesdiäftskreis 
der  Staatsanwälte;  vom  11.  August  1832,  die  Beschleunigung 
und  die  Kosten  des  Verfahrens  in  den  höheren  Instanzen  be- 
treffend; vom  16.  September  1834,  wegen  Abstelhing  mehrerer 
im  prozessualischen  N  erfahicn  wahrgenommenen  Mängel ;  vom 
18.  Oktober  1834,  die  Gebühren  (Km*  .Anwälte  und  Sachwalle 
betreifend.  Bis  zum  Jahre  1848  sind  wesentliche  Aenderungen 
nicht  geschehen, dann  aber  erfolgten  die  Gesetze:  vom  17.Juny 
1848,  die  Mitglieder  des  Ober  -  Appellationsgerichts  betrefifend 
und  vom  81.  Oktober  1848  die  Umbildung  des  Strafverfehrens, 
die  Einrichtung  der  Gerichte  und  die  AbschaflFung  der  körper. 
liehen    Züchtigung   bclreirend.     Aus   dem    Jahre   1849  ist 
noch  ein  Gesetz  vom  13.  November,  wodurch  die  standes- 
und  grundherrliche  Gerichtsbarkeit  aufgehoben  wird,  zu  er- 
wähnen. 

3)  Die  auf  dem£(a<  der  f$mtmLand€9MrwaUimgh^ 
iMdiagtkottm  sind,  wegen  der  nach  der  Dauer  des  Bei- 
sammenseins sich  bestimmenden  Höhe  des  Betrages  der 

Tagegelder  der  Ständeversammlung  sehr  veränderlich; 
für  lb4ü  sind  ZWO  Thlr.  veranächlagt,  was  keinesfalb 
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genügt  haben  wird,  für  1850/1  :  19130  Thlr.  Seit  dem 
2.  März  1839  empfangen  die  auswärts  wohnenden  stän- 
dischen Abgeordneten  3  Thlr*  Taggelder  und  durch  Be- 
schluss  vom  80.  April  1848  ist  dieses  sowohl»  als  dass  die 
in  Kassel  wohnenden  Mitglieder  nur  1  Thlr.  erhalten,  be^ 
stäligt'  Das  Hant-  und  Slaats- Archiv  soll  nach  dem 
Voranschhii»  fm  1819  :  3210  Thlr.  erfordern;  die  neuen 
Bezirksbehonlen  329960  Thlr..  oder  7y«  «/o  aller  Aus- 
gaben i  die  FoUsei  ausserdem  62160  Thlr.  weil  die  (fast 
diese  Summe  erreichenden)  Kosten  der  Landgensdarmerie, 
vom  Etat  des  Kriegsministeriums  auf  den  Etat  des  Mini- 
steriums des  Innern  Übertragen  sind.  Auf  dem  Entwürfe 
des  Etats  für  1850/1  stehen  folü;ende  Sätze  als  OMU- 
darf  für  die  neuen  VerwaUungsbebönlen: 

a.  Bezirl^sbehörden  }  55650 

I  9270 

b.  Verwaliungsämter  S  ^^^^^ 

i  18000 

c.  Besoldungen  der  Ortsbehörden     ....  4830 

d.  Ablieferungen  an  die  Bezirkskassen  und  zwar 

1)  Branntweinsteuern  und  Uebergangs-Ab- 

gaben  von  Branntwein   123970 

2)  Strafen   36000 

.3)  Hundesteuer  12610 

0.  Reknitirungskosten   .   .  8800 

Zusammen  897480 
Die  IBrf^keftMördm  bedürfen  nach  dem  Etat  von  1849: 
69880  Thlr.,  für  1850/1  sogar  76820  Thlr.  und  die  Erhöhung 
dieser  Summe  von  52050  Thh-.  im  Jahre  1834/6,  ist  vorzugs- 
weise durch  Verbesseruni;  der  Pfarreien  entstanden.  Die 
Ausgabe  für  die  Medhinalbehörden  ist  io  demselben  Zeiträume 
von  88040  auf  37650  Thlr.  (1850/1  sogar  auf  38300)  gestiegen, 
nameBtlioh  durch  Vermehrung  der  Staats-Aerzte  und  Wund- 
Aerzte. 

Der  Ansatz  fdr  das  Slaatsbauwesem  war  im  Etat  üir 

1384/6  :  228169  Thlr..  und  ist  für  1849  :  852300  Thh*. 
(1850/1  :  225380)  oder  last  6  %  aller  Staatsausgaben;  wovon 
auf  Besoldungen  oder  sonstige  Personalkoslen  38830  Thlr. 
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(25  Baumeister,  27  Baukommissäro,  20  Bauaufseher),  Unter- 
halt und  Brandkassebeitrag  der  Gebäude  der  innern  Staats- 
verwaltttng  6930  Thaler,  den  Strassen-  und  Brückenbau, 
ITTOÖO  Thir.  nnd  die  Kosten  des  Wasserbaus  29540  Thir., 
kommen. 

Die  ausgeführten  Strassenbaoten  verdienen  im  allgemeinen 
das  Lob,  welches  ihnen  zu  Theil  wird;  sie  haben  ferner  für 
Kurhessen  als  Durchgangsland  fiir  mehrere  grosse  deutsche 
Ilandelsstrassen,  besondere  Wichtigkeit;  vortrefTliches  Material 
hilft  die  sonstigen  Schwierigkeiten  überwinden.  Allein  die 
Neugestaltung  mancher  Verkehrsverhältnisse,  namentlich  durch 
die  Eisenbahnen,  macht  eine  Revision  der  bisherigen  Baupläne 
unerlässlich,  wozu  denn  auch  durch  verschiedene  Anträge 
^bereits  Veranlassung  gegeben  ist.  — 

Die  jetzt  für  das  Landstrassenwcseti  giihigen  Bestimmun- 
gen^ finden  sich  in  den  Gesetzen  :  vom  31  Oktober  1833  über 
das  Chaussee  -  und  Brückengeld,  auch  die  Chausseebaudienste 
(erläutert  und  abgeändert  unter  dem  22.  April  1835  und 
90*  Dezember  1837)  und  vom  32.  Juny  1843  «die  Strassenbau- 
Polizei  betre£fond. 

Die  Ausgaben  für  den  Landwirthschaftsrerein,  welche  nach 
dem  Etat  von  1834/6  :  3620  Thir.  betrugen  und  bis  1846  auf 
6040  Thlr.  stiegen,  sind  für  1849  nur  mit  2260  Thlr.  angesetzt,  für 
1850/1  aber  ganzlich  aus  der  Staatsrechnung  verschwunden:  weil 
nach  der  neuen  Verwaliungsorganisation  (Verordnungvom22.De-- 
zember  1848)  die  Geschäfite  des  Vereins  auf  eine  Abtheilong 
des  Ministeriums  des  Innern  übergehen ,  die  sonstigen  Kosten 
zur  tiefbrdernng  der  Landwirthschaft  aber  von  den  Bezirks- 
kassen getragen  werden  sollen.  Dasselbe  soll  niil  denjenigen 
7000  Thlr.  geschehen,  welche  bisher  unter  der  Abtheilung: 
HandeU'  und  GewerbsDcrein  zur  Beförderung  der  Gewerbe 
bestimmt  waren;  auch  die  Wirksamkeit  dieses  Vereins  wird 
in  das  Ministerium  des  Innern  verlegt»  weshalb  im  Voranschlag 
(Ür  1849  nur  einstweilen  noch  2340  Thlr.  för  denselben  ver- 
langt werden;  im  Etat  von  1850/1  findet  sich  gar  nichts  mehr. 

Für  die  LehransfaUen  stehen  im  Finanzetat  von  1834/6: 
116777  Thlr.,  im  Voranschlage  für  1849  aber  201160  Thlr., 
oder  fast  72  V«  mehr  (der  Etat  fUr  1850/1  fordert  sogar 
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210190  Thlr);  diese  Summe  isl  %»  mit  den  unter  beson- 
dern Numorn  aiirgeHihrten  Ausgaben  für  Kunstakademien  und 
gelehrte  rroseIls(  haften  9120  Thlr.^;  und  für  die  Landesbiblio- 
theken  (3380  Thir.)  aber  über  5  %  aller  Ausgaben.  Unter 
den  Lehranstalten  findet  man  ftir  die  Landesomversität  (SM) 
krii  190  Stadirende,  von  Sybel,  die  üniverailäi  Marburg  ond 
das  karhessiscbe  Unterrichtawesen,  Marburg  1948)  46910  Thlr. 
(1894/«  nor  88440)^  Air  Hebammen-Lehranstalten  1610  Thlr., 
an  Zuschüssen  für  die  Gymnasien  32510  Thlr.  (1834/G  nur 
25160  .  an  Zuschüssen  für  die  höhere  Gewerbeschule  7500  Thlr., 
an  Zuschüssen  an  die  Schullehrer-Seminaren  17850  Thlr.  (für 
den  Taubstummen-Unterricht  2628  Thir.  sind  aus  der  Staats- 

• 

kasae  nicht  bewilligt);  an  Beiträgen  m  den  BeaoklaDgen  dar 
bei  niedem  Stadt-  und  Landschnlen  angestelUen  Lehrer 
80490  Thlr.  (1834/6  nor  97936).  an  Beiträgen  za  den  Land- 

schulkassen  14330  Thlr.  Das  bedeutende  Anwachsen  des 
Etats  der  Lehranstalten  ist  durch  bessere  Dotation  der  Univer- 
sität Marburg,  durch  Vermehrung  der  Mittel  der  Gymnasien, 
vorzüglich  aber  durch  bessere  Besoldung  der  Volksschullehrer 
veranlasst*  Von  den  vorhandenen  etwa  1900  Landschullehrer- 
stellfn,  waren  bisher  ungefähr  600  nur  mit  100  Thlr.,  etwa 
400  nur  mit  195  Thlr.  durchschnittlich  auagestatteL  Es  ist 
die  Absicht  die  Einnahme  der  Lehrer  in  den  Dörfern  auf  min- 
destens 150,  in  den  Städten  auf  200  beziehungsweise  250  Thlr. 
zu  bringen;  wozu  auch  die  Gemeinden  mitwirken  sollen.  So- 
dann sind  Vorbereitungen  xu  einer  umfassenden  Reform  des 
Volkssühttlwesens  und  zu  einer  Klasseneintlieilung  der  Schul- 
stellen getroffen.  Die  Schulsynoden  sowohl,  als  die  vom 
Semhiarlehrer  Pfarrer  Bang  seit  1846  herausgegebenen  Kur- 
hessischen Schulblälter.  können  dazu  wesentlich  mitwirken. 

Bisher  ist  die  Thätigkeit  der  Gesetzgebung  für  Wissen- 
schaft und  Unterrichlswescn  von  j^cringer  Bedeutung  gewesen, 
denn  aus  den  letzten  zwanzig  Jahren  sind  nur  das  Gesetz 
vom  29.  Oktober  1833  das  Studieren  auf  der  Land  es- Univer- 
sität betreffend  und  das  Gesetz  wider  Pressvergehen  vom 
96.  August  1848  besonderer  Erwähnung  werth. 

Die  MnMm  der  LmuhMkredUkaBie  (Gesetz  vom  99.  Juny 
1832,  mit  Vollzugverordng.  vom  14.  Dezember  1832;  Gesetz 
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vom.  31.  Oktober  1833}  bedarf  jelst  29040  Thlr.,  was  fosi 
dreimal  so  viel  ist,  als  Ihr  Etatssatz  fHr  1894/6  (10240),  wegen 

der  sehr  bedeutenden  Gescliäftsvernieluung. 

Für  die  EnffesseUwtg  des  Grundbentaes  bt  in  Kurhessen 
Überhaupt  die  Gesetzgebung  sehr  thäUg  gewesen»  wovon  bei- 
spielsweise die  Gesetze:  vom  23.  Juny  t832,  über  die  Ablö- 
sung von  Grundzinsen,  Zehnten,  Diensten  und  andere  Realla- 
sten; vom  28.  August  1834,  die  Verkoppehing  der  (inind- 
stiicke;  vom  25.  Oktober  1831,  die  Theilung  der  Gemein- 
schaften, welche  hinsichtlich  der  Viehhute  bestehe»^  vom 
28.  Oktober  1834,  die  Beseitigung  mehrerer  der  Verbesserung 
des  Acker-  und  Wiesenbaus  entgegenstehenden  Hindernisse; 
vom  31.  Ufirz  1835,  mehrere  Erläuterungen  und  Zusätze  zu 
dem  Gesetze  vom  28.  Juny  1832,  die  Ablösung  der  Grund- 
lasten  betreffend;  vom  2.  April  1835  über  die  l'mwaridlnng 
und  Ablösung  der  Triftabgaben;  vom  26.  August  1848  wegen 
Auseinandersetzung  der  Lehnen-.  Meier-  und  anderer  guis- 
herrlichen Verhältnisse,  nebst  Vollzugverordnung  vom  20.  No- 
vember 1849;, vom  13. November  1849  Gesetz  über  die  Auf- 
hebung der  Ton  den  Standes-  und  Grundherrn  ausgeübten 
Gerichtsbarkeit  und  anderer  Hoheits  -  und  grundherrlichen 
Rechte,  mit  VoHz.-Verdg.  vom  20.  Üezbr.  1849  und  Minist- 
Ausschr.  von  demselben  Tage:  endlich  das  Gesetz  über  die 
Ablösbarkeit  der  noch  bestehenden  Grundlasten  vom  20.  Juny 
1850^  —  ehrenvolles  Zeugniss  geben. 

Für  Krankenanstalten  (welche  ausserdem  noch  eigene  Ein- 
nahmen haben,  z.  B.  durch  die  Trauungssfeuer}  stehen  irn 
Voranschlag  für  1849:  34880  Thlr.  (1834/6  nur  15370\  wel- 
che grösslenlheils  für  die  Landkrankenhäuser  in  Kassel,  Rin- 
teln, Marburg,  Fulda,  Schmalkalden  und  Hanau  verwendet 
werden,  die  zwar  nach  einem  ständischen  ßeschlusse  vom 
9.  März  1849  an  die  Bezirke  überwiesen  werden  sollen,  wo- 
für jedoch  auch  in  dem  Voranschlage  für  .1850/1  noch  35280 
Thlr.  vorkommen.   Eine  Irrenanstalt  gicbl  es  noch  nicht.  — 

An  Zuichiissen  :6u  ArmenanslaUe»  verlangt  der  Etat  für 
1849 :  24860  Thlr.,  worunter  einige  hundert  Tbaier  für  die 
Rettungs- Austält  zu  Rengshausen*  — 
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Die  Zuschüsse  zu  den  Wilitren-  und  H^aisett' Anstallen  or- 
fordern 3670  Thir.  -,  die  Kosten  des  LandgestüU  25960  Thir. 
LeUlere  sind  seil  1834,  wo  die  Anstalt  eine  neuo  Einrichtung 
iMkam  (z.  V.  übrigens  die  Verordimng  vom  14.  Novbr.  1827), 
um  fml  6000  Tblr.  gesteigert  und  waren  wie  auch  in  ^odem 
Staaten  voa  jeher  der  Gegenstand  von  Angriffen  bei  den  9odgpi- 
Berathongen.  Dass  das  Landgesttft  fiir  den  grössten  TheO  des 
Landes  ein  Bedürfniss  ist,  auch  schon  viel  zur  Verbesserung 
der  Pferdezucht  beigetra<^en  hat,  dürfte  nach  den  Statt  ge- 
habten Verhandhingen  kaum  mehr  zweifelhaft  seyn;  wenn 
gleich  der  im  Jahre  1849  zum  erstm  Male  geschehene  voll- 
ständige Ankaol  der  Remoote  Air  die  eigene  Reiterei  wi  lande 
nicht  eben  geeignet  seyn  möchte,  als  Beweis  der  ratekm 
Wirksamkeil  der  Anstalt  zu  gelten. 

Der  AnsatE  von  17670  ThIr.  fUr  Belohmmgm  du  PotM- 
AufsichtS' Personals  erscheint  im  Voranschlaüe  für  1849  zum 
ei'stenmal  als  Folf^e  der  §s<.  7  und  8  des  Gesetzes  vom  19.  July 
1848;  ist  jedoch  schon  im  Ktat  für  1850/1  nicht  mehr  zu 
linden ,  weil  inzwischen  diese  Bclohnungs-Bestimmungen  wie- 
der aufgehoben  sind.  — 

Eine  Summe  von  §000  Thh*.  findet  sich  in  allen  Etats  fiir  * 
Vergütmgen  an  Vni9rAimm  für  LandfolgeHenih  und  Elafpm^ 
kuten;  so  wie  ftir  mtorhtrgesehene  Ausgaben  3&00  Thlr.  — 

Der  Aus2;abe-Klat  des  Ministeriums  für  die  innere  Landes- 
VerwaUuny  erforderte;  im  Jahre  18316:  719656  Thlr..  im 
Jahre  1849:  1,137040  Thlr.,  oder  58  Vo  mehr^  er  beträgt 
jetzt  27  %  aller  Staatsausgaben.  Der  Einfluss  der  im  Werke 
befindlicben  Umbüdnng  der  innem  Landcsverwaltoog  auf  dem 
Aasgibeetat,  scheint  übrigens  nicht  ungünstig  zu  seyn.  Nadi 
den  vorliegenden  Etats  nümlich  betragen  die  Ausgaben  dir 
die  eingehenden  Heluuden  —  als  der  Kei^ioi  ungen,  Zensoren, 
Kreisämler ,  Pulizoi ,  Kreisphysikale ,  Oberbaudirektion  — 
158525  Thlr.,  woruiiier  jedoch  auch  die  Tagegelder  der  Land« 
räthe,  Zunft- Verwaltung^-  und  Rechnungs-Abhörungs-Gebüh* 
ren  im  Gesammtbetrage  von  5400. Thlr.  begnffian  sind,  wel« 
ehe  bisher  von  Gemeinden  und  sonst  BetheUigten  gezahlt 
worden.  Es  ergiebt  sich  daher  im  Vergleich  zu  der  Total« 
somrae  des  neuen  Etats  von  121850  Thlr.  eine  Erspamw 
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von  36675  Thlrn.  Von  diesem  Betrage  sind  jedoch  die  Zu- 
schüsse an  die  Städte  zu  den  Kosten  der  ihnen  zu  überwei- 
senden  Lokalpolizeiverwaltung  zu  bestreiten,  worüber  noch 
Vereinbarungen^Statt  zu  finden  haben,  weshalb  erst  in  einem 
tpälem  Grondetat  eine  Festsielkmg  erfolgen  kann. 
4,  Der  An^abeUtel  fkumnoefwaUtmg  enibäll  nach  den  Fi- 
nanzelats  folgende  Schlosssamaien : 


ordenihoh 

emsterordenUkh, 

Thlr. 

Thlr. 

1834/6  . 

.   .      795680  . 

.    .  80932 

1837/9  . 

.    .      884130  . 

.   .  55360 

1840/2  . 

.    .    1,034510  . 

,    .  60590 

1843/5  . 

.    .    1,035790  . 

.   .  46830 

1846/8  . 

.    .    1,084180  . 

.    .  58960 

1849 

.    .    1,079440  . 

.   .  58860. 

1850/1  . 

.   .    1,298590  . 

.    .  69500 

Zur  Erläuterung  dient,  dass  die  Vermehrung  der  Ausga- 
ben in  dem  dritten  Haushallsabschnitt  (1837/9)  besonders  dar- 
auf beruhte,  dass  der  Holzhauerlohn  mit  jährlich  70670  Thlr. 
von  der  Staatskasse  vorgelegt  wurde,  dass  die  Renten-  und 
passivzinBen  genauer  veranschlagt,  Kapitalrückzahlungen  mit 
16670  Thlr.  vorgesehen ,  und  die  Ausfölle  an  der  Einnahme 
von  30000  auf  55000  Thlr.  gestellt  waren.  Die  abermalige 
Steigerung  in  der  4.  Finanzperiode  trat  ein ,  weil  Vieles  noch 
gar  zu  spärlich  gegriffen  gewesen  war;  es  kamen  die  Kosten 
der  Erhebung  des  Wegegeldes  mit  2180  Thlr.  zum  Etat  der 
Hauptstaatskasse ;  die  Forstkulturkosten  wurden  von  25000 
auf  30000  Thlr.  erhöht  Foods  zu  Gratifikationen  und  Unter- 
stützungen an  Forstläufer  mit  9900  Thlr,  ausgeworfen,  der 
Holzhauerlohn  stieg  schon  auf  II80A0  Thlr.*,  der  Münze  wur- 
den 8000  Thlr.  Zuschuss  gegeben,  um  die  Umprägung  der 
älteren  Geldsorten  zu  beschleunigen:  die  Baukosten  beliefen 
sich  um  fast  13000  Thlr.  höher;  die  Kapitalrückzahlungen  aber 
sollten  sich  jährlich  auf  92300  Thlr.  belaufen,  während  sie 
in  der  vorhergehenden  Periode  nur  16670  Thlr.  betrugen* 
Nachmals  ging  die  Kapitalrückzahhmg  allmälig  herab ,  ond 
damit,  sowie  durch  mancherlei  Einschränkungen,  wurde  es 
möglich ,  den  Etat  in  den  vorigen  Soromen  feilsubdten ,  ob- 
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wohl  wieder  neue  Ausgaben  hinzukommen,  und  namentlich 
auch  die  Gehaltserhöhungen  hier  wie  in  den  andern  Dieiisi- 
zweigen  bestritten  werden  mussten.  Durch  diese  VerhiUnigee 
bal  die  Bodsmiime  des  Eleu  des  Finanitniiwitcriums  m 
M8000  Thir,  oder  86  V«  Mit  1884  sich  vermebri  nod  in  jelii 
MV4  Vo  aller  Suainusgaben.  Die  Aoetttie  für  die  ekuehM 
Ztceige  dSat  Diemsies  sind,  nach  dem  Etat  Dir 


183i/G 

1846 

Direktion  der  Ilauptstaatskasse  .... 

17670 

85260 

n 

4950 

3960 

116730 

145210 

188886 

48^66 

8486 

8866 

86T6 

'  8416 

» 

Berg-,  Salz-  u.  Hütten- 

40180 

38270 

1» 

8230 

12170 

i> 

«1  Post  

1500 

1500 

«1 

»  direkten  Sceaem  .  .  . 

86660 

76436 

»» 

„  indirekten  Steaem  n.  Zölle 

168886 

176436 

86666 

57856 

Bau-  und  Yiebstand  -  Beihülfen  •   .   .  . 

8000 

2000 

2000 

1000 

Renten 

58000 

65310 

Aosralle 

30000 

39600 

Die  in  den  letzten  Jahren  »Statt  gehabten  BodgetrVerhand- 
luagen  enthalten  wenig  Bemerkenswerthes  Uber  diese  Sfttze 
und  es  iat  nur  etwa  hervorzuheben,  dass  Hn  ansserordenl* 
liehen  Etat  88606  Thir.  för  Vermessungen,  Berichtigungen  und 
Katastrirnngen  zum  Zwecke  der  Besteuerung  des  Grundeigen- 
thums und  9977  ThIr.  zu  den  Kosten  der  topografischen  Lan- 
dewermesMUHg  stehen.  Diese  ist  ein  stehender  Gegenstand  der 
Besprechong  in  der  Stände- Versammlnng  und  deshalb  mag 
erwähnt  werden,  daas  sie  vor  etwa  86  Jahren  begonnen  ist 
noch  etwa  6  Jahre  bis  zur  Yollendong  erfordern  soll  (Ldtgs, 
Verb.  1647.  Nr.  88.  S.  4);  dass  jedoch  von  176  aMeüen  ent 
120  vermessen  sind;  dass  sio  bisher  etwa  81000  ThIr.  geko- 
stet bat  und  daher  noch  beiläufig  20000  Thir*  kosten  werde. 


Digitized  by  Google 


538*  - 

OLaiKltgB.'Verh.  1849b  Nr  M.  S.  20),  weiche  Rechnung  übri- 
gens schwerlich  zutreifen  möchle.  Die  litbugraürlen  Karlen- 
blaUer  sollen  veröffeaUicht  werden.  —  . 

Aaf  die  Renten  und  Passiv -Zinsen  komme  ich  noch  bei 
demnSchstiger  Darstdiung  der  Siaatssdialdverbällnisse  zu- 
rück, — 

*   5.  Für  die  auswärtigen  ÄngelegenheÜen  standen  ira  Ausgabe- 
elat  Air 


* 

darunter 
BuHfMsostea 

1831/3    ,  . 

•    38769  . 

•   •  "~~ 

1834/6    .  . 

.   40170   .  . 

>   .  5000 

1897/9  '  .  . 

.    38800  . 

.    .  4800 

1840/S    .  . 

•   43380   .  . 

.   .  8390 

1848/6    .  . 

.   44000  . 

.    .  5000 

1846/8    .  , 

.    63500  . 

.    .  24496 

1849       .  . 

,    .    30510  . 

.    .  lüOOO 

Die  eigentlichen  Kosten  der  Verhandlung  der  auswärti- 
gen Angelegenheiten,  welche  im  Jahre  1846/8  wi  39004 Thir., 
im  Jahre  1849  zu  20510  Thlr.  antiesetzt  sind;  hal)en  sich,  im 
Vergleich  zu  andern  Dienstzweigen,  innerhalb  sehr  beschei- 
dener Grenzen  gehalten.  Sie  bilden  nur  Vs  %  aller  Staats* 
ausgaben.  — 

6.  Für  Pensimm  wut  UniergHitxungen  enthält  der  Ausgabe- 
etat des  ersten  und  zweiten  Rechnungsabsohnilts  keinen 
besoodem  Titel,  allein  ihr  Voranschlag  war  im  Jahre 
183i«  dorchachnittlich :  187780  Tbir.,  1837/8:  138840 
TMr.,  1840/8: 148580  Thlr«,  1843/5  :  831380  Thlr.,  1848/8: 
248500  Thlr.,  1849:  268090  Thlr.  oder  62/5%  aller  Aus- 
gaben (nach  dem  Etat  für  1850/1  :  284540  Thlr.).  Von 
letzlerer  Summe  betragen  die  Pensionen  235790  Tldr. 
und  zwar  für  das  Staatsministerium  13730  Thlr.,  die 
Rechtspflege  30770  Thhr«,  innere  LandeBverwaltneg  58830 
TUr.»  FiMozverwaltaiig  60110  Tbk*.,  Kriegsverwahimg 
88040  Thlr«.  auswärtigen  Angelegenheiten  3810  Thlr.;  die 
ikU§riimutig€m  88800  Thlr.^  ein  Zuschuss  zur  FortlmUt'' 
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u^tnkasse  (auf  Gruod  des  GeselM  vom  25.  Aug.  1834) 
5500  Tblr.  Seü  dem  fteobirangsabGchoitt  1848/5  «iid 
die  JfiliMfrpensionen  onter  diesen  Tilel  gebracbl  und  wenn 
man  dedwlb  diese  aiiMer  Rechnung  laut,  bl  die  Aus- 
gabe Ibr  Ftomiioaen  und  üntenUltznngen  seil  1834  um 
B5Vo  gewachsen. 

Dies  ist  um  so  Überraschender,  weil  schon  im  Jahre  1840 

einr  Verminderung  des  Pensionseta ts  von  der  Regierung  in 
Aussicht  gestellt  war :  noch  nnerfreulicher  aber  ist,  wenn  man 
bemerkt,  dass  die  Belastung  dieses  Ausgabezweiges  thatsäch- 
lich  bei  weitem  grösser  noch  ist .  indem  für  Ruhegebalte, 
Wartegelder  u.  s.  w.  noch  51391  Thir.  auf  dem  ausserordentr 
liehen  Budget  sich  befinden.  Ueberfaaupt  kann  ich  nicht  un- 
tcHassen,  darauf  hinzuweisen,  dass  seit  1834  auch  die 
soldunyen  des  Ziviletats  um  264000  ThIr.  oder  fast  26  »/o  £^e- 
wachson  sind,  denii  sie  betrugen  in  runder  Summe  im  Jahre 
1834/6  durchsduiitlliih  1.019000  Thh'.  wovon  80054  ThIr. 
auf  dem  aosserni  il(Mid.  Ktat  .  im  Jahre  1849  aber  1,283000 
Ibir.  (wovon  51391  ThIr.  auf  dem  ausserordentlichen  £tat). 
Die  Besoldungen  und  Pensionen  des  ordentlichen  Etats  (ohne 
die  sonstigen  Kosten  des  Personals  und  ohne  Berücksichtigung 
des  MililUrs]  erfordern  jetzt  33 ®  o  des  ordentlichen  Ausgabe- 
etats. —  nie  Standes ersanimlung  hat  unter  dem  23.  Novem- 
ber 1819  die  Millheihmg  eines  Namensverzeichnisses  sämmt- 
lieber  Pensionäre  des  Kurstaats  erbeten ,  welches  bis  jetzt  nur 
vom  Justiz*Departement  vorgelegt  ist  (Beil.  98  von  1850}.  — 

Die  erste  umfassende  Neugestaltung  der  Siaats-Vei  waltung 
geschah  durch  Verordnung  vom  29.  Juny  1821,  welcher  un- 
ter dem  30.  August  eine  neue  Gebietseintheilung  folgte;  ein 
Slaatsdienstgcsetz  erschien  am  8.  Marz  1831;  ein  Staatsralh 
wurde  durch  Verordnung  vom  7.  Januar  1833  gebildet; 
durch  Verordnung  vom  38.  Deiember  1848  wurde  die  ganze 
iontre- Landes- Verwaltung  umgebildet  und  ein  Gesell  vom 
31.  Oktober  1848  verfügte  die  Bildung  neuer  Verwaltungsbe- 
zirke und  führte  Bezirksräthe  ein  (Vollzug- Verordnung  vom 
15.  November  1848\  —  Das  Gesetz  über  die  Wahl  der  Be- 
zirksrathe  ist  vom  14.  Harz  1850. 
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auaerordentl  Etat. 
90408 


46600 
73260 
56130 
80630 
19930 


7.  Für  die  Kriegsverwaämig  waren  (seit  1843  ohne  die  Mili- 
tärpensionea  und  ohne  die  Rekrulirung^osten)  ausgewor- 
fen im 

ordmti.  EM. 

1831/3   .   .   .   088598  . 

183^^8    .   .   .\  713608  . 

1837/9    .    .    .    712400  . 

1840/2    .    .    .    713430  . 

1843/5    .    .    .    712430  . 

1846/8    .    .    ,    795510  . 

1849      .   .    .    841470  . 

1850/1  .  .  .  897490  . 
Aach  dieser  Etat  hat  mithin  die  bedeutende  Vermebrung 
von  32  %  erfahren  und  betragt  jetzt  mit  den  Militärpensionen 
inri  ordentlichen  Ausgabeetat  21  %.  In  wenigen  Staaten  hat 
ein  so  beharrliches  Bestreben  der  RegicM  ung,  die  Ausgaben 
für  das  Heer  zu  vergrössern  und  auf  der  andern  Seite  ein 
80  ausdauernder  Widerstand,  dagegen  von  Seiten  der  Land- 
stände Statt  gefunden,  als  in  Kurhessen  und  dennoch  selbst 
vor  dem  Jahre  1848  bedeutende  Vermehrung.  Im  Jahre  1840 
waren  die  Anforderungen  der  Kriegsverwaltung  am  eindring- 
lichsten, denn  man  erklärte  damals  um  ein  neues  Reiterre- 
giment zu  erlangen  sogar,  dass  die  Bundespflichten  und  der 
Schub  des  Landesherrn  es  erforderten.  Gehaltserhöhungen, 
weiche  obgleich  in  der  Gesammtsumme  beträchtlich,  doch  im 
einzelnen  nothwendig  waren,  sind  seit  dem  Jahre  1840  auch 
in  den  einzelnen  Zweigen  des  Militärdienstes  eingeführt 

Auch  im  Jahre  1849  haben  die  Aufhebung  der  Stell ver* 
tretung,  so  wie  die  übrigen  Veränderungen  in  den  Vorschriften 
über  Ergänzung  und  Ausbildung  des  Militärs,  die  Vorlage 
eines  Regulativs  über  die  Löhnung,  Unterstützung  und  Versor- 
gung der  Unteroffiziere,  Spielleute  ,  Soldaten ,  so  wie  son- 
stiger nicht  zum  Offizierslande  gehöriger  MiUtärpersonen  und 
deren  Hinterbliebenen  veranlasst;  über  welches  die  Stände 
bis  jetzt  noch  keine  Briüärung  abgegeben  haben.  Frühere 
diesen  Gegenstand  befreffisnde  Bestimmungen  enthält  ein  Re« 
gulativ  vom  8.  März  1831;  die  Statuten  für  die  Militär-Wittwen- 
und  Waisen^Anslalt  vom  21.  Februar  1828  haben,  Abänderun- 
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gen  onler  dem  97.  April  1888  ond  8«  August  184t  erfohrea. 
Das  neueste  (sechste  seit  1818)  JlslrirfiriMi^iyasafs  vom  89.  Sep- 
tember 1848,  lässt  die  Dienstpflicht  vom  vollendeten  81.  bis 

vollendetem  30.  Jahre  dauern ,  in  2  Aufgebolen  mit  je  2  Ab- 
tbeilungen, unter  Auflirbung  der  Stellvertretung  (Vollzugver- 
ordoung  vom  5.  Oktober  1848).  Die  BUrgetbewtifmmg  ist 
Boerst  durch  Verordnung  vom  11.  Oktober  1830  eingerichtet;  ' 
am  8.  April  1831  folgte  ein  Disciplinanreglement  ftr  dieselbe 
ond  unter  dem  28.Jnny  1888  ein  Gesetz  über  die  Büiigergarde, 
weldies  dordi  einen  im  Jahre  1848  den  Ständen  vorgelegten,  je* 
doch  dort  noch  nicht  orlcdi^ton  Entwurf,  ersetzt  werden  soll. 
Unter  dcni  30  November  1818  wurden  neue  h'riegtartikel  er- 
lassen, welche  in  einigen  Theilen  Abänderungen  erfuhren 
durch  die  Verordnung  vom  20.  September  1829.  Kurz  zuvor, 
am  81.  März  1888,  war  eine  Mmu- 'Slrafgtrkkt§onkim§  er» 
achienen  und  das  Gesetz  vom  31.  Oktober  1848  verfi^gte  die 
öllentUche  Abhaltung  der  Stand*  und  Kriegs-Gerichte»  w8hrefid 
ein  anderes  Gesetz  von  demselben  Tage  die  körperliche  Züch- 
tigung und  ähnliche  Strafmitte!  durch  andere  den  jetzigen 
'  Verhältnissen  mehr  entsprechende  ei-setzte.  ^ 

Von  der  MiUiärgmdMarkeii  handeln  die  Gesetze  vom 

1.  Oktober  1834  und  18.  July  1838.  Ein  militärisches  Diensh 
auMzeichnunga  -  Kreuz  fiir  die  Offiziere  ist  durch  Verordnung 
vom  16.  Biärz  1849  gesiiflel. 

Was  die  Q^mmmi^KoHm  der  EMkmg  i»  9M(ßmuM  ' 

auf  2  der  jetzigen  Bevölkerung  betrifft,  so  enthält  der 
Vortrag  des  Kriegsministers  vom  Dezember  1848  nur  die  An- 
gabe, dass  einstweilen  dadurch  der  ständige  Etat  um  100000  Thlr. 
vermehrt  werde  und  vorläufig  260000  Thlr.  in  den  ausser- 
ordentlichen Etat  für  die  erste  Anschafl&ing  des  zu  vermeh- 
renden Materials  au%enomnien  werden  mnssten.  Nach  der 
Binwohnerzahl  von  Ende  1848  würde  die  gesammle  Araee 
stärke  zu  2  15804  Kombattanten  betragen  (bisher  war 
das  Kontingent  5679  Mann,  wovon  V?  Reiterei  mit  811  Mann) 
die  sich,  mit  Zugrundelegung  der  für  den  Augenblick  herab- 
gesetzten Verhältnisszahl  der  Eeiteret  auf  ein  Zehntheü»  folgenr 
dermassen  vertheilen: 
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1)  Für  die  Zentrals^lleii 


8 


2)  „  das  Fusgvoik 

3)  „  die  Reiterei 

n  Ii  Artillerie 
5)    ^     „  Pionniere 


12416 
1&09 

1011 

150 


Für  das  Konlingeat  zu  IVa  7o  kommen  9339  auf  die  wie 
bisher  in  tO  Bataillone  und  4  Regimenter  (jedes  Regiment 
Bataillone  stark  1961  Mann,  das  Schützenbataiilon  675,  das 
Jfigerbataillon  511  Mann)  Ibrmirte  Infanterie,  1140  auf  die 
Reiterei,  in  2  Regimentern  und  23  Mann*  auf  die  Arraee-Gena- 
darraerie;  die  Artillerie  wird  zu  1  reitenden  (6  Geschütze 
137  Mann),  1  ZwölfprUnder,  (8  Geschütze  201  Mann;  1  Sechs- 
pfiinder  (8  Geschütze  165  Mann  ßatteiie  mit  22  Geschülzeii 
und  zu  einer  Muuilions  -  und  Handwerks-Kolonne  von  245  Mann, 
ausseidem  das  Pionnierkorps  zu  einer  Kompagnie  von  114 
Mann  gebildet. 

Für  die  Reterve  oder  das  zweite  Aufgebot  sollte  das 
Fussvolk  2952  Mann,  in  3  Bataillone  und  in  eine  Jäger^Kom- 
pagnie,  die  Reileiei,  363  Mann,  in  2  Eskadronen  (aus  jedem 
Regiment  eine)  und  zu  einer  Abiheilung  von  7  Annee-Gens- 
darmcn,  endlich  die  Artillerie  in  eine  Sechspluiuler-Fussbatterie 
zu  8  Geschützen  mit  165  Mann  und  eine  Munitions-  und  Hand- 
>  iverks- Kolonne  von  94  Mann,  sowie  die  Pionniere  in  eine 
Abtheilung  von  36  Mann  eingetheilt  werden.  Aliein  eine 
spätere  Mittheilung  vom  28.  Dezember  1849  (Beil.  69)  ent- 
wickelt die  Gründe  weshalb  eine  so  sparsame  Bildung  der 
Reserve  sich  als  rathsam  nicht  gezeigt  habe.  Deshalb  werden 
beispielsweise  anstatt  der  3  Landwehr-Bataillone  deren  4  und 
anstatt  der  zwei  Reserve  -  Schwadronen  deren  zwei  aktive 
Schwadronen  mehr»  gebildet* 

Im  Allgemeinen  macht  ferner  der  Kriegsminister  darauf 
•anfiaerfcsam ,  dass  mit  wesentiioher  Rticksidit  auf  Kostener- 
spsraiss  Stärken  der  einzelnen  Truppenkörper  bis  zu  dera 
äusserslen  militärisch  -  zulässigen  Maximum  gesteigert,  die 
Rahmen  für  die  Infanterie  der  Reserve  oder  Landwehr,  auf 
die  Kommandeure,  Adjutanten  und  Feldwebel,  und  die  der  Land- 
wehr-Reiterei auf  2  Rittmeister  und  2  Wachtmeister  beschränkt 
worden  sey  und  man  gleichwohl  im  ersten  KonlngeDl  den 
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jüngsten  Lieutenant  in  jeder  Kompagnie,  Eskadron  oder  Bat- 
terie; und  bei  der  Artillerie  auch  den  Mehrbedarf  an  einem 
Slaabs-()fi"izier  \akanl  gehalten;  den  Stand  der  Reilerei,  statt 
auf  '  '7  der  ganzen  Truppenstarke,  nur  auf  Vi«  d^rselben  be- 
rechnet; auch  die  sofortige  Erreichung  der  geiodliohen  Nonn 
der  WaÜMi-  und  MiniUoiia-Yorräüie  noch  anagetelii  habe. 

Der  vorlreiriiche  ßericht  des  l'iiiaiizausschusses  vom 
20.  Februar  1849  (Landtags-VerhdI.  Beil.  39)  hat  den  Versuch 
gemacht  die  Mehrausgaben  durch  Erhöhung  der  Slreitmachl, 
so  weit  solche  bis  jetzt  bestimmt  sind,  auf  die  emzelnen  Titel 
des  ordeHil  Etats  der  Kriegsverwaltung  zo  vertheilen;  wes- 
halb ich  diese  Darstellung  nicinen  nachfolgenden  Berechnun- 
gen zum  Grunde  lege. 

iJrüdbetrag  Für\%i»  Aach  dem  Prost* 
mm€k  den  nadkdtm     Vorm-  Jnikeii 
HM^Mi^km»0m^  äU»  'KsmU       Kommu'  Fmanzae- schlage  für  an  der 
Bezetehmmg  des  nui^       «on,Äe.     setze.      is/o/ai  Knd- 

rechnuH'  Thbr.Kour.  summe, 

ffen, 

1)  General-  und  FlUgel- 

A^jatantur    •    .    .    .      8280       8270        8280  0,84 

2}  fieneralstab  ....    H370    11370      11370  1,16 

3)  Divisions*  uodBrigade- 

Stäbe   i4«00  UTIO  17350  1J9 

4)  Infanterie  (Sold,  Löh- 
nung, Kleiumontirungs- 

geld)   308600  274590  313170  31,93 

3)  Reiterei  (desgleichen) .  104700  91550  112560  11,47 

3)  Artillerie  (desgleichen)  59940  43070  60330  6,15 

7)  Brodverpflegaog  .  .  40200  41400  47230  4^1 

8)  Fourage   03470  80570  101280  10,33 

9)  Bekleidung,  Leder- 
werk, Reitzeug    •    .  59170  46360  59170  6,08 

10)  Remonte   15570  12710  16830  1,72 

11)  Kasernen,  Wachen, 

GarnisonUlzarethe .   .  26080  26680  26880  2^«5 

12}  Waffen,  Monitioa» 

SduMfibwagan    •*  -    88030    13220      22830  8^34 
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Geldbetrag  Für  1849  Nach  dem  Prozt*- 
nach  dm  nach  dem    Voran-  Aniheil 


Bezeichnung  des  Titels, 

tfönsbß" 

Finanz§f  schlage  fiir  i 
j«tee.     18A0/51  i 

m  äsT 

BmI- 

* 

rechnun» 

Tkbr.  Kour,  si 

IS^  TftapoplHpr  11  fCnfttpn 

i  i  2S0 

A  I  m0%f\J 

9000 

11250 

1  15 
1,1«» 

14^  KrieiESverwflltnnflr 

19510 

2.10 

1  't^  MilifüprrortnhtsVAPWftiM 

» vj  jniiiuii      iviiiovci  wor* 

Iniiff 

4870 

4670 

5820 

054 

10 j  jvomiiianudiiiurcn  unu 

Zubelioi*  

14360 

14440 

14430 

1,47 

17)  Kadelteokorps  .   .  , 

9190 

9190 

9190 

0,94 

18)  Invalidenhaus    .   ,  . 

2000 

1190 

3210 

0,33 

19)  ünsläodige  Ausgabeo 

14780 

14780 

16280 

1,66 

$0)  Zweitft  Garnisonkom- 

4710 

4490 

2t}  Beaufeiohtigungskom- 

1 19560 

1,99 

mando  der  Strafob- 

iheilung  .    .    .  ' .  . 

9358 

22)  FoW/au/^wkißKostender )    iooooo     

Erhöhung  auf  2  Vo.   j  iwuw 

23)  PeosioDen  aod  Unter- 

Stützungen  etc.     .   .     75000   74040       83890  8,50 

Zusammen  939218  915510      980880  100 

und  aufleerordentlich   .  .  89630  89630  19920 

»    Diese  Summen  werden  ohne  Zweifel,  bei  voUstindiger 

Durchfuhrung  des  Systems  der  Konlingentstärke  von  2  Vo  der 
Bevölkerung,  im  ständigen  Etat  bis  auf  990000  Thlr.  jährlich 
erhöht  werden  müssen  (sehr  wahrscheinlich  sogar  ist,  dass 
die  Kosten  des  ordenil.  Militäretats  um  200000  Thlr.  gegen 
früher,  für  beständig  erhöht  werden  müssten)  und  dann  kom- 
men durciischnittlich  auf  den  Kopf  des  Kontingonto  64,8  TtAr^ 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  aber  U/t  Thlr.  Die  Besorg- 
niss,  dass  eine  bedeutende  Erhöhung  des  Miiitäretats  dauernd 
bleiben  solle,  wird  durch  einige  sonstige  Umstände  vermehrt. 
Einmal  durch  die  Prüfung  der  einzelnen  Posten  der  Summe 
von  etwa  374000  Thlr.,  um  welche  die  für  1849  bewilligte 
schon  hohe  Summe  (1,005000  lUr.)  überachritten  ist.  Sodann 
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doroh  die,  m  dm  Haofitprotokolle  des  Kriegsministerimns 

vom  28.  Dnzemher  1849  Beilasc  69)  enthaltenen  Andeutungen 
über  die  Untliunliclikcit  uianciier  Ix'absichligler  Tornfiations- 
Ei*$parungen.  Ferner  durch  die  Nachforderungen  dir  ausseror- 
deaUicbe  Ausgaben  und  deren  Natur  (Bericht  des  Badgetaos 
Schusses  vom  31.  Februar  I6d0  und  dessen  Anlageo,  Bei- 
lage 110).  Endlich  durch  nachstehende  Acusserongen  in  dem 
Ministerialfirolokolle  vom  98.  Dezember  1849  (Beil.  69): 

,^Dic  DPuesteii  Zeilereigiii.H.HO  haKoii  die  politisch«*  Lagt*  aller  deut- 
,,<ichen  ^j(aa(en  gegen  vori^jes  Jabr  iwuv  ue.sciitlich  i^eundert;  (gleich- 
,,\vohl  übersehe  mnii  nach  nicht  die  für  die  künfli/^c  (ieMialtung  Deutsch- 
,,lHDds  £11  erwartende  Vereinigungsrurni ;  aber  das  stehe  fest ,  dass 
„die  bewaffkete  Macht  aller  deutschen  EmzelstatUen  nach  einem 
„Gesammimaasssiab  fitrmri  ^rhaUen  werdm  tmUse,  wenn  Uber- 
„hnnpc  nil  SnverttohC  «iif  eiM  adUnnggebielMiit  Süiticit  Wehrkraft 
mCMM^mC  w«ri«i  Mik.    So  Junge  Mer  oIm  Seiiiilire  FMMlung 
„4ir  ihguimtim  in  SealadMi  GceuuBCkeerai,  wmifitiw  Seqert- 
„gei  SüuUeS)  welche  dnfOr  ein  OMUtes  hUSe«  »OMtes  waä  wSita, 
„noch  nicht  eCnttfeAiiiieD  habe,  erheiiche  ee  die  Piicht  aal  SM  In- 
yyterciae  des  Vaicrlnndee,  sich  Seigenism  VcrbiniUichkellen  nieht  m 
gestehen,  welche  nuui  durch 'Anerkennung  der  erA>lgten  Bentinnn* 
„gen  nur  Venwhnins  den  Kontingents  abernomuMn  hahe,  sohmI  die 
^Omnwnrt  noch  ernetlieh  gehiete,  der  nftcheten  Znkonft  nicht  nnge- 
„lastet  nn  hamn.  —  Une  95urQ«khnltnnc  hi  der  VeUendunf  der  he- 
>,nitn  begonnenen  orhOhoten  HeeresMIdnns  wQrdo  nicht  nOtin  die  dv- 
verwendeten*  hetrnchtUchen  Kosten  snni  spinnten  Theil  nntdsn 
i^nmchen,  sondern  auch  bei  einer  unvermeidlichen  Vernnlnssung  snr 
„Anfitellong  des  schlagfertigen  Koutingenls  sehr  erhebliche  Nnchtheile 
„■it  sieh  ftthnn,  während  im  Gegensätze  bei  friedlicher  LSsnng  der 
y^Biakuntty  die  erweitert  atAttgefundeuen  Anixchnihttgen  an  Mnterlnl 
, JedenAUIn  «den  erSMrderlichen  ErsatsbedOrfiiisoen  su  Gute  koauBon 
würden. 

,,Dle  gegenwärtig  vorgelegte  KurniHtion  mache  es  femer  mÖg* 

,,lich ,  das  Aruieekurps ,  ohne  Durcheinanderwerfen  der  einzelnen  Al»- 
„theilungen ,  in  der  vor/^e.schriebenen  kurzen  Zeit  mobil  und  marsch- 
,,berei(  /ii  inachen,  nur  dürfe  es  an  grösseren  Krie;i;Kina(eriaIvorrätheo, 
sowie  an  den  nölhigslen  Vorbereitungsnittteln  zum  raschen  Einüben 
;„neu  zugehender  Mannschaft  und  Pferde,  nauienUich  bei  den  kompü- 
,,cirten  un<i  der  Zeit  am  meisten  bedürfenden  Waffen  —  Kavallerie  * 
„und  Artillerie  ^  nicht  fehlen.  Zu  diesen  Vorbereitungsmitteln  ge- 
„hörten  aber  in  erster  Linie  die  höheren  Koniniandustellen ,  die  Stäbe 
,,und  Stämme  der  liegimeuter  und  Korps,  und  die  hohe  Ständever- 
„sammlung  werde  es  deshalb  zu  würdigen  wissen,  atich  in  dieser 
n«4«M  FiaMs-SUlialtk.  35 
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„Richtung  überall  da»  iwmtnU  m»i«iyBi  des  IMarfii  in  VoiauMUai; 
ijgebracht  «i  flehen.'*  — 

Von  Ehuelkmlen  der  Änsgaben  sind  hervor  ta  heben,  «fott 
'   eiä  Infenterist  an  Sold  and  KteinTnontirangsgeld  monatHeh  in 

Kassel  3  Thir.  28  Sgr.  auswärts  3  Thir.  20  Sgr.  empfängt, 
also  der  Staatskasse  an  Geldlohn  etwa  45%  Thir.  jährlich 
kostet:  der  Reiter  belvomrat  beziehungsweise  4  Thir.  13  Sgr. 
und  4  Thir.  5  Sgr..  der  Kanonier  bei  der  reit.  Arlill.  4  Thir. 
11  Sgr.,  bei  der  Fuss-ArtilL  3  Tblr.  28  Sgr.;  da$s  die  Unter- 
lieutenaols  von  der  Infanterie  zwischen  372  und  294  Thir. 
erhalten,  von  der  Kavatlene  420  bis  348  Thir.,  von  der  Ar- 
tillerie 420  bis  372  Thir.;  dass  die  Brod Verpflegung,  (die  Mo- 
natsportion zu  26  Sgr.  3  Heller  herecluiet;  von  der  Infanterie 
30607,  Reiterei  10073,  Artillerie  5538  Thir.  kostet,  dass  der 
Preis  für  die  schwere  Uation  75,  für  die  leichte  66  Thir.  ist; 
dass  an  Arzneigeldern  Air  jedes  Pferd  jährlich  22 Sgr^  an 
Hofbeschlaggelder-Zuschuss  1  Thir.  12  Sgr.  gerechnet  werden; 
dan  die  Dienstdaaer  der  CAar^epferde  zu  6  Jahren  angenom- 
men wird ,  jetzt  nur  noch  leichte  Pferde  gekauft  werden  und 
der  Remontepreis  136  Thh*.  ist,  dagegen  für  Pferde  der  Rei- 
terei nur  100 Thir.  mit  9  jahriger  Dienstdauer,  für  Trainpferde 
130  Thir.  rait  8  jahriger  Dauer  ^'z.  v.  das  Gesetz  vorn  30.  März 
1843  über  die  Aufhebung  der  im  Falte  schleuniger  Mobilma- 
ehoDg  des  Kontingents  zur  Kriegsstärke,  erlordcrlichen  Pferde) ; 
das$  die  Burgwache  zur  Löwenburg  (11  Mann)  1065  Thir. 
kostet;  dass  die  eigenen  Einnahmen  des  lovaKdenhauses  zu 
Karlshafen  etwa  5600  Thir.  betragen:  dass  eine  Bäehee  mit 
Zubehör  19  Thir.  7  Sgr.,  ein  Karabiner  9  Thir.- 15  Sgr.,  Pi- 
stolen 5  Thir.  22  Sgr..  ein  Infanterie  -  Säbel  2  Thir.  15  Sgr., 
ein  Kavallerie-Säbel  3  Thir.  5  Sgr.,  ein  Infanteristeri-Waffea- 
rock  5  Thir.  22  Sgr.,  eine  Tuchhose  3  Thir.  22  Sgr..  eio 
Mantel  6  Thir.  24  Sgr.,  ein  Helm  6  Thir.  3  Sgr-,  Patitmlasche 
mit  weissem  Bandelier  2  Thir.  15  Sgr.,  Torniaier  volialäQdig 
4  TUr.  25  Sgr.,  eine  Trommel  10  Thir.,  eine  Kartittche  voll- 
itändig  5  Thir.  8  Sgr.,  ein  Sattel  mit  Zubehör  24  Thir..  Steig- 
bügel 1  Thir.  15  Sgr..  Reilslange  mit  Kinnkelte  2  Thir.,  eine 
grosse  wollene  Decke  6Tlilr.,  eine  Schabracke  5  Tldr.  1  Sgr. 
kosten  u.  s.  w.  (z.  v.  auch  Beilage  UO  von  1650). 
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D.  Staatuchidd. 

a)  OescIiicUtllches. 

Der  letzte»  besonders  zu  erörternde  Ausgabe-Tilel  ist  der 
ÄMfwmtd  mtf  rfM  Siaai$$elmld,  jedoch  finden  sich  über  die 
Mheren  Schulden,  defen  Yerwaltang  and  Abirag  (auch  ab- 
gesehen davon  dass  bb  auf  die  neuste  Zeit  keine  besondere 

Berichte  daröber  veröffentlicht  sind),  in  <Jen  Sländoaklen  und 
der  GosiM7>ainrnliini^  so  wenige  Nachrichten;  dass  eine  voll- 
ständige ^escliichtliche  Uebersicht  nur  aus  den  betreffenden 
handschriftlichen  Akten  zu  geben  scyn  würde.  Die  erste  Thä- 
ligkeit  der  Staatsregiemng  hinsichtlich  des  Landesschulden- 
wedlns  nach  dem  europäischen  Frieden»  zeigte  sich  in  einer 
Verordnung  vom  4.  Januar  t8l4,  wodurch  die  Zusidierung 
ertheih  wurde,  dass  sowohl  zur  Auszahlung  der  Zinsen  als 
zur  Kapital-Tilgung  in  Ansehung  der  Obligationen  unter  den 
Buchstaben  D  und  V ,  welche  von  Anleihen  zur  französischen 
Kriegssteuer  im  Jahre  1807  herrührten ;  ein  ausreichender 
Fonds  bestimmt  werden  solle.  Ein  Ausschreiben  des  Steuer- 
Kollegiums  vom  81.  Janoar  1814  enthält  nähere  Bestimmungen 
Uber  die  zu  jenem  Zwedce  fbrtzuerhebende  Permabteoer 
nnd  dorch  eine  Verordnung  vom  10.  Aug.  1814  wurde»  firtlhe- 
rer  Zusage  gemäss,  die  Obereinnahme  jener  (Landesschulden- 
Tilgungssteuer  benannten)  Personalsteuer  errichtet,  auch  an- 
gewiesen die  (bereits  auf  ein  Driltheil  ihres  Nennwerthes 
herabgesetzten)  Obligationen  unter  den  Buchstaben  D  und  P 
SU  venimien  und  zurückzuzahlen.  Ein  Regierungs-Ausschrd- 
ben  vom  8b  May  wiederholt  mit  einigen  Abweichungen  am 
1.  July  1815,  fordert  die  Besitzer  hessischer  landständisoiier, 
gegen  westphälische  Obligationen  unter  Lit.  D  umgetauscht 
auf,  dieselben  einem  standischen  Ausschusse  torzulegen',  so 
wie  nach  Ablauf  der  gesetzten  Frist,  durch  Ausschreiben  vom 
19.  August  1815,  alle  nicht  angemeldeten  Forderungen  daraus 
ftk  erloschen  erklärt  wurden. 

Die  hn  Jahre  1815/16  versammelten  Landstände  drangen 
auf  voHständigo  Anerkennung  des  von  ihnen  im  Jahre  1807 

geraachten  Anlehns  und  dadurch  fand  die  Regierung  sich  be- 
wogen in  einem  Ausschreiben  vom  30.  April  lbi6  zu  erklü- 

35* 
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ren,  dass  die  betreffenden  Obligationen  Lit.  D  wider  auf  ihren 
ursprünglichen  Hentuterth  kergeitelU  seyen.  —  Aas  einem  Pro 

Memoria  der  Landstände  vom  25.  Februar  1816  (in  den 
Kurhess.  Landtg.  VerhdI.  von  1816  Ablh.  l  S.  46  und  zuge- 
höriger Darstellung  des  Schuldenwesens  daselbst  Abtb.  III. 
S.  85)  erhellt,  dass  damals  der  Betrag  der  verbrieften  Staat»- 
sdinld  war: 

alte  Schnld  .  .  5,104515  Franken, 
neae  Sebald  .  .     136547  ^ 

Zusammen   5^1^41072  Frauken 
oder  1,364950  Thlr.  Kour. 

In  einem  spätem  Pro  Memoria  der  Stände  vom  30.  4pril 
1816  ist  der  Kapilalbetrag  zu  1.398078  Thlr.  berechnel,  wozu 
noch  300000  Thlr.  Kapitalschuld  des  damaligen  Kurprinzen 
kommen,  welche  zu  verzinsen  übernommen  war.  —  Dass  von 
den  zur  Zeit  der  westphälisehen  Herrschaft  für  Staatszwecke 
eingegangenen  VerpfÜchlnngen  nichts  anerkannt  wurde;  ist 
bereils  oben  erwähnt 

Die  vollständige  Sicherung  der  anerkannten  Schuld  ,  ge- 
schah durch  neue  Regelung  der  Landesschuläen- Steuer ,  auf 
Antrag  der  Stände  mitteist  Verordnung  vom  16.  May  1816. — 
Aach  die  im  Jahre  1807  entstandenen ,  etwa  doooo  Thlr,  be- 
tragenden  SekMm  d&r  Qrfmihp.  SehamiAurg  worden  von  den 
dortigen  Ständen  auf  den  ursprünglidien  Nennwerlh  heige- 
stellt. 

Die  Kurfurstl.  Hess.  Landeituchuläen  -  Kommission  in  Kassel 
tritt  in  der  Gesetzsammlung  zuerst  mit  einer  Ediktalladung 
vom  5.  November  1816  auf  (auf  Fulda,  Uanau  und  Schaum* 
borg  nicht  anwendbar)  mittelst  welcher  zom  Umtausch  der 
westphälisehen  Obligationen  Lit.  D  binnen,  ausschlieesender 
Frist  aufgefordert  wird. 

Diese  kmdiiämRieke  SdMm^KommmUm  veröffiratKcble 
ihren  ersten  J<üiresbendU  för  1816.  Sie  hatte  der  von  den 
Landständen  anerkannten  Schuld  nocli  mehrere  Beträge  zu- 
geschlagen, z.  B.  die  in  althessischen  Obligationen  bestellt  ge- 
wesenen Kautionen  der  westphälisehen  Rendanten,  den  kur- 
hessischen  AAtheü  an  der  oberrheinischen  Kreisschukl,  die 
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Kriegsliefcrungen.  wolclic  Privatpersonen  im  Interesse  des  ge- 
sammten  Landes  zu  nmchen  gcnöihigt  waren.  So  stellte  sich  die 
üraptsamme  der  Landesscbold  auf  1,478167  Thlr.;  es  konnten 
damof  99090  TMr.  abgetragen  werden ;  die  landständieobe  Schul« 
denkomoiisBion  tilgte  diesen  Betrag  durch  dieereteVerlooenng 
von  Schnidscheinon.  Beim  Ablauf  des  Jahres  1817  worden 
nochmals  33855  Thlr  ,  im  nachstfulLjonilm  35950  Thlr.  abge- 
tragen, uiul  die  landslan(li?;ch('  Scluildcnkomraission  lieferte 
öffentlich  ihre  weiteren  Rechenschaftsboiichtc.  Die  regeU 
massige  Schuldentilgung  wurde  jedoch  bald  durch  willkür- 
liche Verfbgongen  der  Regierang  gestört,  welche  fortgeselst 
einen  Theil  der  «uro  Schuldenabtrag  bestimmten  Gelder  andern 
Zwecken  zuwandte,  ohne  dntm  die  Tilgungs-Ronmiission  die 
Kraft  besass  dieses  zu  verhindern.  So  wurden  schon  im  Jahre 
1820  die  Kosten  der  Landdrajioner  auf  die  althessische  Lan- 
desschuldenkasse gelegt  i  in  den  folgenden  Jahren  Ausgaben 
für  den  Gesundheitsdienst,  fiir  den  Landwirlhschaftsverein, 
für  Wegehauten,  Ihr  die  Schullehrer-Aosbildong,  fbr  dasLand- 
gestiit  n.  8.  w.  Mit  der  Schaumburger  Schaldentiignng  wurde 
in  ähnlicher  Weise  verftihren  und  dort  ging  die  Beraobong 
dieser  ständischen  Ka$ise  sogar  so  weit ,  dass  sie  nicht  genug 
übrig  behielt,  um  ihren  Zin.senbedai  f  zu  decken.  —  Die  Kom- 
missarien der  Schnldeniilgiing  wurden .  falls  sie  Wiederstand 
ZU  leisten  versuchten,  beseitigt  und  durch  gcliigigere  Pereooen 
ersetzt. 

Aus  den  §.§.  24  und  03  der  Verordnung  vom  99.  Juny 
1881,  die  Umbildung  der  Staats- Verwaltung  betreffend,  ersieh! 

man,  dass  die  Landesschnlden-Kommissionen  dem  Ministeriom 
des  Innern  untergeonlnt  t  niid  rechnungspflichtig  waren.  Eine 
solche  Schiddenkonimission  winde  ferner  in  Hanau  durch  Ver- 
fügung vom  1.  Dezbr.  1817,  mit  dem  Auftrage  eingesetzt  alle 
Schulden  des  Fürstenthums  in  4  Voige  Obligationen  umzuwandeln 
und  noch  durch  Verordnung  vom  17.  Juny  1829  ist  eine  abgeson- 
derte Landesscholdenkasse  in  Fulda  eingesetzt,  um  die  dort^en 
Landesschniden  gegen  4%ige  Obligationen  abzutragen,  diese  aber 
mit  18  Va  Grund- u.  8.  w.  Stenersimpicn,  zu  verzinsen  und  zu  til- 
gen. —  Eine  Verordnung  vom  18.  Dezbr.  1823betriffldiebesondem 
Rechtsverhältnisse  derauf  den  Inhaber  lautenden  Schuldscheine. 
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Bei  der  Generalkasse  hatte  die  Bfldung  eines  Reiertfefatuk 

begonnen,  welcher  der  Verwendung  fiir  Staatszwecke  entzo- 
gen blieb.  Auch  die  Kriegskasse  besass  einen  Reservefonds, 
welcher  jedoch  zur  Kabineiskasse,  behufs  Abirag  der  kur^ 
prinzlichen  Schulden  Wilhelm  U.,  abgeliefert  werden  mussle. 
Auf  die  akheasiiche  Schuld  wurden  im  Jahre  182^:  Dor  9975, 
dann  aber  1827  :  20000  Thir.,  1828  :  49700  ThLi%  1829: 
29775  Thh*.,  1830:  48305  Thir.  getilgt. 

In  einer  Ansprache  der  Landstände  an  ihre  Mitbürger 
vom  16.  Oktober  1830,  theilten  sie  mit,  dass  Kurfürst  Wil- 
helm II.  versprochen  habe,  die  Schulden  der  gesammten  zum 
Kurstaate  gehörigen  Länder  zu  übernehmen,  wonach  mit  dem 
U  Jannar  1831  die  Landesschulden  -  Steuer  aufhören  werde. 
Am  81.  Oktober  1832  machte  das  Ministerium  den  Ständen 
die  Anzeige»  dass  der  Abschloss  des  Jahres  1831  einen  Au9^ 
gäbe  -  Ueberschuss  von  mehr  als  700000  Thlr.  zeigen  werde ; 
es  beantragte  deshalb  die  Bewilligung  eines  Anlehns  und  die 
Ausgabe  von  Papiergeld.  Am  3.  November  schon  bewilligten 
die  Blande  dieses  Anlehn,  damit  die  Staatsregierung  bald- 
möglichst der  Verlegenheit  überhoben  werde,  eine  Stockung 
in  der  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten  eintreten  zu  sehen. 
Der  Binnabmemangel  stieg  in  den  Jahren  1832/3  femer  so 
bedeutend,  dass,  ausser  der  Erhöhung  einiger  Einnahmen, 
ein  4Voiges  Anlehn  von  1,615890  Thlr.  aufgenommen  werden 
musste.  Aus  den  Einnahmeriicksländen  der  Zeit  vor  1831 
(2  Mill.  Thlr.)  w^urde  eiti  Tilgunysfonch  gebildet,  jedoch  sind 
die  desfallsigen  Bestimmungen  so  mangelhaft  befolgt,  dass 
davon  nicht  mehr  als  25000  Thlr.  zur  Schuldentilgung  ver- 
wendet sind.  — 

In  der  Yerf€t»$ung9wrkimde  vom  5.  Januar  1831  findet 
sieh  tiber  SfatOstehmldm  nur  eine  beiläufige  Bestimmung  im 
§.  142,  und  obgleich  über  die  Bildung  eines  Slaatsschatzejs 
und  eines  Hausschatzes  unter  dem  27.  Februar  1831  Gesetze 
zur  Ausführung  der  Verfassung  erschienen,  sind  doch  allge- 
WIMM  gesetzliche  Bestimmungen  über  Staats-Schulden- Verwal- 
lang  und  Tilgnng  meines  Wissens  nicht  erlassen. 

Beiläufig  verdient  bemerkt  za  werden,  dass  die  «sr/iia- 
fwty^gemässe  jährliche  Dotation  aas  der  Staatskasse  dem 
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SlmifnchgiM  bis  jelzi  moch  memal$  geworden  ist;  wäre  m 
geschehen ,  so  würde  er  etwa  >/,  Mill.  mehr  beailieo.  Mb 
IQqpM-  Vmrmä§m  eobaiH  (nach  dem  Zineeneiirage  su  orlhei- 
len)  aof  9  bis  9%  MiH.  Thir.  sich  »  belanfSM.  Einen  wiBsent* 
Ikeiien  Biaiims  anf  den  StaalsbaoshaH  hat  die  Errichtung  ei- 
ner Limdegkreditkassc  zur  Kricichterunj:  (!<•>  Schuldcnabtrages 
und  der  Ablösung  der  rfrundhist«*n ,   inidcist  Gesetzes  vom 
23.  Juny  1832  (Vollzugverordnun!^  vom  14.  Dezember  1832; 
Nachtrag  durch  Gesetz  vom  31.  Oklober  1933)  gehabt.  Niehl 
allein  daas  nach  %  B  der  Staat  «Mi  seinem  gamen  Vermögen 
lllr  alle  Verbindlichkeilen  dieser  Ansiall  haftet;  aoodeni  andi 
die  Geldeinfltee»  welche  dieselbe  vom  Staate  empfilngt.  brin* 
gen  sie  in  engen  Znsainmenhang  damit.    Der  der  Landes- 
kredilkassc  zum  Ausloihon  dcM'  Kapitale  nölhigc  Verlag  soll 
nämlich  beschatTt  werden  15): 
I.  durch  Abgabe  der  Geldvorräthe  bei  den  Haupt-Depositen* 
kasflsa,  iasofera  nicht  die  Depositenordnwig  vom  99.  Sep* 
tember  1999  (x.  v.  Mimst  Ausschreiben  vom  19.  May  1999) 
deren  Verwendong  m  Darlehnen  an  Landwirlbe,  oder 
das  Statut  der  Civil -Witlwen-  und  Waisen  -  Anstalt  vom 
90.  November  1823  deren  Benutzung  für  diesen  Zweck 
vorschreiben.    Verzinsnnj<  mit  3  0o- 
9.  durch  die  haaren  Bestände  der  Sparl^assen ,  in  Summen 

von  mindestens  100  Thln;  Versiosung  mit  3Vs  Vo; 
9b  durch  Ablieferuag  der  fUr  DonrilneBstItoke  eingehenden 
Laademialgelder,  der  Renteret  Kapitale  und  des  EiÜMes 
von  verkaoAen  Beslandtheilen  des  Slaats«Vermögen&  Ver- 
zinsung mit  3*/ 2  ^^o; 
4.  durch  Anlehen  von  Koi  perschaflen  und  Privatpersonen. 
Regelmassiger  höchster  Zinsfuss  3'  j  %.  Schuldverschrei- 
bungen auf  den  Inhaber  mit  gegenseitiger  6  monatlicher 
lÜUidigung; 

9.  durch  Zasohfisse  aus  dem  Slaata-Yermögen  gegen  3VtV« 
und  zwar  aus  der  Haupt -Staatskasse  oder  dam  Staats* 
schataee*  — 

Die  obere  Aufsicht  über  die  Landcskreditkasse  führt  das 
Ministerium  des  Innern ,  benehmlich  mit  dem  Finanzministe- 
rium ^  die  Landstände  nehmen  nur  durch  den  Ausschuss  und 
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nur  an  der  Rechnungs  -  Abhörung  Theil.  Aus  dem  Berichte 
des  bleibenden  landsländischen  Ausschusses  am  22  Oktober 
1849  erstattet,  enUiebme  ich  über  die  Rechnimg$erg^ni$se  der 
IdmdeM-KredU^Kaae  im  Jahre  1846  folgendes. 

Das  Vermögen  der  AnUaU  bestand  Bode  IM«  in  14,470894 
Thir.  und  bildete  sich  dorch  Darlehen,  die  geleistet  waren 
zur  Ablösung  von  Diensten  gegen  2  Vo  Zinsen  mit  6tl046  Tklr. 
und  gegen  3  Vo  Zinsen  mit  209089  ThIr. ;  zu  Zehntablösungen 
gegen  3%  mit  2,970204  Thh\  und  gegen  3'A  %  mit  912886 
ThIr.;  zur  Ablösung  von  Grundzinsen  gegen  3 'A  %  mit  95023 1 
Thlr.  und  gegen  3%%  mit  559115  ThIr.:  zur  Ablösung  von 
Triftab£(^ea  gegen  3%%  mit  114^16  Thir.;  zu  Schnlbaos- 
bauten  gegen  3Vt  Vo  405308  und  ai  anderem  Behofe  gegen 
4%  7,054336  Thlr.  — 

Die  Schuld  der  AnsfaH  betrug  Ende  1846:  14,470540  Thlr. 
und  zwar  hatten  davon  zu  fordern  :  die  Hauptdepositenkassen 
246120,  die  Sparkassen  254875,  die  Finanzkammern  zu  Kas- 
sel und  Hanau  325,  die  Uauptstaatskasse  3,855318,  Privaten 
und  Körperschaften  9,201000,  Militär -Stell -Vertreter  78686, 
auf  kurze  Kündigung  4425,  deponirte  Ablösung^-Kafitelten 
000325,  Entschädigungsgelder  fiir  abgetretenes  Grundeigen- 
ihom  zum  Eisenbahnbau  12464,  hniterlegte  Lehnskapilalien 
48  Thlr.  u.  s.  w.  —  Die  Einnahme  der  Kasse  hat  im  Jahre 
1846:  1,666018  Thh'.  betragen,  wozu  lieferten  die  Hauptde- 
positenkassen 136400,  die  Sparkassen  23675,  die  Hauptstaats- 
kasse-Ablösungs- Kapitalien  2913i5  Thlr.  u.  s.  w.  Unter  den 
Ausgaben  für  Zinsen  von  gegen  Faustpfand  ausgeKehenen  Ka- 
pitalien befinden  sich  6300  Thlr.  fär  den  noch  in  180000  Thlr. 
bestehenden  Rest  des  der  Staatskasse  im  Jahre  1843  gemacht 
ten  Vorschusses  von  200000  Thlr.  Auch  211433  Thlr.  Ablie- 
ferungen an  die  Staatskasse  kommen  vor,  allein  diese  sind 
(besonders  seit  dem  Gesetze  vom  20.  July  1840)  grossentheils» 
nur  scheinbar;  indem  sie  durch  die  Zinsermassigungen  bei 
den  aus  der  Landeskreditkasse  dai^elieiienen  Ablösimgskapi- 
talien  wieder  aufgezehrt  werden  (z.  v.  Landtags  -  Verhdl.  von 
1846.  Beil  04.  Sp.  167  und  1818  Beil.  80.  Sp.  .170). 

Das  Finanzgesetz  vom  31.  Oktober  1833  erwilhnl  das 
oben  bezeichnete  im  Jahre  1831  aufgenomme  4  %ige  Anlehen 


Digitized  by  Google 


—  663  - 

von  350000  Thir.,  wovon  (nach  dem  vorlrcfTlichcn  Beiichle 
des  Budgetausachusses  vom  Juny  1846,  Boilnge  94,  Sp.  ISO) 
im  Anfinge  dof  Jahrs  1846  noch  47500  Tblr.  mcbt  wmrikk 
bezahlt  waren,  obgleich  nach  einer  BekamiUiiaobiing  der  Di- 
rektion der  Haupt-ScaaltkMae  Tom  Ii.  April  1844  die  llOck- 
sablimg  tebon  am  I.  Aofiwl  1844  hüte  tollendel  sein  «oHen« 
Dieses  ist  seitdem  geschehen.  wogop;on  von  dem  kraft  des 
Finanzf];csetzos  für  1831/3  ferner  aufi^enommenen  l%ig;en 
AiUehn  von  1,265850  ThIr.  (im  Jahre  1838  auf  3Vs  %  herab- 
gesetzt) binnen  15  Friedensjabren  noch  nichla  abgetragen  ist, 
obgleiob  wiederholle  BeatinniNigeii  in  Pinansgeaetwn  die  fte- 
gpemng  verpliebteien,  alle  Ueberachtee  und  Bt^pamime  dorch 
Büdung  ehws  JmorH9tMm$fimä$  dato  xa  verwenden.  Nkbi 
einmal  die  durch  Finanzgesetz  vom  18.  Dezember  1840  unter 
A.  Til.  XV.  Kapital -Rückzahlungen  zum  Schuldenahtrap;  aus- 
driicklicli  ausgeworfene  Summe  von  jährlich  92300  Thlr.  hat 
diese  Bestimmung  erhalten.  Im  5^.  10  des  Finanzgeselzes  vom 
8t.  Oktober  i888  findet  lioh  noch  die  Vorschrift,  dass  fUr 
die  EiU$ölMlgmi§9betra99  (Ür  aufgehobene  Jagd-,  Waldkohor» 
and  Teiebdienate,  auf  den  Inhaber  lantende  4%ige  Staate- 
Schuldscheine  aosgestellt  werden  soHen.  Nach  dem  Finanz- 
gesetze  vom  25.  September  18S4  sollte  sowohl  der  Ansgabe- 
überschuss  von  31379  Thlr..  als  ein  Betriebskapital  von  500000 
Thür,  aus  dem  oben  gedachten  Amortisationsfonds  genommen 
werden.  Das  Finanzgesetz  vom  80.  Joly  1838  gestattet  die 
iia/MUia  von  884888  Thlr.,  unter  VerpÜindQng  der  bei  der 
Lniideefcreditkaaie  angelegten  AUtfanagakapitalien,  zur  Deckung 
emes  AosgabeilberMhosses,  der  vornehmlich  durch  Erhöhung 
des  Betriebskapitals  auf  700000  Thlr.  entstanden  war.  Auch 
die  (etwa  nöthig  werdende)  Aufnahme  einer  schwebenden 
Schuld  zum  Belaufe  von  100000  Thlr.  wurde  gestattet,  und 
diese  Ermächtigung  auf  800000  Thlr.  gegen  V/a  %  Zinsen 
ausgedehnt  dnrch  Finanigeaeli  vom  18.  Dezember  1848,  aoch 
wiederholt  ni  dem  Fmanzgesetze  von  81.  iony  1848. 

Da  das  Finanzgesetz  für  die  lahre  1840/1  zum  errten 
Male  seit  der  Verf.  l'rkde  eine  Ausgleichung  der  Einnahmen 
und  Ausgaben,  ja  sogar  einen  Ueberschuss  lieferte  .  so  wur- 
den davon  270000  Thlr.  zum  SchUdmabUag  bestimmt.  Das 
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Ministerium  aber  tilgte  nur  75000  Thir.  und  behielt  200000  Thlr. 
für  sonstige  Zwecke  zurück.  Die.  Regierung  machte  von  jener 
EnDttefatagaog  durch  AufiuUitM  von  300000  Thir.  bei  der  Lanr 
deskreditkasse  iwar  (vobraoeh,  erfiillte  jedoch  aberiMls  die 
attsdriieklich  hinBugefügte  Bedingung  der  RödLiahlung  bis  znei 
1.  July  1846  nicht;  trug  überhaupt  nor  20000  Thlr.  davon 
ab,  verwandelte  den  Rest  zucist  in  eine  fnndirte  Schuld  und 
verlangte  dann  die  ganzen  300000  Thrl.  zur  Vertnehrnng  des 
Betriebskapitals,  was  auch  später  bewilligt  werden  mussle, 
weil  die  Mittel  zur  Rückzahlung  fehlten.  Ein  ferneres  Amhkm 
von  160000  Thlr.,  aar  Deokong  bereits  Statt  gehabter  anvor- 
hergesehener  Ausgaben,  soll  nach  dem  Finanzgesetae  vom 
8.  April  1844  aas  den  sich  tonächsl  ergebenden  Ueberschassen 
und  Ersparnissen  abgetragen  werden.  Ira  §.  6  (Jesselben  Ge- 
setzes findet  sich  die  Ermächtigung  zur  Aufnahme  eines  An- 
lehns  von  6,000000  zu  37^%  verzinslich,  mit  jährlich  min- 
destens Vfl%  zu  tilgen,  mm  Nennwerth  auszugeben»  bestimaii 
znm  Bau  einer  Ekmibakii  vom  Kimü  «ter  Marlmr$  nmr  Ltm-^ 
detgrmm  bei  SMierUhttMeen.  Im  Jahre  1646  wurde  dieses 
von  der  Presse  (au  vergl.  Iiadenau*s  Kritik  a  Ran's  Archiv 
1845  S.  145)  und  in  der  Ständeversamrolung  (Bericht  des 
Budget- Ausschusses  Nr.  255  verhandelt  29.  Juny  1848)  viel- 
fach besprochene  Anlehn  ahsicschlossen;  jedoch  wie  gewöhn- 
lich unter  göttlicher  Nichibeachtyng  der  Vorschriften  des  Finanz- 
gaselies  lüd  Landlagsabschieds  vom  3.  April  1^44,  Es  iai 
jetzt  ein  eist  im  Jahre  getilgtes  Lotiertemlekn  von  1681M 
Stück  Prämiensdieinen  ao  40  Thlr.  (auch  halben  von  80  TUr.) 
in  00  ISehungen,  welche  bis  Ende  1Sa§  halbjährlich,  dann 
jährlich  erfolgen;  gemacht.  .Anstatt  für  6  Mill.  Thlr.  Schuld- 
verschreibungen sind  für  6,725000  Thlr.  Loose  in  rmlauf  ge- 
setzt; anstatt  einer  Verzinsung  von  3)/;,%,  stellt  der  durch- 
schnittliche Zinsfuss  sich  weit  niedriger;  anstatt  der  Gewiss» 
heit  einer  sofort  beginnenden  imd  waehsend  fortschreilend«i 
Tilgung,  wird  bis  1S79  gar  nkshls  abgetragen  auch  nicht  ein- 
mal  der  Zins  voHstilndig  berichtigt;  am  1.  Januar  1888  haben 
nach  dem  Lotterieplan  die  Inhaber  der  Prämienscheine  noch 
6,010210  Thlr.  zu  fordern  und  dann  beginnt  die  Rückzahlung 
in  sehr  grossen  Summen ;  anstatt  der  vurgeschriebeneu  Unter- 
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brifigoAg  nm  NemiwerUi,  »t  iktMMkk  m»  tomon  m 
19%  %  beialilt  —  Die  SUuideverm— ihwig  ImMum  m  ihrar 
Silning  vom  29.  Juoy  1848,  mil  ZasCtimiiung  des  Regierungs- 

Kommissärs,  da$S  fiMnfHge  Anlehen  nur  unter  Kontnille  der 
Stände  abtjeschlossen  werden  sollle».  An  diesem  Anlclui  HKilbai 
aber  ist  nichts  mehr  zu  aiidem.  — 

Eine  fernere  Verwendung  fiir  Kisenhahnbauien  getobah  # 
durcb  den  siändischeu  Bewhiuit  vom  18.  July  1848,  woamIi» 
dem  Antrage  der  Befferaig  eeüpreobeod,  das  äminßM  fikr 
di€  Schamubmrfer  Slmdto  der  ümmover^JIMmur  Mn,  in 
Betrage  von  460000  Thlr,  aus  dem  Laudemialfonds  genommen, 
dagegen  der  Krtras?  dieser  Bahnstrecke  zur  Slaalsiasse  (lies^'n 
üoli  ^Bericht  Nr.  281  d.  Slde.  Verhd.} 

Der  LaudaiUalfornU  i^t,  wie  bereits  früher  erwähnt,  aiM 
AbI()sung$kapitnllon  des  Staats  gebildet,  (bis  Ende  1844  schon 
4,000000  Ibb*.,  finde  1848  :  4.518951  Tbir.),  besldit  jedoob 
mir  aus  3%  V«igeo  Schnidveraobreibaogen  der  Landeskredit« 
kasse,  bei  wdcber  jene  Kapitalien  angelegt  sind.  — 

Eine  neue  Ausgabe  von  2,000000  Thir.  wui'ilo,  aul  Antrag 
der  Regierung,  durch  BoschUiss  der  Landslände  vom  22.  De- 
zember 1848,  auf  den  Laudemialfonds  angewiesen  zur  Ver- 
vollständigung des  früher  nur  zu  6  Mill.  Thlr.  angenommenen 
Bau-  «nd  Emrichim§9'KaiHtak  des  Korhiwiichen  Ibeils  4er 
Mam-WeHr-Eisrnbalm  (Stde  VhdL  Beil.  488  nnd  14).  Da- 
ronter  sind  etwa  980000  Tblr^  als  Kotten  des  dleiaigen  Baas 
des  Bahnhofs  bei  Kmrol  und  der  Bahnstrecke  von  da  bis 
Guntershausen,  für  welche  demnächst  die  Friedrich- WUhehn 
Nordbahn  einen  Miethzins  entrichten  wird  (Stdc.  Verhd.  Beil. 
425).  Eine  fernere  Unterstützung  wurde  dieser  Privateisen- 
babn  durcb  den  ständischen  B^hluss  vom  14.  März  1848 
gewiihrt;  welcber,  auf  Antrag  der  Regiemng,  ibr  ein  iwver* 
»nsliches  Darlebn  von  500000  Tblr*  in  Kassenanweieungen, 
(wovon  weiter  unten),  gegen  ein  Faustpfand  von  600800  Tbir. 
Prioriläls-Akiien ,  wovon  von  1852  an  jährlich  Zöi)00  IhJr. 
zurückzuzahlen,  bewilligte. 

Am  23.  Juny  1848  legte  die  Regierung  einen  Gesetzentwurf 
vor,  wonach:  zom  Ersätze  des  durcb  den  Ankauf  von  Brod- 
Ihkcbten  entsUndenen  Verluste  (888870  Ihlr.)  fiir  die  Mobih 
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machung  der  Truppen  (250000  Tblr.),  für  den  Ankaaf  von 
19000  Gewebren  (180000  Thlr.),  u.  s.  w.  —  1,000000  mwer- 
wmiUcher  ITotiMiffiMm,  von  1,6  und  20  Thlr«,  nnler  Verpftin- 
dung  einer  gleidien  Summe  Staats-Abli^ungs-Kapicalien  bei 

der  Landeskreditkasse,  mit  der  Verpflichtung  der  Rückzahlung 
von  jährlich  50000  Thr.  von  1852  an  ;  —  ausgegeben  werden 
sollen.  Genehmigt  von  der  Stände-Versammlung  und  als  Ge- 
setz verkündet  am  26.  Angust  1848.  ~ 

Die  Ausführung  der  oben  erwähnten  Beschlüsse,  dem 
Landemialfonds  (oder  eigentlicb  der  Landeskreditkasse)  den 
Geldbedarf  für  Bisenbahnbanten  zn  entnehmen,  fiind  (wegen 
der  Grösse  der  Summen  und  der  Schnelle  des  Bedarf,  onter 
den  augenblicklichen  Kredilsverhällnissen}  Bedenken  unil  Hin- 
dernisse; obgleich  damit  Hie  Angabe  im  Berichte  des  Budget.  Aus- 
schusses vom  10.  Dezbr.  1849  (Beilage  56)  Seite  6  im  scheiubareo 
Widerspräche  steht.  Deshalb  beantragte  die  Regierung  und  be- 
sohlossen  die  Stande  die  abermoHge  Amgabe  von  1,500000  Thlr. 
'  wwerwhuUeher  Kanemtekeine,  anter  den  früheren  Bedingungen* 
Ein  (vesetK  vom  24.  Hfirz  1849  enthSlt  das  entsprechende  Ge- 
setz (z.  V.  Stde.- Verband!.  Beif.  67;  woraus  hervorgehl,  dass 
500000  Thlr.  davon  zum  Darlehn  für  die  Friedrich  Willielm-Nord- 
bahn  bestimmt  sind).  Ans  den  nämlichen  Gründen  wurde  eine 
Ausgabe  von  500000  Thlr.  verzinslicher  Staatsschuldscheine  be- 
schlossen und  durch  Gesetz  vom  1.  März  1849  verkündet.  Ver- 
briefongen  auf  den  Inhaber,  Verzinsung  mit  4%  Vo,  jährliche 
Rttckzahking  von  mindestens  10000  Thlr.  aus  den.  bei  der 
Landeskredilkasse  belegten  Ablösnngs- Kapitalien  des  Staats, 
welche  auch  als  Unterpfand  eingesetzt  werden.  — 

Sodann  geht  aus  den  am  22.  Oktober  1849  erstatteten 
Berichte  des  bleibenden  ständischen  Ausschusses  (Beil.  26) 
hervor,  dass,  auf  Grund  eines  landständisohen  Beschlusses 
vom  30.  Oktober  1040,  zum  eintiweiligm  Ersatz  der  noeb  nicht 
vollendeten  Kassensdieine,  ein  5  %  Aniekn  von  500000  Thlr. 
gemacht  ist,  so  wie  dass  die  hiervon  noch  nicht  zoröckbe* 
zahlten  400000  Thlr.  in  eine  verbriefte  Sehnld  verwandelt 
werden  müssten.  Dieses  ist  jedoch  nicht  geschehen,  weil  der 
Finanzminister,  iheilweise  in  dem  neu  geschaffenen  Papiergelde 
im  Dezember  1849  Mittel  zur  Bückzablung  gefunden  hat  Da- 
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gegen  'm  duroli  den  B«a  der  SiaäfHitmM^  swMim  KaiMl 

und  Prankfurt  ein  fm%0re$  AmMm  von  I.OOMti  Thir.  nöthig 

geworcien.  Die  desfallsige  Vorlage  bei  den  Standen  j^oschah 
am  23.  November  1819,  die  sländische  Genehmigung  und 
Verkündigung  als  Gesetz  erfolgiea  uaier  dem  14.  Dezember 
1849  und  einen  Monat  später  sclion  waren  die  erforderlichen 
Zeiclmqngeii  geecbebn.  Die  Verbrielbagen  Imiieii  auf  den 
Inhaber ;  der  limSnss  bt  4%  %;  vom  Jahre  I8i0  aa  werden 
jährlich  100000  Tfalr.  durch  Aittlosong  anrückgezahlt ;  als  Un-*  - 
terpfand  dient  ein  gleich  £!rosses  Depositum  von  Ablösuugs- 
Kapitalien  bei  der  Landeski editkasse. 

Aus  der  oben  gelieferten  geschichtlidien  Darstellung  des 
Siaatshausbaka  wird  hier  in  Erinnerung  gebracht,  dass  dem- 
ntk.*het  der  erste  Schrill  war  Herstellung  der  Ordnung  im 
Staatshamball  (zur  Beseiligiing  des  AoBgabe-Uebeisdramet 
und  der  schwebenden  Sohnld,  so  wie  sur  Ergänzung  der 
ohne  Zweifel  hart  angei^ritTcnen  Betriebsfonds,  ferner  zur 
Deckung  der  Okkupalions  - .  Bxekulions-  und  Pensionirungs- 
Ausgabenj  —  eine  Vermeknmg  der  Schuiä  um  einige  Miiüimem 
Tkäler  seyn  wird. 

CieuMMiif betraff  und  eluxel««  Artmm  4Mf 

StnatifMcItiild. 

Nach  dem  Vorenlhultenen  wird  die  kurhesiiicke  Staats- 
Mclmid  aue  fotgendeH  IheUen  bestehen: 

ThIr.  Kourt. 

1)  Anlehn  von  1833  ^3V,Vo)  1,265850 

2)  Anlehn  von  1844   tiOOOO 

(obgleich  dafür  Passivzinsen  In  dem  Vor- 
anschlage fiir  1840  nicht  ausgeworfen  sind, 

weil  ich  nirgends  eine  Nachriohl  Uber  die 
Btiekzahhing  finde). 
8)  Eisenbahn  -  Lotterie  -  Anleheu  von  1845 
(Nennbetrag  der  Loose)   .  6,725000 

4)  Unverzinsliche  Kassenscbeine  vom  26.  Au- 
gust 1848    1,000000 

5)  Dergleichen  vom  24.  März  1840  .  .  .  1,800000 
0)  Anlehn  dnroh  Gesell  vom  1.  Hirz  1848  800880 
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Thir.  Kourt. 
7}  Antebn  anf  Ovond  des  Gesetzes  v.  14.  De- 

serober  1849  (4Vf  VoO   1,000000 

8)  Kapital  der  nach  dem  Voranschlage  fiir 
1849  —  61  aus  der  Haupt -Staatskasse  zu 
zahlenden  tlenten  und  Pas^^iv-Zinson,  inso- 
fern solches  im  Vorstehenden  noch  nicht 
enthalten,  mit  ^V^^U  kapitahsha  wo  kein 
Zinsfoss  angegeben  ist  (607800)  ....  cooooo 

Zusammen  12,704850  Thlr. 
Auf  den  Kopf  der  jetzigen  Bevölkerung  kommen  hiervon 
durchschnittlich  16,4  Thlr.  und  die  Staatsschuld  verhalt  sich 
zur  rohen  Staalseinnahmo  wie  2,79  zu  1 ,  zur  reinen  Staats- 
einnahme wie  3,73  zu  1.  In  den  nächsten  Jahren  (weil  das 
Lotterieanlehn  erst  später  eintritt)  wird  der  JaJiresaufwand 
für  Zm$m  md  Rerüen  etwa  140000  Thlr.  seyn,  (mit  den  so- 
fort nölhtg  werdenden  ferneren  Anleihen  etwa  100000  Thlr. 
mehr);  die  Bedarfeamme  des  Tilgungsfonds  aber  165000  Thlr., 
nämlicli  für  die  Posten  1,  2,  7  und  8,  'A  %,  fiir  4,  5  und  0 
je  50000  Thlr.  Das  Kapitalvermögen  des  Staats  dagegen  be- 
steht jetzt  ausser  dem  Betriebskapilale  von  900000  Thlr.  in 
einem  Guthaben  des  Laudemialfonds  an  die  Landeskreditkasse 
von  etwa  4,500000  Thlr.  and  dem  etwa  0,500000  Thlr.  be- 
tragenden Staais^atu. 

Wenn  auch  ein  Theil  des  Kapital-Vermögens  dieser  bei- 
den Fonds  sehr  wahrscheinlich  in  Kurhessischen  Staatsschuld- 
papieren  besieht,  so  geht  doch  aus  der  vorenthaltenen  Dar- 
stellung unzweifelhaft  hervor,  dass  bis  jetzt  die  Aktiva  der 
Staatskasse  deren  Schuld  übersteigen;  wobei  noch  in  Betracht 
kommt;  dass  8  bis  0  Millionen  der  Schuld  in  den  Bbenhahnen 
nutzbringend  angelegt  sind.  Hiernach  mtisste  aufTallend  er- 
scheinen, dass  auch  die  Kurhessische  Finanzverwaltung  von 
den  Verlegenheiten  nicht  freigeblieben  ist,  welche  die  Jahre 
1848  und  1849  allen  Staaten  gebradu  haben;  wenn  dieses 
nicht  dadurch  sich  erklärte,  dass  die  frühere  Finanzverwaitung* 
bei  Belegang  der  Staatskapitalien,  die  NothwendigkeH  rtueher 
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Solbitbenutzung  demlben  gar  nicht  vor  Angen  gehabt  m  . 

haben  scheint.  Die  im  Siaatsschalze  liegenden  Papiere  wiir- 
<lon  ohne  die  einpliiidlichslen  Verhiste  nicht  zu  verwerlhen 
gewesen  seyn  und  dieser  Tnistand  scheint  namentlich  zu  dem 
(Jebektande  gefiihri  zn  haben,  dass  man  mehr  Papiergeld 
ausgegeben  hat,  ab,  neben  dem  im  Umlauf  befindbcben 
preossischen  und  sonstigen  fremden  Pftpfergelde,  augeshlioklich 
liir  den  Bedarf  der  Bewohner  des  Rmvtaals  erforderfieh  seyn 
möchte.  Die  Kurhessischen  Kassenscheine,  obgleich  besser 
f^esichcrt  als  irsciid  ein  anderes  unver/iiislichcs  Papiergeld, 
worden  auch  in  den  Nachhai staalen  ei*st  aihnählig  Einjzang 
und  Zutrauen  finden;  weil  fast  jeder  Staat  vom  eigenen  Pa- 
piergelde hinreichend  uberschwemmt  ist  und  Knrhessen  weder 
in  seinem  Gebieturofange  noch  in  seinen  Handelsbeziehlingen 
solche  Stütaen  Air  sein  Papiergeld  findet  ab  Preossen  und 
Sachsen.  — 

Die  Kurthewegung  des  einzigen  häufiger  im  Börsenver- 
kehr vorkommenden  knrhessischen  Slaalspapiers  ergibt  sich 
aus  nachstehenden  Verzeichnungen: 


Kwk.  40  Thfr.  Loam 

1841  Mitte  Oktober  .  . 

.   .   .  8tVt 

n    November  . 

...  31 

Dezember  . 

.    .    .  SOV4 

I84§  Anfang  Januar 

...  80 

Milte  Januar    .  . 

.    .    .  29«/4 

Anfang  Februar  . 

•    .   .  29% 

Mitte  Februar  .  . 

.  .  .  3oy, 

Anfang  März  .  . 

•  •  • 

Mitto  Män  .  .  . 

.  .  .  MVt 

Anftmg  AprÜ  .  . 

.  .  .  fl 

Mitte  April  .   .  . 

.    .    .  fO 

Anfang  May    .  . 

...  24 

Mitte  May   .    .  . 

.    .   .  2OV4 

Anfang  Juny   .  • 

...  21 

Mitte  Juny  .  .  • 

•   .   .  81% 

1»    Wy  .  .  • 

.    •   .  88% 

9    Angnst  .  . 

...  88 

«   September  . 

.   .  .  88»/. 
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1848  Mille  Oktober  . 
November 
Dezember 

1849  «  Januar 
Februar  . 

•Afärz  .  . 
April  •  . 
May  .  • 
iooy  .  , 
Joly  •  • 
August  . 
September 
Oktober  . 
November 
Dezember 
1860    «    Januar  . 

Februar  . 
März  .  . 
April  .  . 
May  .  . 
Juny  .  . 
July  .  . 
August  . 
September 
Oktober  . 
November 
Dezember 


1» 
» 

9 
9 

1f» 
91 
f» 
9) 
9 

n 
n 
« 
II 


9 
9) 
1» 
91 
91 
1» 
91 
9> 
9> 


185t 


Kwrk,  40  Thlr.  Loam. 
%b 

25% 

27  Vi 
27 

»TV. 
28 

29  V8 

33  «A 

34  «A 
34% 

32V« 
33 

32V, 

32V4 

33% 
32  «A 
32  V* 

31V« 
81% 

3iy4 

28  Va 

30V4 
3t 


^    Januar  . 

Kurhesseo  ist  einer  der  wenigen  Staaten,  deren  verfug- 
bares Staatsvermögen  seine  Schuldenlast  übersteigt.  Es  würde 
daher,  nach  dem  Maassstabe»  welohen  man  im  PritNideben 
an  Sic^erheitan  1^,  einen  sehr  festb^irttndeten  Kredit  be- 
sitzen müssen.  Allein  der  vorsichtige  -'Sroa/fgläu biger  bemr- 
theilt  die  Sache  aus  einem  andern  Gesichtspunkte,  weil  er 
die  bei  PHra/forderun^en  stets  bereite  Rechtshülfe  vermisst. 
Der  vorsichtige  Staatsgläubiger  sucht  deshalb  aus  der  Vergan- 
genheit einer  Eegierung  seine  Walirscheanlichkeitsrechnung  fUr 
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die Zoknoft  Sil  midieii,  Hai  doe  E^aroiig  ibre  finuMieUeo 
Verpfficblmigea  stete  und  onier  eUeo  Umtlindeii  erfiillt,  lebte 
sie  im  Frieiten  mit  ihrem  Volke,  wer  das  ganxe  System  der 

Verwallung  auf  Ehrgefühl  und  ReohUsinn  begründet;  so  fol- 
gert der  vorsichtige  Staatsgliiubiger,  dass  sie  auch  ferner  die- 
sen Grundsätzen  getreu  bleiben  werde  und  vertraut  der  Zu- 
kunft wegen  der  ehrUcben  Vergangenheit.  Allerdin|gi  erlan- 
gen anoh  Regiermigeo,  welche  einer  solchen  Vergangenheit 
sich  mell  rtthmen  können,  gegen  gehörige  Provision  Darle- 
hen ;  allein  dergleichen  sind  kein  Braeugniss  des  Vertrauens^ 
sondern  nur  der  Bärsmkuml.  Einer  der  Kunstgriffe  der  Börse; 
wonach  die  erste  grosse  Hand  nur  den  Vortheil  und  die  klei- 
nen Hintermänner  nur  den  Verlust  haben,  wird  angewendet 
und  dann  bedarf  es  keines  Wunders,  um  selbst  der  unsicher- 
sten Regierung  Darlehen  tu  verschaffen.  Allein  das  wird 
andi  sein  Ende  nehmen»  wenn 
Brftihrungen  gefülh  ist. 


nmämam  Wlm^a  MHIhilfc 

* 
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Herzo^hiims  Naemn. 


A.  Im  AUgemeineiL 

Unter  den  von  mir  benutzten  Quellen  ist,  ausser  dem 
Verordnungs-BldiiL  (bis  1850  zwei  und  vierzig  Jahrgänge)  und 
den  VerkatuUmigen  der  Landitände  vor  Allen  das  vortrefflich 
eingerichtete  Stooir-und  Adreas-Sandbueh  (neuster  Jahrg.  1847^ 
eine  für  1851  beabsichtigte  Ausgabe  bt  leider  noch  nicht 
vollendet)  zu  nennen ;  dann  Vogel,  Beschreibong  des  Herzog- 
thums Nassau,  Wiesbaden  1842  (eine  verdienstliche  Arbeit;; 
Friedemantif  Beitrage  zur  Kenntriiss  des  Herzogth.  Nassau,  Weil- 
burg 1833;  die  Artikel  über  Statistik  und  Verwaltung  des 
Hrztb.  Nassau,  in  der  Zeikchrift  det  Vereins  für  deutsche  SUh 
HtHk}  der  Artikel  in  der  GegoMoart,  Heft  &3  Leipzig  1850: 
Nassaus  politische  und  soziale  Zustände  (sehr  lesenswerth) ; 
Stifft,  Geognostische  Beschreibung  des  Eerzogthura  Nassau,  Wies- 
baden 1831 ;  Sandberger,  Uebersicht  der  geologischen  Ver- 
hältnisse des  Herzogth.  Nassau,  Wiesbaden  1847;  das  Nas- 
sauische Bürgerbuch  (Sammlung  der  Landesgesetze  aus  deo 
Jahren  1848  und  1849)  Wiesdaden  1849.  — 
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Dio  wairamuche  Linie  des  oaMuaschen  Geschlechtt»  von 
wdkliav  BAch  vielen  ErbUieiJungeii,  im  Jahre  179T  onr  Dook 
der  wMm^imike  omi  der  M9im0i9ekB  Zwe«g  Übrig  gebliebeo 
waren  (Naanmiaoher  Brb- Verein  vom  88.  Jnny  1788,  aner- 
kannl  durch  Vertrag  vom  14.  Jany  1814,  gewährleistet  durch 
Art.  71  der  Wiener  Kongressakte  ;  halte  durch  den  Reichs- 
Deputalionsschluss  einige  Abfälle  der  Krzsiifter  Mainz,  Trier 
und  Köln  zugetheili  erhalten.  Die  beiden  ^iassauschen  Für- 
stenhäuser ferner  gehören  sowohl  so  den  onpriinglicfaen  Stif^ 
tern  des  Rheinbundes,  welcher  ihrem  Haupte  den  heraogfidiea 
Titel  und  ihnen  die  Souveränetttt  über  eine  Menge  von  klei- 
nen Reichaunmiltelbaren  verBchallte,  ab  sie  unter  denjenigen 
Reichsständen  sich  befinden,  welche  in  der  Urkunde  vom 
1.  August  1806  zu  Ue^enshurt;  von  Kaiser  und  Reich  sich  los  • 
sagten.  Der  Frieden  von  Tilsit  veranlasste  sie  die  ihren 
oranischen  Vettern  gehöri^^'e  Herrschaft  Dietz  einzuziehen; 
oe  folgten  sodann,  gleich  den  übrigen  süddeutschen  Fürsten» 
dem  Giüeksteme  ihres  Protektors,  bis  er  verblich;  retteten 
endlich  1818  ihr  Bestehen  durch  einen  Vertrag  mit  den  Geg- 
nern des.  französischen  Kaisers,  and  traten  der  deutschen  Bun- 
desakte vom  8.  Juny  1815  bei  der  Herzog  und  der  Fürst 
von  Nassau).  Am  9.  Januar  1816  starb  der  letzte  Fürst 
(Mitregent)  von  Nassau- Usingen;  am  20.  August  1839  schied 
Hersog  H^UkeUn  aus  dem  Leben  und  ihm  folgte  in  der  Regie- 
rung der  jetaige  Henog  JkMpk*  — 

Auch  die  Geschichte  des  Nassaoischen  Staats  ist  reich  an 
Beispielen  des  SireUs,  iAet  «ms  bmdtUkkkieke  Vmfa$mmg 
überhaupt  und  nachdem  eine  solche  verliehen  war,  mit  den 
Landstänüeu.  Schon  hei  andern  irtrfdeulschen  Staaten  hätte 
in  Erinnerung  gebracht  werden  können,  dass  die  ursprüngliche 
QusUe  aller  derartigen  Streitigkeiten,  in  dem  Missversiehen  des 
Depotationsschluases  von  1808  zu  suchen  ist.  Aus  der  dadurch 
erlanglen  Souveränetäl  folgerten  nämlich  die  Regierungen  das 
atilisdiweigende  Aulhören  der  alten  Landstande,  ab  einer  Peu- 
daleinrichtUDg  oder  als  unverträglich  mit  der  Souveränetät; 
eine  Annahme  deren  Unhaltbarkeit  zwar  keines  Beweises  be- 
dürfen wird,  die  aber  dessenungeachtet  Folgen  von  sehr 
grosser  praktischer  Wichtigkeit  gehabt  hat. 

36* 
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Auch  von  Nassau-Weilbarg,  dessen  Stammland  keine  Land- 
stlUide  besessen  hatte,  war  die  bisherige  ständische  Yerto» 
anng  der  Trieriscben  Erwerbungen  aufgehoben  und  erst  In 
der  Sitzung  des  Bundestages  vom  93.  Februar  1818  machte 

der  Nassauische  Gesandte  die  Mitlheilung,  dass  die  durch  die 
Verhältnisse  verzögerte  Eröffnung  der  Nassauschen  Stände- 
yersammlung,  (gemäss  den  Edikten  vom  1.  und  2.  Sept.  1814 
über  Errichtung  der  landständischen  Verfassung  und  vom  3. 
imd  4«  Novbr.  1815,  über  Bildung  der  Hermbank);  —  in 
wenigen  Tagen  bevorstehe.  In  der  AtnlsUiiii^  znm  ersten 
Edikte  wird  die  Anfrechthaltung  der  bürgeritdien  Freiheit  and 
poKiischen  Gleichheit  als  Gesichtspunkt  der  Regierung  bezeich- 
net, und  aufgezählt,  was  durch  verschiedene  Edikte  der  Jahre 
1803,  1806,  1808  besondei-s  1809  bis  14  swr  Verbesserung 
der  bürgerlichen  und  politischen  Verhälinisse  des  Nassauiscben 
liandes  ge$chehen  tcar ,  als  religiöse  und  kirchliche  Freiheit» 
Pressfreiheit,  Aufhebung  der  Leibeigenschaft,  Abldsnng  des 
Prohn-  und  Dienstzwangs;  Sicherong  der  freieft  Benotzang 
des  Grondeigenthums;  Beschränkung  des  Rechts  der  Wild- 
bahn  und  der  schädlichen  Weidgerechtsame :  Vorbereitung 
der  Ablösung  der  Zehnten,  Grundbelastungen  und  Servitute, 
so  wie  der  Vertheilung  gemeinheitlicher  Allmenden  und  der 
Gewerbefreiheit;  Domänen  -  Veräusserung  znm  Besten  des 
Landes;  Besteuerung  nach  dem  reinen  Einkommen,  mit  Auf* 
hebong  der  Steuerbefreiungen ;  allgemeine  Militärpflichtigkeit; 
Abstdiung  körperlicher  Züchtigungen;  Unabhängigkeit  der 
Justizpflege;  Unterordnung  des  Fiskus  unter  die  Gerichtshöfe; 
Aufhebung  willkürlicher  Entlassung  von  Staatsdionorn ;  Ab- 
schaffung erblicher  Vorrechte  auf  höhere  Staatsämter  und  Ein- 
führung gleicher  Berechtigung  zu  allen  Aemtern;  Abzugsfrei- 
heit nach  Staaten,  welche  sie  gleichfalls  gewahren.  Als  SchlosiH 
stein  aller  dieser  Einrichtungen  wird  die  landständisohe  Verfassimg 
eingefithrt»  welche  zugleich  eine  Anerkennmig  des  Rechts  der  Un- . 
terthanen  ^auf  eine  selbstständige  und  ^renhafte  Stellung^, 
unter  den  deutschen  Stämmen  und  einen  Ausdruck  des  Dankes 
für  deren  Anstrengungen  in  den  Freiheitskriegen  enthält.  — 

Seit  dem  Jahre  1818  sind  die  Landstände  jährlich  ver-. 
sammelt  worden  and  regelmässig  bUdm  mebm  Jahrointumgm 
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cmm  Landtag,  Die  Eröffnung  des  II.  Landtags  geschah  am 
28.  Februar  1825,  des  III.  am  30.  März  1832  (einseilige  Ver- 
inehrurii:  der  Mitglieder  der  I.  Kammer  durch  die  Regierung; 
dadurch  veranlasster  Austritt  und  Protest  von  15  Abgeordneten 
der  II.  Kammer  am  18.  April  1832;  Forttagang  der  s.  Füaf^  ' 
mämierkaromer).  Femer  Eröffiiang  des  IV.  Landtag  am 
20.  März  1830;  des  V.  am  14.  Härs  1846;  die  zweite  Jahre»- 
Sitzung  dieses  Landtags  begann  am  00.  März  1847.  Eine  o«f- 
sergewöhnliche  Stände-Versammlung  wurde  am  6.  Marz  1848 
vom  Herzog  Adolph  eröffnet,  zur  Herathung  eines  neuen  Wahl- 
gesetzes (frühere  Bestimmungen  enthalten  die  Edikte  vom 
1.  Sept.  1814  6,  vom  3.  Npvbr.  1815  und  26.  May  1821); 
ab  erste  Erfiiilong  der  Veriieissangen  in  der  Proklamatioii  vom 
4.  März  1848.  Am  5.  April,  wo  die  Berathung  endete,  wurde 
das  Gesetz  verkündet  ond  schon  am  22.  May  1840  eröffnete 
der  Herzog  die  neu  gewählte  VI.  Stände-Versammlung.  Diese 
setzte  ihre  Bcrathuugen  bis  zum  8.  Juny  1849  fort,  nachdem 
sie  nur  im  Juny  1848  auf  acht  Tage,  dann  am  18.  Oklbr.  bis 
4.  Dezbr.  und  vom  22.  Oezbr.  1848  bis  9.  Januar  1840,  selbst 
ibre  Sitzungen  onterbrochen  hatte.  Die  «weile  SUumg  des 
VI.  Landtags  begann  am  10.  Jnly  1840  und  dessen  Vertagung 
geschah  am  20.  Septbr.  1840.  Unter  dem  22.  Febmar  1850 
geschah  eine  abermalige  Berufung  auf  den  7.  März,  jedoch 
trat  schon  am  26.  März  Vertagung  ein  und  die  Widereröffnung 
erfolgte  erst  am  23.  September  1850.  Diese  Sitzung  wurde, 
nach  kurzer  Vertagung,  im  Januar  1851  fortgesetzt  und  wird 
anscheinend  bis  zum  Erlöschen  der  Befugnisse  dieses  Landtags 
im  May,  dauern.  Eine  grosse  Menge  der  wichtigsten  Arbeiten 
sind  im  Verlauf  der  letzten  drei  Jahre  beschafft  und  ans  der 
weiteren  Darstellung  wird  sich  ergeben ,  dass  auch  die  Ver^ 
hältnisse  des  Slaalshaushalls  dadurch  wesentlich  umgestaltet 
sind.  Eine  der  wichtigsten  Verhandlungen  betraf  die  Staats^ 
redUlichen  Verhälfnisse,  d.  h.  die  Berathung  einer  am  28.  Au- 
gust 1849  von  <ler  Regierung  vorgelegten  Zusammenstellung 
des  bestehenden  Staatsrechts  des  Herzogthums  Nassau^  auf 
Grund  eines  darüber  erstatteten  Ausschuss-Berichts  (Anlagen 
zur  ST.  Verhandlung  von  1840).  In  diesem  unter  dem  28.  De- 
zember 1849  verkündeten  Staalsgeselze  ünden  sich,  hinsichl- 
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Kch  der  MlUwMiimg  der  LmdsläHde  beim  StaaMoHihaU  fol- 
gende Bestimmungen: 

yfJbachnUt  IV.  8.  57  Nr.  2.  Dem  Landtage  «tekl  dM  Beeilt 
^VencUSc*  AMtaderuiig  bestehender  and  EinllUlraag,  neuer 
jyCSesetie  na  amehen.  8)  Alle  von  den  8taateapgekQrigen  m  etiebwi« 
^,den  direkten  and  indirekten  Aiigabe»  bedOrfton  der  Voraoebewilligung 
lAndCage.  AbschnUi  Vi,  80.  Die  StaaCsbedQrl^Mwei  Inno- 
yyweit  flie  niekt  dorch  Einkfinfle  nae  den  Staatsgfttern  and  HcgalicB 
„geded^t  sind,  sollen  dnrek  Bcsteoermig  des  reinen  Einkonaens  der 
jjStnntsaofeklMgen  aa%ebraclit  werden  CVeigl.  $.  1  des  Edikts  tmi 
,40.  — 14.  Mroar  1609,  dei^^.  pos.  7  der  Pkoklaniatlon  -wem 
juHäts  184$)  —  |.  81.  Es  sollen  die  Stenern  in  der  sweiftMken  Fem  tob 
yydirekten  nnd  indirekten  Auflagen  erkoben  werden«  Die  direkten 
Stenern  sind  bestimmt^  denjenigen  Staatsanagabebetrag  an  decken, 
yyder  dnr^  die  flbrigen  Staatsetnkflnfte ,  nanentllck  von  Domänen, 
i^eg^alien  und  indirekten  Auflagen  nicht  gedeckt  ist.  (Vergl.  8 
^nod  5  des  Edikts  von  10. — 14.  Februar  1609).  —  %.  82.  Die  VOB 
yyden  Staatsangehörigen  zu  erhebenden  direkten  nnd  indirekten  Abgaben 
9,sind  von  der  ZustimmuDg  des  Landtags  abhängig;  sie  werden  ins 
yjvoraas  bewilligt,  die  direkten  Abgaben  fiir  den  Zeitraum  einen 
lyJahres,  die  indirekten  nach  Gutfinden  auf  läng^ere  Jahre  hinaus.  Zu 
y^dem  Ende  ist  daa  Bediirfniss  des  kommenden  Jahres  summt  dem 
^wahrscheinlichen  Ertrage  der  zu  erhebenden  Abgaben  dem  Landtage 
i^in  genauen  und  vollständigen  Uebersichten  vorziiIeg;en;  auf  gleiche 
fykri  auch  die  geschehene  Verwendung  der  früher  von  dem  Landtag 
„zu  angegebenen  8lHatsbedürfnissen  bewilligten  Ausgaben  demselben 
j^nnter  gestatteter  Einsicht  der  geführten  Rechnungen  mit  den  Belegen 
j^nachznweisen.  (Vergl.  §.  2  pos.  3  des  Konstit«  Edikts  vom  1.  — 
„2.  Sept.  1814).  —  §.  83.  In  Betreff  der  Besteuerung  können  Bc- 
,,vorzugungen  einzelner  Güter  und  (Stände  nicht  eingeführt  werden 
,,C Vergl.  die  Edikte  vom  10.  —  1 4.  Februar  1809  und  vom  6.  — 
,,9.  Oktober  1809  and  die  reichsgeeetslieiien  Vorschriften  ßber  die 
^die  Grundrechte).  —  %,  81.  Die  Donflnen  sind  Staateeigenthum ; 
„ihre  Verwaltung  geschiekt  doreb  die  8taaatflnanibeh8rde  anter  Kon- 
^trole  des  Lnodtaga.  Anf  den  Blnkitafllen  der  Doniaen  knflel  die 
,«yerbindliekkeit  die  Kosten  fOr  den  standesariMsigen  Uaterknlt  den 
„Henoga  und  der  keraogUdwn  Familie,  sowie  dleLandesrerwaitungs. 
y^ansfabeni  so  weit  dieses  mSgliefc  Ist,  an  bestreiten.  Der  Dstrng  der 
„Ar  die  beraogliito  Sekatolie  nnd  Hofhattnng  (lipjfliile)  an  w- 
^ytirendenden  Sanune  Isl  Gegenstand  einer  Verelnlanuig  nüt  den  Lnnd- 
j,tage«  Die  den  daaialigen  Hitgliedem  der  lenogliehen  FuniUe  nna- 
„geaetsten  Apanagen  nnd  Witthani  bleiben  anf  deren  Ltfbenaaelt  nn- 
,,Terindert;  Uber  die  künftig  an  gewiteenden  Apoangen,  WItIhnni 
,,and  lasstntti^sn  wild  mit  dem  Iiidtags  eine  IbUstfksndf  ■wNi—ig 
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—  fifl7  — 

i»¥iwhi>iirt,  wekfter  nftchmals  in  den  vorkomnenden  tinseloeii  Fillen 
lyiaetownehm  ist.  —  $.  85.  Die  zu  dem  Kapitalstocke  dei  DomoUl- 
^vemSgens  gehörigen  Güter.  Heuten  und  Gerechtsane  sind  linver^ 
„ftttsaerlich.  (Vergl.  Art.  10  und  11  des  Erbvereins  vom  Jahre  178S 
und  $.  1  des  Edikts  vom  17.  Juny  1837)  —  §.  86.  Unter  diesem 
,,Verbote  aller  Verausserunjfen  sind  nicht  begriffen:  Die  Abtheilung^ 
„von  Geroeinsciiaflen,  die  Ablösung  von  Grundabgaben  und  Diensten) 
„die  V'ererbleihung ,  Austauschung  und  der  Verkauf  kleinerer  Doma- 
„uialgUter  und  (irundstücke  und  die  Niederlegung  oder  Veräusserung 
„ftbernüssiger  Gebäude.  Die  dagegen  erworben  werdenden  Ob- 
,Jekte  fallen  von  selbst  dem  Kapitalstocke  anheim;  der  in  dem  einen 
„oder  anderen  Falle  eingehende  Gelderlös  muss  zu  demselben  wieder 
„angelegt  und  darf  Tai  laufenden  Ausgaben  nicht  verwendet  werden. 
*i(Vergl,  Art.  12  des  Erb  Vereins  und  2  des  Edikts  vom  17.  Juny 
„1837).  —  $.87.  Güter,  Henten,  Hechte  und  Gerechtsame  dürfen  nicht 
j,verpfandet  werden.  Eine  Verpfändung  von  Einkünften  aus  densel- 
,}ben  ist  nur  dann  zulässig ,  wenn  ein  Fall  einer  uothwendigen  oder 
„nützlichen  Kapit^Uaufhahroe  vorliegt,  namentlich  also  wegen  einer 
„wirkUeken  Verwendung  zum  Nutzen  und  aor  Abwendung  einer 
^orck  Krieg  oder  Uogl&ckafAlle  entstandenen  Notk.  (Verg t  Art.  14 
^  16  des  BrkfWflMi  md  g.  8  des  Edikte  tos  17.  Jany  1837).  - 
.  ^  Veriimenuif  nnd  VeipOBdung  vo»  Staatagfitem,  ioMwitt 
npie  fiberiUiopt  mUMg  alttAf  Anlhnkme  von  Anleiken  aiidUebeniakBe 
9iV0ii  GMTMtieen  s«  Laeteo  des  Siaato«  kSonaii  nor  mit  ZastimnaBf 
jidea  Laadtaga  atectiadea,  Zar  Yerinssenias  tob  gerlngfägigea 
j,8afli  SCaattgat  gekörfgea  tauaobDiea  genttgt  die  BaektrigUeka  Stai- 
^loBf  der  CSeaekaügoig  dea  Laadtaga.  (VergL  den  |.  %  pos.  S  dea 
„KMalit.  Bdlkto  tarn  l^—t,  SepceoMbr  1814,  de«  TOialekeBdi«  $•  M 
nood  die  pas.  7  der  PiaUaaMliaa  tom  8.  Han  1848).  <->  g.  88«Dla 
fjtLtAaang  ^kor  dea  Staatakaoehalt  wird  jfikrltek  Toa  der  Beckanoga- 
i,|auaaier][aur  dea  Groad  dee  featgesetatea  Staatekodgete  geprttfl  oad 
^hgescUoseen  ood  die  abfeaekloaeae  Beeknaag  dem  Landtage  TOiige» 
,,legt.  (VergL  |.  2  peo.  8  dea  KonetU.  Edikte  Toni  1.  —  8.  8ep- 
^tenker  1814>.** 

in  der  SiaaU"  Verwühmg  ivar,  mit  der  eiiangteii  Soave- 
ränelät,  an  die  Stelle  sehr  einfaober  fast  patriarcbaGscher 

Formen,  ein  System  df>r  Naehakmmg  aller  Einrichtungen 

grosser  Staaten  gelreteii ,  welches  in  seiner  immer  weiteren 
AusbiltlunE;  dem  Lande  zum  grossen  Bedruck  gereichte.  Die 
übertriebene  Zenir(iluation  hatte  nebenbei  eine,  im  übrigen 
Lande  schmei-zlich  empfundene  Bevorzugung  der  Residenz 
mt  Falge;  die  Bmmdiardmmg  enliog  den  Gemeinden  seibat 
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jeden  Schein  eigener  freier  Bewegung;  eine  systematische 
Ausdehnung  der  DomankU'^Befugmsie,  griff  in  manche  länd* 
liehe  Erwerbe  Uef  verletzend  ein;  die  Art  der  Verwahong 
namentlich  des  Forsl-  und  Jagdweteiu  schadete  der  land* 
wirthsdiafitlichen  -Bevölkerung  ungemein  viel;  die  geringen 
Anfänge  eines  selbststäncligen  Gewerbestandes  wurden  durch 
eine  wahrhaft  widersinnige  Gewerbeordnung  am  Aufkommen 
verhindert  u.  s.  w.  Sogar  die  formelle  Trennung  der  s. 
„Dienerschaft^  vom  übrigen  Volke,  wurde  zu  einer  Höhe  wie 
£bis(  in  keinem*andem  deutschen  Staate,  ausgebildet  In  dieser 
Dienerschaft  aber  erzog  die  Regierwig  sich  selbst  die  gefähr- 
lichsten Gegner,  denn  das  kleine  Land  konnte  die  öbermässig 
grosse  Zahl  der  Angestellten  nicht  gehörig,  d.  h.  so  bezahlen, 
dass  dadurch  deren  Lebensunterhalt  gesichert  gewesen  wäre. 
Die  Regierung  half  also  selbst  dazu,  dass  auf  den  untersten 
Stufen  der  Verwaltung  ein  Beamten -Proletariat  sich  ausbildete, 
dessen  ^Unzufriedenheit  allmählig  aucli  bis  in  die  höheren 
Schichten  drang,  wo  die  Bevorzugung  einzehier  FamiKen  einen 
neuen  Grand  zur  Klage  abgab. 

Hiemadi  kann  zwar  nicht  überraschen,  dass  die  März- 
bewegung des  Jahrs  1848  auch  in  Nassau  sehr  bereitwillige 
Aufnahme  und  rasche  Fortpflanzung  fand;  jedoch  tritt  bei 
derselben  die  Eigenthümlichkeit  sofort  in  den  Vordergrund, 
dass  in  Nassau  die  Beweggründe  so  überwiegend  ökonomiseker 
Art  waren,  dass  die  politischen  Umgestaltungen  eigentlich  nur 
als  ein  Anhängsel  der  volkswirthschaftlichen  Verbesserungen 
zu  betrachten  sind.'  Die  Umbildung  des  so  lange  Bestandenen 
und  tief  Eingewücherten  war  seit  1848  für  die  Verwaltung, 
mit  einer  anfänglich  aus  fast  neuen  und  ungeübten  Elementen 
bestehenden  Kammer,  keine  geringe  Schwierigkeit.  Allein  ein 
Geist  der  Versöhnung  und  des  Entgegenkommens  auf  beiden 
Seiten  hat  bewirkt,  dass  für  Nassau  die  Fruchte  des  Jahrs 
1848  zur  Eeife  gelangen  kouilen«  — 

Hinsichtlich  der  fiükmm  FsrftdIMiw  de$  maeMmtMit 
und  der  gegenseitigen  Rechte  der  Regierung  und  Stinde.  ist 
Folgendes  zu  bemerken.  Eine  Folge  der  Errichtung  von 
Ständen  war  die  Trennung  der  Kassen  in  eine  Domänenkasse 
und  eine  Steuerkasse,  indem  den  Ständen  nur  die  Bewilligung 
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der  Sieoern,  aber  keih  Bmfhia  auf  die  Domänen  gestattet 
werden  soHte.  Die  DomünenkasBe  behielt  afs  Einnahnie  sSoimt- 
liche  Einkünfte  der  Domänen  des  herzoglichen  Hanses.  Sie 
hatte  als  Aasgabe  zu  tragen  die  Verwaltung  (ioi  Domänen, 
die  darauf  ruhenden  Stiflungslasten ,  die  Koslen  der  Hofhal- 
iuog,  die  SchaluDgelder,  Witthümer  und  Apanagen,  die  auf 
sie  angewiesenen  Pensionen  und  die  Verzinsung  und  Tilgung 
der  vormaligen  Kammenohnlden.  Zugleich  worden  die  Do- 
mänen der  gewöhnliehen  Beateoerung  zu  Gunsten  der  Lan* 
domteuerkasse  unterworfen.  — 

Die  neu  errichtete  Landessteuerkasse  erhielt  als  Einnahme 
alle  direkte  und  indirekte  Steuern,  so  wie  die  Regalien  und 
Monopolien.  Als  Ausgabe  hatte  sie  zu  übernehmen  dio  ganze 
Verwaltung  des  Landes,  einschliesslich  der  Pensionen  für  alle 
dem  Lande  geleialele  Dienste.  Zugleich  wurde  diese  Landes- 
atenerkasae  unter  die  Kontrole  der  Stände  gestellt»'  welche 
deren  Ausgaben  und  Einnahmen  zu  bewilligen  hatten.  Schul- 
den hatte  diese  neu  errichtete  Landessteuerkasse  nicht;  die 
bisherigen  Schulden  des  Landes  hatte  die  Domänenkasse 
übernommen- 

Aber  gleich  nachdem  die  Stände  versammelt  waren,  er- 
hob sich ,  und  zwar  angeregt  von  der  Herrenbank,  die  Streit- 
frage^ ob  die  Landeesteuerkasse  verbunden  sei  der  Domänen- 
kasse  eine  jährliche  Rente  von  140000  IL  zu  zahlen»  welche 
die  Domänenkasse  für  aufgehobene  Leibeigenschafls-  und 
gutsherrlicbe  Gefälle  forderte.  Für  diese  1808  aufgehobenen 
Gefälle  hatte  der  Adel  Entschädigung  erhalten,  aber  das  Do- 
manium  nicht,  indem  damals  nur  eine  einzige  Kasse,  welche 
Landeskasse  und  Domänenkasse  zugleich  war,  bestand.  Allein 
nach  der  Trennung  beider  Kassen,  glaubte  sich  die  Domänen- 
kasse zu  solcher  Nachforderung  berechtigt  Der  desfollsige 
Streit  dehnte  sich  bald  auf  das  ganze  VerhäHniss  der  Domä- 
nen aus.  Die  Stände  behaupteten,  die  Domänen  gehörten, 
dem  Lande;  der  Herzog  behauptete,  die  Domänen  seien  die 
Güter  seiner  Familie.  Die  Stände  wollten  die  Verwaltung  der 
Domänen  übernehmen  und  dem  Herzoge  eine  Zivilligte  aus- 
aetaea;  der  Herzog  suchte  dagegen  zu  zeigen,  dass  durch 
die  Treununj;  der  Kassen  das  Land  durchaus  nicht  übervor- 
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wäre^  Der  Streit-  zog  sicfa  anerledigt  dorcb  eine  Reihe 
von  Jahren  hindarch,  in  welchen  die  Stände  zwar  stets  die 
EntscfaSdigongs-Rente  von  140000  fl.  bewilligten,  and  die  von 

,  der  Regierung  angeordnete  Einrichtung  beibehielten,  aber  doch 
immer  wegen  des  Verhältnisses  der  Domänen  ihre  Verwali- 
rung  einlegten.  — 

Durch  die  Aufregung,  welche  in  Folge  der  July-Revolu- 
lion  des  Jahrs  1830  auch  in  Deutschland  hervorgerofen  wurde, 
begann  der  Kampf  mit  erneuerter  Heftigkeit.  Die  Regienmg 
forderte,  über  diese  Verhältnisse  möchte  eine  vollständige 
Dnteraodiong  Statt  finden.  Die  Herrenbank  ging  auch  auf 
diese  Untersuchung  ein,  und  kam  zu  der  Enlscheiduni:^,  dass 
die  Kassentrennung  rechtmässig  und  nicht  zum  Schaden  des 
Landes  vollzogen  sey.  Die  Kammer  der  Deputirten  setzte 
erst  1835  eine  Kommission  von  9  Mitgliedern  nieder,  die  nach 
langer  irod  mühsam«  Arbeit  in  diesem  Jahre  ihren  BeriolM 
yjorlegte.  Darnach  entschieden  nmi  auch  die  Deputirten,  dasa 
die  kassentrennung  rechtmässig  sey,  dass  die  Landea-Stener- 
Kasse  dabei  nicht  beschwert  worden,  und  dass  sie  verpflichtet 
bleibe,  die  Entschädigung  von  140000  fl.  der  Domanenkasse 
femer  zu  bezahlen.  — 

Ausserdem  wurde  auf  Antrag  der  Regierung  beschlossen» 
dass  diese  Rente  durch  eine  Kapitaizahlung  auf  einmal  abge* 
löset  werden  Zu  diesem  Zwecke  woi*de  eine  Summe  von 
2,400000  fl.  dreiprozentiger  Don^änen-Schulden  auf  die  Lau- 
des'Steaerkasse  4ibertragen.  Da  diese  an  jährlichen  Zinsen 
nur  72000  fl.  erfordern,  so  hat  also  der  Herzog  dem  Lande 
die  Hälfte  der  zu  bezahlenden  Renten  erlassen.  Ausserdem 
hat  dei-selbe  auch  noch  auf  diese  Hälfte  für  das  laufende 
Jahr  1836  verzichtet.  — 

Einige  fernere  Mittheilungen  über  die  Domänen  nassen 
bk  za  der  betreSsnden  Binnabme-Abtheilung  versoboben  wer- 

.den;  hier  aber  ist  noch  zu  bemerken,  dass  unter  den  im 
Jahre  1848  von  den  Ständen  gestellten  Forderungen,  Nr.  7 : 
„die  Erklärung  der  Domänen  zum  Staatseigenihum  unter 
Kontrolp  der  Verwaltnug  durch  die  Slände"  —  betrifft  und 
dass  diese  Forderung  von  der  Regierung  zugestanden  wurde 
(&  V.  FMokoU  der  ständiscbea  Sümg  am  3.  Jimy  164$, 
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Vefhasdl.  Seite  147).  Auf  welche  Weise  die  AmtflAnmf  dkm 
Zuneherung  geschah,  wird  am  passendsten  unter  dem  Ab- 
schnitt ZivilHste  erörtert.  Jedoch  darf  schon  hier  nicht  un- 
erwähnt bleiben,  dass  die  Regierung  von  Nassau  bis  jetzt 
(Februar  1851)  an  den  Zusicherungen  getreulich  festgehalten 
bat,  weiche  der  höchst  ehren werlhe  Landesfürst  imMai*z  1848 
erlbeilt  hatte.  Dies  ist  der  Regperong  wid  besonders  dem 
Herzog  um  so  Adilcr  ohmtscAmi,  «Mt/  es  an  Verlockungen 
sor  Rttckliefar  in  die  fritiiereQ'  Zustände  wahrlich  nidit  gefehlt 
hat;  wml  sogar  manche  Anfechtong  für  den  kleinen  Slaat  ans 
der  seltenen  Gewissenhaftigkeit  seiner  Regierung  entstanden 
ist;  auch  weil  in  Nassau  manche  Zugeständnisse  weiter  ge- 
gangen sind,  als  in  anderen  Staaten.  Die  herzliche  Liebe 
und  der  lebhafteste  Dank  der  Bewohner  Nassaus  für  ihren 
Herzog  bezeogen  aber»  dass  sehr  wohl  erkannt  wird,  wie 
sdiwierig  es  in  jeingar  Zeit  fiir  etnen  Fttnten  ist,  selbst  nur 
seine  Versprechungen  zu  erftdlen.  — 

Die  Verwaltung  der  Finanzen  hat  durch  das  Gesetz  vom 
17.  (Jktober  1849  über  die  Organisalion  der  Zentralbehörden, 
gleichfalls  eine  veränderte  Einrichtung  erhalten,  worüber  die 
Bestimmungen  wie  folgt  lauten: 

^Mimsterial-Abtheibmg  für  die  Finanzen. 
18.  Zum  Geschaftokreise  der  Abtheilung  der  Finansen  gehören : 
,^1)  die  Verwaltung  der  Domäoengiiier,  derjenigen  Staatsgebäurk,  u  elcbe 
,,für  die  Floanzverwaltuag  erforderlich  oder  rentbar  gemacht  »ind, 
,,der  Domanial-Milhlen,   Hütten-  und  Hammerwerke,  Bergwerke, 
^Minendquellen  and  Bäder,  der  Domanial-Forste,  Fischereien^  Schä* 
^   „fereien  und  Weidegerechtsame ,  der  Bannrecbte,  Zehnten,  Gnind- 
^yzinaen  nnd  I>ehens-6f fälle ,  soweit  sie  noch  bestehen,  beziehungs- 
„weise  der  dafür  festgesetzten  Entschädigungsbeträge ,  der  Aktiv- 
„kapitalien  des  DomänenSskus  und  die  Verwaltung  des  Eberbacher 
„Weinkellers;  auch  tritt  diese  MinisterialabUieiluog  in  den  Wir- 
„kungskreis  des  Lehnhofs  ein. 

„Zum  Geschäftskreise  der  Ministerial-AbtbeilaBf  der  Finanzen 
,,gekOrt: 

^2)  die  Verwaltung  und  Verrechnung  der  Stempelabgabe  und  der  Kon* 
„iIrmaUonsCaxen  (anter  der  $.10  pos.  7  gemachten  Beachriiikang)» 
„der  Barrieregelder,  der  Intraden  ans  Regalien  (Bergregal,  Wmmiw 
„regal,  Pdf tregal  imd  MOMuregal),  der  KnAnengefälle,  der  Honopo- 
„lien  (Monopol  den  flalsrerkaalky  detLoropeniamMlns,  Hasardspiels 
„ud  der  WawmniiliwO»      Brlnfi  tob  Wnlkm$  K^nltkitlomw 
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„nnd  herrenloven  Gütani,  die  Verwaltung  nnd  Verrechnung  der 
,,ZölIe,  sodann  die  Verwaltung  und  Verrechnung  der  direkten 
„Steuern y  nämlich  Grund-,  Gebäude- >  Gewerb-  und  Kapitalieu- 

„steucrn ; 

9.3)  die  Verzinsung  und  Tilgung  der  Staatsschulden  (^sämmtlicher  bis- 
^,herigen  Domanial-  und  Landesstenerkasseschulden) ; 

9.4)  die  Verrechnung  der  samuiUichen  aus  der  Staatakaaae  zu  entrich- 
„tenden  Pensionen;  ^ 

^)  die  ZuMunmenatellttOg  der  Miiterialien  des  jahrlichen  Staaisezigeni- 

it«  ▼•iMit^e  wegen  Besetmiic  der  dieser  Abfhefloof  nntergeord- 
^neten  DienetileUeB,  iaeirwelt  detMibeB  nicht  die  unnlCtelbMre  Er- 
y^nennoair  niederen  Dieneten  Obertmgen  tot»  atoo  namentflA  die 
^VeiMU%e  wepniBefetsa^f  der  SteHen  der  Milgiieder  derStnnln- 
yyknesendirektton,  der  Aecejptnrbcnnilen,  der  Steoerkymmieegre ,  an- 
,,wie  der  sonstigen  Lokalbeamteny  nto  der  ZoÜbennlen^  der  Beamten 
^fUr  Eriieknqg  derSekiflaikrteaibgnben,  der  HDnxbeaniten^  der  Bade-, 
^^Bmnnen-  und  Kellerverwaltnagebeanten;  ebenso  die  Vorseklige« 
^beiieboqgsweise  Veifllgungeni  wegen  Versetiongy  Ponskniimiig 
y^oder  Wntiassnog  der  nnteifBOidneten  Diener; 
„7)  dte  Yoireehnnng  des  VerwnitnngsBBfirnndes»  weleher  etnlsaiaslg 
^diesem  Departement  zagewiesen  ist.  —  . 

„Die  Abtheilnog  der  Finanzen  besteht  ans  dem  Voraitsenden  und 
„vier  bis  sechs  Rüthen  oder  Assessoren,  welchen  ansseiden  ein 
^orstrath  und  ein  Baurath  beigegeben  sind.  — 

„Falls  die  Verhandlung  sammtlicher  obiger  CrCgeostände  in  einem 
^Kollegium  unthunlich  erscheinen  sollte,  kann  eine  Trennang  des 
„Finanzdepartements  in  zwei  Abtheilungen ,  die  eine  Torzugsweiae 
„für  das  Steuer-  und  Zollwesen,  die  andere  vorsugsweisc  ffir  die 
y^omanial-Verwaltung,  verfiigt  werden. 

„<$.  19.  In  Gemassheit  des  Art.  24  des  Zoll  vereinigt!  ngs  vertrag« 
„bleibt  die  Zolldirektion  als  eine  Unterabtheilung  des  Finanzdepar- 
„tements  mit  ihrem  abgesonderten  Geachäftszwe^  bis  zu  weiterer 
^Verfügung  fortbestehen. 

yyJV,  Rechntmgskammer-  und  Landesbank-Direktion. 

iy%*  20.  Dem  gesammten  Staatsministerium  ist  die  llechnungs- 
„kammer,  vorbehältlich  ihrer  Stellung  zu  dem  Oberappellationsge- 
„richte  in  ihren  richterlichen  Funktionen  untergeordnet.  Der  durch 
„das  Edikt  vom  9/11.  Sept.  1815  bestimmte  Personalbestand  dieser 
„Behörde  soll  in  Gemassheit  des  ihr  nach  der  neuern  Landesges«iz- 
„gebung  zukommenden  Wirkungskreises  festgestellt  werden.  — 

21.  Unter  der  oberen  Aufsicht  des  gesammten  Staatsministe- 
y^tbmt  steht  ferner  die  Direktton  der  Landesbank^  deren  Oeschifls- 
yykreia  nnd  PerMnal  dordi  das  Gesets  Tom  16.  Fekmar  1649  bn- 
„stinmt  sind.<<  — 
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Nach  den  im  Gnmdsteaer-Kataster  znr  Anfiiahme  gekmn- 

menen  Liegenschaften,  d.  h.  mit  Ausschluss  der  Ströme,  Flüsse, 
Bäche  u.  s.  w.,  beträgt  der  gesammle  Flächengehalt  des  Her- 
zogthums 1,812541  Steuernormalmorgen  von  100  □K-,  zu 
100  □  Fuss,  deren  eiiier  'A  franz.  Meter  gleich  ist.  iüemacb 
bereohnel  mkk  der  in  das  Grundsteoer-Kalaater  eingetragene 
Flächenraom  «inf  StJ  OMetten  und  nach  ungefährer  Uebern 
soUagung  der  Flächengehalt  dea  .ganxen  Landes  auf  90,6». 
geogr.  DM.,  oder  0,79%  der  Grifaie  von  Deutschkandy  wäh« 
rend  der  Bevölkerungs-Antheil  Naasau^»  1  Vo  ü>t.  Von  dem 
vermessenen  Raum  kommen  auf 

Steuer-Normal'  Pro^,' 


Morgen. 

Antheil» 

0,8S 

0,38 

36,39 

9,88 

0,79 

0,06 

,  736377 

37,13 

Treischland  und  Weideplätze.  •  • 

.  106981 

5,39 

unfruchtbares  Land,  Wege  u.  s.  w. 

40947 

9,03 

Dazu  fiir  Gewässer  (steuerfreie) .  . 

.  170961 

8,69 

1,983492 

100,^ 

(1        =s  91917  Steuer-Normal-Morgen.) 


Die  örtlichen  Ansiedelmgen  bestehen  aus  31  Städten,  36 
Flecken  und  816  Dörfern,  wozu  249  einzelne,  ausser  dem 
Ortsbering  belegene  Höfe  und  Wohngebäude,  899  Mühlen. 
69  Hatten-  und  Hammerwerke  u.  s.  w.  gehören.  Die  Zahl 
der  Wohngebäude  ist  64136,  also  auf  der  ^M.  durdischnitt« 
lieh  708;  deren  Brand versicherungswerlh  nahe  an  103  Millio- 
nen fl.  beträgt;  wovon  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  durch- 
schnittlich 239  i1.  kommen,  lieber  die  Bodenzerstückelung 
liegen  (die  in  den  Grundsteuerakten  ohne  Zweifel  befindlichen) 
Nachrichten  leider  mir  nicht  vor;  jedoch  sagt  das  Staatshand- 
buch, dass  das,  in  landwirthsdiaftlicherKidtur  stehende  Grund- 
eigenthomi  bei  weitem  zum  gröasten  TheÜ  m  Umam  PaneBm 
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unter  die  Guisbesitzer  veiiheiU»  als  freies  Eigenthum  besessen 
Wd.  In  einer  Versammliing  nassauischer  Landwirthe  wurde  . 
mir  mitgetheilt,  dass  za  einem  Bauernhöfe  selten  mehr  ab 
40--50  Morgen  Land  gehöre,  weshaU»  denn  aooh  anf  wenigen 
HöHen  mehr  als  2  Arbeitspferde  gehalten  würden. 

Die  Bevölkerung  des  Herzoglhums,  welche  im  Jahre  1821 : 
75017  Familien  mit  314262  Köpfen,  Ende  1840:  94260  Fa- 
milien mit  391651  Köpfen  betrugi  ergab  nach  der  Ende  1841^ 
alattgebabien  Zählung  Folgendes: 

Kinder   J¥»l.-  Personen  IVaf.-  JV»f. 
unter  i4  Antheii  Uber  14  AnlheiL  Zusammen,  Antheil 
Jahren.  Jahre^ 
männlich     72613    17,06    141379    33,21       213992  50,27 
weiblich      71g73    16,74    140421    32,99       2U6&4  49,73 
143886    33,80   881800   66,20      425686  100 
Die  Zahl  der  FamUim  belief  sich  auf  10023».  — 

Die  miniere  Durchschnittszunahme  für  den  ganzen  Staat 
war  1  %,  für  einzelne  Landestheile  war  der  höchste  durch- 
schnittliche Zuwachs  1,25  Vo,  der  geringste  aber  nur  0,51%, 
Da  Nassau  auf  der  □  M.  durchschnittlich  4703,71  Bewohner 
oder  1107,50  Familien  besitzt,  so  nimmt  esnacbder  Volksdidw 
tigkeit  in  Deutschland  die  13.  Stelle  ein. 

Auf  jede  der  im  Jahre  1849  gezählten  Familien  kommen 
im  Durchschnitt  4,25  Köpfe;  jedoch  ist  in  der  Wirklichkeit 
das  Verhältniss  etwas  abweichend,  weil  als  Familie  alle  unter 
keinem  anderen  Familienhaupte  stehende  Personen  aufgefiihri 
und  demnächst  zur  Steuer  herangezogen  sind.  Auf  jedes 
Wohngebättde  kofaimen  nach  einem  DurafaschniU  des  Jahres 
1845:  1,56  Familien  und  6,51  Personen.  Vergleicht  man  die 
Bevölkerung  von  1849  mit  den  verschiedenen  Arten  der  Bo- 
denbenutzung, so  berechnen  sich  durchschnittlich  auf: 


i  FosNlis. 

i  Kopf. 

Aokerknd,  Steuer  N.  Uiarf^  • 

7,00 

1,65 

Wiesen        »     «    »  .  . 

M6 

0,46 

Waldungen    ^     ^     n  •  • 

7,85 

1,76 

Weideplätze   „     „     »  .  . 

1,0T 

0,25 

Uberhaupt  urbarer  Boden  N.  M. 

17,68 

4,16 
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Nach  dem  Gewerbesteuer  •  Kataster  von  1845  war  die 
^  IM  der  Ackerbau  weibendea  GuCibasitser  44146,  also  10,67 
der  danudigen  Bevölkerung  and  «nl  jeden  denalboi  kAuien 
Ackerliiiid»  Steuer  Noraial  Moifeo   ....  t5,80 
Wiesen        n        ^        ^       ....  4,44 
Waldungen    ,         ,         ^        ....  16,68 
Weideplätze  ,»         r>         r>         .....  2,42 
überhaupt  urbarer  Boden  Steuer  N.  M.    .   •  40,14 
Auf  jeden  der  2056  Weinguts -BesiUer  kamen  dorch- 
schniulicb  7,56  Str.  N.  Morg.  Weüibei|;e;  die  Zahl  der  Tag- 
löhner,  (wozu  dort  alle  geringen  Bergarbeiter,  Fischer,  Hir- 
ten u.  s.  w.,  so  wie  überhaupt  die  nicht  zur  Panalie  des 
Dienstherrn  gehörenden  Gewerbegeliülfen  gerechnet  werden) 
war  18511  oder  4,44  %  der  Bevölkerung. 

Der  Bestand  der  äaunhiere  war  am  Schlüsse  des  Jahres 
1838  und  1845: 

also  auf  der  auf  eine 


fS38. 

i845. 

□  MMk. 

11134 

115M 

198 

0,18 

Esel  und  Maulesel 

589 

566 

6 

Rindvieh  .... 

182106 

190253 

2102 

1,89 

169604 

150732 

1666 

1,50 

Schweine     •  .  . 

69801 

79378 

877 

0,79 

16279 

21485 

237 

0,21 

Bienenstöcke    .  . 

14306 

10876 

118 

0,10 

Die  Abnahme  der  Schafe  wird  durch  das  FortschreiteD 
der  Konsolidationen  erläutert,  \reldie  grösseren  Heerden  um 

so  mehr  ihren  Futterbedarf  entziehe,  weil  die  ausgedehnten 
Gemeinde  Waldungen  verbal  tnissmässig  nur  wenig  zur  Weide 
gestattet  würden.  Das  Verhältniss  der  Wiesen  zum  Acker- 
lande, den  Gärten  und  Weinbergen  ist  wie  0,27  zu  1;  das 
Verhältniss  der  dungerzeogenden  Thiere  zum  Garten-,  Acker- 
und  Wein-Land  ist  wie  1  zu  1,60. 

Der  Ertrag  der  Wii^iberge  richtet  sich  nach  der  Lage,  dem 
Boden  und  besonders  dem  lahre.  In  guten  Jahren  bringt 
ein  Weinberg  in  leichtem  Boden ,  obgleich  im  besten  Alter,  in  der 
Regel  nicht  über  ein  Stück ;  von  schwerem  Boden  aber  werden  2 
undmebr  gewonnen.  Mannimmt«n,dassiii  vorzüglicheaHerbsten 
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im  Rheingau  etwa  5  bis  6  Tausend  Stück  oder  45000  Ohm,  oder 
7,800000  Flaschen,  gezogen  werden;  wie  selten  aber  diese 
sind,  beweisen  Aufzeichnungen  seit  16^6,  wonach  auf  20  Jahre 
dorchschniulich  nur  9  s.  g.  Treffer  foUen.  Der  UurchschniUa- 
Ertrag  von  HiUel-Jabren  kann  za  30000  prenss.  Ohm  ange- 
nommen werden. 

In  die  vorhandene  Waldfiäche  Iheilen  sich. 

Morgen.  Pros^,'AnikmL 
Die  Gemeinden  mit  ...  .  591997  73,90 
die  herzogt  Domänen  mit .  .   143819  17,97 
die  Standesherm,  der  übrige 
Adel  und  sonstige  Privatper- 
sonen mit                             61075  7,03 

der  Zentralstudienfonds    und  • 

die  Kirchen-  u.  Pfarrfonds  mit      3353  0,42 

auswärtige  Gemeinden  mit  929  0,09 

890995  100 

(da  diese  aus  gleicher  Quelle  stammende  Endsumme 
mit  den  oben  angegebenen  736377  Morgen  nicht 
stimmt,  so  scheint  hier  ein  Theii  des  Treischlandes> 
wenn  soldies  Forstgnind  ist,  mit  zugezogen  i»  seyn.) 

Den  Ertrag  berechnet  man  bei  Bochen-  und  Eichen- 
Hochwald  aof  Vm  bis  Vt  Klafter  zu  144  Kobiklbn,  bei  Hau- 

bergen  zu  24  bis  28  Kubikfuss  jährlichem  Zuwachses  auf 
1  Morgen.  Den  jährlichen  Durchschnitts  Ertrag  aller  Gemeinde- 
und  Domanial-Waldungen  ergiebt  die  nachstehende  Uebersicht. 

Eichen  Buchen  Nadel-  Erlen  o. 

hohe  Aspen. 

Stämme  ......      31980     9500     14900  1955 

Kubischer  Gehalt  .   .   .  1,114600  197700   904150  19400 

Klafterholz  (Klafter)      .      43100   60900      2340  13300 

(Birken.) . 

Lagerholz  (Klafter)  ...        680     370        4p  — 

Auwerdem  WeUen  9,907700  Stück,  Loehohwellen  990900 
Stiick;  Erdatöeke  14190  Stück;  Geschirriiolz,  als  Achsen  4400 

Stück,  Gerüsthölzer  107400  Stück;  Deichseln  45600  Stück;. 
Pflu^echen  9870  Stück;  Pfähle  69900  Stücke  üopfenstaogen. 
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«64000  Stuck;  Bohnenstangen  973000  Stück j  —  Stockholz 
23600  Klafter;  Späne  700  Karren. 

Alles  vorbezeichnelc  Holz  ergicbt  auf  Klafter  von  144 
Kubtkfoss  snirückgefübrt,  llir  die  Gemeinden-  135700  Klaftor 
odei^  70fii  Vo  des  Gesammtertrages;  Itir  die  Domänen 
41100  Klafter  ss  2f,35  Vo  des  Gesammt- Ertrag  zasammen 
176800  Klafter.  —  Wenn  man  nach  diesem  Verhaltniss  den 
Ertrag  der  übrigen  Forsten  berechnet,  so  kommen  auf  die 
Privatfoi-sten  14690  Klafter  oder  7,63  %  des  Ges.-Ertrag;  auf 
die  Fonds  806  Klafter  d.  h.  0,42  Vo;  auf  die  auswärtigen 
Gemeinden.   151  Klafter  =  0,09  «/o. 

Der  jährlich»  GesammUHober^ag  des  Herzogtb ums  Nassau 
vrärde  biemaoh  auf  durchschnittlich  192447  Klafter  (von  etwd' 
2,500000  II.  Werth)  zu  berechnen  seyn  ;  durchschnittlich  auf 
jede  Familie  1,92  Klafter;  auf  jeden  Kopf  der  Bevölkerung 
0,45  Klafter. 

Beiläufig  zu  erwähnen  ist,  dass  die  Ärl  der  Besteuerung 
der  Waldungen  vielfache  Beschwerden  und  Anträge  bervor- 
genifen  bat.  Das  Für  und  Wider  ist  kurz  zusammengestellt: 
im  Wochenblatt  der  Ver.  Nass.  Land-  und  Porstwirthe  von 
1850  Nr.  28*  und  34.  — 

Der  jährliche  Durchschnitls-  Verbrauch  ist  berechnet  auf: 
Getreide  5  preuss.  Scheffel,  Fleisch  52  Pfd.,  Wein  5  —  10  Quart, 
Bier  liy,  Quart.  Branntwein  5  Quart,  KafFe  2Vt  Pfd.,  Zucker 
4,88  Pfd.,  Theo  V4  Lotb,  Air  den  Kopf. 

B.  Staats -SiimalimeiL 

Im  AllcemelMen* 

Eine  vergleichende  Darstellung  der  Staatseinnahmen  von 
einer  Reihe  Jahre  im  Ganzen  durchzuführen,  wie  bei  andern 
Staaten  geschehen,  ist  in  Beziehung  auf  das  Herzogthum  Nassau 
schwierig,  wegen  der  besondern  Stellung  der  tfyrektm  Steuern, 
die  nar  nach  Bedarf  zur  Aushülfe  verwiUigt  werden ,  deren 
'  yermgerer  Betrag  mithin  ein  Vortheil  für  das  Land  ist  und 
keine  Abnahme  der  Steuerfahigkeit  andeutet.  Hinsichtlich  der 
Rechnungen  der  DcMnä'ftenkasse  aber,  weil  zwar  die  Schluss- 
summen veröffentlicht  sind,  nicht  aber  die  Beträge  der  ein- 
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zelnen  Zweige  der  Einnahme.  Sonstige  SehwierigkeUm  be- 
ruhen  in  der  seit  1845  veränderten  Form  mancher  Eeoh-* 
non^abtbeilungen  der  Domänenkasse,  dann  in  dem  Uebel- 

.  stand  dass  die  Domänenicasse  einige  Einnahmeposten  (Mainzoll 
und  Mineralwasser-Dt'bit  /  mir  mit  dem  /?einerlrage  auf- 
führt, was  in  der  Landesrechnung  sogar  mit  der  Mehrzahl 
geschieht;  ferner  in  der  Unvoilständigkeii  der  Rechnungen, 
in  welchen  die  eigenen  Einnahmen  von  einer  Anzahl  Staats- 
anstalten  fehlen,  und  zwar  mit  sehr  ansehnlichen  Beträgen, 
wie  die  in  der  nachstehenden  Tafel  bei  den  Jahren  1830  und 
1851  nachgetragenen  Beispiele  zeigen;  endlich  in  dem  Um- 
stände, dass  ungeachtet  der  Abtretung  der  Donianiahuitzungen 
an  den  Staat,  doch  noch  Zahlungen  einer  Kassa  an  die  andere 
Stau  finden,  z.  B.  von  (1849)  fast  9400ü  II.  89524  und  4463^, 
welche  die  Domänenkassc  an  Steuern  und  Wasserlaufzinsen 
der  Landes -Steuerkasse  zahlt.  Allerdings  sind  mehrfache 
Gründe  vorhanden,  welche  sehr  rathsam  erscheinen  lassen, 
dass  der  Bettand  des  hiskerigen  Dammml^Vmnögens  stets 
ganz  klar  gehalten  werde  ,  allein  dazu  ist  ein  solches  Rech- 
nungs-Verfahren nicht  nölhig;  wie  denn  üherhau[)t  unbescha- 
det jenes  Ziceckes,  eine  vollständige  Kassen  Vereinigung  und 
damit  Geschäftsvereinfachung  und  Ersparung  möglich  scheint 
Die  nachfolgende  Zusammenstellung  lässt  aus  diesen  Gründen 
Manches  zu  wünschen  übrig,  durflc  jedoch  als  Grundlage  der 
ganzen  Darstellung  nicht  fehlen. 


Digitized  by  Google 


Eiuiiabmeii 

der  Landessteuer-  und  der  Domftnen-Kasse  von 

Jahren  (Kalenderjahr) 

1830/2,  1846,  1849,  1850  und  1851. 
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an  der 

in 

Ead- 

fl.  rheio. 

•ummc. 

A. 
1. 

II. 

in. 

IV, 
V. 
VI. 

1. 

2. 
3. 
4. 
ö. 
6. 
7. 

vn. 
vm. 

IX. 
X. 
XI. 
XII. 

XIII. 


Domänen-Gefälle. 
Ertrag  der  Forsten  .... 


Von  Gütern  In  Zeitbestand  1 

Von  Gütern  in  Erb-Bestaud  * 

Von  Gütern  in  eigener  Verwaltung     .    .  . 

Von  eigenen  Weinbergen 

(für  1830  nur  aus  dem  Eberbaclier  Weinkeller j 
Grundrenten  u.  s.  w. 

Lehngefälle  


Fnicht  und  kleine  Zehnten 

Weinzehnteo  

Zinsen  von  Ablösungskapitalien  . 
Grundzinseil  C^^eld  und  Wein)  . 

Entschädigungsrenten  

Schäi'erei-  und  Weiderechle    .  . 


489919 
134052 
7352 

C«.  V.  VI.  6 
und  VlllO 

15359 

(«.  T.  XVI.) 

9650 
140104 

2577 


Zusammen  VI 


Von  Bade-Anstalten 


Von  Berg-,  Hütten-  und  Hammerwerken.  . 
Cf'ür  1830  mit  Einschlus.s  des  später  grÖssten- 
theils  abgelüssten  Bergzehntens)  .... 

Jagd  und  Fischerei  ......... 

Von  3Iühlen  und  Bannrechten  

Von  Gebäuden 

3Iain-Zoll   .    .    •  . 

und  Gewinnungskosten  

Mineral -Walser- Debit  

und  Gewinnungskosten  ....... 


15,25 


4,18 


0,23 


167590 
117344 

(x'.aurhXIII) 
(ohncGewin- 
nungftkoaten) 

3644U 


18727 
5310 
15666 
59773 

(rein.j) 
(v, auch  VIP 


0,48 


0;30 

4,36 
0,03 


5,22 
3,66 

1,13 

0,53 
0,17 
0,49 
1,86 
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0«Ube(r«g 

Pro- 

Geldbetrag 

Pro- 

BtaUmäisi|e 

Anachlai  für 

1851  und 

Pro- 

Gewin- 

nach dar 

xent- 

a  1 

nach  dar 

senl- 

Einnahme 

(.VormaZ-An- 

nung!- 
Kosten 

Rerhnuni; 

An- 

RerhnunK 

An- 

ror 

KchlaK  in  der 

An- 

Pro- 

thcit 

t\  m    J  n  n  r 

«  o  in      w  II  r 

iheil 

daa  Jahr 

Aliniülerial- 
Mitlheilung 

theil 

senle 
der 

an  der 

1849. 

an  der 

18&0 

vom 

an  der 

Hoh- 

in 

Biid- 

in 

Bnd- 

in 

4.  Pesember 

Knd- 

Ein- 

II.  rhein. 

•umme. 

fl.  rhein. 

■ummp. 

fl.  rhein. 

ISM) 

in    fl  f>ntfiin 
1  II   II ,  r  Ii  d  II  1 

■umme. 

nahme. 

632670 

14,26 

406871 

9,74 

500000 

550000 

13,65 

(592365) 

34,85 

149998 

3,39 

159151 

3,81 

178000 

156000 

3,92 

(280852) 

19,53 

1  Idl  4 

(33323) 

11,30 

11938 

0,27 

17253 

0,41 

14000 

16000 

0,40 

C16817) 

22,70 

11733 

0,26 

61275 

1,24 

60000 

36000 

0,89 

(54498) 

54,13 

52 

0,00 

— . 

— 

C  -) 

— 

17339 

0,40 

12312 

0,30 

50000 

30000 

0,74 

(  -  ) 

— 

8099 

0,07 

1007 

0,02 

— - 

— 

c  -) 

— 

191053 

4,31 

322274 

7,72 

270000 

240000 

5,96 

C244504) 

0,21 

16278 

0,37 

5795 

0,14 

(  —  ) 

168 

0,00 

168 

0,00 

168 

168 

0,00 

(168) 

0,04 

1985 

0,01 

1096 

0,02 

1200 

1500 

(1686) 

229974 

5,1» 

342652 

8,20 

321368 

271668 

6,74 

77149 

1,74 

51096 

1,23 

55000 

70000 

1,73 

(73052) 

45,25 

36381 

0,82 

71487 

1,71 

7.5000 

70000 

1,73 

64,00 

(75000) 

19283 

0,44 

5017 

0,12 

2000 

2500 

0,06 

33,36 

(2743) 

7344 

0,17 

5451 

0,12 

6000 

6000 

0,15 

(10756) 

— 

8742 

0,20 

8317 

0,20 

9600 

12000 

0,30 

(12835) 

99,06 

43661 

0,99 

34146 

0,82 

36000 

40000 

0,99 

(38000) 

9,48 

4697 

0,11 

pp.  4574 

0,11 

pp.  4768 

4187 

A  1  A 

0,10 

(3978) 

130807 

2,94 

79480 

1,91 

90000 

100000 

2,48 

(107657) 

65,00 

184329 

4,15 

184329 

4,41 

184329 

185740 

4,61 

(lljthri  Diucliaefauu.; 

(D»»gl.) 

(Dt»fl.) 

(199962) 
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Bezeichnung 

der 

^  t  n  n  a  t)  m  r. 

Zinsen  von  Aktivkapitalien  

Ausserordentlich  

Für  verkaufte  Früchte  

(für  1830  auch  Zehnt-Wein) 

*  Zusammen  A 

Steuer-  und  Zoll-Gefälle. 
Direkte  Steuern   

Stempel- Abgabe  

Chaussee-  und  Brückengelder  

Regalien  

Berg-Hegal  (Ouatembergelder) 
Wasser-Regal  aus  Fischereien  ..... 

„  Wasserlauf-Zinsen .    .  . 
77         7)      7,  Anwachs  ...... 

,y  dem  Rhein-Zoll  .    .    .  • 

„         „     von  Ueberfahrten  

jj         „     aus  HafengefaUeu  

»  5)  Lahn-Schifffahrt.s-Abgaben 
Post- Regal  

Münz-Regal  

Zusammen  IV 

Krnhnen-Gefälle  

Monopole. 

Salz-.llonopol  

Sonstige  Monopole  

Zusammen  Vr, 

Konfirmations-Taxen  

Strafen  

Eipuahmen  aus  Landesgebäuden  

Konfiskationen  

Ausserordentlich 

Niederländische  Militär-Pensionen  

Pensions-Beiträgen  aus  ZiviJ-WillwenkaÄsen  . 


Geldbetrag 

Pro- 

des  Durch- 

sent- 

schnitts 

An. 

der  Jahre 

theil 

1830— 1 83« 

an  der 

in 

Ead- 

11.  rhein. 

■  umme. 

50437 

1,57 

1425 

0,04 

389600 

1,493635 

46,50 

804097 

25,03 

178442 

5,55 

35625 

1,11 

— 

z 

12000 

— 

— 

0,37 

147966 

4,61 

308 

0,00 

10157Ä 

3340 

0  11 

104918 

.S,27 

64067 

1,99 

U,vS9 

2314 

0,08 

2680 

0,08 

XIV. 
XV. 
XVI. 


B. 

I. 

II. 
III. 

IV. 

1. 

2. 

3. 

4. 

6. 

6. 

7. 

8. 

9. 
10. 


V. 

VI. 

1. 

2. 


VII. 
VIII. 

IX. 

X. 

XI. 

1. 

2. 
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6«Idbctr«f 

der 
R«chnuDj(eii 
TO»  1846  und 
(1848  reine 
Hat-Kin- 

in 

fl.  rhein. 

Pro- 
xpnt- 
An- 
thril 
an  der 
End- 
summe. 

Geldbetrag 
des 

Voranaclilaga 

für 
1849 
in 

fl.  rhein. 

Pro- 
aent- 
An- 
theil 

an  der 
End- 

Riimme. 

Etatmimiige 
Einnahme 

für 
daa  Jahr 
1850 
in 

fl.  rhein. 

Anschlag 

für 
das  Jahr 
1851 
iti 

n,  rhein. 

Pro. 
aent- 
An- 

theil 
an  der 

End- 
summe. 

Gewin- 
nunga- 
koaten 
Pro- 
aente 
der 
Roh- 
ein- 
nahme • 

58358 
3586 
433382 

V  Ol 

1,31 
0,08 
9,77 

17853 
3695 
156671 

0,43 
0,09 
3,75 

30Ü00 
120000 

JOOOÜ 

(30000) 
3000 
(3000) 
130000 
(  ) 

U/  4  4 

0,07 
3,24 

— 

2,057330 

46,39 

1,610696 

38,57 

1,696065 

1,69|P95 

(1,691696) 

42,05 

30,05 

810217 
(1,054802) 

216573 
•  (202480) 
25153 

(23973) 

18.27 
4,89 
0,57 

1  325000 
196500 
33000 

31,73 
4,71 
0,79 

1,170000 
193900 
33000 

915950 

(3i/)Snnplum} 

206800 
26000 

22,73 
5,13 
0,64 

2,75 
5,00 
21,80 

12000 

0,23 

12000 

0,29 

-  1 

20 
1130 
15900 
400 

2000 
500 
9200 
12000 

20 
1032 
21050 
440 

1  t>4£UU 

1990 
500 
10300 
12000 

0,00 
0,02 
0  52 
0,01 

w,ot> 

0,05 
0,01 
0.26 
0,30 

278646 
(191108) 
167 
(72) 

6,28 
0,00 

186730 
150 

4,47 
0,00 

192150 
150 

201532 
100 

5,00 
0,00 

7,50 

177633 
(175482) 
6653 
(6058) 

4,00 
0,15 

171000 
6658 

4,09 
0,16 

193000 
71 

194000 
6658 

4,82 
0,16 

184291 
115699 
(79349) 

(4441) 
3197 

(2513) 
380 
(308) 

4,15 
2,61 

0  11 
0,07 
0,00 

177658 
77900 

9G50 

2398 

500 

4,25 
1,86 

0,25 

0,06 

0,01 

193071 
75500 

9700 

2385 

300 

200658 
76600 

9700 

2563 

200 

4,98 
1,90 

0,25 

0,06 

0,00 

2500 
150 

2000 
100 

0,05 
0,00 
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Geldbetrag 
de»  Durch- 

srhniUfl 
der  Jahre 
1830— 183S 
in 

fl.  rhein. 

Prä- 
sent'» 
An- 
theil 
an  der 
End- 
summe. 

3. 

4 

4. 

Ö. 

c!<rsaiz  AUS  ivriiiiiiiai—  Ulla  Jruiizei— LJ nicrsuciiungcn 
U6Derscuuss  «in  ueoiinren  \oii  v  erwaiiekcu  Lisna- 

— 

— • 

— 

— 

^                            Kusamnieu  XI. 

75014 

2,34 

XII. 

201248 

G,26 

XIII. 
XIV. 

Zinsen  luis  der  laufenden  Rechnung  der  Stcuer- 
kaäse  mit  der  Landeskreditkasse  .... 

9578 

0,30 
• 

XV. 

Aus  der  laufenden  Hechnung  der  Militär-Masse- 

— 

XVI. 

1. 

2. 

3. 

Eifene  Rinnahmen  einiger  St.iatsan.stalten  (Von 
Sonstigen  liegen  bis  jetzt  keine  Nachrichten 

Zu^thaus  zu  Diez 

Korrektion.shaus  zu  Eberbach  .  ..... 

— 

xvu. 

Zusammen  XVI. 
Gewinnungskosten  für  diejenigen  Posten,  wovon 
uur  die  /?ei/i-Einnahme  vorgebracht  ist  ^  an- 

80000 

2,49 

Zusaninien  B. 

1,718858 

53,50 

Summe  A. 

l;493635 

46,50 

3,212493|100,— 

Die  ÄoAeinnahmo  der  Landesslenerkasse  war  im  Durch- 
schnitt der  Jahre  1830/2:  1,718858  fl. .  nach  der  Rechnung 
von  1846:  2,378386  fl. .  nach  den  Voranschlägen  für  1849: 
^,565136  fl. .  für  1850  nach  Absatz  der  eieionen  Einnahmen 
der  Staatsanstalten,  weil  solche  tViiher  fehlen)  2,476606  fl.,  für 
1851  (desgl.)  2,246603  fl. 

Die  DomänenVdiSS^  hatte  im  Jahre  1830  eine  Roheinnahme 
von  1,493635  fl.;  im  Jahre  1846  betrug  die  Einnahme  2,057330  fl., 
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G«ldb«trag 

der 

von  1846  und 
(1848  rrine 
Hal-Ein- 
nahma) 
in 

f.  rhein 

Pro- 
aenl- 
An- 
Iheil 
an  der 
End- 
summe 

Urldbetrtg 
de« 

Voranaclilag« 
für 
IR49 

in 

II.  rhein. 

Pro. 
sant- 

An- 
Iheil 
an  der 

Knd- 
numme. 

EiaimtHHige 
Einnahme 

für 
da*  Jahr 

1850 

in 

II.  rhein. 

Anschlag 

für 
da»  Jahr 
1851 

in 

fl.  rhein. 

Pro- 
acni- 
An- 

Iheil 
an  der 

End- 
Ii  iimmr. 

Gawia- 

nuuf*. 

koülea 
Pro- 
»enie 
der 
Hoh- 

•  IB- 

nahme . 

— 

— 

— 



6900 
9000 
7000 

650O 
10000 
7000 

0,16 
0,2.') 

0,17 

ZTXßVJ 

900 

0  02 

31317 
(158518) 
609215 
(497576) 

0,71 
13,73 

25650 
450000 

0,61 
10,78 

26450 
500000 

26500 
500000 

0,ü6 
12,42 

9057 
(  -  ) 

0,20 

574 

(  -  ) 

0,01 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

-  1 

— 

2385 
4949 
74127 

2457 
5346 
80365 

0,06 
0,14 
1,99 

— 

— 

81461 

88168 

2,19 

80000 

1,80 

80000 

1,91 

80000 

80000 

1.09 

2,37838h 
(2,476fi30) 

iacl.  XVII. 

2,057330 

53,61 
46,39 

2,565136 
1,610696 

61,43 

38,57 

2,558067 
1.696065 

2,334771 
1,695095 

57,93 
42,05 

4,435716  1 100,-1 

4, 1758321 100,-1 

4,254132 

4,029806  |100,- 

im  Jahre  1849  1,6106960.,  nach  den  VoraDSChlagen  für  1850: 
1.696065,  für  1851:  1,695095  fl.  Der  Proient-Antheil  an  der 
Gesammleinnahnie  war  mithin  für  die 

iS30/2  i85i 
Landessteuerkassc  .   .     53,50   —  57,95 
Domanenkasse    .    .   .     46,50    —  42,05 
und  die  Schlusssurmne  aller  Einnahmen  (nach  Absatz  der  ge> 
jenseitigen  Zahlungen  und  Zusatz  der  eigenen  Ginnahmen  vou 
ijlaalsanstalten,  so  weil  solche  bekannt) 


1 


Google 
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1830/2:    3,212493  fl. 

1846:       4,435716  „ 

1849:  *     4,175839  ^ 

1850:      4,160182  « 

1851:  3,985866  « 
.  Bei  Besprechung  der  anzelnen  Binnahmen  werden  die 
Ursachen  der  Zu-  und  Abnahmen  sich  zeigen,  und  ich  er- 
wähne deshalb  hier  nur  noch,  dass  ein  Gesetz  vom  2.  August 
1848  die  Art  (ier  Beitreibung  der  ölfentlichen  Abgaben  und 
Gefalle  bestimmt;  worauf  auch  eine  Bekanntmachung  und 
Instruktion  vom  10.  August  1850  sich  beziehen.  Gesetzen!-' 
wiirfe  über  das  Verfahren  gegen  Kaumtbetmle,  welche  Rezesse 
machen  und  über  eine  Reehmmg^utmmer  liegen  cor  Be- 
rathung  vor« 

Ii)  Eimmtämb  fHmmimmUkmmMumiMiu 

Ott)  DomanM'  und  HcheiU'Eimud^mmy  Monopole. 

1.  ltil|cn»tnai. 

Ueber  das  Murige  System  der  Bomdnen'VerwaÜimg  ent' 

halt  die  von  mir  herausgegebene  Zeilschrift  des  Vereins  für 
deutsche  Statistik  im  Jahrg.  1848  Seite  1004,  folgende  Be- 
merkungen eines  dabei  selbst  Betheiligten.  Die  Verwaltung 
der  Domänen  des  Herzogthums  Nassau  wurde  nach  einem 
landesherrlichen  Edikt  vom  20.  —  24.  Januar  1816  einer  be- 
sonderen Behörde  «der  General  -  Domänen  -  Direktion  zu 
Wiesbaden^  übertragen  und  derselben  überwiesen  der  Erlrag 
von  Lehngefällen,  Gütern,  Mühlen,  Gebäuden,  Hütten-  und 
Hammerwerken,  Borgwerken,  Mineralquellen  'zu  Ems,  Schvval- 
bach,  Selters,  Schlangenbad,  Fachingen  und  Weilbach),  Bädern, 
Forsten,  Jagd  und  Fischereien,  Schäfei*eien»  Weid  -  Berechtig 
gungen,  Bannrechten,  Zehnten,  Grundzinsen,  Aktiv-Kapitalien, 
Wasserzell  zu  Höchst,  Eberbacher  Weinkeller  und  Entschädi- 
gungen (ur  aufgehobene  Beuten.  Es  wurde  verordnet,  dass  die 
Verwaltung  dieser  Einkünfte  nach  den  Landes-PoKzeigesetzen» 
so  weit  solche  anwendbar,  besonders  bei  den  üomänen.  For- 
sten, den  Berg-,  Hütten-  und  Hammerwerken  sich  richten 
sollte. 
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Dieser  Bestimmung  gemätg  wurden  die  Holztällungs  •  ond 
Kuliurpläoe  der  Landesregierung  vor  deren  Aosftihning  zur 
Genehmigung  vorgel^t.  Der  Ertrag  sämrotlicher  DomaniaU 
Einkünfte  sollte  ferner  durch  ölT^tuKche  Vorst  ei  sinun»  an 
Meistbieiendo  ormillolt  worden.  Die  riuclitg(?f;illf  k(trnUen, 
ehe  sie  auf  die  Domanial-Speicher  gelicforl  wiinion.  nach  dem 
Marktpreise  und  an  liie  Pflichtigen,  nach  dem  Preise  der 
nächsten  öfl'entlichen  Versteigerung,  verkauft  werden.  Da 
dieses^  wie  die  Erfahrung  später  lehrte,  allgemein  nnausfiihrbar 
war,  so  verordnete  man,  dass  von  den  aufgespeicherten  Früch- 
ten ein  Drittheil  gleich  nach  der  Brndte,  ein  anderes  im 
Frühjahr,  und  das  letzte  vor  der  nüchsten  Erndte  an  die 
Meistbietenden  öfl'entlich  vei^sieigerl  werde.  Bei  der  Hesorg- 
niss  einer  Misserndle  bleiben  diese  Friichle  unversteii^ert  zur 
Aoshülte  in  Nothfallen  aufgespeichert.  Die  Lehngefalle  wurden 
nach  den  Gesetzen  und  unbestrittenen  Observanzeti  angesetzt, 
vierteljährig  erhoben  und  sollten  die  Inventare  der  bestehen- 
den BrUeibgüter  ungeschmälert  erhalten  werden.  — 

Bei  Verpachtung  von  Domänen-Landgütern  war  man  ehe- 
mals bemüht,  einen  Pachter  zu  gewinnen,  welcher  all£j;emein 
als  rcchdich  und  besonnen  anerkannt,  die  erlbnierliche  Lo- 
kaU  und  Sachkenntniss  besass,  dem  dann  auf  den  Grund 
eines  möglichst  genauen  Erlragübei*schlags  imd  sonstiger  bil- 
ligen Bedingungen,  ein  solcher  Pachtpreis  in  Geld  und  Na- 
toralien  angesetzt  wurde,  dass  derselbe  ehrlich  sich  nähren 
und  wohlstehend  bleiben  konilib.  In  der  Regel  wurde  die 
Facht  auf  20  oder  mehrere  Jahre  oder  auf  Lebenszeil  abge- 
schlossen, und  die  Beispiele  waren  nicht  selten,  dass  die 
Pacht  einer  Familie,  wegen  ihrer  Häuslichkeit  und  Pünktlich- 
keit  in  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten,  mit  Vortheil  für  den 
Fiskus  bis  in  die  dritte  Generation  erneuert  wurde.  Der  Er- 
trag war  auf  diese  Art  nicht  hoch,  aber  doch  sicher.  Diese 
patriarchalische  Art  der  Verpachtung  der  Güter  musste  später 
der  an  den  Meistbietenden  weichen,  wodurch  scheinbar  ein 
höherer  Ertraj^  erzielt  wurde,  am  Ende  aber  nicht  selten  die 
Pachterfamilie  zu  Grunde  ging,  und  der  Fiskus  zugleich  be- 
deutend verlor.  Man  wiid  durch  Schaden  klug  geworden, 
eine  andere  Art  der  Verpachtung,  die  durch  SMmMmm, 
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wählen,  welcliie  voraussichtlich  die  Sicherheit  des  Erstem  pa- 
lriarcfaaÜ8ck0B  nDd  daneben  de«  Ertrag  ^er  öfifentlidieii  Meist- 
gebote  gewähren  wird. 

Wenn  die  Landwirthschafl  nodh  nicht  auf  den  mögHdken 
Grad  der  Vollkommenheit  gebraißfat,  oder  vemacMässigt 
wurde,  war  die  in  früheren  Zeiien  vertimobte  Selbstverwal- 
tuns aller  Domänenijiitor  als  Miisterwirthschaft  nützlich.  Die- 
ses  könnte  durch  mehrere  Beispiele  nachgewiesen  werden, 
wie  sich  bei  den  in  den  Fürstenihümern  Siegen  und  Dillen- 
burg vortrefflich  ausgeführten  Wiesenbau-Arbeitea  gezeigt  bat, 
weldie  nie  von  Pacbtern  und  Privat-Eigenthfiiiiern  ausgefttlni 
worden  wiiren.  Sobald  jene  ffindermsae  beseitigt  aind,  moai 
(abgesehen  von*  einaeben ,  daroh  beaondere  VerhÜtRiflse 
botenen  Ausnahmen)  die  SelbstverwaltuDg  aufhören,  und  der 
Zeitpacht  auf  eine  längere  Reihe  von  Jahren  der  Vorzug  er- 
theilt  werden.  Muss  man  auch  einräumen,  dass  bei  der  Erb- 
pacht, würde  sie  allgemein  eingeführt,  die  Binnahme  siehe-- 
rer  wid  die  Verwaltung  einfacber  sei,  so  ist  sie  dooh  in  der 
jetngeii  Zeit  bei  dem  Bestrebea,  getbeiltes  oder  rnttzmesslicfa 
libefgebenes  Eigentha»  m  «oUkommea  freies  zu  nwwaMlelii, 
ernstlich  zu  widerrathen. 

Bei  der  Verwaltung  solcher  Güter,  besondere  der 

der  Hütten  und  Hämmer,  hat  oft  ein  solcher  Schaden  sich 
beraos  gestellt,  dass  nicht  einmal  ein  ReineKrag  übrig  bliebe 
—  Der  Verkauf  überflüssiger  Gebäude,  deren  Unterhalt  ver» 
bältnissmässig  viel  kostete,  wür  sehr  aweckmüssig  aageordnat 

Das  über  das  DoBaaniaLVermögen  anfgenooMneoe  Am»* 
iar^  welches  immer  vollständig  erhalten  werden  sollte,  wurde 
nicht  veröfTentlieht.  Dieses  war  auch  mit  den  jährlich  abge* 
hörten  Rechnungen  der  Fall.   (So  weit  aus  der  Zeitschrift.) 

In  Beziehung  auf  die  Erhaltung  des  Domanial-  Vermögend 
ist  nachfolgendes  Edikt  des  Herzogs  Wilhelm  mitzutheüen : 

„Wir  Wilhelm  von  Gottes  Gnaden  ioavenuierlIerzo|^  ku  Nassau  etc. 

,,haben  in  Kn^  ägung ,  dass  durch  die  grundgesetzlichen  Bestimmungen 

„Unseres  Hauses,  namentlich  durch  deaaea  £rbvereio  toh  23.-30. 

^JtiDy  1783  festgesetzt  ist : 
„l)  Das  Verbot  aller  Vernusserungen,  durch  welche  eine  Vermin- 

„demng  der  Substanz  des  Dotnanialvermögens  herbetgefithrl  wird, 

»darceatatt»  daaa  alle  diesem  Verbote^auwideriauftnden  Verauaaenui- 
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t^tn  für  nichtig  und  unwirksam  erldärt  siiul,  (Art  10  und  11  des 
,^rbv«reiiui)f  2)  daa«  hierunter  nur  solche  Veraasserangen  nicht 
Inbegriffen  sind«  deren  zeilweitie  Noth wendigkeit  oder  Nützlichkeit  zur 
Verbesserung  der  Vermügenumhetana  oder  des  Hevenüenertrages  au« 
,;6rundsützen  einer  geregelten  Verwaltung  sich  ergiebt,  jedoch  mit 
f,der  ausdrücklichen  Beschrankung,  daaa  der  Gelderlös  oder  die  Ob- 
,Jekte,  welche  bei  solchen  Veräusserungen  wieder  erworben  werden, 
,,zum  Kapitalstocke  des  Domanial Vermögens  wieder  angelegt  und  nicht 
laufenden  Ausgaben  verw  eiiiiet  werden  sollen  ,  (Art.  12  des  Krb- 
jyVereins);  3)  duss  iu  L  ebereinsliimnuug  mit  dem  Verbote  aller  Ver- 
„fitiaserungeu  die  Verpfandung  der  Substanz  des  Donuuiialveniöfeiis 
„gleiehiEin^  aateraa^C  ist,  (Art.  13  des  Erbvereins) ;  i)4Mit|jfle  V«^ 
„Pfändung  der  EiokOvAe  teMibta  mar  te  dea WM«  itMiiaiMi  Ulf» 
«»•iMr  in  don  Artik«!  Uta  Erihreniu  ▼oifaMhawa  fWMÜettMfaidtt 
»im  eftür  KaplliianfiMlUM  vuih—iliiii  Ist,  n— wtllcfc  also  lortUgoBg 
lyiUenr  Piwiaifflwp  oitr  alt  ^mm  vqfftSXmim  Lndcstliolfe  lllwr^ 
;jliQBiHB>i*  athaHoB,  wegen  dMr  VtrwnriaQc  imi  NatM  in  ta 
»dMeIfctt  aacegsbeM  FUloi  lui  aor  Aiaraaiaaf  daar  dtrch  Krlif 
„odMr  Vail&ekafSUe  eatffaadaiea  lioili>  (Art  14  feto  16  4ea  Hrihvww 
,iefafl>|  la  Erwlgaaf  i  4aai  dareh  alaaa  awlitfcf  dea  baidta  Liaiaa 
^VaMTin  flma— Haniiii  aai  14.  jaajr  1814  alijpMiiloaiWiaa  Vcrtn« 
tJUm  lirUamai  dta  fidacHwi  Bvbmtfaa  ia  atiana  WaMalUAia 
j>>iiaMIHtr,  aar  AaiwIftalaBy  aad  IMadnraat  de^jealgai  tlaaelBM 
»Jfcnfiaaaiima  jtdtftK  wtld»  tefMga  der  aeit  dMiBadtdaavaHgca 
.  ifJaMonderts  in  dM.  Barftzongen  daa«  €teaaaititfauMB  Nassan  einge- 
^»tretenea  Varandemagca  akkt  MfAr  anwendbar  &eyn  möchten,  eine 
y^evision  vorbehalten  worden  fst;  in  der  Absicht,  alle  Zweifel, 
lywdeha  Uerdnrch  aber  die  fortdauernde  Kraft  und  Gültigkeit  der 
y^oben  angefOhrten  Artikel  erregt  werden  könnten,  durch  eine  ans- 
„drückliehe ,  flir  Uns  und  Unsere  Hegierungsnachfolger  verbindliche 
^^klärung  gänslich  und  für  immer  zu  beseitigea  —  Uns  gnädigst 
^bewogen  gefunden,  zu  verordnen,  wie  folgt:  $.  I.  Dia  sa  dem 
9,Kapitalstocke  des  Domanial  Vermögens  gehörigen  Güter,  Renten, 
9,Rechte  und  G^rechtsAme  sind  unveräasserliüb.  %.  2.  Unter  diesem 
^Verbote  aller  Verausserungen  sind  nicht  begrilTen:  die  Abtheiluog 
^von  Gemeinsohaften ,  die  Ablösung  von  GrundaVgaben  und  Diensten, 
'  ^die  Vererbldhung  .  Austauschuog  und  der  Verkauf  kleinerer  Doma- 
„nialgUter  und  Grundstücke  und  die  Niederlegung  oder  Verinssemng 
„überflüssiger  Gebäude.  Die  dagegen  erworben  werdenden  Objekte 
„fftllen  von  selbst  dem  Kapitalstocke  auhcim,  der  in  dem  einen  oder 
„anderen  Falle  eingebende  Gelderlös  muss  zu  demselben  wieder  au- 
„gelegt  und  darf  zu  laufenden  Ausgaben  lüchc  verwendet  werden« 
„S.  3.  Die  Güter,  Kenten ,  RechU  und  Gereehtsome  dfirftn  aiälil  Tar-. 
„pfändet  werden.  Eine  Verpfändung  von  BbtkMtaa  aaa  dteialkaB 
y>fat  aar  dann  aoläsaig»  wana  aiaar  der  ia  UaaeraMHauasaaelia  w- 
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figmehenm  Fälle  einer  nothwendigen  oder  nütsHehen  Kapitalaufnahme 
^vorliegt.  8«  4.  Gegenwartige  Verordnung,  deren  genaue  Vollziehung: 
jysämnitlichen  einschlagenden  Behörden  zur  besonderen  Pflicht  gemacht 
„wird,  ist  durch  das  Verordnungsblatt  öffentlich  bekannt  zu  macheti. 
^  gegeben  Biebrieh  den  17.  Jiiny  1837.« 

Diese  Verordnung  legt  meiner  Ansicht  nach  der  Veräus- 
sening  von  Domanialgegenständen .  Hinderiäisse  in  den  Weg, 
deren  Beseitigung  in  mehrfacher  Hinsicht  wönschenswerUi  seyn 
dürfte.  Nach  den  in  andern  deutachen  Staaten  seit  geraumer 

Zeit  mit  dem  besten  Erfolge  geüblen  Verfahren  veräussert 
man  alle  einzelnen  Grundstücke,  deren  Benutzung  in  der 
.Hand  des  Privatmanns  höliern  Nutzen  gewähren  kann-,  selbst 
geschlossene  Domänengüler,  wenn  dergleichen  Vortheile  uber- 
wiegend sind.  Die  Annahme  dieses  Systems  würde  liir  Nas* 
saa,  wo  in  einem  grossen  Theile  die  kleinen  Grundbesitzer 
zu  wenig  Ackerland  oder  Grasland  besitzen ,  von  besonders 
grossem  Nutzen  seyn.  Das  Dorna nium  aber  würde  auf  ge- 
winnbringende Weise  Mittel  zur  rascheren  Tilgung  der  Schul- 
den erlangen,  deren  Verzinsung  und  Abtrag  jetzt  einen  un- 
verhältnissmässig  grossen  Theil  des  Ertrages  verzehren. 

Eine  gründliche  und  von  allen  erforderlichen  Belegen  be- 
gleitete Darstellung^  der  Verhältnisse  des  Domanioms  in  früherer 
und  jetziger  Zeit,  ist  der  BeriM  dei  ständischen  Domamat' 
Ausschusses  vom  %%,  Dezember  1848  (Verhdl  Bd.  III  Ende, 
•  erstattet  durch  den  Abgeordneten  von  Eck).  Auch  die  Mit- 
theilung der  Regierung  vom  4.  Dezember  1850,  deren  Zahleji 
in  die  obige  Tatel  eingetragen  sind,  ist  ein  zur  Ergänzung 
dieses  Berichts  höchst  lesenswerthes  Aktenstück. 

2.  ismWM^\Mi!&äßs  6nmfefi0tntl|mii. 

Nach  der  Art  der  Benutzung  unterscheidet  man: 

a.  Güter  in  Zeitbestand  (nach  dem  im  Jahre  1848  den 
Ständen  vorgelegten  sehr  detaillirten  Nachweise  des  Do- 
manialvermögens  und  dem  Berichte  des  Domanial- Aus- 
schusses vom  Dezember  1848,  so  wie  der  ferneren  Mit- 
theilung der  Regierung  vom  4^  Dezember  1850  42080 
Hetermorgen,  weifte  an  jährlicher  Flicht  ertragen  (SoU- 
etanahme  fiir  1850): 
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Geld  ,  .  .  '  ^  .  .  latitf  fl. 

Korn  (Alt  Mainzer  Malter)     ...   ^  .      60S8  « 

Weizen   1796  „ 

Gei-ste   3840  ^ 

Hafer  *  •   •   .      6223  ^ 

Spelz   249  , 

Der  Ihardk$^mitt9'Et»ra§  vom  Melermorgeo  iM  •  fl.  40  kr. 
roh,  iodess  bew^t  der  Pachtziiis  sich  zwischen  18  fl.  (Re- 
zeptor Höchst)  and  3  fl.  (Rezeptor  Hadamar).  Wenn  man 
nach  den  Durchschnittspreisen  der  Domanialfrüchte  von 
1830  bis  einschliesslich  1847  die  obige  Solleinnahme  be- 
rechnet, so  stellt  sich  der  Geldbetrag  der  Früchte  auf 
123983  (1.  und  der  gesammte  Rohertrag  von  den  Do- 
maniaigatem  in  Zeitbestand  auf  280862  fl.  jährlich.  Da 
non  das  Verwaltungs  -  Budget:  an  Stenern  82S9(  fl.^ 
SchwandvergiUung  (Untermaasse)  von  den  Früditen  8V« 
oder  3689  fl.,  Baukosten  13437  fl.,  sonstigen  Kosten 
5000  fl.,  zusammen  also  54521  fl.  Ausgaben  enthält;  so 
bleibt  eine  reine  Rente  von  226331  fl.,  was  auf  den 
Meter  morgen  5  fl.  23  kr.  orgeben  würde,  wenn  nicht 
noch  der  Antheii  an  doa  allgemeinen  Verwaltungskosten 
darin  steckte.  Dieser  Ertrag  scheint  der  Gute  der  Do* 
mttnengmndstäoke  und  den  sonstigen  Verfafiltnissea  so 
wenig  zo  entsprechen,  dass  eine  Sieigeroog  ohne  Zweifel 
zu  erlangen  seyn  würde, 
b.  Güter  in  Erbbestand,  20322  Metermorgen,  welche  jähr- 
lich an 

Geld  •   .   9586  fl. 

Kom  (Maimer  Malter)  2828 

Weilen   140 

Gerste   358 

Hafer   1971 

Erbsen  (Viertel)   2 

Stroh  (Fuder)   2«/, 

Wein  (Ohm)   .....  8 

ertragen.  Die  Durchschnitts  -  Einnahme  ist  vom  Meter- 
moTf^  1  fl.  30  kr.,  der  höchste  Frtrag  5  fl.  47  kr>  (Re- 
zeptur EekhdUieini),  der  geringste  9  kr.  (Usingeo).  Ton 
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dem  Rohertrege  338S3  fl.  gehen  4187  ß.  an  Ausgaben 
ab»,  wodurch  die  reine  Rente  sieh  zn  11988«  (I.  darstellt. 

C*  Dle^  Güter  in  eigener  Verwaltung  {fast  nur  Grasland)  halten 
1369  Metermorgen  und  lieferten  bis  1848  einen  Roh- 
Rrtraf;  von  21581  fl,,  was  ira  Durchschnitt  fiir  den  Meter- 
morgen 15  il.  46  kr.  bringt)  jedoch  schwankt  der  Ertrag  . 
zwisdien  711  fl.  (Usingen)  und  5  fl.  (Rennerod).  Der 

I  iltmertnig  war  80589  fl.  Seitdem  sind  einige  dieser 
GrandetüdLe  derHoldotation  zngetheilt,  weshalb  der  Roh- 
ertrag anf  18817,  der  Reinertrag- anf  18198  fl.  sich  ver- 
mindert hat 

d.  Domanial-  Weinberge  (nur  gute  Lagen  und  in  eigener 
Verwaltung)  248  Metermorgen ;  iVafMr«/ertrag  nach  dem 
Durchschnitt  von  1810  bis  1847:  525  Ohm,  und  vom 
Margen  8  Ohm  7  Viertel,  mit  Schwankungen  zwischen 
%  Ohm  14<  Viertel  (Rödeshäm)  und  1  Ohm  18  Viertel 
(dier  Gttülenberg  bet  KiedHch).  6^eMertrag  nach  den 
Versteigernngspreiseo  von- 1818  bis  1887  durchschnittlich 
54498  fl.  und  für  die  Ohm  104  fl.,  jedoch  mit  Schwan- 
kungen zwischen  13t  fl.  (Markobrunner)  und  39fl.  (Nero- 
bei^  i>ei  Wiesbaden.)  Von  dem  Rohertrage  kommen  in 
Abzug  44864  fl.  nämlich:  Steuern  1038  fl.,  Besoldungen 
4870  i.,  VITeinbergBbaukosten  84880  fl;,  Unterhall  der 
Kett8i«<»d.Kelt8i4ifiQser  sooft,  FttMer  and  Biiinelltutfg  der 
Kelter  8800  fl.,  Herbst-  und  Kelt^rkosten  5800  fl.,  son- 
stige Kostön  8520  fl.  Der  Reinertrag  würde  danach  nur 
9634  fl.,  oder  für  den  Morgen  durchschnittlich  nicht  völlig 
39  fl.  betragen;  jedoch  berechnet  der  Ausschuss-Bcricht 
im  Durchschnitt  83-  fl^,  weil  jetU  viele  ati««erordontliche 
Kosten  aufgewendet  .seyen  ,  fUr  die  Zukunft  aber  sogar 
190^ IL,  weil  die  Weinberge  in  gutem  Stande  sich  be- 
fibdta.  Interessant  übrigens  ist  hieraus  zu  entnehmen, 
diss  in  den  besten  Lagen  des  Rheingau,  die' (isiNliuitm^«- 
kosten  beim  Weinbau  im  günstigsten  Falle  ^A^/o  der  Roh- 
einnähme  betragen,  jedoch  bis  auf  6'^  %  und  sogar  auf 
88  %  anstiegen.  Der  Weinbesland  in  den  Domanial- 
Vorraths-Kellem  zu  Eberbach  und  Biebrich^  sowie  in  den 
FiMkiaicra.  w  HooUnim,  WieatedM»  OMMoh  und 
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Rüdesheim,  war  am  Schlus&e  des  Jahrs  1§47:  97550hm 

oder  367  Stück. 

Die  Einnahme  vom  landwirthschafllichem  Grundeigenthum 
isi  jetzi  zwischeo  5  und  6  V«  f^Uer  Siaalseinnahmen. 

Der  UmAung  des  Domanial-Forstgmndes  betrügt  etwa  - 
14M9S  Metertnorgen ,  (stimmt  mk  der  (Htheren,  gleidifells 

amilicher  Quelle  entnommenen  Angabe  nicht  genau)  soll 
jedoch,  nach  Beendigung  der  genauen  Messungen,  auf  nahe 
150000  Morgen  sich  stellen^  deren  gegenwärtiger  Jahres - 
Zuwachs  durchschnittlich  38255  reduzirte  Klafter  von  144 
Kub.-Fuw  ist,  also  0,1M($  KIftr.  vom  Morgen;  jedoch  steigend 
bis  0,S8  und  ISsllend  bis  0,93  Klafter.  Der  künftige  Zo wachs  wird 
auf  48000  Klafter  berechnet,  oder  zwischen  0,3d  (OMst  Weilburg 
und  0,24  Obfst.  Geisenheim)  Klafter  durchschnittlich  vom  Meter- 
raorgen  Nach  einem  Durchschnitt  der  Jahre  1824  bis  einschliess- 
lich 1847  sind  jährlich  39809  Klaft.  Holz  gefallt,  wofür  bei  den  Ver- 
steigerungen 479252  11.  oder  für  das  Klafter  durchschnittlich 
12  fl.  au%9konmen  sind ;  der  Durchschnitt  des  Jahrs  1824 
war  7  &  54  kr.  und  seitdem  ist  der  Preis  um  100  %  ge- 
stiegen, denn  in  den  leisten  Jahren  ist  er  15  fl»  gewesen. 

Der  dorcbschntttliche  Ertrag  der  Quartal-Extrakte  (d.  h. 
für  auf  besonderes  Ansuchen  abgegebenes  Bau-,  Brand-  und 
Geschirr  -  Holz,  Slreulaub,  Leseholz,  Krdstücke  ,  Sand,  Steine}^ 
ist  16332  fl. ,  der  Forstnebennulzungen  (Moos,  Weide,  Gras, 
Waldsameo,  Forstschadens -Ersatzgeider)  6155  fl.  und  der 
Rohertrag  des  Metennorgens  Forstgrond  wird  hiemadi  für 
die  Vefgimgeoheit  im  Durchschnitt  auf  nicht  völlig  3Vs  fl. 
sidi  berechnen  lAssen.  Mit  4897  fl.  aus  Gemeindewaldungen 
kommt  die  Gesammtsomme  des  AoA-Etats  auf  483423  fl. 

Die  Ausgaben  für  Domanial Waldungen  dagegen  sind  nach 
den  früheren  Erfahrungen: 

Frozl-AtUheil 

Waldsteuera   47364  fl.  oder  25,05 

Oberföfster  10357  ^    ^     _  5,55 

Försterbesoldang  .  .  .  10530  «  „  —  5,7» 
Fonilkaltiiren  17845  «    »     ^  0,40 

■•4m»  f  iMaB-StotiiUk.  38 
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Pro%eiä^AiUheU. 

Holzhauerlöhne  ....  87832  11.  oder  47,56 
Versteigerungskosten  ,  .  3748  »  »  —  2,03 
Sonstige  Forslungskosten      7559  „    ^  4,09 

Zusammen  184665  fl.  —  100 

oder  38,19  %  der  Roheinnahme.  Der  hieraus  sich  ergebende 
üeHiertrag  von  998758  fl.  wird  jedoch  voraossichlliÄ  sdion 
in  den  nächsten  Jahren,  in  Folge  Ton  Ausgabe -Ersparangen 
und  nach  den  Holzpreisen  der  letzten  Jahre  zu  urlheilen ,  bis 
auf  386000  fl.  sich  erheben  (Rohertrag  geschätzt  auf  592365  fl., 
also  Gewinnungskosten  34,82  %)  und  dann  würde  ein  Meter- 
morgen Forstgrund  im  Durchschniu  etwas  mehr  als  2,5  fl. 
UdMertrag  Jiefem.  Bisher  bildete  die  Einnahme  aas  den  For- 
sten IS  bis  14  aller  Roheinnahmen.  Der  Zeitpunkt  wissen- 
schaftlicher Behandlung  der  Forsten  begann  in  Nassau  erst  mit  dem 
Jahre  1838  und  seit  dieser  Zeit  sind  nicht  nur  die  Holzrällungen 
innerhalb  der  Grenzen  strenger  forstwirthschaftlicher  Grund- 
sätze gehalten,  sondern  auch  die  neuen  Kulturen  haben  er- 
freuliche Fortschritte  gemachu 

Die  in  der  Verwaltungsordnung  vom  9.  November  1816 
in  Aussicht  gestellte  vollständige  Vermessung  der  Forsten  hat 
seit  dem  Jahre  1848  aus  finanziellen  Gründen  eine  Untef^ 
breehung  erlitten. 

Ein  Gesetz  vom  29.  May  1830,  den  Schulz  des  Wald- 
eigenthums belrefl'end,  sowie  Vorschriften  über  Bestrafung  der 
Forstvergehen  hat  im  Jahre  1848  der  Revision  unterlegen, 
deren  Ergebniss  in  Foim  eines  Gesetzentwurfs  der  Stände* 
Versammlung  vorgelegt  ist  (Anlage  zum  Protokoll  der  98.  Ver- 
bandl.  am  14.  August  1849).  Das  hieraus  hervorgegangene 
neue  Gesotz  ist  vom  6.  Oktober  1849.  —  Ein  Gesetzentwurf 
wodurch  die  ForstperwaUmg  umgestaltet  wird  ist  dem  Land* 
tage  im  September  1850  vorgelegt;  die  Gehalie  der  Fürster 
wurden  durch  Gesetz  vom  ZI.  September  1849  geregelt* 

4.  Oriut^rrntcn. 

Die  Grundrenten,  deren  einzelne  Arten  aus  der  Einnahrae- 
Tafcl  sich  ei^eben,  bildeten  bis  1848  etwas  über  6  %  alkr 
Roheinnahmen^  allein  die  neuesten  Ablösungsgesefze  werden 
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den  Ertrag  bedeutend  vermindem,  wie  naofaetehende  Berech-, 
nong  xeigt. 

Nadi  dem  Einnabmeetat«für  1850  sind  folgende  Beträge 
als  laufende  Einnahmen  in  Berechnung  zu  bringen: 
1)  Die  Zinsen  zu  4  %  von  der  Kapitalsumme 
von  3,906692  il 

welche  am  1.  Januar  1650  als  Schuld  der  Lan- 
desbank an  Ablösnngskapitalien  bestand,  mit     156268  fl. 

2)  DieZinsenzn  4  Vo  von  den  zusammen  426232  fl. 
betragenden  Kapitalien,  welche  bereits  im  An- 
ftinge  des  Jahres  1848  durch  Verträge  fest- 
gestellt, aber  noch  nicht  auf  die  Landesbank 
übernommen  waren,  auch  in  obiger  Summe 

von  3,906692  fl.  nicht  enthalten  sind,  mit  .        17049  « 

3)  Die  Zinsen  zu  4  %  von  den  nach  den  vor- 
liegenden Ertragstibersichten  zu  48067?  fl. 
veranschlagten  Ablösungskapitalien  der  zu 
Anfong  d,  J  noch  nicht  abgeldst  gewesenen 
Zehnten  mit  

4)  Die  Zinsen  zu  5  %  von  den  zu  68668  fl.  sicii 
berechnenden  714  der  Kapitalsumme  von 
480677  fl.,  welche  dem  Domänenfiskus  als 
Zehntberechtigten  nach  §.  7  des  Ablösungs- 
geseties  vom  24.  Dezember  1848  aus  der 
Landeskaase  zukommen»  mit  

5)  Die  Zinsen  zu  4  Vo  von  der  nach  den  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  vom  14.  April  1849 
annähernd  auf  1,213168  fl.  ausgeniittelten  Ab- 
lösungssumme aller  am  I.Januar  d.  J.  noch 
bestandenen  Domanialgrundzinsen  mit   .  . 

Summe  aller  Zinsen  von  Ablösongskapitalien 
oder  in  runder  Summe  


12227 


3439  « 


48527 


244504  fl. 
244000  « 

Auf  dieser  Einnahme  haften  keine  besondere  Verwaltimgs- 

kosten. 

Im  Kommissionsbericht  vom  22.  Dezember  1848  (Seite  21 
und  33)  ist  der  Reinertrag  der  Zehnten  und  Grundzinsen  zu- 
sammen auf    302000  fl. 

ermittelt. 

88* 
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Die  vorstehende  Berechnung  eathäit  daher  in 
Folge  des  Vollzugs  der  Ablösangsgesetze  weniger     58000  iL 

5.  MrattltoUcii. 

a.  Ems  —  Rohannahme  50000  fl.,  Reinertrag  (ohne  7500  fl. 

Spielpacht)  30000  11.,  Werth  des  Inventars  101876  fl. 

b.  Langenschwalbach  —  Roheinnahme  9000  fl.,  Reinertrag 
4000  fl.,  Werth  des  Inventars  10978  fl. 

c  Schlangenbad   —   Roheinnahnie   11532  fl.,  Reinertrag 

2b00  fl.,  Werth  des  Inventars  46482  fl. 

Das  Steaerkapital  sämmtlicher  Badeanstalten  beträgt 
65692  fl.,  ein  Steueraimpel  974  fl. 

Die  Roi^einnahme  im  Jahre  1850  war  weil  beträchtlicher, 
nämlich  von  Ems  60686,  Schwalbach  12856,  Schlangenbad 
12023  fl, ,  weshalb  auch  die  Regierung  den  mittleren  /Rein- 
ertrag der  Badeanstalten  in  ihrem  jetzigen  wesentlich  verbes- 
serten Zustande,  auf  mindestens  40000  fl«  veranschlagt.  Nach 
dem  Durchschnitt  von  184S|/7  betragen  die  Roheinnahmen 
7305a  fl«,  die  Gewinnungskosten  davon  35486  fl.  oder  48,57  Vt* 

6.  tn$-,  Hütten-  ttnt  ^tmmcnKrfce. 

Die  Domäne  hat  jetzt  nur  noch  Eisensteinbergwerke  186 
Gruben,  Braunkohlen-  und  Schiefergruben.  Die  Betheiligung 
der  Domäne  an  Blei-,  Silber-  und  Kupferbergwerken  ist 
veräussert  worden.  Sämmtlicbe  Bergwerke  sind  in  Selbstver> 
waltung.  Die  Eitensieingrube»  in  den  Aemtem  DiUenburg  und 
nerbom  werfen  keinen  Ertrag  fiir  die  Domäne  ab,  indem  der 
dortige  Eisenstein  an  die  dortigen  Domanialhütten  zu  dem 
selbstkostenden  Preise  abgelassen  wird.  Dagegen  verhält  es 
sich  anders  mit  den  Gruben,  welche  früher  zur  Lohnberger, 
Emmershäuser  und  Michelbacher  Hütte  gehört  haben.  Bei 
den  in  neuester  Zeit  abgeschlossenen  Verpachtungen  dieser 
Hutten  ist  bedungen  worden,  dass  die  Pächter  ein  bestimmtes 
Quantum  dieses  Eisensteins  zu  einem  bestimmten  Preise  be* 
ziehen  müssen,  wodurch  etwas  Gewinn  aus  diesen  Graben 
erzielt  wird.  Sodann  sind  mit  einigen  (resellschaften  Verträgre 
über  den  Bezug  sehr  belangreicher  Eisensleinquantitäten  ab- 
geschlossen worden  t  der  Vollzug  ist  zwar  durch  die  poUti- 
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sehen  Ereignisse  in  Stocken  geratheD,  jedoch  in  neuester  Zeit 
wieder  aufgegriiren  worden. 

Diejenigen  Schief  er  gruben,  welche  ausschliesslich  im  Eigen- 
thum der  Domäne  stehen,  sind  im  Amte  Schwalbach  in  den 
Gemarkungen  Nauroth  und  Springen  gelegen.  Durch  die  seit 
längerer  Zeit  erforderlich  gewesenen  Hülfsbauten  ist  kan 
JMiertrag  aus  diesen  Graben  erzielt  worden.  Das  weitere 
Eigenthnro  der  Domäne  an  einer  Schiefergrube  besteht  in 
einem  Vieriheil  an  dem  Wilhelms- Erbstollen  zu  Kaub.  Die 
dort  bewirkten  Aufschlüsse  sollen  der  Art  sevn,  dass  ein  nach- 
haltiger  Abbau  möglich  ist  und  dass  der  Ertrag  im  Verhält- 
nisse zu  dem  Absatz  stehen  wird 

Bei  den  BramnkohUnbergwerken  (Grubenfeld  10  MilKoneii 
□  Lachter  s  490  Millionen  QO  hat  die  Verwaltung  beson- 
dere wegen  des  Grabenbrandes  und  der  nöthigen  Höl6baoten  - 
mit  bedeutenden  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  gehabt.  Nach- 
dem diese  aber  überwunden  sind,  soll  für  die  Zukunft  ein 
Reinertrag  in  Aussicht  stehen. 

Die  Verwaltung  aller  Doinanialbergwerke  geschieht  unter 
der  technischen  Leitung  von  Domanialbergverwaltera.  Die 
Grubenarbeiter  übernehmen  ihre  Arbeiten  im  Geding.  Ausser 
den  Bergverwaltern  ist  noch  die  erforderliche  Anzahl  von 
Schichtmeistern  und  Steigern  angestellt. 

Die  Bcrechiii^ungen,  welche  die  Domäne  auf  Privatberg- 
werke besitzt,  bestehen  in  Zehnten  und  Freikuxen,  wovon 
jedoch  der  grössere  Tboil  abgelöst  ist. 

Der  Rohertrag  ist  1849:  71487  fl.  gewesen,  welches 
IjaVo  aihr  Einnahmen  ausmacht;  der  in  nächster  Zeit  regel- 
mässig zu  erwartende  itewertrag  soll  etwa  27000  fl.  seyn. 
Für  die  Folge  jedoch  kann  unter  vorlheilhafteren  Absatzver- 
hältnissen dieser  Ertrag  verdoppelt  und  vervielfacht  werden, 
weil  die  Natur  namentlich  den  Elsen steinhergbau  ausserordent- 
lich günstig  gestellt  hat.  Der  Gehalt  der  grösstentheils  aus 
.Rotheisen  bestehenden  £rze  schwankt  zwischen  40  und  60%, 
das  Ausbringen  der  Hütten  davon  aber  zwischen  40  und  50  %. 
Die  BroMnkoklm  des  Weslerwaldes  werden  auf  den  Halden 
durchschnittlich  zu  7  Kreuzer  der  Ztr,  verwerlhel;  von  dem 
Dachschiefer  1  Reis  (2  bis  8  Kubik.  Fuss  gespaltener  Schiefer) 
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zu  H  fl.  im  DurchscbniU.  Die  Regierung  slützt  ihren  Ertrags 

Anschlag  för  1850  anf  nachstehende  Berechnung: 


1)  Pachteinnahmen  von  Hütten-  und  Hanomer- 

werken,  dennaliger  Stand   16267  fl. 

2)  Pacht  von  Steinbrüchen,  Sandgruben  und 
Haldenpiätzen   250  « 

3)  Ebnahme  ausBergwerkazehntenu.  Freikuxen, 

abzüglich  der  Ausgaben,  wenigstens  .  .  .         700  « 

4)  Der  IMiertrag  der  Domanial- Braunkohlen- 
gruben soll  vorerst  nur,  wie  im  Kouunis- 
sionsberichte  zu   1500  ^ 


angenommen  werden. 

5)  Für  den  jährlich  an  die  Hüttenwerke  zu  Löbn- 
berg»  Emmershausen  und  Michelbach  ver- 
tragBmüssig  zu  liefernden  Eisenstein  roh 
18180  fl.  und  rein  (wie  in  dem  Kommissions- 
berichte zu  25  Vo  gerechnet)   45St  , 

6)  35  o/o  des  Werths  der  im  Jahre  1850  ver- 
tragsitiässig  an  auswärtige  Gewerkschaften 
zu  liefernden  Eisensteins  von  16173  fl«,  als 

reine  Einnahme  mit  •  .  .        4043  ^ 

Zusammen  27292  fl. 
oder  in  runder  Summe  27000  ^ 
Im  Kommissionsbericht  wurden  5000  fl.  weniger  an- 
genommen. 

Die  VenoaUung  des  Berg  -  ttnd  Hüttenwesens  ist  durch 
Verordnung  vom  4.  Oktober  1626  neu  gestaltet;  im  Jahre 
1842  aber  hat  eine  Vermehrung  des  Personals  Statt  gefunden. 
Ein  Edikt  vom  5.  Januar  1816,  erneuert  am  14.  Januar  18S7, 
enthält  einige  Bestimmungen  über  das  SehUrfm.  Eine  Ber 
kanntmachung  der  Landesregierung  vom  8.  Februar  1848  be- 
Irini  den  Bergbaubetrieb  im  Allgemeinen,  insbesondere  die 
Entschädigung  fiir  das  dazu  verwendete  Grundeigenlhum. 
Durch  Gesetz  vom  19.  Oktober  1850  ist  (gleich  der  Zahl  der 
Bergmeistereien)  ein  dritter  Marktsckeiderbozirk  errichtet  und 
eine  Verfügung  von  demselben  Tage  ordnet  die  Prüfung  der 
Kandidaten  des  Marktscheider- Dienstes. 
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7.  3a0  um  iifdirrri. 

lu  Folge  des  Jagdgesetzes  vom  18.  Jiily  1848  sind  die 
Domanial -Jagden  auf  die  Gemeinden  übergegangen,  von  den 
Fischereien  ist  die  Roheiimabmo  2743  fl.,  die  Reineinnahme 

1828  a. 

8.  ittülilrn-  un^  Jßflnnrrdjtf. 

Die  Eigenlhumsmiihlen  sind  mit  den  Gütern»  wozu  sie 
gehören,  verpachtet;  die  Erbleihmüblen  ertragen  bisher  in 
Geld  und  Naiaralien  18778  fl.  Die  MOhlenbannredite  der 
Domäne  sind  theils  mit  DomfiniaU Mühlen  verbanden,  thefls 
sind  sie  als  selbststSndige  Berechtigungen  den  Besiteem  von 
Privatmühlen  in  Erb  -  oder  Zeilstand  verliehen ,  sie  lieferten 
einen  Ertrag  von  1405  fl.  Mit  Einschluss  von  1648  fl.  Lau- 
demien  betrug  mithin  die  /?oAcinnahme  21831  (1.;  die  bishe- 
rige Heineinnahrae  war  8881  fl.  Die  Regierung  berechnet  für 
die  Folge  den  Rohertrag  zu  22825  fl.,  jedoch  gehen  davon 
an  Wasserlanfeinsen ,  Gegenleistungen  und  Steuern  11268  fl. 
ab,  so  wie  an  eigentlichen  Gewinnungskosten  femer  803  fl»; 
so  dass  die  reine  Rente  nur  10756  fl.  bleibt. 

9.  (Sinnat)mf  oon  9tb5u)rn. 

Diese  Gebäude,  grösstentheils  Dienstwohnungen,  werfen 
einen  geringen  Miethertrag  ab  und  liefern  deshalb  keine  Brnm- 
einnahmen.  Die  Roheinnahme  war  8317  fl.,  soll  jedoch  fiir 
die  Folge  12835  fl.  seyn,  wogegen  die  Unterhaltskosten  12780  fl. 
beiragen. 

10.  IrrJItiiuoU, 

welcher  naeh  der  Zollrolle  vom  Jahr  1678  und  späteren  Regle- 
ments und  Observanzen  erhoben  ward,  ist  im  Jahr  1846 
durch  Verträge  zwischen  den  Mainuferstaaten  neu  geregelt 
worden.  Seit  dem  1.  Juni  1816  wird  derselbe  nach  dem 
durch  diese  Verträge  vereinbarten  Tarife  erhoben.  (Verordn. 
Blatt  von  1846,  S.  150.)  Der  üoikertrag  des  Mainzolls  ist  in 
Folge  der  neuen  Regulirung,  von  70000  fl.  auf  43000  fl.  her- 
abgegangen, und  da  der  Verwaltungs-Aufwand  etwa  5000  fl. 
beträgt,  so  wird  der  ßemertrag  künftig  38000  fl.  schwerlich 
ubersteigen. 

11.  itttnrrotniafrrr  -  jörbU. 
Die  Mineralquellen  des  Herzogthums  Nassau  kommen  in 
be$timmten  Zügen  von   verschiedenem  chemischen  Karakter 
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vor.  Im  ersten  Zuge  mit  den  Endpunkten  Nauheim  und  Ass- 
mannshausen  liegen  37  bekannte  Quellen;  im  zweifen  Zuge 
(Langenschwalbach  —  Lorch)  49  Quellen;  im  dritten  Zuge 
(Selters  —  Oberlahnstein;  29  Quellen;  im  vierten  und  fünften 
Zuge  (Löhnberg —  Obershausen —  Montabaur)  8  Quellen;  im 
sechsten  Zuge  (Weilbach  und  Ried}  2  Quellen:  zusammen  also 
125  Quellen. 


Der  Debil  der  ^JiHeralwatter 

hat  in  den 

lel%ten 

17  Jahren  narhttehende  Retultole  aehabt  : 

Der  Domäne  gehören 
die  MmeratqueUen 

Durchtchnitlticher  Abtat«. 

Durch. 

Die 
reine 

»chnilti- 

Aul' 
gaben. 

Rente 

Brunnen. 

.\eue 
yanme 

Neue 
halbe 

Alte 
Kruye. 

ErlOt  und 

Kinnah- 
tnen. 

iit 

alt» 

Krtiye. 

KrUge. 

1.  zu  Selters  .... 

1,191900 

447800 

172400 

221767 

141659 

80103 

2.      Fachingen    .    .  . 

247200 

28000 

18000 

37654 

25664 

11990 

3.  Ems: 

a.  das  Kräiicheii     .  . 

74100 

25800 

3500 

11508 

7645 

3863 

b.  der  Kesselbrunnen  . 

13800 

7900 

2300 

2528 

1712 

816 

4.  zu  Lanijenschwalbach : 

a.  der  Stahlbrunnen  . 

13200 

8400 

6300 

2672 

1950 

722 

b.  „    Weinbrunnen  . 

2300 

2700 

1900 

675 

531 

144 

c.  „  Paulinenbrunnen 

nebst  einigen  ande- 

ren Quellen    .    .  . 

1800 

1900 

2000 

476 

384 

92 

6.  zu  Weilhach  (Schwe- 

felbrunnen) .... 

21400 

7600 

52800 

6364 

4785 

1579 

6.  7A\  Marienfels   .    .  . 

7.  der  Werkerbrunnen  im 

Amte  Küdesheim    .  . 

8.  der  Dinkholder-Bruu- 

ncn  bei  IJraubach  .  . 

Zusamnieji  . 

j  I,5ü6200^5o0100 

259200 

283644 

184330 

99314 

Die  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbsteuer  von  sUmml- 
lichen  Mineralbrunnen  beträgt  im  Simpel  3006  tl.  54'/,  kr. 

Die  Gesammtausgabe  kommt  jahrlich  der  unbemittelten 
Einwohnerklasse  als  Arbeitsverdienst  zu  gut. 

Die  Gewinnungskosten  betragen  hiernach  65  ^  'o  und  die 
ÄoÄeinnahme  bildet  etwa  7  %  aller  Staatseinnahmen.  Der 
Durchschnitt  der  Äemablieferuni^  war  in  den  zehn  Jahren  von 
1838  —  47  durchnittlich  107657  fl.,  weshalb  die  Regierung 
diesen  Erlrag  als  das  wahrscheinlichste  künftige  Ergebnis? 
darstellt. 
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1».  Jiif«  IM  JUrito-lürttHlfi. 

Der  Kapitalbetrag  ist  in  dem  Berichte  der  ständischen 
Domänen- Kommission  zu  634336  (1.  angegeben,  wovon  je- 
doch nicht  liquide  20942  fl. ,  weshalb  der  Zinsenertrag  nur 
25956  fl.  Für  1849  sind  bereits  43178  fl.  Zinsen  von  941667  fl. 
Dolalgeldern  (500000  SUberrubel),  weiche  bei  der  kaiser* 
lieben  Bank  in  Pelenbarg  stehen  und  deren  lebenslänglichen 
Ztnsengenoss  der  Herzog  hat,  ausgeschieden;  als  rein  per* 
sönNcbe  Berechtigung  des  Herzogs.  Aasgeschieden  ist  femer 
das,  fiir  den  Abkauf  des  rein  persönlichen  Erbfolgerechts  des 
herzoglichen  Hauses  Nassau  in  dem  belgischen  Theile  von 
Luxemburg,  vom  König  der  Niederlande  im  Jahre  1839  ge- 
zahlte Kapital  von  750000  fl.,  mit  dessen  Verwaltung  die 
Schaldentügangs^KoniBussion  beauftragt  ist.  Am  Scbhisse  des 
Jahrs  1647  bestand  dSem  Kapital : 

a.  in  SVs  prozentigen  Obligationen  des  Dorna« 
nial-Anlehens  im  Nennwerthe  von    .   .   .      102100  fl. 

b.  in  3'/2  prozentigen  Partialobligationen  des 
Landeskreditkassenanlehens  im  Nennwerthe 

von   887800  « 

c*  in  einem  Guthaben  bei  der  Amortisations- 
kasse im  Betrage  von   .      15954  ^ 

Im  Ganzen  also  in   .   .   1,005854  fl. 
Unter  den  der  Staatskasse  gebliebenen  Kapitalien  sind 
50  Aktien  von  250  fl.  der  Frankfurter  Dampfschh'ppschifl"- 
fabrts  -  Gesellschaft  und  130  Stück  Kurfaausaktien  im  Nenn- 
Werth  von  500  fl.  — 

Am  1.  Januar  1850  betrug  der  Aktivkapitalstock  mit  Aus- 
schluss der  Ablösungskapitalien  786109  fl.  nnd  die  Zinsen- 
summe  davon  31286  fl.  Die  noch  geführten  illiquiden  Aktiv- 
kapitalicn  im  Betrage  von  26702  fl.  sind  in  der  Kapitalsnmme 
von  736109  fl.  nicht  enthalten,  sowie  in  Letzlerer  überhaupt 
kein  Kapitalbelrag  enthalten  ist,  welcher  als  unbedingt  un- 
beibringlich  angesehen  werden  müssle.  Die  Annahme  der 
Hquiden  Zinsensumme  zu  30000  fl*  wird  daher  nicht  bean- 
standet werden  können.  Gegen  die  Annahme  im  Kommis- 
sionsbericht ergiebt  sich  hiemach  ein  Zugang  zu  der  Zinsen- 
rente  von  6000  fl« 
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hb)  Direkte  Steuern. 

Bei  VerkündoDg  des  Steaeredikls  vom  10.  Februar  1809 
sprach  die  RegieruDg  ihre  Absicht  der  Vereinlifiichoiig  der  Fi- 
nanzverwaltang  und  des  bestehenden  Abgabensysieros ,  vor- 
züglich zQin  Zweck  der  Erleichterung  der  Steuerpflichtigen, 
aus.  Die  Vorbereitungen  dazu  wurden  sofort  getroffen,  und 
namentlich  durch  Aufstellung  der  neuen  Steuerkatastor  unter 
dem  mitwirkenden  Einfluss  der  Belheiligten.  Schon  die  Ver- 
ordnung vom  1-  September  1812  konnte  sämmtliche  älter«> 
direkte  Abgaben  (in  einer  kaum  glaublichen  Zahl  und  Yer- 
sdiiedenartigkdt  vorhanden)  aufheben  und  die  zuversichtlidie 
Erwartung  aussprechen,  dass  zu  den  gewöhnlichen  Staatsbe- 
dürfnissen 4,  höchstens  aber  5  Simpel  der  neuen  Steuern 
hinreichen  würden.  Diese  Voraussetzung  hat.  bis  zum  Jahre 
1848  sich  bewährt.  Durch  jene  Verordnung  wurde  zugleich 
bestimmt,  dass  alle  Grundbesitzer  und  Staalsdiener,  welche 
.in  Folge  deren  Vollziehung  einen  Verlust  an  ihren  Einnahmea 
erladen  würden,  daliir  entschädigt  werden  sollten;  während 
Gemeindekassen,  geistliche  und  milde  Stiftungen,  keinen  An- 
spruch auf  Entschädigung  haben  sollten.  Das  Edikt  vom 
10.  Februar  1809  hat  im  Allgemeinen  oder  hinsichtlich  ein- 
zelner Steuerarien  einige  .Abänderungen  erfahren  (z.  B.  durch 
das  Edikt  vom  17.  Oktober  1820),  bildet  aber  doch  noch  die 
Grundlage  der  direkten  Steuern. 

Die  SMseAM  fMk  und  der  Betrag  der  direkten  Steuern 
erhellen  aus  nachstehendem  Auszug  der  Hauptrechnung  för 
1847,  wo  3%  Simpeln  derselben  erhoben  wurden. 

1.  Feldgrundsteuer  398833  fl.,  also  1  Simplum  113952  fl. 

2.  Waldsteuer  .    .  206007   ,     „     «       »         58859  ^ 

3.  Gebäudesleuern   91441  ^    «    «      «        26126  ^ 

4.  Rentensteuern  .    5509  9»««      «  1574„ 

5.  Gewerbsteuern   2To:m  i  ,    ..    ,  77233 

Zusammen  978104  fl.,  also  1  Simplum  277744  fl. 
Hiervon  ab  an  Erlassen,  nicht  einzuziehenden  Posten,  Hebe- 
gebühren u.  s.  w.  28324  11.  oder  2,91  Vo,  bleibt  reiner  Erlrag 
943780  oder  iiir  1  Simplum  269651  (1. 

Die  direkten  Steuern  werden  als  Hülfssleuer  betrachtet, 
dergestalt,  dass  durch  sie  der  durch  die  übrigen  Einnahmen 
nicht  gede<^te  Thefl  der  Ausgabe  berichtigt  wird  Für  1849 
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beispielsweise  sind  im  Wege  der  direklen  Besteoening 

1,327562  ü.  aufzubringen  gewesen;  für  1850:  4*/%  Simplum 
oder  1.170000  fl.  — 

Dieses  ist  auch  der  Grund  des  sehr  verschiedenen  An- 
fAet'/verhähnisses  der  direkten  Steuero  an  der  Gesammtsumme 
aller  Einnahinen .  welches  in  Jahren  gewöhnlichen  Bedürfnis^ 
ses  8  (Stetteraimpeln)  auf  88  bis  88  %  sieh  sleHt,  bei  aosser- 
gewöhnlich  hohen  Aasgabeansprüchen  aber  bis  auf  88  V«  vnd 
mehr  ansteigt.  Die  Gewinnungskosten  sind  fiir  die  Staats- 
kasse sehr  massig,  denn  sie  betragen  durchschniulich  nur 
2,75  o/o.  Grundlage  der  direkten  Stenern  ist  die  oben  er- 
wähnte Verordnung  vom  10.  Februar  ld09,  die  Gleichheit 
der  Abgaben  und  Einführung  eines  neaeti  direkten  Steuer- 
systems betreffimd ;  nach  dem  Maassstabe  des  f«Miefi  JBtaitom 
MSiif ,  im  gleichbeitKchen  Beilrag  Verfaültniss,  onter  Atilhebong 
aller  Befreiungen.  — 

1.  Die  Grvndsteuer  ist  hiernach  eine  Abgabe  von  (Jem  rei- 
nen Erlrag  des  Grundeigenthums.  Die  (^rundlage  des 
Beitragsverhaltnisses  zur  Grundsteuer  bildet  der  abge- 
schützte  natürliche  Werth  der  Liegenschaften,  wovon  der 
vierte  Theil  als  Steaerkapital  angenommen  und  von  je- 
dem Gulden  Steoerkapital  ein  Heller  Grundsteuer  in  Sim- 
ple entrichtet  wird. 

2.  Die  Gebäudesfeuer  wird  von  dem  reinen  Einkommen  er- 
hoben, welches  Gebäude-  und  Hofraitheplätze  ihren  Be- 
sitzern liefern.  Zu  dem  Ende  werden  die  Gebäude  in 
Klassen  eingetheilt  und  unter  Zugrundlegung  der  vor- 
handenen Ifiethpreise,  so  wie  zu  deren  KontroKrung  und 
zur  Aushülfe  da.  wo  sich  passende  Miethverträge  nicht 
vorfinden,  unter  ebenmassiger  Berücksichtigung  der  zu- 
vor nach  dem  unter  gleichen  Verhältnissen  bestehenden 
Äliethwerlh  ermittelten  Kauf-  und  Theilnngspreise,  nach 
einem  Kapita Iwerth  abgeschätzt»  welcher  mit  dem  na- 
türlichen Miethertrag  als  siebenprozentige  Rente  betrach- 
tet im  Verhältnisse  steht,  also  im  vierzehnfochen  Betrage 
der  Miethrente  gefunden  wird.  Von  dem  so  ausgemlttel- 
ten  Kapitalwerth  wird  der  sechste  Theil  als  Steaerkapi- 
tal angenommen,  und  davon  ein  Heller  von  jedem  Gul-. 
den  im  einfachen  Ansatz  ab  Steuer  eutrichiet. 
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3.  Die  Gewerbesteuer  ist  eine  Abgabe  von  dem  aus  Arbeits- 
lohn und  Gewinn  vom  Betriebskapital  sich  bildenden  rei- 
nen Ertrag  jeder  Art  von  Gewerbebetrieb.    Bei  der  Un- 
möglichkeit, den  Reinerwerb  eines  jeden  Einzelnen  im 
Voraos  zn  scbStcen,  sind  alle  Gewerbtreibende  nach  Klas- 
sen besteuert,  unter  steter  Berücksichtigung  des  Grund- 
satzes bei  Festsetzung  der  Abstufung  der  Klassen  und 
Eintheilung  der  Gewerbe  in  dieselben,  dass  auch  der 
ärmste  Gewerbtreibende  durch  die  zu  entrichtende  Steuer 
unter  keinen  Umständen  gedrückt  werde. 
Einige  sf^tere  Gesetze  und  Verordnungen,  welche  auf  die 
direkten  Stenern  sich  bezieben,  sind:  Das  Edikt  vom  SC.  May 
1881,  wodurch  die  ursprQngKch  der  Grundbesteoernng  gleiche 
•Steuer  von  Gebäuden  und  Hofraitheplätzen  in  der  Art  geän- 
dert wurde,  wie  ich  unter  Nr.  2  angedeutet  habe.    Eine  Ge- 
werbesieuer- Ordnung  vom  13.  May  1822,  ersetzt  durch  Ge- 
setz vom  23.  Juny  1841,  welches  in  den  Jahren  1843  und 
1848  einige  Abänderungen  erhalten  hat. 

Em  Gesetz  vom  8.  April  1886,  wegen  Uebemahme  der 
Eebegebükrem  der  direkten  Steuern  auf  die  Landeskasse,  aus 
welcher  den  Hebebeamton  2  %  der  wirklich  abgelieferten 
Beträge  gezahlt  werden  sollen.  Eine  Instruktion  vom  29.  März 
1826,  wegen  Führung  der  Gmndabgabenregister  zur  Ermitt- 
lung der  nach  §.  19  des  Edikts  vom  10.  Februar  1809  zu 
beredinenden  Vergütungssteuer  (von  sonstigen  auf  Grund- 
stücken lastenden  Geld-  oder  Natoral-Abgaben).  Bin  Aus- 
schreiben vom  4.  November  1886  wegen  BeeekteHbm^  und 
Erhebung  der  direkten  Steuern.  Eine  Verordnung  vom  18. 
September  1829,  wegen  Anlegung  von  Lagerbüchem  und  das 
Ab-  und  Zuschreiben  in  denselben,  sowohl  um  das  Grundeigen- 
thura  als  um  den  Grundsteuer-Ertrag  zu  sichern ;  nachdem 
durch  Edikt  vom  7.  November  1818  die  Freibenutzung  des 
Grundeigenthums  ausgesprochen  ist  und  in  Folge  dessen 
manidifoche  Veränderungen  eingetreten  sind.  Eine  Instruktion 
fdr  die  Führung  der  LagerhUi^  vom  8,  Februar  1830.  Ein 
Gesetz  endlich  vom  30.  März  1840,  die  Revision  des  Grund- 
steuer-Katasters für  alle  in  forsiwirthschaftlicher  Kultur  befind- 
lichen Liegenschaften,  betreffend-  Dieses  Letztere  hat  in  den 
Jahren  1848  und  1849  zn  vielfachen  Reklamationen  V<eran- 


Digitized  by  Google 


flQ6 


laKoiig  gegeben»  vonogsweise  dethelb,  weil  die  WMtUim 
dadaroh  an  maachen  Orten  höher  geworden  ist  (z.  v.  z.  B. 
Aktenaittcke  von  1860,  4te  Verhandlnng  8.  70.) 

Im  Allgemeinen  muss  man  die  Gesetzgebung  über  die 
direkten  Steuern  im  Herzogthum  Nassau  (auch  abgesehen  von 
dem  frühen  Zeitpunkte  ihrer  Entstehung)  für  höchst  beach- 
iongswerth  ansehen  und  ich  werde  im  tUlgmmtintm  Tbeile  dieser 
Darstellung  wieder  darauf  zurück  kommen. 

Auch  im  Herzogthnm  Nassau  hat  man  tm  Jahre  t048  die 
Rettmumg  d$$  BMommmu  mil  wachsender  Sieoer  vereucht. 
Das  Gesetz  vom  7.  November  1848  ordnete  sie  an  und  man 
schätzte  ihren  Ertrag  auf  50000  fl.  (also  weniger  als  Vs 
Simpels  der  direkten  Steuern) ;  allein  es  erhoben  sich  dagegen 
so  viele  Beschwerden  und  so  gewichtige  Einwendungen»  dass 
die  Landstände  selbst  sich  veranlasst  fanden,  durch  fieschhns 
vom  14  Febrnar  1849,  deren  Ausfiihrong  einzustellen. 

Eni  kaum  minder  günstiges  Schiksal  bat  das  zweite  Ge- 
setz vom  7.  November  1848,  die  Be$leuerung  des  bewegKdien 
rentirenden  Kapital- Vermögens  mit  einer  Abgabe  von  SVaVo 
jährlich,  gehabt.  In  einer  ständischen  Verhandlung  am  28. 
August  1849  wurden  die  Bedenken  der  Au&Tührung  dieses 
Gesetzes  anerkannt,  da  aber  weder  Eegierung  noch  Stände 
dessen  Aufhebung  beantragen  wollten;  so  schien  es  als  ob 
man  dessen  Ausführung  veirsuchen  wollte.  Bs  sollte  30000  fl. 
zar  Kasse  liefern.  In  den  Etats  flir  1M0  und  1861  findet 
sich  kein  Ansatz  dafür,  obgleich  ich  auch  kein  Aufbebnngl* 
Gesetz  entdeckt  habe. 

cc)  Regalien  und  UimapoUy  welche  in  die  frühere  Landes- 
Steuerkasse  flössen. 

Von  den  Regalien  hat  im  Jahre  1848  das  Ber^Mgallwxk  Qua« 
tembergeldemSOfL  ertragen ;  das  IFasfsmyal  17&710  fl.  und 
zwar  1.  die  Fischereien  in  Rheiui  Hain  undLahii,1400  fl.,  fl^Wasser 
laofzinsen  lOtOO  fl.,  3.  Anwacfas  970  fl.,  4.  Rheinzoll  14i000  fl* 
rein  (1847  noch  ßoAeinnahme  253554  fl.  Ausgabe  an  Besol- 
dungen, Pensionen,  Renten,  Kosten  10500  fl.,  also  Äeinerlrag 
243054  fl.),  5.  üeberfahrten  2140  fl.,  6.  Hafengefälle  500  fl., 
Lahnschifffahrtsal^ben  8200  fl;  das  Foiiregal  18000  fl.,  das 
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Die  Anschlage  für  1850  und  1851  ergeben  sich  aas  der 
Einnahmetafel. 

Die  Posten  im  Herzogthum  Jiassau  sind  seit  1807  Fürst- 
lich Thum  and  Taxis'sohes  Lehn»  woftlr  ein  K^oon  (Hiher  von 
«000  nnd  300  ü.,  jetzt  von  iwm  fl.  jährlich  entrichtet  wird. 

Ueber  die  Erneuerung  des  Ende  184d  abgelaufen  gewesenen, 
einstweilen  nur  auf  ein  Jahr  verlängerten  Vertrages,  ist  bis 
jetzt  "nichts  bekannt  geworden.  Bestimmungen  über  den  Post- 
dienst und  die  Postberechtigung  sind  vom  2.  Februar  1810, 
das  PofitAreithum  der  Bittschriften  betreffend;  vom  T.JanylSU 
Brie^KkSttaxen  und  Tarif;  vom  ».  May  I8U  Bestätigong  der 
neuen  Bxtrapoetonl&ting;  vom  0,  September  1836  gegen  Brief* 
posldefirauden ;  vom  i%.  November  1830  w^gen  des  Verhält- 
nisses der  Post  zur  Taunus-Eisenbahn;  vom  6.  August  1850 
über  die  Einführung  einer  ermässigten  Portotaxe  bei  Fahrpost- 
sendungen und  ermässigter  Briefposttaxen  (bis  dahin  war  die 
obige  Verordnung  von  1811  in  Kraft  gewesen).  Für  die  poli- 
aeihche  Aufsicht  über  die  Ausübong  des  Postregais  ist  eio 
eigener  kodesherrücher, Kommissär  angeordnet 

Nach  einem  Dorchschnitt  der  Jahre  1844^  sind  jährlich 
34433  Säcke  Sah  abgesetzt  und  der  dorchschnittKchd  (TeiDjmi 
an  jedem  Sacke  berechnet  sich  auf  5  fl.  8  kr.  Der  Ertrag 
ist  seitdem  nun  etwa  5000  fl.  vermindert  durch  die  Bestim- 
mung, dass  das  Salz  für  den  Fabrik-  und  Gewerb-Betrieb 
(etwa  1000  Säcke)  okn»  Steueraufschlag  abgegeben  werden 
soll.  Das  Salz  wird  von  den  Neckarsalinen  bezogen  und  die 
Satinenverwaltong  zahlte  bisher  an  Fracht  für  den  Sack  von 
315  Pfd.  nach  Höchst  34  kr.,  nachfobrich  13  kr.,  nadiCaob 
und  Niederlahnslein  30  kr. ;  zusammen  jährlich  15  bis  16000  fl.  — 
Eine  ^d\zregie  für  fiskalische  Rechnung  wurde  durch  Edikt 
vom  8.  Juny  1811  errichtet  und  1  Sack  Salz  von  215  Pfd. 
roh  für  14  Ü.  44  kr.  verkauft.  Für  1  Pfd.  Mainzer  Silber- 
gewicht durfte  im  Kleinverkauf  nicht  mehr  als  4  Kr.  1  Heller 
begehrt  werden.  (Z.  v.  liinist-Verfögnog  vom  1.  Jany  1830 
zor  Aosidirnng  des  Zollvereins-Vertrages  vom  10.  Dez.  1835  Art  7.) 

Sonstige  Monopole  sind:  vom  iMmpemammebi  41  fl.,  von 
den  Hamrdspieten  (Wiesbaden  700,  Ems  3767  ,  Schwalbach 
und  Schlangenbad  2119)  6586  fl.,  bis  1854  Pachtvertrag;  (in 
Wiesbaden  ist  die  im  Jahre  1810  enichteie  Kurhaus-Aktien* 
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Getellscfaallt  Verpächterin  des  Hnardspieh,  deren  SOO  Aklien 
aber  allerdings  grösstenibeils  in  den  Hfinden  des  Staate  sind;; 

von  den  Wasummeistereien  30  fl. 

dd)  Indirekte  Abgaben, 
Hin  Edikt  vom  Q.Dezember  1815  hob  eine  Anzahl  älterer 
indirekter  Abgaben  auf  und  ordnete  ein  gleichlonniges  in- 
direktes Abgaben*Sy8tem  an. 

1.  9tt«iirl-JUf«ftr. 

Das  jetzt  geltende  Geseti  liir  den  Gebrauch  des  Stenn 
pelpapiers  vor  Gericht  und  zu  den  Eingaben  bei  öffiBBtüchen 
Behörden,  so  wie  zu  den  von  denselben  ausgehenden  Aus* 
ferligiingen,  nebst  Slempeltarif,  ist  vom  24.  May  1828  mit 
Nachträgen  vom  8.  P'ebruar  1834  und  14.  März  1849.  Eine 
Revision  desselben »  namentlich  in  Folge  des  neuen  Gerichts« 
Verfahrens  nöthig  geworden,  ist  bereits  eingeleitet  Die  Stem- 
peiabgabe,  deren  Gevrinnungskosten  etwa  5%  betragen,  hat 
seit  1830  zwischen  180000  und  aitOOOO  fl.  Rohertrag  geUefert; 
steht  im  Voranschlag  för  1840  mit  196500,  för  1851  mit 
206800  fl.  und  bildet  etwa  5  Vo  aller  Staatseiunahmen. 

2.  'f  arrirrr>0tlt(r. 

Während  der  Ertrag  der  Chaussee  -  und  Biticken-Gelder 
nach  dem  Durchschnitt  von  1830/2  nur  35625  11.  war,  ist  die 
Roh-Einnahme  vom  I.Oktober  1845/6 :  45218.  1846/7:  42628, 
1847/8:  33631  fl.  gewesen.  Die  Zunahme  ist  Folge  des  neuen 
Tarife  vom  30.  November  1837,  wodurch  die  Verordnung 
vom  14.  Oktober  1828  ersetzt  wurde.  Bis  1828  hatte  der 
Tarif  vom  1.  November  1809  gegolten.  Zu  erwähnen  ferner 
ist  das  Gesetz  vom  8.  April  1826,  wodurch  die  im  Edikt  über 
die  Aufhebung  der  älteren  Abgaben  vom  1.  September  1812 
vorbehallene,  seit  dein  Jahre  lölö  in  Geldbeiträge  verwan- 
delte ^dXMVdX^Dienstletslung  zum  Unierhalt  der  Landstrassen 
aafgeboben  und  der  Kostenaufwand  auf  die  Landstrassen«. 
Kasse  libemommen  wurde.  Die  damab  noch  beibehaltene 
nnentgeltliche  Natnral-Dienstleistnng  zumJVMsNi»  wurde  duroh 
Edikt  vom  22.  März  1848  aufgehoben.  Die  Gewinnungskosten 
sind  21,8  Vo.,  derAntheil  an  der  Gesammteinnahme  0,64  bis0,80 

3.  Die  Brabnnt 

zu  Höchst,  Ellfeld  und  Oestrich  liefern  eine  Reineinnahme  von 

IM  IL,  woloho  in  bessern  Jahren  bis      fl.  steigt. 
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4»  9it  Aoiiflrmftti0itnj»f 
wird  von  dem  Kauf-  oder  Tauschpreis  veräusserter  ImmobUten 
und  Realberechtigangen ,  so  wie  von  allen  Erbschaften»  mit 
ilnsnahme  der  in  aui-  und  absteigender  Linie  und  bei  Seilen- 
verwandten des  ersten  und  zweiten  Grad(»<  sich  ereignenden 
Erbfälle,  mit  zwei  Prozenten  angesetzt.  Bestimmungen  hin- 
sichtlich der  Ansalze  derselben  enthalten  die  Verordnungen 
vom  17.  Oktober  1826,  2.  Januar  1827  und  4.  Juny  1829. 
Ihr  Rohertrag  von  64067  fl.  im  Jahre  1830/3  war  1846  auf 
115699  fl.  gestiegen;  während  für  1849  nur  77900  fl.  veran- 
schlagt sind  und  zwar  von  Tausch-  und  Kauf  -  Verträgen 
75000  fl.,  von  Erbschaften  2500  fl.  Diese  Abgabe  bildet  fast 
2  Vo  aller  Einnahmen. 

5.  jPit  QCtnnotimt  3olllitrrktion , 
welche  vor  dem  Eintritt  Nassaus  in  den  Zollverein  (1830/2) 
nur  201248  fl.,  oder  6,26  %  aller  Staatseinnahmen  war-,  be- 
trug im  Jahre  1846:  609215  fl,  oder  13,55  Vo  der  Gesaraml- 
einnahme,  war  also  um  407967  fl.  oder  202,71  %  gestiegen. 
Der  Vertrat  über  den  mit  dem  1.  Januar  1836  Statt  gehabten 
Anschluss  des  Berzogtbams  Nassau  an  den  Zollverein  ist  vom 
10.  Deiember  1886.  Die  be^üglidien  Aktensiücke  befinden 
sich  vollscändig  in  der  amtlichen  Sammlung  der  Verträge  und 
Verhandlungen  aus  dem  Zeiträume  der  Bildung  und  Ausfuh- 
rung des  Zollvereins  von  1833  bis  einschliesslich  1836,  Ber- 
lin 1845,  Bd.  II  Nr.  135  bis  146.  —  Im  Voranschlage  für 
1849  stehen,  mit  Rücksicht  auf  die  im  Jahre  1848  {gestörten 
Verkehrsverhältnisse,  nur  450000  fl.  als  erwartete  Einnahme; 
der  Ertrag  wird  jedoch  höher  ausgefallen  seyn;  fiir  1850 
und  1851  sind  500000  fl.  veranschlagt.  Während  im  Allge- 
meinen die  Stimmung  entschieden  für  den  Zollverein  ist,  des- 
sen höchst  wohlthäligen  Einlluss  man  auch  in  Nassau  aner- 
kennt, erheben  sich  ähnliche  Klagen  über  das  Verhältniss  der 
Tf^etVibesteueruug  wie  im  Grossherzogthum  Hessen.  Nassau 
gewinnt  von  15543  preuss.  Morgen  Weinland  im  Durchschnit- 
,  ährlich  ^U)000  preuss.  Ohm  Wein;  d  i.  von  dem  durchschnittt 
ichen  Erlrage  des  Zollvereins  (1,439489  preuss.  Ohm)  2,08%. 
Einer  ömmtm  Abgabe  unterliegt  der  Wein  nicht  (abgesehen 
von  der  Grandsteuer  der  Weinberge) ;  allein  durch  Art.  9.  D. 
3.  e.  des  Vertrages  vom  8.  May  1841  sind  an  die  Stelle  der 
bis  dahin  bestandenen  Äusgleichunas- Abgaben,  Uebergangs- 
Steuem  getreten;  wonach  namentlich  der  Nassausche  Wein 
in  Preussen,  Sachsen,  Kuiiiessen  und  dem  Thüringischen  Ver- 
ein (demnächst  auch  Braunschweig)  mit  «iner  Steuer  von  1  fl. 
27 Va  kr.  (etwa  6  fl.  vom  Ohm),  der  Traubenmost  von  1  fl. 
10  kr.  für  den  preuss.  Zentner  (1,028964  Zoll -Ztr.)  belegt 
vifird.  Diese  Abgabe  schliesst  die  üeMmtm  Weine  von  jeneD 
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Staaten  aus,  bcnachtheiligt  mithin  vorzugsweise  die  bedürf- 
tigere Klasse  der  Weinbauer  und  ist.  hei  dem  grosse«  Ein- 
flüsse des  Weinbaus  auf  das  Wohlbefinden  der  ganzen  Be- 
völkerung dos  Hcrzos;thums,  leider  geeignet,  dit;  Vortheile, 
welche  das  Land  vom  Zollverein  hal,  sehr  zu  beeinträchtigen. 
Diesem  Gefühle  hat  die  Stiindeversamralung  durch  ihren  An- 
trag vom  22.  Miirz  1849  cStde.-Verl).  1848/^  Bd.  IV  Seile  877, 
z.  V.  Bd.  I,  Seile  157)  Worte  gegel)en,  indem  sie  der  Be- 
gierung  dringend  empfiehlt  auf  Beseitigung  dieser  Abgabe 
hinzuwirken. 

et)  Somtiae  cevschiedene  Einnahmen. 
Dahin  gehören  mit  den  nebenstehenden  Geldbeträgen : 

1830/2  1846  1649 

Strafoelder  .  .  .  12701  —  13900  —  9650 
Konfiskationen  .  .  2680  —  380  —  500 
Brlrag  aus  Landes- 

gebänden  .   .        2314  —     3197  2398 
Ausserordentlich    .   75014   —   31:^17   —  2565Q 

Zusammen  92709   —   48794   —  38198 

.  Staats  •  Ausgaben. 

a)  Im  Allseuiel nen. 

-  Zunächst  eine  vergleichende  Zusammenstellung  der  Ausgaben 
der  Landessleuer-  und  Domanen-Kasse  in  den  Jahren  1830/2^ 
1846,  1849,  1850  und  1851. 

Dabei  Ist  jedoch  die  Vorklage  zu  wiederholen,  dass  hin« 
sichtlich  der  Ausgaben,  die  Versuche  Alkemeines  und  Ein- 
tehies  aus  varscfaiedeneii  Zeiten  zu  vergleichen,  auf  noch  un- 
glsidi  grössere  Schwierigkeiten  slossen.  als  bei  den  Einnab- 
raen.  Die  Bemerkungen  in  der  Tafel  und  in  der  nachfolgen- 
den Darstellung  der  einzelnen  Ausgaben,  enthalten  darüber 
Näheres.  Die  Neugestaltung  fast  alfer  Verwaltungs-Behörden, 
so  wie  eine  engere  Verbindung  und  systematische  Ordnung 
der  Ausgaben  beider  Kassen,  bieten  der  Vergleichung  beson- 
dere Hindernisse  dar.  Auch  bemerke  ich  wiederholend,  dass, 
gleich  der  Einnahme-  auch  die  Ausgaherechnung  keinesweges 
eine  vollständige  Oarstellung  aller  Arten  der  Verwendungen 
auf  Staatsanslaiten  und  für  St aatsz wecke  liefert.  So  beispiels- 
weise fehlen  die  durch  eigene  Einnahmen  gedeckten  Ausspähen 
bei  den  Strafanstalten,  beim  Landjägerkorps,  beider^Ieil- 
Anstalt  Elchberg,  beim  Zenlral-Studienfonds,  bei  den  einzelnen 
Lehranstalten,  beim  LandgestUt,  derMifitür-Verwaltuns  u.s.  Wv 
weiche  zusammen  wahrscheinlich  mehr  als  150000  II.  betra* 
gen  und  wovon  auch  in  meiner  Finanztafel  nur  ein  Theil  hat 
nachgetragen  werden  können,  weil  nicht  Alles  veröflfent- 
lichi  ist. 
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Bezeiehnnng 

der 

^udQaben. 


AuMgabe  der 

Land<>iiteuer 
Kasse  narh 
dem  Uurcli- 
sclinilt 
der  Jahre 
1830-3« 
der/>ofn(in«'n- 

Kanne  nach 
derlleclinung 
von  tH30 
in  fl.  rliein. 


Pro- 
zent- 
An- 
Ibeil 
an  der 
End- 
sum- 
me. 


1. 

2. 

II. 
1. 

3. 
4. 


III. 
1. 
2. 

3. 

4. 

5. 
6. 

7. 
8. 
a. 

b. 


9* 

IV. 

1. 
2. 
3. 
4. 


Herzogliches  Hans  and  Hof. 

Dotation  der  herzo^l.  Ilotliultiin;^  und  8c]iatull- 
Kasse  (noch  niclit  schliesslich  festge.«itellt  und 
bis  1848  unheschränkt)  

Witthum  und  Apanagen  ........ 

Zusammen  1. 

Gesammt-Staatsministerium. 


Kosten  des  Landtn|;s 


Bundeskosten  und  Aufwand  für  Konsulate 
Verwaltungsaufwand  des  Gesanimt-Slinisteriums 
Ausserordentliche  Unterst ülzungen  


Znsammen  II. 


Ministerial-Abtheilung  der  Justiz. 

Zentral- Verwaltung  

Ober-Appellalions-Gericht  


Hof-  und  Appellat.-Gericlit  zu  Dillenburo; 


Wiesbaden 


Untersuchungs-Gericht  zu  Dillcnburg 

Wiesbaden 


Justizämter  

Strafanstalten  ,    ,    .  . 

Zuchthaus  zu  Diez  

(Ausgabe  von  eigenen  Einnahmen)  . 
Korrektionshaus  in  Kberbach  «... 

(Desgleichen)  ........ 

Zusammen  8. 

Zentral-Staats-Archiv  zu  Idstein  

Zusammen  III. 
Ministerial-Abtheilong  des  Innern. 

Ministerial-Kolle^lum  

Kreisäniter  

Lnndj5i;äer-Korps  

Medizinal-Pllege  

(Darunter  Heil-  und  Pflege-Anstalt  Eichberg 
mit  36 — 37000  fl.  eigener  Einnahme^  welche 
nicht  durch  die  j!ä(aatskRj9se  läuft)* 


368G91 
67968 


11.61 

2.14 


436659  13,75 


507529 

mit  Einschl. 
der  Koaten  d. 
Minist. -Ab- 
theilungen.) 

(z.  V.  n.) 

26971 


42402 


27459 


15,99 


0,85 


1,34 


0,86 


(unter  Landesre- 
(des- 


~      I  - 
(In  der 


96832 


3,05 
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Ausgrabe 
nach  den 
Kech- 
niin^en  von 
1846 
lind 
(von  J848) 

Pro- 

zent- 
An- 

Ihcil 
an  der 

Knd- 

suin- 
ine. 

Aiiagabr 
nach  der 
HechnunK 
von  der  Ilo- 
inlnenkame 

und  drin 
Voranichl.ige 
drr  hnDdeii- 
»leiierkaanr 

IN49 
in  fl.  rhrin. 

Üeneltiiii^le 
FUat.Hinunio 
für 
1850 
in 

n.  rhc'ln. 

Anfor- 

(liTiinir  iit*r 
Het^ierun«; 

für 

1851 
in 

fl.  rhein. 

Fro- 
zen t- 
An- 
theil 
nn  der 
End- 
sum- 
me. 

Ver^leicluing 

Hf>r  l'ihrH 

1830/2  mit 
dem  Jahre 

1851. 
-f  Zunahme 

Abimhme. 

505394 
67756 

11,30 
1,52 

300000 
63727 

300000 
57376 

300000 

507S2 

6,80 
1,15 

—  68691 
17186 

573150 

12,82 

368727 

357376 

18000 
29905 
975 
10000 

350782 

27000 
25410 
4550 
10000 

7,95 

0,61 

0,58 
0,10 

0,23 

—  85877 

413609 

(mit  Kia*  ( hl. 
derKosten  der 
IVlinimerial- 
Abtheilungen) 

(513466) 
(z.  V.  II.) 
26525 
(25791) 

46223 
(23240 
und  21766) 

39598 
(17242 
und  17700) 
^ierung^)  iSc 
gleichen.) 

9,25 

0,59 
1,04 

0,88 
hhissun 

487952 

(mit  Binachl. 
der  Kosten  d. 
.Minist.-Ab- 
iheilungen.) 

(Z.   V.  II.) 

24070 
43893 

37226 
nrne  v.  IV,) 

« 

5ö940 

16422 
23995 

28395 
33330 

18003 
19986 

119831 

21110 

und  2385 
20115 
und  4948 

6(>9b0 

15490 
27800 

27263 
35809 

15803 
23737 

126090 

21284 
und  2457 

21629 
und  5346 

1,52 

0,35 
0,63 

0,62 
0,81 

0,36 
0,54 

2,86 

0,48 
0,06 
0,49 
0,12 

+  889 

-f  20670 
-f  12031 

-      1    -  1  - 
Endsumme  von  II.) 

4855« 
7283 

50716 
6777 

1,15 
0,15 

112346 

2,51 

105189 

315803 

72950 
59297 
42324 
64255 

329545 

72050 
59327 
47535 
61762 

7,47 

1,63 
1,34 
1,08 
1,39 

39* 
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a 

•mm 

w 


Jlu0gaben. 


Ausgabe  der 
handfitleuer 
Kasse  nach 
«l«Bi  Durch- 
•ekaitt 

18tO-«t 

derDomfliitfN* 
Kamie  nach 
derRechnung 

von  1830 

in   f  1  .  r  !  I  C  L I  ]  . 


An- 

theil 
an  der 


saoi- 


5. 
Ö. 
7. 
8. 
9. 
10. 
a. 

b. 
c. 
d. 
e. 


11. 
a. 
Ii. 

c. 
d. 
e. 
t 

1 


12. 
13. 
14. 
15. 


V. 

1. 

2. 
3. 


4. 
5. 
6. 
7. 
8. 
9. 
10» 


Forst-Verwaltung.  , 

Unterhalt  der  Laudes-Gebäud«  

UuidfltraiMB-B«i 

Wasserstmiini-llM   • 

Berg-VerwRltung[  

Lehr-Anstalten  • 

Zentral-Studienfonds   .  • 

and  durch  «i^wie  Binnahne  gedeckt   •  . 
Zum  Taubstummen-Institut  • 
Zu  den  Elementarschulen 
Zu  den  Heal-  und  Gewerbschuien  .   .   .   .  . 
Allgemeiner  Efumlei-Aa^nnind  und  Befadwten 

Znsannen  10« 

Zur  Beförderung  der  Industrie  ...... 

Landwirthschaaiicher  Verein  ....... 

LandwirOsehaltilcke  LeluvAnetalt  .  .  .  •  . 
Kultur-Anlagen  auf  dem  Westerwald  .   .   .  .. 

Zur  Beförderung  der  Konaolidation 

Landgestüt  

Zor  BeArdemog  des  SeMeabmies 

Zum  Unterhalt  den  chettlseken  LaboratOfiiiBS  . 

Für  Gewerbe  

ZonHMien  11. 

Milde  Fonds  •  .  • 

Landesbibliotliek  und  Moseoni  

Grenz-Regulirung  

Ausserordentliche  Ausgabe«   .  •  

Zusammen  IV. 
Kriigs^lkpartmiit 

Kriegs-Departement  

General'Kommando    .    .    ♦  .  

Fuss  -  Volk  (  Unterhaltskosten  mit  Ausschluss 
der  Anschaffung  der  grossen  Bekleidung,  der 
BevniAinng  und  des  Schiessbedarfs)    •    .  . 

ArtUlerift  .  

Pionier-Abthcilnpg   

Kriegsschule  

Garnisoui  .-Kompagnie  

Verwidtungs-KommissUm  •  

Kasernen-Verwaltung 

Uosf  ital-VerwaUnig  


4656251  14,67 
(Bedarf  der 
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Ausgrabe 

Pro- 
zent- 
An- 
(heil 

nach  der 

Genehmigte 

Anfor- 

Fro- 
zen t- 
An- 
theil 

Vergleichnng 

nach  den 

HechnuD^ 

KndMuiuoie 

(leriing  cier 

der  Jahre 

Rech- 

VON  der  Do- 
mtnenkaaae 

für 

Hegieriing 

1830/2  mit 

DUn|^cll  >  UM 

und  dem 

1  II  1 

aem  Janre 

1  ftiß 
1  o-tu 

an  der 

Voranarhlagr 

1850 

1  Ol)  1 

1  II 
III 

an  der 

loOl. 

Knd- 

der  Landes- 
ateuerkaase. 

III 

End- 

z<unanme 

^  VUll  1  O'mOt ) 

siini- 
me. 

1^449 
in  fl.  rhein. 

Ii.  rhelii. 

II.  riicTiii, 

.siim- 
ine. 

A  1^  n  V  a  va  a  ^« 

— Aonanine. 

2502;) 

269  ( 2 

oOiO  1 

4  i<)4o 

1  A  1 
J,tM 

— 

282603 

264it)( 

5,99 

200280 

236512 

0,36 

1  <U50 

18450 

0,4Z 

— 

— 

— 

40000 

31940 

0,72 

80365 

1  82 

— 

— 

— 

4641 

4641 

0,11 

4ZUU 

I4ZUI) 

1  lUoU 

1  lUoU 

fix 

o4IO 

All 

o,iz 

— 

— 



139192 

147621 

3,34 

— 



2500 

2500 

0,06 

200 

200 

0,00 

— 





100 

300 

0,01 



— 



1500 

1500 

0,03 

1(11 

\  AA  KÜ. 
1440O 

/uu 

0411 

A  AI 
U,U  1 

iHMI 

(«AA 

A  A I 

4300 

5650 

0,13 

17511 

25648 

0,58 

21896 

20903 

0,48 

400 

4149 

0,10 

1216 

2266 

0,06 

2772 

1,2004941  26,86|  1,379506 

1,008772 

1,032110 

23,39 

dauiali;i:eii  Laiidesrej^ieriiug) 

(1,255450) 

20307 

17  <UU 

A  1 A 

1198< 

A  O  1 

0,31 

286692 

7,o4 

.15400 

1  25 

3028 

3020 

0,07 

4000 

4000 

0,09 

3900 

3800 

0,09 

44986 

42900 

0,98 

16593 

16013 

0,36 

9000 

9000 

0,20 

Google 
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Bezeiclmun? 


der 


K  u  0  Q  a  b  e  11. 


4uagabe  der 

Landfsstfuer 
Kagne  nncli 
dem  Durch- 
Achnitl 
der  Jalir« 
1«30-  3« 
dcrIJnvtnnfn  ■ 
KaxiC  nach 
derRechnung 
von  183o 
in  ü\.  rlicin. 


Pro- 
zeut- 

An- 
Iheil 
iin  der 
Eiid- 
fsiiin- 

me. 


11. 

12. 

13. 

VI. 
1. 


2. 
3. 

4. 

5. 

6. 


7. 
8. 
a. 

b. 
9. 

VII. 
VIII. 


IX. 


X. 
XI. 


Mililar-(iel):uide  .  . 
MUitär-Gerichtsbarkcit 

Ausserordentlich    .  . 


ZiisHinniei)  1  bi.s  12 


Zusainnien 

Ministerial-Abtheilang  der  Finanzen. 


Zeutral-Verwaltung 


Lokal-  Verw  al  tiiui; 


Zoll- Verwaltung  .  .  . 
Staatskassen- Verwaltung 


ncchuungskanimer 
Laudesbank-  Direktion 


Zusammen  VI. 


Zur  Verzinsung  des  Defizits  für  1850  und  der 
Vorschüsse  der  Landeshank   zum  laufenden 
Dienste  des  Jahrs  1851  .    .    .    .        .    .  . 

Ausserürdentliche  Ausgaben  der  Donianenkasse 
Gewinnungskosten  derjenigen  Einnahmen  der  vor- 
maligen Landessleuerkassi:  ^  wovon  nur  der 
//em-Er(rag  vor  Augen  gebracht  ist  und  die 
deshalb  hier  wie  in  der  Kiiuiahnie  vorgeführt 
werden  mit  zusanuneii  annähenid  .... 


Hauptsuninie 


Lasten  und  Servituten  

Verwaltungskosten  auf  die  Domanial-Einnnhmen . 
(mitZu-setzung  der  bei  der  Einnahnie  annähernd  [ 
berechneten  Gewinnungskosten  von  Mainzoll- 
uud  Mineral wasser-DebitJ  ....... 

Entschüdigungs-Renten  für  aufgehobene  Abgaben 
Leibrenten,  Ruhegehalte,  Pensionen  u.  Gnadengeh. 
Auf  der  I«indesslcuerkasse  haftend  

„     „  General-Douninenkasse  haftend    .    .  . 

Zusammen  8. 

Auf  die  Staatsschuld  

(Anlheil  der  Ld.  Str.  K.  bis  1850  unter  der 
Summe  filr  die  Landesregierung.) 


— 

— 

488459 

15,39 

63410 

2,00 

(üeneral- 

Stcuer-|)i- 

rck(ioD.3 

10699 

~~ 
0,34 

463030 

14,59 

(^nicht  zu  be- 

rechnen.) 

(Unter  der 

Bedarf- 

102867 

0,03 

102867 

(i,Od 

293214 

9,23 

1,023220 

32,24 

52363 

1,65 

23298 

0,74 

80000 

2,52 

3,173985  100,— 
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Aus/j^abe 
nach  den 
Rech- 
nnn^LMi  von 
1846 
und 
fvmi  1848.1 

Pro- 
zent- 
An- 
theil 
an  der 
Knd- 
suni- 
nie. 

Ai'iixabr 
nach  der 
Recliniinfc 
von  der  llo- 
niMnenkamic 
und  dem 

VorMnnrlilKKi" 
der  Lande«- 
Mteuerhaaiic. 

in  fl.  rliein. 

Geneluni^te 
Kndsnnimu 
für 
1850 
in 

II.  riuMii. 

Anfor- 
derung der 
Hegitrung 
für 

1  oD  1 

in 

II.  rhein. 

Pro- 
zent- 

ml\~ 

Iheil 
an  der 
Knd- 
siiin- 
nic. 

Vergleicbnng 
der  .lahre 
1830/2  mit 
deiu  Jahre 

-\-  Zunahme 
Abuahine 

15843 
463 

17044 

4C3 

0,39 
0,01 

470691 
5073C 

506240 
2711 

11,49 
0,06 

694075 
(775205) 
71866 

(Genernl- 
Steuer-I>i- 
rektion]) 

(65919) 
25180 

(22951) 
6612 
(6485) 

605041 
4697 
u.  184329 

(ITjährifif  r 
l>urcliachnitl) 

aumine  d.Lani) 

1,61 

0,56 
0,15 

13,53 
0,11 
4,12 

!sreg.8ch 

558140 
66726 

(üeneral- 
Sleuer-Ui- 
rektioD.) 

22000 
5675 

506880 
u.p.p.  4574 
u.  184329 

(l)eaKteich.) 

luaatiummelV 
1  141429 

521427 
68161 

93213 
21872 

9810 

58155 

489856 
u.  pp.  4768 
und  181329 

(IJcKgleirlien.^ 

47248 

240662 
1  93101 
|nnd  35468 

50a951 
69918 

93222 
21549 

9450 

61106 

494050 
und  4187 
und  185740 

47248 

249164 

90655 

%J  V/  XJ  \I  V 

und  35468 

11,55 
1,36 

2,11 
0,49 

0,21 

1,39 

11,22 

0,09 
4,20 

1,08 

6,64 
2,05 
0.80 

-1-  20492 
110090 

• 

66S44 

194494 
291678 

4,35 
6,62 

141429 
320950 

369231 
603580 

375187 
594938 

8,49 
13,47 

4-  301724 

1,383797 
67269 
(54814) 
8644 
und  8819 

(Landrskre- 
ditkaaae  und 
7>ehn(ablü- 
BunKS-Kuni- 

ininnion. ) 

(12413 
u.  3327) 

28823 
80000 

30,95 
1,50 

0,19 
0,20 

0,64 
1,79 

1,312762 
51715 

9514 

(Landeakre- 
ditkasKc-Di- 
;^rek(ion.) 

8144 

8OOO0 

1,940223 
51934 

10813 

35000 

80000 

1,946594 
52531 

11639 

35000 

80000 

44,10 
1,19 

0,25 

0,79 

1,8(1 

l-f  268 
4-  11639 

H-  35000 

A  O  A  f\ 

—  2329 



4,471026 

(184«  Ld 
Str.  K.) 

2,818796 

100,— 

4,361949 

4,378288 

4,114112 

jloo,- 

+  1,240127 

-  616  - 

'  Hiernach  war  die  Gesammi-  Ausgabe  der  Landessteuer - 
Kasse  im  Jahre  1830/2:  1,764917  fl.,  1846:  2,589014  fl.,  1849: 
2,766916  11.,  eine  Zunahme  von  fast  57  »/o  darstellend;  der 
Domänen-Kasse  1830:  1,40006»  fl.,  1846:  1,940616  fl..  1849: 
1,557330  fl. 

Der  Prozentantheil  an  der  Bndsnmoie  alkr  Staats -Aus- 
gaben war  mithin  für  die  ' 

1830/2  1846  1849 

Landessteuer-Kasse   .    55,60  Vo  —  57,15%  —  63,99  % 
Domänen-Kasse     .    .    44,40  V«  —  4d,85  %  —  36^1  % 
und  die  Schlusssumme  in  fl. 

1830/3:  3,173985 
1846   :  4,471096 

1849  :  4,861949 

1850  :  4,378288 

1851  :  4,414112 

Die  Steigerung  seit  1830  ist  theil weise  nur  scheinbar, 
weil  in  die  neuesten  Jahre  Ausgaben  aufgenommeo  sind, 
welche  auch  damals  schon  bestanden,  ihrem  Geldbetrage  nach 
aber  mir  nidit  bekannt  sind.  Wo  wirklidie  Vermehrung  Statt- 
gefunden bat,  wird  aus  dem  Folgenden  sich  ergeben. 

1.  Vrnimmt  -  5toat«  -  iRittifkrrfitm. 
Die  einzelnen  Kapitel  der  Etatsumme  für  1849  (und  1851) 


sind: 

1)  Kosten  der  Landstände   41000  fl. 

(Die  Diät^' betragen  5  fl.  30  kr.)  (SS7000)„ 

2)  Beitrag  zu  den  Reichskosten   97653  ^ 


3)  Auslagen  der  Konsulate  (300; ,  ad  2  und  3      (25410)  „ 
Gehalt  des  Sekretars  beim  Bevollmiichlisten 
in  Frankfurt  (600),  Diäten  der  Reichstags- 
Abgeordneten  ,  Zollvereins-Bevöllmächtig- 


ten,  RheinschifiTahrts-Kommission  (15000)  15960  „ 

4)  Besoldungen  beim  Ministerium  ......  18190  ^ 

(worunter  flir  das  Kabinet  3400)  (4550)  ^ 

5)  Zentral-Staatsarchiv   7738  „ 


(6777)  „ 


Digitized  by  Google 


~  «17 


6)  Bibliothek  (7540)  und  Vereiii  iür  Natiir- 
konde»  AlterlliuindEQiide  n.  Gesduchte  (MM) 

(davon  erfolgen  nur  1569  fl.  direkt  aus  der 
Staatskasse,  das  übrige  durch  sonstige  Ein- 
nahmen, z.  B.  5500  fl.  Üeberschuss  des  In- 
lelhgenz-  und  Yerordnungs-BlaUs;  —  wes- 
halb nicht  auch  diese  Einnahmen  durch  die 
Hauptstaats  -  Kasse  laufen,  ist  nicht  zu  er- 
rathen). 

7)  Entschädigungen  fUr  aufgehobene  Abgaben 
z.  B.  für  die  Einkünfte  der  Palrimontal-Ge- 
richtsbarkeit ,  (obgleich  dieselbe  durch  die 
Grundrechte  des  deutschen  Volks  ohM  Ent- 
schädigung au%ehoben  ist)  


0776  fl. 
(4140)  « 


8)  Für  Leibrenten,  Ruhegehalte,  Pensionen,  Gna- 
.  dengehalte,  einmalige  Unterettttsuogen  (tOOOO) 


47246  « 
(47M8)  , 


dazu  jedoch  aus  der  Domänen- 
Kaflse  141429  fl. 
t)  Ausserordentliche  Ausgaben    .  . 


tM0436  ^ 

(375187) 
und  (10000;  „ 


500 


Zasammen  Staatsminnt.  467441  fl* 
oder  II  Vo  oller  Ausgaben.  Die  entsprechenden  Ausgaben 
betrugen  im  Jahre  1831:  495600,  1832:  481500,  1833: 
479918  fl.^  woraus  erhellt,  dass  im  Jahre  1849  um  so  be- 
deutendere Ersparungen  gemacht  sind,  weil  in  diesem  Jahre 
die  Ausgaben  für  Reichszwecke  und  für  die  Landslände  um 
mindestens  160000  fl,  grösser  sein  numüm  als  in  den  Jaln 
ren  1661/S* 

Nach  dem  Gesetze  vom  17.  Oktober  1646  führt  das 

Staatsministerium  die  obere  Verwaltung  des  Landes.    Es  zei^ 

flillt  dazu  in  die  Abtheilungen  für  die  Justiz,  für  das  Innere, 
'  für  das  Kriegswesen  und  für  die  Finanzen.    Eine  jede  dieser 

vier  Abtheilungen  hat  ihren  eigenen  Präsidenten.  Der  Vorsitz 
•in  dem  Gesammtministerium  und  die  Leitung  des  Geschifls* 

ganges  im  AUgemeiaeii  wird  Einem  der  AbtheUongspräiidaQten« 
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und  zwar  in  der  Regel  dem  PrSsideiften  iev  Ju^tnealMheilung, 

übertragen. 

In  jeder  Abtheilung  ist  nach  dem  Geschäflsumfang  die 
nöibige  Anzahl  von  vortragenden  Käthen  und  Assessoren  nach 
Maassgabe  dieses  Gesetzes,  mit  jdem  erforderlichen  Hülfsper- 
sonal  für  Sekretariat»  Registratur ,  Rechnnngs-  und  Kanzlei- 
gescbälle,  angestellt 

Zu  dem  Wirkungskreis  des  gfesanimten  Staatsministeriuras 
gehören  alle  Gegenstände,  welche  der  landesheiTlicheo 
Sanktion  unterliegen. 

Sehr  begreiflich  wird  die  Neugestaltung  der  ganzen  obern 
Verwaltung  auch  auf  den  Kostenpunkt  wesentlichen  Einfluss 

haben  und  aus  der  Anlage  zum  Berichte  der  ständischen  Prü- 
fungs- Kommission  (Beilage  D  zum  Protokolle  vom  21.  July 
1849,  Verhandl.  Bd.  II  S.  156  IT.)  ergieht  sich,  dass  man  eine 
Ersparung  von  79300  ü.  für  möglich  gehalten  hat. 

2«  Ilc4|t0p(l(j|c. 

Dieses  aus  einem  Präsidenten  und  6  Rathen  bestehende 
höchste  Gericht  (Organisations-Gesetz  vom  9.  September  1815) 
erforderte  nach  dem  Durchschnitt  der  Jahre  1830/2  einen 
Aufwand  von  96971  fl.;  für  1&4«  wurden  nur  94070  fl.  ge- 
fordert,  für  1651  aber  97860  fl.  . 

6>  ffof"  tmd  AppeUalMW'^Omchte 

zu  Wiesbaden  (früher  Usingen)  und  zu  Dillenburg;  jedes  aus 
einem  Präsidenten  und  7  bis  9  stimmführenden  Mitgliedern 
bestehend;  haben  von  1830/2  durofatichnittlich  49409  fl.  ge* 
kostet;  im  Etat  fiir  1849  werden  43893  fl,  verlangt  und  später 
sind,  auf  Vemlassung  der  Binfiihrang  der  SehwuigeHcbte, 
SOSOfl.  fdr  Besoldungen  und  3ie4fl.  Ufr  Kanzleikosten,  Diäten 
und  Reisekosten ,  mehr  gefordert.  Die  ganze  Etatsummc  für 
die  beiden  Mittel2;erichte  belief  sich  also  auf  50107  fl.  Für 
1851  sind  63079  fl.  gefordert,  als  Folge  der  gänzlichen  Dur^i^ 
Ahniiig  des  neuen  Gerichtswesens.  Die  Erncfalung  zweier  • 
abgmoderter  Hof*  jotd  AppeU^tiüiis^GeriQhte  fgatnAmk  d«rob 
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Edikt  vom  81.  Dezember  ml;  ein  Gesetz  vom  8.  Septem- 
ber 1840  verlegte  das  eine  dieser  Gerichte  von  Usingen  nach 

Wiesbaden;  das  Geselz  vom  28,  Dezember  1850  bestiniiiit 
über  iWo.  Zusammenselzung  dieser  Gerichte  uud  deren  Ab- 
theiiuDg  in  Senate. 

c)  Mrmmal't  (jeUi  UniersucätmffS'-J  Geriehte 

ZU  Wiesbadcgi  qnd  Dillenbnrg.  Ihr  Bedarf  ist  von  874l>9  d 
im  Jahre  1830/2,  auf  37826  fl.  im  Jahre  1840  und  39&40  im 

Jahre  1851  gestiegen;  jedoch  wird  für  die  Folge  weder  damit 
noch  mit  dem  bisherigen  Personale  (3  bis  4  Inqnirenten  bei 
jedem  GoriclUe'  auszureichen  seyn.  Die  neueste  Slrafgesetz- 
gebung  nämlich  liat  alle  Verhähnisse  verändert:  sie  besteht 
aus  folgenden  Gesetzen :  Strafgesetzbuch  vom  14«  April  1840, 
nebst  Binfiihrungs- Gesetz  vom  17.  Hay  1849;  Gesetz  über  • 
Einführung  des  mttndlichen  und  öfientlichen  StrafverAihreiia 
mit  Schwurgerichten  vom  14.  April  1840,  mit  Naohtrog  vom 
2.  September  1849,  die  Vergütung  von  Reisekosten  an  die 
Geschworenen  betrelTend  und  Ein(uhruii!^'^i^est?lz  vom  14.  Juny 
1849;  Gesetz  über  die  Kompetenz  d(M"  G<M'i('hle  zur  Untersuchung 
und  Bestrafung  von  Verbrechen  und  Vergehen  vom  14.  April  184SI 
(einstweilen  gültig  bis  die  neue  Gerichtsorganisation  ins  Leben  * 
getreten  ist)  mit  Einfühmngps-Gesetz  vom  17.  Blay  1810. 

Das  Gesetz  über  die  Trennung  der  Rechtspflege  von  der 
Verwaltung  in  der  untern  Instanz  (welches  jedoch  nur  die 
Verwaltungsstellen  ordnet)  ist  vom  4.  April  1849.  das  dazu 
i^chorigc  Vollzui^sgesctz  vom  31.  May  1849.  Bisher  war  den 
Ämtern  in  erster  Instanz  die  Rechtspflege  hinsichtlich  aller 
Personen,  welche  keinen  bevorzugten  Gerichtsstand  genossen, 
zuständig  und  der  Geldbedarf  für  diese  Justiz-  und  PoHzei- 
Aemter  stand  auf  dem  Btat  der  Landesregierung.  Rechnet 
man  nun  Vs  ihres  Bedarfe  auf  die  Rechtspflege  (mit  etwa 
77000  fl.) ,  so  ist  der  Gesammtaufwand  für  die  Bechtsverwal- 
lung  bisher  etwa  189000  fl.  gewesen,  oder  4,37%  aller  Aus- 
gaben. Die  neuen  Justizämter  sollen  nach  dem  Etat  für  1851  : 
126090  fl.  erfordern  und  die  Justizbehörden  würden  also  jetzt 
'  eine  Ausgabe  von  886568  fl.  nöthig  machen,  oder  % 
aller  Ausgaben  und  67888  fl.  mehr  als  bisher. 
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Die  Landesregierung  (Edikt  vom  6.  Januar  1816  über 
deren  Wirkungskreis  und  Geschäfts -Behandlung)  gehört  zu 
denjenigen  Behörden,  deren  Wirksamkeit  nach  §.  31  des 
Gesetzes  vom  17.  Oktober  1849  am  1.  Januar  1850  aufgehört 
hat;  die  von  ihr  geführte  geisth'che  and  ZivH-Verwattung  ging 
nach  §.12  jenes  Gesetzes  auf  die  Ministerial- Abtheilung  des 
Innern  über.  Dieser  Ministerial-Abtheilung  werden  (nach  §.  14) 
ein  Medizinalkollegium,  ein  lM)rslkollegium ,  ein  Bnukollogiuni. 
ein  Bergkollegium ,  ein  Schulkollegium  und  ein  Kollegium  für 
Handel,  Gewerbe,  Ackerbau  und' Statistik  in  der  Art  beige- 
ordnet, dass  bei  allen  in  technische  Zweige  einschlagenden 
wiebtigen  Gegenständen  das  Departement  des  Innerh  das  Gut- 
achten des  betreffenden  Kollegiams  einzuziehen,  und  soweit 
es  die  Natur  desr  Gegenstandes  mit  sich  bringt,  also  soweit 
es  sich  um  rein  technische  Fragen  handelt,  demselben  zu 
folgen  verpflichtet  ist. 

Bisher  bestand  das  obere  Personal  dieser  Landesregi&' 
rung  ans  26  Beamten,  deren  Besoldungen  46200  fl.  erforden» 
ten  (Anlage  B.  zur  stand.  Verhandlung  vom  21.  July  1849). 
Die  an  die  Stelle  derselben  tretende  Ministerial-Abtheilung  für 
das  Innere  soll  1  Vorstand  mit  3000  fl.,  4  Käthe  mit  je  175011., 
2  Assessoren  mit  1000  fl.,  6  technisch^  Mitglieder,  wovon 
4  mit  1750  und  2  mit  1000  fl.  haben,  mithin  an  Besoldungen 
des  obem  Personals  nur  23000  fl.  erfordern.  Wenn  nun  auch 
bei  oder  nach  der  Ansführung  sich  ergeben  dürf^,  dass  zwar 
mit  dem  verringerten  Personale  auszukommen  ist,  jedoch 
manche  Besoldungen  zu  gering  veranschlagt  sind;  so  wird 
doch  jedenfalls  eine  Ersparung  daraus  folgen.  Nur  muss  man 
allerdings  deren  Wirkungen  nicht  sofort  erwarten,  indem  noch 
eine  Reihe  von  Jahren  hindurch,  gleichfalls  als  Folge  der 
Umgestaltung,  der  Pensions-  und  Wartegeld  -  Fonds  eine  un* 
gleich  grössere  Last  zu  tragen  haben  wird  als  seither. 

Die  einselnen  Ausgabe^ KqpUel  der  AbtheiJung  Landesre- 
igßrmg  waren  bisher: 
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fl. 

1.  Regicrungs-Kollegium  75501 

2.  JusUz-  o.  Polizeiämter  U7aOd 

3.  Forstverwaltiing  .  .  94944 
4  Bei^-  und  HtfUen-Ver- 

walUing   4988 

5.  Lehranstalten  .   .   .   .  27215 

6.  Medizinalpflege   .    .   .  28837 

7.  Zuschüsse  zu  müden 

Fonds   10000 

8.  BeflsenmoB-  und  Straf- 
Anstallen   89998 

9.  Beförderung  der  Indu- 
strie   10590 

10.  Land-Strassenbau   .   .  85715 

11.  Wasser-Strassenbau    .  94586 

12.  Bauung  der  Landes- 
Gebäude   95198 

18.  Landes-Yermessung  1850 

14.  Uebersugskosten    .  .  1900 

15.  Unvorhergesehene  Aus- 
gaben   11600 

16.  Landesschulden  u.zwar 

a.  Kapttalzinsea    .   .  — > 

b.  Kapitalablage  .  .  — 


fSir. 


fl. 

127189 
194695 


18i7. 

+  mehr 
-s-  weniger 
fl. 

+  51688 
-1-  67390 
+  5469 


19791  -f  14858 

92472  + 

74017  +  45180 

38846  +  98346 

58446  +  95518 

81097  +  90507 

277750  +  192035 

199970  -f  175384 

59798  +  34670 

1885  -4-  471 

1857  +  657 


11451  -7- 


149 


69417    4-  69417 

86614    4-  86614 


492268     1,374631  +882363 


Wenn  die  ausserordentfidie,  durch  die  Verhältnisse  an- 
scheinend nicht  gerechtfertigte,  Vermehrung  der  Kosten  der 
innnern  Verwaltung  seit  einem  Zeitpunkte,  wo  man  den  Staats- 
organismus  schon  einigermassen  geordnet  glauben  konnte, 
Erstaunen  erregt;  so  werden  einige  Bemerkungen  über  die 
Un&€km  des  Zuwachses  nicht  überflüssig  seyn.  Zunächst 
ersiehl  man  ans  obiger  Zusarnmenstellung»  dass  filr  die  Lmr 
detukM,  wekshe  im  Jahre  1984  noch  nicht  vorhanden  ivar» 
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156031  tl.  hinzu  j^ekoninien  sind ;  dann  ist  der  Bauetat  um 
402069  gewachsen,  eine  Ausgabe,  welche  in  Nassau  eben 
SO  nöltug  als  gut  angologt  war.  Allein  eine  Ausgabe -Vor- 
mchrimg  von  134606  fl.  an  Besoldungen,  von  56047  fl.  Reise- 
koalcn  upd  10817  fl.  beini  Kanzleiaufwand ,  würde  noch  oä- 
herer  Erläuterung  und  Rechtfertigung  bedürfen,  wozu  indess 
mir  das  Material  fohlt.  Nach  dem  Voranschlag  für  1851  ist 
der  Gesammlbetrag  der  Besoldungen  780000  tl. ,  des  pei^sön- 
lichen  Kanzlei  -  Aufwandes  etwa  28000  fl. ,  der  Reise-  und 
Ueherzugskosten  106000  fl.,  bei  einer  Gesamrotzabl  von  elwa 
^nach  dem  Ste.Udb)  2450  Angestellten;  mit  Binsehluss  der 
bekannten  Fonds,  jedoch  ohne  das  Mililär. 

Fdii^ere  ResUmmungen  über  PiautfUknmg  und  Dimstge- 
halte  finden  sich  in  den  Edikten  vom  9«  September  1815, 
15.  März  1808  (slandesherrliche  Beamte),  20.  Dezember  1808 
'  (Ueberzugsküsten),  20.  Januar  1845  (üienstprijfungen),  18.  Juny 
1819  (Dienstvergehungen),  9.  Juny  1841  und  12.  Juny  1843 
(Besoldungen);  —  zur  Ausführung  der  neuen  Gestaltung  vom 
17.  Oktober  1849  sind  die  Verfugg.  vom  97.  und  98.  DwBt- 
ber  1849  ergangen*  Der  Entwurf  eiiier  Zi»ü-DimiH'Prmgm9-' 
ist  im  November  1850  von  der  Regierung  dem  Landtage 
vorgelegt. 

Noch  einige  Bemerkungen  über  einzelne  DienstMceige- 
1)  Die  Landesregierung  hatte  bisher  die  Aufsicht  und  Lei- 
tung der  gesaramlen  Forsiperwaüung ,  insbesondere  die  jähr-- 
liehe  Zusammenstellung  der  Holzfällungs  -  und  Kullurplane 
zum  Behuf  d^r  staatswirthscha filichen  allgemeinen  Uebersichl 
und  die  Kontrole  über  die  Voihsidiung  der  aogeordaei/en  Holz- 
hiebä-  und  Anpflanaungen  Sie  hatte  sich  zu  dem  Ende  durch 
die  Rericfate  der  jedes  Jahr  mit  Bereisung  der  Waldungen 
beauftragten  Oberforsibeamten  und  des  ihr  beigegebenen  tech- 
nischen Mitgliedes  die  genaueste  Kenntniss  von  deren  jewei- 
ligen Zustande  zu  verschaffen ,  sich  jährlich  gründliche  Etats 
von  allen  Stiftungs-,  Gemeinde-  und  Domanialwaldungen  über 
dasjenige  Hohs»  welches  nach  den  Regele  der  Forstkultor  ge- 
fallt werden  muss  oder  nur  gßfidlt  werden  darf,  und  daije- 
nige,  welches  noch  im  Zowadiae  ist,  vorlegen  zu  lassen  und 
iüemach  in  allen  LaadeslheUen,  den  Fällung/iplan  mit  R^ch^ 
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sieht  auf  dai»  jutsiige  und  das  ohDgefähre  künfUge  Bedörfniss 
der  Bmwohncr  und  nuf  den  Absalz  ins  Anibnd  zu  bestimmen» 

Diosc  Arb^len  sind  im  Weeendiohen  auob  auf  dit  jeitige 
Mioist.  Abtheilung  des  Innern  übergegangen,  nach  §.  19i  Nr.  8 
des  Gesetzes  vom  17.  Oktober  t840.  Ueber  die  Porst-,  Jagd- 
und  Fischerei  -  Vcrjü;ehL'n  und  deren  Bestrafung  ist  unter  dem 
6.  Oktober  1849  ein  Gesetz  erlassen.  Die  Waldungen  des 
Hcrzoglhums  umfassen  73G377  Meiermorgen,  haben  also  eine 
aossei'gewöbolidie  Wichtigkeit  für  das  Land.  Die  Besokhm- 
§m  des  Personals  der  8  Oberforstanter  betragen  (L, 
die  Retsekosten  6900  fl. 

2)  Der  Bergbau  umi  RmtetMnA  besohällägt  dif«kt  mehr 
als  8000  ständige  Arbeiter.  Die  Aufeicht  darüber,  namentlich 
die  Ausfertigung  der  Schurfscheine,  Mulhungen  und  Beleh- 
nungen und  die  Anordnung  der  General  -  Befahrungen;  die 
Aufsicht*  über  die  Gewerkschaften  und  ihre  gewerkschaftliehen 
Rechnungen,  Handhabung  derselben  bei  den  ihnen  ertheUten 
Bewilligungen,  insoweit  sie  nicht  privatreobtüche  VeitüRnisse 
beirefifen,  Bestätigung  der  gewerkecbsMidben  Diener  ist 
von  der  Landesregperong  auf  die  Minist.  Abih.  filr  das  Innere 
übergegangen.  Von  der  obigen  Etatsumme  beiragen  die 
ioldungen  in  den  drei  Bergnieistereien  10660  fl. 

'6)  Ais  MediiituUbeamtc  für  jeden  nach  den  Amtsbezirken 
in  der  Regel     bildeten  Medizinaibezirk  sind  angeordnet: 

a.  ein  Hkdimmakalk,  welcher  mit  dem  Beamten  gleieben 
Rang  hat,  ^nd  Wenn  ihm  der  Dienstkamkier  Obermedt- 
zinalrath  verlieben  wird »  mit  den .  MitgUedern  der  Lan- 
deskollegien in  gleichem  Range  steht  ^ 

b.  ein  Mediünala^sistenl ,  und 

c.  ein  Apotheker,  welche  beide  mit  den  Anitssekrei^en  in 
gleichem  Dienstrang  gestellt  sind,  und 

d.  die  erforderliche  Anzahl  von  Hebammen  für  jeden  Gemein- 
debesirk., nebst  einer  Siellvenrefberin  fiir  jede,  wekbe  in ' 
VerUpderungsfälkyi  oder  bei  mehmen  f^WUiMtig  vor^ 
fellenden  Gebarten  deren  Dienst  wsiehi. 

An  Brunnen-  und  Badeorten  sind,  neben  diesem  in  der 
'   Regel  für  jeden  Medizinalbezirk  berufenen  Difiinstperoenale, 
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Eine  verbesserte  Gestaltung  des  Medizinal wesens,  in  den 
Jahren  1848  und  1849  vielfach  angeregt,  ist  jetzt  im  Werke, 
indem  am  80.  Jannar  1861  ein  entsprechender  Gesetsses^l- 
warf  vorgelegt  wurde  (z.  v.  Landtagsverhandl.  1849 ,  Bd.  III. 
S.  !.)•  Bisherige  Bestimmungen  enthalten  die  Edikte  vom 
14.  Mörz  1818  (Organisation  und  Instruktion),  11.  September 
1830  (Gebühren  -  Ordnung) ,  18.  Dezember  1844  (Arzneiwaa- 
.  ren-Verkauf) ,  15.  April  1848  (Apotheker-Ordnung  und  Taxe). 
Auf  dem  Etat  der  Medizinalpflege  stehen  die  Besoldungen  mit 
26000  fl.,  die  IrrenmutaU  zu  Eberbach,  jetzt  Eichberg  (Edikt 
wegen  deren  Eröffnung  vom  10.  März  1815,  Hausordnung  vom 
28.  November  1819;  aufgehoben  durch  die  Verwaltungs-  und 
Hausordnung  der  Heil-  mid  Pflegeanstalt  Eiehherg  im  Rheingau 
vom  30.  Oktober  1849)  —  mit  15000  (1851:  7550)  0..  die 
Hebanwien^ ,  Lehr-  und  Entbindungs-Anstalt  zu  Hadamar  (Ver- 
fügung vom  12.  Juny  1828  über  deren  ErrichtuDg)  mit '2700 
(1851 :  2585)  fl. 

4)  LehnmilaUen. 

Für  jeden,  mit  Räcksicht  auf  die  Gemeinde •Eintheilung 
und  die  Anzahl  der  vorhandenen  schulpflichtigen  Kinder  ge- 
bildeten Schulbezirk  sind  Elementarschulen  angeordnet,  in 
welchen  die  jedem  Einwohner,  ohne  Unterschied  des  Ge- 
schlechts, der  Religion,  des  Standes  und  der  künftigen  Be- 
stimmung, nothwendige  allgemeine  Bildung  erworben  wird. 
Daher  bestehen  in  der  Regel  für  alle  Gemeinden  des  Her- 
zogthums Elemetarschulen ,  welche  abgesondert  nach  Ge* 
schlecht,  Lebensalter,  Fähigkeit  und  Anzahl  der  Schulkinder 
mit  einem  öder  mehreren  Lehrern  besetzt  sind.  SSmmtliche 
Gemeinden  des  Herzoglhums  sind  dermalen  in  728  Schulbe- 
zirke eingetheilt,  in  welchen  ausser  den  Reallehrern  936  Leh- 
rer angestellt  sind.  Wo  in  Schulbezirken  von  gemischten 
Konfessionen  die  Anzahl  der  Kinder  nicht  die  Anstellung  meh- 
rerer von  den  verschiedenen  Konfessionen  zu  nehmenden  Leh- 
rer erforderlich  macht,  ertheilt  den  Kindern,  deren  Eltern 
nicht  zur  Konfession  des  Lehrers  gehören,  der  Geistliche  ih- 
rer Konfession  den  erfordenlichen  Religionsunterricht. 

Die  Organisation  des  gesammten  Unterrichtswesens ,  na- 
mentlich der  GelehrUmchuleH  und  Realschulen,  ist  schon  durch 
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ein  Bdikl  vom  14.  März  1617  geschehen,  welches  durch  Ver- 
ordnung vom  22.  Juny  1844  erweitert  wur(Je.  Gymnasien 
(mit  580—90  Schülern)  sind  zu  Hadamar,  Weilburg  und  Wies- 
baden; ein  Pädagogium  zu  Üillenburg.  Aus  einer  Bekannt- 
machung vom  30.  März  1840  ersieht  man,  dass  Re€Uschulen 
in  Hachenburg.  Ilorborn,  Langenschwalbacb,  Mootabaur,  Weil- 
borg und  Wiesbaden  errichtel  sind. 

Zn  den  öffentlichen  Lehranstalten  giebi  die  Malskasse 
nnr  einen  Beitrag ,  während  die  grössere  Summe  der  Bedürf- 
nisse aus  eigenen  und  direkten  Einnahmen  der  Anstalten  (weU 
ehe  in  der  Slaatsrechnuny  nicht  erscheinen)  bestritten  wird. 
Diese  fliessen  in  einen  s.  g.  Zentral-  Sludienfonds  (Edikt  vom 
24.  März  1817,  g.  29),  dessen,  aus  Eintritts- Beitrags-Gcldern, 
Stiftungen,  dem  Staatszoschusse  (30  bis  40000  fl.)  u.  s.  w. 
herkommende  Einnahme;  aus  110  bis  120000  IL  besteht.  Un- 
ter den  Ausgaben  sind  fiir :  Besoldungen  nnd  Ruhegehalte  der 
Lehrer  76  bis  80000(1.,  sonstigen  Verwaltungsaufvvand  15  bis 
16000  fl.,  Gebäude  3  bis  4000  11.  Zu  den  VorwcMidungen 
des  Zentral-Studienfonds  gehöion. nainerulich :  3156  fl.  für  die 
kmdwtt'thscha/tiiche  Schule  auf  dem  Gaisherge  bei  Wiesbaden, 
deren  Neugestaltung  und  Verlegung  in  die  Mitte  des  Landes 
gewünscht  wird  (errichtet  durch  Edikt  vom  24»  MSrz  1817, 
§.  12  ZQ  Idstein  und  später  nacli  dem  Gaisberge  verlegt; 
jetzt  mit  48  Zöglingen,  wovon  28  Nassauer);  2000  fl.  zur 
Unterstützung  der  geistlichen  Seminare  zu  Herborn  Tür  die 
vereinigte  evangelisch  -  chrisllicho  Kirclio ,  z.  v.  Edikte  vom 
11.  August  1817,  S.April  1818  und  25.Juiy  1818;  — und  Lim- 
bui^  ((iir  die  katholische  Kirche,  z*  v.  die  Bekanntm.  vom 
S1.  August  1816,  die  Verordnung  vom  0.  Oktober  1827  mit 
den  päpstlichen  Bullen,  die  Verordg.  vom  30,  Januar  1830 
wegen  deren  Vollziehung,  das  Ausschreiben  vom  22.  Januar 
1828  wegen  Eintheilung  der  Pfarrei  -  Bezirke;  vom  28.  April 
1838,  die  kathol.-thool.  Fakultät  zu  Giessen  zur  Landesfakul- 
tät erklärend  \  die  Vorordg.  iibcr  Bildung  rles  kathol.  Zentr.- 
Kirchenfonds  vom  9.  Oktober  1827);—  6186  fl.  für  das  Sckul- 
Itkrer- Seminar  zu  Idstein  mit  160  bis  170  Zöglingen. 

iitfster  dem  Zuschüsse  zum  Zentral-Studienfonds  verweo- 
det  die  Staatskasse:  fiir  die  TaubstumroeniBdiule  in  Camberg 
■•imriMwiMMiu  40 
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mit  50  bis  60  Zöglingen  4641  fl.;  für  arme  Gemeinden  zur 
Besoldung  ihrer  Lehrer  4200  fl. ;  Untei*slützung  bedürftii^er 
Lehrer  und  würdiger  Gehülfen  lOOOO  fl.  (im  Jahre  1848  wur- 
den 25000  fl.  bewilligt))  fiir  die  10  Realschulen  10000  fl.; 
für  Gewerbschulen  1000  fl.;  für  die  Reisen  der  Schul4nspek- 
UMren  400«  fl.  ^ 

Der  Ausschussbericlit  über  den  Etat  für  1848  schliesst 
mit  den  Worten  (Ldtgs.  Verhdl.  1848,  Bd.  I.  S.  591}: 

,,Wir  gliiuben,  dass  eine  baldige  Umgeslaltang  des  Schulwefeaa 
„nuthi^  sei.  Für  die  Elementarschnleu ,  die  höheren  Bürger-  and 
j|HfalMi?1illiltfi  und  fOr  die  Gelehrtenschulen  wünschen  wir  andere  Lehr- 
,,plane,   andere  Lehrweisen  und  andere  Aufsich tabehSrden.  Nament- 

„lich  glauben  wir,  dass  eine  Vereinigung  der  hOhern  Lehranstalten 
„in  "Wiesbaden  zu  einem  Ganzen  zu  empfehlen  sei,  und  wollen  hier-  • 
j,mit  den  Wunsch  aussprechen,  dass  eine  Kommission  von  Mitglie- 
„dern  der  Regierung  und  der  Kammer,  unter  Zuziehung  von  Lehrern 
„der  höhern,  mittlem  und  niedern  Schulen,  berufen  und  mit  Vorlage 
„zur  UmgestaltuDg  onsera  sämmülcheu  Schulwesens  betraut  werden 
„möge." 

In  Beziehung  auf  die  Versorgmg  der  Wittwen  md  Waim 
verstorbener  Elementar- Sohnllehrer  erging  unter  dem  2.  No- 
vember 1819  •  eine  Bekanntmachung  und  ein  Gesetz  vom 
IM»  Oktober  1850  ordnet  die  Auszahlung  der  Besoldungen  der 
Real-  und  Elementar -Lehrer  durch  die  Rezepturen  an.  Die 
Nassausche  allgemeine  Zeilun»  theille  im  November  1850 
nachstehende  üebersicht  der  Forlschntte  des  Element ar-Schul- 
Wesens  mit:  I.  Schulkinder.  1826:  58865;  1850:  77185. 
n.  Sdinlen.  Seit  1826  wurden  54  neue  Schulen  errichtet 
m.  Lehrer*  1826  :  790  Lehrer;  1850:  067.  IV.  Konfession 
der  Lehrer  in  1850:  561  evangeKsche,  406  katholische  (dar- 
unter 236  Lehrvikare  und  Lehrgehilfen).  V.  Besoldungen  der 
Lehrer.  1)  Lehrvikare  und  Lehrgehilfen:  a)  137  haben  150 
bis  165  fl.;  b)  58  haben  165  bis  180  fl.;  c)  41  haben  180 
bis  200  fl.  2)  Lehrer,  a)  124  haben  200  bis  220  fl. ;  b)  74  haben 
220  bis  260  fl  ;  c)  126  haben  260  bis.  300  fl.;  d)  131  haben 
800  bis  850  fl.;  e)  wenige  haben  350  bis  400  fl.;  f)  noch 
wenigere  400  bis  500  fl.  Obgleich  allerdings  für  die  Ver- 
sorgung der  Elementarlehrer  in  neuester  Zeit  schon  Vieles 
geschehen  ist,  zeigt  doch  dieser  Nachweis,  dass  die  Aufgabe, 
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auch  ilmon  gerocht  zu  seyn ,  noch  keinesweges  eiTuIlt  ist. 
Die  Regierung  hat  einen  ferneren  Schritt  dazu  durch  den  im 
Oktober  1850  vorgelegten  Gosctzenlwurf,  wegen  Bildung  ei- 
nes PemioMfimds  Par  die  Real-  und  Eleroentar-LehreTt  gethan* 

5)  Straf  "AmialteH. 

Als  solche  bestehen  In  Nassau:  das  Zuehihmu  zu  Diez 

mit  150  bis  160  Züchllingen  und  einer  Ausgabe  von  24000  fl., 
wovon  2400  —  2500  fl.  aus  eigenen  Einnahmen  {nicht  durch 
die  Staatsrechnung  gehend)  erfolgen  j  das  Korrektionshaus  zu 
Eberbach  mit  180  bis  190  Gefaogaiien,  welche  eine  Ausgabe 
von  MOOO  bis  fl.  verufnaohen ,  mown  6aoo«»6i00  0. 
aus  eigenen  Eimiahnien  erfolgten. 

Bezügliche  BuHmiMmgm  enthalten  die  Ed&te  vom  5.  Dih 
zember  1811,  das  Zucht-,  Besserungs-  und  Irrenhaus  betr.; 
vom  30.  Januar  1813,  Zucht-  und  Korreklionshaus  Slrafen  betr.; 
Ute  Hausordnungen  vom  21.  April  1817  und  17.  Oktober  1821. 

6)  Ausser  den  Wasserstrassen  auf  dem  Rbeio»  Main  und 
der  Lahn  fuhicn  nach  bezeichnete  HmpMra$»m  durch  das 
Herzogthum  (Länge  in  Chauflooerotfaea  as  ftiranz.  Ilster  odar' 
pp.  16  rbein.  Schuheo): 

die*  JMe  atfir  JOMdMMMtt»  wiliie  itoli  in  «Jmt  Ubife  rm 
laSSl  Cltiwiiinitlsi  Jtm  ier  PMpMiMkai  Gitase  Miter  WaUtrad  Iis 
BM«t  entreckti  wo  ile  eben  lo  wie 

die  von  der  Heerkatsenbrficke  nnck  Naiaaa  und  von  da  filier  Lnn- 
geoBciiwallMieb  nndi  Wiesbaden  fahrende  Laimstrasse  von  10936  B.  Lftnge 
unweit  Kddenheto  in  die  Mntaearmse  fSÜti 

dte  Mamsirasss,  4ti0  E.,  von  der  Onme  M  Kaottl  bin  «a  db 
Grone  von  PrankAurt; 

die  Mamxersirasss ,  16673  II,,  welebe  bei  Hoebad  nof  der  Lnndeo- 
gnne  anfangt  and  siriacben  Neokircb  und  Borbaeh  auf  daa  Fireuatlaebe 
Gebiet  fconnit; 

die  BJmngautrslrasu ,  469S  B.,  welche  das  Bhoingan  von  BOdea- 
bein  bis  aar  Grense  bei  Kastel  donhsidit; 

die  Coblenzersirasse ,  8091  B«,  von  der  ÜBirtiatiaiiirSiiIrs  anweit 
*Netth6oael  his  zur  Uaideegrense  bei  BraunMa; 

die  Frank furlersirasie  y  11512  fU,  welche  ana  der  MhlMHislraase 
bei  Waldntthlen  ab«  und  Qber  WcUbuig  und  IMagen  bia  anr  HcaiburK- 
isohen  Grenze  fttbrt;  • 

die  Leipzigerstrasse  t  11415  R.)  welche  von  der  Preusslschen  Grenze 
hinter  Haclieuburg  bis  auf  die  Hessische  Grenae  lünter  Bicken^  Atato  Her- 
born^  sich  erstreckt  | 

40« 
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die  Wetterauerstrasse f  5563  R.,  von  der  Preusslschen  Grenze  in 
der  Kalteicke^  Amte  DUIenburg,  bis  jenseits  Hofsinn,  Amut  Herborn«  wo 
sie  wieder  ins  Pretueische  Gebiet  fibergeht;  ferner 

die  Weiselerslrasse y  1793  R.,  vou  Kaub  bis  Weisel;  die  Strasse 
von  Limburg  nach  Diez  794  R. ;  die  Strasse  von  Höchstenbach  nach  Ha- 
chenbarg 1252  H.,  die  Hohettröderstrasse. ,  welche  bei  Hohenrod  von 
der  Leipzlgerstrasse  abgeht,  über  Rehe  und  Rennerod  zieht  und  sich  dorc 
mit  der  Mainzerstrasse  vereinigt;  die  Strasse  von  Ems  nach  Xiederlahn- 
stein;  die  Verbindnngsstrasse  vom  Westerwald  nach  dein  Rhein,  6899  R.; 
die  Strasse  Tim  HSdist  oacli  Homburg ,  2495  n.  ^ 

Für  dea  Unterhalt  dieser  (nebst  einigen  kürzeren  Stre- 
cken) zosaramen  112477  Chausseerathen  langen  Strassen  sind 
im  Jahre  1850:  141334  fl.  oder  1,27  fl.  fdr  die  Ruthe,  im 
Jahre  1851 :  113951  fl  oder  1,01  fl.  im  DurchschniU  fdr  die 
Längeiirathe  bewilligt.  Der  Aufwand  für  den  Neubau  ist,  in 
Folge  des  Nothstandes,  wahrend  den  letzten  Jahren  bis  auf 
70000  fl.  2;csleigert^  es  scheint,  als  ob  die  Koslcn  einer  Län- 
genstundc  Chaussee,  unter  sehr  günstigen  Verhältnissen,  etwa 
18000  fl.  betragen,  bei  bedeutenden  Terrainschwierigkeiten 
aber  bis  auf  34000  fl.  gestiegen  sind.  Die  im  Härz  1848  ge- 
schehene Anfliebung  der  Neubau- Natoraldienste  wird  fdr  die 
Zukunft  diese  PreisverbMitnisse  in  etwas  ändern.  Allb  diese 
Angaben  habe  ich  mit  einem  unverhällnissmässig  grossen  Zeit- 
aufwande  und  mit  vieler  Schwierigkeit  zusammensuchen  müs- 
sen, weil  leider  in  den  Kegierungs- Vorlagen  und  Ausschuss- 
Berichten  auch  der  Nassauseben  Landstände  (mit  einigen  be- 
reits oben  erwähnten  ehrenvollen  Ausnahmen)  sehr  bäußg 
gerade  Da^femge  fehlt,  was  allein  den  Maassstab  zur  richti- 
gen Beurtheilung  des  Sachverhältnisses  liefern  könnte. 


7)  Die  Bedarlsumme  für  Wasserbauten  ist  gewesen  an: 

1847, 

185 

8250 

300 

3350 

Unterhalt  am  Bhein 

.   .   .   •  141989  j 

Unterhalt  an  der  Lahn 

and  am  j 

122812 

(3290) 


Zusammen  vm^  fl.  uViVl  ü. 
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In  dem  betreffenden  Ausschussberichte  für  1848  (Verhandl. 

Bd.  l  Seite  330)  6nden  sich  folgende  allgemeine  interessante 

-  Bemerkungen: 

„Dm  in  aMMrer  Zill  beftilfle  Byalm  wm  SUkumg  A  Mwb 
„Vt&r  TM  WMwIwI»  abwirü  g«feB  ta  Awt  titkt  toMmta 
„WelleoflcUfiK  der  DaafAooto  halfni  wir  für  4M  «Iiwig  richtig» 
„and  Mm  m  avoii  bertlli  mof  der  PremeiictkM  KheiMMts  aage- 
^wMdet  Wm»  wir  in  dieeer  WeiM  notk  einige  Jahre  IkirdhhrM 
yywerdMy  M  dttrlhi  wir  me  der  Hofkiiuig  hiogebM ,  Meere  VUer  fiuit 
„•benll  M  geeehfltet  jbq  eeliM».  dMf  fAr.dict  Folg«  eiM  bedeutende 
„VerBlnderMg  der  Kosten  eintreten  wird«  und  m  werden  dann  die 
,,selt  mebrerM  Jahren  bewilligten  grtsaerM  flafMM  reichliche 
9>Frttchte  IragM. 

„Im  AllgemeinM  enj^lbblM  'wir  dm  UHirbon  vm  Rüdeaheia  aaah 
„Niederlahnatein,  wo  divth  die  itMcre  StrSfBMg  and  dM  BiMpmg 
„mehr  MadM  Mtaleht»  Mi  inrtwahiMd  hedMlende  Summen  fttr 

„Hepanitur  und  Flickerei  an  Wegen  und  Mauern,  die.  doch  immer 
„bald  wieder  iiberetrOmt  werden,  in  Ausgabe  erachelnen,  nur  die  aller* 
9,nothweiidig8tM  und  MTermeidlichen  HeparnturM  nur  ErhalCung  der 
„Manem  n«  a.  w.  vorzunehmen,  und  die  erzieltm  Brnparnlase  mit 
„einer  weiterM  -der  Finanzlage  entsprechenden  Summe  zur  stilckwel« 
„sen  ErbMong  und  FortfOhrung  einer  Ober  dem  Waaaerstaiide  liegeiK 
„den  Chaaaaee  zu  verwenden,  wodurch  später  diese  sich  ewig  wie- 
,,derhoIenden  Ausgaben  für  Heparaturen  zum  grüssten  Theile  erspart 
„werden  können.  Dadurch  würde  auch  einem  längst  gefühlten  Be- 
,)dürfViisse  abgeholfen  werden^  indem  bei  hohem  Wasserstande  und 
,,Eisgange  die  Kommunikation  dermalen  oft  längere  Zeit  unterbrochen 
,,ist,  worüber  von  den  betrefleodeii  Gemeinden  schon  so  oft  Klage 
,>gefahrt  wurde.'' 

Die  für  die  Scbiffbannachang  der  loftfi  schon  bisher  ge« 
machten  bedeutenden  Verwendungen,  scheinen,  migeaditel 

der  durch  einen  Vertrag  gesicherten  kräftigen  Mitwirkung 
Preussens  und  des  Grossh.  Hessen,  den  gehoflften  Erfolg  nicht 
gehabt  zu  haben  (Bekanntmachung  des  Vertrages  zwischen 
Nastiau,  Preussen  und  Grossh.  Hessen  über  die  Schiffbar- 
machnng  der  Lahn  vom  16.  Oktober  1844,  unter  dem  30,  Sep- 
tember 1845;  nebst  VoHziehungs- Vorschriften  vom  18,  Jqny 
1848;  Verfügung  Uber  die  Erhebung  des  LahnzoHs  und  Schleu- 
sengeldes vom  8.  November  1847). 

Auch  das  Fahrwasser  des  Main  ist  noch  in  sehr  wenig 
erfreulichem  Zustande»  obgleich  vqq  d^sseo  yfei^taatea  schon 
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recht  viel  darüber  verhandelt  wurde.  (Bekanntmachung  des 
Vertrages  über  die  Hcgehing  der  MainschilFahrtsabgaben  am 
19.  May  1846;  VerordnuDg  für  di(i  Kleinschitferei  und  die 
Ueberfflihrten' über  Rhein,  Main  und  Lahn  vom  3.  April  1826; 
BeMiffimung^  über  das  Verhaken  der  Dampf-  und  Scgei- 
Sdiifib  aof  dem  Hläm  vom  7.  July  1843). 

8)  Für  den  Bau  der  Landesgebäude  ist  bewilligt,  an 

Besoldungen  12300  —  13500 

Kanzleiaufwand   1600  —  1350 

Heisekosten   13100  —  5400 

Gebäude -Unterhalt   27408  —  20172 

Neubau   loppo  ^  19779 

Zusammen  64608  —  60201 

Eine  Verordmmg  über  das  Landbauwesen,  nebst  beige- 
fügter Instruktion  6ber  die  Verdingung  der  öffentlichen  Bauten, 

ist  vom  29.  Januar  1840.  Die  Gesaramlzahl  der  Landesge- 
bäude  und  der  Domamali2,ehäui}Q  ma^  etwa  130  Wohnhäuser 
nebst  Zubehör  betragen.  Der  unlcr  verschiedenen  Titeln  vor- 
kommende Jahresaufwand  für  dieselben  beträgt  etwa  108000 fl. 
und  da  hierunter  die  Gebäudeausgäben  der  Militärverwaltung 
und  besonderer  Fonds  z.  B.  des  Zentral-Studienfonds ,  noch 
mekt  enthalten  sind;  so  scheint  allerdings  dieser  Zweig  der. 
regelmässigen  Ausgaben  verhöltnissmässig  hoch. 

4)  General-Steuer- Dir ekHoiif  Staatskassen -Direktion,  Rech- 
nungs-Karomer»  ZoUdirektion  und  Landes  -  Kreditkasse,  hören 
m  Folge  der  iieiien  Verwaltangß-Binrichtung  entweder  gän^ 
Keh  auf,  oder  werden  so  wesentlich  umgestaltet,  dass  nicht 
zweckmässig  scheint,  hier  noch  ein  Hehreres  dartiber  zu  sagen. 
Von  der  letztgenannten  Behörde  jedoch  wird,  in  ihrem  Zu- 
sammenhange mit  der  Staatsschuld,  unten  die  Rede  seyn. 

5)  Oeneral^Kammando,  ^hi  Mimgierial'Abtheikmg  für  doi 
ErkgttMun, 

Em  Konskriptions-Geselz  nebst  Instruktion  vom  18.  hny 
1816  wurde  durch  das  Gesetz  vom  8.  September  1844,  die 

Verpflichtung  zum  Militärdienste  betreffend,  mit  Vollzug-In- 
struktion vom  26.  September  1844,  ersetzt.    Unter  dem 


Digitized  by  Google 


—  831  - 

il.  Maiz  1848  erging  ein  prov.  Edikt  über  die  Errichtung 
einer  Volkswehr  nnd  am  20.  May  1848  legte  die  Regierung 
den  Entwurf  eines  Wehrgesetzes  vor.  Die  BeriidUserstattuog 
des  Ausschusses  darüber  erfolgte  erst  ein  Jahr  später,  ms 
es  scheint,  weil  mao  eine  aUgemeine  deutsche  Gesetxgeboag 
erwartete,  and  dann  wurde  in  der  Sitsnng  der  Laiidslitnda 
am  8.  May  1849  der  Entwurf  des  Ausschusses  (am  Ende  des 
Bd.  f.  der  Verhandlungen  von  1849  befindlich)  fast  ohne  Be- 
rathung  angenommen.  Obgleich  nun  eine  slarke  Minderheit 
dieses  Volkswehrgesetz  für  unausführbar  erklärte,  hat  doch 
die  Regierung  dasselbe  am  17.  May  vorkündet;  daas  aber 
dessen  Bestimmungen  verwirklicht  werden,  scheint  jetzt  sehr 
zweifelhaft 

Hinsiohtlidi  der  Vorschriften  über  die  OrganUa^  und 
Besoldung  des  Militärs  ist  zu  bemerken,  dass  der  durch  eine 
Verordnung  vom  27.  November  1809  eingeführte  französische 
Zahlungsfuss,  mil  einzelnen  Abänderungen  (Verordg.  vom 
16.  Dezember  1809,  15.  Januar  1822,  15.  März  1833)  bis  auf 
die  neueste  Zeit  bestanden  hat;  ein  Gesetz  aber  vom  9.1uny 
1841  nahm  eine  neue  Regelung  der  Offizier-Besoldungen  vor. 
Zwei  Militär-FsMioiit-Geselse^  erschienen  unter  dem  3.  luny 
1845,  das  eine  fiir  die  Offiziere  und  Militärbeamten  mit  Offizier- 
rang; das  andere  für  die  Unteroffiziere  und  Soldaten;  Jenes 
ist  abgändcrt  worden  durch  Gesetz  vom  8.  Februar  1849 
(z.  V.  Stde.-Verh.  von  1848/9  Bd.  IV  S.  52  ff.)  Die  Pensionen 
werden  aus  den  zur  laufenden  Einnahme  bestimmten  Beitrags 
geldem  und  Kapttalzinsen  ausbezahlt.  Reichen  diese  Eijnnah- 
men  nkdii  hin,  die  Pensionen  in  dem  Haassstab,  wie  solche 
unter  Beriicksichtigung  des  Dienstalters  das  Gesetz  vorsciireibt, 
zu  zahlen,  so  wird  das  Fehlende  aus  der  Landessteuerkasse 
zugelegt.  Auch  zur  Sicherung  des  Unterhalts  der  Willwen 
und  Waisen  der  Unteroffiziere  und  der  zu  dieser  Klasse  ge- 
hörigen Personen  ist  eine  eigene  Wittwen  -  und  «Waisenkasse 
gegründet.  Dieselbe  geniesst  ebenfalls  die  Vorrechte  müder 
Stätungen  und  wird  unter  der  obem  Aufeicht  und  Leitung 
des  GoieralkomiDando's  durch  eine  aus  drei  Mitgliedern  des 
Instituts  bestehende  Kommission  unter  dem  Yorsitzß  eines 
Hauptmanns  verwaltet. 
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Kine  Kasse  zur  Untej*stützung  der  Wittwen  und  Waisen 
der  üffisieft  wurde  unter  dem  6.  May  1828  errichtet,  mit 
Nachtrag  vom  17.  März  1832.  Im  Jahre  1850  bat  die  Re- 
giemng  beantragt  dei^leichen  Ausgaben  auf  die  Landessteaer- 
Kassö  zu  übernehmen  (z.  v.  den  Aasschossbericht  in  der 
2Ä.  Verhandlung  S.  594),  gegen  Ueherweisang  des  Vermögen» 
jener  Kasse  mit  68048  fl.  an  die  Staatskasse;  die  Ausgabe 
war  1849^  10387(1.,  die  Staatskasse  würde  also  etwa  7000  fl. 
jährlich  zuschiesscn  müssen.  Die  Gründung  einer  Unter- 
stützungs- Kasse  für  die  Nadigebliebenen  der  Unierofissiere  ge- 
schab  durch  Verordnung  vom  23.  März  1833. 

Die  Koäen  dei  MUUäreiais  (mit  Ausnahm^  der  Pensionen) 
sind  gewesen  im  Jahre 

1830:    441777  11. 
.  1831:    556187  „ 

1832:    467414  „    '  ' 

Durchschnitt  488459  fl. 

d.  i.  auf  den  Kopf  der  damaiigen  Bevölkemng  1,32  fl.  und  auf 
den  Kopf  des  Kontingents  (ohne  1035  Hann  Reserve,  fiir 
weiche  amsh  der  Ausgabebetrag  abgesetzt  ist),  welches 
damals  in  2  Regimentern  mit  h  Bataillonen  und  24  Rotppg. 

nef)st  1  Batterie,  4013  Kombattanten  und  380  Nicht-Kombat- 
tanlen  mit  775  Pferden  zähhe  —  111.19  11.  Das  Militär  er- 
forderte zu  jener  Zeit  15,39  %  aller  Ausgaben  und  1,8  cinesi 
Simpels  der  direkten  Steuern. 

Die  Ausgabe  femer  war:  nach  der  abgenommenen  Rech- 
nung von  1846  594175  fl. 

nach  der  BewilHguni^  für  1847    570900  „ 

nach  den  Voranschlägen  für  1848    509847  „ 

wirkhche  Ausgabe  775205)  für  1849    558440  ^ 

ohne  di(^  ausserordentlichen  Anforderungen,  welche  ich  nach- 
stehend venebichnc: 
1)  Kosten  der  Mobilmachang  und  des  ausser- 
gewöhnlichen  Unterhalts  des  Kontingente  im 
Frühjahr  1848  (Stde.  Verhdl.  Bd.  1  S.  763)   '  308740  fl. 

2;  Bewallnung  der  ßürgerwehr   12000Ü  „ 

(nur  zur  Hälfte  ausgegeben) 
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8)  Ausriistungsgratifikalion  an  die  OlFiziero  und 
Mehrkosten  des  UnlerhalU  1848  (daselbst 

(S.  im)   50000  fl, 

I4T5 
10886  " 

(IV.  Ton  1848/»  S.  836) 

5)  Naehträgüobe  Forderang  ftir  renMedme 

Gegenstände  (1849.  I.  280)   48088  „ 

6j  Kosten  des  Ausmarschs  nach  Schleswig  und 

Baden  vom  23.  Februar  bis  Ende  July  1849     261501  « 

an.  S.  190) 

7)  Kosten  der  Vermehrang  des  Kontingents  anf 

t  Vo  der  wirklichen  Bevölkerung  ....      10900  ,| 

wobei  jedoch  zu  bemerken,  dass  es  an-* 
scheinend  zur  wirklichen  Ausführung  des  be- 
treffenden Beschlusses  der  Reichsversamm- 
lung, in  Nassau  gar  nicht  gekommen  ist, 
indem  obige  Anforderung  nur  für  die  Ein- 
iibang  von  878  Rekraten  bestimmt  war 
und  zwar  nicht  einmal  für  die  vorgesebrie- 
bene  Zeit  vom  6  Monaten. 

„Das  Herzogthum  Nassaa  bitte  nämlich,  auf  die  bei  der  leisten 
„ZSklimg  am  Schlnsie  des  Jabres  1846  ermittelte  Bevölkerung  voa 
,i41770S  Sedea  in  de»  durcb  die  Biiiideskri^gmtflUMiiiig  festg»- 
,,aetst«i  Varmtwiiie  dir  cinidMB  WsAsmMlnpg««  als  Kontingeot 
,jfm  atreiCbiirer  MamMehsIt  so  stelleB  8854  Huia,  wid  swiir: 

a.  Kavallerie  ^f^  tel  der  Gesammtzahl  mit  .    •    .   .    1193  Mann 

b.  an  Artillerie  zwei  Geschütze  auf  je   1000  Mann 
des  Kontingents,  also  zusammen  16  Geschütze  mit 

36  Mann  per  GreschQtz   576  „ 

c*  ao  Pioniren  '/i^tel  der  Gesamrotatarke  mit    .   •  83 
d.  den  Rest  an  Inftoterie  mit   6502  „ 

8864 

„wovon  •U  (l'/t  */o       BevlNkeniH)  »it  IMi  Hnui 
,y4  Wodan  noch  ergangener  IMQknndni^[Oriic  HHHFicb-  nndscbl^ 
„fertig  and  mithin  yollat&ndif  migerilfltet  seya  and  >'/4  Of^  % 
yyBeTÖlkerang)  mit  2088  Mann  zur  Nachsendnng  in  der  voifefÄrie* 
„benen  Frist  von  10  Wocben  bereit  gehalten  werden  sollen. 
9,Uni  den  Anftordmogen  des  Heichslu'iegsministeriums  insoweit  wa 
nln  es  TW  dar  Hand  ihoaUtb  war  lat  bostfMatwsidsB. 
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„dass  ciustweilen  das  ztim  ersten  Aasm&rsch  besUminie  KouUiigcnl, 
.,ühne  Uücksicht  auf  Waffengattung,  anf  die  vorge- 

,,8chriebene  Kopfzahl  von   6266  iUauu 

, ^gebracht  und  demnach ,  da  der  dermalige  Stand  des 

^^Herzoglichen  HÜitiLrs  im  Ganzen  betrug   5388  „ 

die  noch  fehlenden     .    .    .  878 
„nach  MMMgAbe  des  bMtehenden  Konscriptionsgesetzes  ausgehoben 
„und  dem  GeiieralkoiinBodo  zur  Assentirung  fiberwiesen  werden  sollten. 
Die  zugehende  Mannschaft  aber  ist  nach  erfolgter  Ein- 
übung (für  die  Artillerie  in  60,  die  Infanterie  in  42  Tagen)  bis 
zur  Mobilmachung  des  Kontingents  wieder  beurlaubt. 

Die  atissergetcö'hnUche  ^lusgabe  für  das  nassauischc  Militär 
ist,  nach  dem  obeo  Dargel^Cen,  vom  März  1848  bis  July  1849 
etwa  751000  fl.  gewesen,  was  dem  Betrage  von  2,8  Simpel 
der  direkten  Steuern  nngeföhr  gleich  kommt.  Von  dem.  Be- 
trage des  ordenHkhen  Etats  aber  kommen  durchschnittlich 
auf  den  Kopf  der  jetzigen  Bevölkerung  1,38  (1.  und  auf  den 
Kopf  des  Kontingents  109  fl.  Für  1850  sind  bewilligt  im 
ordentlichen  Etat  470691,  ausserordentlich  50736  fl..  für  1851 
gefordert,  ordentlich  .506240  und  ausserordentlich  2711  fl. 
Rechnet  man  hierzu  65100  fl.  Militärpensionen,  so 'wird  (ohne 
die  Ausgaben  aus  den  eigenen  Mitteln  der  Militärverwaltung 
und  ohne  das  Landjägerkorps)  die  jetzige  OeeammUmegahe  im 
ordentlichen  Etat  etwa  571000  fl.  seyn,  oder  13  %  aller  Aus- 
gaben und  dem  Betrage  von  2,18  Simpel  der  direkten  Steuern 
gleich.  Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  kommen  davon  1,34  ThL 
und  auf  den  Kopf  des  Kontingents  105  fl. 

Die  Aiugalm  vmikeUen  sich  auf  die  einzelnen  Titel  wie 
folgt: 
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liehe 
Aus- 
gabe» 
1838. 


wirk- 
liche 
Aus- 
gehe 
1846. 


Anfor- 
derung 
für 
1851. 


Pro- 
zent 


17T00 


1.  Knegs -Departement  

(Gesetz  von  17.  Oktober  1849  und 

Generalbffeh!  vom  l.Nov.  1849). 

1)  GenfMalkommanilo  

(bettehend  seit  l.Jaaujur  1881) 
frfliwr  KriegdtoUeg^. 

2^  Erstes  Regiment  

3)  Zweites  Regiment  

4)  Artillerie  •  

5)  Pionire   

6)  Reserve  • 

8)  HospitiilcT  

9)  Garnisonskompagnie.  .  .  • 

10)  Bauwesen  

11)  Qericlitsbaiiceit  

12)  Wachen  

13;  Kriei^sschule  

(aufweitet  Se.  AptO  1848;  um 
errichtet  dgrek  Verordniu^  TOn 
22.  Februar  und  Gesets  voa 
28.  Dezember  1850.) 

14)  Flerbstübungen  

15)  Kasernen- Verwaltung  .  .  . 

16)  Pionire,  Train,  Depot  .  . 
17}  Ausrüstung  

46741  l|59407ö|508950|  100 

Mit  dem  Budget  für  1850  hatte  die  Regienmg  eine  An- 
zahl Aktetist&cke  über  Vträmd^nmgm  m  mtikrerm  Zweigm  fist 
KlUätdimit€$  vorgelegt.  Der  Abgeordnete  JmH  hat  darüber 
einen  Bericht  erstattet,  welcher  nebst  der  Verhandlung  über 

denselben  im  12.  Protokolle  vom  3.  Oktober  1850  sich  be- 
findet. Die  neue  Eintheilung  des  Fussvolks  soll  in  6  Batail- 
lone seyn  und  die  jährliche  Ausgabe  für  ein  solches  Bataillon 
ergiebt  sich  aus  der  nachfolgenden  Uebersicht. 


32116 

148360 
152884 
40701 

6680 

11584 

9647 
6448 
16749 
820 
20185 
514 
1255 


19468 


49504 


188053 
195015; 
75880 

3422 
12967 

24523 

10774 
6450 
21181 
809 


555 
4030 


13900 


|323000 

55400 
3200 


42900 

9000 
3800 
17043 
463 


4000 


16013 


2711 


3,48 


2|75 


63,47 

10^ 
0,50 

8,43 

1,75 
0,74 
3,35 
0|09 


0,78 


3,15 

a53 
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o 


Jährlicher 
Sold  per 
Grad 


Offi. 
zie- 
re. 


Mann- 
schaft. 


Summari- 
scher 
Betrag. 


a.  Staab. 

Kuniniaiideiir  

Adjutant  

Arzt  

Hechnungsftihrer  

Tarnboiirmajor  

TraiQsoldatej)  /12  Maim  in  Urlaub 
j5  Mann  als  Iteknit 

Anmerk.  Die  Kosten  der  zwei  letz- 
ten Kekruten  werden  durch  Va- 
kanzen der    übrigen  Kouskri- 
birten  ad  pos.  1^  gedeckt. 

b.  Kompagnien. 

Hauptmann  ........ 

de.sgl.  nach  b.  Jahren  .... 

desgl.  nach  lü  Jahren  .  . 
Oberlieuteuants  ...... 

desgl.  nach  h.  Jahren  .  .  ]  • 
Lieutenants  


Feldwebel  

Sergeanten  

Korporale ,  gewöhnlicher  Dienst- 
stand   

desgl.  2i  Tage  präsent  .    .  . 

Spielleute  

Gefreite  

Soldaten^  gewöhnlicher  Dienststand 
desgl.  21  Tage  präsent   .    .  . 
desgl.  Rekru(en  vom  L  April 
bis  30.  Sept. 


tl. 

2550 

tm 

530 
500 
193 
13 
23 


kr. 


1200 
1400 
1600 
700 
750 
580 
193 


79 
23 
23 
4 


3ü 


12 


1 
2 
1 
2 
2 
4 


1 

1 

a 


36  3fi      —  144 


4 

20 

32 
\& 
12 
21 

476 


fl. 

2550 
580 
580 
500 
193 


1200 
28O0 
1600 
1400 
1500 
2320 
772 
2889 

3114 
89 
949 
1752 
4672 
1999 


5270  24 


Summe 


I  15]  807 


Kosten  während  der  Herbstübnngen 

a)  für  311  Mann,  welche  bei  den  Einwohnern  verpflegt 
werden  mussten  21  Tage  ä  Iii    kr.  .    1 578  fl .  2(J  kr. 

b)  Marschzulage  der  ü  OlTfiziere  fiir  21  Tage   152  „  51  „ 

c)  Transport     ........       21  „  5Ö 

Soldzulagen  der  Scharfschützen 
15  Mann  stets  präsent  :=    .    .    5475  Tage 
40  Mann  21  Tage  präsent  =  .  840 


6315  Tage  ä 
Beisegeld  der  in  Urlaub  gehenden  Mannschaft 
Beckengeld  pr.  Mann  monatlich  3  kr.    .    .  . 

Handgeld  pr.  Mann  4S  kr  

Dienstzulage  der  flreiwillig  Fortdienenden  ,  . 

Medaillenzulagen  

Beweibtenzulage  für  lü  Unteroffiziere  •    .  . 


I  kr. 


36732  11 


1753 


105 
400 
162 
120 
50 

180, 


—  «w  - 


£ 


CicseMlAiiil  der  AmsaI»** 


Summari- 
scher 
Betrau^, 


24 
25. 
26. 


Schreib^eld  der  Komp»g:fiien  h  22  fl. 
FuukUoüMuia^e  des  Inspektor»  •  • 
Brod  93  ÜM*  4m  Kftdra 

64  g:ew9hiiUeher  DientMand 


89 
600 


W  Mmd  Ii  866  =  67305 

144  „  k  183  =  26352 
492    »    ä   21  =  10332 


S7. 

28. 
29. 
80. 

81. 

82. 


93989  Portion  k  VJ^  .    .    .  . 

Fourage  für  2  Pferde  des  Kommandeurs,  l  des  Adjutan- 
ten, 1  det  filteateB  HauptmaiiiM  s=  4  Pferde  ä  865  T. 
=  1460  Ration  k  3P/i  

Zulage  des  Adjutanten  fTir  Unterhaltung  des  Pferde» •  . 

Hemnneraiion  für  den  fungirenden  Auditeur  

Zuschttss  zur  Menage  pr.  Mann  täglich  Vi  =93989 
XVikr.   . 

Kosten,  welche  frQher  aus  der  GeneralmiUMe  bepCritten 
wurden  (Wasche,  Salz,  Farbe^  Lack)  

Insgemein  ...••««*•••••«..• 


5482 


766 
100 
100 

783 

2590 
86 


Summe 


50,000 


kr. 


42 


14 

18 
46 


Die  Kopfzahl  dos  Fusscolks  ist  hiernach  auf  rund  5000 
Mann  und  die  Durchschnittskostcn  eines  Mannes  auf  65  fl. 
jährlich  zu  berechnen;  ferner  die  Artillerie  auf  230  Mann  and 
eine  Darchschnitts Ausgabe  von  239  fl.;  die  Piamrs  anf 
4%  Mann  nnd  7d  fl.,  die  GamiBonkompagnie  anf  88  Ibiiin 
und  136  fl. 

Aus  Ersparun£i;cn  verschiedener  Art  wurde  bis  1849  ein 
s.  g.  Massenfimds  gebildet,  dessen  Bestimmung  war,  im  Falle 
schleuniger  Mobilmachung,  vorläufig  (he  dazu  nölhigen  Geld- 
mittel zu  liefern.  Im  Jahre  1832  schon  hatte  dieser  Fonds 
ein  Vermögen  von  110000  fl.;  im  Jahre  1846  war  sein  Ab- 
schhiss  in  der  Einnahme  165506,  in  der  Ausgabe  (woför,  isl 
nicht  ei^ichtlich)  126588  fl.;  z.  v.  Slde.-Verhdl.  von  1818 
Bd.  I  S.  993.  Kr  hai  übrigens  seinen  Zweck  nicht  erfliUt^ 
denn  als  in  den  Jahren  1831  und  1848  das  Kontingent  schnell 
mobil  gemacht  werden  sollte,  war  der  grösste  Theil  seines 
Vermögens  vorschussweise  zu  Militärbauten  verwendet.  Der 
Betrag  der  sonstigen  ^mm  Einnahmen  der  Militärverwaltung 
isl  mir  nicht  bekannt. 
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Noch  einige  Einzelheilen  der  Ausgaben.  Der  tägliche  Sohl 
Infooteristen  ist  im  Friedensstande  9  ki^r.  (jährlich  ö4V4  fl.) 
im  nobilen  Stande ,  IlVs  krzr.  dos  Aniileristen  W/^  km., 
abo  jährlich  T6.fl.  cStde.-yerhd].  .1848  Bd.  H.  S.  349)^  die 
Srodportion  vnrd  zn  4  Krzr.  berechnet;  was  jährlich  24  fl. 
20  kr.  macht;  eine  Pferderation  zu  jahrlich  17G  fl.;  das  Ge- 
wicht des  geheferten  Hafers  muss  das  Malter  101%  Pfd.  soyn, 
zam  Preise  von  etwa  5  fl. ;  die  Ration  besteht  aus  O'/»  Pfd. 
Hafer  28Vio  krzr.,  6  Pfd.  Heu  ÖV«  krzr^  8  PId.  Stroh  6  krzr. 
zDsainnieD  täglich  43 Vs  hrzr.,  ohne  M^nsefrass,  Lokalmiethe, 
Taglofan,  Kapitalztnsen  u.  s.  w.  (pp.  O  krzr.)  in  Anrechnung 
zn  bringen;  Rir  Hufbesdilag,  Geschirr  u.  8.w.  dnes Trainpfer- 
des werden  19  fl.  jährlich  gerechnet-,  der  Remontepreis  war 
1848:  240  fl.    Die  Kosten  eines  Wachtpostens  werden  zu 
1200  fl.  jährlich  angerechnet.    Ein  Gewehr  kostet  17  fl.,  eine 
Büchse  28  fl  ,  ein  Paar  Pistolen  15  fl.,  ein  Infanteriesäbel  2  fl. 
18  kr.,  ein  Kavalleriesäbel  2  fl.  30  kr.,  1  Patrontasche  mit 
Bandelier  d  fl.  30  kr.,  1  Trommel  20  fl.    Die  Kosten  der 
ersten  AusrilsUuig  waren  im  Jahre  1849  för  einen  Infanteristen 
(Stde.-Verhdl.  Bd.  III.  S.  192)  der  gewöhnlichen  Aushebung 
21,5  fl. ,  der  zu  bildenden  Kriegsreserve  aber  35,4  fl.  Der 
,    Abzug  zur  Mund- Verpflegung;  in  der  Kaserne  (Menage)  ist 
0  kr.  taglich,  wofür  Essen  um  10  und  4  Uhr;  in  theuern 
Jahren  giebt  die  Staatskasse  Zuschuss.   Die  Quarticrvergiitung 
aosserhalb  der  Kaserne  beträgt  für  den  Mann  täglich  24  kr. 

Bittige  sonstige  bemerkenswerthe  Bestioamungen  über  das 
MSitärweaen  enthalten*  folgende  Verordnungen:  über  Ebtqvar^ 
Üerung,  Vorspann  und  Kriegerfuhren  vorn  24.  Februar  1809; 
24.0klbr.  1813 und  9.  Novbr.1848^  das  Edikt  vom  l.Nüvbr.l814 
üher  Sland-  und  Kriegsrecht,  vom  12.  May  1830  wegen  Bestrafung 
.beurlaubter  Soldaten,  vom  Stö.  März  1848  die  Aufhebung  der 
JUirpeiiichen  Züchtigung  enthaltend;  vom  3t.  Dezenaber  1834 
Ober  ÄMleAerkapital  wid  Handgeld;  die  General-Befehle  vom 
7«  umI  18.  Mära  1848,  wegen  Bendigung  der  Truppen  auf  dU 
Vßrfauung, 

An  die  Steile  der  Reserve  II.  Klasse,  welche  nach  dem 
Edikt  vom  20.  Februar  1814  den  Polizeidienst  versah  und 
welche  nicht  nur  der  Staatskasse  15 — 16000  .A.  kostete^  son- 
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(lern  auch  ausserdem  den  Gemeinden  45  —  46000  fl. ;  ist  durch 
das  Gesetz  vom  15.  Sept.  1849  ein  87  Mann  starkes  Land- 
jägerkorpi  getreten,  dessen  Kosteobedarf  jährlich  4a— 41000(1. 
betragen  sollte.  Eine  Vermehrung  desselben  um  \1  Mann 
und  nöthigenfalls  bis  auf  190  Mann  ist  indess  im  Oktober  1850 
von  der  Regierung  beantragt  (s.  Aosschossbericht  m  der 
21.  Verhandlung  am  S1.  Oktober  Sl  562)  und  deshalb  sind 
für  1850:  47535  fl.  verlangt. 

6)  YerwaUimgs^Kotten  des  Domätun^Eigenlkiimt, 

Diese  Verwaltongskosten  betrugen»  wie  aas  der  oben 
mitgetheilten  vergleichenden  Zosammenslellang  hervorgeht,  in 

dem  Jahre  1830  (mit  Einschluss  der  Gewinnungskosten  für 
Mainzoll  und  Mineralwasser-Debit):  G47050  fl.  odtr  37,47  %, 
im  Jahre  1846:  794067  fl.  oder  38,59  %,  im  Jahre  1849; 
.  755783  fl.  oder  46,55  Vo  der  entsprechenden  Roheinnahmen 
der  Domänenkasse.  Sie  bilden  15Vs  V»  bis  isy«  %  alUr 
Aasgaben, 


Die  Erfordernisse  der  einzelnen  Kapitel  sind  nach  den  Jiechnun' 
gen  von  184e  und  1849  uod  dem  Voranschläge  dir  1847  wie  fol^t: 


1846. 

f847. 

i849. 

1)  Zentral-VerwalUmg    .   •  • 

45946  fl. 

39644  fl. 

38928  fl. 

1)  Rezeptur- V^erwaltung  .    ,  . 

45234^ 

43577  „ 

41469  » 

3)  Zu  erlassen  und  niederzu- 

6365 

3754!  „ 

4)  Ausserordentliche  Ati.«igaben  . 

15703  „ 

7370  „ 

5594  „ 

5615  „ 

6376  „ 

2821  „ 

165Z7  „ 

7085  „ 

5504 

7)  Beiträge  zu  Stiftungen   •  • 

44952  „ 

43852 

40306  „ 

8)  Beiträgt  com  Unterhalt  des 

(Vtasel-)  ÜMMvieks     •  ♦ 

•  isea  „ 

1S96 

806 

64096» 

66486  „ 

5.  BwMiMnpafl«  •  •  •  • 

lem  f, 

90608  „ 

c,  B«MHidere  UnkoeteB  . 

130673  „ 

116935  „ 

Zus.  9. 

173654  fl. 

905541  fl. 

203529  fl. 

(Darunter  Kultnrkosten 
14148  bez.12690,  Hauer- 
lühne  97942  bez  94783, 
Hulzversteigerungsko- 
Sien  4103  kes.  3144.} 
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10)  Gfiter  in  ZettteftMid: 

a.  Stenern   

b.  Unterhalt  der  Gebinde 

e.  Sonata  Kosten  •  •   

Zna.  la  bleu  1* 

11)  Guter  in  ErbbesUuid: 

a.  Stenern  .  .  .  •  « 
|j.  Ständige  Abgaben   .  • 

c.  Sonstige  Kosten     .  . 


1847. 


32259 
13493 


12643  „ 


IL 

2863  II. 
414,, 

305  „ 


Zus.  II.  3144 
12)  Güter  in  eigener  Verwaltung: 

a.  Steuern   

Ii»  Verwaltungskosten 


Zus.  12.  2036  II. 

13}  Weinberge : 

a*  Steuern      .   •  .   •  • 

b.  Besoldungen    ....  ' 

c.  Weinbergbaiikosten 

d.  Unterhalt  der  Keller  und 


35Sft  i. 

1271  „ 

2000  „ 

"3271  «r 

1146  a. 


4708 
22ö0t» 


n 


S^s.  13.  44391  fl. 

14)  Grundrentenerhebung: 
ft.  Steuern 

b.  Sonstige  Kosten  ... 


38480  II. 

12039  II. 

2692  „ 


Zus.  14,  17204  fl. 
(Fallen  nach  den  Ablü- 
sungflgesetz  en ,  sammt 
der  Einnahme  weg.) 

15)  ßndeaustalten : 

a.  Stenern  

b.  Besoldungen  «... 

c.  Mobiliar  ..... 
d*  Bauten  und  Gartennn- 

IngHi  

e.  Sonsttge  Kosten  .  •  • 

Zus.  15.  28856  d. 

16)  Berg-,  Hfitten-  und  Harn- 

nerwerke : 
a.  Bteatm 


14731  a. 


1605  fl. 

4965 

3259 

5871  „ 
0990  9, 


♦  •  •   •  • 


25690  d. 


847  11. 


f849. 

31511 
11740 
12014 


99 


99 


66266 

2686 
418 
96 


iL 

9  9 

8200  al 

1369 
1176 


2546  II» 

1145  fl* 
4430  „. 
21633  „ 


Keltcrhunser  .... 

300 

• 

47 

» 

e.  Für  Fäisser  und  Einrieb' 

• 

tnng  der  Keltern     .  . 

2000 

370 

5» 

f.  Herbst  und  Kelterkosten 

6200 

3767 

g.  Sonstige  Kosten  .   .  . 

2620 

1783 

3966  II. 
Ö24  „ 


4490  «. 


1429  fl. 
4265 
3077  „ 

6312  „ 
9792  „ 


24875  fl. 


71  f. 
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IB^,         iB4$.  i849. 
b.  lleMiaiwgfii  ....  1750  I.  1750  1. 
c  BetriebskMteffl  der  Berg- 
werke   47MI  ^  48356  „ 

d.  Unterhalt  dpr  Gebäude  * 
der  Hütten  -  ud  Hmi- 

merverke  .   .   ,  ;   .  —  ^  —  m 

e.  SoMtige  Kosten  .       .  126»  „  1186 

Zus.  IG.  22293  fl.        50607  II.  46^72  II. 

17)  Jagd,  FLscIierei   41780  „            706  „  2041  „ 

18)  Mttbleii^  uod  Bannrechte: 

a.  Steuern   1001  ^  868  „ 

b.  \Vus8«rlaurzinsen  ,   .  8887  „  <•      4463  |» 

c.  Geg<>nlei.stungen  an  £rb<- 

leibniuller    ....  3150  „  23ß8  „ 

d*  Sonstige  Kosten     .   .  213  „  120  „ 

Zus,  18.  16185  „        13251  d.  7339  II. 

19)  Gebäude: 

n.  Steiirn    ^^^99  l^^^  99 

I).  UnteHiHlt   7300  7937  „ 

c.  äonsUge  Kosten     .    .  332  „  1348  „ 

ZiM.  19.  11944  „  8616  11.  10780  fl. 

C0504I  fl.        577445  fl.  566880  fl. 

20)  Mainzoll   4697  „  5006  „    pp.     4574  „ 

21)  Mineialu asser  Debit.    .    .    184329  ,^        184329  „         184329  „ 
(17  jiihriger  Darehscfeniit)  ____________ 

794067  f.       766780  I.        756788  i. 

7)  Herzogliches  Uaun  md  Hof» 

Die  Ausgaben  fiir  tJie  rochierende  Familie  und  die  Hof- 
haltung wurdtMi  l>is  auf  die  neuste  Zeit  von  dem,  den  Iloiy.og 
zu  unbeschrankter  Verfügung  stehenden  üannalunen  der  Do- 
mänen hestriiton  und  der  Betrag  war,  nach  eioem  Durch- 
schnitt der  Jahre  1807/15: 

für  die  herzogliche  Familie  .  •  •  .  •  .  •  121728  fl. 

(iir  die  Hofhaltung   .   .  .  .   .  .  .   .   308010  « 

an  geheimen  Ausgaben,  welche  jedoch  mit 
dem  Jahre  lbl3  aufborten    .  .  .        31456  ^ 

BiMammen    461194  il. 

Nach  eioem  Jahresdurchschnitt  von  1816  bis  1847  eia« 

schKesslich  ferner  war  die  Ausgabe: 

fiir  die  Schatulle  .    .   .  .  .  :  112584  fl. 

für  den  Hof   334420  » 

i«ltM  risMa-ilstiNik  41 
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Wilthum  und  Apanagen 
für  das  Theater  •  .  . 
(emt  seit  1844) 


8790A  fl. 
51046 


zusamnien  685964  fl. 


nach  einem  Durchschnilt  tlcr  lolzten  10  Jahre  aber  661000  11., 
was  33  bts  35  %  alicr  Ausgaben  der  Domanenkassc  aus- 
machte* 

Im  Jahre  .  1848  sicherle  der  Herzog  die  Abtretung  aller 
Domänen  gegen  eine  Ziviliiste*  zu,  ohne  bestimmte  Vorbehalte 
za  machen  und  die  Folge  davon  var,  dass  bei  späterer  Un- 
terbamdlung  tmt  den  Ständen  eine  Einigung  über  den  Betrag 

einer  solchen  Zivilliste  (bei  den  bisherigen  Verhandlungen 
mindestens)  fehlschlug.  Der  betreffende  Ausscluissbericht  vom 
20.  September  1849  (Berichterstatter  von  Eck]  entwickelt  sehr 
gründlich  alle  in  Betracht  kommende  Verhältnisse  und  weist 
nach,  dass  die  Summe  von  300000  fl.  sowohl  den  Rechton 
des  Herzogs  geaügen,  als  der  jetzigen.  Lage  der  Domänen- 
kasse enispredien  werde.    In  der  am  90.  September  1840 
Statt  gehabten,  ihrer  BinzeHieilen  wegen  lesenswerthen  Ver- 
handlung der  Landstände,  lagen,  neben  der  Forderung  der 
Regierung  von  350000  fl.,  Antrage  bis  hinab  zu  200000  fl. 
vor^  indess  erhielt  keiner  die  Stimmenmehrheit.   Sollte  später 
auf  die  Summe  von  300000  fl.  eine  Einigung  erfolgen.-  so 
würden  Ziviiliste  und  Apanagen  7,06  %  aUer  Staatsaasgaben 
bthtea.  Unter  dem  4.Deeember  1850  bat  die  Regierung  eine 
dardh  Oflfenheit  und  Klarheit  sich  auszeichnende  Miltheilung 
über  diese  Angelegenheit  gemacht,  wodurch  ausser  Zweifel 
gesetzt  seyn    dürfte,  dass  der  Abschluss  zu  einer  Summe 
von  300000  fl.  dem  Lande  demnächst  sehi-  erhel)liche  Vor- 
theile gewähren  wird.    Indessen  möchte  ralhsam  seyn,  (in 
Uebereinsthnmong  mit  dem  Verfahren  in  andern  Staaten)  in 
der  tiber  die  Dotation  zu  errichtenden  Urkunde  ausdrücklich 
zu  bevorworteo,  dass  durch  die  Abtretung  der  Nulzungsbe- 
rechtigung  und  der  Entsagung  einseitiger  Verfügung  über  die 
Substanz;  die  herzogliche  Familie  ihr  Eigenthuwsrechi  nicht 
aufgegeben  hat.    Eine  solche  Erklärung  würtie,  bei  grosser 
praktischer  Wichtigkeit  iur  die  herzogliche  Familie,  dem  Lande 
durchaus  keinen  Nachtbeü  bringen« 
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8)  Läbrmim,  BiAeffMU,  Femimtm. 

Schon  früher  auf  dem  Etat  des  Staateminisleriann  smd 

wir  einer  Summe  von  (für  1819)  24043G  11.  begegnet,  deren 
Beslimmuna;  ist  die  yesetzlichen  Ansprüche  der  in  den  Ruhe- 
sland getretenen  Staatsdiener  zu  befriedigen.  Sodann  kommen 
im  Kapitel  7  des  Etats  der  La/idesregierung  (Zuflohiiete  Iii 
.  milden  Fonds)  Beiträge :  zur  allgemeiaeo  WwenvBiMrgwig 
9288  0.  (1891:  8613)  iwd  sur  Ziva-Wittwen*  «iid  Wiiseii- 
Kaise  (einem  Fonds  fiir  diejenigen  Beamten,  weldhe  m  ehern 
gesetzlichen  Pensionsanpruchc  an  die  Landessteuer-Kasse  nicht 
berechtigt  sind,  Verordnung  vom  23.  Dezember  1820)  3860 
(1851:  3390)  11.^  vor. 

Aber  auch  unter  den  Ausgaben  der  DotHän&ikame  ist  ein 
Kapitel  für  LeibreDten,  RukegehaUe  oed  PentioMi,  weksiies 
dieier  Kasse  sor  grossen  Belastong  gereicht  Schon  hu  Jahre 
18S0/{|  war  der  Geldbetrag  198887  fl.,  im  Jahre  1846:  194494 A., 
im  Voranschläge  für  1851:  12609S  fl. 

Hieraus  ergiebi  sich,  tiass  der  urdenlliche  Etat  fiir  das 
Jahr  1851  mit  '388090  fl.  Ausgal)cn  fiir  den  Ruhestand  be- 
lastet ist,  was  8,79  %  aller  Ausgaben  ausmacht.  Allerdings 
ein  so  sehr  ungünstiges  Verhaltniss,  dass  Regiernng  und  Stände 
darin  eine  dringende  Auffordernng  zur  Abhülfe  finden  müssen; 
wenn  gleidi  ich  die  von  den  Ständen  im  Jahre  1848  hinsieht^ 
Hch  der  Pensionäre  des  Domanioms  gefassteo  Kürzongs  -  Be- 
schlüsse für  gerechtfertigt  nickt  halle.  —  Das  Edikt  über  die 
Pensionen  der  Slaalsdiener  und  der  Witlwen  und  Waisen 
verstorbener  Staatsdiener  vom  3.  Dezember  1811,  hat  durch 
Gesetz  vom  8.  Februar  1819  eine  Abänderung  erfahren.  Auch 
in  dem  Edikte  vom  23.  Dezember  1820,  die  obeogedachte 
Zentral- Versorgungs-Aostalt  betreffend,  sind  einige  Bestimmvo- 
gen  duidi  die  Yerordnuog  vom  8.  September  1826  geäftderi 

D.  StaatssckiM. 

»)  ¥erMMflUAkeM«n  der  IiMil«s*9i0MHuMNM» 

Bis  zum  Jahre  183T  war  die  Landeskasse  «wir  «iefai 
oime  Schulden,  demi  Irttbere  Sur  Zeit  der  Kriege  tibemommeiie 

Verbindliciikeiten  waren  abzuwickeln,  aHein  die  erste  stehende 

41* 
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Schuld  wurde  durch  das  nachfolgend  bezeichnete  Anlehn 
geschaffen. 

9,WiT  Wilhelm  etc.  etc.  haben,  in  Krwiiguiig,  [dasB  auf  dem  dies- 
jährigen Landtage  eine  Vereinbarung  Uber  die  Kassen-Trennnng  und  über 
Ablösung  der  bisher  von  Unserer  Landesteucr  -  Kasse  an  Unsere  Doinü- 
nen -Kasse  geleisteten  jährlichen  Herauszahlung    von    i  JOOOO  fl.  durch 
Uebernahme  von  2,400000  fl.   Donianial-SdiuMen  auf  die  I.;indess(ouer- 
Kasse  getroffen  worden  ist;  dass  die  Til^un^j  dieser  Schulden  vermittelst 
eines  mit  bereits  erfolgter  Zustimmung  Unserer  Landstände  aufzunehmen- 
den, mit  drei  vom  Hundert  verzinslichen  Landcs-Anhhens  im  Gesammt- 
betrage  von  2,400000  fl.  bewerkstelligt  werden  soll;   und  dasjs  in  Folge 
dieses  Anlebens  der  Fall  eintritt,  dass  auf  eine  obwohl  nicht  lange  Reihe 
von  Jahren  eine  Landesschuld  besicheu  wird,  für  deren  Verwaltung  Für- 
sorge getroffen  werden  miLss,  besclilosscn    und  verordnen,  nie  fulgl: 
S.  1.  Für  Rechnung  Unserer  Landcssleuor- Kasse  ist  ein  /.[.x  drei  vom 
Hundert  verzinsliches  Anlehen  von  2,400000  tl.  aufzunehmen  und  dieser 
Gesanimt- Betrag  in  Partial  •  Obligalioueu  von  je  1000  i). ,   500  fl.  und 
100  fl.>  [die  auf  den  Iiihaber  lauten  imd  mit  der  erforderlichen  AazaU 
von  halbjährigen  Zins-AbsclHittteD  zuTerBehenafaid,  zn  vertheilen.  $.2.  Das 
mf  dicie  Welse  aufgebrachte  Kapital  ist  zur  Tilgung  der  nach  Eingangs 
evwttiiter.  Üchereinkonft  anf  die  Landeasteaer-Kasse  Qhergehenden  Schuld 
f«»  SydOQOOO  II,  V3L  verwenden.     $.  8.  Die  ans  der  Kassen-Trennuns 
liervorgegangene  und  von.. Unseren  Landslanden  anf  den  Landtagen  von 
vesip*  1831  und  1836  anerkaonte  Verpflichtung  Unserer  Landealener- 
Kasse  za  einer  jahrlichen  Heraussahlaug  an  Unsere  Domänen -Kasse  von 
MOOOO  fl.  hOrt  mit  der  Uebernahme  der  im  Art*  %  erwähnten  Schuld, 
ftsp.  mit  der  BeteltsteUnng  des  im  Art.  1  cnv&hnten  Anleheos  m  deren 
VlgUBg  gfittsUch  und  •  fOr  immer  auf.      4.  Die  Zinsen  des  Spivzentigen 
ABlehoM  von  2,4000001.  sind  ans  dem  dazu  mit  stSndiseher  Zustimmung 
berdli  dippouihel  gestauten  Fonds  der  .Lamies-Steoer-Kasse  hsühfahrlich 
zu  entrichten  und  soll  darin  aus  keinerlei  Unach^w  eine  UnterhredMng 
oder  Verzögerung  jemals  Statt  ündeu.      5.  Zar  successiven  Tilgung  die- 
ses Anlehens  ist  eine  jährliche  fixe  Summe  von  54000  fl-,  welcher  die 
ersparten  Zinsen  von  den  nach  und  nach  eingelöst  werdenden  Paitial- 
Oldigationen  fortdauernd  zuwachsen,  bestimmt.  Dieser  Tilgnngs-Fonds  soll 
aus  den  dafür  ebenftdis  schon  bereit  gestellten  Einnahmen  Unserer  Lan- 
des-Stener-Kasse  entnommen  werden.    §.  6.  Es  bleibt  die  Befugniss  vor- 
behalten, nach  Unserem  Ermessen  und  mit  jeweiliger  Zustimmung  Unserer 
Landstände  weitere  Beiträge  aus  den  Heven iien-Ueberschüssen  der  Lan- 
des-8teuer -Kasse  zur  desto  schnelleren  Rückzahlung  des  Anlehens  zu  ver- 
wenden.   §.  7.  3Iit  der  Aufnahme  des  Anlehens  und  der  Ausfertigung;  und 
Unterzeichnung  der  Partial-Obligationen ,   so  wie  mit  Verwendung  des 
Anlehens  zu  dem  im  Art.  2  angegebene^  Zwecke,  endlich  mit  der  Fürsorge 
fär  plinkUiche  V«rzliisttng  und  AücJuaUuug  der  Schuld  uach  Art»  4^  6 
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und  6  beHiifiragea  Wir  Unsere  Landes-Regiernn;; ,  tm  welcher  Wir  drei 
HilgUeder,  die  Namens  derselben  dieftes  Greschaft  besorgen  sollen»  enieiuieB 
und  auf  getreue  Vullziehung  dieser  Verordnung  und  der  mit  UoterMl 
LWHbMiBflien  i^etroflenen  Vereinharnn<>:  besonders  verplichten  lasiea  wer« 
des.    Gegeben  Biebrich,  den  4,  Dexember  1836." 

In  die  Amorlisations-Kassn  flössen  von  diesen  2,400000  fl. 
nor  2,956047  fl.,  indem,  bei  der  in  den  Jahren  1837  bis  1843 
alfmählig  bewirkten  Ausgabe  der  Obligationen,  143053  fl. 
durch  Kursdifferenz  verloren  gingen.  Ferner  isl  duroh  Ver- 
fügungen des  Slaalsministoriums  in  den  Jahren  184t  bis  1844 
bevvirkl.  dass,  diii  cliaiis  </cgen  den  Zweck  der  obigen  Anleihe 
und  gegen  hiindii^e  ZusiclKM*unj>en  (i(M*  Ile^^icriing)  von  jener 
Summe  1,511900  fl.  zu  andern  Zwecken  als  zur  Tilgung  der 
Domanialschulden,  verwendet  sind.  Von  diesem  Anlehen  wa- 
ren beim  Schlüsse  des  Jahrs  1847  noch  1,511900  fl.  abeutra- 
gen.  Die  Ausgabe  («ir  diese  Schuld  war  jährlieh  150000  fl.  - 

Eine  neue  Verbindlichkeit  entstand  für  die  Landeskasse 
durch  die  im  Gesetz  vom  22.  Januar  1810,  J^.  3,  für  die 
Landeshredilfiasse  iihornoinnioric  IMri^sc  hafl.  Diese  Kasse  wurde 
damals  mit  einem  stehenden  ßetriebsl'onds  von  3 '.4  Millionen  fl. 
erricblet,  um  den  Gemeinden  und  Grundbesitzern  des  Her- 
zogthums  Gelegenheit  zu  geben ,  sidi  die  zur  Tilgung  älterer 
Schulden,  zur  Ablösung  von  Realtasten  und  zur  Erwerbung 
von  Grandeigenthum  benöthigten  Kapitalien  gegen  massige 
Zinsen,  ohne  koslspieÜj^e  Vermittelung  dritter  Personen,  /u 
verschanbn  und  zugleich  die  (iewi'rl)tr(Ml)cndcn  zum  Betrieb 
ihrer  (ieschäfle  oder  zu  besonderen  industriellen  Unterneh- 
mungen durch  Kredilbcwilligung  zu  unterstützen. 

Der  ichwebende  Betriebsfonds  wurde  gebildet:  durch  ge- 
rtehtliche  Depositen  (vom  I.April  1840  an,  nach  der  Hinist 
Bekanntm.  vom  25.  Januar  1840;  früher  in  eine  unter  der 
Domanial-Tilgungs-Kasse  stehende  Gen.  Depösiten-Kasse  gegen 
Verzinsung  mit  3  %  gezahlt),  Sj)arkassengelder,  üebei'schüsse 
der  Landeskassen  und  Anlehon  auf  kurze  Zeit.  An  die  Stelle 
dieser  Landeskreditkasse,  unter  Uebernahme  aller  Rechte  und 
Verpflichtungen,  trat  durch  Gesetz  vom  16.  Februar  1849 
eine  Landesbank ^  in  deren,  unter  Aufeicht  des  Staatsministe- 
riums  stehende  Direktion»  die  Landstände  drei  jährlich  neu 
zu  wählende  Beiräthe  senden* 
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g.  9k  Pic  LaadtalMMk  kau  DwMm  ataitUfMf  ige  gegen  ge- 
wöknliche  gerichtUdio  SdnOdTencMkiiiigwi  auf  eiat  MiiMMe  Zti«  oder 
inter  Vortdudt  d«r  Kttad^gmif  aebM^  wcm  dar  doppdit  lieCnig  de« 
pHrlehei»  «n  Lfaymctoitea  im  H«nNsikiui  »wfltPaiMpfcad  bcMIt  wfrd. 
Aofliuihiiisweifle  kOnneiiy  wm.dar  AoMter  ein  «adens  PlMidol9«ki  iilobt 
tat^  daiileifllwB  Diiriel»ii  auek  u  «tMlüageliOrlsi  E^uthancr  von  Ze- 
«beo,  dl«  im  Heriogthooie  belegen  sind,  gegeben  weiden;  in  aelehen  Fil« 
len  mnee  Jedoch  der  fQnflAicbe  Sebntenngvwertb  an  aiif|;eBcUoaneneai  Ze* 
ehene^entfittni  stoa  ünterpfiuide  beetellt  nnd  die  ROeksahlaBg  des  Dar- 
letaeas  nach  AUanf  eines  Jahres  bedongen  wwden. 

g.  7.  Die  Lrfiadesbank  gibt  Darlehen  zur  AbiOsung  von  Reallasteny 
IMkentlich  von  Zehnten.  Bei  solchen  Darlehen  geschieht  die  Sieherstel- 
Inag  durch  die  mit  Beziehüng  auf  die  AbÜMungsliatHster  von  den  pdichCi'- 
gen  Grundbesitzern  der  Laudesbank  auszustellenden  Schuldverschreibungen« 
Die  Landesbank  tritt  hierdurch  und  durch  die  Auszahlung  des  Ablösungs* 
betrages  an  den  Eigenthümer  der  llealgercchtigkeit  in  alle  Rechte  und 
Vorrechte  des  Heal berechtigten  ein ,  d.  h.  ihre  Forderung  an  Kapital  und 
Zinsen  haftet  in  gleicher  Weise  auf  dem  (Jrnnd  und  Bodeu  und  den  Friich- 
teu,  wie  die  dadurch  abgelöste  Henllast  auf  denselben  gehaftet  hat.  Hier- 
aus folgt,  dass  bei  Veräusserungeu  an  Dritte  die  Grundstücke  nur  mit 
der  darauf  haftenden  Schuld  übergehen  kÜuneu  ,  so  wie  diiss,  wenn  der- 
gleichen Grundstücke  zu  einer  Konkurümasse  gezogen  werden,  sowohl  die 
fälligen,  als  auch  die  wahrend  des  Konkurses  fällig  werdenden  Ueträge, 
80  lange  die  Grundstücke  zur  Masse  gehören  ,  aus  derselben  bezahlt  wer- 
den müssen,  die  Grundstücke  selbst  aber  nur  mit  der  darauf  noch  haften- 
den Schuld  veräussert  werden  dürfen. 

Ist  es  eine  Gesaniaitheii  von  Grundbesitzern,  welche  das  Ablüsungs- 
kapitai  bei  der  Landesbauk  aufnimmt,  so  sollen  zwar  die  einem  jeden 
Einzelnen  derselben  zur  Last  fallenden  Anlbeile  an  Kapital  und  Zinsen  in 
der  hierüber  auesoilellenden  SchnIdversehienHing  aosgedrackt  werden; 
inieam  kafleii  AB»  aeiidarisok  für  die  pQokfliche  SBablong  der  ganzen 
Sonne  In  den  VevMtoinbien,  wdche  doch  einen  aus  ihrer  Mitle  an 
baeleUenden  Erheber  za  bewerkalelligen  iat. 

g.  8.  Die  Landeebank  kana  an  eeneiaden  Darlebea  geben  oder  den- 
■elben  einen  vorflbergihenden  Kredit  bewilligen ,  wenn  die  Bedingungen^ 
,  unter  welchen  solche  nach  der  Gemeindeordnnog  Schulden  kontrahiren 
kfanen^  erlfiUt  werden,  .hinreichende  Sicherheit  f&r  Kapital  und  Zinsen 
gdiMet  und  lagteleh  nachgewiesen  wird,  dass  die  Rlickaahlaigstennine 
eiagehaUea  weiden  Mnnen. 

Der  ZmifkM  bei  aUen  Darlebea  wird  Taa  Zeit  au  Zelt  festsesedit 
aad  bekannt  gemacht  Die  Landesbaak  ist  aach  betagt,  Daileiaa  oder 
Kredit  la  laufender  Beehnong  an  laodesaagehOrfge  Baadel-  und  Clewerb- 
tieibende  in  bewilligen,  wenn: 

a)  durch  hypothekarls^  Sebald  •  und  PAuidTeradretbnngen  auf  Lie- 
geaaebaflea« 
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« 

aCi(fo  Waana,  wilehe  UartMMte  Sieterhett  fewakran^ 

c)  darok  Verpfäuduot;  von  slclwreii  Wwdenagw  «n  w^üttnngMMgß 
SekoMaer  oder  vra  InHlBdiioteii  Staatspap^B ,  ader 

d)  durch  genügenät  Birgachall  SIekarMC  galelataC  wird. 

Die  Bedingtingren,  tinter  welchen  solche  Darlehen  oder  Kredit  js^egeben 
werden ,  sind  in  jedem  einzelnen  Falle  zwischen  der  Landes bank  und  deu 
Kreditnehmern  zn  vereinbaren. 

Die  Landesbaok  verzinst  die  bei  ihr  aagelegita  fdrtcAl* 
Mm  OMdepuUm,  tobaki  «leren  Beirag  60  &  ist,  wkI  tM 
6  Monate  oder  länger  bei  ihr  stehen ,  mit  8  % ;  als  aligeoMme 
Sparkasse  femer  verzinst  sie  die  derartigen  Einlagen  mil  A*/^  Vo- 

Sie  (ausschliesslich)  ist  h  erecht  igt ,  unverzinsliche  Papiere 
(Banknoten)  bis  zum  Belaufe  von  1,000000  fl.  auszugehen, 
wofür  einstweilen  die  bisherigen  Landeskredilkassen  •  Scheine 
beibehalten  werden.  Die  Banknoten  müsaeit  bei '  aUen  Zab* 
lungen  an  öffeatliche  Kassen  im  voUen  NenoweHbe  «igeiM«H 
men  werden ;  die  Bank  muss  sie  jederzeit  gegen  bearea  Geld 
einlösen  ond  zu  dteseih  Zwecke  einen  entsprechenden  haaren 
Reservefonds  halten. 

Ein  nachträgliches  Gesetz  vom  14.  April  1949  geslallei 
die  Annahme  der  Ablösungskapitalien  des  Staats  mid  Zentral- 
Stodienfoods  gegen  Sdinldscheine  auf  Namen;  der  Ablösungs- 
kapitalien aber  von  Korporationen,  Pferreien  und  Privaten, 
als  Anlehen  auf  kurze  Zeit  (§.  22  des  Bankgesetzes}.  Zu- 
gleich wurde  einstweilen  der  Zinsfuss  der  Sparkasse -Kapita- 
lien auf  5  Va  erhöbt  • 

Hier  ist  mxsb  zo  erwähnen»  dass  die  tandesbank  das 
fiir  den  gesammten  Kassendienst  des  Staats  erforderfiche,  zo 
ttOOOOOfl.  angenommene  Betriebskapital  gegen  Verzinsung  lie- 
fert. Jedem  Fonds  wird  am  Schlüsse  jeden  Monats  ein  Kon- 
tokorrent ij;ezogen.  Am  Schlüsse  des  Jahrs  werden  die  Ak- 
tiv- und  Passiv-Beträge  zusammengestellt.  Der  12.  Theil  des 
Uotandufidas  wird,  wenn  er  la  Gunsten  der  Landesbank  ist, 
dieser  ni  wenn  er  zn.Ganstea  der  Fonds  ist,  deosel- 
foen  von  der  Biank  mit  S%  verzinst.  Vor  Errichtung  der 
Landes^Kreditkasse  und  der  Landesbank  legte  die  Domänen- 
Kas6e  das  Betriebs  -  Kapital  vor. 
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Der  Abgeordnete  von  Eck  sai^t  liiei  (il)er  in  seinem  meln- 
erwäbnlen  Domänen  -  Berichte  vom  22.  Dezember  1848  Fol- 
gendes : 

Nub  AallfiMDV  ^  ^  Aiii"  •  Umteoge  dcB  lleni^ftkiiiiw  früher  be- 
alanienen  KanuiierktMMii  wurden  alle  anf  diesen  Keeeen  hafteadett  Kam* 
luerscliuldeii  auf  das  DoiaaliialvenaOsen  aar  Yerainsuag  und  TOgung  über- 
wiesen.  Bs  sind  die  betreftndeii  Aosgaben  filr  die  Jahre  1816  «ad  18 17,  nnd 
awar  an  Zinsen  in  den  Bechmüigea  des  IStaa(nninisttriiuns  ffti  die  Gene- 
MMoniünendireklion,  an  tmftttl  in  dee  Beohnnngeii  der  AnMitflsntions- 
kasse  Iffar  diese  ^le  Terrechoet. 

Um  diese  Schulden  albnihlig  su  tilgen,  ward  durch  die  Verordnung 
mi  May  1818  (Verordnungssanunoiang- Bd.  S  S.  12)  eine  besondere 
SchnidentOgungakomnissIon  gebilde«,  weiche  noaiittelbar  unter  dem  Staats- 
ministerium  stehen,  sich  aber  an  die  GeneraldomUnendirektion  anschliessen 
sollte.  Als  Wirkungskreis  dieser  Behörde  ward  nicht  Uos  die  Absah- 
lang jener  Kapllalsehulden ,  sondern  auch  die  Verwaltung  der  zu  diesem 
{SwiGke  bestfanntett  Einnahmen  beiefehnet.  Als  Einnahmen  wurden  ihr 
Angewiesen: 

1)  alle  auaserordenaieben  ElDnahmen,  welche  sich  aus  Bechnungs&ber- 
sehilssen  und  anderen  derselben  hingewiesenen  Zniüssen  bildin  würden; 

2)  der  Ertrag  aus  allen  Verftussenragen  von  Domänen; 
8)  die  Laudemialgelder; 

4)  die  Domanialaktjykapitalien ; 

5)  die  Zinsen  der  durch  die  SebuldentilgnngskaBse  abgetragenen  Kapita- 
lien, welche  fortdauernd  ohne  Abzug  aus  der  Domanenkasse  an  die 

Schuldentilgtmgskasse  bezahlt  werden  sollten; 

6)  ein  aus  der  die  Domänenkasse  helastenden  Pensionsniasse  auszuschei- 
dender Leibrentenfonds  von  150000  11.  in  der  Art,  dass  alle  im  Laufe 
der  nächsten  zwumAg  Jahre  davon  durch  Ableben  einzelner  Pensionäre 
zurückfallenden  Renten  ebenso  wie  die  Zinsen  abgetragener  Kapitalien 
nnabgekUrzt  zur  SchuidentUgungskasse  flicssen  sollten; 

7}  die  Anlehen  auf  kurze  oder  längere  Zeit,  welche  anzunehmen  die 
Schuldentilgungskonimission  ermächtigt  \v;ird.  Solche  Anlehen  waren 
lediglich  zur  Schnldcntilgun^;  hestininil ;  durch  deren  Aufnahme  sollte 
der  Schuldenstand  nicht  erhöht,  vielmehr  nur  die  Namen  der  Gläubiger 
verändert  oder  erneuert  werden. 

Mit  diesen  Fonds  boHte  das  Staatsministerium  die  gesammte  Damanial- 
schuld  in  30  Jahren  zu  tilgen ;  dasselbe  setzte  hierbei  naodleh  r^/mm, 
dass  die  Ueberschüsse  aus  den  Arreragen>  so  wie  die  Einnahmen  aus  ver- 
äusserten Domänen,  aus  den  Laudemien  und  Domanialsiktivk&pitalien  jähr- 
lich Uber  5O0O0  fl«  betragen  würden.  Dasselbe  ertheilte  sogar  der  Amor- 
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UsatiooskomiDission  die  Zurieheruni^,  dSM  dasjeuijEce,  was  jährlich  an  den 
unter  1 — 4  gedachten  Einnahmen  weniger  al^  50000  fl.  eingehen  wiirde^ 
aus  df r  Douiänenlcasse,  oder  durch  ein  neues,  jedoch  nach  der  bestehenden 
Vorschrift  zu  fundirendes  Anleheu  gedeckt  werden  sollte.  Bei  einer  Ab- 
tragung von  jährlich  60000  fl.  auf  das  Kapital,  und  bei  weiterer  Ver- 
wendung der  hierdurch  ersparten  Ziiiseu  zur  Schuldentilgung  würden  bis 
zum  Schliisse  des  Jahres  1847  von  der  Domanialsclittld  3,321956  fl.  17  kr. 
abbezahlt  worden  seyn.  Mau  nahm  damals  weiter  ftn,  dass  von  den  Pen- 
sionen jährlich  50000  11.  heinisterbeu  würden.  Hierdurch,  sowie  durch  die 
eraparten  Zinsen,  würden  bis  zum  Schiuas  des  Jahres  1847  weiter 
1,782603  fl.  53  kr.  getilgt  worden  seyn. 

Die  Verordnung  vom  25.  May  1818  ist  jedoch  nicht  strenge  durch- 
geführt, sondern  viellach  abgeändert  worden. 

Die  Amorlisalionskasse- Rechnung  cMgiebt  iils  am  1.  Ja- 
nuar 1818  vorhandcn<'  DomanialscUuIden  folgende  Posten: 
\)  Unablnsliche  und  nicht  willkürKch  aofkünd- 

bare  Schulden  •  •    655095  fl. 

3)  Kapitafien  von  Uitgüedern  des  herzoglicheu 

Hauses  1^1801  ^ 

3)  Kapitalien  der  stehenden  Schuld  und  zwar: 

a)  Kleinere  Darlehen   von  verschiedenen 
Personen  aus  den  Jahren  1731  bis  £nde 

1817    1,533905  ^ 

b)  Ausländische  Konsortial-Anlehen   .  •  .  1,200!MIO  ^ 

c)  Inländische  KoDsorUal-Anlehen  ....  436146  ^ 

4)  Kapitalien  der  Unvifmim  Schuld  aus  den 
Jahren  1816  und  1817. 

a)  Angeiiehene   Kapitalien   der  Amorlisa- 
lionskasse : 

aa)  gegen  Schuldscheine   202114  ^ 

bb)  gegen  Wechsel   909120 

b)  Aus  deponirten  Kaulionsgeldem : 

aa)  von  Zivll-Dienem   -  15350  „ 

bb)  MiKtörs   31917  „ 

cc)  Pachtern   7058  „ 

c^  Aus  gerichtlichen  Depositen   96300  „ 

5J  Zinsrückstände   36410  „ 

.      ,  zusammen   5,854915  fl. 

dazu  kommen  aber  noch: 
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Schulden  aus  Wechseln   112046  iL 

auf  ausserordenthchem  Wege   287310  „ 

-  spater  liquid  gewordene  Schulden    ....     873918  ^ 

was  (nach  Abzug  eines  erloschenen  Betrages  von  68423  fl.) 
als  Gesammt- Kapitalbetra^  am  1.  Januar  1818  die  Summe 
von  7,omö7  iL  erisLehU 

Auf  den  Kopf  der  damaligen  Bevölkerung  kamen  davon 

im  Durchschnitt  23,1  fl. ,  und  die  Domanialschuld  verhielt  sich 
zur  i^esamniien  laufenden  Jahresausgabe  der  Domanenkasse 
wia  4,2  zu  1. 

Der  Kapitaibelrag  diecar  Schukli  amtatt  vermindert  am 
werden,  blieb  in  fortdaueroder  Zunahme  und  wmr  am  I.  Ja> 

nuar  1836  bis  auf  8,243910  fl.  gestiegen,  als  durch  die  oben 
erwähnte  Uebernahino  von  2,400000  fl,  auf  die  Landeskasse 
eine  Yemuoderung  und  durch  zwei  neue  Aniehen  eine  Kon- 
solidirung  der  Schuld  Statt  fand.  Es  wurden  nämlich  mit 
dem  Bankhaus«  voo  RotbaohiU  und  Söhnea  io  Frankfurt  a.  H. 
Verträge  abgeschloBsen: 

1)  Ober  0iii  Mleh«ii  ron  Vl^  BMlUoii  0iild«i|  fOot  wMm  am 
.  tl.  July  1837  dem  Baitkhai««  toq  Ao<MiII4  «mm  llnvMHilivMndUwi- 

bangen,  jede  von  aOOOOO  «losgestellt  vßA  fiber  weldlee  tw  diesen  mf 
den  lÄaber  laatende  prozentige  PMrtialobligiRtioiiea  anegefertigt 

wurden; 

2)  über  ein  weiteres  Aniehen  von  2^600000  II.,  über  welches  dem 
genannten  Bankhause  am  14.  August  1837  efaie  Hanptscholdverschreibung 
ausgestellt  und  Uber  welches  von  denHelben  104000  StOek  auf  den  Inbn- 
b«r  Isnleflia  anv«nUisliphe  PrSmlensebeine ,  jeder  m%$  ü.,  ausgefertigt 
worein* 

Nach  dfoaen  Vertri^  hat  das  Bankhana  voARpthMsbUd 

für  das  enta  Aalehen  •  4,247169  0* 

und  fttr  das  letztere  ^,000000  „ 

zusammen  .  6,247169  fl. 

an  die  Schuldentilgungskommission  bezahlt ,  diese  dagegen  Mk  verbindlich 
gemacht,  an  dasselbe  von  dem  bezahlten  (nicht  von  dem  verschriebenen) 
Betrag  49^/2  Jahre  hindurch  in  O^^rtalraten  jährlich  4'/,  Prozent  (nnm- 
lish  3Vi  Prozent  Zinsen  und  1  Prozent  zur  KapitHltilgung)  zu  befahlen, 
so  dass,  nachdem  die  Amortisationskasse  188  Quartale  hindurch  jährlich 
281122  fl,  86  kr,  entrichtet  haben  wird,  keinerlei  Anspruch  wegen  dieser 
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teüett  AiMm  v«a  imn  BtnkluiiiM  vm  RodMeftOd  HMkr  erfeekoi  wtHm 
kann.  Nach  ikam  Verträgen  hat  dtnelbe  die  dorch  dM  -Loa«  zur  Ela* 

lOsnng:  bestimmten  Partialobligationen  imd  Prämien  sechs  MOBfite  nach  der 
Verfkllzeit  an  die  SchaMenlilgungskomroisHiun  abMdteftrn  nad  für  sokha 
alsdann  noch  aicht  eiagcgaagene  Effektea  dea  ficfeawerth  an  die  Amor- 
ilniitaalriii  au  ersetzen ,  welche  dagegen ,  wenn  solche  zur  EialÜMiaf 
kommen,  dies  zu  thun  iiat.  Da  nach  den  festgesetzten  Verlosungs-  und 
Tilgungsplänen  die  Jührliche  Hente  von  281122  II.  86  kr.  nicht  immer 
gleichmässig  zur  Verzinsung  und  Ablage  der  Obligationen  oder  der  Lot<- 
terieelTekten  verwendet  >vird ,  vielmehr  zur  BeniUztinju  fnr  spätere  Zins- 
und  Kapitaleinzahlun^eii  (beilweise  und  vorübergehend  in  den  Händen  des 
Uankhauses  verbleibt;  so  bat  sich  dasselbe  verbindlich  gemacht,  bei  der 
Schuldentil'^ungskomtnission  «ijnte  8taatspapiere  in  der  Art  zu  deponiren 
dass  deren  Werth  bei  Nassauischen  Obligat ioiieu  im  Nennwerthr ,  bei  son- 
stigen Papieren  aber  10  Prozent  unter  dem  Tageskurs  berechnet,  dem 
Betrage  der  in  den  Händen  der  Herren  M.  A.  von  Rothschild  und  Söhne 
befindlichen  Theile  der  Hente  mindestens  gleichstehe.  In  Fnlp;e  dieser  bei- 
den Anlehen  liess  die  Nchuldentilgungskomniission  säinntiliche  Darlehen 
auf  Schuldscheine  au  porteiir,  so  wie  die  auf  AmortisatiunskassenscÄeine, 
iirnl  zwar  gemäss  Verfügung  vom  Ü5.  August  1837  die  der  Privaten,  und 
vom  16.  Oktober  1837  auch  die  der  milden  Fonds  ,  der  Kirchen  uud  Gc« 
ineinden  aufkündigen  und  demgemass  zarQckzahIeD« 

Nachdem  im  Jahre  1841  die  Ablösung  der  Domanial- 
aehoten  begonnen  hatte,  sind  wegen  Verwendung  der  dadurch 
entgehenden  Gelder  zur  Schuidentiigung  u.  &  w«,  so  wie 
wegen  veränderter  Verwaltung  der  Oomanlalschnld»  Verfügun- 
gen durch  Reskript  des  Staafsmmisterinms  vom  SO.  Januar  t84t 
ergangen.  Die  am  1.  Januar  1848  vorhandene  Domanial- 
bchulti  zerfällt  in  zwei  Beslandthoile,  nämlich: 

1)  in  die  nicht  konsoltdirte  Schuld,  zu  welcher  gehören 
die  nicht  wIHkürlich  aufkiintl baren  Kapitalien  von  Privaten, 
die  Darlehen  der  MitgNeder  des  herzoglichen  Hauses,  meh- 
rere Kapital-  und  Zinsbeträge,  deren'  Inhaber  sich  bis 
jetzt  nicht  znrZahhing  angem^del  haben,  die  Kantionen  von 
Dienern  der  Domäne,  die  vor  dem  Jahre  1816  deponiitcn 
Einstandskapitalien ,  die  Kaulionen  der  Domanialpächter  und  - 
die  Depositen  zur  Ergänzung  von  Crbleihen  und  Leben.  Sie 
betrug : 

an  Kapital   70300S  11.  8%  kr. 

an  rückständtgen  Zinsen  t4M  «IM  ^ 

(Anlage  9t  im  AlUMb*  Ber.)  ^ 
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2)  Die  konsolidirte  Schuld,  welche  in  den  beiden  An- 
lehen  bei  dem  Bankhaiise  von  Hothschild  im  Beirage  von 
4.500000  11  lind  2,600000  fl.  ht  steht.  Da  demselben  istalt 
Provision  die  jährlich  zur  Verzinsung  und  allmahligen  Tilgung 
dieser  Schuld  bestimmte  Rente  einige  Jahre  länger  bezahlt 
wird,  als  zar  allmähligen  Abtragung  bei  3  %  Zinsen  und 
i  %  Tilgung  nöthig  ist,  so  lässl  es  sich  nur  mit  grosser 
Schwierigkeit  berechnen,  um  wie  viel  jene  Schuld  durch  die 
seit  dem  Jahre  1838  an  jenes  Bankhaus  bezahlte  Renle  von 
281123  n.  36  kr.  sich  gemindert  hat.  Nach  einer  ungefähren 
Berechnung  beträgt  die  bis  zum  1.  Januar  1848  erfolgte  Ab- 
zahlung auf  das  kapital   666000  fl.  —  kr. 

so  dass  von  der  ursprünglichen  Schuld  von   7,100000  ^  —  „ 
/  -«  ___ 

noch  zu  tilgen  sind   6,434000  ü.  —  kr. 

Nimmt  man  hierzu  die  unlor  1  gedachte 

Sebald  mit   793003     ö%  ^ 

so  betrug  am  i.  Januar  1848  die  Doma^ 

nialschuld  an  Kapital  7,227003  il.  8'/,  kr. 

.  Dieses  ergiebt  gegen  1818  eine  Vermehrung  von  203646  fl., 
wozu  noch  die  HälAe  dßMjemgen  Theils  der  Dotalgelder  der 
verstorbenen  Herzogin  Elisabeth  kommt,  welcher  in  die  Amor- 
tisationskasse geflossen  ist  (940396  fl.),  also  470198  fl.,  indem 
diese  Summe  auf  dem  Passivkapital -Stock  als  unverzinsliche 
Schuld  steht.  Wenn  man  feiner  hierzu  die  nicht  auf  die 
Schuldentilgung  verwandten  1,511900  fl.  des  Landeskassenan- 
lehens  von  1836,  so  wie  diejenigen  Domanial-Yeräussenmgen 
rechnet,  deren  Erlös  weder  zum  Schuldeoabtrag  gedient  hat, 
Doch  gleich  nutzbringend  angelegt  ist»  so  wird  sich  nicht  leug- 
nen lassen,  dass  die  Bi*wartnng,  mit  welchen  die  neue  Ord- 
.nung  der  Schuld  im  Jahre  1837  erolTnet  wurde  —  dass  näm- 
lich sänimtliche  Domanialschulden  bis  zum  Jahre  1848  getilgt 
seyn  sollten  —  eben  so  wenig  gerechti'erligt  ist,  als  die  Uand- 
lungen  des  Staatsministeriums,  welche  dem  Lande  diesen 
grossen  Nachtheil  bereiteten. 

Als  ein  glUuUger  Umstand  muss  hervorgehoben  werden, 
dass  die  Schuldentilgungs- Kommission  stets  darauf  Bedacht 
enomm§n  hat,  den  Zinsfuss  der  Domanialschuld  herabzusetzen 
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und  es  hierdardh  dahin  gebraeht  hat.  dass  dieselbe  Snmme, 

welche  bis  zum  Jahre  1838  zur  Vemnsung  der  Donianialschuld 
bezahlt  werden  iwussle,  von  da  an  nicht  nur  zur  Verzinsung, 
sondern  auch  zur  allmahhgen  Tilgung  der  Kapilalschuld  dient, 
so  dass,  wenn  dieser  Betrag  bis  zum  Jahre  1887  fortbezahU 
wird,  die  gesanimte  konsolidirte  Domanialschuld  erloschen  ist. 

Die  Ausgabe  der  Amorlisations-Kasse  auf  die  beiden  An- 
leben  von  1837  und  liir  Verwaltung^-Koston  ist  in  den  letzimi 
10  Jahren  zwischen  290000  und  320000  fl.  gewesen. 

e>  9<MtMieliiiM  mmH  AnffWns  1848* 

Die  Landeskasse  hatte  bei  der  Landeskreditkasse  folgende 
Anlehen  gemacht: 

1.  zum  Irrenhausneubau  in  Eberbach.  .  *  193000 
d.  zum  Freiliafenban  in  Biebrich  ...»  134000 

3.  zum  LabnschifHahrts-Bau   388000 

Zusammen  710000 
Dazu  kam  der  Ausgabe-Uebcrschuss  der  Jahre  1846-  48 
und  zwar  durch 

4.  FruchUnkäufe   370759 

5.  Ausrüstung  und  Mobilhallung  des  Kontingents  322120 

6.  Bewaffnung  der  Bürgerwehr   60000 

7.  Reichsunkosten   67000 

8.  Beitrag  zur  Marine   57000 

876879. 

Endlich  ein  Einnahmemangel  der  Domänenkasse  von 
291000  fl. 

Die  Schuld  an  die  Landeskreditkasse  konnte  allmählig 
wieder  abgetragen  werden,  ailein  zur  Herstellung  des  Gleich- 
gewichts  in  den  Kassen  wurde  durch  Gesetz  vom  12.  Dezem- 
ber 1848  eine  Anleihe  von  1,200000  fl.  verfügt.  Sie  soll  bin- 
nen 25  Jahren  zurück  bezahlt  und  bis  dahin  mit  5%  verzinst 
werden;  das  Domanium  ist  daflir  verpfändet. 

Der  Bedarf  der  SckuktetUUgungi^Kaue  wird  für  die  Folge 
etwa  wie  nachsteht  seyn: 
1.  Für  die  bisherige  Domanialsdmid: 

a.  für  die  nicht  festgestdke  Schuld  .  .  •  9827 

b.  für  den  Rest  der  Anleihen  von  1837  .  28U23 
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2.  Für  die  bisherige  Landeskasge-Scliuld : 

a.  für  das  Anlehn  von  1836   126208 

b.  für  die  Schulden  an  die  JLandeakreditkaasd  $8436 

3.  Für  das  Aolehn  vom  12.  Dezember  1848  i 

I  48000 

Zusammen   .   563594  fl., 
oder  12,8  %  aller  Ausgaben  und  mehr  als  2  Simpel  der  direk- 
ten Sieoera;  ohne  die  Yerwaltungskosten  zu  berechnen. 

Der  Kapital-Beirag  femer  dürfte  am  1.  Januar  1850  ciw  a 
10,200000  fl.  seyn,  d.  i.  auf  den  Kopf  der  Bevölkerunij  durcii- 
schnilllich  24  fl.  anstatt  23  fl.  im  Jahre  1818  und  ein  Verhult- 
niss  zur  gesammten  laufenden  Jahresausgabe  wie  2,32  zu  1 » 
zu  einer  minieren  reinen  Staatseinnahme  aber  wie  etwa  4  zu  1. 

Noch  einige  Bemerkungen  über  den  Kurs  der  Nassan- 
schen  Staatspapiere. 

3%%  '5%. 
ObäffaHanm, 
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Der  Kursstand  der  zinstragenden  Staatspapicre  deutet 
schon  an,  dass  deren  Besitzer  und  die  Börse  überhaupt,  so- 
wohl zur  Zahlftihigkeit  als  zur  Rechtlichkeit  der  nassauschen 
Regierung  volles  Vertrauen  haben«.  Die  vorenthaltene  Dar- 
stellung rechtfertigt  dieses  Vertrauen»  allein  es  ist  noch  manche 
Erbschaft  des  früheren  VerwaküngB-Systems  zu  bessern,  be' 
vor  man  sagen  kann,  dass  der  Staatshaushalt  Nassau's'  in 
einem  musterhaften  Zustande  sich  befinde.  Zunächst  ist  dazu 
die  vollständigste  Klarstellung  des  finanziellen  Verhältnisses 
zwischen  dem  Lande  und  der  herzoglichen  Familie  unerläss- 
lich.  Sodann  die  Vereinfachung  der  Rechnungs-  und  Kassen- 
VerhälUiisse,  wodurch  zuverlässig  nicht  unbedeutende  Erspa- 
rungen erreidu  werden  könnten  ^  wie  denn  auch  in  der 
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Verwaltung  und  Erhebung  der  verschiedenen  Einnahmezwcigo 
ähnliche  Maassregeln  gleiche  Erfolge  haben  dürften.  Im  All- 
gemeinen möchte  das  Bestreben»  dqrcb  veränderte  Verwal- 
tungsi-EinrichtaQgen  auf.  die  Yermmdermg  de*  Personals  ji» 
mimchen  DiewiiWBigen  kinzuwirken  *  auf  sehr  grosse  Schwie- 
rigkeiten nicht  Stessen.  Allerdings  i^t  nicht  zu  vermeidon, 
dass  in  kleineren  Staaten  eine  unverliällnissmässig  grössere 
Beamtenzahl  gehalten  wird,  als  in  umfangreicheren  Staaten*, 
wovon  denn,  die  gewöhnliche  Folge  ist,  dass  die  Dienstein* 
nahmen  in  der  £rsteren  geringer  und  oft  unzureichend  sind. 
Allein  jener  unvermeidliche  Uebelsland  hat  auch  seine  Gren- 
zen und  diese  scheinen  mir  in  Nassau  überschritten*  Nassau 
bezahlt  seinem  Beamtenpersonale  (soweit  dessen  Dienstein- 
nahmen aus  S/aa/*milteln  erfolgen  und  ohne  Berücksichtigung 
des  Militärs)  jährlich  an  914000  (1.,  oder  etwa  20  %  aller 
Ausgaben ;  das  ist  unverhällnissmässig  viel ,  obgleich  nur  we- 
nige Stellen  zu  hocb  besoldet  seyn  dürften.  Hier,  wie  in  andern 
kleinen  Staaten,  ist  dadurch  zu  helfen,  dass  man  (durch  Neu- 
gestaltung  und  Vereinfochung  der  Verwaltung)  das  Personal 
verringert,  dieses  verminderte  Personal  besser  bezahlt  und 
dann  von  demselben  verlangt ,  dass  es  seine  ganze  Zeit  und 
alle  seine  Kräfte  dem  Slaabiiienste  widme. 
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Vergleichende  DarsteUung  des  Haushalts ,  des  Ahgabenwesens 
mid  der  Schalden  Deutschlands  und  des  «brigen  Europa* 


Kreiherm  Friedr.  von  Rei^ 


K  B.  Dr. 


»  / 


Darmstadt  1851. 

Kerfay  i0t  HofinMümdkmg  wm  0.  Jamgham. 


Die  ei'sie  Anlage  dieser  Schrift,  zu  welcher  bereit«  seit  vielen  Jahren  g^esani- 
nelt  ist,  (escliah  auf  Venuiia««ung  eines  Auftrags  des  Finanz-Ausschusses  der  deut- 
adwn  BdekiTefMawriiiBg,  elMn  Uarldit  Uber  das  AbgabcnwAmi  in  DeataeUaB«  in 
entwerfen.  Manche  bis  dahin  tief  verborgene  finHnzielle  VerkiltBiMe  waren  durch 
dieFol|[;en  der  Ereignisse  im  Märs  1848  oflen  gelegt,  und  nur  selten  noch  blieb  ein 
Wunsch  um  Aufklärung  unerfüllt.  Unter  der  Gunst  dieser  Oeflentlichlieit ,  so  wie 
dnrvh  die  Hülft  vieler  Freunde  MSMM»  Arbelten  im  Vaterlande  and  in  flMt  al- 
Im  aiaMeo  Enropas;  wurden  mir  Origmal-^iwXLen  xnganglich,  wdche  vefeinC  bt* 
■Btzen  zu  können  bis  jetzt  noch  niemand  daA  Gliick  gehabt  hatte. 

Soll  ich  die  Nothw endig keit  darlegen  mit  dem  Haushatte  der  Staaten  und  des- 
sen Verbesserung  recht  ernstlich  sich  zu  beschäftigen?  Wird  ferner  es  des  Bewei* 
Ms  bedfirftn,  dass  gründliche  Kenntniaa  ond  genOgende  HSIIb  snr  mler,  FSh-  i 
rung  der  Statistik,  so  wie  durch  Anwendoiv  gesunder  Lehren  der  Staat»-  md  i 
Volks-Wirthschaft ;  %u  erlangen  ist? 

Thatsachen  überzeugen  besser  als  Worte\  also  einige  Thatsachen  deren  Be- 
weise die  Schrill  enthält.  Salt  den  Jahre  ISM  aind  In  Ihat  aUen  Staaten  Boropa'a  die  j 
Snansieilen  Verhältnisse  so  weit  aufgeklärt  und  geordnet  gewesen,  dana  mmn  wüt  j 
Abtrag  der  Staatsschuld  beginnen  konnte.  Keiner  der  lokalen  Kriege  welche  anch 
seitdem  in  verschiedenen  Theilen  Europa's  von  Zeit  zu  Zeit  gefiihrt  sind^  hat  eine  euro»  i 
päische  Bedeutung  gewonnen }  keine  der  Bewegungen  and  Umwälzungen  bisAnfteig  J 
184^  wdciha  elncclnaSlanteB  enKhQitMFt«n.  Imc  «ich  dem  gmifln  ErdtheU^  ^^^miitfiogiä 


dem  grosseren Theile  desselben  niit;u;etheilt.  Durch  den  überniächtigen  Willen  der  damali- 
gen Lenker  jener  ftinf  Staaten  weiche  man  Grossmächte  nennt,  war  ein  dreissigjähriger 
Zu»Uiud  scheinbarer  Buhe  herbeigeführty  dessen  noch  längere  Daaer  manche  sonstige 
nitwirkende  üimehen  xa  sichern  sdiienen.  Der  iVivoMeiM  hat  dlewn  Friedens- 
zustand vortrefTlich  botnitzt ,  drnn  wo  die  8taatsre^ieningen  solclien  Bestrebungen 
nur  irgend  Itirderlidi  waren,  uder  mindestens  dieselben  nicht  hinderten;  da  haben 
die  wiclt^gsten  Zweige  des  £rwerbes  eine  überraschend  schnelle  Entwicklung  er- 
.HAren,  üe  HAlflMnsUilten  sind  in  kaum  so  hoitoder  Ausdelinung  vervfeltiUtigt  und 
▼eri»essert,  sogar  den  geistigen  Verkekr  haben  die  kOnstlick  gescbaiffimen  Hindm^ 
Bisse  zurück  zu  halten  nicht  vermögt.  — 

Der  Haushalt  der  Staaten  aber  hat'vnur  in  wenigen  Ländern  die  VortheiJe 
dieses  Frle^nsxustandes  genossen ;  nnr  eimlne  Regternngen  sind  anf  den  Schalden* 
abtrag  erfolgreich  bedacbt  gewesen  und  iü)ch  geringer  ist  die  Zn|il  derjenigen  Re- 
gierungen welche  drn  Grundsatz  der  Gei'echtigkeit  bei  Vertheilung  der  Staats/£r^/^n 
durchführten  oder  die  Ausgaben  beschränkten  und  im  Interesse  der  Erwerbs-Ent- 
wicklung regelten.  — 

So  kam  es  denn^  dass  die  Ereignisse  im  FrAMing  1848,  nickt  nur  die  Regie- 
rungen in  jeder  Beziehung;  imi vorbereitet  fänden,  sondern  auch  binnen  wenigen  No- 
naten  die  Staatskassen  in  die  drückendste  ^'erlegcnheit  versetzten  und  den  Kredit 
flist  aller  iütauten  lähmten.  Davon  war  denn  die  notbwendige  Folge  dass  (abermals 
Ohne  einen  eigentlichen  Krieg)  die  Staatssehuld  Europa' s  in  den  Jahren  1848,  1849 
und  1850  um  etwa  1300  Millionen  Thaler  stieg,  was  den  Ersparnissen  von  llJah« 
fen  regelmässiger  Tilgung  glelrh  kommt.  — 

Die  Hoirnung ,  auch  eine  6VeMC/*erleichlening  unter  den  s.  g.  Errungenschaften 
festhalten  zu  köimeu ,  ist  hiernach  allerdings  verschwunden ;  allein  diese  Tdnschnng 
ist  in  Deutschland  nicht  AosHuss  der  Hevolutionj  sondern  (mit  Ausnahme  einiger 
Staaten  z.  H.  Hadens)  vorzugsweise  Folge  der  früheren  Finanzwirthschaft.  Die  Ab- 
gabenlast wird  steigen,  wenn  man  nicht  A'i^  Ausgabeti  beschränkt;  was  bei  der 
Zwietracht  unter  <iun  Hegierungun  sehr  wenig  glaublich  ist  Die  Steuer fähiffkeit  auf 
der  andern  Seite  hat  hei  der  grossen  Masse  der  Steuersabler  fOr  den  Augenblick 
arhebllch  abgenommen  und  das  wird  noch  längere  Zeit  fortdauern,  die  Verarmung 
muss  sogar  in  s(*hr  bedenklicher  Weise  zunehmen^  wenn  die  jetzige  Bel.'istuiiü;  und 
die  jetzigen  vertrauensloseu  l^rwerbsverhültnisse  nicht  bald  ein  Ende  erreichen.  Die 
inssersten  Grenzen  des  Schuldenmachens  shid  fhst  erreicht  und  damit  tritt  derZeit- 
ponkt  ein  wo  die  Hegierungen,  entweder  den  jvoIif/tabenderenThvW  der  liev(>Ikemns 
noch  stärker  !»ole^en  müssen  mit  Staats-  und  Gemeinde-Abgaben,  oder  zahltiiigsun- 
ffthig  werden.  In  beiden  Fällen  ist  eine  neue  Umwälzung ,  weit  bedenklicher  in  ih- 
ren Folgen  als  alle  bisheri^cn^  unvermeidlich.  Denn  selbst  der  konservativste  Theil 
der  Stenerzahier  mOrtte  A«9is- iMfbng' sekier  Gesinttnngstikehügfceit  anf  die  Daner 
nicht  bestehen  und  die  Geschichte  hat  uns  nicht  versrhwiei^cti .  dass  der  Ursprung 
vieler  Uevolutiouen  in  der  Geldbörse  und  in  der  Vcrini(ii;ciis/.crrii((iiiiji^  zu  suchen  ist. 
Im  günstigsten  Falle  darf  man  allerding.s  den  jetzigen  Ausgaljcn-Budgcts  noch 
einige  Jahre  Lebensdauer  augestehen;  allein  nicht  nur  ein  europäischer  Krieg  wflrde 
aOlbrt  diesem  künstüclun  Zustande  ein  Ende  machen,  sondern  ciuch  der  jetxige  be- 
waffnete Frieden  und  die  gcharrni.schten  Noten  welche  hin  und  her  fliegen,  werden 
etwas  langsamer  dieselbe  Wirkung  haben,  weil  der  Mangel  an. Vertrauen  in  und  zu 
allen  Off^ntllehen  Verhältnissen  gleichlhlls  terstSrend  wirkt.  — 

Ausserdem  giebt  es  noch  mehrere  andere  Krcignisse  welchen  die  Staatiregle- 
rungen  mttcr  den  jetzigen  Verhältnissen  fast,  ohne  Ausnahme  nicht  ^.ewachseii 
sind.  Z\>  ei  auf  einander  folgende  schlechte  Erndlen  z.  B,  in  einiger  Ausdehnung 
über  Eurui>u  verbreitet,  würden  unfehlbar  den  Anstois  zu  einer  ueuen  llevolution 
Keben  und  dass  diese,  nach  den  gemachten  Erfhhmngen  und  nnter  den  heittehendeä 
Zuständen,  durch  Waffengewalt  zu  erdrücken  sein  würde,  ist  mehr  als  zweifelhaft. 

Die  Kcgierungen,  die  Vertreter  des  Volks,  die  Finan'zniänner  der  Börse,  über- 
haupt ein  Jeder  dessen  Pflicht^  dessen  Beruf,  oder  des.sen  Interesse  darauf  hinweisst, 
haben  daher  warlich  keine  dringendere  Aulgabe,  als  die  bisherige  iiftaats-Fioaiis» 
wirthschaft,  welche  zum  V'erderbett  des  Privatwohlstandes  und  zum  UmsCurx 
der  öflTentlichen  Ordnung  führt;  bessern  zu  helfen.  Dazu  aber  ist  die  genmtste 
Kenntniss  der  Gebredten  unerlässlich^  es  uuiss  nichts  verdeckt  bleiben,  nichts  ver- 
schönert werden;  nnr  die  voilsUlndigste  Einsicht  in  alle  AuswQchse  dieses  alten  Ue- 
beU,  Nvird  die  richtigen  Heilmittel  finden  lassen.  Bisher  war  die  Zahl  der  Kundigen, 
der  in  alle  Geheimnisse  der  Staatswirlhschafl  Eingeweihten  sehr  geriny;;  dieserVAyt  'x'^ 
des  Wi.H5eiu»  war  fast  zum  Monopol  ^^«*^^^>rden;  welches  die  !»litglieder  der  Finan/.- 
"mlnisterieny  der  ständischen  Finanz-Kojnmissiüuen ,  die  Lenker  der  grossen  Dörseii 


und  eiuige  Slaalawirthschafto-Lehrer  auBschlieidicIi  besasseii.  Seitdem  aber  die£r- 
dgnine  der  newten  Zeit  fliet  AUea  wm  davon  verboi^n  war  ao  das  Tb^ eslicit 
gezogen  haben,  Mlldeni  die  Bekanntschaft  mit  den  Einvelbeiten  des  Staat^haulttlti 

fast  überall  Gemeingut  geworden  ist;  niuss  »iich  die  Beschäfligtmg  damit  in  rvei- 
tere  Kreise  dringen;  um  en^licli  Eigeuthum  eines  jeden  Gebildeten  zu  werden.  — 

HoAm  so  wirken  isC  Jtawjfixweek  dieser  S^iflt,  8te  bietet  deakalb  den  be- 
reits eaeliknndlgen  Leser  ver^etchende  Zusammenstellungen^  der  Vergangenheit  mdt 
der  Gegenwart,  des  einen  iSlaats  mit  dem  Andern;  \vie  solche  bis  jetzt  nicht  vor- 
handen wareil.  Die  iSchrift  liefert  ferner  den  Volksvertretern,  den  Beamten  Uülfs- 
mitteln  zur  Auadehnung  ihrer  Keuntnias  der  finanziellen  Verbältnisse  und  ihrer 
Keiuitniss  des  Abgabepwesens  des  eigenen  Staats  auf  die  entsprechenden  Terhilt- 
Bisse  anderer  Lander.  Die  Schrift  knnn  auch  den  Staat spapicrbesitzem  als  I<elt- 
faden  dienen,  denn  sie  enthält  eine  geschichtliche  Knlwtckplung  des  Nchuldenwesens 
und  eine  vergleichende  Darstellung  des  jetzigen  Bestandes  der  feichuld^  für  jeden 
Staat  Die  Steuerzahler  endlich  aller  Volksklassen  werden  in  der  Schrift  Aufklft- 
rungen  finden  Qber  eigene  und  fk*emde  Lasten:  werden  eine  bestimmte  Ansicht  sich 
bilden  kOimen  über  Nothwendigkeit  und  Zweckmässigkeit  (fer  ein/einen  Ausgaben; 
sollen  dadurch  in  die  Lage  versetzt  werden,  über  eiju  ihrer  wichtigsten  Interessen 
ein  eigenes  seWsUtändiges  Uriheil  akk  xa  bilden. 

Erst  nachdem  die  ernste  Beschäpiffung  not  den  ^ngelegenlteiten  des  Staats, 
Gemfingut  aller  denkenden  Staalsoürger  geworden  ist,  aber  auch  zugleich  durch 
die  Kennmiss  der  betreffenden  Verhältnisse  liine  sichere  Grundlage  erlangt  ist; 
werden  wir  uns  der  Uufliiung  hingeben  dürfen,  in  den  Staais^ürgern  selbst  eine 
Gewikr  fttr  dieEriialtoiigr  gesetsücher  Freiheiten  ood  fOr  die  Entwicklung  deutschen 
Sinnes  an  linden. 


Die  nachfolgende  Inhaltsübersicht  der  allgemeiueu  vergleichenden  Finanz- 
Statistik,  soll  zur  ErgtuL^ung  der  verenlluüteneu  Andeutungen  dienen.  In  der  Ein- 
leitung SU  jedem 'Staate  ist  «ine  Darsteliung  der  wichtigsten  Verbaltnisse  seiner  Be- 

völkenm*»;.  seines  l'rwerbes,  seiner  VerfrJssiiiiK  und  Verwaltung,  geliefert;  um  da- 
durch Anhaltspiiiiklc  zu  N'ergleichungen  zu  gew  innen,  i^in  kurzer  Abriss  der  (Jeschichte 
und  der  Literatur  durllc  gleichfalls  nicht  icliluu ;  suwie  auch  jedem  Abschnitt  ein 
gesoMÖhtlieher  Nashwsis  der  Gssetagebung  beigegeben  ist.  Der  Verfasser  hat» 
aclion  um  ^een  liefern  zu  können,  sämmtÜche  Gesetzsammlungen  aller  Staaten 
ausgezogen ,  «ine  Beschäffiguiig  welche  zwar  sehr  lielehrend  war«  aber  auch  sechs 
Monate  Zeit  erfordert  hat. 

MOge  die  Aufbahme  welehe  diese  Sehrilt  findet  dem  Verlasser  beweisen,  dasa 
sein  wiederholter  Mahnruf  zur  Ersparung  und  Ordnung  im  SHoftishaueAaU, 
Glanben  «gefunden  und  Krfülgc  «iehabt  hat. 
L  Haushalt  und  Abgabenwesen  der  einzelnen  Staaten. 

A.  Haushalt  und  Abgabenwesen  der  deutschen  Staaten. 

1)  Haushalt  und  Ab^abenwesen  Beierns» 
Im  Allgemeinen, 
B.  SiaatS'lBmnahmen. 
n)  Im  Allgemeinen      B.  Gesebichtliebes), 
b)  Kinzelne  l^taatscinnahnicn. 
aa)  Domaniai  und  Uobeitseinnahmen,  Monopole. 

1)  LandwirthsehafUiches  Gmndeigenthnm,  Gobiude«  — 

2)  ForstwirUischaftlicbes  Grundelgenthom,  Jagd,  Fischeret. 

3)  Bergbau  und  Hüttenbetrieb. 

4)  Staats  Fabriken  (auch  Salz  werke). 
6)  Natural-  und  Geld-Gefälle. 

6)  Eergwerfca-llscal. 

7)  Salz-  und  Salpeter-RegaK 

8)  MlinÄ-Kegal. 

9)  Post-Hegal. 

lOi  Staats-EisenbidMwn,  DampfächUDkhrt  und  Telegralba, 

11)  Tabaks-Monopol. 

12)  Lotto- Monopol  (Lotterien). 

13)  Kinnahnien  von  sonstigen  Uoheitsrechten  luid  Monopolen, 
bb)  Direkte  Steuern.  ^ 

1)  Abgaben  vom  Boden.-  SA  i 

2)  Abiiaben  von  C^biluden,  Oigitized  by  Google 


8)  Ahi^n  vom  Erwerbe. 

5)  TermSgens-,  EinkowMB-^  K«yim-8teiicr< 

cc)  Indirekte  Abgaben. 

1)  Stempel-Steuer« 

2)  Abgaben  von  Erwtigung  und  TeAnmek. 

3)  Abgaben  von  Lnnd^  nnd  WanenCrMaou 

4)  Grenzabgaben. 

dd)  Einnahmen  von  Staatsbehörden  und  einzelnen  Dieutzweijgen« 
1)  Sportel-RiiiMkMU 
1)  Blnnahraen  einelaer  lünMerica. 

5)  Strafgelder. 

4)  Zahlungen  aonstiger  uniülihäneiger  Kauen« 
ee)  Einnahmen  von  jtktiU'KapiiMien, 
IQ  AustergewShnXieh»  BiUMÄaMa* 

C.  StaatS'Ausgabtru 

a)  Im  Allgemeinen  (z.  B.  GeschichtUehea ;  Lasten,  welche  auf  Pr#v&H- 
sen,  Gemeinden,  Korporationen  ruhen  n.  s.  w«). 

b)  Emzdn0  AvefabeB. 
aa)  Gewinnnngskosten, 

bb)  Staatsschuld  (z.  v.  Abtheilung  D). 
cc)  Regierendea  Haus  und  Hofstaat, 
dd)  VdluHVettfetuog. 
ce)  fmzeAie  Bienateweige« 

1)  Oberste  Staatsverwaltung. 

2)  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheilen  (alt  Unterab- 
theilungen). 

Q  Krlega-MiBiateriaB  (descMchm). 

4)  Ministerium  ffir  die  Rechtspflege  (desgleichen). 

5)  Ministerium  ftlr  Gottea-  Veiehraag  und  dientlicheB  Umetricht 
(deegleichen), 

6)  Vtelalefiafli  dea  iBBcm  (desgfeicheii). 

7)  Ministerium  fOr  Erwerh^  Handel  und  SAalliche  ftltnlfni  (fliift) 

8)  Finanz-Ministerium  (desgleichen). 

9)  Ausgaben  für  den  Huhestand  (desgleichen), 
f)  Sonstige  gewUhaUdM  Ausgaben. 

gg)  AussergewShnliche  Ansgabok 

D.  Staatsschuld, 

a)  Geschichtliches. 

b)  Gesammt-Betrag  und  einzelne  Arten. 

e)  Staatn-Kredit  (s.  B.  Kurs  der  Staatsptf  tem). 

2)  Banshalt  und  Abgabenwcien  WüriUnAergs  (ihnUche  UntetahlhelhnifMi 

wie  bei  Bayern). 

3)  bis  36)  die  übrigen  Staaten  Deutschlands  mit  entsprechenden  Unlerab- 
Iheilungen,  zuletsl  Oeüerreleh  und  Prenseen. 

B.  Haushalt  und  Abgabenwesea  der  übrigen  Staaten  Europas  (mit  ähnlichen 
Abtheilungen  und  Uuterabtheilungen,  nur  in  bedeutend  gedrängterer  Fassung). 
H.  Vergleichende  Zusammenstellungen  zur  Erlangung  sicherer  Unterlagen  fOr  eine 
Reihe  von  Betrachtnngen.  — 


kerm  von  Reden  erscheint  in  meinem  Verlage, 

Der  Druck  wird  möglichst  beschleunigt^  so  dass  mit  ziemlicher  Gewissheii 
die  Beendigung  desseWen  5i»  nächste  Ostern  zugeMkeri  merdm  kmuL 

Bei  Abnahme  des  ersten  Heftes  macht  man  sieh  zum  JUUumf  der  istUwrm 

fterbindlich,  da  einzelne  Hefte  nicht  abgegeben  werden. 

Das  ganze  Werk  nnrd  in  9  Heften  von  etwa  iO  Bogen  erscheinen  und  ist 
der  Preis  eines  jeden  He  fies  iß  ggr.  =  20  sgr,  =  fl,  i  12  kr. 

€t»  Jf9t^gham*  in  Darmstadt 
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